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I. Abſchnitt. 


Allgemeine Grundfähe des Deutfchen Stantsverfaffungs- 
rechts in Bezug anf Religionsangelegenheiten. 


8. 1. 


1. Bon der unumidhräntten geießgebenden Gewalt des Reichs und der 
Einzelftaaten zur Beftimmung der Rechte und Pflichten der. Bürger in 
Bezug anf NReligionsangelrgenheiten. 


Die Träger der Deutichen Reichsgewalt (Kaijer, Bundesrath 
und Reichstag), jowie die Lanbesftaatsgewalten (Fürften oder 
Senate und Landtage) beanſpruchen und üben thatjächlic das 
oberjte und ausichliepliche Necht, innerhalb des ganzen Reichsgebiets 
oder des Landesgebiets die Rechte und Pflichten der Bürger in 
Beziehung auf Neligionsangelegenheiten zu beftimmen. Sie ge- 
fteben feinem Untertban ein Mitentjcheivungsrecht darüber zu, 
ebenfowenig auswärtigen Staaten oder auswärtigen Vereinen 
oder deren Vorftänden. Ste gehen hierbei von einem durch bie 
Geſchichte von Jahrtauſenden beftätigten Erfahrungsjage aus, daß, 
wenn der Staat feinen böchiten Zwed, die Wohlfahrt aller feiner 
Glieder zu fichern und zu befördern, erfüllen fol, die Staatsgewalt 
nothwendig die höchſte Gewalt im Staate fein und bleiben muß. 

Diefe oberjte Gejetgebungsgewalt pflegt in der Literatur des 
Staatsrechtd und des Kirchenrecht8 feit längerer Zeit als „Kirchen- 
boheit“, „Staatö-Klirchengewalt“, „jus majestaticum circa sacra“ 
bezeichnet zu werben). 


2) Klüber, Oeffentl. Recht, 8. 506 (1840). Unpaſſend erſcheint heutzutage 
die Bezeichnung „jus reformandi“, melde dem Staatsreht des unterge- 
Thudichum, Kirchenrecht. 1 








2 Staatsfouveränetät in Kirchenſachen. 


Ueberblidt man die verjchiedenen Richtungen, in welchen fich 
die ftaatliche Gejeßgebungsgewalt in Bezug auf Neligionsangelegen« 
beiten äußert und äußern muß, jo treten vorzugsweiſe folgende in 
den Vordergrund: 

1. Der Staatögewalt fällt vor Allem die Aufgabe zu, Regeln 
barüber aufzuftellen, welchen Schuß bie religiöjen Ueberzeugungen 
der Staatsangehörigen und aller Staatsbewohner genießen follen, 
und inwiefern religiöfe Ueberzeugungen von bürgerlichen Pflichten 
entbinden oder die Ausübung bürgerlicher Rechte bevingen follen. 

2. Sie bat weiter darüber zu befinden, ob öffentlich auf- 
geitellte Sitten» und Glaubenslehren oder öffentliche Religions— 
übungen, fei e8 Einzelner over von Vereinen, mit der Sicher- 
beit und Wohlfahrt des Staates vereinbar feien oder nicht, und 
im legteren Falle folche Lehren und Gebräuche zu verbieten. 

3. Die Staatsgewalt kann fich aber nicht bloß abwehrend 
verhalten, jondern fie muß auch auf die Hebung wahrer Frömmig- 
feit und Gottesfurcht ausgehen, und, weil biefe durch geläuterte 
religiöje Ueberzeugungen bebingt find, auch die Ausbreitung letzterer 
befördern. Dieje Aufgabe löſt fie vorzugsweiſe auf dem Gebiete 
des Unterrichtöwefens, mittelbar aber auch durch Unterftügung von 
Religionsvereinen und Einwirkung auf die Leitung ihrer Angelegen- 
heiten. 

4. Sie beftimmt ferner die Borausfegungen, unter welchen 
eine Mehrheit von Bürgern fich zum Zweck der äußern Betbhätigung 
ihrer Religionsanfchauungen, insbefondere zum Zweck der Gottes- 
verehrung umd Belehrung, verfammeln und zu Vereinen zufammen- 
tbun Dürfen, fchreibt jolchen Vereinen ihre Verfaffung ganz oder 
theilweife vor, damit dieſelbe mit der Staatswohlfahrt und den 
Staatlich geſchützten Rechten der Bürger in Einklang bleibe, und 

5. beauftragt endlich die geeigneten ftaatlihen Behörden, die 
Staatliche Hülfe zur Vollziehung der Staatögefege und ftaatlich 
genehmigten Vereins⸗Satzungen (Rirchengefege) zu gewähren und 
Streitigkeiten über die Anwendung berjelben zu enticheiden, indem 


gangenen Deutſchen Reichs angehört, ſowohl vor als nah dem Weſt⸗ 
fäliſchen Frieden in den einzelnen Deutfchen Ländern eine fehr ungleiche Be⸗ 
bentung hatte, und in den menigften ein freies Gefeßgebungsrecht liber 
Religiondangelegenheiten bedeutete. 


Staatsfonveränetät in Kirchenfachen. 3 


der Staat keinem Neligionsvereine bie Ausübung dieſer obrigleit- 
lichen Rechte mehr zugeſteht. 

Die Eigenſchaft der Reichs⸗ und Landesſtaatsgewalt als einer 
höchſten (ſouveränen) mit Niemand getheilten Gewalt iſt nicht bloß 
etwas Thatſächliches, ſondern es haben das deutſche Volk und die 
deutſchen Fürſten in der Reichsverfaſſung und in den Landes— 
verfajjungen ihren übereinjtunmenden Willen ausbrüdlich Fund 
getban, daß Dieß jo fein folle, den Grundfag aljo als einen 
Rechtsgrundſatz anerkannt. 

Die Reichsverfaffungsurfunde weiß von feiner Beſchränkung 
der Reichsſouveränetät gegenüber Neligionsvereinen, ermächtigt viel⸗ 
mehr das Reich, auf dem Weg der Verfaffungsgejeßgebung Landes⸗ 
gejete, welche etwa der ordentlichen Geſetzgebung nachtbeilige Feſſeln 
anlegen, zu bejeitigen ?). 

Die Preußiſche Verfaſſungsurkunde v. 31. Sanuar 1850 
fanctionirt die Staatsjouveränetät durch folgende Vorfchriften: 
Art. 10: „Belege und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in 
der vom Belege vorgejchriebenen Form befannt gemacht worben 
find. — Die Prüfung der NRechtsgültigfeit gehörig verkündeter 
Königliher Veroronungen fteht nicht den Behörden, ſondern nur 
ven Kammern (den Häujern des Landtags) zu.” Art. 4: „Alle 
Preußen find vor dem Geſetze gleih.“ Art. 12: „Den bürger- 
lichen und ftaatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der 
Religionsfreiheit fein Abbruch gefchehen” 2). Sie betätigt alfo die 


1) Das NReihs-Militärftrafgefetsbuch v. 20. Juni 1572, $. 48, ſpricht 
den wichtigen Grundſatz aus, daß „bie Strafbarkeit einer Handlung ober 
Unterlafjung dadurch nicht ausgefchloffen fei, daß ber Thäter nach feinem Ge— 
wiſſen oder den Borfchriften feiner Religion fein Verhalten für geboten erachtet 
babe.” (R.-©.-B1. 182. Vgl. Kommiſſionsbeſchlüſſe: Reichſtag #872, Altenft. 
Nr. 90, ©. 374, 8. 50). Das außer Kraft gefetste Baieriſche Strafgeſetzbuch 
2. 10. Novbr. 1861, Art. 70, enthielt eine auf alle Untertbanen gleich an⸗ 
wendbare Vorſchrift folgenden Wortlaut: „Die Unwiſſenheit über das Be⸗ 
ſtehen eines Strafgeſetzes überhaupt, oder über Art und Größe ber Strafe, 
die Meinung, als ob die tur das Geſetz verbotene Handlung nad dem 
Gewiſſen oder der Religion erkaubt geivefen fei, — — Ihließen die Strafbarteit 
nit aus.” 

2), Aehnlich beftimmten die Grundrechte des Deutichen Bolls v 27. Dechr. 
1848, Art. 5: Das religiöfe Belenntniß „darf den ſtaatsbürgerlichen Pflichten 
feinen Abbruch thun.” Defterreichifches Orundgefeg v. 21. Dechr. 1867 über 

1* 
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Beſtimmung des Preuß. Allgen. Landrechts v. 1794, Einleitung. 
8. 22: „Die Geſetze des Staats verbinden alle Mitglieber des⸗ 
jelben, ohne Unterſchied des Standes, Ranges und Geichlechts”). 

Die Verfaſſungsurkunde von Bayern v. 26. Mai 1818, 
zit. 2, $. 1, jpricht den Grundſatz der Stantsfouweränetät in ber 
Form aus, daß „ber König das. Oberhaupt des Staats jet, alle 
Rechte der Staatsgewalt in fich vereinige und biefelben unter den 
in der Berfaffungsurtunde feftgefegten Beitimmungen ausübe” 2). 
Die II. Beilage der Verfaſſungsurkunde, das fog. Religionsedikt, 
befagt in vem Schlußfat feines $. 103: „Diefes allgemeine Staats» 
Grundgeſetz beitimmt, in Anjehung ver Religionsverhältniffe der 
verichiedenen Kirchengefcllichaften, ihre Rechte und Verbindlichleiten 
gegen den Staat, die unveräußerlihen Majeftätsrechte des 
Negenten, und die jedem Unterthan zugeficherte Gewiſſensfreiheit 
und Religionsausübung.” Im Wejentlichen übereinftimmend mit 
ber eriterwähnten Verfügung der Bayeriſchen Verfaſſungsurkunde 
lauten bie Berfaffungsurfunden des Königreichs Sachſen v. 4. Septbr. 
1831, 8. 4, Württemberg v. 25. Septbr. 1819, Art. 4, Baden v. 
22. Aug. 1818, 8. 5, und für Elfaß-Lothringen verordnet das 
Reichsgeſetz v. 9. Juni 1871, daß bort „der Kaifer die Staats⸗ 
gewalt ausübe”3), In Baden brachte das Geſetz v. 9. Octbr. 


die allgemeinen Rechte der Staat&bürger, Art. 14: „Den ſtaatsbürgerlichen 
Pflichten darf durch das Religionsbelenntniß lein Abbruch geſchehen.“ Schmelze. 
rifhe Bundesverfaffung v. 1874, $. 49: „Glaubensanfichten entbinben nicht 
von der Erfüllung der bürgerlichen Pflichten.“ 

1) Das Preußiſche Verfafſungsgeſetz v. 5. April 1873 Hatte dem Art. 15 
ber Berfafjungsurkunde v. 1850 die Faſſung gegeben: „Die evangelifche und 
die römiſch-katholiſche Kirche, ſowie jede andere Religionsgefell[haft orbnet 
und verwaltet ihre Angelegenheiten felbrlänbig, bleibt aber den Sta ats⸗ 
gelegen und der gefeglih geordneten Auffiht des Staates 
unterworfen.” (Das Berfaflungsgefeg v. 18. Juni 1875 bat den Art. 15 
daun völlig aufgehoben, um allen unpaffenden Folgerungen aus der darin 
noch ausgeſprochenen „Selbftänbigleit‘ ber Kirchen für immer ein Ende zu 
machen). Entſprechend lauteten die Grundrechte bed Deutihen Volkes v. 
27. Deebr. 1848, Art. 5 (Reichsverf.⸗Entwurß. 8. 147) und lautet noch das 
Oeſterreichiſche Staatsgrundgef. v. 21. Dechr. 1867, Art. 15. 

2) Ueber diefe Auslegung vgl. namentlich R. Gneift, ver Nechtöftant. 1872, 
©. 148. 

2) R.G.⸗Bl. 212. 
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1860, 8. 13, den Grundſatz noch deutlicher zum Ausprud: „Im 
ihren bürgerlichen und ftaatsbürgerlichen Beziehungen bleiben bie 
Kirchen, deren Anftalten und Diener den Staatsgeſetzen unter- 
worfen.” „Keine Kirche kann aus ihrer Verfaflung oder ihren Ver- 
ordnungen Befugniffe ableiten, welche mit der Hoheit des Staats 
oder mit den Staatsgeſetzen im Widerſpruch jteben‘!). Faſt 
wörtlich ebenfo lautet das Großherzogl. Heififche Geſetz v. 23. April 
1875, Art. 4°). 

Die meisten Verfaſſungen erkennen ihn ferner noch durch die 
Vorſchrift an, daß alle Stantsangehörigen vor den Gefege gleich, 
alfo ihm auch in gleicher Weife unterworfen, zu gleichem Gehor⸗ 
jam verpflichtet, und auch verpflichtet ſeien, denſelben eidlich zu ge- 
oben °). 3. B. Verfaffungsurkunde des Großherzogthums Heſſen 
v. 17. Dechr. 1820, Art. 22: „Der Vorwand der Gewiffensfreiheit 
darf nie ein Mittel werben, um fich irgend einer, nach ven Ge⸗ 
jegen obliegenden Verbindlichkeit zu entziehen.” (Faſt wörtlich in 
der Rurheffiichen Verf.-Urf. v. 1831, 8. 30, wieberbolt). Württem- 
bergiiche Verfaffungsurfunde v. 25. Septbr. 1819, Art. 21: „Alle 
Rürttemberger haben gleiche ftaatsbürgerliche Nechte, und ebenfo 
find fie zu gleichen ftaatsbürgerlichen Pflichten und gleicher Theil⸗ 
nahme an ben Staatslaften verbunden, fo weit nicht die Ver⸗ 
fafjung eine ausdrückliche Ausnahme enthält; auch haben fie 
gleichen verfajjungsmäßigen Gehorſam zu leiſten.“ 


8. 2. 
Arten und Rangordnung der ftantlichen Vorſchriften über Religions⸗ 
angelegenheiten und VBerhältnig der kirchlichen Beliebungen zu denſelben. 


Die Rangorbnung der ftaatlichen Vorfchriften für die Beur⸗ 
tbeilung der Pflichten und Rechte der Bürger in Bezug auf 
Religionsangelegenbeiten ift die gleiche wie für alle übrigen bürger- 
lihen Verhältniſſe. Maßgebend find alfo: 

1. In eriter Linie die Verfafjungsgefege des Neichs; dann 
2. die einfachen Reichsgeſetze; 


) Dove's Zeitſchr. 1, 159. Friedberg, Staat und Kirche in Baden 1874, 
S. 238, 

2) Reg.⸗Bl. 248. 

2) Hierliber ſ. unten. 
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3. die zur Ausführung derſelben erlafjenen Reichsverord⸗ 
nungen (des Kaiſers oder des Bundesraths, oder von 
Reichsbehörden); 

4. die Landes⸗Verfaſſungsgeſetze; 

5. die einfachen Landesgeſetze, einjchlieglich der Staatshaus⸗ 
halts⸗Geſetze. Zu diefer Klaſſe von Rechtsvorſchriften 
gehören auch die meiften evangeliichen Kirchenorbnnungen 
des 16.—18. Jahrhunderts; 

6. die landesherrlichen mit minifterieller Kontrafignatur er- 
lafienen Verordnungen; 

7. die Verordnungen von Staatsbehörden. 

Die Beliebungen der Kirhen- und Religions— 
vereine, neuerdings oft „Kirchengefete” und „Kirchenverordnungen“ 
genannt, fommen für deren Mitgliever fowie für die Stants- und 
Gemeinbebehörden erft in Betracht, injoweit ftaatliche Vorfchriften 
nicht vorhanden find, und die Tirchliche Beliebung fich innerhalb 
ber ftaatögejeglichen Zuftändigfeit der Kirchen hält. 

In den meiften Deutſchen Staaten ift zur Gültigfeit der 
firchlichen Beliebung außerdem erforberlih, daß fie vom Lanbes- 
herrn ober ben zuftändigen Staatsbehörden zugelaſſen (mit Placet 
verjeben) oder fogar durch fie verfündigt fei; namentlich ift dies 
überall binfichtli der evangelijchen Kirche der Fall. 


8. 3. 


2. Unveräußerlijfeit der Staatshoheitsrechte in Religionsangelegen- 
heiten, Widerruflichfeit Der hierüber von Staatswegen mit Unterthanen 
oder mit Dem Romiſchen Papft geihloffenen Verträge (Konlordate). 


I, Mit Staatsuntertbanen Verträge über die Ausübung 
von Staatshoheitärechten einzugehen, ift im 19. Jahrhundert nicht 
vielen Regierungen in den Sinn gefommen, und von den deutjchen 
Landtagen bat fein einziger jemals einen ſolchen Bertrag gut- 
gebeißen. In Preußen traf man auch jchon vor 1850 manchmal 
mit den katholiſchen Yandesbtichöfen „Verabredungen“, vermied aber 
forgfältig die Form des Vertrags (wie z. B. bei der Verabredung 
mit dem Erzbiſchof von Köln über die Beſetzung der katholiſch⸗ 
theologiichen Fakultät zu Bonn vom Jahre 1825, und über die ge- 
miſchten Ehen vom 19. Juni 1834; erſt feit 1850 wurde es üblich, in 
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Urkunden, die mehr oder weniger das Ausjehen von Verträgen 
haben, mit den Biſchöfen zu paltiren über bie Ertbeilung des 
Religionsunterrichts in öffentlichen Lehranftalten, über die Aus- 
fheidung ber der Krone verbleibenden Patronatrechte und andere 
wichtige Fragen. Im einigen Heineren Staaten abmte man biejes 
Beilpiel nad) ; in Baden wurden ſogar noch nach dem Sturz ver 
Konkordatsminifter in den Jahren 1861 und 1872 „Verein— 
barungen“ zwifchen Regierung und Biſchof aufgefeßt über Ver⸗ 
waltung des Kirchenvermögens und über die Staatsprüfung ber 
Apiranten der Theologie, welche allerdings ſchließlich nicht zur 
Ratifikatton gelangten‘). Zum Abſchluß eines förmlichen Konkor- 
dated mit dem Landesbiſchof Fam es im Großherzogthum Heffen 
unter dem Miniſterium Dalwigt; die jog. „vorläufige Uebereinkunft“ 
vom 23. Auguft 1854 fchließt mit den Worten: „Zur Feſthaltung 
ber vorſtehenden vorläufigen Uebereinktunft verpflichten fich, 
Darmftadt und Mainz, den 23. Auguft 1854: Namens der Großb. 
Regierung vermöge Allerhöchſter Entfchließung Sr. Königl. Hoheit 
(des Großherzogs) der Präfident der Großh. Meinifteriums des 
Innern, v. Dalwigk, und: ver Biſchof von Mainz, W. E. Freih. 
v. Ketteler 2). 

Solchen Verabredungen Tann niemald die Eigenichaft von 
Verträgen zulommen; fie find vielmehr, je nach ihrem Gegenftand 
und der Form ihrer Verkündigung, landesherrliche oder minifterielle 
Berorbnungen oder bloße Verwaltungsverfügungen, welche nur in- 
joweit Geltung haben, alS der Gegenjtand auf diejem Wege über- 
Baupt geregelt werden darf, und nur jo lange in Geltung bleiben, 
al® nicht durch Verordnung, beziehungsweije Verfügung etwas 
Anderes angeordnet wird). 


1), E. Friedberg, der Staat und bie fatholifche Kirche im Großherzogthum 
Baden. 2. Aufl., 1874, ©. 441, 544, 553. 

2) Abgebr. in Dove's Zeitfchrift f. K.-R., I, 1898—192. 

°) Ein im Uebrigen die Rechte des Staates vertheidigenber Schriftfteller, 
8. 9. Sybel (Gerichtsaſſeſſor), das Hecht des Staates bei den Biſchofswahlen 
in Preußen (1873) &. 4 meint: „Wenn ber Staat mit einer in feinem 
Gebiete beſtehenden Religionsgefellihaft einen Staatsvertrag (??) abfchliekt, 
fo erfennt er diefelbe thatfächlich (!) damit als ein zu folhen Akten befähigtes 
Subjeet an; er fei fhon nah den Grundſätzen von Moral und Billigkeit 
zum Feſthalten an folchen vertragsmäßigen Normen verpflichtet.” Hiermit 
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U. Auch politiſche Gemeinden können ſich der ihnen durch 
Staatsgejet eingeräumten Rechte nicht durch Verträge mit Religions 
vereinen entäußern, ba dieſe echte in jeder Hinficht zugleich 
Pflichten der Gemeinden find. Fälle, in welchen biefe Regel eine 
wichtige Bedeutung erlangte, find in ber neueren Zeit in Preußen 
vorgefommen. Nach 1850 fchloß ber Rath der Stabt Neuß 
am Nieberrhein mit dem Erzbiſchof von Köln einen Vertrag, 
worin er fich verpflichtete, zum Direktor und zu Lehrern am 
ſtädtiſchen Gymnaſium nur ſolche Perfonen zu wählen, welche der 
Erzbifchof al8 dazu geeignet anerkannt haben werde. Im Jahre 
1872 trat der Stabtrath einfeitig von diefem gänzlich unverbind⸗ 
lihen Vertrag wieder zurüd. Aber noch im Jahre 1875 unter- 
handelte der Magiftrat der Preußiſchen Stabt Frankfurt a. M. 
einen „Vertrag” mit der Tatholiichen Kirchengemeinde daſelbſt über 
den an ben ſtädtiſchen Lebranftalten zu ertbeilenden Unterricht in 
Religion und Gefchichte (1); derſelbe bat jedoch die Genehmigung 
der Stabtverorbnietenverfammlung nicht erhalten. 

UI. Im 19. Jahrhundert haben die meiften Deutſchen Negie- 
rungen, welche Tatholifche Unterthanen haben, zu verfchievenen Zeiten, 
theils nach dem Beifpiele Napoleon’8I., theils nach demjenigen Oeſter⸗ 
reich, mit dem Römiſchen Bapft Konkorbate oder Konventionen, 
Dereinbarungen, Verabredungen, Gepflogenheiten eingegangen, 
welche einzelne, oft nur wenige Seiten der Einrichtungen der 
katholiſchen Landeskirchen berührten. Es geſchah Dies entweder 


iſt aber ſchon zugeſtanden, daß einer aus Staatsunterthanen beſtehenden 
Religionsgeſellſchaft die Fähigkeit, den Willen der Staatsgewalt durch Ver⸗ 
trag zu beſchränken gerade nur fo lenge zukommt, als bie Staatsgewalt 
ihr dieſe Fähigkeit zuerkennt, und keinen Augenblick länger. — Eine ähnliche 
Folgerung, wie F. v. Sybel, zog ſchon dreißig Jahre vorher Laspeyres, in 
feiner Geſchichte und heutigen Verf. der katholiſchen Kirche Preußens, I, 871; 
er erblidte in dem Abſchluß der Konvention zwifchen ber Preußifchen Regie⸗ 
rung und dem Erzbiſchof von Köln Über die gemifchten Ehen vom 19. Juni 
1834 das wichtige officielle Anerkenntniß: „daß die gegenwärtige Landſäſſigkeit 
ber Kirchenoberen einer vergleich®- und vertragsmäßigen Regulirung ber bie 
Kiche und den Staat glei nahe berührenden Angelegenheiten eben jo wenig 
entgegenftebe. als die Landesunterthänigleit der weltlichen Stände einer Feſt⸗ 
ſtellung der politifhen Verfaſſung durch Landesverträge.” (Diefen Ausdrücken 
hört man beutlih genug an, wie unentwidelt damals noch bie ſtaatsrecht⸗ 
lien Zuflände Preußens waren.) 
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noch zur Zeit der abfoluten Monarchie oder, wo bereits konſti⸗ 
tutionelle Verfaffungen beftanden, einfeitig durch die Regierungen 
ohne Zujtimmung der Landesvertretung. Diefe Vereinbarungen 
find nun, wie jpäter noch genauer darzulegen ift, von ben Regie⸗ 
rungen wie auch von den Päpften niemald al8 wahre Verträge 
in dem Sinne, daß Tein Theil ohne des andern Zuftimmung daran 
zu ändern befugt wäre, angejeben und von ven Volksvertretungen 
memals als folche anerkannt worden. 

1. Vor dem Jahre 1855 Hat außer der Bayeriſchen über- 
baupt Feine Regierung ein in Vertragsform redigirtes Ablommen 
genehmigt und verkündigt, fondern Iandesherrliche Verordnungen 
verfündigten bie verabredeten päpftlihen Bullen als vom Landes⸗ 
beren angenommene und beftätigte firchliche Sakungen und zwar 
ſtets mit dem ausbrüdlichen Vorbehalt aller Majeftätsrechte, alfo 
des Rechts der Staatögewalt, dieje verfündigten Satzungen jeder⸗ 
zeit auch ohne Zuftimmung des Römiſchen Stuhl zu Ändern. 
In Bayern fam ein wahres Konkordat zur Verkündigung, aber 
unter Erklärung befjelben zum „Staatsgejeg” und unter Ungültig- 
erklärung mehrerer wichtigen Beftimmungen vefjelben. 

2. Hätten die Regierungen bei Annahme oder Verkündigung 
der Bullen oder Vereinbarungen die Hoheitsrechte des Staates 
nicht vorbehalten oder fogar ausdrücklich darauf Verzicht geleiftet, 
ſo würde ein folcher Akt den Staat nicht binden, db. h. e8 würde 
feine moralifche Pflicht für ihn beftchen, in Ewigfeit daran feit- 
zubalten. Denn die zur Staatsgewalt nothwendig gehörenden 
Rechte der Geſetzgebung über das ganze Staatsgebiet find unver- 
äußerlich, d. bh. feine Generation kann die fommenden Generationen 
in unlösbare Feſſeln fchlagen, ihnen die Freiheit der Selbftbeftim- 
mung rauben; es befteht Feine moralifche Pflicht einen ſchädlichen 
Zuftand nur aus dem Grunde beizubehalten, weil es die früher 
Lebenden fo gewollt haben; jede Generation ift ihr eigner Herr 
und fie thut recht, ihre Verhältnifje nach ihren Bebürfniffen zu 
ordnen, wozu fie auch glüdlicherweife immer die Macht hat. Es 
ift ein ftichhaltiger Einwand biergegen, daß die Staatsgewalt doch 
allgemein als befugt gelte, dur Verträge mit auswärtigen 
Staaten ihre Souverainetät in einer, auch die kommenden ®e- 
Ichlechter bindenden Weiſe zu beichränfen, und daß alle civilifirten 
Völker einen einfeitigen Bruch folder Verträge als unfittlich an⸗ 
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fähen und dem hierdurch verlegten Staat das Recht des Zwangs 
zur Bertragseinhaltung zugeftänden. Dieſe Analogie paßt nicht 
aus folgenden Gründen: 

a) Die Vereinbarungen mit dem Papft find mit vemfelben 
getroffen nicht in feiner Eigenfchaft als Oberhaupt des Italient- 
ſchen Kirchenftaats, was er zu jener Zeit noch war, fondern als 
der Perfon, welche die Katholiken des betreffenden Deutichen 
Staats als Oberhaupt ihres Neligionsvereind betrachten. Die 
Vereinbarungen bezweden lediglich die kirchlichen Verhältniſſe ver- 
jenigen Katbolifen zu regeln, welche Deutſche Staatsunterthanen 
find. Auch wurden fie mit dem Papft nicht darum abgefchlofien, 
weil derfelbe auch von Katholiken fremder Länder als Oberhaupt 
anerlannt wird, da die Anfichten fremder Völker nicht für das 
Verhalten der Deutfhen Staatsgewalt maßgebend fein Tönnen. 
Wenn 3. DB. der Fall einträte, wie er jchon theilweiſe früher ein- 
mal eingetreten war, daß fich Frankreich, Defterreich, Italien vom 
Papft Iosjagten, fo würden Konkordate zwiichen ihm und Deutfch- 
land immer noch jo gut möglich fein wie jet, — wenn auch aller- 
dings die Beweggründe, ihm dieſe Ehre zu erzeigen, an Kraft 
verlieren dürften. Es ſieht demnach jede folche Vereinbarung mit 
dem Römifchen Stuhl ftaatsrechtlich auf einer Linie mit DVerein- 
barungen, welche die Staatsregierung mit einem Landesbiſchof, 
einer evangelifchen Synode u. |. w. trifft. 

b) Wollte und müßte man aber auch zugeben, daß Konkordate 
in ber That Staatöverträge over etwas dem Analoges jeien, fo 
würde man der Staatsgewalt nichtsdeſtoweniger das Necht zuge- 
fteben müffen, fie zu fündigen, wenn die Wohlfahrt des Staates 
dies dringend erfordert; denn auch Staatöverträge, welche auf uns 
beitimmte ober ewige Zeit eingegangen find, müflen in folchen 
Füllen gefündigt werden und find, jo lange die Welt ſteht, gefün- 
digt worden. Namentlich aber würde, wenn man die Analogie ber 
Staatöverträge anwendet, dem Stante das Recht der Kündigung 
unbedingt dann zuftehen, wenn der PBapft die Staatsgewalt mit 
den zahlreichen ihm zu Gebot ftehenden Mitteln zu befricgen 
unternimmt, da jeder Krieg alle zwifchen den Kriegführenven be» 
ftebenden Verträge aufbebt. Nach dieſer Regel bat benn auch 
Defterreich verfahren, als e8 unterm 30. Juli 1870 das Konkorbat 
für „hinfällig“ erklärte. 
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3. Die BVollsvertretungen der Großberzogthümer Baden 
und Heilen und des Königreich Württemberg, wie auch des Kaijer- 
reih8 Defterreich haben ſich denn auch zu dem Satz bekannt, daß 
Konlordate, wenn fie überhaupt jemals Gültigkeit erlangt hätten, 
doch auf dem Weg ber Geſetzgebung abgeändert oder aufgehoben 
werden können, unb haben jolchen Gejeken mit großer Majorität 
ihre Zuftimmung ertbeilt. 

Das Abgeordnetenhaus des öfterreichifchen Neichsrathes ber 
ſchloß am 5. Juni 1867 mit allen gegen zwei Eerifale Stimmen 
folgende Adreſſe an den Kaifer '): 

„Wir müffen es als eine unabweisliche Nothwendigkeit be⸗ 
zeichnen, daß im Wege ber verfafjungsmäßigen Geſetzgebung an 
die Reviſion des Konkordats in jenen Beziehungen ges 
ſchritten werbe, welche in den Bereich der Staatögefeßgebung fallen. 
Wir ehren die Unabhängigkeit der Kirche und find weit entfernt, 
derſelben jemals nabe treten zu wollen. Wir find aber auch über- 
zeugt, daß weder ein Geſetz, nob ein Vertrag für alle 
Zukunft Rechte unwiderruflih aufgeben könne, welche nach der 
heutigen Entwidlung des ftaatlichen Lebens zu den mwejentlichen 
Hoheitsrechten des Staats gehören. Wir balten e8 für unmög- 
li, daß der Staat fich feiner Rechte in Bezug auf die Aus- 
übung der Juſtizgewalt und auf die Gejetgebung in Sachen des 
UnterrichtS zu Gunften einer von ihm völlig unabhängigen Macht 
babe entäußern oder fich des Rechtes Habe begeben fünnen, das 
natürlichite aller politiichen Rechte, das ver Gleichheit aller Staats⸗ 
bürger vor dem Geſetze, ohne Rückſicht auf die Konfeſſion welcher 
fie angehören, im volliten Umfange verwirklichen zu dürfen.“ 

4. Der päpitliche Stuhl felber gebt feinerjeits feit Jahr⸗ 
hunderten von der Auffafjung aus, daß ein Konkordat nicht die 
Natur eines Vertrags babe, weil er fich als den ſouveränen Geſetz—⸗ 
geber über alle Gegenſtände, welche den Inhalt eines folchen 
Konkordates bilden können, betrachtet und mit richtiger Konjequenz 
fih das umveräußerliche Recht beilegt, jederzeit einfeitig andere 
Anordnungen zu treffen. Mehrere Päpſte haben biernach auch 
praftifch verfahren. Auch Pius IX. Hat diefen Grundfag durch 
öffentliche Belobung von Schriften, welche ihn vertheibigten, ger 


2) Schultheß, Geſchichtskalender, 1867, ©. 271. 
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billigt und durch ſeine officiöſen Blätter oftmals vertreten 
laſſen. 

Allerdings behaupteten die Päpſte immer zugleich, daß den 
Fürſten oder Staaten, welche Konkordate eingingen, ein gleiches 
Recht des einſeitigen Rücktritts nicht gebühre, dieſe vielmehr ver⸗ 
pflichtet ſeien, ihre Zuſagen zu halten, bis der Papft fie davon 
entbinde. Dieſen Lehrſatz hat auch Pius IX. wiederholt anf⸗ 
geſtellt und die gegentheilige Anſicht als verderblichen Irrthum 
verdammt !). Es iſt dies wiederum nur ganz konſequent von dem 
Standpunkte aus, daß der Papſt der Geſetzgeber, die Staaten aber 
die zum Gehorſam Verpflichteten ſeien. 

Eine Staatsgewalt, welche ſich für ſouverän hält und die 
Souveränetät nicht mit dem Papſte theilen will, handelt deninach 
niemals klug und konſequent, wenn ſie ſich in Verhandlungen 
mit dem Papſt einläßt oder gar formulirte Abreden trifft, ſei es 
in Form eines Vertrags oder blos in Form päpftlicher Bullen, 
mag dies auch mit noch fo vielen Vorbehalten geſchehen. Es Tann 
ja nützlich fein, über die Geſetze, welche ver Staat binfichtlich ber 
tatholifchen Kirche zu erlaffen gevenft, die katholiſchen Staats⸗ 
unterthanen, insbeſondere auch höhere Geiſtliche gutächtlich zu hören, 
fo wie man auch Protejtanten, Israeliten in ähnlichem Yalle 
bören wird; aber mit dem Papft überhaupt zu unterhandeln er- 
fcheint immer als Fehler, da die Päpfte offen den Anſpruch er- 
beben, bie wahren Geſetzgeber über alle Religions- und Kirchen- 
angelegenbeiten zu jein. Es wird baburch immer mehr ober 
weniger der Schein erwedt, als kämen innerhalb des Staats- 
gebietS dem Bapft Verfügungsrechte zu, welche nicht von der 
Stantögewalt abgeleitet ſeien. Will man dann fpäter von ber 
Staatöhoheit Gebrauh machen, unabhängig von päpftlicher Zu- 
ftimmung, fo benugen die Gegner jene Abreden, um die Hand» 
[ungen des Staates als Mebergriffe, al8 Bruch gegebener bindender 
Beriprechen hinzuftellen. Den päpftlihen Grundſatz, niemals 


1) Der Syllabus vom 8. December 1864 zählt als error Nr. 43 auf: 
„Laica potestas auctoritatem habet rescindendi, declarandi ac fa- 
ciendi irritas solemnes conventiones (vulgo Concordata) super usu 
iurium ad ecclesiasticam immunitatem pertinentium cum Sede Apo- 
stolica initas, sine huius consensu, immo et ea reclamante.‘“ 
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Principien Etwas zu vergeben, dürfen fi) auch die Staaten em⸗ 
pfoblen fein laſſen. 


8.4. 


Angebliche Beſchraͤnkung der Souberänetät der Deutſchen Stantsgewalt 
durch Den Weitfäliichen Frieden von 1648 und durch Das Beltchen 
wohlerworbener Rechte. | 


1. Die fämmtlihen Deutichen Erzbiſchöfe und Bilchöfe haben 
in ihrer aus Fulda vom 20. September 1872 datirten Denkſchrift 
„über die gegenwärtige Tage der Tatholiichen Kirche im Deutfchen 
Reiche” die Behauptung aufgeftellt, daß die Souveränetät ber 
Deutichen Staatsgewalt noch gegenwärtig eingeſchränkt fer durch 
den Weitfälifhen Trieben von 1648. Gründe, über welche eine 
juriftifche Diskuſſion möglich wäre, haben fie hierfür nicht ange⸗ 
führt; fie begnügen fich mit der Behauptung, die evangelifche und 
fatbolifche Kirche Hätten durch jenen Frieden ein „unantaftbares 
woblerworbenes Recht“ erlangt, das der Staat jchüken müſſe 
und das er nicht nach feinem Willen ändern könne. Welchen In« 
baltes dieſes Necht fei, wird ebenfalls faum angebeutet, jedoch mit 
Borficht zugegeben, daß e8 „urfprünglich nur innerhalb der Grenzen 
de8 Normaljahres gegeben‘, aber jpäter erweitert worden jet (!) 
auch dieſe fpäteren Erweiterungen hätten „unantaftbare Nechte‘ 
jener beiden Kirchen begrünbet }). 

Betrachtet man den Weftfälifchen Frieden als ein Staats- 
gejeß des ehemaligen Deutichen Reichs, mas er ja ebenfalls ges 
weien iſt, fo leuchtet ein, daß er wie jedes andere Geſetz durch 
neuere Staatögejeße gültig abgeändert werden fonnte und, joweit 
er bisher noch galt, auch gegenwärtig abgeändert werden ann. 
Bar er aber ein Staatsvertrag zwifchen dem Deutjchen Neid) 
und Schweden, beziehungsweife zwifchen dem ‘Deutfchen Reich und 
Frankreich, und gilt er als folcher bis auf den heutigen Tag fort, 
wie die Bifchöfe anzunehmen jcheinen, fo würde daraus folgen, 


») Diefe Theorie ift [hon im I. 1860 vom Erzbifhof von Freiburg, 
v. Bicari, in einer bei der badiſchen Regierung eingereichten Denkſchrift auf- 
geſtelt und ganz neuerlih, Frühjahr 1875, vom Bifhof von Mainz, 
v. Ketteler, in einer Flugſchrift weiter ausgeführt worden, welche ben auf- 
wieglerifehen Titel führt: „Der Bruch bes Religionsfriedens und ber einzig 
tihtige Weg zu feiner Wiederherſtellung.“ 
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daß Schweden und Frankreich ein Recht hätten, von der Deutichen 
Staatsgewalt die Aufrechterhaltung feiner Befimmungen zu for= 
dern. Unter keinen Umftänvden würben bie Bijchöfe, welche Unter- 
thanen des Deutſchen Reichs find, als legitimirt erjcheinen, im 
Namen Schwedens und Frankreichs aufzutreten; noch weniger 
önnen fie fi im Ernfte Namens des Papftes als Oberhaupts 
der katholiſchen Kirche auf den Wejtfäliichen Frieden berufen, ba 
ber Papſt denfelben nicht mitgejchloffen, ihn vielmehr allezeit ale 
eine Gottlofigfeit verdammt und für ungültig erklärt bat. 


Vebrigens ift e8 den Bifchöfen nicht unbefannt, daß der Weit- 
fälifche Friede durch zahlreiche neuere Europätiche Staatsverträge 
und Deutiche Neichögejege, namentlich den Ryswicker Frieden von 
1697 Art. 4, den Quneviller Frieden von 1801, den Reichsdepu⸗ 
tationshauptfchluß von 1803, den Nheinbundsvertrag von 1806 
Art. 2 u. f. w., die Akte des Wiener Congrefjes und die Deutjche 
YBundesalte von 1815 u. a. m. abgeändert worven it, da ja nach 
ihrer eignen Angabe die Rechte der katholiſchen Kirche durch diefe 
neueren Verträge und Gefege eine „Eweiterung” erfahren haben 
follen. Wenn fie nichtSpeftoweniger bie durch dieſe neueren 
Staatöverträge und Staatsgefeke am Weſtfäliſchen Frieden vor- 
genommenen Aenderungen al8 rechtswidrig, al8 „Bruch des Ne» 
ligionsfriedens“ hinſtellen, fo ift dies nicht blos eine in hohem 
Grad auffallende Inconſequenz, fondern zugleich eine Leugnung 
alles Deutichen Verfaſſungsrechts, die offene Aeußerung revolu⸗ 
ttionärer Gefinnungen. Zur Befchönigung derfelben berufen !fie 
fih zwar darauf, daß dieſe Meinung „von den berühmteften 
Deutihen Juriſten aller Konfeffionen” und „bis in die neueſte 
Zeit“ vertreten worben fer, und daß „erft Die neuefte Seit eine 
andere Doltrin gefchaffen habe”; allein auch dieſes Anführen er- 
weilt fich als unrichtig. Alle Yurijten, welche die ſeit 1801 ge: 
Ichaffenen Deutfchen Staaten, den 1815 gejchaffenen Bund, das 
1866 und 1870 geichaffene Deutfche Reich als rechtlich beſtehend 
anerkannten, welche alfo nicht auf dem Boden der Revolution 
verbarrten, haben fich zu der Anficht hefannt: es jeien diejenigen 
Beitimmungen des Weftfäliichen Friedens und die alten Neichögejege, 
welche überhaupt in Deutichland oder einzelnen deutſchen Staaten 
noch auf Geltung Anſpruch zu machen hätten, lediglich als „Par⸗ 
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tilularrecht” der betreffenden Cinzeljtaaten zu erachten und ber 
Abänderung durch neuere Deutfche Staatsgefeke jeverzeit fähig. 

2. Zur Rechtfertigung ihrer Leugnung der Verbindlichkeit 
der neueren Staatsgeſetze über Neligionsangelegenheiten berufen 
ih die Bifchöfe ferner auf die in manchen Lehrbüchern des 
Staatsrecht8 vertretene Theorie, daß Staatsuntertbanen, und zwar 
Einzelne wie Korporationen, Rechte haben könnten, über welde 
ih die Geſetzgebungsgewalt des Staates nicht erftrede; dies fei 
nämlih der Ball bei allen „wohlerworbenen" Rechten, jura 
„quaesita“, | 

Hiergegen ift zunächſt zu erwidern, daß unjere geltenden Ver⸗ 
faſſungsgeſetze von einem ſolchen Rechtsſatz fo wenig willen, wie 
von der anderen ähnlichen Theorie der Tranzöfiichen Revolution, 
daß es „natürliche oder „Menſchen⸗Rechte“ gebe, binfichtlich deren 
der Unterthan nicht mehr der Staatögewalt unterworfen ſei und 
zu deren Wahrung jeder Einzelne zur Selbithülfe, zur Revolution 
zu ſchreiten befugt ericheine. ‚Bet einigen ver Schriftiteller, Die 
ihn vertreten, erklärt er fich daraus, daß fie die Rechtsbeſtändig⸗ 
kit des heutigen Staatenſyſtems wie die Bilchöfe leugnen; bei 
anderen iſt er ein ganz nebelhafter Begriff, pa fein Verſuch ge- 
macht wird anzugeben, welche Rechte denn zur Klaſſe folcher 
„wohlerworbener“ Rechte zu zählen feien; bei anderen endlich erklärt 
er fih aus bloßem Nachichreiben von ftantsrechtlichen Werfen aus 
ber Zeit des alten Deutichen Reiche. Dazumal nämlich drüdte der 
Satz in vielen Fällen aus, daß die Staatögewalt nicht dem Landes⸗ 
bern allein gebühre, ſondern die Landftände einen beftimmten An« 
theil daran hätten, daß ihre Rechte alfo ebenſo ftarf jeien, wie 
die des Randesherrn, durch Vertrag mit demſelben oder durch Ver» 
leifung vom Reich, alſo durch gute Nechtstitel für fie erworben. 
In anderen Fällen wurde fie von einzelnen privilegirten Klaſſen 
zu dem Zwecke aufgejtellt, um Reformen im Staat, welche zur 
Bejeitigung von Privilegien führen mußten, beijeren Widerjtand 
entgegenjegen zu können. Dit folchen für einen untergegangenen 
Zujtand berechneten Ausbrüden heutigen Tages gegen ven Haren 
Buchſtaben unferer Verfaſſungsurkunden argumentiren zu wollen, 
it ein völlig ohnmächtiges Beginnen. 

Den Biichöfen gegenüber darf übrigens noch angeführt wer- 
den, daß der Papft nicht weniger wie ber weltliche Gejekgeber das 
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Recht in Anfpruh nimmt, wohlerworbene Rechte aufzuheben; 
3. B. verfügte er in ber Bulle für die Oberrheiniſche Kirchen- 
provinz vom 11. April 1827 „Ad dominici gregis custodiam“, 
daß die apoftolifhe Kanzleiregel, wonach ein „jus quaesitum“ 
nicht aufzuheben fei, der Gültigfeit ver Bulle nicht entgegen: 
gebalten werben jolle. 


8. 5. 


3. Bon-der Anerlennung der Pflicht der Treue und des Gehorſams 
gegen Die Staatsgeſetze und gefegmäßigen Obrigleiten durch feierliche 
Ertlärung oder Eid (Verfaflungseid, Treueid). 


Nach allen veutichen Landesverfaffungen hat der Landesherr, 
fowie der Reichöverwefer bei Antritt der Regierung die ausdrück⸗ 
liche, meift eidliche Erflärung zu geben, baß er die Geſetze bes 
Staates als für fich verbinvlich anerfenne und biernach zu han⸗ 
deln gewillt fei. Ebenſo verjprechen alle Reichs- und Yandes- 
beamten, meift auch die Kommunalbeamten, ferner die Mitglieder 
der Landtage, in vielen Staaten fogar alle Bürger eidlich Treue 
und Leiftung des in ben Gefegen geforderten Gehorſams. 

Bon allen anderen Einwirkungen auf das Gewiſſen abgejehen 
gewähren ſolche Zufagen den Nuten, daß dem, der fie abgegeben 
bat, bei fpäterer Nichterfüllung die Ausflucht abgejchnitten wird, 
zu foldem Gehorſam gegen die Gejege nicht verpflichtet zu fein. 
Verweigert eine obrigfeitlihe Perjon oder ein Untertban bie Er: 
klärung und Zufage, fo bringt dies jofort eine beilfame Klärung 
über feine Gefinnung hervor, und läßt erkennen, welche Mittel 
zu ergreifen jein werden, um die Geltung der Geſetze gegen ihre 
Verlegung zu fchüßen. 

Wo alle Bürger auf die Verfafjung beeibigt werben, haben 
natürlich auch die Geiftlichen aller Religionsvereine in ihrer Eigen- 
ſchaft als Unterthanen den Eid zu leiften. Desgleichen verfteht 
ſich von ſelbſt, daß diejenigen Geijtlichen der verjchievenen Welt: 
gionsvereine, welche wirkliche Reichs- oder Landesbeamte find, ihn 
zu leiften haben; fo die Militärgeiftlihen des Reichsheeres und 
der Kriegsmarine!), in den meiften Staaten (Preußen ausgenom:- 
men) die Mitgliever der evangeliihen Konfiitorien, katholiſchen 





1) Reichsgefet vom 31. März 1873, betreffend die Rechtsverhältnifie ber 
Reichsbeamten, 88. 1. 3. 10. 157 (R.G.⸗Bl. ©. 61- 90). 
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Kirhenräthe, iſraelitiſchen Konfiftorien u. ſ. w. Ferner ift ber 
Eid zu leiſten von allen ®eiftlichen der verſchiedenen Religions 
vereine, welchen die Bejorgung von Staatsgefchäften, wie 5. 2. 
Aufficht über öffentliche Schulen, aufgetragen wird. Geiftliche, 
bie in einen Landtag eintreten, baben felbftverftänplich den ge- 
wöhnlichen Ständeeid abzulegen, wodurch fie Aufrechterhaltung der 
Staatsverfaſſung, alſo mittelbar auch Gehorfam gegen alle ver- 
faffungsmäßigen Geſetze und Verfügungen geloben !). 

In ten meiſten Deutichen Staaten wird von den Geijtlichen 
aller Neligionsvereine eine befondere Zufage der Treue und des 
Gehorſams gegen die Staatsgefege geforvert; und dieſe Vor: 
ihriften bedürfen einer genaueren Darlegung aus dem Grunde, 
weil ein Theil des fatholiichen Klerus von Neuem fich gegen die⸗ 
jelben aufzulebnen verjucht oder auch Neigung trägt, der aus 
Zwedmäßigleitsgründen geleiteten Zuſage nachträglich eine ein- 
ihränfende Auslegung zu geben. 

I Preußen. Zu einem einheitlichen, für alle Religions- 
vereine gleichen Recht Hinjichtlich der Beeibigung der Geiftlichen 
hat e8 die Preußiiche Geſetzgebung bis jet nicht gebracht, ſondern 
nur in neuerer Zeit einige der bevenklichiten Lücken ausgefüllt. 

1. Die evangelifchen Geiſtlichen der alten Provinzen letiten 
tor ihrer Einjegung dem König einen Treu⸗ und Gehorfamseid, 
in welchem auf den Gehorſam gegen die „Staatögejege” nicht 
weiter Bezug genorimen wird, weil die Formel aus der abjoluten 
Monarchie beritammt 2). 





ı In einigen Ländern wird im Stänbeeid ausdridlih auch „Gehorfam 
gegen bie Geſetze“ gelobt. 

2) Die Eidesformel lautet nach der Verfügung bes Minifter8 bes Innern 
tom 24. April 1815: „Ih... . ſchwöre einen Eib zu Gott, dem Allwifien- 
den und Heiligen, daß nachdem ich zum evangelifchen Prediger bei der Ge- 
mende NR. berufen worden bin, in biefem und in jedem andern geift- 
lien Amte, zu welchem ich fünftig berufen werben möchte, ib, fo wie e8 
einem Diener der chriſtlichen Kirche [und des Staats] geziemt, Sr. Königl 
Mojeftät von Preußen (N. N.) meinem allergnäbigften Herrn unb dem 
eniglihen Haufe treu und gehorfam fein, das Wohl des Landes in dem 
mir angewiefenen oder noch anzumeijenden Wirkungsfreife, fo viel in meinen 
Kräften ſieht, befördern, die mir wohlbelannten Pflichten be8 mir anver- 
tranten Amtes mit Gewiſſenhaftigkeit erfüllen, und in meiner Gemeine als 
an treuer Seelforger mit allem Ernſt und Eifer bemüht fein will, durch 
Schre und Wandel das Reich Gottes und meines Herrn un Meifters 

Thudichum, Kirchenrecht. 
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Die Beſtimmung des Allgemeinen Landrechts von 1794, 2, 
11, 8. 19, daß die Geiftlichen „mittelbare Staatsbiener” feien, 
erflärte die Regierung fett 1850 für weggefallen, weil die Ber- 
faffungsurkunde die Kirchen für jelbftändig erkläre, und gab baber 
auch der Vorſchrift der Verfaffungsurkunde, Art. 108 über bie 
Deeidigung aller Staatsdiener auf die Berfafjung keine An- 
wendung auf die Geiſtlichen. Ja dieß geſchah nicht einmal be- 
züglich der Mitglieder des evangeliicken Oberkirchenraths, ber 
Ronfiftorien und der Generaljuperintenvdenten, denen man mit 
ſchwerverſtändlicher Logik die Eigenfchaft ftantlicher Behörden nun 
abſprach }). 

2. Die Biſchöfe (Erzbifchof, Fürſtbiſchöfe) der katholiſchen 
(und altkatholiſchen) Kirche haben vor ihrer ftaatlichen Anerkennung 
und Einfegung in die Hände des Könige den durch Königl. Ver- 
ordnung vom 6. ‘December 1873 vorgejchriebenen Eid zu leiſten ?), der 


Jeſu Chriſti zu bauen.” — Laut einer Königl. Verfügung vom 8. April 1850 
leiden bie Worte „und des Staats” weg. (Actenftüde aus ber Bermal- 
tung ber Abtheilung sc. 1850, S. 53-56. Jacobſon, evangel. 8.-R. 122, 
Anm. und 392—394, auch Hermens, Hanbbud 4, 1117). 

1) Actenftüde aus der Verwaltung der Abtbeilung ıc., 1850, 1, 12—17. 
In den 1866 neu erworbeuen Provinzen war die Beeidigung auf bie Ber- 
faffung meiften® vorgefchrieben gemwefen. 3. B. im Herzogtfum Naflau 
ſchwuren die Evangeliſchen Geifllihen laut Herzogl. Edift vom 5/6. Ianuar 
1816, 8. 19: „bem Herzog treu zu fein — — und fih überhaupt nad den 
Geſetzen und der — — Berfaffung des Herzogthums zu richten”. (Otto, 
Handbud des KR. in Naſſau. 1828. ©. 194). 

2) „IHN. N. ſchwöre einen Eid zu Gott, dem Allmäcdtigen und All« 
wiffenden, und auf das heilige Evangelium, daß, nachdem ich zu ber Würde 
eines katholiſchen Biſchofs (Erzbifhofs, Fürſtbiſchoſs) erhoben worden bin, 
ih Seiner Königlihen Majeflät von Preußen N. und Allerböchftvefien recht- 
mäßigem Nachfolger in der Regierung, als meinem Allergnäbigften Könige 
und Landesherrn, untertbänig, treu, gehorſam und ergeben fein, Allerhöchſt⸗ 
dero Belle nad meinem Bermögen befördern, Schaden und Nachtheil aber 
verhüten, die Gefete des Staates gewiffenhaft beobadten und 
defonders dahin fireben wil, daß in den Gemütbern der meiner bifhöflihen 
Leitung anvertrauten Geiftlichen und @emeinden die Gefinnungen der Ehr⸗ 
furcht und Treue gegen den König, bie Liebe zum Baterlande, der Gehorfam 
gegen die Geſetze und alle jene Tugenden, die in dem Chriften den guten 
Untertban bezeichnen, mit Sorgfalt gepflegt werben, nnd bay ich nicht dul⸗ 
ben will, daß von der mir untergebenen G@eiftlidleit im entgegengefegten 
Sinne gelehrt und gehandelt werde. Insbeſondere gelobe ich, daß ich feine 
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jih von der früher angewendeten Formel dadurch unterfcheivet, daß 
die Zufage eingejchaltet ift „Die Geſetze des Staates gewiſſenhaft 
beobachten” zu wollen, und daß der Schlußfat der früheren For⸗ 
mel nun wegbleibt ?). 

In einem fatholiihen Bisthum, defjen Stuhl erledigt ift, 
bürfen die mit dem bifchöflichen Amte verbundenen Rechte und 
geiftlichen Berrichtungen, ſoweit fie nicht die Güterverwaltung be- 
treffen, nur von Solchen vorgenommen werben, welche vor dem 
Oberpräfibenten der betreffenden Provinz oder vor einem Kom- 
miſſarius veijelben jich eiblich verpflichtet haben „dem Könige treu 
und geborfam zu fein und die Geſetze des Staates zu befolgen.’ 
Tied gilt ſowohl von dem Bisthumsverweier (Kapitelvifar) als 
auch von perjönlichen Vertretern oder Beauftragten des ehemaligen 
Biſchofs (Generalvikar, Official u. |. w.). Die Ausübung bifchdf- 
liher Rechte vor diefer Eidesleiſtung zieht Gefängniß von 6 Mo⸗ 
naten bis zu 2 Jahren nach fich 2). 

Das Geſetz vom 22. April 18753) hat die Leiftungen, welche 
aus Staatsmitteln oder ftaatlich verwalteten Fonds für die Tatho- 
liſchen Bisthümer, die zu denjelben gehörigen Injtitute und bie 
Seijtlihen bis dahin entrichtet wurden, fowie die abminiftrative 
Beitreibung fonjtiger Bezüge derſelben für jo lange eingeftellt, bis 
ter im Amte befindliche Bifhof oder gültig bereits beftellte Bis: 
thumsverweſer jih durch ſchriftliche Erflärung gegenüber 
der Staatsregierung verpflichtet, Die Geſetze des Staates zu be: 
folgen, beziehungsweife bis die Beſtellung eines Bisthumsver⸗ 


Gemeinſchaft oder Verbindung, fei es innerhalb oder außerhalb des Landes, 
unterhalten mill, welche der öffentlichen Sicherheit gefährlich fein könnte; auch 
will ih, wenn ih erfahren follte, daß irgendwo Anfchläge gemacht werben, 
die zum Nachtbeile des Staat? gereichen Könnten, biervon Seiner Majeftät 
Anzeige machen. Alles dieſes ſchwöre ich, fo wahr mir Gott helfe und fein 
keiliges Evangelium. Amen!” (G. ©. 479 und Dove’ Zeitfchr. 12, 239). 

3) Diefer Iantete: „Ich verfpreche biefes Alles um fo unverbriüchlicher 
zu halten, als ich gewiß bin, daß ich mich Durch den Eid, welden ih Sr. 
päpftlihen Heiligleit und ber Kirche geleiftet habe, zu Nichts verpflichte, was 
dem Eide der Treue und Unterthänigleit gegen Se. Königliche Majeftät ent- 
gegen fein fan. (Vgl. Dove's Zeitichr. 5, 368 und 6, 362—366). 

2) Geſetz vom 20. Mai 1874 über die Berwaltung erlebigter kathol. 
Bıöthämer 5. 1—4 (©. ©. 135, 136). 

) G. S. 194—196. 

2* 
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weſers oder die Einfekung eines neuen Biſchofs in geiegmäßiger 
Weife (unter Leiftung des vorgefchriebenen Eides) ftattgefunden 
bat. Jeder einzelne Geiftliche kann durch Unterwerfung unter die 
Staatsgeſetze die Wiederaufnahme ver Leiſtungen u. |. w. zu feinen 
Gunſten bewirken. ‘Das Nähere über den Inhalt des Geſetzes iſt 
in dem Abfchnitt von der Zemporalienfperre und der Amtsent- 
jegung der ©eiftlichen durch die ftaatlichen Gerichte anzugeben. 

Im Uebrigen wird auch jett noch von der niederen fatholi- 
jchen Geiftlichkeit und den Mitgliedern der Domkapitel ein eibliches 
oder nichteidliche8 Verfprechen, ven Staatögejegen zu geborchen, ja 
jelbft ein Veriprechen der Treue und des Gehorſams gegen ven 
König nicht verlangt. 

Dis zum 10. Mär, 1850 hatten alle fatholifchen Geiftlichen 
einen „Homagialeid“ zu leiten, deſſen Formel durch Reſkript des 
Juſtizminiſters vom 14. Mai 1812 mit Genehmigung des Königs 
feſtgeſetzt worden war!). In der Rheinprovinz blieb es bei dem 
Eid, wie ihn die Franzöfifchen Organijchen Artitel von 1802 vor» 

1) „IH N. N. ſchwöre einen Eid gu Gott — —, daß ih Sr. Königli- 
Ken Majeftät — — untertbänig, tren und ergeben jein, Sr. Königl. Majeflät 
Beſtes nad Kräften befördern und Nachtbeile abwenden, auch meine Unter- 
gebenen dazu anbalten, und nie in meinem Leben eine Handlung begeben 
will, woburd ber höchſten Perſon Sr. Majeftät, dem Königligen Haufe, 
dem Lande, ber Armee und dem Königlichen Dienft irgend ein Nachtheil zu- 
gefligt werden könnte. Deßgleichen ſchwöre und gelobe ih, die mir anzuver⸗ 
trauende chriſtliche Gemeine und alle meine Beichtlinder bei gegebener Ver⸗ 
anlaffung zu gleiher, unverfälfhter Treue und Ergebenbeit 
gegen Se. Mai. den König und das ganze Königlide Haus 
aufzufordern und zu ermahnen, ſelbſt mit gutem Beifpiel 
voranzugeben, und überhaupt mich fo zu betragen, wie es einem recht⸗ 
ſchaffenen Geiftlihen und treuen Untertban gebührt. Alles fo wahr mir 
Gott helfe durch Jeſum Chriftum unfern Herrn und fein heiliges Evange- 
lium um ber Kürbitte willen feiner lieben Heiligen.” (Mitgetheilt in Hart⸗ 
mann's Zeitfhrift f. ©. u. öffentl. R. 2, 63. 1876). 

Nach einem Refkript des geiftlihen Minifterium® vom 17. Juli 1815 an 
die Regierung zu Königsberg, follten in Zukunft die angehenden Geiftlichen der 
Diöcefe Ermland den Homagialeid vor dem Empfang der Weiben 
leiften, und zwar zu Braundberg (dem Sit bes Priefterfeminars) vor einem 
Commissarius regius und in Beiſein des Bürgermeiſters, bed Erzprieſters, 
des Vorſtehers des Seminars und des Gymnafial-Direktors, 

(Sacobfon, Geſchichte der Quellen bes Tatholifchen Kirchenrechts der 
Prov. Preußen und Poſen. 1837. Beil. Nr. 103, S. 308). 
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ſchrieben y. Seit 1850 fielen alle dieſe Eide weg. Durch ein 
Circular-Reftript vom 14. März 1850 benachrichtigte der Kultus: 
minifter von Ladenberg die berpräfidenten, daß „wegen ver 
wejentlich veränderten Verhältniffe des Staates zu den Religions» 
gejellichaften” von der Forderung des Eides Abjtand zu nehmen 
fei, daß es ſich aber von ſelbſt verftehe, daß die katholiſchen Geijt- 
Iihen des Wegfall8 dieſer bejonderen Vereidigung ungeachtet, in 
ihrer Eigenfchaft al8 Staatsbürger den allgemeinen Unter- 
thanenpflichten, wie ſolche in den Geſetzen vorgejehen find, unter: 
worfen bleiben ?). 

Hinfichtlich der Geiftlihen der übrigen Religionsvereine fehlen 
bis jeßt neuere Beitimmungen >). 

OD. Bayern. Die Berfafjungsurfunde vom 26. Mai 1818, 
Tit. 10, 8. 3 verordnet, daß alle Staatöbürger bei der Anfäffig- 
madhung und bei der allgemeinen Lanbeshuldigung, ſowie alle 
StaatSviener bei ihrer Anjtellung den Berfaffungseid zu leiften 
haben, deſſen Formel lautet: „Ich ſchwöre Treue dem Könige, 
Gehorſam dem Gejege und Beobachtung der Staatöverfaffung.‘, 
Diefen Eid haben in ihrer Eigenfchaft als Staatsdiener alle Mit 
glieder bes proteftantifchen Oberkonſiſtoriums und der drei Pro- 
vinzialkonſiſtorien zu leiften, und ebenfo laut Tit. 7, 8. 25 in 
ihrer Eigenfchaft als Mitglieder der Ständeverfammlung ber in 
ber Reichsrathskammer ſitzende Präſident des Oberkonfijtoriums, 
die beiden Erzbiſchöfe und der vom König zum Mitglied dieſer 
Kammer ernannte Bifchof, fowie die in bie Abgeordnetenkammer 
eintretenden ®eiftlichen. Der Dienfteid der proteftantifchen und 


— — — — — 


1) Hermens Handbuch 1, 473 und 474. Anm. (1833). 

2) Bol. Vering's Archiv für fatholifches Kirchenrecht 26, 250. 313 bis 
334. 1871: Ueber die Vereidigung der Staatsbeamten, welde katholiſche 
Gaiftliche find, auf die Preußiſche Staatsverfaffung vom 31. Sanuar 1850 
mit Attenftücen aus dem Jahr 1850, und die anonyme Schrift: Der Con- 
fliet der Breußifchen Regierung mit den katholiſchen Biſchöfen in Betreff des 
Berfafiungseibes. Leipzig 1850. 

2) In Holftein find nah dem Gefe vom 14. Juli 1863 betr. die Ver⸗ 
baltnifie der Juden, 8. 11, die ißraelitifchen Geiftlihen „auf die Beobadtung 
der allgemeinen Landesgefeße” zu verpflichten. (Abgedr. in Dove's Zeitfchr. 
4, 470). 
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katholiſchen Geiftlichen !), fowie der ißraelitifchen Rabbinen ?) ent- 
hält ebenfalls diefelbe Zuſage. 

Der Art. 15 des Konkordats vom 5. Juni (24. October) 
1817 enthält Hinfichtlih der Beeidigung der Bilchöfe eine ab- 
weichende Vorjehrift®). Diefelbe ift aber zu denjenigen heilen 
des Konkordats zu zählen, welche Angefichts der Vorfchriften der 
Verfaſſungsurkunde nicht als in gefetliche Kraft getreten betrachtet 
werden können; und es muß hiernach von den Bijchöfen derfelbe 
Eid verlangt werben, wie von allen übrigen Geiftlihen und Unter» 
tbanen. Ein Theil der katholiſchen Geiftlichleitt und auch der 
katholiſchen Schriftiteller Bayerns huldigt übrigens feit Jahr⸗ 
zehnden der Anfchauung, daß der Sinn des Verfaffungseides eine 


1) „Ich ſchwöre Treue dem Könige, Gehorſam dem Gefete und Beobach⸗ 
tung der Staatsverfaffung. Ich ſchwöre, meine Amtspflichten nach ber mir 
ertbeilten Snftruction und ber beftehenden Kirchenorbnung getreu und mit 
gewiffenhafter Genauigkeit, foviel nur immer in meinen Kräften ftebt, zu 
erfüllen. Ich ſchwöre, daß ik feinem Vereine, beflen Bildung dem Staate 
nicht angezeigt ift, angeböre, noch je angehören werde, dann daß id) in feinem 
Berbande mit einem Vereine verbleiben werde, deſſen Schlichung von ber 
zufländigen Polizeiftelle oder Behörde verfügt worden ift, oder an weldem 
mir die Theilnabme in Gemäßheit der jeweils beſtehenden Disciplinarvor- 
fohriften unterfagt werden wird. Ebenſo veripreche ich, keine Kommmunication 
zu pflegen, an keinem Rathſchlage Theil zu nehmen und keine verbächtige 
Berbindung weder im Inlande noch auswärts zu unterhalten, welde der 
öffentlichen Ruhe ſchädlich fein könnte, und wenn id von einem Anfchlage 
zum Nachtbeile de8 Staates, fei e8 in meineni Pfarrbezirte oder fonft 
irgendwo, Kenntniß erhalten follte, ſolches der Regierung anzuzeigen.” 
(Minifterial-Erlaß vom 21. Mai 1851. Ein Abbrud bei Silbernagel, 
©. 60, Anm. Bgl. auch Geſetz vom 25. Februar 1850 die VBerfammlungen 
und Bereine betr., Art. 28, und Pözl's Kommentar dazu in Dollmann's 
„Geſetzgebung“ 4, 512-514. 1863). Die Eidesformel ift im Wefentlichen 
feit 50 Jahren unverändert geblieben, (Döllinger, Samml. s, 673—683). 

2) Edift vom 10. Juni 1813, 8. 28 (Reg.⸗Bl. 930). 

2) Die Erzbifhöje und Biſchöſe werden in bie Hände Seiner Königlichen 
Mojeftät den Eid der Treue in folgenden Worten ablegen: „Ich ſchwöre 
und gelobe auf Gotte® Heilige Evangelien Gehorſam und Treue Seiner 
Majeftät dem Könige. Ebenſo verfpredhe ich, feine Kommunication zu pflegen, 
an feinem Rathſchlage (consilio) Theil zu nehmen und feine verbächtige 
Verbindung weder im Inlande noch auswärts zu unterhalten, welde ber 
öftentlihen Ruhe ſchädlich fein könnte, und wenn ich von einem Anfchlage 
zum Nachtheile des Staated, fei es im meiner Diödceje oder fonft irgen dwo 
Kenntniß erhalten follte, folches Seiner Majeftät anzuzeigen.“ 
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rechtäverbindliche cinfchräntende Auslegung erfahren babe durch 
bie Zegernjee’er Erklärung des Könige Maximilian Iofeph vom 
15. September 1821. 

DI. Sadfen. Die Verfaffungsurfunde vom 4. September 
1831, 8. 139 verfügt: Der Unterthaneneid und der Eid der Eivil- 
Staatödiener und der Geiftlihen aller chriftlihen Kon— 
feifionen ift, näcft dem PVerjprechen ver Treue und des Ge- 
borfams gegen ven König und bie Geſetze des Landes, auch anf 
die Beobachtung der Landesverfaſſung zu richten!).” “Die Tatho- 
lichen Geiftlichen leiften den Eid in lateiniſcher Sprache und zwar 
in folgender Formel: „Ego, N. N. per Deum juro atque pro- 
mitto, quod Augustissimo Principi etc. nec non legibus pa- 
triis regni Saxoniae debitam et promissam obedientiam atque 
fidelitatem, constitutioni quoque Regni Saxoniae, stricte 
praestabo per Deum et sanctum Evangelium ?)“. 

IV. Württemberg. Nah allgemeiner Vorfchrift des 
Art. 20 der Berfaffungsurfunde vom 25. September 1819 Bat 
jever geborene Württemberger nach zurüdgelegtem 16. Sabre, und 
jeder neu Aufgenommene bei der Aufnahme den Huldigungseid 
abzulegen. Hieraus ergibt fih, daß auch alle zu Kirchenämtern 
Selangenven, da hierzu die Württembergiiche Staatsangehörigkeit 
vorausgefegt wird, den Berfaffungseid geleiftet haben müflen. 
Freilich wird die Verfaffungsporichrift in vielen Theilen des Landes 
thatjächlich nicht zur Ausführung gebracht. Die von Amtöwegen in 
der Abgeordnetenkammer ſitzenden ſechs evangeliichen Generaljuper- 
intendenten (Prälaten), der fatbolifche Landesbiſchof, ältefte katho⸗ 
liſche Dekan und der Abgeoronete des Domkapitels fchwören beim 
Eintritt in die Stänbeverfammlung, „vie Verfaſſung Beilig zu 
halten.“ Alle Mitgliever des evangeliſchen Konfiftoriums, die ſechs 
Generalfuperintendenten, die Mitglieder des katholiſchen Kirchen- 
rathes und der Israelitiſchen Oberkirchenbehörde find Staatsdiener 
und deshalb laut Artikel 45 der Verfaſſungsurkunde auf die Ver- 
falfung zu beeidigen. Alle evangelifchen Geijtlichen werben durch 





2) Bgl. C. ©. v. Weber, fur. Darſtellung d. i. K. S. g. Kirchenr. 2, 
1, 219 (1845). Geſetz v. 23. Aug. 1876, 8. 17 (®. u. B.-BI. 338). 

2) Königl. Refolution vom 26. März 1836. Ueber einen vorbem zuge. 
fügt geweſenen einfchräntenden Vorbehalt f. Kober 594. Dort auch bie For- 
mel des Eides ber evangelifchen Geiftlichen. 
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Handtreue an Eidesſtatt dahin verpflichtet: „Sr. Königl. Maje— 
tät — — treu und gehorfam zu jein, und alle ihrer Stelle in 
der Kirche, Schule und Seelforge nah Vorſchrift ver Gelege und 
Verordnungen, namentlich der doppelten Amtsinftruftion für Die 
evangelische Geiftlichleit, fo wie nach den Weifungen ihrer Vor⸗ 
gefegten, mit Eifer, Fleiß und Genauigkeit zu erfüllen.” 

Die auf Vereinbarung der zur Oberrbeinifchen Kirchenpropinz 
gehörigen Negierungen beruhende Königliche Verordnung vom 
30. Januar 1830, $. 16 bejtimmt, daß der zum Biſchof Gewählte 
und vom Papſt Beftätigte „vor der Conjelration in der Eigen- 
ſchaft als Bifchof den Eid der Treue und des Gehorſams in Die 
Hände des Landesherren abzulegen habe.” Dieje Vorſchrift ijt 
noch jett in Geltung. Die Formel des Eives dagegen ift weber 
durch Geſetz noch auch jelbjt durch Königliche Verordnung feftge- 
ſtellt. Biſchof Hefele wurde am 20. December 1869 nad fol- 
gender neuen, nur im Staatsanzeiger mitgetbeilten, Formel vom 
König beeidigt: „Sch ſchwöre und gelobe auf Gottes heiliges 
Evangelium, Eurer Königlihen Majeftät und Allerhöchſt Ihren 
Nahfolgern Gehorſam und Treue. Ingleichen ſchwöre und ge» 
Iobe ich, an feinem Verkehr oder Anfchlage, welcher die öffentliche 
Ruhe gefährdet, Theil zu nehmen und weder inner- noch außer 
balb der Grenzen des Königreich irgend eine verbächtige Verbin⸗ 
bung zu unterhalten, — follte ich aber in Erfahrung bringen, 
daß dem Staate irgend eine Gefahr probe, zur Abwendung ber- 
ſelben nichts zu unterlaffen 2). 


1) Früher war eine andere Kormel üblich. Dieſelbe Tautete vermöge Kon= 
fitorial-Erfaß vom 20. Februar 1827 bei Reyfher, Sammlung 9, 722 bie 
725, vgl. auch Konſ.Erl. vom 9. November 1819, daſelbſt S. 499: — — 
„Den Könige getreu und hold zu fein — —, jeden zu ihrer Wiſſenſchaft 
tommenden Schaden abzuwenden, oder anzuzeigen, in&befondere die Landes⸗ 
verfaffung gewifienhaft zu wahren, und alles dasjenige pünltlich zu befolgen, 
wozu fie die ihnen libergebene Amtsinftruftion und bie ihnen hiernach zu= 
kommenden Befehle Sr. Königl. Majeflät oder ber vorgefetten Behörben an⸗ 
weifen.“ 

2) Früher lautete die Formel anders. — Am 1. October 1812 leiftete 
der Generalvikar ver in der Bildung begriffenen Diöcefe Rottenburg zu 
Etuttgart den feierlichen Eid: „Sr. Majeftät, meinem allergnädigftien König 
und Herrn gehorſam und treu zur bleiben, nichtS zu unternehmen, noch zu 
geftatten, wa8 dem Wohle Sr. Königl. Majeflät, dem Interefie des Staates 
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Die katholiſchen Dekane, Pfarrer u. |. w. werben vor ber 
Einführung in ihr Amt nach Formularen verpflichtet, welche im 
3. 1858 vom Dlinifterium feſtgeſtellt und vom katholiſchen Kirchen- 
rath den Delanaten unterm 26. März 1858 mitgetheilt mworben 
ind. Diejelben lauten in ihren eriten beiden Abſätzen wie der 
jesige Biſchofseid, worauf als dritter Abſatz folgt: „Ferner gelobe 
ih, bei Ausübung der mit meinem Amte verbundenen ftaatlichen 
Junftionen, insbeſondere was die mir obliegende Aufficht über die 
Volksſchule und die mir zugewiejene Betheiligung bei der Ver⸗ 
waltung von bürgerlichen Angelegenheiten der Gemeinde betrifft, 
mid genau nach den Geſetzen und Verordnungen des Staats zu 
achten ).” Der Biichof Lipp Hielt fich in jener Konkordatszeit für 


und den beſtehenden Gefeten zumiber wäre”, u. f. mw. (v. Longner, Beiträge 
zur Gefchichte der Oberrh. Kirchenprovinz 1863, S. 366). Das Königliche 
Fundations⸗Inſtrument vom 14. Mai 1828 beflimmte, der neugemählte 
Biſchof habe vor der Eonfefration bem König folgenden Eid zu leiften: „Ich 
ſchwöre und verſpreche bei dem heiligen Evangelium Gottes, Seiner König- 
lihen Majeftät von Württemberg, und Allerböchftdero Thronfolgern, fomie 
den Württembergifhen Staatsgeſetzen Gehorfam und Treue. 
Ih verſpreche fein Einverftändniß zu unterhalten, an keiner Berath- 
ſchlagung Theilzu nehmen und weder im In⸗ noh im Auslande 
Berbindungen einzugehen, welche bie öffentliche Ruhe gefährden; vielmehr, 
wenn ich von irgend einem Anfchlage zum Nachtheile des Staates, jei e8 
in meiner Diöcefe oder anderswo, Kunde erhalten follte, ſolches Seiner 
Königlichen Majefät zu eröffnen.” (Reyſcher, Samml. 10, 1071). Diefes 
Juſtrument ift allerdings fein Geſetz, nicht einmal eine Königliche Verord⸗ 
nung, fondern eine nicht publicirte, blos dem Biſchof mitgetheilte Verwal⸗ 
tung&-Berfügung. Die von ihm vorgefchriebene Cidesformel wollte das 
Kontordat vom 8. April 1857, Art. 2 durch eine andere (wörtlich dem Art. 
20 des Defterreichifchen Konkorbats nachgebilbete) erfeen, worin nicht mehr 
die Rede ift von Nichttheilnahme an Berathſchlagungen und Anzeige beim 
König, noch weniger von Gehorfam gegen die Staatsgefee, und deren 
Eingang Tautete: „Ich ſchwöre und gelobe, wie e8 einem Bifchofe ge: 
ziemt, Gehorfam und Treue gegen die Königlide Majeftät und ihre 
Nachfolger.” (Ego juro et promitto ad Sancta Dei Evangelia, si- 
cut decet Episcopum, obedientiam, et fidelitatem Regiae Ma- 
jestati) (Neg.:Bf. 115). Alfo mit der Beſchränkung, wie fie die Vorfchriften 
des Kanonifchen Rechts und der Gehorfam gegen den Bapft für einen Bi- 
ſchof mit fih bringen, wird Gehorfam gegen das Staatsoberhaupt ver- 
ſprochen (!). Diefe Kormel verlor mit Wiederaufbebung des Konforbats 
ihre Gültigkeit und wurbe durch die oben mitgetheilte erfett, welche wenig⸗ 
ftens das „sicut decet episcopum“ nicht mehr enthält. 

1) v. Bogt, Ad. Sammlung tirlicher und ſtaatlicher Verordnungen für 
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berechtigt, in Auftrag des Papftes feinem Didcefenklerus eine 
Kundmachung zufommen zu laſſen, wie diefe Stelle des Eides zu 
verftehen und nicht zu verſtehen fei, und bie Regierung ſchwieg !). 

Hinfichtli der Rabbinen endlich beftimmt das Geſetz vom 
25. April 1828 in Betreff der öffentlichen Verhältniſſe der Iſrae⸗ 
litiſchen Glaubensgenoſſen Art. 52, „daß jeder Rabbine nad 
feiner Ernennung auf den Gehorſam gegen die Staatögefeke, und 
daß er im Widerjpruche mit biefen nichts Iehren oder zulaffen 
wolle, verpflichtet werben ſolle 2). 

V. Baden. Nah dem Geſetz vom 7. Juni 1848 haben 
alle Staatsbürger, wenn fie das 21. Lebensjahr zurückgelegt haben 
und alle öffentlichen ‘Diener mit dem Dienſteide den Verfaffungs- 
eid abzulegen, und zwar die öffentlichen Diener, zu welchen bie 
Geiftlichen gehören, nach ver Formel: „Ich fchmöre Treue dem 
Großherzog und der Berfaffung; Gehorſam dem Gejete; des 
Türften wie des Vaterlandes Wohl nach Kräften zu befördern und 
überhaupt alle Pflichten de8 mir übertragenen Amtes gewiſſenhaft 
zu erfüllen, jo wahr mir Gott helfe®).“ Die Eidesleiftung findet 
vor dem Großberzogl. Bezirksamt ftatt *). 

VI. Großherzogthum Heſſen. Der Geijtliche, welchem 
ein Kirchenamt übertragen wird, ift verbunden, vor Uebernehmen bef- 
felben ten Berfajjungseid abzulegen, fofern er dieß noch 
das Bisthum Rottenburg, 1876, S. 707—709. Bis 1849 enthielt bie 
Formel and die Zufage, „bie Grundbverfaffung des Königreichs gewiflenbaft 
zu wahren”, „über die pünktliche Beobahtung und Vollfiredung der Staats» 
gefete und höchſten Berfügungen zu wachen, auch Ehrfurcht und Gehorſam 
gegen biefelben nligemein zu verbreiten” u. f. w. Die Pfarrer mußten nod 
geloben „gegen andere Religionsverwandte chriftliche Duldung zu zeigen und 
zu lehren.” (Decret des K. kathol. Kirchenratbes vom 3. December 1816 
in Reyſchers Sammlung 10, 497-500). Nachdem ſchon 1849 Einiges ge- 
ändert worden war, tamen nah Abihluß des Konkordats die jeßigen %or- 
meln in Gebrauch und behaupteten ſich auch trot ber Aufhebung des Kon⸗ 
kordats darin. 

2) Abgebrudt bei v. Vogt, 710. 

2) Reg. Bl. 317. " 

2) Neg-Bl. S. 167-168. Spohn, Bad. Staatäfirchenrecht. 1868. 
©. 185. 

4) Großh. Verordnung vom 5. März 1863. Spohn ©. 186 und beffen 
Ev. 8.-R. 2, 226. 

5) Geſetz vom 23. April 1875, betr. die Vorbildung und Anftellung ber 
Geiftliden, Art. 1. (Reg. BL. 256). 
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nicht getban Hat’). Dieſe Vorichrift bezieht fich auf alle evange⸗ 
liſchen und Tatholifchen Geiftlichen, auch auf Bilchöfe und Doms 
capitulare. 

VO Eljaß-Lothringen. Der weltliche Präfivent des 
Iutherifchen Direftoriums, der Bilchof, fowie alle Tatholifchen und 
evangelifchen Geiftlichen Haben vor Antritt des Amtes dem beut- 
chen Kaifer al8 Landesherrn Gehorfam und Treue zu fchmören 
und zu veriprechen, keinerlei Einverftändniß pflegen, feinen Anfchlag 
unterjtügen, feine Verbindung unterhalten zu wollen, ſei es inner- 
halb oder außerhalb Landes, welche der öffentlichen Ruhe zuwider 
wäre; und, wenn fie erfahren, daß in ihrer Diöcefe oder anderswo 
Etwas zum Nachtheil des Staates angeiponnen wird, es der Re⸗ 
gierung zu wiffen zu thun). Seit 1872 müſſen auch die an ben 
Civilgefängniſſen angejtellten Geiftlichen diefen Eid leiften 2). 


2) Organ. Artikel für den Tatbolifhen Kultus vom 8. April 1802 
Art. 15 u. 27; für den proteftantifhen Kultus, Art. 26 u. 41. Konlorbat 
von 1801, Art. 6. Es ift dieß ber Eid, welcher vor der Revolution in 
Frankreich üblich war und melden Napoleon I. an die Stelle des feit 1790 
vorgeſchriebenen Verfaſſungseides ſetzte. 

2) Unter Napoleon III. waren dieſe unbeeidigt geblieben, ja es hatte ein 
Kirtularfchreibesr des Minifters des Innern vom 30. Juni 1852 den Prä- 
fecten verboten, den Eid zu forbern (I). 


II. Abſchnitt. 


Don dem flantsgefehlichen Schuhze der religiöfen Meber- 
zengungen aller Stanatsbewohner und der Freiheit der 
Wahl der Religion. (Gewifjens und Religionsfreiheit.) 


8. 6. 
Allgemeine Grundfäge, 


Wilda, über Gewiffensfreibeit (in der Zeitfchrift fiir Deutfches Recht, 11, 
161—253 und 266-291. 1847). 


Durch die Gejege des Deutſchen Reichs fowohl als ber 
Deutichen Einzelſtaaten ijt nunmehr im ganzen Reich der Grund- 
fa der Gewifjens- und Religionsfreibeit durchgeführt und aus- 
geiprochen, daß alle Deutjchen gleiche jtaatSbürgerliche und bürger- 
liche Pflichten und Rechte haben, ohne Rüdficht auf ihre Glaubens⸗ 
anfichten und ihre Zugehörigkeit zu einem Neligionsverein. Inner- 
halb des ganzen Reichs gibt e8 aljo nirgends mehr eine „Staats⸗ 
religion‘ oder eine „Staatskirche“, welche von der Staatsgewalt 
allein zugelaffen oder wefentlich bevorzugt wäre, ſondern bie religiöfen 
Anſchauungen jedes einzelnen Bürgers genießen gleichen Schuß 
und alle Neligionsvereine grundſätzlich gleiche Rechte, joweit bie 
ihre Verfaffung und ihre Beitrebungen zulaffen. Das Reich ift 
entfirchlicht , Teineswegs aber, wie Unduldſame behaupten, „ent- 
chriſtlicht“, ſondern im Gegentheil zu den Lehren des Stifters der 
hriftlichen Religion zurückgekehrt. 

Die Verwirklichung dieſer Grundfäke beruht auf zahlreichen 
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aus verſchiedenen Zeiten ſtammenden Staatsgeſetzen, welche unten 
anzuführen ſind; die Landesverfaſſungen enthalten aber auch 
mancherlei allgemeine Ausſprüche darüber, welche theils für die 
ordentliche Geſetzgebung Schranken aufſtellen, theils ſofort wirklich 
anwendbares Recht ſchaffen ſollen. So beſagt die Preußiſche Ver⸗ 
faſſunggurkunde vom 31. Januar 1850, Art. 12: „Die Freiheit 
des religiöfen Bekenntniſſes, der Vereinigung zu Religionsgefell- 
Ihaften und der gemeinfamen häuslichen und öffentlichen Neligions- 
übung wird gewährleijtet‘; jie beftätigt damit Die genaueren und ' 
baber zwedmäßigeren Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts von 
1794, 2, 11, 8. 1: „Die Begriffe der Einwohner des Staats 
von Gott und göttlichen Dingen, der Glaube und der innere 
Sottesdienft können fein Gegenſtand von Zmangsgejegen fein.” 
8.2: „Jedem Einwohner im Staat muß eine vollflommene Slau- 
bend- und Gewiffensfreiheit geftattet werben.” $. 3: „Niemand 
iſt [huldig, über feine Privatmeinungen in NReligionsfachen Vor⸗ 
ihriften vom Staat anzunehmen.” $. 4: „Niemand joll wegen 
jeiner Neligiondmeinungen beunruhigt, zur Nechenfchaft gezogen, 
veripottet oder gar verfolgt werben.” 

Nah dem Vorbilde des Preußischen Landrechts enthält auch 
noch die Bayeriſche BVerfaffungsurfunde vom 26. Mat 1818, 
Tit. 4, 8. 9 und die II. Beilage derſelben (pas Religionsedikt) 
8. 1—5 genauere Beitimmungen, während die Verfaſſungen ver 
übrigen Staaten nur mit allgemeinen Ausprüden „Gewiſſens⸗ 
freiheit” gemwährleiften. Sadien, 4. September 1831, 8. 32. 
Württemberg, 25. September 1819, Art. 24: „Der Staat fichert 
jedem Bürger — — Gewiflens- und Denkfreiheit" und Art. 27: 
„Jeder, ohne Unterſchied der Religion, genießt im Königreiche une 
gejtörte Gemwifjensfreibeit.” Baden, 22. Auguft 1818, $. 18. 
Großherzogtum Heſſen, 17. December 1820, 8. 22 und Gejeß 
rom 6. Auguft 1848. 

Hervorzuheben iſt hierbei, daß dieſe Rechte auch jedem inner⸗ 
halb des Staatsgebiets weilenden Fremden zugeſichert ſind, in⸗ 
dem die Geſetze allgemein von den „Einwohnern“ reden oder den 
Ausdruck gebrauchen, daß „Niemand“ gezwungen oder geſtraft 
werden dürfe. 

Die Bedeutung und Begränzung dieſer Rechte iſt nunmehr 
an der Hand der Geſetze im Einzelnen zu unterſuchen. 
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8. 7. 
1. Unzuläffigleit Der Röthigung bon Staatseinwohnern zur Offenbarung 
ihrer religiöfen Ueberzeugungen. 


1. Kein Stants- oder Gemeinbebeamter ift berechtigt an 
einen untergebenen Beamten ober einen Bürger oder fonftigen 
Einwohner das Verlangen zu richten, daß er über feine religiöjfen 
Ueberzeugungen Ausfunft gebe und noch weniger zu biefem Zweck 
einen Zwang auszuüben, Strafen zu erfennen oder mit ſolchen zu 
broben!). Dagegen find Tragen darüber, welchem Religionsvereine 
Jemand angehöre, den obrigfeitlichen Behörden nicht verboten, ſon⸗ 
bern fogar gefetlich geftattet oder gar vorgeſchrieben. Es geſchieht 
dieß namentlich regelmäßig bei Vernehmung von Angeflagten over 
von Zeugen vor Gericht, bei Volkszählungen und anderen Gelegen- 
heiten. Aber jeder Zwang zur Beantwortung und jeve Beſtrafung 
wegen Weigerung ver Antwort ift ebenfalls unzuläfjig. 

Die Regel erleidet jedoch folgende Einſchränkungen: 

a) Rechte, welche von der Zugehörigfeit zu einem bejtimmten 
Neligionsverein abhängen, kann nur Derjenige anjprechen, welcher 
biefe Zugehörigkeit bejaht und fich nötigenfalls noch darüber aus- 
weilt; fo 3.8. das Vorrecht an Eivesjtatt ein bloßes Handgelübde 
leiften zu dürfen, Wahlrechte zu konfeſſionellen Gemeindebehörden 
(konfeffionellen Schulvorftänden, Stiftungsräthen) auszuüben oder 
in einer konfeſſionellen Staatsbebörde ein Amt zu übernehmen 2). 
Darüber, ob vor der Beeidigung ragen über Glauben an Gott, 
an ewige Strafen u. |. w. geftellt werben können, und mit welcher 
Wirkung, ift unten in der Lehre vom Eid zu antivorten. 


1) Die Grundrechte bes Deutfchen Volls vom 27. December 1848, Art. 5, 
$. 14, enthielten die Befimmung: „Niemand ift verpflichtet, feine religiöfe 
Ueberzeugung zu offenbaren.“ 

2) Preußiſches Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 5: „Auch ber Staat kann 
von einem einzelnen Untertban die Angabe: zu welcher Religionspartei ſich 
berfelbe befenne, nur alsdann fordern, wenn bie Kraft und Gültigkeit ge- 
wiffer bürgerlicher Handlungen davon abhängt.” 8. 6: „Aber ſelbſt in biefem 
Falle können mit dem Geftändniffe abmeichender Meinungen nur diejenigen 
nachtheiligen Folgen filr den Geſtehenden verbunden werben, welche aus feiner 
baburch vermöge ber Geſetze begründeten Unfähigkeit zu gewifien bürgerlichen 
Handlungen oder Rechten von felbft fließen.” 
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b) Bon den Vorſtänden der Neligionsvereine fann der Staat 
Angaben darüber begehren, welche Staatsangehörigen zu feinen 
Mitgliedern zählen; denn dieſe Kenntniß iſt, wie bet politischen 
Zereinen, unter Umſtänden für die Wahrung der Staatsinterejjen 
erforberlich. 

2. Religionsvereinen ijt es nicht verwehrt von Denjenigen, 
bie in den Verein aufgenommen jein wollen, vie Ablegung eines 
Slaubensbefenntniffes zu begebren. 

Dagegen ſteht es mit der jtaatlich garantirten Gewiffens- 
freiheit im Widerjpruch, wenn Diejenigen, welche bereits Mitglieder 
bes Religions vereines find, Laien oder Geiltliche, von Vorſtänden 
eder Oberen unter Androhung von Strafen oder anderen Nach- 
theilen angehalten werben, fich darüber zu äußern, ob fie einen 
einzelnen kirchlichen Lehrfat oder ein ganzes Lehrgebäude für wahr 
halten oder nicht glauben und warum fie ihn nicht glauben. 
Glauben oder Fürwahrhalten fest genaue Prüfung und volle 
Kenntniß voraus; Niemand aber wird fo leicht zu einer auch nur 
annähernd forgfältigen Prüfung gelangen, und fein Ehrlicher fagen 
können, daß ihm nicht noch Dunkelheiten und Zweifel blieben, und 
daß er nicht von weiteren Forſchungen und Erfahrungen weitere 
Erfenntniß erhoffen müſſe ). ©laubens » Inquifitionen innerhalb 
einer Kirche werden regelmäßig der Ausflug bierarchiicher und un⸗ 
tuldfamer Beitrebungen fein, gegen welche der Staat insbeſondere 
die Geiltlichen in Schu nehmen muß. Man braucht fi nur ber 
Berfolgungen zu erinnern, die in Deutjchland aus der Nöthigung 
ber proteftantifchen Geiftlichen, die Konkordienformel zu unter» 
ſchreiben, entftanden find. 

Jeder Religionsverein muß fi) an der Erklärung feiner Mit- 
glieder genügen laffen, daß fie das Statut des Vereines ald ver- 
bindlih für fich anerkennen und fich darnach richten wollen. Bon 
den Deutſchen Staatsgefetgebungen erfennt Dies das Preußijche 
Yandrecht von 1794 ausdrücklich an, indem es verbietet, ein Mit⸗ 
glied (auch einen Geiftlichen) wegen abweichender Glaubensanfichten 
zu beitrafen, zu beunrubigen oder auszufchließen *), woraus von 


— — 





1) Ich habe das ſchon in den Preußiſchen Jahrbüchern, Aprilheft 1875, 
€. 377 und 378, ausgeführt. 
2,2, 11, 8. 4, 55, 74. 
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ſelbſt folgt, daß auch kein Mitglied beſtraft oder ausgeſchloſſen 
werben darf, weil es ſich weigert, über ſeine Olaubensanſichten 
Auskunft zu geben. In anderen Deutſchen Staaten können Yaten 
und Geiftlihe gegen etwaige Inquifitionen dieſer Art wenigſtens 
recursus ab abusu an bie Staatsregierung ergreifen, ein Schuß, 
der freilich minder ausreicht als ein im Staatsgeſetz ausgeſpro⸗ 
henes Verbot. Die Nothwendigkeit, daß der Staat die Mit- 
glieder der Neligionsvereine in diejer Hinficht in Schug nehmen 
muß, bat ſich gerade wieder in neuefter Zeit gelegentlich der Ver- 
fündigung des Dogmas von der unbefledten Empfängniß und 
namentlich besjenigen von der päpſtlichen Unfehlbarkeit gezeigt- 
Die Biſchöfe haben die Pfarrer und Lehrer, die Pfarrer die Laien 
barauf inquirirt, ob fie das Unfehlbarkeitspogma glaubten, und 
find mit Strafen vorgegangen auch gegen die, welche jchwiegen. 
Einige Biſchöfe pflegen neuerdings die ihnen untergebenen Pfarrer 
auch auf Ummegen, nämlich unter der Form von Aufgaben zur 
Deiprehung in Paftoraltonferenzen, über ihre Anfichten auszu« 
forſchen, namentlich darüber, ob fie fi für berechtigt und ver- 
pflichtet halten, den Staatsgeſetzen Gehorjam zu leijten ober ben 
Papft als ihren Gejeßgeber erkennen. Auch biergegen muß der 
Staat Ihügend eintreten, wenn er Gehorſam verlangen und er» 
warien will. 


8. 8. 
2. Unzutläffigleit der Beftrafung und des Zwangs wegen Belennung 
oder Leugnung don Neligionsanfichten. 


Wegen des Bekenntniſſes oder der Yeugnung von Glaubens- 
anfichten darf von Staatsmwegen gegen Niemanden eine Strafe ver- 
hängt oder Zwang geübt werden !). Demgemäß kennt das ‘Deutjche 
Reichsſtrafgeſetzbuch kein Verbrechen oder Vergeben des Abfalls 
vom chrijtlichen Glauben durch Uebertritt zum Judenthum, Moham⸗ 
medanismug, Heidenthum (Apoftafie) 2), oder der Leugnung einzelner 

1) Preußiſches Landrecht 2, 11, 8. 3 u. 4 (f. oben ©. 29). Bayeriſches 
Neligionsediet vom 26. Mai 1818, 8. 2. Schweizeriihe Bunbesverfaflung 
vom 29. Mai 1874, Art. 9: — — ‚Niemand barf wegen — — Glaubens- 
anfihten mit Strafen irgend welcher Art belegt werden. 

2) Bol. auch Oeſterreichiſches Gefeh vom 25. Mai 1868, Art. 7: „Die 
Beſtimmung bed $. 768, lit. a des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, ver- 
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oder aller Dogmen der Römiichen Kirche (Ketzerei) oder der Nicht 
anerlennung der oberſten Gerichtöbarkeit des Römiſchen Papftes 
(Schisma); und ebenſowenig ift das Leugnen von Lebrfägen an⸗ 
derer chriftlichen Religionsvereine mit Strafe bedroht; insbeſondere 
Bleibt daS Belenntniß des Atheismus oder Pantheismus ftraflos. 
Auch die Landesgefege dürfen feine Strafen für die Aeußerung 
folder eberzeugungen anbroben. Uebrigens befteht natürlich feine 
Freiheit, Slaubensanfichten welche der gefeglichen Staatsorbnung 
zwiderlaufen, öffentlich zu äußern und zu verbreiten). 

Der Staat geftattet auch den Neligionsvereinen nicht, wegen 
belannter oder geleugneter Glaubensanfichten Strafen zu verhängen 
oder Zwang auszuüben. Denn unfreiwillige, nur durch die Des 
droßung fchwerer äußerer Nachtbeile erreichte Anerkennung einer 
behaupteten Wahrheit wirb in den meilten Fällen eine geheuchelte 
Anerkennung fein; und einen Zwang zu folcher Heuchelei, d. h. 
Berleugnung bejjerer Weberzeugung, darf der Staat nicht üben 
laſſen ?). 

Auch die Beiftlihen muß der Staat gegen ſolchen Zwang, 
mag er birelt ober indirekt gelibt werden, in feinen Schuß nehmen. 
Insbeſondere Tann es den Neligionsvereinen oder ihren Oberen 
auch nicht geftattet fein, Mitgliever wegen abweichender Glaubens⸗ 


möge welder der Abfall vom Chriſtenthum als Grund der Enterbung erflärt 
wird, bann ber Verfügungen be 8. 122 lit. c unb d bes Strafgeſetzes, wo⸗ 
mit derjenige welcher einen Ehriften zum Abfalle vom Chriſtenthum zu ver- 
leiten ober eine ber hriftlichen Religion wiberftrebende Irrlehre auszuſtreuen 
ſucht, eines Verbrechens ſchuldig erflärt find, wird aufgehoben. (Dove's Zeit- 
ſchrift 8, 147). 

2 Die ehemalige Kurbeffiiche Verfaſſungsurkunde vom 5. Januar 1831, 
4. 39, beſtimmte: „Niemand kann wegen ber freien Aeußerung bloßer Mei« 
nungen zur Verantwortung gezogen werben, ben Fall eines Bergehens 
oder einer Rechtsverletzung ausgenommen.” Franzöſiſche Konftitution 
vom 8. (14.) September 1791, Deklaration der Rechte des Menſchen und 
des Bürgers, Art. 10: „Nul ne doit &tre inquiet€ pour ses opinions, 
möme religieuses, pourvu que leur manifestation ne trouble pas l’ordre 
publie dtabli par la loi.“ 

2) PBreußifches Allg. Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 45: „Keine Kirchen⸗ 
geſellſchaft ift befugt, ihren Mitgliebern Glaubensgeſetze wiber ihre Ueber: 
zengung aufzubrängen.” Bairiſches Neligionsebilt vom 26. Mai 1818 
(U. Beilage zur B.-U.) 8. 42: „Keine Kirchengemalt ift befugt, Glaubent- 
geſehe gegen ihre Mitglieber mit äußerem Zwange geltend zu machen.” 

Thubdichum, Kirchenrecht 3 
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anſichten aus dem Verein auszuſchließen, ihnen alſo den Zutritt 
zu den Verſammlungen u. ſ. w. zu verwehren als auch anderer 
Mitgliedſchaftsrechte, wie des Stimmrechts, des Rechts der Be⸗ 
ſtattung auf den Begräbnißplatz des Vereins, des Beſuchs ſeiner 
Schulen, des Genuſſes ſeiner Stiftungen zu berauben. Eine ſolche 
Ausichließung würde in Wahrheit eine ſehr emwpfindliche Strafe, 
und folglich die Androhung und Anwendung derjelben einen unzu— 
läjfigen Zwang enthalten. In dem Abjchnitt von der Ausſchließung 
aus Neligionsvereinen ijt Hierauf noch genauer zurüdzulommen. 


8. 9. 


| 8. Unzutäffigfeit der Nöthigung zur Theilnahme an religiöjen Hand⸗ 
lungen oder am Neligionsunterricht fremder Religionspereine und zur 
Bornahme religiöier Handlungen zu Guuſten Andersglaubender. 


1. Niemand darf genöthigt werben, an gottesvienftlichen Ge- 
bräucen einer Religionspartet, welcher er nicht angehört, Theil zu 
nehmen oder Gegenjtänden oder Perſonen Verehrung zu bezeugen, 
welche eine fremde Neligionspartei für verehrungswürdig bält. 
Das Preußiſche Allgemeine Landrecht von 1794 beftätigt dieſen 
Srundfag durch jeine Vorſchriften über Religions und Gewiſſens⸗ 
freiheit, Thl. 2, 11, 8. 1—8, und |pridht ihn auch in fpecieller 
Anwendung aus, indem es nerorbniet, daß zwar jeder Hausvater 
jeinen häuslichen Gottesvienft nad Gutbefinvden anoronen könne, 
aber Familienglieder und Hausgenoffen, die einer anderen Religions - 
partei zugethan jeien, nicht wider ihren Willen zur Theilnahme 
anhalten dürfe ($. 7 und 8). Das Preußifche Strafgeſetzbuch 
von 1851, $. 136, hatte eine bejondere Strafbeitimmung des In⸗ 
balts: „Wer durch Thätlichfeiten oder Drohungen eine oder mehrere 
Perjonen zwingt oder hindert, den Gottespienft einer im Staat 
beſtehenden NReligionsgejellfhaft auszuüben — — joll mit Ge— 
fängniß von 1 Monat bis zu 3 Jahren beftraft werben. ‘Dieje 
Beſtimmung ift in das Neichsjtrafgejeßbuch nicht aufgenommen 
worden, weil angeblich ein Bedürfniß dazu nicht vorliege. Baie⸗ 
riſches Religionsedikt vom 26. Mai 1818, 8. 82: „Keine Kirchen- 

gejellichaft kann verbindlich gemacht werden an dem äußern Gottes- 
dienſt der andern Antheil zu nehmen.“ 

Die Bedeutung dieſes Grundfages ift in bejonders helles 
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Licht getreten bei der ehemals in Bayern ven proteſtantiſchen 
Deilitärperjonen anbefohlenen Kniebeugung !). 

2. Niemand kann genöthigt werden, fi in der Religion 
eines Religionsvereins, dem er nicht angehört, unterrichten zu 
lafjen oder feine Kinder zu ſolchem Linterricht zu fenven ?,. 

3. Geiſtliche fünmen von Staats, oder Gemeinbebehörben 
nicht genöthigt werden, religiöje Weierlichkeiten, wie 3. B. Zaufen, 
Weihungen, Einjegnungen, zu Gunſten von Nichtvereinsmitgliedern 
vorzunehmen ?). 


8. 10. 


4. Unzuläffigleit der Nöthigung don Mitgliedern eines Religionspereins 

zur Theilnahme an defien gottesdienſtlichen Gebräuchen oder Religions. 

unterricht, und Geltung dieſes Grundfages and für öffentliche Beamte 
und Dilitärperfonen. 


Bon Seiten des Staates findet auch fein Zwang ftatt, um 
Mitglieder eines Religionsvereins zu nöthigen, am Gottesdienft 
oder NReligionsunterricht ihres eignen Vereins Theil zu nehmen 
oder gottesdienftliche Gebräuche ihres Vereins zu verrichten, ober 
jolche Gebräuche an ihren Kindern verrichten zu laſſen. 

In früheren Jahrhunderten war folder Zwang nicht blos 
in den fatholifchen Staaten, ſondern auch in proteftantifchen ſehr 
berlömmlich, Bing aber mit dem Vorbandenjein einer Staatskirche 
zufammen. 

Unfere Staatsgejege bringen obigen Grundſatz in vielen ein⸗ 
zelnen Anwendungen zur Geltung, fprechen ihn aber nicht in der 


1) Hauptſchrift: „Die Kniebeugung der Proteftanten vor dem Sanctiffi- 
mum der fatholifhen Kirche in dem bayerifchen Heere und in der Landwehr. 
Materialien u. ſ. w., mit 12 Beilagen.” Ulm 1841. Der ungenannte Ber- 
fafier war ber Graf. 5. C. von Giech, Regierungspräfident von Franken. 
Die Schrift wurbe von ber bayeriſchen Regierung verboten, obwohl fie Nichts 
als Thatfachen und rechtliche Ausführungen enthielt. — Wenig Neues bietet: 
Jacobion, 9. F., das Berbot der Guſtav⸗Adolfs⸗Stiftung und die Knie- 
beugung der Proteftanten in Bayern. 1844. 

2) Das Nähere über die „Erziehungsreligion der Kinder” f. unten. 

3), Baierifches Religionsedikt vom 26. Mai 1818, $. 101: „Kein Geift« 
licher kann gezwungen werben, das Begräbnif eines fremden Religionsver⸗ 
wandten nach den Feierlichkeiten feiner Kirche zu verrichten.‘ 

3* 
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nothwendigen Allgemeinheit aus!) und nehmen namentlich feine 
genügend fefte Stellung gegenüber der Frage, ob den Religions. 
vereinen geftattet ſein dürfe, Bußen gegen Vereinsglieder zu ver- 
hängen, weil dieſe die Theilnahme an Gebräuchen des Vereins 
unterlaffen. Wir müſſen in dem Abfchnitt über die Kirchenzucht 
hierauf zurückkommen. 

Einer befonderen Erwähnung bebürfen folgende einzelne Fälle. 

1. Im weitaus größten Theil von Deutſchland befteht Fein 
Zwang chriftlicher Eltern mehr, ihre Kinder innerhalb beftimmter 
Frift taufen zu lafien. 

Das Preußifche Landrecht von 1794 wußte fchon nichts mehr 
bon einem ſolchen Zwang; erft durch eine Königliche Orbre vom 
23. Tebruar 1802 wurde wieder vorgefchrieben, daß bei Strafe 
die Taufe längſtens ſechs Wochen nach der Geburt ftattfinden 
müffe, und fo ftand bie Beſtimmung jeitvem als Anhang 8. 131 
im Landrecht 2, 11, 8. 446. Obwohl mit der Verfaſſungsurkunde 
von 1850, Artilel 12, unvereinbar, betrachteten die Verwaltungs⸗ 
und Gerichtöbehörben ihn als fortdauernd gültig, bis das Geſetz 
vom 9. März 1874 über die Beurkundung des Perjonenftandes, 
8. 56, für die ganze Monardie „alle Bejtimmungen — — welche 
eine ftaatliche Einwirkung auf die Vollziehung der Taufe anordnen,“ 
aufbob?). Auf dem ganzen linken Rheinufer hörte der Zwang 
bereits jeit der Uebertragung der Führung der Civil-Standeregifter 
an bürgerliche Beamte auf?). In andern beutfchen Staaten find 


I) Butreffender befiimmten ehemals bie Grundrechte des Deutſchen Volls 
vom 27. December 1848, Art. 5, 8. 18: „Niemand fol zu einer kirchlichen 
Handlung oder Feierlichleit gezwungen werben.” Aehnlich jekt das Oeſter⸗ 
reichiſche Staatsgrundgefeg vom 21. December 1867 über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger, Art. 14: „Niemand kann zu einer kirchlichen Hand⸗ 
Yung ober zur Theilnahme an einer kirchlichen Feierlichleit gezwungen werben, 
infofern er nicht der nach dem Geſetze hiezu beredhtigten Gewalt eines An⸗ 
deren unterfteht” (morunter wohl PBerfonen unter 14 Jahren gemeint find). 
Schweizeriſche Bundesverfaſſung von 1874, Art. 49: „Riemanb barf zur 
Theilnahme an einer Religionsgenofienfchaft oder zur Vornahme einer reli- 
gidfen Handlung geziwungen — — — werben. Ueber bie religiöfe. Erziehung 
ber Kinder bis zum erfüllten 16. Altersjahr verfügt im Sinne vorftehenber 
Grundfäge ber Inhaber ber väterliden oder vormundſchaftlichen Gewalt.” 

2), Geſ.Samml. 108 und Dove's und Friedberg's Zeitihrift K. 12, 239. 

2) Das Gele vom 20. September 1792 auf Tit. 6, Art. 8 (Duvergier 
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die alten Strafbeitimmungen entweber wegen ihrer Unvereinbarkeit 
mit ber gewährten Gewiffensfreiheit als hinfällig betrachtet worden 
oder allmählich außer Gebrauch gekommen. Dies konnte darum 
leichter geſchehen, weil die evangelifchen Geiſtlichen angewieſen 
waren, über Verzögerungen der Taufe an das Konfiltorium zu 
berichten und nicht felbft Anträge auf Beſtrafung an die weltlichen 
Behörden ftellen burften !). 

Jüdiſche Eltern bat der Staat nie gezwungen, ihre Kinder 
beichneiden zu lafien. 

Auf einer Linie mit dem Taufzwang fteht der Zwang zu 
einer religiöjen Feierlichkeit bei der Eheſchließung, namentlich zum 
Empfang des Segens durch Prebiger, Priefter, Rabbinen ®). Auch 
er ift nunmehr im ganzen Reich weggefallen. 

Niemand endlich braucht ven Beſuch von Geiftlichen und Vor⸗ 
träge berjelben anzunehmen), am wenigiten Kranke in öffent- 
Iihen Krankenanſtalten. Zubringlichleit von Anſtalts⸗Geiſtlichen 
würde auf ihrer Seite ein Dienftvergeben enthalten. Andere 
Regeln gelten jelbitverftändlich bei Strafgefangenen. 

2. Die angeführten Grundſätze müffen auch auf öffentliche Be⸗ 
amte und Militärperfonen Anwendung finden. Diefelben können 
alfo von ihren Vorgeſetzten nicht angehalten werben, einer eier 
ihres eigenen Religionsvereing beizumohnen; jebe Beitrafung, auch 
ſchon jeder Berweis gegen einen Beamten over Militär, welcher 
ih fern hält, würde die Gewillensfreiheit deſſelben in ungefeglicher 
Weiſe beeinträchtigen. Die Weifung an öffentliche Beamte, fogar in 
ihrer Amtstracht bei Gottesbienften oder äffentlichen Aufzügen 
ihres Religionsvereins zu erfcheinen, widerſpricht außerdem einem 
anderen Grundſatz unſres Staatsrechts, nämlich dem, Daß der Staat als 


—— 





4, 488) beſagt ausdrũcklich: L'Assembleé nationale, après avoir déter- 
mine le mode de constater desormais l'éêéftfat civil des citoyens, declare 
qu’elle n’entend ni innover ni nuire & la liberte qu’ils ont tous de 
consacrer les naissances, mariages et decds par les cer&monies du culte 
auquel ils sont attachen, et par l’entrevention des ministres de ce 
eulte.“ 

ı) Ueber Württemberg vgl. Gaupp 2, 2, 70 und 72. Großherzogtum 
Heflen: Köhler 2, 502. 

2), Bgl. Wilda in der Zeitirift für Deutſches Recht 11, 203—206, 1847. 

9) Breußifche® Allgemeines Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 92. 
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ſolcher keine Staatsreligion kennt, ſondern alle Religionsvereine 
gleichberechtigt ſind. Denn ſobald Staatsbeamte in ihrer Amts⸗ 
tracht auftreten, find fie nicht bloße Privatperfonen, ſondern Reprä⸗ 
ientanten des Amts und Jedermann wird mit Recht folgern, daß 
fie an ven Feiern in amtlicher Eigenschaft Theil nehmen und fie 
verherrlichen helfen. Am wenigften aber erjcheint dies zuläſſig 
bei gewiſſen öffentlihen Aufzügen, Prozeifionen, welche gegenwärtig 
noch mehr als früher den Charakter von Demonjtrationen an ſich 
tragen. In faft allen Deutfchen Staaten ift denn auch von folchen 
Weiſungen nicht mehr die Rebe. 


$. 11. 
5. Freiheit des Hausgottesdienftes 


In feinem eignen Haufe tft Jedermann berechtigt mit jeinen 
Familienangebörigen fich durch Gebet, Reden, Geſang und fonftige 
Mebungen beliebig zu erbauen, fomweit dabei die Staatsgefete nicht 
verlegt werden. Auch durch die Theilnabme einzelner Nicht» 
Tamilienangehöriger hört ein folcher Gottespienft noch nicht auf 
ein Hausgottesdienſt zu fein‘). Genauere gefegliche Beitimmungen 
hierüber beftehben in Preußen und Bayern, nämlih: Preußiſche 
Berfaffungsurkunde von 1850, Art. 12 — Preußifcheß Allgemeines 
vandrecht von 1794, 2, 11, 8. 7: „Jeder Hausvater kann feinen 
häuslichen Gottesdienst nach Gutbefinden anordnen.“ 8.8: „Er kann 
aber Mitglieder, die einer anderen Religionspartei zugethan find, zur 
Beiwohnung deſſelben wider ihren Willen nicht anhalten.” 8. 9: 
„Heimlihe Zujammenkünfte, welde der Ordnung und Sicherheit 
des Staats gefährlich werben könnten, follen, auch unter dem Vor- 
wande bes häuslichen Gottespienftes, nicht gebuldet werben.“ 
Baieriſches Religionsedikt (Beilage II zur VBerfaffungsurkunde vom 
26. Mai 1818) 8. 2: „— Auch darf Niemandem, zu welder 
Religion er fich befennen mag, die einfache Hausandacht unterfagt 
werden.” 8. 4: „Alle beimlihen Zufammentünfte unter bem 
Vorwande des häuslichen Gottesvienftes find verboten." 

1) Ueber die im alten Recht gemachte Unterfheibung zwiſchen Haus- 
gotteßdienft” und „Privatgottesbienft”‘ oder „nicht öffentlichem‘ Gottesdienſt 
der nur unvolllommen gebulbeten Religionsvereine ift an einem anderen 
Ort zu banbeln. 
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In den übrigen Deutichen Staaten, wo neuere ausdrücliche 
Beſtimmungen fehlen, ift derſelbe Grundſatz nichtspejtomeniger als 
nothwendige Konſequenz der Gewifjensfreibeit ebenfalls in Geltung '). 


8. 12, 


6. Freiheit Der Wahl des Religionsvereins; Alter für die Selbſt⸗ 
beitimmung hierüber. Form und Wirkung des Austritts aus einem 
Neligionsverein und des Beitritts zu einem folchen. 


I. Da ver Staat feine Konfeffion für die befte Hält und 
auch Feine Pflicht anerkennt, ſich in dieſer Hinficht der Anficht 
eines oder einiger Neligionsvereine zu unterwerfen, jo folgt mit 
Nothwendigkeit, daß er jedem Staatdangehörigen das Recht ver 
Selbitbeitimmung darüber laffen muß, ob er einem Neligionsverein 
beitreten will, und welchem Verein; besgleichen die Freiheit, jeder⸗ 
zeit aus einem Verein wieder auszutreten: Dieſes Recht folgt 
nicht blos aus dem Recht der Gewiflensfreibeit, fondern auch aus 
der Gleichheit aller ftaatsbürgerlichen und bürgerlihen Rechte. 

Der frühere Grundfag des Affentlihen Rechts, daß Jeder⸗ 
mann nothiwendig einem zugelafjenen Neligionsverein angehören 
müjle, und daß es daher einen Austritt nur zum Zweck des 
llebertritte8 geben könne, iſt aufgegeben ?). 

In Preußen hat das Geſetz vom 28. Juli 1876 3) jedem Juden auch 
das bis dahin fehlende Recht gegeben, aus derjenigen jüdiichen Syna⸗ 
gogengemeinde (ilraelitifchen Religionsgemeinde u. ſ. w.), welcher 
er auf Grund eines Gefekes, eines Gewohnheitsrechts oder einer 
Verwaltungsvorſchrift angehört, auszutreten, auch wenn er nad 
wie vor der jüdifchen Neligionsgemeinfchaft (dem Judenthum) zue 
gethan bleiben will. Er muß jedoch dabei verfichern, daß biefer 
Austritt „auf religiöfen Bedenken berube”. 


”) Bol. ſchon die Beftimmungen des Wefälifchen Friedens von 1648, 
Art. 5, 8.34. Kerner das Defterreichifche Grundgefeß vom 21. Dec. 1867, Art. 16. 

2), Königl. Preußifhe Berorbnung vom 30. März :1847 8. 16 (Geje- 
ſammlung 128). König. Sächfifches Geſetz vom 20. Juni 1870 8. 20: „Der 
Austritt aus einer vom Staate anerfannten [aufgenommenen] Religions« 
geſellſchaft ift, auch wenn er ohne gleichzeitigen Webertritt zu einer anderen 
jolchen Religionsgeſellſchaft erfolgt, einem jeden Staatsangehörigen, welcher - 
tas 21. Lebensjahr überfchritten hat, geftattet” (Dove, eitichrift 9, 465). 

) Gefesfammlung 353. 


— — --- 
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Der Staat kann auch Niemanden nöthigen, ſich in einer be- 
ftimmten Religion, fei e8 durch Staats- ober Gemeinbe-Beamte 
oder durch Lehrer von Religionsvereinen unterrichten oder belehren 
zu laffen ?). 

I. Das Alter, mit welchem männliche und weibliche Per⸗ 
fonen berechtigt werben, felber frei zu wählen, welchem Religions 
verein fie angehören wollen, ift im größeren Theil von Deutjch> 
land das vollendete 14. Lebensjahr. Mit diefem Alter hört bie 
Schulpflicht auf und erfolgt in der evangeliichen Kirche auch meift 
die Aufnahme durch Konfirmation. 

Auch im 18. und 17. Jahrhundert fchon war dieſer Termin 
in Deutjchland der gewöhnliche. 

In mehreren Staaten wird jedoch ein höheres Alter erfor⸗ 
dert: in Baden das vollendete 16. Lebensjahr, im Königreich 
Bayern das Bolljährigkeitsalter (21 Jahre). Auch im Königreich 
Sadjen muß Jedermannn regelmäßig bis zum vollendeten 21. 
Lebensjahr bei dem Neligionsverein bleiben, in deſſen Religion er 
bis zum vollendeten 14. Lebensjahr unterrichtet worben iſt. Nur 
wenn beide Eltern austreten, Tann auch der PVierzehnjährige aus- 
treten, bat aber auch das Recht, in jeiner bisherigen Kirche zu 
bleiben ?). 


1) Zn Baben ift anerfannt, daß gegen biejenigen evangelifchen Staats- 
angebörigen, melde das 16. Lebensjahr zurüdgelegt und damit das Selbft- 
beftimmungsalter erreicht haben, ein flaatliher Zwang zum Beſuch der 
evangelifigen Chriſtenlehre gefeglich nicht mehr zuläffig fei. Vgl. Erlaß bes 
evangeliſchen Oberfirhenrathe vom 26. März 1861, bei Spohn, 2, 261. 

2) Preußiſches Allgemeines Landrecht von 1794, 2, 11, $ 40: „eben 
Bürger des Staats, welden die Geſetze fähig externen, für fich felbft zu ur⸗ 
theilen, fol die Wahl der Religionspartei, zu welcher er fi halten will, 
frei fliehen" und Thl. 2, 2, 84 beflimmt den Zeitpunlt der eintretenden 
Fähigkeit: „Nach zurüdgelegtem 14. Jahre Hingegen ſteht e8 lediglich in der 
Wahl der Kinder, zu welcher Religionspartei fie fich bekennen wollen.“ 
8. 85: „Auch wenn das Kind eine andere, als die Religion beider Eltern 
wählt, wird dadurch in den Rechten und Pflichten der Eltern, wegen ber Er- 
ziehung, Verpflegung und Berforgung nichts geändert.” — Bis zum Jahre 
1848 wurde in Preußen übrigens in Folge Abänderung bes Landrechts ber 
Vebertritt zum Judenthum nicht erlaubt (Kabinetsorbre vom 19. November 
1814. Miniſterialentſcheidung vom 18. März 1818. KabinetSorbre vom 21., 
vom 28. December 1534. — Jacobſon, Evangelifches Kirchenrecht bes Preußi- 
{hen Staats, 2, 491 und in Dove's Zeitfchrift 1, 410-412). Erſt bie 
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II. NRur ein in voller Freiheit gefaßter und öffentlich be- 
Imbdeter Entichluß über die Wahl einer beftimmten Religion kann 
vehtliche Geltung beanfpruchen. Sobald Zwang, Betrug, Irrthum 


Gefeßgebung des Jahres 1848, namentlich bie „Gewährleiftung ber Freiheit 
bes refigiöfen Belenntniffe® in ber Berfaflungsurtunde Art. 11 (jet 12) 
befeitigte dieſe Beſchränkung wieder. — 

Der Termin des vollendeten 14. Lebensjahres gilt aud in Hannover 
lant der allgemeinen Landesverordnung vom 31. Juli 1826 88. 7 und 9, 
Geſetzſammlung Abt. I, 174, und in Naſſau laut Berorbnung vom 22./26. 
Min 1808; in Schleswig-Holftein it herlömmlich das Konfirmationsalter, 
nömlih für Knaben das zurüdgelegte 16., für Mädchen das zurüdgelegte 
15. Lebensjahr maßgebend (Bald, Handbuch 4, 164. Eallifen, Abriß, ©. 116). 
Das Kurheſfiſche Geſetz vom 23. October 1848 $. 4 fett das vollendete 18. 
Lebensjahr feſt (Geſetzſammlung 133. Büff 142). 

Baierifches Neligionsebilt vom 26. Mai 1818 8. 5: „Die Wahl 
des Glaubens-Belenntnifies ift jedem Staats⸗Einwohner nach feiner eignen 
freien Ueberzeugung überlafſen.“ $. 6: „Derfelbe muß jedoch das hiezu er⸗ 
jorderliche Unterſcheidungs⸗Alter, welches für beide Geſchlechter auf bie ge⸗ 
kslihe Volljährigkeit beſtimmt wird, erreicht haben. — 

Königlich Sähfifhes Mandat vom 20. Februar 1827 8. 1: „Der . 
Uebertritt von einer chriſtlichen Konfeffion zu einer andern kann nicht gehin- 
dert werden, wenn nur der Uebertretende das 21. Fahr feines Alters erfüllt 
dat. — — Es fol jedoch minderjährigen Perfonen in articulo mortis der 
Uebertritt zu einer andern Konfeffion unter den in 8. 8 erfolgenden Beftim- 
mungen geftattet fein.” (Im Hall der Genefung nämlich muß ber lieber- 
tritt in den gewöhnlichen Formen und Friſten wiederholt werben.) Kober 
154 ©. 288. 291. Geſetz vom 20. Juni 1870 8 20: „Der Austritt aus 
aner vom Staate anerlannten Religionsgefellfchaft ift, auch wenn er ohne 
gleichzeitigen Uebertritt zu einer anderen folden Religionsgeſellſchaft erfolgt, 
nem jeden Staatsangebörigen, welcher bag 21. Lebensjahr überfchritten 
dat, geftattet.”” — — „Vom vollendeten 14. Lebensjahre an flieht e8 bei 
einem Religionswechſel der Eltern den Kindern frei, ob fie dieſen 
folgen ober ihre zeitherige Religion beibehalten wollen”. (Dove, Zeit- 
ſchrift 9, 465.) 

Dos Württembergifhe Religionsebitt vom 15. October 1806 
Ziffer VI beſtimmte: „Nach erreichten Unterfceibungsjahren ſteht es ben 
aus folden (gemifchten) Ehen erzeugten Kinbern frei, ſich nad eigner Wahl 
m einer oder ber andern chriftlichen Kirche zu bekennen." (Reyſcher, Samm⸗ 
Inng 9, 71.) Dies erfuhr buch die Verfaſſungsurkunde von 1819, welche 
Garifiensfreiheit gewährte, eine Aenderung dahin, daß ein Chrift aus jeder 
Kichengemeinfchaft ausſcheiden und auch zum Judenthum übertreten durfte 
(Gonpp 1, 45; Mit welchem Lebensalter bie Unterfcheibungsjahre als er- 
weicht anzufehen feien, darüber find bisher niemals ausdrücliche gefetsliche 
Vekimmungen ergangen. Die Praris nahm aber mit Rüdficht darauf, daß 
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mitgefpielt haben ober überhaupt die betreffende Perſon fich in 
einem Geiſtes⸗ oder Gemüthszuſtand befindet, welcher eine freie 
Ueberlegung ausjchließt, jo ift Die Neligionswahl von der zu- 
ftändigen Obrigkeit für ungültig zu erklären ’). 

Diefe Beftimmung ift von Wichtigkeit auch gegenüber dem 
Treiben mancher Selten, welche ſich darauf verlegen, mittelft lang⸗ 
dauernder und wiederholter religiöfer Uebungen und Andachten 
die natürliche Beurtheilungsfraft abzuftumpfen und jo neue Ane 
bänger zu erjchleichen. 


die Konfirmation in der evangelifhen Kirche und die Firmung in ber fatho- 
liſchen regelmäßig im 14. Lebensjahr erfolgten und die Schulpflicht nicht 
länger bauere, ferner mit Rüdficht auf ben Beſchluß des Corpus Evangeli- 
corum vom 14. April 1752 an, daß mit vollendetem 14. Lebensjahr bie 
Wahl der Religion freiftehe. (Erlaß des Minifteriums des Kirchen und 
Schulwefend an das Konfiflortum vom 14. September 1826 bei Reyſcher 
9, 709. Gaupp, das beftehende Recht, 1, 42. Sauber 2, 180. Reyſcher, 
Württembergifches Privatreht, 1, 304, Anm 5 $. 178, 1846.) Der fatb. 
Kirhenrath ſprach fih iebodh unterm 16. November 1531 babin aus, daß 
mit Antritt des 14. Lebensjahres das Unterfcheibungsalter erreicht fei (Rey⸗ 
fher, Sammlung 10, 1029). 

Badiſches Geſetz vom 9. October 1860, betreffend die Ausübung der 
Erziehungsrechte in Bezug auf bie Religion der Kinder $. 5: „Jedem, ber 
das 16. Lebensjahr zurückgelegt hat, ſteht die Wahl der Religion frei” 
(Bgl. Friedberg, Staat und Kirche, 239). Diefer Termin ſteht ſchon feit 
dem Jahre 1808 in Geltung. VI. Konftitutiongebict vom 4. Juni 1808 
3. 27 und Berorbnung vom 12. März 1812. Bol. Spohn, Babifches 
Staatskirchenrecht, 1868, ©. 113). 

Großherzoglich Heffifhes Geſetz vom 2. Auguft 1848 Art. ı: , Jedem 
Einwohner des Großherzogthums fteht die freie und öffentliche Ausübung 
feines religiöfen Kultus zu.” Der Ausfprucd eine Minifterialreftripts vom 
21. März 1833, welches übrigens jeder geſetzlichen Grundlage entbehrte, „daß 
ber Uebertritt einer Chriftin zur jübifchen Religion nicht geftattet werben 
tönne” (Köhler 1, 192), wurde damit auch formell hinfällig. Gefetliche Be⸗ 
fimmungen über das Unterfcheidungsalter fehlen; die Praxis nimmt in 
Vebereinfiimmung mit einem Minifterialreffript vom 26. Jannar 1832 bas 
vollendete 14. Jahr als maßgebend an. 

Ebenſo das Defterreihifche Geſetz vom 25. Mai 1868 Art. 4 (Dove's 
Zeitſchrift 8, 147). 

2) Baieriſches Religionsebilt vom 26. Mai 1818 $. 7. Königlic Säch⸗ 
fifche® Mandat vom 20. Februar 1827 $. 1. Defterreichifches Gefeh vom 
25. Mai 1868 8. 4 und Bollzugsverorbnung vom 18. Januar 1869 8. 4 
(in Dove's Zeitichrift 8, 147. 344). 
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Um für ruhige Ueberlegung Raum zu gönnen, fordern auch 
verſchiedene Gejetgebungen eine in bejtimmtem Zeitraume wieder- 
holte Austrittserflärung. 

IV. Kein Religionsverein darf PBerfonen, welche noch nicht 
das Unterjchetvungsalter erreicht haben, zu wirklichen Mitglievern 
aufnehmen oder zur Wblegung des bei ihm vorgeichriebenen 
Glaubensbelenntnifjes zulaffen !). Ein jolcher Alt würde jedenfalls 
wirkungslos fein; er würde aber auch eine Verlegung ftaatlicher 
Borichriften enthalten, welcher von Staatswegen mit Strafen ent- 
gegengetreten werden jolite. 

Ueberall, wo die Aufnahme in einen anderen Religionsverein 
die vorgängige Erflärung des Austritt8 aus dem bisherigen 
Religionsverein vorausfett 2), ift Die Aufnahme von nicht zu den 
Unterfcheivungsjabren Gekommenen unmöglich, weil biefelben ben 
Austritt nit gültig erflären können. 

V. Form und Wirkung des Austritts aus einem Religions. 
verein und des Beitritts zu einem folchen. 

Die hierüber gegenwärtig in Deutfchland geltenden Staats- 
gejege erheifchen wegen ihrer großen Verſchiedenheit eine nach 
Ländern gefonderte Betrachtung. — Die befonderen Beitimmungen 
über die Bildung von altkatholiichen Gemeinden find für die Dar» 
ſtellung ver Rechtsverhältniſſe ver Altkatholiken vorzubebalten. 

A. Preußen. Das Gejeß vom 14. Mai 1873, betreffend 
den Austritt aus der Kirche), regelt für die ganze Monarchie 
einheitlich Form und Wirkung des Austritt aus der evangeliſchen 
und katholiſchen Kirche, ſowie aus allen Religionsvereinen, welche 
Korporationsrechte genießen; auch den Austritt aus dem Juden⸗ 
thum. In einer Richtung jeboch find die älteren Particularrechte 
Daneben aufrecht erhalten. Für ven Austritt aus ben jüdiſchen 
Synagogengemeinden ift das befondere Gefeg vom 28. Juli 1876 
maßgebend und für den Austritt aus Religionsvereinen ohne Kor⸗ 


1) Uebereinſtimmend äußert fih Jacobſon, Evangeliſches Kirchenrecht 2, 
487. Eine hierher einfchlagende Beftimmung enthält das Preußifche Landrecht 
von 1794, 2, 2, 8. 83. 

2) Bol. ımter V. 

2) Geſetzſammlung 207. Hinfchins, Kommentar, 1873, &. 167—194. 
Allgemeine Berfügung des Juſtizminiſters vom 13. Juni 1873 bei Hinſchius 
193 und Dove, Zeitfchrift 12, 240— 242. 
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porationsrecht Die verſchiedenen älteren Provinzial: und Orts⸗ 
gefeße. 

1. Der Austritt aus einer Kirche oder einem als Korpo- 
ration anerkannten Neligionsverein mit der Wirlung, daß ber 
Austretende von allen Laſten feines bisherigen Verbandes be- 
freit wird, ift num möglich in den vom Gejek vom 14. Mat 1873 
vorgefchriebenen Formen. 

a. Wer die Abfiht bat auszutreten, muß diejelbe bei dem 
Nichter feines Wohnorts perfönlich oder auch fchriftlich anmelden, 
und fodann nad Ablauf von 4 Wochen, fpäteitens innerhalb 
6 Wochen, perfönlich vor dem Richter erjcheinen und die befinitive 
Austrittserflärung zu Protokoll nehmen laſſen. Dieſe mehr- 
wöchentliche Friſt hat ven Zweck, Webereilungen zu verbüten und 
ben bisherigen Glaubensgenofjen Gelegenheit zu laffen, etwaige 
Mißverftändniffe aufzuflären ). Deshalb ift dem Nichter auch 
vom Geſetz die Verpflichtung auferlegt worden, von ber erften 
vorläufigen Austrittsanzeige dem Vorſtand der Kirchengemeinde 
(Gemeinde » Kirchenrath, Presbyterium, Kirchenvorſtand u. f. w.) 
obne Verzug Nachricht zu geben. Wird innerhalb der jechs 
Wochen der Antrag auf gerichtliche Protokollirung nicht gejtellt, 
fo wird der Antrag hinfällig. Erfolgt viefelbe aber, jo ift dem 
Vorſtande der Kirchengemeinde eine Abjchrift des Protokolls zu- 
zuftellen und e8 kann auch der Außgetretene eine Beſcheinigung 
bes Austritts verlangen. 

b. Die Wirkung ift Befreiung von ben Xeiftungen, welche 
auf der perjönlichen Kirchen- oder Kirchen⸗Gemeinde⸗Angehörigkeit 
beruhen, vom Schluß des folgenden Kalenderjahres an, ober in 
gewiſſen Fällen vom Schluß des zweitfolgenden Kalenderjahres 
an*); ferner fofortige Befreiung von der Pflicht zur Zahlung von 
Stolgebühren 3). _ 


2) Bol. hierüber Hinſchius, Kommentar 175. 176. 

») 8. 3. Das Näbere hierüber fpäter in dem Abichnitt von ben Kirchen⸗ 
fteuern. j 

2) 8.5. Zur Zeit der Erlaffung des Geſetzes vom 14. Mai 1873 
äußerte in einem großen Theil der Monardie bie Zugehörigleit zu einer 
Kirche und alfo auch der Austritt aus berfelben noch wichtige Wirkungen in 
Bezug auf Form der Eheſchließung, Ehefheidung und Beurkundung von Ge⸗ 
burte- und GSterbefällen. 
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Ferner aber tritt auch Verluſt aller Rechte ein. Dies er- 
gibt ſich ſchon aus allgemeinen Grundſätzen, für die acht älteren 
Provinzen der Monarchie insbefondere aus dem Königl. Patent 
von 30. März 1847, die Bildung neuer Religionsgefellichaften 
betreffend, welches beſtimmt, daß die Austretenden einen „Antheil 
an den verfaffungsmäßigen Nechten der Kirche, aus welcher fie 
ausgetreten find, nicht mehr in Anfpruch nehmen können“ 1). 

2. Der Austritt aus einer Kirche oder einem als Korpora⸗ 
tion anerkannten Religionsverein ift auch noch in anderer Form 
möglich, nämlich in der Form des „Uebertritts" zu einer andern 
Kirche oder einem als Korporation anerkannten Verein. Diefer 
kamn auch jeßt noch in den Formen gefcheben, welche das ältere 
provincielle und lofale Necht dafür aufſtellt?). Die Wirkung ift 
aber eine unvollkommene. “Der Uebertretende büßt zwar alle 
Rechte in der verlaffenen Kirche ein, wird auch von der Pflicht 
zur Entrichtung von Stolgebühren frei?), bleibt Dagegen ben 
Zaften feines bisherigen Kirchenverbandes unterworfen. 

a) Im Geltungsgebiet des Allgemeinen Preußijchen Land- 
rechts von 1794 kann der Webertritt ſowohl ausdrücklich, ale 
durch concludente Bandlungen erklärt werben. Es beftimmt näm- 
[ih 2, 11, 8. 41: „Der Uebergang von einer Neligionspartei zu 
einer anderen geſchieht in ver Regel durch ausprüdliche Erklärung.” 
8.42: „Die Theilnahme an folchen Religionshandlungen, wodurch 
eine Partei fi) von der anderen wejentlich unterjcheidet, hat die 
Kraft einer ausdrücklichen Erklärung, wenn nicht das Gegentheil 
aus den Umftänden deutlich erbellet (8. 391." Vor wen bie aus⸗ 
drüdliche Beitrittserflärung abgegeben werben könne, ift im Geſetz⸗ 
buch nirgends ausgeiprochen. Selbftverftänvlich ift ihre Abgabe 
vor dem Pfarrer oder Kirchenvorjtand oder höheren kirchlichen 
Behörden gültig, aber auch eine Erflärung vor obrigfeitlichen 
Perfonen oder vor Zeugen ober durch fchriftliche Urkunde genügt. 
Borausfegung ift auch nicht die vorgängige Erklärung des Aus- 


8. ©. 121. Ebenſo Kurheſſiſches Gefeg vom 23. Oct. 1848. $. 5. 

9 8. 1, Abf. 2: „Rücfichtlich des Uebertritted von einer Kirche zur 
anberen .verbleibt es bei dem beſtehenden Recht”; ferner $. 8. Ueber bie 
Gründe der Beibehaltung biefes älteren, freilich fehr verſchiedenen Rechts, 
vgl. Hinſchius, Kommentar, ©. 172. 

) 8. 5 und Hinſchins ©. 185. 
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trittS bei dem Vorftand des bisherigen Religionsvereins; vielmehr 
eriegt eine Beitrittserflärung der in $. 41 oder 42 angegebenen 
Art in gewiffen Umfang die Austrittserflärung !). Der Uebertritt 
von einer Kirche zu einem Neligionsverein ohne Korporationsrecht 
kann in allen acht alten Provinzen nur nad den Vorſchriften bes 
Patents vom 30. März 1847 geſchehen *). 

b) In anderen Breußifchen Provinzen gelten andere Regeln, 
namentlich die Vorſchrift, daß zur Gültigfeit einer Beitrittserflä- 
rung und einer Aufnahme ver Nachweis gehört, daß der Ueber⸗ 
tretende vorher förmlich feinen Austritt aus dem bisherigen Ver- 
ein erklärt babe Im Kurheſſen ift Austrittsangeige bei bem 
Pfarrer oder jonftigen geiftlihen Beamten des bisherigen Belennt- 
nifjes nothwendig 3), und Aehnliches ift für Hannover anzunehmen *). 

3. Der Austritt aus einer Shnagogengemeinde (Siraelitiichen 
Religiondgemeinde) erfolgt in den nämlichen Formen wie der Aus- 
tritt aus dem Judenthum, nur daß der Austretenve bei der Er- 
Härung des AustrittS vor dem Richter die BVerficherung hinzu⸗ 
fügen muß, daß der Austritt auf religiöſen Bedenken berube. 
Die Forderung dieſer Verficherung bat den Zwed, denjenigen Den 
Austritt zu erſchweren, welche baburch lediglich von ben ifraeliti- 
ſchen Gemeindelaften freizulommen trachten könnten. Die Bei: 
tragspflicht der aus der Synagogengemeinde Austretenden zu ®e- 
meindelaften dauert auch unter Umftänden länger, als diejenige 
von ſolchen Juden, die ganz aus dem Judenthum austreten 5). 


— 





3) Die Vorſchrift in Thl. 2, 6, 8. 183, wonach bie Erklärung des Aus- 
tritt® aus einer Korporation bei dem Vorfteher der Gefellfchaft zu gefchehen 
bat, findet nach der Rechtsſprechung bes Obertribunals auf ben Austritt aus 
Religiond-Bereinen keine Anwenbung. Erkenntniß bes O.⸗Tr. vom 19. April 
1861. (Striethorft, Archiv 41, 201. Altmann, Praris 768. Bgl. befonders 
noch Jacobſon, Evang. K.-R. 2, 492, Anm. 10.) 

2) Jacobſon 2, 493 und Hinfhius S. 157. Richter (Dove) 1874 
©. 869, Anm. 

2) Gele vom 23. Detober 1848, 8.4. . 

4) Kirchner in der Zeitfchrift für Hannöverſches Recht 2, 150. 161 
(1870). Lohmann, Kirchengeſetze 1, 252 (1871). Hinſchius, Kommentar 
©. 174. Die Beflimmung des Preußiſchen alas vom 29. September 
1867. 8. 8 über bie bürgerliche Eheſchließung (G. S. 1686) hatte nur eine 
beſchränkte Bedeutung und iſt nunmehr ale aufgehoben anzuſehen. Hin⸗ 
ſchius 191. 

5) Geſetz vom 28. Juli 1876. 88. 6-9. 
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4. Der Austritt aus Religionsvereinen ohne Korporationg- 
rechte und der Beitritt zu jolchen erfolgt nach den gewöhnlichen 
privatrechtlichen Regeln über ven Gejellichaftsvertrag. 

B. Das Baieriſche Religionsedikt vom 26. Mai 1818 
beitimmt 8. 10: ‚Der Webergang von einer Kirche zu einer 
andern muß allezeit beit dem einjchlägigen Pfarrer oder getjt- 
lien Borftande jowohl der neu gewählten, als der verlafjenen 
Kirhe perfönlich erklärt werben.” — 8. 11: „Durd die Re: 
ligionsänderung geben alle kirchlichen Gejellichaftsrechte verloren.“ 
Durch Minifterial- Entichliegungen ift dies folgendermaßen näher 
bejtimmt worden: Die Entgegennahme ver Beitrittserflärung und 
beziehungsweije die Aufnahme darf erit erfolgen, nachdem zuvor 
die Erflärung des Austritts ftattgefunvden bat. Der Austretende 
fann daher verlangen, daß von dem Pfarrer ein förmliches Pro- 
tofoll über den Akt der Austrittserflärung aufgenommen und ibm 
eine Abichrift oder ein amtliches Zeugniß hierüber ausgefertigt 
werde. Im Fall der Weigerung oder Zögerung kann die Erflä- 
rung vor Zeugen abgegeben und bei ven Staatsbehörden Beſchwerde 
gegen den Pfarrer erhoben werden. Eine Aufnahme ohne jtatt- 
gefundenen Austritt ijt ungültig und kann gegen ben Pfarrer, der 
fie vornimmt, Strafen nach fich ziehen. Eine Ausnahme gilt 
Hinfichtlich ſolcher Berjonen, die in Gefahr des Todes jchweben. 
Diefelben können ven nächſten Pfarrer ihrer bisherigen Konfeſſion 
zu ſich rufen laffen und wenn derſelbe nicht erjcheint oder die 
Zeit zu kurz ift, in Gegenwart von zwei Zeugen, die wo möglid) 
der bisherigen Kirdhengefellichaft angehören, ihren Entſchluß des 
Uebertritts erklären, ein von beiden Zeugen unterichriebenes Pro- 
tocoll aufnehmen lafjen und folches dem Pfarrer der verlafjenen 
Kirche in Original oder beglaubigter Abjchrift mittheilen laffen !). 

C. Königreihb Sadjen. 1. Der Austritt aus einer 
vom Staate anerkannten (aufgenommenen) Religionsgejellichaft, 
ohne gleichzeitigen Webertritt zu einer anderen foldyen anerkannten 
Religionsgefellichaft, erfolgt durch perjünliche Erklärung vor dem 
srventlichen Richter, welcher darüber ein Protokoll aufzunehmen 
bat. Der Austretende muß hierbei zugleich glaubhaft nachweifen, 


i) Silbernagel, Berf. 1870, ©. 13—15. — dv. Dobened, Syſtematiſche 
Anfammenftellung. 1844. ©. 4—6. 
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daß er dem Pfarrer feines Wohnorts vier Wochen vorber die Ab⸗ 
fiht auszutreten zu erkennen gegeben bat. Solange dieje Formen 
nicht gewahrt find, wird der Austretende als Mitglied feiner zeit 
herigen firchlichen Gemeinde betrachtet ?). 

2. Wer von einer anerkannten chrijtlichen Konfeffion zu einer 
anderen anerkannten übertreten will, bat 

8) jein Vorhaben bei dem Drtspfarrer feiner bisherigen 
Konfeffion perjönlich anzuzeigen. Der Pfarrer hat ihn alsdann 
über die Wichtigfeit des Uebertritts zu belehren und ihn zu er- 
mahnen, ſich die Angelegenheit nochmals veiflich zu überlegen. 
Bebarrt der Angemeldete nach Ablauf einer Bedenkzeit von vier 
Wochen bei feinem Vorhaben, fo ift ihm von dem Geiftlichen ein 
Ichriftliche8 Zeugniß über die gefchebene Anzeige und die Entlaffung 
aus jeiner bisherigen Kirchengemeinde auszuftellen 2). Den Geiit- 
lichen ift es keineswegs geftattet, während der vier Wochen bie 
Uebertretenden zu fortgefegtem Unterricht zu laden; fie fungiren 
bierbet vielmehr lediglich als Organe des Staats). Ein in 
articulo mortis erfolgter Webertritt ift für deſſen Perfon gültig; 
jedoch muß derſelbe im Falle der Genefung feine Betätigung durch 
die gewöhnliche Erklärung vor dem Pfarrer der bisherigen Con⸗ 
feſſion erhalten ©). 

b) Sein Geiftlicher darf einen anderen chriftlichen Glaubens⸗ 
verwandten in feine Kirche aufnehmen, bevor derfelbe ein Zeugniß über 
den Austritt aus feinem bisherigen Religionsverband beigebracht bat 
. und bevor er ben MWebertretenden geprüft und vorbereitet Bat. 
Zuwiderhandlungen werben mit Gelpftrafe von 50 Thalern — —, 
und im Wieberbolungsfalle mit Suspenfion, nach Befinden mit 
Remotion vom Amte beftraft >). 

c) Bon dem Tage des erfolgten Uebertrittes an hört der Ueber⸗ 


1) Geſetz vom 20. Juni 1870 über die Einführung der Civilſtandsregiſter 
f. Berfonen, welche feiner im Königr. Sachſen anerlannten Reigionsgefellfchaft 
angehören. $. 1 und 20 MDove's Zeitfchrift 9, 461, 465). 

2) Königl. Mandat vom 20. Februar 1827, 8. 2 unb 4 (Geſ. Samml. 30, 
Kodex 1864, ©. 288—292). Bol. Weber 2, 8-10. 1845. ' 

2) Verordnung des Kultusminiftere vom 23. Mai 1839 und 22. November 
1847. Koder 563. | 

1) 8. 8. 

58.5. 
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getretene auf, unter dem Gejege umb der geiltlichen Behörde der 
verlajjenen Kirche zu ſtehen, verliert die Rechte ber Mitglieder 
derjelben und wird aller Rechte und Verbinplichleiten der andern 
Kirche theilhaft, ohne daß jedoch eine rückwirkende Kraft des Ueber- - 
tritts ftattfinden Tann ?). 

d) Ein geheimer Uebertritt zieht, ſobald er bekannt ge- 
worden it, nicht nur eben fo, wie ein öffentliher, den Verluſt des 
an eine beftimmte, von dem Webertretenden verlaffene Konfeſſion 
gebundenen Amtes oder Familienrechts, jondern noch überdieß im 
eriten Fall (bei Beamten), inſofern ein geleifteter Religionseid 
verlegt worden, eine befondere angemefjene Beitrafung, und in 
beiden Fällen die Neftitution der ſeit dem Uebertritte zur Un⸗ 
gebühr gezogenen Nutungen nach fich. — Sollte ein Geiftlicher 
ein Individuum in feine Kirche, mit dem Vorbehalte, fich deſſen 
ungeachtet äußerlich zu feiner bisherigen Kirche halten zu dürfen, 
aufnehmen, jo ift er mit NRemotion vom Amte zu beftrafen 2). 

In Württemberg regelt eine Königliche Verfügung vom 
30. Juli 1819, welche vor Verkündigung der Berfaffungsurkunde 
erlaffen tft, den wichtigften Fall’). Wer nämlich aus einer chrift- 
fichen Kirche ausjcheiven will, um zu einer andern überzutreten, 
muß feinen Entjchluß feinem bisherigen Seeljorger anzeigen, und 
darüber, daß dies gefcheben, ein Zeugniß beijelben begehren. Erit 
auf Vorlage dieſes Zeugniſſes darf die Aufnahme in die andere 
Kirche erfolgen. Da perfönliche Anzeige nicht ausdrücklich vor⸗ 
geichrieben ift, jo Bat die Praxis mit Recht auch eine Anzeige vor 
dem Oberamt oder Schultheißenamt für ausreichend erflärt, durch 
welche8 dann dem Seelforger Abfchrift des Protokolls mitzutheilen 
und bie Beicheinigimg zu begehren ift. 

Dejterreih. Das Geſetz vom 25. Mai 1868 bejtimmt, 
Art. 6: „Damit jevoch der Austritt aus einer Kirche oder Religions⸗ 
genofjenfchaft jeine gejegliche Wirkung habe, muß der Austretende 
denjelben der politifchen Behörde melden, welche dem Vorſteher 


8. 10, 

2) 8.6 und 7. Zu ben bier gemeinten „Familienrechten“ gehört namentlich 
auh der Genuß von Stiftungen, die an eine Konfeifion gebunden find. 
Bgl. Weber 2, 739, Anm. 1845. 

8, Abgebrudt in Reyſcher's Sammlung 9, 474. Gaupp 1, 43—45. 

Thudichum, Kirchenrecht. 4 


—— — 
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oder Seelſorger der verlaſſenen Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft 
die Anzeige übermittelt. — Den Eintritt in die neugewählte Kirche 
oder Religionsgenoſſenſchaft muß der Eintretende dem betreffenden 


. Vorfteher oder Seelſorger perſönlich erklären.“ Art. 5: „Durch 


bie Religionsveränderung gehen alle genoſſenſchaftlichen Rechte der 
verlajjenen Kirche oder Religionsgenoſſenſchaft an den Ausgetretenen 
ebenſo wie die Ansprüche diefes an jene verloren” !). — Bis zum 
Jahre 1849 mußten Katholiken, welche zur evangeliichen Kirche 
übertreten wollten, ſechs Wochen lang beim katholiſchen Pfarrer 
Unterriht nehmen und durften während diefer Zeit mit Cvange- 
liſchen keinerlei Verkehr haben. Beſtanden fie dann noch auf ihrem 
Vorhaben, fo erhielten fie ein pfarramtliches Zeugniß über ven 
ftattgefundenen Unterricht und auf Grund deijelben eine obrigfeit- 
liche Entlaſſung. Erjt ein Minifterialerlaß vom 30. Januar 1849 
bat dieß geändert ?). 

VI Die Satungen der einzelnen Religionsvereine bezüglich 
der Aufnahme find Hauptjächlich folgende; 

1.a) In allen deutſchen evangelijchen Kirchen erforbert 
die Aufnahme von folchen, welche bereit8 die chriltlihe Taufe er» 
bielten: ein freies Begehren des Aufzunehmenden, eine vor der 
Gemeinde oder dem Gemeindevorſtand erfolgende Prüfung, ob er 
über bie Lehren der Kirche genügend unterrichtet jei, und eine be- 
jabende Entſcheidung hierüber, ſodann Ablegung des vorgeichriebenen 
Glaubensbekenntniſſes ?), und endlich förmliche Aufnahme-Erflärung 
burch Die kirchliche Behörde. 

Ber noch Ungetauften muß die Vollziehung der Taufe hinzu⸗ 
fommen t). 

Bon dem Erforverniß der Deffentlichleit diefer Alte kann 
übrigens unter Umjtänden dispenjirt werben. 


2) Dove's Zeitfhrift 8, 147. 

2) R.⸗Geſetzbl. Nr. 107. Porubszty in Dove's Zeitfehrift 9, 14. 16. 
17. 80 -æ 89. 1869. 

2) Vgl. z. B. das unterm 17. Auguſt und 21. September 1854 für bie 
Weſtfäliſche Kirche genehmigte Verpflihtungs- Formular bei der Aufnahme 
folder Perfonen, welche aus ber römiſch-katholiſchen zur evangelifchen Kirche 
übertreten (Müller, Kirhenordnung 1973, S. 179 und Anlage XII, S. 151). 

*) Bol. 3. B. für Württemberg den Konfiftorialerlaß vom 15. September 
1821 ; v. Hauber, Recht und Brauch 1, 118. 


> 
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Die Zaufe bildet zwar eine Vorbedingung ber Konfirmation; 
fie macht zum Ehriften, aber fie begründet nicht die Mitgliedſchaft 
zur enangeliichen Kirche. Die Rechte, auf welche Getaufte aber 
noch nicht Konfirmirte in der evangelifchen Kirche Anfpruch machen 
fönnen, haben fie nur als Familienangehörige von wirklichen Dit 
gliedern ?). 

Vebrigens braucht die Zaufe feineswegs nothwendig von einem 
eangeliichen Prediger vollzogen zu fein; fie ift auch gültig, wenn 
fie ein katholiſcher Priefter, in Nothfällen auch ein bloßer Laie 
vornahm. 

b) Ueber die Aufnahme von Konfirmanden entſcheidet in den 
ſechs öftlihen Provinzen Preußens Pfarrer und Gemeinde-Rirchen- 
rath, vorbebältlich des Rekurſes ſowohl des Zurückgewieſenen, wie 
auch des Pfarrers an die Kreisſynode, und, jofern bieje nicht ver» 
fammelt ift, an den Kreis-Synobalvorftand 2). Ebenſo in Rhein⸗ 
land» Weitfalen, nur daß bier über Rekurſe der Superintendent 
allein entſcheidet 3). 

Zur Aufnahme von Mitgliebern fremder chriftlicher Religions 
vereime und von Nichtchriiten bedarf e8 feiner Genehmigung des 
Konfiftoriums *). 

In Württemberg enticheiden über die Zulaſſung zur Konfir- 
mation das Pfarramt, ohne Mitwirkung des Pfarr-Gemeinderaths, 
und im Beſchwerdefall die höheren Firchlichen Behörden. Die 


1) Bol. Puchta, ©. F., Einleitung in das Hecht ber Kirche 1840, ©. 
79; Büff, Kurheſſ. KR. 1861, S. 141; Jacobſon, Ev. K-R. bes 
Preuß. Staats 2, 491. So lange bie Lutherifchen Kirchen bie Konfirmation 
nicht kannten und von Staatöwegen Religionsfreiheit nicht gewährt war, ver- 
fuhten fie wohl noch an dem fatholifhen Grundfak von der Wirkung der 
Zaufe feftzubalten, obwohl mit wenig Konſequenz. Einen Reſt bavon ver» 
theidigt auch für das heutige Hecht 3.8. noch v. Scheurl, Sammlung kirchen⸗ 
tehtliher Abhandlungen 1, 89. 90. 1872. 

2) 10. September 1873, $. 14 und 53 Nr. 4 und Landesagende 2, 
i—11. 

9 5. März 1835, $. 14 und 110. 111. Befchlüffe der Weftfälifchen 
Pr.S. von 1835, ©. 37. Th. Müller, K.O. 1873, ©. 177. 

) R. vom 2. Februar 1827 in v. Kampg, Ann. 11, 108. Jacobſon, 


Ev, K.⸗R. 2, 478. Mote 16. 
4% 
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Aufnahme eines Katholiken, fowie anderer Religionsverwandten 
erfordert vorher eingebolte Genehmigung des Konſiſtoriums . 

In Baden entjcheidet das Pfarramt über die Zulaffung zum 
Konfirmandenunterricht, vorbehältlich der Beſchwerde beim Dekan. 
Ein biernach bereits zugelaffener Konfirmand kann von der Konfir⸗ 
mation nur auf Antrag bes Kirchen- Gemeinderath8 durch den 
Dekan zurüdgemwiefen werden). Die Aufnahme von Solchen, 
welche zur evangelifchen Kirche ühertreten wollen, verfügt auf An- 
trag des Kirchen - Gemeinderaths der Dekan). Heififche Kirchen 
verfaffung vom 6. Sanuar 1874, 8. 47, Nr. 7: „Dem Kirchen: 
poritande fommt insbejondere zu: 7. Die Aufnahme von foldden, die 
zur evangelischen Kirche übertreten wollen.’ 

2. Katholiſche Kirche. 

Der Begriff ver Mitgliepichaft der Kirche, wie ihn die heutige 
Staatsgeſetzgebung kennt, ijt dem fanonijchen Recht unbekannt, und 
folglich auch eine eigentliche Aufnahme in die Mitgliedſchaft. Nach 
fatholiiher Lehre gibt es nur eine wahre, allein feligmachende und 
berechtigte Kirche, zu welcher Alle gehören, die irgendwann und 
von irgendwem, freiwillig ober unfreiwillig, in rechter Form die 
Taufe erhalten haben. Jeder Getaufte unterliegt unwiderruflich 
ber Gerichtsbarkeit des Papftes und der Bifchöfe. Die Firmung 
burch den Biſchof ift Saframent, aber fein Alt der Aufnahme. 
Diefe Grundfäge von der Wirkung der Taufe, welche noch Papft 
Pius IX. fich nicht gefcheut Hat dem Deutichen Kaifer Wilhelm I. 
gegenüber laut geltend zu machen, find in ‘Deutjchland nicht an= 
erfannt, vielmehr ift als Mitglied der katholiſchen Kirche laut 
unferer Staatsgefege nur derjenige anzufehen, welcher durch aus⸗ 
brüdliche Erklärung oder konkludente Handlungen feine Mitglied- 
ichaft felbft erklärt Bat. 


1) Berfügung vom 15. October 1850. Allg. Kirchenblatt 3, 262. 

2) 5. September 1861, $. 37 Ziffer 4, 8. 106 Ziffer 5. Konfirmations- 
ordnung vom 29. September 1871 (Spohn, K.=R. ber Vereinigten Kirche 
1, 199 und 229 unb 2, 257). 

2) 5. Eeptember 1861, $. 37 Ziffer 4, $. 106 Ziffer 5. Verordnung 
bes ev. O.⸗K. vom 23. December 1862 bei Spobn 2, 332. rüber war 
Genehmigung bes Ober-Kirchenrath8 nothwenbig. 
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Die Taufe von Juden oder Heiden darf regelmäßig nur mit 
Erlaubniß des Biſchofs gefcheben). ' 


8. 13. 
7. Das elterliche Entiheidungsreht über die religiöſe Erziehung der 
Kinder. 


I. Die gefetsgebenden Gewalten aller Deutſchen Staaten 
gehen bis jegt von der Anſchauung aus, dag das Stantöwohl es 
unabweislich erfordere, daß die Sugend auch religiöfen Unterricht 
erhalte, und nicht ohne diefen wichtigen Faktor der fittlichen Bil⸗ 
bung aufwache. Religion gehört zu ven Lehrgegenftänden, auf 
welche fich die Schulpflicht (dev Unterrichtsziwang) erjtredt. 

Die Erreihung bes Alters, mit dem die Schulpflicht erlifcht 
meiftend das zurüdgelegte 14. Lebensjahr, endigt auch die ftant- 
lihe Nöthigung zu Unterrichtnahme in Religion. 

DO. Bon ven verjchiedenen Religionen over Konfeffionen, 
zu welchen fich die Staatsunterthanen befennen, betrachtet ber 
Staat heutzutage nicht mehr eine einzige als die beite, kann ba» 
ber auch Feine mehr als ftaatliche Schulreligion vorjchreiben. 
Ebenfo wenig hält er es für zuläffig oder bis jest ausführber, 
den Neligionsunterricht zur bloßen Sittenlehre abzufchwächen ober 
das, was gemeinfamer Inhalt ver meijten Religionen ift, als Schul« 
teligion aufzustellen. 

Die Wahrung des Grundſatzes der Gewiſſens⸗ und Neligiond 
freiheit nöthigt vielmehr eine andere Auskunft zu juchen, und zwar 
wird das Richtige gefunden werben, wenn die Staatögefeggebung 
ausgeht von dem Grundſatz der gleihen Behandlung aller 
Religionsvereine, der Vermeidung der Begünftigung einzelner 
berielben, und der Verhütung von Umtrieben, wodurch fich einzelne - 
Religionsvereine thatjächlich eine Begünſtigung erichleichen könnten. 

Der Staat läßt daher in den öffentlichen Schulen ven Reli⸗ 
gionsunterricht nach Konfeffionen getrennt ertheilen, und zwar ben 
Kindern jeder Konfeffion durch Lehrer dieſer Konfeffion oder durch 
Beiftliche Derjelben. 


N) Richter - Dove 1867, ©. 667. 679. Schulte, Lehrbuch bes kathol. 
LR. 1873, ©. 423 Anm. 
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Im Uebrigen räumt er das Entſcheidungsrecht ben Eltern ein. 

Da dieſes elterliche Necht fich nicht auf die Frage miterftrect, 
ob die Kinder überhaupt einen Neligionsunterricht erhalten follen, 
dies vielmehr durch die Schulgefege feft fteht, jo kann bei folchen 
Perjonen, welche fich zu gar feiner Religion befennen (fich für 
Atheiften erklären), das elterliche Entjcheivungsrecht nicht weiter 
geben, al8 daß denfelben freigejtellt wird, irgend eine der vom Staat 
zugelafienen Religionen für ihre Kinder zu wählen). Ueberhaupt 
muß dem Staate das lebte Urtheil darüber verbleiben, welche 
Religion in Hinfiht auf Sugendunterricht eine ftaatlich zuläffige 
fei, und welche Religionen oder Lehrſätze wegen ihrer Unfittlichfeit 
und Staatsgefährlichleit nicht Unterrichtögegenftand fein dürfen 
(3. B. der Islam, das Mormonenthum, das Unfehlbarkeitspogma . 

Der Staat geitebt ferner weder dem Vater noch beiden Eltern 
die Befugniß zu, auf ihr Erziehbungsrecht zu Gunften der Kirchen 
oberen oder Geiftlihen oder dritter Privatperjonen zu verzichten. 
Alle Verträge diefer Art find, gerade wie .vertragsmäßige Ver⸗ 
zichte auf das Necht des Religionswechjels, nichtig und ihre Be⸗ 
ftärkfung durch Konventionalftrafen ungültig. Namentlich find auch 
Verträge des überlebenden Ehegatten mit einem zweiten Ehegatten 
über die Erziehung der Vorkinder unmöglih. Alle deutſchen Ge⸗ 
feßgebungen, welche Ehegatten oder Verlobten nicht geftatten, über 
bie religidfe Erziehung der Kinder fich gegenfeitig vertragsmäßig 
zu binden, verbieten natürlich damit noch viel mehr folche Verträge 
mit Dritten. Aber auch die übrigen Gejeßgebungen verbieten fie, 





1) So auch Ahrens, H., Naturrecht 2, 490 (1871): „Dagegen hat ber 
Staat die Pflicht, auch ben Kindern gottleugnenber Eltern das Net auf 
irgend eine religiöfe Erziehung zu wahren, weil er bie Religion als einen 
Grundbeſtandtheil jedes menſchlichen elementaren Unterricht® anerlennen 
muß.” — Demgemäß beftimmt das Sächſiſche Gele vom 26. April 1873 
über das Volksſchulweſen, 8. 6: „Kinder folder Diffidenten, welche feiner 
Religionsgefellihaft angehören (8. 21 des Geſetzes vom 20. Juni 1870), haben 
an dem NReligiondunterrichte einer anerkannten oder beflätigten Religions⸗ 
gefellfhaft Theil zu nehmen. Die Wahl der betreffenden Religionsgeſellſchaft 
fteht den Erziehungspflichtigen frei, und ift von biefen die bezügliche Erflärung 
bierüber bei Anmelbung des Kindes zur Schule abzugeben.” (Bei der Aus» 
drudsweiſe diefer Beſtimmung ift zu beachten, daß in Sacfen alle Bolld«- 
faulen Tonfeffionelle find). (®.- u. B.-Bl. 353.) 
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welche Verträge unter den Eltern zulafjen !), und e8 ift dies überhaupt 
al8 allgemein gültiger Rechtsſatz zu betrachten. 

Ueber Strafbeitimmungen gegen Geiſtliche, welche jich ſolche 
Veriprechen geben laſſen, iſt im folgenden Paragraphen noch be= 
ionderd zu bandeln. Die Leiftung eines außergerichtlichen eid⸗ 
lichen Beriprechens, bezüglich der religidjen Erziehung der Kin— 
der, bat nicht mehr Kraft als jedes nichteidliche Verſprechen. 
Aeltere Landesgeſetze fetten auf eine ſolche umfittliche Handlung 
mit Recht Strafen jowohl gegen den Schwörenden felbjt wie gegen 
Denjenigen, der fich ven Privateid leiſten läßt). 

DI. Ueber die Ausübung des Erziehungsredhts in Bezug auf 
die Religion der Rinder fehlt es bis jest am einheitlichen reichs⸗ 
gejeglichen Beftimmungen und vie Lanbesgefege, welche größten- 
theild aus den eriten Sahrzehnten des neunzehnten Sahrhunderts 
berrübren, befolgen bie abweichenditen Grundſätze. Viele derjelben 
leiven an Umnvollftändigfeit und Unklarheit und beruben außerdem 
auf der Grundanſchauung, daß es im Staat nur eine ober einige 
wenige herrichende Religionen gebe, welche von Staatöwegen zu be> 
günjtigen jeien. Durch die feit 1848 ergangenen Landesgeſetze jo- 
wie namentlich durch das Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869 hat aber 
dieſe Vorausſetzung ihren rechtlichen Boden verloren, was ent» 
ſcheidend wird für Die Beantwortung der Trage, welche Religionen 
als ſtaatlich zuläffige Erziehungsreligion anzufehen jeien und wie 


1) Erlaß des Württembergiſchen Minifteriums des Kirchen⸗ und Schul- 
weſens vom 14. Zuli 1831 (Reyſcher 9, 869): „ES wäre jedoch ganz unan- 
gemeijen , wenn ber überlebende Gatte die Erziehungsreligion feiner Kinder 
erfter Ehe zum Gegenſtand bes Bertrags mit feiner zweiten Gattin machen 
würde, weil bie ben Eltern zukommende Feftfegung der Erziehungsreligion 
ihrer Kinder als perfönlihes Recht im engfien Sinn unver- 
äußerlich ift, und die gefetlihe Bertragsfreiheit über die Erziehungs: 
teligion fi auf die beiden Eltern befchräntt.” — Die Praris bat auch bie- 
ber immer Berträge mit Geiftlichen al8 unglltig betrachtet, v. Sauber, Recht 
md Brauch 2, 176. 1856. — Defterreichifches Gefek vom 25. Mai 1868, 
Ar. 1: „Reverfe an Vorſteher oder Diener einer Kirche, oder Religions» 
genofienfchaft oder an andere Perfonen liber das Neligionsbelenntnig, in 
weldem Kinder erzogen und unterrichtet werben follen, find wirkungslos.‘ 
(Dove, Zeitfchrift 8, 146). 

2) Sp die Hannoverfche Verordnung vom 25. Dec. 1821. (©. d. ©. 
1822, ©. 44. Armeebefehl König Friedrich Wilhelm’s IV. v. 7. Juni 1858). 


56 Religidfe Erziehung ber Kinder. 


weit bie Erziehung in einer von mehreren Religionen von Staats⸗ 
wegen (auch ohne Antrag eines Elterntheile) erzwungen werben 
bürfe. Im Uebrigen zerfallen bie Landesgeſetze in zwei Haupt- 
gruppen: Solche, welche Verträge unter den Ehegatten oder unter 
den Berlobten über die Erziehungsreligion für verbindlich erklären 
und folche, welche derartigen Verträgen jede Wirkſamkeit abjprechen. 

1. Die Gebiete, in welchen derartige Verträge keine Gültig» 
feit baben, find: die acht älteren Provinzen der Preußiſchen 
Monarchie !), die Provinz Hannover 2), Holſtein), Kurbeifen t), 
Naffau 5), Baden‘), Braunfchweig”), Sachjen- Weimar 3), Elſaß⸗ 
Lothringen ?). 

Auch in der ganzen Schweiz find vermöge Bundesgeſetzes nom 
3. Chriſtmonat 1850, Art. 6, Verträge unwirkſam 19). 

2. Zugelafien und als verbinplich anerkannt find dagegen 
ſolche Verträge noch jet in Schleöwig, ganz Bayern, Sachſen, 
Württemberg, Großherzogtbum Heilen, Medlenburg- Schwerin und 
Deiterreich, und zwar nach folgenden Regeln: 

a) In Schleswig, Bayern, Sachſen und Oefterreich Lönnen 
die Verträge fowohl vor der Eheichliefung von den Brautleuten 
als auch während ver Ehe geſchloſſen und jederzeit auch wieder 


1) Preußiſche Dellaration vom 21. Nov. 1803, auf bie weitlihen Pro⸗ 
vinzen ausgedehnt durch KabinetSordre vom 17. Aug. 1825. (G.⸗S. 221. 
Bogt 1, 82; Hermen:, Handbuch 2, 777—779). 

2) Hannöverſche Verordnung vom 31. Juli 1826, $ 2 (Samml. b, 
Geſ. 175). 

2) Holfteinifches Geſetz vom 4. Juli 1863, $. 6 und 10 (Dove's Zeit- 
ſchrift 4, 267. 265). 

4) Kurheffiſche Verordnung vom 13. April 1853. Büff 133, Anm. 8. 

5) Nauffauifche Bog. v. 22./26. März 1808. Otto, Naff. Kirchenr. 12. 

*, Babifches Geſetz vom 9. Oct. 1560, betr. bie rechtliche Stellung ber 
Kirchen und kirchl. Vereine, 8. 5 und Geſetz v. 9. Oct. 1860, betr. die Aus- 
übung der Erziehungsrechte in Bezug auf bie Religion der Kinder, 8. 1 und 6. 
(Spohn, Bad. Staatslirchenrecht 1868, S. 12 und 108. 115). 

?) Braunfchweigifche® Gefeh vom 10. Mai 1867, 8. 5. (Doves Zeit- 
ſchrift 1), 121). 

s Sachſen⸗Weimariſches Edikt vom 7. Oct. 1823, $. 51. 

P) Code civil, Art. 1388. Bgl. Gönner in feinem Archiv 3, 187—189. 
197. 1810. Zachariä⸗Puchelt. Handbuch 3, 189. 430, Anm. 5. 1875. Berrot 
in Hermens Handb. 4, 64. 1852. 

10) Dove's Zeitichrift 6, 141. 
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aufgehoben ober verändert werben). In Sacfen Bat jedoch auf 
die religiöfe Erziehung derjenigen Finder, welche das fechite Jahr 
(in Oefterreich das fiebente) bereits erfüllt haben, der Abſchluß, 
die Aufhebung oder Veränderung folder Vereinigungen keinen 
Einfluß"). In Württemberg dürfen nur Eheleute, nicht Verlobte, 
einen ſolchen Bertrag jchließen ?), in Heſſen umgekehrt nur Ber: 
Iohte und nur in einem nach den bürgerlichen Geſetzen gültigen 
Ehevertrag, womit die Unabänderlichkeit der von Brautleuten ge⸗ 
ichloffenen Verträge ausgefprocen ijtt). 

b) Der Bertrag muß in Sadjen, Württemberg und Helfen 
vor dem Gericht des Wohnorted des Mannes (Bräutigams) von 
beiden Theilen perjönlich zu Protokoll erklärt werden; in Sachſen 
it die Gegenwart von Geiftlichen dabei verboten). Das Baye⸗ 
riſche Neligionsedift vom 26. Mai 1818, $. 13 und 14, drückt 
fih unbejtimmt aus; die Prarts fordert Feine bejondere Form ). 

c) Der Vertrag gibt jedem Ehegatten ein Recht, auf Beob⸗ 
achtung deſſelben Seitens des andern zu Hagen. Ein Recht obrig- 
teitlicher Perjonen oder von ©eiftlichen bei Lebzeiten beider 


) In Bayern werben auch Verträge zwilchen ber unehelichen Mutter und 
dem außerchelihen Vater als verbindlich anerfannt. Minifierialerlaß vom 
14. Imni 1835 und 17. Juni 1838. Silbernagel 17. 

2), Sächſiſches Gefe vom 20. Juni 1870, $. 20 (bei Dove 9, 465) und 
Geſetz vom 1. November 1836, 8. 6. Oeſterreichiſches Geſetz vom 25. Mai 
1868, Art. 1 und 2. Für Schleswig beſtimmte eine Verfügung ber öfter- 
reichiſch· preußiſchen proo. Regierung unterm 23. April 1864, daß die Neger 
lung der Enziehung der Kinder „dem freien Uebereintommeu der Eheleute” 
überlaflen bleibe. (Dove's Zeitfchrift 6, 146). Den Zufammenbang nad 
find aber Verträge unter Brautleuten ebenjo zuläffig. 

2) Das Religiongebilt vom 15. Oct. 1806, 8. 6, fpricht lediglich von 
Berrrägen ber „Ehegatten” und Erklärung berfelben vor der Obrigleit bes 
„Gatten“. 

*%) Berorbnung vom 18. Juli 1825 (Reg.-Bl. 350), 27. Februar 1826 _ 
(Reg-Bl. 69) und 6. December 1842 (Reg.-Bl. 548). — Das nämlicdhe 
Prinzip galt in Baden bis zu den Gefegen vom 9. October 1860 und in 
Braunſchweig bis 1867. 

5, Sächfifches Geſetz vom 1. Nov. 1836, $. 7. Das Württembergifche 
Religiongebilt vom 15. Oct. 1806, 8. 6, forbert Abfchluß „vor ber Obrigkeit 
des Gatten‘; die Praris verfieht dieß von ben Gerichten. Erlaß des Kult» 
miniſteriums vom 14. Sept. 1826. Reyſcher, Samml. 9, 709. 

°, Silbernagel, Verf. und Verw. 1870, ©. 15. 
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Ehegatten jelbftftändig auf Beobachtung des Vertrags zu bringen, 
läßt fich von der Grundlage des heutigen öffentlichen Rechts aus 
nicht mehr rechtfertigen und ijt baher zu leugnen. Im Baperifchen 
und Sächſiſchen Recht, bis 1860 auch im Badiſchen, war es freilich 
anerkannt. 

d) Der Tod eines Ehegatten ändert an der Verbindlichkeit 
des Vertrages Nichts, und es haben auch die Bormundichaft, bie 
Staatsbehörden und die Kirchen ein Recht, über der Befolgung 
befjelben zu wachen. 

e) Hinfihtlih des Einfluſſes eines Religionswechſels eines 
Ehegatten find bejondere Vorfchriften nothwendig und daher auch 
in Bayern und Sachſen dahin gegeben, daß dieſer Wechjel regel- 
mäßig dem früheren Vertrag Nichts an jeiner Wirkſamkeit benimmt, 
außer wenn die Ehe aufgehört hat eine gemifchte zu jein!). Im 
Dejterreich dagegen macht Neligionswechjel eines Elterntheils bie 
Verträge hinfihtlich aller Kinder unter fieben Jahren Hinfällig 2). 

IV. Im Folgenden find nunmehr die Grundſätze derjenigen 
Gefeggebungen darzulegen, welche feine vertragsmäßigen Beſchrän⸗ 
fungen des Erziehungsrechts anerkennen, fowie die Regeln, welche 
nach den übrigen Gejeßgebungen eintreten, wenn von dem Ber- 
tragsrecht fein Gebrauch gemacht worden ift. 

Die Anwenbung berjelben pflegte übrigens in manchen Staaten 
vermöge eines vom Landesherrn angefprochenen Dispenſations⸗ 
rechts in einzelnen Fällen ausgejchloffen zu werben. 

Was die deutihen Verfajjungsurfunden und fürftlihen Haus⸗ 
gefege über die Erziehungsreligion der Mitglieder der regierenden 
Häufer beitimmen, ſoll hier außer Betrachtung bleiben. 

A. Zunädjt ift der Hauptfall in's Auge zu faffen, daß beide 
Ehegatten am Leben find ober der Vater der Ueberlebende von 
beiden ift. 

1. In ganz Deutjchland, mit Ausnahme von Bayern und 
- Medlenburg, ift jeder Vater berechtigt, alle jeine ehelichen Kinder 
in der Religion erziehen zu laſſen, zu welcher er fich jelber befennt. 


— — — — — 


1) Bayer. RE. v. 26. Mai 1518, $. 18. Sächſ. G. v. 1. Nov. 1836, 
5. 12, 13. 

2) So nimmt die Praris aud in Württemberg an. Erlaß des Kultus- 
minifteriums v. 14. Sept. 1826. Reyſcher, Samml. 9, 709. 
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Die Mutter, welche einer andern Konfejfion zugehört, hat Fein 
Widerjpruchsrecht !). In Bayern und Medlenburg bat die Mutter 
Dagegen ein gejetliches Necht barauf, daß die Töchter in ihrer 
Religion erzogen werden. Auf dieſes Recht Tann fie Durch Ver⸗ 
trag verzichten und in die Erziehung aller Kinder in der Religion 
bes Mannes einwilligen; aber nicht ganz klar ift, ob fie Dieß nur 
unter Beobachtung bejonverer Formen thun Tann, und ob, wenn 
bieje Formen nicht eingehalten find, Vorftände der Kirche, zu welcher 
fie gebört, bei Lebzeiten der Fran und gegen deren Willen das 
Recht der Frau ausfechten bürfen, oder ob gar bie ftaatlichen Be⸗ 
börven bierzu verpflichtet erjcheinen, mit anderen Worten, ob bie 
gejelich vorgefchriebene Theilung der Kinder nach dem Gejchlecht 
ſtaatliche Zwangspflicht ift. Unzweifelbaft beſteht eine jolche Zwangs⸗ 
prliht des Vaters dann, wenn die Mutter verftorben tjt, ohne 
durch förmlichen Vertrag auf ihr Necht verzichtet zu haben ?). 

Aehnlich wie in Bayern ift auch das neuefte Dejterreichifche 
Recht beichaffen ?). 

2. Der Bater ift weiter berechtigt, alle Kinder in der Religion 
der Mutter erziehen zu laffen. Außer allem Zweifel fteht dieſe 
Regel in der Provinz Hannover, in Holftein, Kurheffen, im König- 
reich Sachſen, Baden, besgleichen in; Elfaß-Tothringen ). 

Die Regel gilt auch für die acht alten Provinzen Preußens >). 
Denn obwohl die Königliche Deklaration vom 21. November 1803 


1) Die Gefee fiehe unten bei Ziffer 2. 

2) Bayer. Rel.⸗Edikt v. 26. Mai 1818, $. 14. Medlenburgiiche V. v. 
20. März 1821. 

5 Geſetz v. 25. März 1868, Art. 1 und 2. Dove, Zeitſchr. 8, 146. 

‘) Hannöveriſche Verordnung v. 31. Juli 1826, $. 1: „Dem Ehemanne, 
als dem Haupte der ehelichen Gefellichaft, fol die uneingefchräntte Befugniß 
verbleiben, 6108 nach eigener Ueberzeugung zu beftimmen, in welchem Glaubens⸗ 
belenntniſſe feine ebelihen Kinder zu erziehen find, und niemand foll das 
Recht Haben, in diefe Familien- und Erziehungsangelegenheit auf irgend eine 
Beife fich zu mifchen.” (Sammlung db. Gel. 175). Holfteiniiches Geſetz vom 
4. Juli 1863, 8. 10 (Dove, Zeitſchr. 4, 268). Kurbeffiiche Verordnung vom 
13. April 1853. Sächfifches Gefet vom 20. Suni 1870, $. 20: „Ueber die 
religiöfe Erziehung der Kinder bis zum 14. Lebensjahre entfcheibet im Mangel 
einer Vereinbarung der Eltern ver Vater.“ (Dove's Zeitfchr. 9, 465.) Badiſche 
Geſetze vom 9. Oct. 1860. 

) So auch Ridter-Dove 1874, S. 863. 
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feſtſetzt, daß ebeliche Kinder jevesmal in der Religion des Vaters 
unterrichtet werden ſollen“, jo hält fie doch ausbrüdlich die DBe- 
ſtimmung des Allgemeinen Lanprehts 2, 2, 78 aufrecht, nad) 
welcher „Niemand ein Necht hat, den Eltern zu wiberjprechen, jo 
lange jelbige über ven ihren Kindern zu ertheilenvden Religions» 
unterricht einig find.” Die Zuftimmung ber Frau iſt aber aus 
ihrem Nichtwiderſprechen um jo ficherer zu folgern, als ein folcher 
Entichluß des Ehemanns meiftens nur auf Wünſche der Frau 
zurüdzuführen fein wird. Der Tod der Frau verringert Das Recht 
des Mannes nicht, da in diefem Ball vorausgeſetzt werben darf, 
daß fie zuftimmen würde, falls fie noch am Leben wäre!). Das 
Braunſchweigiſche Gejeg vom 10. Mai 1867, 8. 5, beſchränkt pas 
Berfügungsrecht des Vaters infofern, als erft nach der Geburt des 
eriten Kindes und nur vor der Taufe befjelben der Vater be= 
ftimmen Tann, daß die Kinder nicht in feiner Religion, ſondern 
allefammt in der Religion der Mutter erzogen werben follen ®). 

Das Württembergijche Religionsedikt vom 15. October 1806, 
Ziffer VI, beftimmte: „die Kinder aus biejen (gemifchten) Ehen 
werden in der Regel bis zu den Unterjheidungsjahren in ber 
Neligion des Vaters erzogen. Es ift jepoch ven Eheleuten erlaubt, 
durch Verträge eine nach dem Gefchlecht der Kinder getheilte Er- 
ziehbung oder jede andere Beftimmung dießfalls feftzufegen; nur 
möffen, wenn ber Vater der evangeliichen Religion zugethan ift, 
die Söhne nothwendig auch in dieſer Religion erzogen werben; 
jene Verträge find aber nur dann gültig, wenn fie vor der 
Obrigkeit des Gatten abgefchloffen worden”). Die Vor- 
ſchrift Hinfichtlich der Söhne evangelischer Väter bezweckte, ven bes 
Iannten Einwirkungen ber Tatholifchen Beiftlichleit auf die katho⸗ 
liſche Mutter im Intereffe des ehelichen Friedens einen Riegel 
vorzufchieben. Eine Verordnung vom 14. Mär; 1817 bob fie 
jedoch als „die Vertragsfreiheit der Eltern befchränfend” wieder 
auft). Weitere gefegliche Vorjchriften fehlen. Die Praris, an der 


1) So nehmen auch bie Schulbehörben an. Bgl. Stich!’ 8 Kentralblatt 
1867, ©. 487. 

2) Dove's Zeitfchr. 11, 121. 

3) Reyſcher 9, 70 und 71. 

*) Reg- Bl. 181. Reyſcher 9, 371. 
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Hand minifterieller Anleitungen, ſpricht dem Vater das Recht zu, 
auch ohne förmlichen Vertrag alle Kinder in der Religion der 
Mutter erziehen zu lafjen!). Für Bayern und Medlenburg bleibt 
e8 dagegen fraglich, ob der Vater, der nicht durch förmlichen Ver- 
trag auf fein Recht, die Söhne in jener Religion erziehen zu 
bürfen, verzichtet bat, und dies zu thun fich geradezu weigert, für 
befugt zu erachten jei, die Söhne in der Religion der Mutter 
erziehen zu laſſen, und ob nicht vielmehr die Vorjtände jeiner Kirche 
oder gar die Obrigfeit von Amtswegen ihn daran hindern bürfen?). 

3. Im Zweifel ift der Vater auch berechtigt, eine getheilte 
Erziehung der Kinder anzuoronen, Söhne in jeiner eignen Weligion, 
Töchter in derjenigen der Mutter erziehen zu lafjen oder um⸗ 
gekehrt. Ein Verbot ift nur da anzunehmen, wo es ausdrücklich 
ansgeiprochen ift ). In denjenigen - Staaten, ‚wo die Theilung 
nach dem Geſchlecht früher vorgefchrieben war und durch neuere 
Geſetze aufgehoben wurde, geſchah Dieß doch nur in dem Sinn, 
daß e8 ungerechtfertigt fei, die Thetlung von Staatswegen zu ge⸗ 
bieten. Ein Verbot war nicht beabſichtigt. 

4. Wechſelt der Vater ſeine Religion, ſo kann er auch in 
dem bereits begonnenen Unterricht der Kinder oder einiger der⸗ 
ſelben einen Wechſel eintreten laſſen. 

.5. Im den von ihm getroffenen Anordnungen kann der Vater 
allegeit auch dann wieder Aenderungen vornehmen, wenn weber er 
jelbit noch die Ehefrau zu einer andern Konfeſſion übergetreten 
find. Der Tod der Ehefrau ändert an dieſem Necht Nichts, er- 
weitert vielmehr die Nechte des überlebenden Ehemanns in allen 
denjenigen Staaten, welche der Ehefrau Widerſpruchsrechte ein- 
räumen, indem jegt ber Widerfpruchsberechtigte weggefallen ift. 


N) Erlafie des Kultminifleriums an das Konfiflorium und ben kathol. 
Kirhenrath v. 14. Sept. 1826 und 14. Juli 1831 (Reyſcher 9, 710 und 869). 
Erlaß des kathol. Kirchenraths v. 16. Nov. 1831 (Reyſcher 10, 1029—106?). 

9) Für Bayern bejahte eine Miniſterial⸗Entſcheidung v. 9. Mai 1844 
die Befugniß des Mannes. Silbernagel, S. 16. Für Sachen war ehemals 
imeifelloß, dag ber Ehemann, wenn fein förmlicher Vertrag vorlag, nach dem 
Tode ber Frau die Kinder nicht im der Religion der Frau erziehen laſſen 
durfte. Bol. Kober 1864, S. 526, Note 7. 

2) Auf diefem Standpunkt fcheint das Braunfchweigifche Geſetz v. 10. Mai 
1867, 8. 5, zu ftehen. Ueber Hannover f. Braun in b. Zeitfehr. f. Hannov. 
®. 3, 294. 
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In den act alten Provinzen Preußens 3. B. kann der Vater, 
der bei Lebzeiten der Frau die Kinder in deren Religion Hatte 
erziehen laffen, nach dem Tod ber Frau anoronen, daß die Kinder 
fortan in feiner Religion erzogen werden. Wo den Ehegatten ge- 
ſtattet ift, über die SKtindererziehung Verträge zu fchließen und bie- 
jelben nachträglich aisch wieder abzuändern, fteht ebenfall® bei Leb⸗ 
zeiten ber Frau einem Wechfel in der Erziehungsreligion fein 
Hinderniß im Wege. In Sachſen und Oeſterreich iſt Die Ab⸗ 
änderung Dagegen nur geftattet binfichtlich derjenigen Kinder, welche 
das ſechſte bezw. fiebente Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
(vgl. oben S. 57). Bei unehelichen Kindern, Brautkindern, Adoptiv» 
findern u. j. w. iſt ein Wechſel bis zum vollendeten 10. Lebens⸗ 
jahr möglich, nicht nachher. 

6. Im Zweifel ift der Vater auch für berechtigt zu erachten, 
alle. Kinder in einer Religion unterrichten zu laſſen, welche weder 
jeine eigene noch die der Mutter iſt; denn e8 widerjpricht dem 
Geift des Neichögefeges vom 3. Juli 1869, das bürgerliche Necht 
ber Erziehung aus Tonfejfionellen Rüdfichten von Staatswegen 
zu beichränfen. 

Schon früher geftatteten die Staatsgefege der Länder, welche 
nur eine Yandesreligion anerfannten, Jedermann die Taufe und 
Erziehung der Kinder in dieſer Landesreligion, namentlich auch 
ben Juden, wenn gleich die Eltern felbjt nicht übertraten; ja viele 
diefer Staatsgeſetze nöthigten die Eltern zu diejer Erziehung der 
Kinder bei Strafe der Landesverweiſung. Nuchdem dann zwei ober 
brei Lanbesreligionen mit gleihen Rechten neben einander traten, 
ftellte man den Eltern die Wahl unter dieſen frei, geftattete außer» 
dem Juden und chriftlichen Seltirern, ihre Kinder in einer ber 
Zandesreligionen taufen und erzieben zu laffen, verbot dagegen 
Erziehung getaufter Kinder im Judenthum und Erziehung in der 
Religion von Sekten, welchen Iegteren die ftaatliche Anerkennung 
größtentbeils fehlte. In den acht alten Provinzen Preußens Tonnte 
ihon feit 1794 die Erziehung der Kinder auch in einer andern 
Religion als derjenigen der beiden Eltern erfolgen, wenn die Che» 
frau nicht wiberfprah ). Bon den neueren Yandesgejegen bat 


— 


1) Breuß. Allgem. Landrecht v. 1794, 2, 2, $. 78: „So lange jedoch Die 
Eitern über den ihren Kindern zu ertheilenden Religionsunterricht einig find, 
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das Badiſche vom 9. Oktober 1860 die Freiheit des Vaters un- 
bedingt anerkannt. Das Braunfchweigifche Gefeg vom 10. Mat 
1867, 8. 3, thut dies wenigftens hinſichtlich katholiſcher (l) Kinder, 
indem e8 verfügt: „Den katholiſch zu erziehenden Kindern bleibt 
der Befuch evangelifcher Schulen gejtattet. Beſuchen katholiſch zu 
erziehende Kinder evangeliihe Schulen, jo find biefelben auf Ver- 
langen des Vaters oder VBormundes von dem Beſuche der Religiong- 
jtunden zu dispenſiren, jobald nachgewieſen wird, daß fie anderweit 
einen ihren Bedürfniſſen entjprechenden Religionsunterricht ers 
halten” 2). Im Königreih Sachen können die Eltern ihre Kinder 
bi8 zum 12. Lebensjahre auch an vem Religion 8 unterricht einer 
anderen Konfejfion, al® worin bie Kinder zu erziehen find, Theil 
nehmen laſſen, werm an dem Orte feine Schule ihrer Konfelfion 
beiteht 3). In Defterreih, wo protejtantiiche und jüdiſche Eltern 
früher volle Freiheit hatten, ihre Kinder Fatholiich zu erziehen, 
but das Geſetz vom 25. Mai 1868, Art. 1, diefelbe nunmehr ver- 
neint 4). 

B. Nach des Vaters Tod geht das Recht, über die religiöfe 
Erziehung der Kinder zu entjcheiden, nicht auf den Vormund oder 
die BormundfchaftSbehörde und ebenfowenig auf Die überlebenve 
Mutter über, fondern e8 treten andere Regeln ein. 

1. Zuerſt betrachten wir zwedmäßigerweife den Fall, wenn 
die Mutter bereitd vor dem Vater gejtorben ift, indem bie Gelege 
bier ziemlich übereinftinmenben Regeln folgen. 

a) Hat der Vater eine Beitimmung über die religiöfe Er⸗ 
ziehung der Kinder nicht getroffen, fo find nach den meiſten Ge- 


hat kein Dritter ein Recht, ihnen darin zu wiberfpredhen.” Deklaration v. 
21. Nov. 1803; KabinetSorbre v. 17. Aug. 1825. Die frühere Beichräntung, 
daß Ariftlihe Eltern ihre Kinder nicht im Judenthum erziehen burften, 
welhe mit bem Verbot des UebertrittS zum. Judenthum zufammenbing, ift 
mit Wegfall jened Verbots ebenfalls weggefallen. — Vgl. auch noch Allg. 
dandr. 2, 12. 8. 11. 

1) Bol. auch Entſcheidung des Bad. evang. Oberlirchenraths v. 13. Juni 
1865, Nr. 4543. Spohn, Bad. Staatskirchenrecht 1868, ©. 108. 

2) Dove’8 Zeitfhrift 11, 122. 

*) Geſetz über das Volksſchulweſen v. 26. Aprjil 1873, 8. 6, Abf. 3 
G. u. B.Bl. 353). 

9) Porubszki in Dove's Zeitichr. 9, 24, namentlih 74—79. 1870. 
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fegen alle Kinder in feiner Religion zu erziehen‘). Eine andere 
Negel gilt in Bayern, Medlenburg, Deiterreich, indem bier nur 
die Söhne der Religion des Vaters folgen. 

Diefe gejetzlichen Vorſchriften beruhen offenbar auf der Prä- 
fumtion, daß der Bater, wenn eramkXebengeblieben 
wäre, die Erziehung der Kinder in jeiner Religion 
angeorbnet haben würde?), und fie bezweden ferner, burch 
Anstellung einer feiten, für alle Konfejfionen gleichen Regel, nach» 
theiligen Berjuchen von Profelytenmacherei entgegenzutreten. Bor: 
mund und Vormundſchaftsbehörde find berufen, über die Beobach- 
tung dieſer Vorſchriften zu wachen. 

ALS Religion des Vaters gilt die Religion derjenigen Kirche, 
welcher er vor feinem Tode zulegt als Mitgliev angehört hat >). 
Für das Geltungsgebiet des Preuß. Allg. Landrechts ift hierbei zu 
beachten, daß der Beitritt zu einem Neligionsverein gültig auch 
durch Eonkludente Handlungen, nämlich durch Theilnahme an den 
eigentbümlichen Religionsgebräuchen eines Religionsvereins geicheben 
kann ). Sodann verfügt das Preuß. Landrecht von 1794, 2, 2, 
8. 81: „Auf eine in ber legten Krankheit erſt erfolgte Neligions- 
veränderung wird babei feine Nüdficht genommen“, ſondern es 
bleibt die Religion maßgebend, zu welcher fich der Vater vor diefer 
legten Krankheit bekannte. Ebenfo Hannover. Vdg. vom 31. Juli 
1826, 8. 4. Sächſiſches Mandat vom 20. Febr. 1827, 8. 8 
(Koder 291). Mit Recht geht der Gejetgeber davon aus, daß 
einem Schwerkranken die ungetrübte Beurtheilungsfraft, bie ein 
Keligionswechjel erfordert, weiiten® fehlen werde, und fich ſchwer 
tonitatiren laffe, ob er feine Entſcheidung in der nöthigen Freiheit 


3) Preuß. Deklaration v. 21. Nov. 1803. Hannov. Bdg. v. 31. Zuli 
18261, $. 4. Holftein. Vdg. v. 4. Juli 1863, 8. 10. Weber Schleswig vgl. 
Salt, Handb. 5, 9. 1848. Sächſiſches Gele v. 1. Nov. 1836. $. 30. 
Württemberg. Rel.-Ed. v. 15. Oft. 1806. VI. u. Bog. v. 14. März 1817. 
Bapifches Gef. v. 9. Oft. 1860, 8. 1. Großherz. Heſſiſche Bog. v. 27. Febr. 
1826, Art. 1. Braunfchweig. Gel. v. 10. Mai 1867, 8. 5. 

2) So auch R. v. Mohl, Politit 1, 258. 1862. Ausbrüdlic, ſpricht dieſe 
geſetzliche Präfumtion die Hanndv. Vdg. v. 31. Juli 1926, $. 4, aus. 

2) Hanno. Vdg. v. 31. Juli 1826, $. 4: Diejenige Religion, wozu ſich 
ber Vater „in ber neueften Zeit öffentlich befannt bat“. 

4) Vgl. oben S. 45 und Hinfchiug, Kommentar 1873, ©. 173. 
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foßte, da fremde Einwirkungen auf einen Kranken leichter aus- 
üben, aber jchwerer zu konſtatiren feien, als bei Gejunden, end⸗ 
ih Kranke felbft gegen alle Zumuthungen der Geiſtlichkeit gerade 
baburch gefchütt werben müſſen, daß das Geſetz ben Neligions- 
wehiel für wirkungslos erklärt. — In Bayern iſt Dagegen ber 
Religionswechjel in der letzten Krankheit für die Erziehung der 
Kinder maßgebend, wenn dem Pfarrer ver verlaffenen Kirche 
perjönlich der Austritt erflärt wurde; erfolgte der Uebertritt bloß 
vor Zeugen, fo gilt er in Hinficht auf die Kinder für nicht ge- 
ſchehen !). 

b) Hat ver Vater eine Beſtimmung über bie religidje Er- 
jiehung der Kinder getroffen, jo bleibt diefe auch nach jeinem 
Tode maßgebend. Die Trage, in welder Form eine jolche Ver— 
fügung getroffen jein müffe, damit ihr auch nach dem Tode des 
Vaters Geltung zulomme, ift in den wenigften Yandesgejegen Kar 
beantwortet und daher eine vielfach bejtrittene. ALS zweifellos 
fügt fih behaupten, daß es nach der Lage der heutigen Staats- 
Geſetzgebung nicht darauf ankommen kann, von welchem Geijtlichen 
und nach welchem Ritus der Vater das Kind hat taufen laffei, 
da die Taufe allein Teine Zugehörigkeit des Kindes zu einer be- 
fimmten Konfeifion begründet 2), und die Schlußfolgerung, daß 
der Bater die Erziehung in der Religion des Geiftlichen, der die 
Zaufe verrichtete, gewollt Babe, unzutreffend tft, jchon deshalb, 
weil die Taufe fein blos Einer Konfejfion eigner Gebrauch iſt 3). 

Sn Baden genügt jede außergerichtliche fchriftliche oder blos 
mündliche Erklärung und auch die Thatſache, daß ber Vater die 
Kinder oder (unter Umjtänden) eines derſelben in einen beſtimmten 
Religionsunterricht gefendet hatt). Eine gültige Beitimmung kann 


i) Minifterial-Entfchl. v. 17. Oft. 1840 u. 7. Sept. 1842. Cilbernagel 
S. 13 u. 14. 

2 Bgl. oben ©. 51. 

9) Ausprüdlich ift die Zuläffigleit einer folden Schlußfolgerung verneint 
tm der Hannöv. Verordnung v. 31. Juli 1826 $. 5, dem Braunfchweigifchen 
Geſ. v. 10. Mai 1867 8. 5 u. Bayerifchen Miinifterialerlaß v. 14. Febr. 1836, 
Silbernagel 17. Diefe Anfiht vertreten auh Puchta, Einl. in d. Recht ber 
Kirche, 1840, ©. 78. Richter⸗Dove, 1874, S. 859. Ehemals war die ent- 
gegengeſetzte Vorſchrift in Defterreich ausdrücklich anerkannt. Verf. v. 22. 
März 1834. Porubszki in Dove's Zeitſchrift 9, 80. 

) Spohn, Bad. St.-K.-R., 1868, 109. 

Thudichum, Kirchenrecht. 5 
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der Bater auch fchon treffen, wenn bie Kinder noch nicht das 
Alter der Schulpflicht erreicht haben. Strengere Regeln gelten 
für die Provinz Hannover ?). 

Beſonders zweifelbaft ift das Recht der acht älteren Preußi- 
[hen Provinzen, infolge der ungenauen Faſſung der Deklaration 
vom 21. Nov. 1803. Das Allgemeine Landrecht Hatte die Er- 
ziehung ber Söhne in der Religion des Vaters, der Töchter in ber 
Religion der Mutter vorgefchrieben, jede andere Anordnung des 
Vaters beim Nichtwiderjprechen ver Mutter zugelafien und für 
ſolche abweichende Anoronungen keinerlei Form verlangt. Sodann 
hatte e8 angeordnet, daß der Konfelfionswechfel des Vaters ober 
der Mutter in ver legten Krankheit nicht in Betracht komme, und 
fuhr dann fort: 8. 22: „Hat aber der verftorbene Ehegatte ein 
zu feinem Gefchlechte gehöriges Kind, wenigſtens das ganze lebte 





1) HSannöverfhe Berorbn. v. 31. Juli 1826 $. 3: „Nach bes Vaters 
Tode muf die religiöfe Erziehung der Kinder fo eingeleitet, oder fortgefett 
unb vollendet werben, wie e8 dem vom Vater ernfllih und fortwährend ge- 
hegten Willen gemäß iſt.“ $. 4: „In biefer Hinficht wirb geſetzlich vermuthet, 
daß der verftorbene Vater feine ſämmtlichen ehelichen Kinder, die Söhne wie 
bie Töchter, in feiner eigenen Religion babe wollen erziehen laſſen.“ — — 8.5: 
„Bon obiger gefetlihen Bermuthung (8. 4), als Regel, darf Iebiglih aus 
einem ber beiden nachftehenden Gründe abgewichen werben: a) wenn ber 
Bater dem einzigen ober ben mehreren bereits fchulfähigen Kindern bis an 
feinen Tod den Haupt sUnterridt in der Religion, mit Inbegriff der unter- 
ſcheidenden Slaubenslehren, immer nur durch Geiftlihe der anderen Kirche 
hat ertheilen laſſen, nicht etwa abwechſelnd auch durch Beiftliche feiner eigenen 
Kirche. Blos der Umftand, daß das Kind von einem Geiftlichen der an⸗ 
beren Kirche getauft oder einem biefer angebörigen Schullehrer behuf des 
allgemeinen Elementar- Unterrichts zugeſandt worden if, genügt noch nicht, 
die Ausnahme zu begründen. Und b) für die Källe, wo jener Haupt- 
Unterrit in ber Religion nocd bei keinem ber Kinder begonnen bat, mithin 
die unter a) bemerkte Thatſache nicht entfcheibet: wenn ber Bater bei feinem 
zuſtändigen perjönlichen Gerichte zu Protokoll erflärt bat, „daß er feine 
Kinder in der Religion ihrer Mutter erzogen wifjen wolle,” auch dieſe Er⸗ 
Härung von ihm nachmals weder ausdrücklich noch durch bie That wider- 
rufen worden if. Doch darf dieſe Erklärung, wenn fie wirkſam fein foll, 
nicht während der Iehten Krankheit erfolgen.” (Ueber die nicht unſchwierige 
Auslegung diefer Beftimmungen vgl. Grefe, Hannoverſches Recht 2, 72. 
Stegemann im N. Magazin f. Hannov. R. 1, 57. 1860. Braun in b. 
Zeitfhr. f. Hannov. R. 3, 281—313. 1871. Entſcheidungen des Ober- 
appellationdgericdhtS zu Celle v. 24. März 1851 u. 4. Zuli 1859 im Magazin 
f. 9. R. 1, 386 u. Neues Maga. f. H. R. 1, 70.) 
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Jahr vor feinem Tode, in dem Olaubensbelenntniffe des anderen 
Ehegatten unterrichten lajjen, jo muß diefer Unterricht in eben ver 
Art, auch nach feinem Tode, bis zum vollendeten 14. Jahre des 
Kindes, fortgefeßt werden.” Diefe Beftimmung bezog fich ſowohl 
auf den Vater, als auf die Mutter (die ja ein gejetliches Recht 
auf Erziehung der Töchter in ihrer Religion Hatte) und befagte, daß 
ein ſolches fortgejettes Verfahren die Kraft einer ausprüdlichen 
Willenserklärung baben jolle, und zwar in allen-Fällen, nicht bloß 
dann, wenn ber betreffende Ehegatte etwa noch ſelbſt in der lebten 
Krankheit zur Konfeifion des andern Ehegatten übergetreten fei. 
Denn der $. 82 bildet nicht bloß eine Einſchränkung bes 8. 81, 
fondern einen Gegenſatz zu der allgemeinen Regel des 8. 80. Die 
Dellaration vom 21. Nov. 1803 ordnete die Erziehung aller 
Kinder in der Religion des Vaters an, beließ dem Vater aber 
das Recht im Einverjtändniß feiner Ehefrau auch andere Ber: 
fügungen zu treffen. Für dieſe Verfügungen ift zwar eine be- 
jondere Form nicht vorgefchrieben, aber fie müffen regelmäßig in 
der ausprüdlichen Erklärung befteben, daß die Kinder in einer 
anderen Religion als der des Vaters erzogen werben follen. Der 
Umjtand, daß der Bater Kinder in einer andern als feiner eignen 
Konfeffion unterrichten ließ, fteht nur dann der ausprüdlichen 
Erklärung gleich, wenn dieſer Unterricht während bes ‚ganzen legten 
Jahres vor dem Tod bes Vaters ftattgefunden bat!). 

2. MUeberlebt die Mutter den Vater, jo verfagen ihr bie 
meiſten Landesgeſetze die Befugniß, an dem ausgejprochenen ober 
vermutheten Willen des Vaters zu ändern. Es thun dieß alle 
Landesgeſetze, welche auch eine vertragsmäßige Beſchränkung ver 


1) Bei einer neuen Redaktion müßte ber 8. 82 Yauten: „Sat aber 
der verftorbene Bater fein Kind wenigſtens u. |. w.“ Cine von ber obigen 
völlig abweichende Auslegung bat ein Erlaß des Juſtizminiſters v. 3. 1859 
aufgeſtellt. Hiernach wäre der Fall des Allgem. Landrechts 2, 2, 82 über⸗ 
haupt der einzige, in welchem nad dem Tod bes Baters die Bormundichafts- 
bebörde die Erziehung ber Kinder in einer anderen, als der Religion bes 
Vaters geftatten bürfe und müßten nicht Bloß alle anderen ſtillſchweigend 
erfolgten , fondern auch alle ausdrücklichen Willenserflärungen unbeachtet 
bleiben. (Bgl. Ergänzungen und Erläut. d. Preuß. Rechtsbücher, 5. Ausg. 
2, 169.) Diefer Anſicht folgen: Sacobfon 2, 571 (1866), Richter -Dove 
1874, 864. Th. Meier, Preuß. K.⸗ R., 1868, ©. 26. Andere Schriftfteller 


dgl. Ergänzungen 2, 169. . 
5 
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väterlichen Erziehungsrechte zu Gunſten der Frau verbieten !), 
oder wenigftens beim Nichtvorhanveniein eines Vertrags dem 
Bater das Entiheidungsrecht laſſen ?). 

Theilweife andere Regeln gelten in Holjtein und Baden. In 
Holftein entjcheidet der Wille der Mutter dann, wenn der Bater 
geftorben ift, ohne jeinen Willen über die religiöfe Erziehung der 
Kinder erflärt zu haben, ober wenn er unfähig geworben iſt, feinen 
Willen zu erklären, ohne daß feine Abfichten in diefer Beziehung 
nachzuweiſen find). Das Badiſche Gefek vom 9. Dit. 1860 8.8 
verfügt: „Eine Aenderung in der religiöfen Erziehung der ehelichen 
Kinder fteht ver Mutter zu, wenn auf fie das Recht der Erziehung 
übergegangen ift; jedoch kann fie diefe Aenderung nur mit Ge— 
nebmigung der Staatsbehörde und nach erhobenem Gutachten der 
nächjten beiberfeitigen Verwandten, des Ortsvorgeſetzten und 
Waifenrichters vornehmen.” 

3. Dem Vormund und der Vormundſchaftsbehörde fommt 
in feinem Ball, weder bet Lebzeiten ver Mutter noch nach deren 
Tod ein Necht zu, über die Erziehungsreligion felbftändige Ver- 
fügungen zu treffen. Eine Ausnahme läßt das Badiſche Gejeß 
vom 9. Oft. 1860 8. 4 zu, indem e8 bejagt: „Ber Waifen darf 
eine Veränderung der Religion nur aus beſonders erheblichen 
Gründen mit. Genehmigung der höheren Staatsbehörde und nach 
eingeboltem Gutachten ver nächlten beiberjeitigen Verwandten, 
des Ortsvorgefegten und Waifenrichters eintreten.” 

C. Dem alle des Todes des Vaters iſt es gleich zu achten, 

wenn der Vater zur Ausübung feiner Erziehungsrechte thatfäch- 
ih oder rechtlich unfähig wird, nämlich wenn er verichollen oder 
entmünbigt ift oder wegen Mißbrauchs die Erziehungsrechte verliert *). 


1) Die Preußiſche Bormundihaftsorbnung v. 5. Juli 1975 $. 28, weiche 
der Mutter des Mündels die Erziehung unter ber Aufſicht des Vormundes 
zufpricht, beläßt e8 in Bezug auf die religiöfe Erziehung der Kinder bei dem 
bisherigen Recht (G.S. 437). 

2) Auch für Württemberg nimmt dies bie Praris an. Dal. Erlaf des 
Kultusminifteriums v. 14. Juli 1831. Reyſcher, Samml. 9, 869. 

2, Gefet v. 4. Juli 1863 $. 10. 

*) Preuß. Vormundſchaftsordnung v. 5. Juli 1875 8. 11 (G.S. 433)- 
Entſch. d. Minift. d. Zuftiz u. d. Kultus v. 6. März 1860. Altenft. d. ev. 
Oberkirchenraths 5, 152. Württemb. Gef. v. 27. Dez. 1571 Art. 12 (Reg.⸗Bl. 
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Ueber die Wirkung der Ehefcheivung auf das religiöfe Er- 
ziebungsrecht fehlt es bis jett meiltentheil8 an Haren und dem 
heutigen Recht angepaßten VBorjchriften !). 

D. Einige befonvere Fälle bevürfen bier noch nachträglicher 
Beſprechung: 

1. Hinſichtlich der religiöſen Erziehung unehelich Geborener 
macht das geltende Recht folgende Unterſcheidungen: 

a) Uneheliche, welche durch nachfolgende Ehe der Eltern legi— 
timirt worden find, find auch in Rüdjicht auf religiöſe Erziehung 
den ehelichen gleich zu achten. ‘Dies verfteht fich überall, wo 
niht das Gegentheil ausdrücklich ausgejprochen tft, von ſelbſt ?). 

b) Legitimation durch Iandesherrliches Reſkript bat nad 
manchen Geſetzen die gleiche Wirkung ?), während in andern Staaten 
dies nit der Tall ift. 

c) Im Allgemeinen verjchafft die bloße Anerkennung ver 
Vaterſchaft Seitens eines unehelichen Vaters diefem noch kein 
Entiheidungsrecht, da ihm jerre Anerkennung auch feine Erziehungs- 
rechte verleiht). — Dagegen erlangt in Hannover der unebeliche 
Bater das Enticheidungsrecht über diejenigen unehelichen Kinder, 
welche er anerkannt bat und in feinem Haufe, oder doch auf feine 
alleinigen Koften, ohne alles Zuthun der Mutter erziehen läßt 5). 
Ganz allgemein verfügt dagegen das Baieriſche Religions - Evikt 
vom 26. Mai 1813 8. 21, daß natürliche Kinder, wenn fie von 
einem Vater anerkannt find, in Anfehung der Religiong-Erziehung 
wie die ehelichen behandelt werden follen ®). 

d) Ueber die religiöfe Erziehung ver übrigen unehelich ge- 
395). Ueber die eigenthümliche Regel bes Holfteinifhen und Badiſchen Nechi 
1. oben ©. 68. 

2) Baier. Rel.- Ed. v. 26. Mai 1818 $. 17. Sächſ. Gef. v. 1. Nov. 
1836 $. 14. 

2) Hannov. Verorbn. v. 31. Yuli 1826 8. 6. Baier. Rel.⸗Ed. v. 26, 
Mai 1818 8. 20. Sächſ. Gef. v. 1. Nov. 1836 8. 11. Ueber Baden gl. 
Epohn, Staatskirchenr. 109. 

?) Hannover. Bgl. v. 31. Juli 1826 $. 6. 

ı) Sächſ. Bel. v. 1. Nov. 1836 $. 10 u. 11. Bad. Gef. v. 9. Ott. 
1860 8. 1. 

9) Berorbn. v. 31. Juli 1826 8. 6. 

*) Streitfragen über die Auslegung bdiefer Beflimmung f. bei Silber- 
nagel 17, Anm. 14. 
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borenen enticheibet Die unebelihe Mutter, und bies ift in ganz 
Deutihland gleichmäßig anerlannter Rechtsſatz !). 

2. Sind die Eltern unbelannt ober haben fie ihre Kinder 
verlaffen, jo entſcheidet in erjter Tinte der Erzieher über die reli- 
giöſe Erziehung der Kinder. 

3. In Bezug auf die Wirkung einer Annahme an Kindes» 
ſtatt folgen die Landesgefege verſchiedenen Syſtemen: Die einen 
verneinen ein Beitimmungsrecht der Adoptiveltern, ſodaß bie Kinder 
in der Religion zu erziehen find, welche nach den gewöhnlichen 
Grundſätzen ihre Erziehungs - Religion ift?). Das Sächſ. Geſetz 
vom 1. Nov. 1836 8. 16 gibt den Aboptiveltern das Beitimmungs- 
recht in dem Ball, wenn die leiblichen Eltern tobt find und nicht 
vor ihrem Tod einen Vertrag über die religidje Erziehung ihrer 
Kinder gejchloffen Hatten. 

E. 1. Die Entſcheidung über Klagen und Beſchwerden ge- 
bührt im Zweifel denjenigen Staatsbehörben, welche über ragen 
des Tamilienrecht® überhaupt zu enticheiven haben. Dies find 
regelmäßig bie orbentlichen Civilgerichte oder die Vormundſchafts⸗ 
behörde %). Die Schulbehörben können über die Einfchulung nur 
vorläufige, bis zur Entſcheidung der Vorfrage gültige Verfügungen 
treffen ). In Bahern entfcheiden zunächſt die DiftriftSpolizei- 
bebörden, in höherer Inſtanz die Kreisregierung, das Minifterium 
des Innern für Kirchen⸗ und Schulangelegenbeiten, und zuletzt ber 
Staatsrath 8). 

2. Bormünder und Vormundfchaftsbehörben find verpflichtet 


1) Die Beſtimmung des Preuß. Landrechts v. 1794 2, 2, 8. 643, daß 
das uneheliche Kind einer Nichtehriftin immer dann in der riftlichen Religion 
erzogen werben müfle, wenn ber uneheliche Bater Chrift fei, wurde durch 
Geſetz vom 14. März 1871 aufgehoben (G.S. 157). 

) Preuß. Allg. Landrecht 2, 2, $. 753. 754 und Anhang 8. 104. 
Baier. Nel.- Ep. v. 26. Mai 1818 $. 22. Hannöv. Verordn. v. 31. Juli 
1826 &. 8. Bad. Gef. v. 9. Oft. 1860 8. 2. Defterreich. Gef. v. 25. Mai 
1868 Art. 1. Schweizer. Bundesgeſetz v. 3. Chriftmonat 1850 Art. 6. 

®) Baier. Rel.-Ed. v. 26. Mai 1818 $. 19. 

9) Braun in d. Zeitſchr. f. Hannov. R. 3, 282. 305, 1871. Sächſ. Gef. 
v. 1. Nov. 1836 8. 19. 

8) Berf. d. Preuß. Kultusminifterd v. 6. März 1860 in den Attenfl. d. 
ev. Oberlirchenratbe 5, 153. 

° Rel.-Ed. v. 26. Mai 1818 8. 9. Silbernagel 18. 
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von Amtöwegen über die Einhaltung der gefeglichen Vorjchriften 
zu wachen. Andere öffentliche Behörden (Polizeibehörden, Staats⸗ 
anmwälte, Schulbebörven), jowie Geiftlihe und Kirchenvorſtände 
Bnmen ſich an die Vormundſchaftsbehörde wenden, um fie auf 
beichwerende Umſtände aufmerkfam zu machen; zur felbjtändigen 
Klage, namentlich vor den ordentlichen Berichten erjcheinen fie da⸗ 
gegen im Zweifel nicht als legitimirt !). 

Wegen ber erwähnten Aufgabe der VBormünder und anderer 
Gründe enthalten mehrere Deutſche Landesgeſetze die Vorſchrift, 
daß bei der Auswahl der Vormünder das religiöfe Bekenntniß zu 
berüdfichtigen fei, in welchem pas Kind laut Vorjchrift des Ge- 
jeßed erzogen werben joll®). 


8. 14. 


8. Bon der öffentlihen und Diszipfinären Beſtrafung gewifſer Ver⸗ 
legungen der Gewiffens- und Neligionsfreiheit, namentlid ber 
Proſelytenmacherei. 


Die Staatsregierung „kann und muß“ — ſagt Klüber — 
„Maßregeln wider kirchliche Bekehrungsſucht oder Profelgten- 
macherei (Seelenfiſcherei) ergreifen, damit kirchliche Obere und 
Mitglieder ſich nicht Verführungskünſten und einem unnatürlichen, 
mit der ſittlichen Würde des Menſchen und der Religion unverein⸗ 
baren Streben nach (von der weltregierenden Weisheit ſelbſt ver- 
ihmähter) Glaubenseinheit hingeben“8). In der älteren Deutichen 
Geſetzgebung fehlte e8 auch nicht an fchütenden Vorfchriften, welche 
erſt die neuefte Zeit theilweiſe fallen ließ, weil fie fich nicht bie 
Mühe nahm, das berechtigte Streben zur Ausbreitung von relis 
giöjen Ueberzeugungen zu unteriheiden von ſolchen Handlungen, 
die Eingriffe in die vom Staat zu ſchützenden perjönlichen und 
Samilienrechte enthalten. Wir .theilen im Folgenden einige der 
wichtigeren Gejegesbeftimmungen mit, welde jevenfalls infofern 


) Baier. Rel.-Eb. v. 26. Mai 1818 $. 23. Sächſ. Gef. v. 1. Nov. 
1536 $. 19. Spohn, Badiſches St.-K.-R. 12. Braun i. d. Zeitichr. f. 
Hann. R. 3, 308. 

2) Preuß. Vormundſchaftsordnung v. 5. Juli 1875 $. 19 (G.⸗S. 435). 
Baier. Minifterialerlaß v. 3. Febr. 1844 (Silbernagel 16). Badiſches Lanb- 
ht v. 3. Febr. 1809 $. 4208. 

3) Oeffentliches Necht 1940 8. 519. 
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noch in Geltung ſtehen, als ſie ſtaatliche Vorſchriften über die 
Pflichten der Geiſtlichen darſtellen, deren Mißachtung disziplinäre 
Ahndung Seitens der kirchlichen Behörden, je nach Lage des 
Landesrechts auch Seitens ſtaatlicher Behörden nach ſich ziehen kann. 

1. Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 8. 43: „Keine Reli⸗ 
gionspartei foll die Mitglieder der anderen dur Zwang ober 
liftige Ueberredungen zum Uebergange zu .verleiten fi) anmaßen.‘ 
8. 44: „Unter dem Vorwande des Neligionseiferd darf Niemand 
den Bausfrieden ftören, oder Familienrechte kränken.“ 
2, 20, 8. 228: „Wer aus übel verjtandenem Religionseifer zwi⸗ 
chen Eheleuten oder Eltern und Kindern verjchiedener Religion 
Mißtrauen und Uneinigfeit anrichtet, der joll nach fruchtlos vorher⸗ 
gegangener gerichtlicher Abmahnung, aus dem Orte, wo er fich 
folchergeftalt in die Familien eingefchlichen hat, verwiefen werben.” 
(Diefe öffentliche Strafe iſt längft weggefallen). — Baieriſches 
Religionsedikt vom 26. Mat 1818 8. 8: „Keine Partei darf die 
Mitglieder der andern durch Zwang oder Lift zum Webergang ver- 
leiten.” Strafen jett das Edikt nicht feſt. Königl. Sächfiiches 
Mandat vom 20. Febr. 1827 8. 9: „Alle Verleitung zum Ueber- 
tritte durch DVerjprechungen, Drohungen oder Herabwürbigung 
der andern Konfeſſion wird von der fompetenten Obrigleit deſſen, 
der fich ihrer fchuldig macht, mit 50 Thalern — — Geldbuße, 
und im Wiederbolungsfalle noch härter, bei Geistlichen irgend 
einer Konfeſſion aber mit Dienjtentlafjung beftraft‘“ 2). 
Hierher einjchlagende Beitimmungen enthält auch die Hannoverifche 
Verordnung vom 28. Dez. 1821, welche das Abnehmen und Leiften 
außergerichtlicher Eide oder eidlicher Gelöbniffe unter öffentliche 
Strafe jtellte (S.d. ©. v. 1822 ©. 44). Oeſterreichiſches Geſetz 
vom 25. Mai 1868 Art. 7: „Es iſt jedoch jeder Religionspartei 
unterfagt, die Genofjen einer anderen durch Zwang ober Lift -zum 
Uebergang zu beſtimmen. Die näheren Bejtimmungen bes geſetz⸗ 
lihen Schutzes Hingegen, foweit er nit durch die Strafgejege 
gegeben ift, bleiben einem beſonderen Gejege vorbehalten.” 

2. Die Aufnahme von noch nicht zu ihrem Unterjcheibungs- 
alter gelommenen Kindern in einen fremben Weligionsverein er- 


1) Koder bed im 8. ©. gelt. Kirchen- u. Schulrechts, 1864, S. 292. 
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Hören die Landesgeſetze, wie oben gezeigt wurde (S. 40), überall 
für ungültig. Einige ſetzen aber auch Strafen darauf ?). 

3. Die Erreihung eines Alters von 14 Jahren jollte Kinder 
aber noch keineswegs zu freien Objekten der Seelenfiicheret machen, 
fondern ihre und ihrer Erzieher Rechte bis zur Volljährigkeit ge- 
ihütt fein. Zu diejem Zweck hätte pas Geſetz jede ohne voraus⸗ 
gehende Benachrichtigung des Vaters oder Bormundes und Ablauf 
einer mehrwöchentlichen Friſt erfolgte Aufnahme eines Minder⸗ 
jährigen für ungültig zu erklären und die Aufnahme, fowie auch) 
jeden dem Vater oder Vormund verbeimlichten Verfuh, einen 
Minderjährigen zum Uebertritt zu bewegen unter öffentliche Strafe 


zu ftellen 2). 
4. Eine fpezielle Anwendung des Grundſatzes ift noch Die 


Beitrafung derjenigen Geiftlichen, welche Eheleuten Verfprechungen 
binfichtlich der religiöfen Erziehung der Kinder abnehmen 9). 


1) Hannoverſche Berorbnung v. 31. Juli 1826 8. 9: „Bei namhafter 
nad den Umfländen zu ermäßigender Strafe darf kein Geiſtlicher ein Kind, 
weihes fein 14. Jahr noch nicht vollendet bat, zur Annahme ober zum 
öffentlichen Belenntnifie einer anderen Religion zulafien, als worin baflelbe 
ben vorfießenben gefeglichen Beitimmungen gemäß bis dahin zu erziehen gc- 
weien if.” (S. d. G. 176.) Braun in d. Zeitfchr. f. Hannov. R. 3, 302 
hält diefe Strafbrohung für eine Öffentliche, nicht auch zugleich disziplinäre. 
In Braunſchweig verfällt jeder Geiftliche, welcher ein Kind, das in einer ans 
dern Religion zu erziehen if, vor vollendetem 14. Lebensjahr an Religions⸗ 
bandlungen Theil nehmen Täßt, durch welche fich eine Religionsgemeinjchaft 
weientlich von einer andern unterfcheidet, in eine.Gelbbuße von 20 Thalern. 
Geſetz vom 10. Mai 1867 8. 13 (Dove's Zeitfhrift 11, 124). 

N So and ſchon Eichhorn, Kirchenrecht 2, 230. 1833. 

) Königl. Vreußiſche Kab.⸗Ordre v. 17. Aug. 1825: Bon Berlobten 
verkhiebener Konfeffion das Verſprechen zu fordern, bie aus ber Ehe zu er« 
wartenden Kinder, ohne Unterſchied des Gefchlechts, in ber katholiſchen 
(bezw. evangeliſchen) Religion zu erziehen — — „lann fo wenig ber Tatho- 
lien, als im umgelebrten Falle der evangelifchen Geiftlichleit , geftattet 
werden.” (8.5. 221.) Königl. Sächſ. Mandat v. 19. Febr. 1827 8. 53: 
„Unter keinem Vorwande ift Perfonen verfchiebener Konfeſſion, bie fich zu 
ehelichen gefonnen find, ein Angelöbniß wegen ber künftigen religiöfen 
Erziehung der im ihrer Ehe zu erzeugenden Kinder abzuforbern.” $. 54: 
„Unregelmäßigleiten, melde, vorftehenden ‚Borfchriften zuwider — — bie 
Geiflihen fih zu Schulden bringen, find ernſtlich zu ahnden.“ (Koder 1864, 
©. 286.) Eine Berordnung des Kultusminiftertums v. 10. Juni 1845 zur 
Ausführung des Mandats brot Geiftlichen, welche Berlobte in gefehwibriger 
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5. Endlich gehört die QVeranftaltung öffentlicher Freuden⸗ 
bezeugungen und Danfgebete Seitens einer Kirche, um dadurch 
ben Uebertritt eines bisher der Kirche nicht Angehörigen zu ver⸗ 
herrlichen, zu denjenigen Anmaßungen, gegen welche jtaatliche 
Hülfe gegeben fein follte. Denn es enthält dies eine Beleidigung 
ber ganzen Kirche, welcher der Ausgetretene angehörte. Mindeſtens 
ift den Hirtendriefen, worin ſolche Ungebühren vorlommen, das 
lönigliche Placet vorzuenthalten !). Im der evangeliſchen Kirche des 
Königreichs Sachſen befteben feit 1824 Verbote folder Dantfeiern 2). 


8. 15, 


9. Ungültigkeit von vertragsmäßigen Berzichten auf Gewilfensfreiheit 
und von ſolchen Nebenbedingungen bei Bermögenszumendungen, welche 
Die Gewiflensfreiheit gefährden. 


1. Das vertragsmäßige Verſprechen, die Religion zu wech- 
feln ober nicht zu wechjeln, mag e8 einer PBrivatperfon oder einem 


Weiſe binfichtlih ber künftigen Lonfeffionellen Kindererziehung zu beflimmen 
verſuchen, das erſte Mal 20 Thlr. Geldſtrafe, im Wiederholungsfall höhere 
Geldbuße oder nad Befinden Suspenſion oder Remotion vom Amt (Koder 
651.) Schwerere Fälle hatte das Gefet v. 1. Nov. 1836 $. 20 unter öffent- 
tige Strafe geftellt, und verfügt: $. 20: „Wer einen in gemifchter Ehe 
lebenden Ehegatten durch Verſprechungen, Drobungen ober Herabwürbigung 
der einen Konfeifion zum Abſchluß einer Uebereintunft mit bem andern Ehe⸗ 
gatten Über die ihren Kindern zu gebende Erziehung in einer andern Kon. 
feifion verleitet, wird von feiner competenten Obrigleit das erſte Mal mit 
50 Thaler Geldbuße oder 3 Monaten Gefängniß, und im Wieberholungs: 
falle noch Härter, ein Geiftlicher aber, der ſich befien ſchuldig macht, mit 
Dienftentfegung beſtraft.“ (&.- u. V.⸗Bl. 299. Kober 530.) Holſteini⸗ 
ſches Geſetz v. 4. Juli 1863 8. 6: „Den Geiftlihen aller Konfeffionen wirb 
unterfagt, den Brautleuten gemifchter Konfeffion vor der Kopulation ein 
mündliches oder fchriftliche8 Verſprechen abzunehmen, daß fie ihre Kinder in 
einer beſtimmten Konfeffion erziehen laſſen wollen. Verſprechen biefer Art 
find ohne alle Gültigkeit. Geiftliche, welche jenem Berbote zuwiderhandeln, 
werden mit Amtsentjegung, reip. Entziehung der Erlaubniß, im 
Herzogthum Holftein zu fungiren, beftraft.” (Dove's Zeitſchr. 4, 267.) 
Verfügung d. Großherzogl. Heflifhen Miniſt. d. J. u. d. Juſt. v. 7. April 
1825 (Reg.⸗Bl. 297). 

1) Wir erinnern bier an ben höchſt anftößigen Hirtenbrief des Erz- 
biſchofs von Münden» Freifing v. 12. Oft. 1874 zur Feier bes Uebertritts 
der Königin von Baiern. 

2) Verordnung bes Königl. Kirchenrathes vom 30. April 1824. v. Weber, 
Kirchenr. 2, 1, 10. 1845. 
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Verein gegenüber geleiſtet ſein, iſt rechtlich nichtig, weil der Staat 
keinem Bürger geſtattet, auf das wichtige Recht der Gewiſſens⸗ 
und Religionsfreiheit zu verzichten ). Aus dieſem Grund iſt auch 
das Berfprechen einer Konventionalitrafe zur Beſtärkung jener 
Beriprehen ungültig. Wenn man die Motive unterfucht, aus 
welden ſich Jemand dazu berbeilafien mag, eine derartige Kon⸗ 
ventionalitrafe zu veriprechen, fo ergibt fich als Nefultat, daß in 
den meiften Fällen zubringliche Ueberrebung, Drohung, Täuſchung 
dazu beftimmen werden, oder daß derjenige, welcher das Verſprechen 
gibt, zur Zeit deſſelben entfchloffen ift, feine Religion zu wechſeln, 
beziehungsweife e8 nicht für wahrjcheinlich hält, daß er fpäter 
einmal Neigung tragen werbe, fie zu wechleln, das Verfallen der 
Konventionalftrafe alfo für höchſt unwahrjcheinlich Hält. Er ver- 
ipricht in ber VBorausfegung, nie zahlen zu müſſen, alfo aus Kurz- 
fihtigfeit und Teichtfinniger Geringfchägung feiner Gewifjensfreiheit. 
Auf Seiten desjenigen, der fich das PVerfprechen geben läßt, find 
immer unfittlihe Motive vorhanden. Durch die ftete Drohung 
mit Einforderung der Konventionaljtrafe will er den Andern ab- 
ihreden, feiner religiöfen Ueberzeugung frei zu folgen, ibn daher 
entweder zur SHeuchelet veranlaffen, oder wenn bie Abjchredung 
erfolglos blieb, d. 5. wenn der Verfprechende dennoch feiner Ueber- 
zeugung folgt, durch Einflagung. der Strafe Rache an ihm neb- 
men. Weder das Erfte noch das Zweite kann dadurch zur fitte 
Iihen Handlung werden, daß Jemand nur in Einer Kirche, in 
Einer Religion das Heil erblidt und alle Andersglaubenden für 
Verlorene hält; denn diefe Anficht, welche die Wurzel aller reli- 
giöfen Unduldſamkeit bildet, muß überall vom Staate zurückgewieſen 
werden, fobald fie über den Bereich der freundlichen Belehrung 
binausgreift und äußere Mittel aufgeboten werben, fie Anbern 
gegen ihre wahre Ueberzeugung aufzubrängen. Auf jeden Tall 
bat der Staat das höchſte Intereffe, zu verhindern, daß auf dieſem 
Wege die Heuchelei befördert und ber freien Entfaltung religiöfer 
Ueberzeugungen Feſſeln angelegt werden. Denn jobald es geftattet 
wäre, von biefem Mittel der Konventionalitrafen ausgedehnten 


1) Preußiſches Allg. Landrecht v. 1794 1, 4, 8. 9: „Gewiſſensfreiheit 
kann durch keine Willenserflärung eingefchräntt werben.” Konfequenzen zieht 
das Laudrecht in 2, 11, 8. 55 u. 74. 
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Gebrauch zu machen, müßte der große Grundſatz der Gewiſſens⸗ 
freiheit unfehlbar bald in Gefahr gerathen. 

Am wenigſten zuläſſig erſcheint die Abforderung und Leiſtung 
eidlicher und eidesähnlicher Gelübde, dahin gehend, beſtimmte reli⸗ 
giöſe Ueberzeugungen in alle Zukunft feſthalten und bekennen, 
oder auch einem beſtimmten Religionsverein ſtets als Mitglied 
angehören zu wollen!). Die Abforderung ſolcher Gelübde ſollte 
ſogar vom Staat unter öffentliche Strafe geſtellt werden, weil 
hierdurch noch mehr als durch alle anderen Mittel den Gewiſſen 
unerträglicher, erft nachträglich zum Vorſchein kommender Zwang 
auferlegt wird. 

Anders find Verpflichtungen zu beurtbeilen, burch welche 
Geijtliche zufagen, in ihren amtlichen Vorträgen gewiſſe von ihrem 
Neligionsverein angenommene Lehrſätze lehren und venjelben Zu⸗ 
widerlaufendes nicht lehren zu wollen. Die Geiftlichen verſprechen 
damit nur, diefe Lehrſätze als Lehren des Vereins, nicht ale 
von ihnen Geglaubtes vorzutragen. Abweichende Glaubensanfichten 
zu haben bleibt ihnen frei, ja fogar die Freiheit, diefelben außer- 
amtlich zu äußern 2). 

2. Genau aus den nämlichen Gründen Tann der Staat 
nicht gejtatten, daß derjenige, der einem Anderen eine Vermögens» 
zumwenbung macht (dur Schenkung, Vermächtniß, Erbeiniegung), 
dabei zur Bebingung ftelle, daß er zuvor zu einer anderen Reli⸗ 
gion übertrete. Dies beißt nichts Anderes, als durch die Lockſpeiſe 
eines Bermögensvortbeiles Jemanden zur SHeuchelei verführen. 
Eine weitere Bedingung, daß er der Vermögenszumendung wieder 
verluftig geben folle, fobald er von der gewählten Religion wieder 
zurüdtrete, würde in ihren Motiven und Wirkungen auf einer 
Linie mit der Vereinbarung einer Konventionalitrafe für den Wall 
der Neligionsänderung ſtehen. Grundſätzlich ift endlich hiervon 
gar nicht verſchieden der weitere Fall, daß Jemand einer beftimmten 
lebenden Perjon, die ein gewiſſes Glaubensbekenntniß bereit ab» 





1) Ganz mit Unteht’wirb dies von Manden als „Glaubenstreue“ be- 
zeichnet. Im wahren und guten Sinn bebeutet dieſe etwas Anderes, näm- 
lich: Mebergeugungen, die man wirklich bat, nicht aus Furcht oder um Vor⸗ 
theils willen verleugnen. 

2) Bol. hierüber unten: Lehrverpflichtung der Geiftlihden und Disziplin 
über die Geiflichen. 
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gelegt bat, ein Geſchenk macht unter der Bedingung, daß das Ge⸗ 
ſchenk zurückzugeben fei, wenn der Beſchenkte die Religion ändere; 
oder der Fall einer lettwilligen Verfügung, wonach der Erbe oder 
Vermächtnißnehmer die Exrbichaft oder das Vermächtniß nicht er- 
halten folle, wenn er fich zur Zeit des Erbanfalls nicht zu einer 
beitimmten Religion bekenne; oder, daß er fie wieder herausgeben 
müſſe, wenn er jpäter von einer beftimmten Religion zurüdtrete. 

In allen diefen Fällen ijt übrigens nicht die Vermögens- 
zumenbung jelbjt ungültig, ſondern nur die beigefügte Bedingung. 
Denn es ift davon auszugeben, daß bie Hauptabficht des Schenkers 
oder Erblafjers Darauf ging, der betreffenden Perfon eine Zuwendung 
zu machen, und nur noch gelegentlich verjelben ven Nebenzwed zu 
erreichen, etwas für Die Beförderung eines ihm wertben Glaubens 
zu thun. Dieſem Nebenzwed allein ftellt fi) der Staat hindernd 
entgegen. Würde ein Erblaffer einem pflichttheilsberechtig— 
ten Erben in einem diefem Erben bekannt geworbenen letten 
Willen Beſchränkung auf den Pflichttbeil drohen, falls er zur 
Zeit des Erbanfalis nicht eine benannte Religion angenommen 
baben werde, fo daß es alfo von dem Verhalten des Erben ab» 
bangen foll, ob er das ganze Erbtbeil oder nur den Pflichttheil 
erhalten fol, jo würde auch dieje eventuelle Beſchränkung auf ven 
Pflichttheil vom Rechte als ungültig zu behandeln und dem Erben 
bie ganze Portion zuzujprechen fein, da der Erbe in erfter Linie 
auf's Ganze eingejekt ift. 

Unbedingt wirlende Tegtwillige Verfügungen zu treffen, ftebt 
Jedermann frei, und dabei auch Motive anzugeben, welche das 
Religionsbefenntniß betreffen; z. B. kann Jemand feinen Sohn 
im Teitament unabänderlich auf den Pflichttbeil jegen und dabei 
bemerken, daß der Grund dazu fein Religionsbefenntniß oder fein 
Mangel an Glauben u. f. w. fer‘). 


1) Die neuere Deutihe Geſetzgebung enthält über bie Frage folgende 
ausdrüclliche Beftimmungen: Preuß. Allgem. Landrecht v. 1794 1, 4, 8. 136: 
„Was ſelbſt fein Gegenftand einer Willenserflärung fein kann (8. 6—14), 
das faun auch Niemanden als eine Bedingung aufgelegt werben. Es ift 
bierin ausdrücklich auch auf den 8. 9 beffelben Titeld Bezug genommen, 
wonach „Gewiſſensfreiheit durch Leine Willenserllärung eingeſchränkt werben 
tann“. — Großherzoglich Heſſiſche Verordnung v. 23. April 1909: „So oft 
turh Kamilienverträge, Fideikommiſſe, Teſtamente oder Dispofitionen ber 


18 Die Gewiſſensfreiheit gefährbenbe Bebingungen. 


3. Diefelben Regeln find beit Fideikommiſſen anzuwenden, 
ba bier alle vorher geltend gemachten Verbotsgründe vollkommen 
ebenjo zutreffen. Wo für Familienfideikommißſtiftungen ftantliche 
Beftätigung vorgefchrieben ift, muß diefelbe für alle Klauſeln ver» 
fagt werben, wonach nur Bekenner eines beftimmten Glaubens 
zum Genuß des Fideikommiſſes berufen fein follen und nur im 
Genuß bleiben follen, fo lange fie dieſen Glauben befennen. Iſt 


Befig von Gütern, Kapitalien ober Eigenthum jeder Art, an bie Bebingung 
gebunden worden if, oder noch gebunden wird, daß der Befiter fih nur 
mit einer Perſon von ritterbürtigem, ober abelihem Stande, oder von 
biefer oder jener befimmten Religion vermählen bürfe, 
follen dieſe Bedingungen jeberzeit als nicht gefchrieben angefehen werben. 
Dieſemnach darf jeder gegenwärtige und künftige Befiger von Gütern, deren 
Beſitz bisher an die genannten Bedingungen gebunden war, in Zukunft auch 
eine Berfon von nicht ritterbürtigem und nicht abelichem Stande, fo wie 
von einer andern, als der vorgefchriebenen Religion ehelichen, ohne deshalb 
im minbeften im rechtlichen Beſitze jener Gliter beeinträchtigt, ober in Er- 
werbung berfelben behindert werden zu können.“ — Nad einer höchſten Orts 
erfolgten Erflärung v. 14. Oft. 1814 gebt biefe Berorbnung, ſoviel ben 
Stand ber zur Ehegattin zu wählenden Perfon betrifft, nicht auf die zum 
hohen Adel gehörigen Standesberren, fondern blos auf den niebern Adel. — 
Hiermit ift aber zugleih anerkannt, daß die Berorbnung bezüglich der Re- 
ligion der Ehefrau auf den hoben Abel allerbing® geht. — (Eigenbrobt, 
Handbuch 3, 431.) — Sächſiſches Geſetzbuch v. 1863 8. 879: „Ein Ber- 
fpredden unter ber Bedingung, wenn eine ber vertragfchließenden Perſonen 
oder ein Dritter die Religion oder Konfeffion ändern ober nicht ändern 
werde, ift nichtig.” — $. 2137: „Die Bedingung, wenn ber Bedachte ober 
ber Beichwerte oder ein Dritter die Religion oder Konfeffion ändern ober 
nicht ändern werbe, ift als nicht beigefügt zu betrachten. Anwartihaften 
zu Sunften von Bamiliengliedern, fofern fie einer gewiſſen Konfeffion ange- 
hören, find zuläſſig.“ — Der Vergleihung wegen möge bier aud noch an 
ein wichtiges älteres Franzöſiſches Gefet erinnert fein: „Decret relatif aux 
clauses imperatives ou prohibitives inserees dans les testamens, do- 
nations et autres actes, du 5—12 Sept. 1791: „Toute clause impera- 
tive ou prohibitive qui serait contraire aux lois ou aux bonnes moeurs, 
qui porterait atteinte & la libertd religieuse du donataire, 
heritier ou l&gataire, qui generait la libertd qu'il a, soit de se marier 
m&me avec telle personne, soit d’embrasser tel &tat, emploi ou pro- 
fession, ou qui tendrait à le detourner de remplir les devoirs imposes 
et d’exercer les fonctions deferees par la constitution aux citoyens 
actifs et Eeligibles, est r&putde non ecrite.“ (Bormann u. v. Daniels, 
Hanbb. d. Geſetze 2, 64. Lepec, Bulletin annot& des lois 2, 417. Her⸗ 
mens, Handbb. 4, 23. 24.) 
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ftantliche Genehmigung nicht erforderlihd und eine ſolche Klauſel 
aufgenommen worden, jo bat fie ver Nichtes für nicht gefchrieben 
zu erachten !). Dafjelbe ift zu fagen Hinfichtlich von Fideikommiß⸗ 
Eriftumgsbriefen, welche aus älterer Zeit ſtammen, in welcher 
der Grundſatz ber Gewifjensfreibeit überhaupt noch nicht amer» 
kannt ober die Unveräußerlichkeit dieſes Rechtes noch nicht erfannt war. 

Schon zu Zeiten des ehemaligen ‘Deutichen Reiches durfte 
das Recht zur Regierungsnachfolge in weltliche Reichsländer nicht 
durch Hausgeſetze an das Belenntniß einer von ben beiden reich» 
rechtlich zuläffigen Religionen gelnüpft werden, und bildete ber 
Religionswechfel feinen Rechtsgrund zum Berluft ber Negierung. 

4. Andere Familien» Stiftungen, wonach nur Verwandte 
einer bejtimmten Konfejfion zum Genuß berufen werben, find dann 
für zyläifig zu erachten, wenn fie feine Gefahr für die Gewiffens- 
freiheit enthalten; 3. B. wenn der Werth des Genuffes gering. 
fügig ift, z. B. ein Heines, nur wenige Sabre zu genießendes 
Stubien-Stipendium; wenn das Einrüden in den Genuß von Zu⸗ 
fülligfeiten abhängt, ſodaß ſchon deshalb Niemand leicht fich bes 
wogen fühlen Tann, fein Glaubensbekenntniß nach den Forderungen 
des Stiftungsgründers einzurichten oder feine Kinder deshalb in 
dem vorgejchriebenen Belenntniß erziehen zu laffen. Ebenſo Stif- 
tungen zur Unterſtützung folcher, welche ſich für ven geijtlichen 
Stand bei einem beftimmten Religionsverein ausbilden wollen, da 
bier von Gefährdung der Gewiſſensfreiheit nicht Die Rede fein 
kann. Uebrigens kommen bier die befonveren Vorſchriften über 
Zuwendungen an die todte Hand in Betracht. 


) Den umgelehrten Grundſatz billigt noch das Sächftfche Gefegbuch von 
1563 8. 2137, indem es foldhe Klaufeln für zuläffig erklärt. 


IM. Abſchnitt. 


Don der Unabhängigkeit der Anatsbürgerlihen und bür- 
gerlichen Pflichten und Rechte vom Religionsbekenntniß. 


S. 16. 
I. Bon der Steichheit Der ftaatsbürgerliden und bürgerlihen Pflichten. 


Daß alle Reihsangehörigen in gleicher Weife zum Gehorjam 
gegen die Reichs- und Landesgeſetze und die gefetlichen Obrig- 
feiten verpflichtet feien und von dieſer Pflicht Teinerlei Ausnahmen 
möglich find, wurde fehon oben ©. 3 und 16 ausgeführt. Die 
neuefte Reichs⸗ und Lanbesgefekgebung verwirklicht den Grundſatz 
der Gleichheit der Pflichten auch nach allen übrigen Richtungen 
mit voller Folgerichtigfeit, ohne Rüdficht darauf, ob fie dabei mit 
den religiöjen UWeberzeugungen Einzelner, ober einzelner Klaffen, 
namentlich eines Theils des römifch-Tatholiichen Klerus in Konflikt 
geräth 1). Die beinahe einzige wahre Ausnahme, bie noch jett 
beſteht, iſt das Privileg einiger Tauſend Perjonen anitatt förm⸗ 
lichen Eides ein bloßes Handgelöbniß an Eidesſtatt ableiſten zu 
dürfen *). 

1. Von höchſter principieller und praktiſcher Wichtigkeit iſt 
die ſtrenge Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht und die 
Nichtberückſichtigung von Gewiſſensbedenken gegen die Erfüllung 
dieſer oberſten Bürgerpflicht. 

1) Zu den Staatsrechtslehrern, welche dieſen Grundſatz ſchon frühe mit 
größter Unerſchrokdenheit vertreten haben, gehört Robert von Mohl, Staats⸗ 
recht des Königreichs Württemberg, 1, 320. 321. 1840. 

2) Vgl. unten: Gleichheit der Eidesformel. 
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a) Die Jüdiſchen Solvaten müjjen, wenn es nicht anders 
geht, in ver Kaferne und im Feld mit Kofi vorlieb nehmen, bie 
ſie ſonſt als unrein vermeiden, der Katholif am Freitag auch 
anderes Fleiſch als Fiiche genießen. Die Juden bejaßen früher 
in emem großen Theile von Deutſchland Freiheit von der Wehr- 
pflichtt, theils aus Rückſicht auf ihre religidfen Anfichten von 
reinen oder unreinen Speijen, tbeil8 weil fie überhaupt nicht als 
voliberechtigte Staatsbürger anerlannt waren. In Preußen er⸗ 
Härte fie die KabinetSorvre vom 31. December 1845 allgemein 
für militärpffichtig Y), in den übrigen Staaten fam es zu ihrer 
Einreihung meistens erjt jett Aufhebung der Stellvertretung. 

b) Das Bundesgeſetz vom 9. November 1867 über die Ver- 
prlihtung zum Kriegsdienft unterwarf auch die Mennoniten 
(Quäfer, Separatijten) allgemein der Wehrpflicht, und befeitigte 
die Privilegien, welche ihnen bis dahin noch in Preußen zukamen 2). 
Denjenigen Mennoniten, welche aus Gewiſſensbedenken vorziehen, 
ich als Krankenwärter, Krantenträger, Schreiber, Delonomiehand- 
werker, Trainfahrer u. |. w. verwenden zu lajjen, wird die Kriegs⸗ 
verwaltung nach Möglichfeit willfahren und fie für diefe Dienfte 
auch im Frieden einüben lafjen ®); fie bleiben aber auch zum Dienjt 
mit ber Waffe jederzeit verpflichtet. Schon vor dem Jahr 1830 
hatten fich Die meiſten mernmonitifchen Samilienhäupter in den Pro- 
vinzen Rheinland und Weitfalen freiwillig zur Webernahme ver 
Wehrpflicht bereit erklärt; benjenigen, welche fich weigerten, ge- 
ftand die Königliche Kabinetsorpre vom 16. Mai 1830 „zur Scho- 
nung der Glaubensmeinungen und des Gewiſſens“ ausprüdlich 
Freiheit vom Militärbienft zu, ſchloß fie aber dafür von ber Be⸗ 
fugniß aus, weitere Grunbftüde zu erwerben, und zu Staats 
ämtern zu gelangen, legte ihnen auch eine Einfommenfteuer von 


) G.S. Jahrgang 1846, ©. 22. 

9 Der vom Bundesrath vorgelegte Gefegentwurf 8. 1, Ziffer c. wollte 
diefe Privilegien aufrecht erhalten, ber Reichstag lehnte bies aber ab. 
(Reichstag 1867, ©. 457, 466-468, 471, 472 und Alt. Nr. 18, ©. 53 
und 55. Bgl. auch Reichstagsbeſchluß vom 2. Juni 1869, ©. 1231— 1237). 
Bel Thudichum, Verfafiungsrecht des Norbbeutfchen Bundes 1870. S. 444 
bis 448. 

2) Königliche Kabinetsorbre vom 3. März 1868 und Reſlript bed Kriegs- 
miniſters vom 27. Sanuar 1869. 

Thudichum, Kirchenrecht. 6 
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3 Procent auf‘). Aehnlichen Beſchränkungen blieben auch bie 
Mennoniten in Wejtpreußen unterworfen; denn eine Vermeh⸗ 
rung jolcher Untertbanen, die die wichtigfte Untertbanenpflicht 
ablehnten, Hätte zu einer Staatögefahr werben Tönnen. Bei 
den übrigen Einwohnern erregte das Privilegium jtet8 großen 
Anſtoß, und feine Fortdauer unterlag Angeſichts der Beltimmungen 
ber Berfaljungsurfunde vom 31. Januar 1850, Art. 4 erheblichen 
rechtlichen Zweifeln. 

c) In Bezug auf Perionen, welche ein geiftliches Amt in einer 
mit Korporationsrechten innerhalb des Bundesgebiets beftehenven 
Religionsgefellichaft befleiven, gelten folgende Grundſätze 2): 

aa) Gehören diejelben noch zu den aktiven Militärperſonen, 
fo werden fie im Fall einer Mobilmahung oder nothiwendigen 
Berftärkung des Heeres unbedingt zum Dienjte herangezogen und 
zwar, je nad Bebürfniß, auch mit der Waffe. 

bb) Gehören fie bereit® der NRejerve oder Landwehr an, jo 
ift e8 den Erſatzbehörden gejtattet, fie für den Fall einer Mobil⸗ 
machung oder nothwendigen Verjtärfung des Heeres Hinter ben 
älteften Jahrgang der Yandwehr zurüdzuitellen, wenn ihre Stellen 
felbft vorübergehend nicht offen gelaffen werden Können und eine 
geeignete Vertretung nicht zu ermöglichen ift. Dieje Befugniß 
baben die Erfag- Behörden auch binfichtlih der Reichs⸗,, Staats-⸗, 
und Kommunalbeamten und der Angeitellten der Eifenbahnen. 

Auf feinen Hall aber können ſolche dem Beurlaubtenftand, 
wie auch der Erſatz⸗Reſerve?) angebörige Geiftlibe zum Dienft 
mit der Waffe herangezogen werden, jondern nur zu andern 
militärifchen Dienftleiftungen, wie als Feldgeiftliche, Krankenwärter 
u. ſ. w. Dieje Vorzüge fommen nur den Geiſtlichen der mit 
Korporationsrechten ausgejtatteten Neligionsvereine zu, wozu übris 
gend auch die Yiraeliten gehören, deren Rabbinatsämter als „geiſt⸗ 
Yiche Aemter” im Sinne dieſes Geſetzes gelten‘). Vorausſetzung 

i) &.-©. 82. 83. 

2) ReihSmilitärgefeg vom 2. Mai 1874, 8. 65. (R.-©.-BL. 62). 

2) Neichstag, 17. April 1574, S. 909—912. 

) Die Kommiffion des Reichstags hatte vorgefchlagen, ben zweiten 
Abſatz des 8. 65 zu fafien: „Perfonen des Beurlaubtenftandes, melde ein 


geiftliches oder feelforgerifhes Amt — — — belleiden u. f. w.“, um 
auch die Rabbinatsämter ausdrücklich einzufchliegen (Alt. Nr. 106, S. 350). 
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iit die Bekleidung eines geijtlichen Amts; alfo die Ausübung geift- 
fiher Funktionen vermöge Beauftragung mit einem beitimmten 
Kirchenamt, ſei daſſelbe in proviforifcher oder definitiver Weife 
übertragen ). Dagegen giebt die Priefterweihe, oder gar bie 
Diakonats⸗ oder Subdiakonatsweihe in der fatholifchen Kirche dieſes 
Vorrecht nicht ?). | 

d) Diejenigen, welche ein geiftliches Amt noch nicht befleiden, 
jondern fi) darauf erft vorbereiten, wie Studirende der Theologie, 
Zöglinge von Seminarien, Kandidaten, geweibte Priefter u. |. w. 
genießen keinerlei gejeßliche Befreiung von der Wehrpfliht. Es 
findet auf fie lediglich ver 8. 20, Ziffer 6 des Neichsmilitär- 
geiches vom 2. Mai 1874 Anwendung, welcher beitimmt: „Auf 
ein bi8 zwei Jahre können zurüdgeftellt und — falls fie nicht 
nah ihrer Loosnummer zu ben Weberzähligen ihres Jahrganges 
gehören — für das nächfte Jahr vorgemerkt werden: — — Mi⸗ 
Itärpflichtige, welche in der Vorbereitung zu einem Lebensberufe 
oder in der Erlernung einer Runjt oder eines Gewerbes begriffen 
find und durch eine Unterbrechung bebeutenvden Nachtheil erleiden 


Die Worte „oder feelforgerifche8" wurden aber dann vom Reichstag auf ben 
Antrag des Abgeordneten Wehrenpfennig mweggelaflen, weil das Rabbinatamt 
ebenfalls zu den geiſtlichen Aemtern gerechnet werben dürfe, die angeführten 
Vorte aber den Sinn bed Gefetes in bevenflicher Weile zu erweitern 
trodten. Denn von jebem, der bie Priefterweihe empfangen bat, hätte man 
vieleicht banıı fagen können, daß er ein „feelforgeriiches Amt“ befleive. 
(Berh. vom 17. April 1874, ©. 908—913). 

1) Abg. Wehrenpiennig im Reichsſtag, 17. April 1874, ©. 909. 910: 
„ob im Uebrigen Iemand das Amt definitiv hat oder proviforifch, dariiber 
entfheiben wir nicht, wie auch bie Negierungsvorlage darüber nicht ent- 
jheidet: wir verlangen nicht eine definitive Anftellung zum Pfarramt, um 
Jemand ber Wohltbat dieſer Beftimmung theilbaftig werben zu laſſen.“ 

2) Der Antrag des Abg. Haud und Gen. daß biefe Beſtimmungen 
gelten follten für alle Berfonen des Beurlaubtenftande®, „welche in der pro: 
teftantifhen Kirche die Ordination, in ber latholifchen Kirche die Prieſter⸗ 
weibe, bei den Iſraeliten ein Rabbinat erlangt haben,” (Altenft. Nr. 156, 
5. 449), welcher ſchon von der Kommiffion abgelehnt worden war, wurde 
zurädgegogen und kam deßhalb im Plenum nicht zur Abflimmung. Der Be- 
tihterflatter der Kommifflon, Abg. Dr. Meyer (Thorn) conflatirte aber aus: 
drũüdlich, daß die Kommiſſion diejenigen Kleriker, welche die Weihe empfangen 
daben, nicht zu den PBerfonen gerechnet babe, welche ein geiftliched Amt be- 
leiden (17. April 1874, ©. 912). 

6* 
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würden. In ausnahmsweiſen Verhältniſſen kann die Zurückſtel⸗ 
fung bis zu einer Geſammtdauer von vier Jahren erfolgen !).“ 
Ausdrüclich beftimmt vorjorglich der $. 22, daß „die Zurüditel- 
lung oder Befreiung ganzer Berufsklaffen" auf Grund der in 
8. 22 enthaltenen Ermächtigung zur Dispenjation unzuläſſig jet, 
um einer Befreiung dieſer Klaffen, wie fie bis dahin ftattfand, 
vorzubeugen ). Kine beſonders werthvolle Bedeutung bat Die 
Heranziehung der Stubirenden der katholiſchen Theologie zur Ein» 
übung in denjenigen beutichen Yänbern, wo die künftigen Kleriker von 
Jugend auf mehr oder weniger in Abgejchloffenheit vom übrigen 
Volk, in Knabenjeminaren oder Ronvilten, erzogen werben. 

In Preußen wurden bei Einführung der allgemeinen Wehr⸗ 
pfliht im Jahre 1813 alle wirklich angeftellten Geiftlihen vom 
Dienſt in der vandwehr und in der Rejerve befreit. Nicht angejtelite 
Geiftlihe und Stubirende der Theologie genofjen gejetlich niemals 
Freiheit). Erſt im Jahre 1835 wurde eine Praris eingeführt, 
welche den Studirenten der katholiſchen Theologie thatſächlich Be⸗ 
freiung gewährte. Bon 5 zu 5 Jahren verfügte das Staatsmini⸗ 
ftertum, daß die fatholiichen Theologen bis zum 27. Jahr zurüd- 
gejtellt werden jollten; und wenn fie dann die Subpiafonats- oder 
die Priefterweihe erhalten Hatten, ließ man fie ganz frei. Es ge- 
Shah dieß übrigens vorzugsweiie, um dem Mangel an fatholifchen 
Prieftern abzubelfen. Die evangelifchen Zheologen mußten 
bis zum Jahr 1855 dienen, und erhielten nun thatjächlich Frei- 
beit, ebenfalls mit Rüdjicht auf ven Theologenmangel*). Zu 
welchen Mißbräuden diejer Befreiungsgrund führen kann, ehrt 
die Thatſache, daß die Biſchöfe von Trier und Köln im Jahre 
1870, kurz vor Ausbruch des Kriegs mit Frankreich, fchnell noch 
73 jungen Yeuten die Diakonatsweihe ertbeilten, und fie dadurch 
vom Milttärdienit befreiten‘). Das Bundes-Geſetz vom 9. No⸗ 
vember 1867, 8. 1 hatte eigentlich alle Befreiungen ſchon abge- 


— — — 


1) R.G.⸗Bl. 50. Der Antrag, Theologie Studirenden weitere Vorzüge 
zu gewähren, wurde vom Reichstag am 16. April 1874 abgelehnt (S. 860). 

2) R.⸗G.⸗Bl. 51. Reichstag, 16. April 1874, ©. 853. 854. 861. 

2) Mittheilung des Bundeskommiſſärs, Major Blume, im Reichstag 
16. April 1874, ©. 858. Erſatz⸗Inſtruktion von 1817. | 

9 Abg. Wehrenpfennig im Reichſtag 16. April 1874, ©. 856. 

5) Reichsſstag, 16. April 1874, ©. 856 und 859. 
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ſchafft; allein bie alte Braris blieb bis 1874, obwohl der Bundes- 
tanzler Graf Bismard unterm 31. Dezember 1869 ihre Beſeiti⸗ 
gung verfügte und die Militärverwaltung felbft dagegen an 
fümpfte?). | 

2. Schon viel länger als die Wehrpflicht ift von der Staats: 
gefepgebung vie Verpflichtung zur Zeugnißabgabe in Civil» und 
Straffahen durchgeführt, und namentlich den mittelalterlichen 
Sakungen der römifchen Päpfte, welche verbieten, gegen Kleriker 
zu zeugen, die Geltung abgejprochen worden ?). 

Auch die Berufung auf. den Mangel an Gottesglauben be- 
wirkt keinerlei Befreiung von der Ablegung des Zeugeneides. 


8. 17. 


D. Gleichheit der ftantsbürgerliden und bürgerlihen Rechte ohne 
Rückſicht auf Das Religionsbekenntniß. 


Das Neichsgefek vom 3. Juli 1869, betreffend die Gleich⸗ 
berechtigung der Konfefjionen in bürgerlicher und jtaatsbürgerlicher 
Beziehung, verfügt: „Alle noch beftehenden aus der Verſchiedenheit 
des religiöten Bekenntniſſes bergeleiteten Beichränfungen der bürger- 
Iihen und ftaatSbürgerlichen Rechte werden Hierdurch aufgehoben. 
Insbefondere foll die Befähigung zur Theilnahme an der Ges 
meinde- und Landesvertretung und zur DBefleivung öffentlicher 
Aemter vom religiöfen Belenntniß unabhängig jein®).” 

Schon das Gefe nom 1. November 1867 über die Frei- 
zügigfeit entbält in 8. 1 bie Beftimmung: „Keinem Bundesan⸗ 
gehörigen darf um des Glaubensbekenntniſſes willen oder wegen 
fehlender Landes⸗ oder Gemeinbeangehörigkeit der Aufenthalt, bie 


— — — — — — 


2) IL Reihstag 1871, 20. Novbr., S. 377. 378 und 16. April 1874, 
©. 856 und 858. 

®) Ueber das ſtaatsgeſetzliche Recht der Geiftlihen aller Konfeflionen, in 
Bezug auf das ihnen in der Seelforge Anvertraute das Zeugnif zu ver- 
weigern, vgl. unten: Staatsgefehliche Pflichten und Rechte ver Geiftlichen. 

) B.G.⸗Bl. 292. Bol. Reichstag 1869, ©. 31. 783. 1246 u. 1247. 
1298. Altenfüde Nr. 221, ©. 690. Bol. au: Berfafiunggebend. Reichs⸗ 
tag 1867, ©. 267; Reichdtag 1867, ©. 595—597; Reichstag 1868, ©. 65. 
92—94. 139. 494—499, wo eine Ueberfiht Über den damaligen Stand ber 
Sandeßgefetsgebung gegeben ift. Altenſtücke Nr. 58, ©. 193, Nr. 136, ©. 464. 





86 Allgemeine Kähigkeit zu öffentlichen Aemtern. 


Niederlaffung, der Gewerbebetrieb oder der Erwerb von Grund» 
eigenthbum verweigert werden !).“ 

Im Folgenden ift zu betrachtert, wie diefer Grundſatz in Des 
zug auf ftaatsbürgerliche Rechte, fowte ferner in Bezug auf Be- 
urkundung des Perjonenftandes, Ehe, Begräbniß, Benutzung ber 
Glocken, Eid, Kalender, Feiertage, Armen-, Kranken⸗ und Waifen- 
pflege durchgeführt ift. 


8. 18. 
1. Allgemeine Fähigkeit zur VBelleidung öffentlicher Aemter. 


Der Grundſatz der gleihen Zugänglichkeit der öffentlichen 
Aemter ift in feiner Bedeutung folgendermaßen genauer zu be= 
ftimmen: 

1. Unter „öffentlichen Aemtern”“ fine zu verftehen: Staats- 
ämter, Kommunalämter, Rechtsanwaltichaft, Notariat, Geſchwornen⸗ 
und Scöffendienft; überhaupt alle anderen nur vorübergehenden 
Beauftragungen mit öffentlichen Funktionen, 3. B. mit der Ab- 
gabe von Gutachten für öffentliche Behörden. 

2. Ievermann, ohne Rückſicht auf fein Religionsbelenntniß, 
ift berechtigt alle ftaatlichen ober kommunalen Lehranſtalten zu be- 
ſuchen, von deren Bejuch die Zulafjung zu öffentlichen Aemtern 
abhängt, fich den Prüfungen zu unterwerfen und die vorgejchriebene 
praktiſche Vorbereitung bei öffentlichen Behörden mitzumachen. 

3. Obwohl Niemand, der fich die Befähigung zu einem 
Staatsamt oder Gemeindeamt erworben hat, ein Recht auf Ueber: 
tragung eines ſolchen Amtes befitt, fo würde doch eine grundfäß- 
liche Nichtanjtellung oder Nichtbeförberung gewiller Religions⸗ 
befenner dem Geilt des Reichsgeſetzes widerſprechen. Dies gilt 
auch von der Uebertragung von Gemeindeämtern. Ebenſo um- 
zweifelhaft fan ver Wahl zu Gemeinbeämtern von ber Regierung 
niemals die Beftätigung verjagt werben blos aus Rüdfichten auf 
das Religionsbelenntniß des von ber Gemeinde ober der Gemeinde⸗ 
Vertretung Gewählten. Allerdings kann aber die Regierung, fo- 
weit fie das Recht freier Auswahl befigt, auf Religion Rückſicht 
nehmen, ja fie wird es in einem gewiflen Umfang zu thun für 


1) 8.8.81. 55. 
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nothwendig erkemen. In katholiſchen Provinzen wird fie unter 
Umjtänden Katholiken vorziehen und umgekehrt. 

4. Borausfegung ift natürlich, daß der Bewerber bereit jet, 
alle mit dem Amt verbundenen Verpflichtungen zu erfüllen. I8= 
taeliten daher, welche an ihrem Sabbath feine Amtsgeichäfte be- 
jorgen wollen, fönnen auf bie meiften Staatsämter feinen Anfpruch 
machen, ba diele Gejchäfte ihnen zu Liebe nicht zwei Tage der 
Woche ausgejegt werben können. 

5. Eine felbjtwerftänpliche Ausnahme von der Negel machen 
diejenigen Staats⸗ oder Gemeindeämter, welche zugleich die Natur 
von Kirchenämtern haben, wie die Stellen in den evangelifchen 
Therfirchenräthen ober Konfijtorien, dem Fatholiichen Kirchenrathe 
Württembergs, ven fonfeffionellen Gemeinde⸗Vertretungen zur Wahr: 
nehmung kirchlicher Intereflen. Auch die Lehrämter an konfeſſio⸗ 
nelien &lementarjchulen gehören hierher, weil biefen Lehrern zu⸗ 
gleich die Ertheilung von Neligionsunterricht aufgetragen ift. Da- 
gegen ift jeder Deutfche für fähig zu erachten, Lehrämter an allen 
höheren Lehranftalten zu erlangen und das Amt eines Schulauf- 
ſehers über jede Art von Schule zu befleiden. 


8. 19. 


2. Bon der Beurbundung des Verjonenitandes und den Standes« 
regiſtern 9. 


1. Die Beurkundung der Geburten und Sterbefälle, ſowie 
der Eheſchließungen erfolgt ausſchließlich durch die vom Staate 
beſtellten Standesbeamten mittels Eintragung in die dazu be— 
ſtimmten Regiſter (Standesregiſter)“). Den ſeither in einem 
Theile Deutſchlands damit beauftragt geweſenen Geiſtlichen der 
verſchiedenen Kirchen find dieſelben abgenommen und Beurkun⸗ 
dungen durch dieſelben haben fortan keine Gültigkeit und Beweis⸗ 
kraft mehr. Die bisher geführten ſogenannten Kirchenbücher find 
den Kirchen als Eigenthum belaffen worden. ‘Den Pfarrämtern 
verbleibt aber die Verpflichtung und Berechtigung, über die 


— 


1) Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875, betr. die Beurkundung bes Per- 
und die Eheſchließung. (R.⸗G.⸗Bl. 23—40). Ausführungs- 
Berorbuung des Bundesraths vom 22. Juni 1875. 
?) Reichögefek vom 6. Februar 1875, 8. 1. 
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bi8 zum Inkrafttreten dieſes Geſetzes eingetragenen Geburten, Hei⸗ 
rathen und Sterbefälle Zeugniffe zu ertheilen). Geiftlihen und 
andern Religionsdienern iſt die Einfiht der von den Standes- 
beamten geführten Regiſter Toftenfrei zu gejtatten?). Für den 
Verluſt der bisher bezogenen Gebühren ijt in mehreren Staaten 
den G©eiftlichen aus der Staatsfafje Entjchäbigung bewilligt worden ?). 

2. Es werden drei Standesregifter geführt: das Geburtd« 
regifter, Sterberegifter und SHeiratbsregijter. In die Geburts⸗ 
regijter werden aud eingetragen: Anerkennung der Baterfchaft 
eines unehelichen Kindes, richterliche Enticheidungen über Abftanı- 
mung, Xegitimationen, Annahme an Kindesitatt, und vergleichen *). 
In die Eheregifter: die Auflöjung, Ungültig« oder Nichtigerflärung 
einer Che). 

3. Mit der Führung der Negifter iſt kraft Geſetzes regel- 
mäßig der erjte Ortsvorſteher (Bürgermeijter, Schultheiß u. ſ. iv.) 
beauftragt; jofern nicht durch die höhere Verwaltungsbehörde oder 
mit ihrer Genehmigung ein bejonvderer Beamter dafür beftellt 
it‘). Geiftlihen und anderen Neligionsbienern 3. B. Rabbinen, 
darf das Amt eines Standesbeamten oder die Stellvertretung 
eines folchen nicht übertragen werben”). 

Die Aufficht über die Amtsführung der Stanvesbeamten wird 
von der unteren VBerwaltungsbehörbe, in höherer Inſtanz von der 
höheren Verwaltungsbehörde geübt, injoweit Die Yandesgefege 
nicht andere Aufſichtsbehörden beftimmen ®). 

4. Innerhalb des Gebtetes des deutfchen Reiches kann eine 
Ehe rechtögiltig nur vor dem Stanbesbeamten gejchloffen werben ?). 
Ein Geiftliher oder anderer Religionsdiener, welcher zu den reli- 
gidfen Feierlichkeiten einer Ehefchließung fchreitet, bevor ihm nach⸗ 

18. 78. Bgl. den Kommentar von Völk zu $. 73 und von Hinſchius 
zu’ 8. 53 des Preuß. Gefehe® vom 9. März 1874. 

2) Ausführungsverordnung des Bundesrates v. 22. Juni 1875, $. 11. 

2) Vgl. unten: Gebühren der Geiftlichen. 

‘) 88. 25, 26. 

9 8. 55. 

°,8. 4. 

) 8. 3, Abf. 3. 

8 8. 11. In Preußen iſt ber Kreisausſchuß und in IL Inflam- das 
Berwaltungsgericht Aufſichtsbehörde, in anderen Staaten bie Gerichte. 

8. 41. 
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gewiefen worden ift, daß die Ehe vor dem Standesbeamten ge- 
ihloffen jet, wird mit Geldftrafe bis zu 300 Mark oder mit Ge- 
fängniß bis zu 3 Monaten beftraft '). 

Die Führung der Standesregiſter ift ihrer Natur nach eine 
rein Staatliche Angelegenheit, und it als ſolche in Deutfchland 
ſtets angejeben worden. Wenn auch bis zum 19. Jahrhundert 
und im 19. Jahrhundert die Geiftlichen der anerkannten Kirchen 
dieje Regiſter (Kirhenbücher) geführt haben, fo geſchah dies Doch 
überall in Auftrag und unter Ueberwachung des Staats; es war 
nicht freier Wille, weder ber Kirchen noch der einzelnen @eift- 
lihen 2). Diejes ältere Spitem ftammte aus einer Zeit, in 
welcher es im Staat nur eine Staatsreligion oder zwei Staats: 
teligionen gab, und war nur ausführbar, folange die Kirchen 
unter der Leitung des Staates ftanden, die Anorbnungen der 
Staatögewalt durch fie willigen Gehorfam fanden. Es blieb 
inmer unvolifommen, weil gar manchen Geiftlichen die nöthige 
Seichäftsgenauigfeit abging, die fich auch ſchwer erzwingen lie. 
Seitdem die Einheit der Religion nicht blos in den Stäbten, 
jondern auch in den Landgemeinden ſchwand, ſeitdem der Grund⸗ 
jag der Neligionsfreiheit zur Anerkennung fam und neue Reli— 
gionsvereine entjtanden, wurde das Syſtem in fteigender Weije 
unzweckmäßig und ungerecht. In einer und derfelben Gemeinde 
mußten num zwei, drei und mehr Regifter geführt werben: für 
Froteftanten, Katholiken, und burch die Gerichte für Diffidenten, 
Juden u. |. w. Es fehlte den Gemeinvebehörven die einheitliche 
und zugängliche Grundlage für die fonftigen von ihnen zu führen- 
den Regifter oder Liſten, wie der Bürgerliften, Wählerliften, der 
Stammrollen über die Militärpflichtigen; und noch empfinplicher 
wurde diefer Mangel feit Einführung der Freizügigfeit und ber 
Veränderung der Gejege über die Armenpflege (durch das Reichs⸗ 
geleg über den Unterftügungswohnfig). 

8. 67. Der $. 337 des Strafgefetsbuches ift Hierdurch erfett. 

Nahmeifung ber in den einzelnen Bunbesftaaten über die Feſt⸗ 
Rellung des Berfonenfiandes geltenden Vorſchriften, nebft Nachtrag über 
Binttemberg (vom Reichskanzler dem Reichstag mitgetheilt. Verhandlungen 
des Reichstag 1872. Aktenftüde Nr. 103 und 148, Seite 469481 und 
622-625. Auch in Dove's Zeitfchrift für Kirchenrecht 11, 311—333). 
2 eigen in von Holtzendorff's Jahrbuch des deutſchen Reichs 1, 550-552. 
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Nah dem Grundfat der Neligionsfreiheit kann der Staat 
aber auch keinen Bürger nötbigen, fih in jo rein bürgerlichen 
Dingen an die Geijtlichen ver verſchiedenen Konfeſſionen zu 
wenden, vor ihnen zu ericheinen, und zwar fogar in ihrer Privat» 
wohnung, nicht in einem amtlichen Lokal; von ihnen Auszüge zu 
fordern u. |. w. 

Am frübeften wurde in Frankreich die Führung der Perſonen⸗ 
jtandsregifter allgemein an bürgerlihe Beamte übertragen, nämlich 
burch das Gejeg vom 20. September 1792, deſſen Grunbfäge 
dann im Code civil Art. 34—101 eine genauere Beſtimmung 
erfuhren ). Auf dem ganzen linken Rheinufer blieben dieſe Vor- 
ihriften auch nach Befeitigung der Franzöfiichen Herrichaft in 
Kraft, wurden auf dem rechten Rheinufer im Jahr 1869 im 
Großherzogthum Baden ?), im Jahr 1874 in ganz Preußen, enb- 
lih 1875 fürs ganze Reich aboptirt °). 


8. 20. 


3. Negelung des ganzen Eherechts durch Staatsgejehe und Hand- 
habung dieſer Staatsgeſetze durch Staats- und Gemeinde-Behörden ©). 


Durch das Reichsgefeh vom 6. Februar 1875 über die Be- 
urfundung des Perjonenftandes und die Eheſchließung bat Die 
Neichögewalt das Recht der Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit über 
die Ehe im ganzen Reichsgebiet an fich genommen, und allen Re⸗ 
Iigionsvereinen ihre Verfügungsrechte darüber entzogen. 

1. Erichöpfende Beftimmungen gibt das Reichsgeſetz über die 
Form und Beurkundung der Eheichliegung, indem es vorjchreibt, 
daß innerhalb bes Gebietes des deutſchen Reiches eine Ehe recht» 


1) 8. ©. Zachariä, Handbuch des Franzöfiſchen Civilrechts (herausg. 
von Puchelt) 1, 173 (1875). Dieſer Theil des Code civil wurde am 11. 
bi8 21. März 1803 publicirt. 

2) Geſetz v. 21. De. 1869 (G.- und V.⸗Bl. 587 und bei Dove, Zeit- 
ſchrift 10, 113—128). 

2) Geſetz v. 9. März 1874 (G.⸗S. 95—110). Hier nöthigte die Auf- 
lehnung ber Biſchöfe gegen die Staatsgejete zum ungefäumten Berlafien des 
alten Syſtems. 

HR. v. Mohl, Bolitit 1, 246—254. 1862. Ed. Zeller, Staat und 
Kirche 202— 226. 1873. 
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gilig nur vor dem Standesbeamten gejchloffen werben Tanıı ?), 
der Ehefchließung ein Aufgebot durch die Standesbeamten voraus» 
geben muß, und die Dispenfation von dem Aufgebot nur dem 
Staate zuftebt ”). 

2. Das Neichsgejetz ftellt ferner bie. Erforbernifje der Ehe- 
ſchließung und beziehungsweife die Eheverbote feit®) und bebt alle 
früheren Vorſchriften, welche das Recht zur Eheſchließung weiter 
beihränfen, auf*), womit zugleich die Einführung neuer Ehebe- 
ſchränkungen durch Landesgeſetze, Hausgeſetze, Kirchengefege aus⸗ 
geſchloſſen wird. 

Die Befugniß, von Ehehinderniſſen zu dispenſiren, behält es 
allein dem Staate vor >). 

Unvollftändig find feine Bejtimmungen noch Hinfichtlich der Zu- 
läffigteit der Eheſcheidung, indem in biefer Hinficht nur eine vor- 
läufige Verfügung getroffen ift 9). 

3. In ftreitigen Ehe- und Verlöbnißfachen jind bie bürger- 
lichen Gerichte ausſchließlich zuſtändig. Eine geiftlihe oder eine 
durch die Zugehörigkeit zu einem Olaubensbefenntniß bedingte Ge- 
richtsbarkeit findet nicht ftatt ”). 

4. Der frühere Zwang der Ehegatten, vor Anftellung ber 
Scheidungsklage fich vor ihrem Seelforger zu gejtellen, damit ders 
jelbe eine Wieberverjöhnung verfuchen fönne®), ift weggefallen ®). 

Durch die eben gefchilderten Beitimmungen verwirklicht die 
Reichsgeſetzgebung auf dem Gebiete des EherechtS ven fehon durch 


ij 8. 41. 

2) 8. 44—51. 

2) 8. 28—38, 

*) 8. 39. 

s) 8. 40. 

8.77 und 79, 

8. 76. 

°) In Preußen war er erft durch die Verordnung vom 28. Juni 1844, 
z. 10—15 (©. ©. 185— 189) wieder eingeführt und im Geſetz vom 1. März 
1869, 8. 10—13 beibehalten worben. 

) Reichscivilprozeßordn. Der 8.549 d. Vorl. v. Reichstag abgel. Bol. Ent- 
wurf v. 29. Oct. 1874, 8. 546—550. Motive S. 541—542. Bgl. auch ſchon 
Code civil v. 1803, art. 238. 239. Badiſches Landrecht v. 1809, 8. 1034, 
1036. Württemb. Geſetz vom 8. Auguft 1875, Art. 15—18. Reg.⸗Bl. 466. 
Österreich. Geſetz v. 31. Dez. 1868. R.-©.-Bl. v. 1869, Städ 3, auch in 
Dove's Zeitfchr. 8, 342. 
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das Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869 verfündeten Grundſatz, daß 
der Genuß der bürgerlichen und jtaatsbürgerlichen Rechte umab- 
hängig vom Neligionsbelenntniß fen folle; fie ſchafft für alle 
Staatsangehörigen ein gleiches Recht und gleichen Schug. Die 
Gründe diefes Verfahrens find in Kürze hauptſächlich folgende: 
Der Staat kann nicht jedem Neligionsverein das Recht zugeiteben, 
für feine Mitglieder ein eignes Eherecht feftzuftellen und zu band- 
haben; denn die Ehe ift das wichtigjte Rechtöverhältnig des Men— 
chen, deflen Regelung und Schuß nothwendig der Staat ſich vor- 
behalten muß, weil feine Wohlfahrt hierbei wejentlich mitbetheiligt 
ericheint. Die Ehe ift Die Grundlage der Yamilie, alfo der ganzen 
gefellichaftlichen und jtaatlihen Ordnung. Sobald man einem 
Religionsverein Gefetgebung und Gerichtsbarkeit über vie Ehe 
einräumt, gibt man ihm aud die Entſcheidung über die Nechte 
und Pflichten der Ehegatten unter einander, das eheliche Güter- 
recht, die Blutsverwandſchaft und Schwägerſchaft, das Erbrecht, 
und man macht auch die Strafen für Bigamie, Blutſchande und 
Ehebruc abhängig von dem Befinden des Religionsvereind. Re⸗ 
Iigionsvereine find ihrer Belchaffenheit und Organifation nad 
gar nicht geeignet, jo wichtige Funktionen der Staatsgewalt aus⸗ 
zuüben und fodann führt e8 zu Verwirrung und Nechtsunficher- 
beit, wenn zabliofe verfchiedene, und natürlich mangelhafte, Dem 
Bolt unbelannte Satungen darüber gelten, und unlösbar bleibt 
die Trage, welches Recht enticheiden foll, und welches Gericht ur: 
tbeilen joll, wenn Mitglieder verjchievener Religionsvereine eine 
Ehe mit einander eingehn. Kirchliche Ehegeſetzgebung und Ehe— 
gerichtöbarteit ift in einem Staat, wo auch nur zwei Religionen 
eingeführt find, nicht ausreichend, in jedem Staat, wo es viele 
Religionsvereine gibt und Gewiffensfreibeit anerkannt. ift, unzu⸗ 
läjfig und unmöglid). 


8. 21. 
4. Das Begräbnihweien insbeſondere die Rechtsverhältniffe der 
‚ Friedhöfe. 
J. In ganz Deutſchland ift jeit Anfang dieſes Jahrhunderts 
aus geſundheitspolizeilichen Nüdfichten angeoronet worben, daß 
Begräbnißplätze fich nicht innerhalb bevölferter Orte (Städte und 
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Flecken) oder in zu großer Nähe derſelben befinden dürfen; daß 
dieſelben daher wo möglich an andere entfernte Orte zu verlegen 
ſeien, jedenfalls jede Erweiterung zu unterbleiben habe. Dieſe 
Verlegung iſt auch ziemlich überall erfolgt!). 

Die Vorſchrift des päpftlichen Rechts, daß die Begräbniß⸗ 
plätze um die Kirche liegen, „Kirchhöfe“ ſein ſollen, iſt damit für 
unanwendbar erklärt. 

In den Dörfern iſt es vielfach bei den alten Zuſtänden ges 
blieben. 

D. Die Beerdigung in Kirchen oder anderen zu Verſamm⸗ 
lungen bejtimmten Gebäuden ift in den meilten Ländern verboten 
und daber auch ehemals etwa eingerichtete Familiengrüfte außer 
Gebrauch geſetzt. Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 184: 
„In den Kirchen folfen feine Leichen beerdigt werden.” Die Bor- 
jbrift it vieler Orten jedoch nicht befolgt und unterm 22. No- 
vember 1832 vom Kultusminijtertum jeltfamerweije dahin ausge- 
legt worden, daß das Beiſetzen von Leichen in Gewölben der 
Kirchen, die mit dem Kirchenraum in feiner Verbindung fteben, 
nicht als verboten zu betrachten fei?). Kaiferl. Franzöfiiches De- 
fret vom 12. Januar 1804 (23 Prairial an XII) über die Be- 
gräbnijje, Art. 1: „Im den Kirchen, QTempeln, Synagogen, Spi. 
tülern, öffentlichen Stapellen und überhaupt in gejchloffenen Ge⸗ 
bäuden, wo ſich die Bürger zur Abhaltung ihres Gottesdienſtes 
verſammeln, fowie innerhalb des Umkreiſes ber Stäbte und Fleden 
jollen Beerbigungen nicht Statt finden.” Für die Rheinprovinz 
imderte bie eine Königl. Preuß. Kabinetsordre nom 3. April 
1834 dahin ab, daß der jevesmalige Erzbiichof von Köln entweder 


1) Hofdelvet Kaifer Joſephs I. vom 23. Auguft 1784. Preuß. Lande 
teht von 1794, 2, 11, 8. 184: „In bewohnten Gegenden der Städte follen 
keine Leichen beerdigt werben.” Eine Berlegung der Begräbnißpläte in Dör⸗ 
fern läßt fih auf Grund bes 8. 184 nicht erzwingen (M. d. Minift. d. 3. 
vom 18. Juni 1819. v. Kamptz, Ann. 3, 415. Vogt, 1, 226). Kaiſerlich 
Franzöf. Dekret vom 12. Juni 1804 (28 Prairial XII) Art. 1: „Aucune 
inhumation n’aura lieu — — dans l’enceinte des villes et bourges.“ 
Erf daB franzöfifche Gefe vom 6. Deyember 1843, Art. 1 bat daB Verbot 
and auf die Dörfer ausgebehnt (Durfy, Staatskirchenrecht in E.⸗L. 1, 366). 
Heſſen⸗Darmſi. B. v. 20. April 1786 und 16. September 1804 {bei Köhler 
2, 158). 

2) v. Kamptz, Ann. 16, 927. Vogt, 1, 226. 1857. 
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in der Domkirche daſelbſt, oder in einer andern von ihm gewählten 
Kirche feiner Diöces beigeſetzt werden dürfe). Die Franzöſiſche 
Regierung bat ſich vor 1830 für ermächtigt gehalten, die Beftat- 
tung von Biſchöfen in den Kirchen im Wege. der Dispenfation 
zu geftatten; ein Circular vom 14. Dezember 1831 ſprach aber 
aus, daß die Beerdigung in Tamiliengrüften der Kirchen und in 
Kirchen oder Kapellen von Kongregationen nicht gebulvet werben 
Lönnte?). In Baiern wurde 1803 die Beerbigung von Leichen 
in Kirchen oder deren Grüften, fowie in Orbenslapellen, Schloß- 
fapellen, Klöftern verboten und die Beerdigung von Jedermann 
ohne Anfeben von Rang und Stand auf den allgemeinen Frieb- 
höfen angeoronet 3). 

Eine Verordnung König Ludwigs I. vom 3. Oktober 1826 
geftattete aber wieder, die Erzkifchöfe und Suffragan-Biſchöfe in 
ihren Kathedralen zu beerbigent und eine Verordnung vom 
14. Oktober 1862 ſchwächt das Verbot noch weiter ab). Das 
Königl. Sächſiſche Geſetz vom 20. Juli 1850, 8. 6 verfügt in 
einer Bejtimmtbeit, welche jede abfchwächende Deutung ausjchließt: 
„Die Reichenbeftattung in den Kirchen ift unterjagt 9." In Würt- 
temberg ſteht das Verbot bereits feit dem Jahre 1700 in Geltung 7), 


3) Hermens 3, 226. Hinfichtlich proteftantifher Generalfuperintenbenten 
oder Oberfirchenräthe ift eine folche Ausnahme nicht bewilligt. In manchen 
Gegenden Deutſchlands, 3. B. im Kurfilrftentbum Hannover, genoflen ehe⸗ 
mals außer dem Kirchenpatron auch ber Superintendent, zuweilen der Orts- 
pfarrer das Vorreht auf VBegräbniß in der Kirche (Schlegel, Churhannöver⸗ 
ſches Kirchenrecht 4, 147. 1804). 

2) Durfy, Staatslirchenreht in Elſaß⸗Lothringen 1, 374. 1876. 

3) Verorbnungen vom 28. Januar, 8. und 10. Februar, 30. April 1803. 
Vgl. auch Kurfürftl. Würzburgifche Verorbn. v. 17. Juni 1805 (bei Döllinger 
8, 1166; 1172—1175). Ausbrüdlich beißt es bier: „Alle Leichen, ohne Aus- 
nahme, die Berftorbenen mögen von Adel, geiftlihen Standes, "aus Klöftern 
oder ehemaligen Stiften fein, obne Unterfchieb bes Ranges und Anſehens 
find auf die allgemeinen Kirchhöfe unter freiem Himmel zu begraben.“ 

4) Auf bloße Weihbiſchöfe oder Biſchöfe in partibus infidehum ift dieſes 
nicht auszubehnen. Minift.-Erlaß vom 23. Novbr. 1826 (Silbernagel 39 
und 234). 

5) Silbernagel 234. Allgemeineg Kirchenblatt 21, 202. 

°) Kader 711. Bol. fhon Mandat vom 11. Februar 1792. 

?) Spezial:Reflript vom 5. Februar 1700 bei Reyſcher, Sammlung 13, 
7119; 8, 513; Hartnann, Kirchen«Gef. 1, 418. 
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in Baden laut Verordnung vom 13. Januar 1811; im Groß- 
berzogtbum Heſſen feit 20. April 1785, und zwar ohne jede Aus- 
nahme). Auch die Austellung von Leichen in der Kirche ift fait 
überall verboten 2). 

Il. In einem Theile von Deutſchland bat Jedermann ein 
gejegliches echt, fich auf feinem Grundeigenthum außerhalb be» 
mohnter Orte beerbigen zu laffen?). In andern Ländern ift dazu 
obrigkeitliche Genehmigung erforderlich 4), in wieder anderen Tann 
eine ſolche Genehmigung gar nicht ertheilt werben. 

IV. Die Einräumung von Theilen des Friedhofs an Brivat- 
perionen zum Zweck von Familien-Begräbniffen oder Erb-Begräb⸗ 
niſſen iſt faft allerwärts zuläffig ?). 

1. Die Bewilligung jolcher hängt meiltens von ben welt- 
lihen ober Firchlichen Behörden ab, welchen das Recht der Ver- 


— — — — 


n Köhler 2, 757. 

2) 3. B. Baierifhe Verordnungen vom 8. Febr. und 30. April 1803 
(Döllinger 8, 1173, 1175). 

2) Raiferlih Franzöſiſches Dekret vom 12. Juni 1804, Art. 14: „Jeder⸗ 
mann kann auf ſeinem Eigenthum begraben werben, wenn dieſes Eigenthum 
außerhalb des Umfangs der Städte und Fleden und in ber vorgefchriebenen 
Entiernung bavon gelegen if.” — Damit ift aber die Anlage von Privat- 
tichhöfen von Kongregationen nicht geftattet worben. (Kirkularverfügungen 
bes Franzöſ. Minift. von 1859 und 1864. Durfy, 1, 371). 

%) Breuß. Landrecht v. 1794, 2, 11, $. 186: „Ohne Anzeige bei ben 
geifllihen Oberen follen Leichen anderswo, als auf einem öffentlichen Kirch⸗ 
bofe nicht begraben werben.” Nach ben fpäteren Veränderungen in der Or⸗ 
ganifation und Zuftänbigkeit der Behörden ift die Erlaubniß bei ben Bezirks⸗ 
regierungen, und zwar beren Abtbeilungen für Kirchen- und Schulwefen, 
einzubolen. (Th. Meier, Preuß. Kirchenreht ©. 141. 1868). Hinfichtlich 
todtgeborener ober vor der Taufe geftorbener Kinder beftimmt 2, 11, $. 472, 
daß ſolche „ohne Vorwiſſen des Pfarrers nicht außerhalb bes öffentlichen 
Kichhofes begraben werben dürfen.” Ueber bie Brivatbegräbnifle in Pom«- 
mern, Preußen u. |. w. ſ. Sacobfon 2, 510. 

5) Franzöſ. Dekret v. 12. Juni 1804, Art. 10 und 11, gültig auf bem 
ganzen Linten Rheinufer. Franzöſiſche Ordonnauz vom 6. Dezember 1843. 
gültig für Elfaß-Lorhringen (Durfy 1, 366). Oldenburgiſches Kirchengefek 
2. 16. Dezbr. 1864 (in Dove's Zeitfchrift 5, 361). Ueber Sachſen vgl. v. 
Weber 2, 2, 680 und Koder 82 und 715. Aeltere Literatur citirt Richters 
Dove 1874, ©. 1148, Anm. 3. Heflen-Darmfläbt. V. v. 16. Septbr. 1804, 
$. 5: „Eigenthlimliche Begräbniſſe auf Kirhhöfen innen nur buch Dispen⸗ 
fation flattfinden.” (Köhler 2, 758). 
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waltung des Friedhofes gebührt (vgl. unten). Ein gejegliches Recht 
auf Ueberlafjung von Bamilien- oder Erbbegräbnifjen bejteht mei- 
ftens nicht; nur muß jede Willtür im einzelnen all ausgeichlofjen 
bleiben und nicht etwa dem Einen ein amilienbegräbniß ger 
währt und einem andern verweigert werben wollen. Auch die da- 
für zu erbebenden Gebühren müſſen für Jedermann die gleichen ſein. 

2. Die Einräumung kann auf beftimmte Zeit oder für ewige 
Zeiten erfolgen). Im Zweifel gilt die Einräumung als für jo 
lange Zeit ertbeilt, als erbberechtigte Yamiliengliever am Leben 
find 2). In manchen Gegenden wird ein rechtlicher Unterjchied 
dahin gemacht, daß Erbbegräbnijje nicht blos auf Blutsverwandte, 
fondern auch auf andere Erben, aljo Teitaments- und Vertrags⸗ 
Erben übergeben. Die Erbbegräbniſſe bleiben Theil des Friedhofs 
und theilen deſſen Natur, geben aljo, ähnlich wie Kirchenſtühle, 
nicht in Privateigenthfum der Einzelnen über?). Das bingliche 
Recht auf Benügung des Plates zu Beerbigungen kann aber, jo» 
fern nicht geichriebene oder herkömmliche Verbote eriftiren, an An⸗ 
dere unentgeltlich oder auch gegen Bezahlung überlajjen, Dritten 
auch die Mitbenügung geftattet werben *). 

3. Bei einer Verlegung des Kirchhofs müſſen fich im Zweifel 
auch die Befiger von Erbbegräbnijfen die Schliefung berfelben 
und Anweijung eines neuen Erbbegräbnifjes auf dem neuen Fried⸗ 
bofe gefallen laſſen. So ift es in Elſaß⸗-Lothringen ) und Olden⸗ 
burg 9) Rechtens. In Preußen dagegen bleibt bei Schließung 


1) In Elfaß-Lothringen entweder auf 15 ober auf 30 Jahre oder auf 
ewige Zeiten. Die auf 30 Jahre erfolgte Vergebung kann nad) jedesmaligem 
Ablauf einer SOjährigen Periode erneuert werben. (Franzöſiſche Orbonnam 
vom 6. Dezbr. 1843. Durfy 1, 366). 

2) Berf. des Preuß. Juſtizminiſt. v. 7. Dezbr. 1841 (Min.⸗Bl. f. d. i. 
B. 1842, ©. 13. Vogt 1, 224—226). 

3) Berf. des Preuß. Juſtizminiſt. v. 7. Dezbr. 1841. 

*) 3. 9. Böhmer, jus paroch. Suppl. 540. Schlegel, Churhannöver⸗ 
ſches Kirchen. 4, 149. 155—159 (1804). Eichhorn, K.-R. 2, 553, Anm. 1. 
Divenburgifche® Kirchengefeh vom 16. Dezbr. 1864, Art. 1 und 5 (Dove's 
Zeitſchr. 5, 361). 

8), Orb. v. 6. Dez. 1843, Art. 5 (Durfy 1, 367). | 

°, Old. Kirchengeſetz v. 16. Dez. 18654, Art. 8 (Dove's Zeitihr. 5, 364). 
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eines Kirchhofs die Berügung von Erbbegräbniffen nach wie vor 
zuläflig '). 

4. In Oldenburg werben über verliehene Grabftellen befondere 
„Öraberegifter” und über den ganzen Kirchhof „Beerdigungs⸗ 
tegifter” geführt 2). 

V. In vielen Provinzen und Städten Deutjchlands find bie 
Kichböfe Anftalten der politifhen Gemeinden, umb 
mt der Religionsvereine. Allgemein ift dies ber Fall auf 
dem ganzen linken Itheinufer ®), im ehemaligen Großberzogthum 


— — — — 


y Reftript des Kultusminiſters v. 28. April 1845 (Min.⸗Bl. d. i. Verw. 
1845, S. 160. Vogt 1, 228). 

3) Kirchengeſetz v. 16. Dez. 1864, Art. 9—13. Bekanntmachung bes 
Therfirgenrathes vom 18. Ian. 1865 (bei Dove, Zeitſchr. 5, 365). 

5 Schon ein Geſetz vom 12 Frimaire bes Jahres II ſetzte feſt: „Kein 
Eeſetz erlaubt, verflorbenen Bürgern, welches auch ihre religiöfen Meinungen 
mb die Uebung ihres Kultus feien, das Begräbniß auf ben öffentlichen 
Kirhhöfen zu verweigern.” — Die weiteren Geſetze, melde das Kirchenver⸗ 
mögen zur Dispofition der Nation und zwar vorzugsweife unter bie Ber- 
waltung der Bemeindebehörben flellten, nahmen den Kitchhöfen bie Eigen- 
ihajt von Eigentfum der Neligionsvereine, und das Defret vom 12. Juni 
1604 (23 Prairial XII), fowie verfchiedene fpätere Geſetze erlfannten fie be⸗ 
Aimmt als öffentliches Eigenthum und zwar ber politifchen Gemeinden (nicht 
des Fistus) an. Das genannte Dekret, Art. 16, Tennt gar keine anderen 
Begrãbnißpläãtze, als foldhe der Gemeinden oder von Privatperfonen (auf 
- ihren Grunbftäden); in keinem einzigen Franzöſiſchen Geſetz ift davon bie 
Rere, daß die Fabrikräthe oder die proteftantifchen Konfiftorien Eigenthlimer 
von Kirchböfen ſeien. Sp allein erflärt fih aud, warum das Dekket, 
Art. 11, die Gebühren für Erbbegräbniffe allgemein ven politifhen Gemein- 
ven zufpridt. Die Praris der Franzöſiſchen Verwaltungsbehörden und ber 
Franzäfifchen Gerichte hat denn auch allegeit daran feftgehalten, daß ben po⸗ 
Itifgen Gemeinden das Eigentum der Friedhöfe zuſtehe. Freilih wurde 
diefe Braris von manden Seiten beftritten, aber obne Erfolg. Für das 
deutſche Iinfe Rheinufer if in ben legten Jahrzehnden ebenfalls verfucht 
worden das Gemeinbeeigentbum für alle Fälle zu beftreiten, wo Kriebhöfe 
vor der Verkündigung der franzöfifchen Gefee im Eigenthum ber Kirche ge- 
fanden haben. Die dafür angeführten Gründe find theils biefelben wie bie 
in Frankreich anfgeftellten, theils ferner die Behauptung, daß in ben einver- 
leibten Provinzen Bfarrlirhen und Kirchhöfe niemals zur Dispofition ber 
Nation geftellt worben feien, wie im eigentlichen Frankreich. Dieſe Verſuche 
müffen als mißglüdt ericheinen. Alles fpricht dafür, daß auch auf bem 
dentſchen linken Rheinufer die Eivilgemeinden Eigenthümer ber Rirapite find. 

Zhubigum, Kirchenrecht 
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Berg ?), im Herzogthum Naffau ?), in den meiften Gemeinden ber 
Großherzogtbümer Hefjen und Baden, ſowie Württemberg 9). Schon 
der Weftfälifche Friede von 1648 beftätigte pie Gemeinjam- 
feit ver Friedhöfe für Proteftanten und Katholiken an allen ven 
Drten und in dem Umfang, in welchem fie im Normaljahr 1624 
beitanden hatte. Diejer Zeitpunkt war auch maßgebend für bie 
Enticheidung der Frage, ob die Geiftlichen jeder Konfeſſion berecb- 
tigt feien, geiftliche Werrichtungen bei Begräbniffen auszuüben. 

Im Gebiete des Allgemeinen Preuß. Landrechts, im König: 
reih Sachſen und verſchiedenen anderen Staaten find die Be- 
gräbnifpläge im Zweifel Eigenthbum der Kirchengemeinden ober 
ber Kirchen, und gibt e8 daher an Orten, wo verſchiedene Kon- 
feffionen ihren eigenen Kultus haben, verichiedene konfeſſionelle 
Friedhöfe *). 

Im ganzen Kranzöfiichen Reich gab es nur ein einheitlihe® Recht, und wurbe 
alles provinzielle und Lolale Recht grundſätzlich verneint. 

Uebereinftimmend Hiermit haben erlannıt: Der Kaffationsbof zu Darın- 
ftabt unterm 5. April 1853 und 28. Juni 1859 (Emmerling, Samml. 1853, 
S. 47 und 1859, &. 81-169. Das fehr gründliche Referat im zweiten Kal 
ift von Merkel erftattet); der Kaflationshof zu Berlin am 23. Januar 1865 
(bei Striethorft, Archiv f. Aechtsfälle 15, 210230. 1855); das Baier. 
Appellationdgeriht zu Zmeibrüden am 5. Febr. 1845 und 30. April 1872 
(vgl. Zeitihrift f. Reichs⸗ und Landesrecht von Haufer, 1, 83—90. 1873), 
während ver oberſte Gerichtshof zu Münden unterm 18. März 1874 ent- 
gegengefetst entſchied. (Unvollfländig in Verings Arhiv f. K. R. 33, 426 big 
431). Bol. noch ein Erkenntniß des Belgifhen Kaffationshofs in Dove's 
Zeitichrift 4, 456. Bgl auch noch die Materialien;bei Hermens, Handb. 3, 
217—229 und 4, 1—23 und 602—611, ©. 606 Fiteraturangaben. 

1, Verordnung v. 13. Dftober 1807, Art. 47: „Die Kirchhöfe find ein 
Eigentfum der Gemeinden und ber Aufficht der Munizipalpolizei unter- 
worfen.” 

2) Dtto, Handbuch des Kirchenrechts in Naſſau 1828, ©. 292—294. 

* Wächter, 8. G., Handbuch d. i. K. Württemberg gelt. Privatrecht 
2, 284 (1842). Gaupp, Recht der ev. 8. 2, 2, 323—337. 

) Preußiſches Landredt von 1794. 2, 11, 8. 183: „Kirchhöfe ober 
Oottesäder und Begräbnißplätze, melde zu ben eimzelnen Kirchen gehören, 
find der Regel nad das Eigenthum ber Kirdhengefellfchaften.“ In $. 190 
wird bie Präfumtion allgemeiner und beftimmter vorausgefegt. — (Bol. 
Meldior in Bering’8 Archiv f. kath. K.-R. 29. 423—431. 1873). — Im 
Königreih Sachſen fpricht zwar kein Geſetz diefen Grundfag aus, e8 haben 
ihn aber daB Kultusminifterium und bie in Evangelici® beauftragten Staats⸗ 
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1. Die meiſten konfeſſionellen Kirchhöfe haben übrigens in 
vielen Beziehungen ebenfalls die Natur öffentlicher Kirchhöfe, und 
zwar tft dies von jeher ver Tall geweſen. 

a) Angehörige einer anderen SKonfeffion, welde an einem 
Orte verfterben, wo e8 feinen Kirchhof ihrer Konfeſſion gibt, find 
auf dem vorhandenen Kirchhof zu beerbigen ’). 

Diefe Regel gilt überhaupt allgemein auf dem ganzen rechten 
Rheinufer vermöge des Weitfäliichen Friedens von 1648, Art. 5, 
$. 34 und 35, deſſen Beftimmungen einen Beſtandtheil des Landes⸗ 
rechts ausmachen, foweit fie nicht fett 1806 geändert fein follten. 
Derjelbe verfügte nämlich für Diejenigen Länder und Orte, wo 
nah dem Normaljahr zur öffentlihen oder privaten (nur bald 
öffentlichen) Religionsübung nur Eine Konfeffion ausjchließlich 
berechtigt blieb: es follten die der andern Konfeſſion Zugebörigen 
— fo lange die Landes⸗Obrigkeit fie nicht zur Auswanderung 
nöthigte — ihrer Religion wegen nirgends verachtet, ober von 
der Gemeinfchaft ver Krämer, Handwerker und Zünfte, von Erb⸗ 
ibaften, Vermächtniſſen, Hoipitälern, Krankenhäuſern, Almoſen 
und anderen Rechten oder ſonſtigem Verkehr, vielweniger von 
den öffentlichen Kirchhöfen oder dem ehrlichen Be— 


miniſter bei ihren Entſcheidungen ſtets zur Anwendung gebracht. Koder des 
im K. Sachſen g. Kitchen- und Schulrechts 1864, ©. 715, Anm. 17. v. 
Beber 2, 2, 678 (1845). 

Rah Kanoniſchem Recht ift der Kichbof im Zweifel Pertinenz ber 
Kirde (c. un. de consecr. ecclesiae vel altaris in VIto, 3, 21) und alfo 
Eigenthum des Kirchenlaftens, nicht der Kirchengemeinde. (Vgl. Nichter- 
Dove, 1874, ©. 1164, Anm.). 

1) Breuß. Landrecht 2, 11, 8.189: „Aud die im Staat aufgenommenen 
Kirchengefellichaften der verfchiebenen Meligionsparteien bürfen einander wech⸗ 
jeläweife, in Ermangelung eigner Kirchhöfe, das Begräbniß nicht verfagen.” — 
Baieriſches NReligions-Ebitt v. 26. Mai 1818 (IL Beilage zur Berfaflungs- 
artunde) $. 100: „Wenn ein Neligionstheil Leinen eigenen Kirchhof befitt, 
oder nicht bey der Theilung bes gemeinſchaftlichen Kirchen-Bermögens einen 
für fih anlegt, fo ift der im Orte befindliche als ein gemeinfchaftlicher Be- 
gräbnißplat für ſämmtliche Einwohner bes Orts zu betrachten, zu befien An- 
fage und Unterhaltung aber auch ſämmtliche ReligionesBerwandte verhältniß- 
mäßig beytragen müſſen.“ — Württemberg. V. v. 12. Septbr. 1818, Reg.- 
UL 497. Reyicher, Sammlung 9, 432. Defterreichifches Geſetz v. 25. Mai 
1968, Art. 12. 
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gräbniß ausgefchloffen werben 2), fondern Hierin und in ähnlichen 
Dingen mit ihren Mitbürgern gleichgehalten werden und bes gleichen 
Nechtes und Schutzes ficher fein. Unter den „öffentlichen Kird- 
böfen find natürlich die Kirchhöfe der anderen allein berechtigten 
Konfeffion verftanden, foweit biefelben für alle Gemeindeglieder 
bienen und nicht bloje Samiliengrüfte find. Seitdem die Landes» 
gefeßgebung des achtzehnten und neunzehnten Jahrhunderts bazu 
überging, die volle Gleichitellung der drei alten Hanptlonfejfionen 
und fpäter auch anderer chriftlichen Konfeffionen, zulegt der Juden 
auszufpredhen, mußten auch jene Beitimmungen eine immer all- 
gemeinere Bedeutung erhalten, und feit dem Weichögejeg vom 
3. Juli 1869 iſt alle Rüdfichtnahme auf das Religionsbekenntnik 
bierbei unzuläjfig geworben. 

b) In Preußen find den Altkatholiten ihre bisherigen Rechte 
an den Begräbnißplätzen ausprüdlich vorbehalten worben 2). Ebenſo 
beitimmt das Preußifche Geſetz vom 28. Juli 1876, 8 6, hin 
ſichtlich ſolther Juden, welche aus Gewifjensbedenten aus ihrer 
Synagogengemeinde (nicht aus dem Judenthum) austreten): „Das 
Recht der Mitbenutzung des Begräbnißplages der Synagogen⸗ 
gemeinde und bie Pflicht der Theilnahme an den Laften, welche 
der Synagogengemeinde aus dem Begräbnißplage erwachjen, ver- 
bleiben dem Ausgetretenen fo lange, als ihm nicht Die Berechtigung 
zufteht, einen anderen Begräbnißplag zu benugen. Erworbene 
Privatrechte an Begräbnißitellen werden durch den Austritt nicht 
berührt.“ 

Im Königreich Sachen verfuhr man im Jahr 1848 hinſichtlich 
der Deutichlatholifen anders, indem das Staatsgejeg vom 2. Nov. 
1848, $. 12, ihnen den Mitgebrauch der evangelifchen Kirchhöfe 
einräumte ®). 

2. Die Lage der Geſetzgebung in Hinfiht der Frage, ob 
diejenigen politifchen Gemeinden, in welchen fich mehrere Religion- 

1) — — multo minus publicis coemiteriis, honoreve sepulturge 
arceantur, aut quicquam pro exhibitione funeris a superstitibus exi- 
gatur, praeter cujusque parochialis ecclesiae jura, pro demortuis pendi 
solita. 

2) Geſetz v. 4. Juli 1875, 8. 2 (G.S. 333). 

2) G.-.©,. 354. 

9) G. und V.⸗Bl. 200. Koder 683. 
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vereine vorfinden, befugt feien, jedem Neligionsverein eine be- 
ſondere Abtheilung des Gemeindefriebhofs zur alleinigen Benütung 
zu überweifen, war bisher nicht überall Har. Im Zweifel muß 
man dieſe Befugniß beftreiten, weil die Staatsgeſetze, welche all 
gemeine Friedhöfe vorichreiben, dies wegen wichtiger ftaatlicher 
Interefien thun, und jedem Gemeindeeinwohner ein Recht auf dieje 
Semeinjamfeit geben, woran Gemeindebeſchlüſſe nicht8 ändern 
innen). Im Königreich Sachſen ergibt ſich das Verbot aus 8. 6 
des Gefehes vom 20. Juli 1850, wonach „pie Gräber auf den Be- 
gräbnigpläßen in der gehörigen Reihenfolge anzulegen find‘ 2). Die 
Ausführungs- Verordnung vom 20. Juli 1850, 8. 9, verfügt daher 
tegelmäßige Anweifung der Gräber ‚nach der Folge der Todes⸗ 
fälle”, geftattet aber, daß Ehegatten, Eltern und Kinder im Voraus 
Pläge neben den Gräbern ihrer verjtorbenen Ehegatten, Kinder 
und Eltern beftellen ?). Weber Baiern vgl. v. Dobened, 149. ‚In 
Preußen gehört dazu jedenfalls Genehmigung der Bezirks - Regie- 
sımgen*). Eine ftaatsgefegliche Pflicht der politifchen Gemein- 
den, eine jolche Abtheilung vorzunehmen, oder fie Doch eintreten 
zu laifen, fofern die Religionsvereine fie verlangen, beſteht, wie 
e8 jcheint, nur in Rheinheſſen und Elſaß⸗Lothringen, vermöge der 
Fortdauer der Franzöfiichen Gefeßgebung. In dem Dekret vom 
12. Juni 1804 (23 Prairial XII) traf nämlich Napoleon L., 
ven religiöfen Vorurtheilen des katholiſchen Klerus fowie anderer 
Parteien zu Liebe, die Beitunmung: „In Gemeinden, wo man fich 
zu mebreren Kulten befennt, joll jeder Kultus einen bejonberen 
Begräbnikplag haben; und in den Fällen, wo ed nur Einen Fried: 
bof gibt, tft er durch Mauern, Zäune oder Gräben in eben ſo 
viele Theile zu tbeilen, als es verfchiedene Kulte gibt, mit einem 
bejonderen Eingang für jeden Theil, und fo daß diefer Raum mit 
ver Zahl der Einwohner von jedem Kultus im Verhältniß fteht.” 
Ob hiemit eine unbebingte Pflicht der Gemeinden oder nur ein 
Recht der Religionsvereine, die Abtheilung zu verlangen, bat aus» 


1) Diefen Standpunkt nahm bereitd das Hofbelret Kaifer Joſeph's LI. 
vom 12. Aug. 1788 ein. 

2) &. und B.-Bl. 183. Koder 711. 

8), Koder 714. 

*) Bol. Vogt 1, 223, Anm. d. 
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gefprochen werven wollen, ericheint nicht ganz ficher, ebenjowenig 
wer zur Stellung eines folchen Verlangens als legitimirt anzıt- 
ieben jein dürfte Sodann läßt fich nicht mit Beſtimmtheit er- 
tennen, ob die Zuweiſung einer Abtheilung das Vorhandenſein 
einer wirklichen Rultusgemeinde in dem betreffenden Orte voraus: 
jeßt oder nur das Vorhandenſein einer erheblichen Zahl von Be⸗ 
fennern eines Kultus !). Zur Anlegung eines Privatlirchhofs, der 
nicht einen Theil des allgemeinen Gemeindekirchhofs bilvete, können 
übrigens, wie fchon oben erwähnt, Kicchenfabrilen und Kongre- 
gationen nicht Erlaubniß erhalten 2). Für die Preußifche Rhein, 
provinz und das Großherzogthum Berg hat eine Königliche Kabinets- 
orbre vom 27. Auguft 1820 „ven Art. 15 des Dekrets vom 
23 Prairial XD, und damit auch die gejetliche Nothwendig⸗ 
keit abgejonderter Begräbnißplätze für jede Konfeſſion“ aufge- 
bopen?). Im Rheinheſſen war fie bis zum Amtsantritt Des 
Biſchofs Ketteler (1850) faft nirgends burchgeführt, weil Voll 
und Klerus der Abſcheidung abhold waren, die man aud vor 
Napoleon fait nirgends Tannte, da bier die Beſtimmungen bes 
Weftfälifchen Friedens in Geltung ftanden. Die großen Unzus- 
träglichleiten einer folchen Abtheilung liegen auf der Hand; denn 
wenn auch die den einzelnen Kulten zugewiefenen Kirchhöfe ober 
Kirchbofstheile nach wie vor der Verfügungsgewalt (autoritd) der 
politiichen Gemeinde unterliegen, jo gibt doch die Trennung zu 
Verſuchen der Geiſtlichkeit Gelegenheit, fich ungebührliche Ver⸗ 
fügungsrechte anzumaßen, namentlich auch beſondere Eden auszu⸗ 
icheiden zum Begräbniß folcher Perſonen, welche nach mittelalter- 
lihem Unduldſamkeitseifer ein chrijtliches Begräbniß angeblich nicht 
verdienen. Zu befonders widerlichen Konfequenzen führt fie bei 
gemifchten Eben, indem Ehegatten und Kinder auf verichiedenen 
Kirchhöfen begraben werden müfjen. Seitdem fich die Zahl der 


1) Das Franzöfiihe Minifterium ſprach in einem Circular vom 1. Sept. 
1845 aus, daß es feines befonberen Kirchhofs bebürfe, wenn einzelne Prote- 
ftanten oder Ifraeliten inmitten einer Tatholifchen Benölferung wohnen oder 
wenn ſolche auf der Durchreife in einer katholiſchen Gemeinde geflorben find 
(Durfy 1, 367). 

2) Sircnlarverfügungen des Franzöſ. Miniſt. v. 1859 und 1864. Durſy 
1, 371. 

3) Hermen® 2, 281. 282, Anm. 
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Religionsvereine weit über die alte Zahl von brei ober vier ver» 
mehrt, wird biefer Grundſatz der Theilung undurchführbar. 

3. Meberall, e8 mögen die politifchen Gemeinden over 
die Kirchen Eigenthümer der Friedhöfe fein, dürfen bejonvere als 
minder ebrenvoll geltende Abtheilungen darauf nicht gemacht wer- 
den. Zum Berjtändniß diefer Negel find zunächit einige Bemer⸗ 
fungen über ältere Zeiten nothwendig. 

Nah den Vorfchriften des päpjtlichen Rechts jollen die Bes 
gräbnißftätten der Ehriften vor ihrem Gebrauh vom Bilchof ge- 
weiht jein, auch mindeſtens ein Kreuz darauf errichtet. Vor er- 
folgter Weihe darf fein Klerifer darauf beerbigen laffen. An ber 
Gemeinſchaft der in geweihter Erbe Beltatteten dürfen aber alle 
Tiejenigen feinen Antbeil erhalten, welche auch im Leben von der 
Gemeinschaft der Gläubigen ausgejchloffen waren,, oder die fich 
jelbft davon ausfchloffen, alfo: alle Ungetauften (Heiden, Juden, 
vor Empfang der Kaufe Gejtorbenen, Zodtgebornen); ferner alle 
Erfommmmicirten (mit dem Kirchenbann Belegten), ſei e8 daß die 
Erkommunikation ausprüdlich über fie verhängt wurde oder ftill- 
ſchweigend eintrat, womit aljo namentlich die Ketzer mitbetroffen 
find. Speziell find ferner ausgefchloffen: Zum Tod Berurtbeilte, 
bei Berübung eines Verbrechens Umgelommene, Kirchenräuber und 
Kirchenzerftörer, offenbare Wucherer (die gegen das firchliche Verbot 
Kapital gegen Zins lieben), Alle welche während eines Jahres 
nicht gebeichtet und zur Ofterzeit nicht an der Kommunion Theil 
genommen haben; enblich Selbftmörber und, nach Vorſchrift des 
Zridentiner Concils, im Duell Getöbtete 1). Un diefen Vorſchriften 
it von den Päpſten und Concilien der Römiſchen Kirche bis auf 
diefen Tag Nichts geändert und alfo nah Anficht der Päpſte 
der katholiſche Klerus zur Befolgung berjelben fortwährend vers 
prlichtet. 

Die Proteftanten, obwohl fie eine Einjegnung der Friebhöfe 
im früheren Sinn nicht mehr fannten, vermochten fich doch nicht 
jo ſchnell von dieſen älteren Anjchauungen loszumachen, und auch 
die Stantögejege proteftantifher Staaten behielten bis in's acht» 
zehnte oder neunzehnte Jahrhundert jchimpfliches Begräbniß als 


3) Eihhorn, KR. 2, 557 und 558. I. H. Böhmer, Jus ecclesiast. 
Prot. 2, 1076—1088 (1732). 
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Ehrenitrafe bei). Eine Milderung ließ man allmählich nur in- 
fofern zu, daß man das Begräbniß zwar innerhalb ver Kirchhofs- 
mauern, aber in einer befonveren ungeweihten Ede deſſelben zuließ. 

a) Das Neicheftrafgefegbuch vom 26. Februar 1876 (15. Mai 
1871) Tennt feine Strafe des unehrlidhen Begräbniſſes, und Das 
Einführungsgefet 8. 2, 5 und 6, verbietet auch deren Androhung 
durch bie Landesgeſetzgebung. 

b) Verhängung dieſes Nachtheils wegen des religiöſen 
Bekenntniſſes des Berftorbenen ift allgemein ausgeſchloſſen 
durch das Geſetz vom 3. Juli 1869, welches alle aus ver Ver⸗ 
ſchiedenheit des religiöfen Bekenntniſſes bergeleiteten Beſchrän⸗ 
kungen ber bürgerlichen Rechte aufhebt?). Schon der Weſtfäliſche 
Friede von 1648, Art. 5, 8. 34 und 35, verbot Dies hinſichtlich 
der Beerdigung von Proteftanten und Katholiken?). Auch die 
Landesgeſetzgebungen enthielten bisher ſchon meiſtens Verbote t). 

c) Die Beerdigung ungetaufter Kinder von Chriften auf be- 
ſonders ausgeichiebenen Stellen des Kirchhofs wiberjpricht eben- 


— — -—— —- 


1) Die Hingerichteten wurden auf dem Richtplatze felbft, namentlich unter 
bem Galgen, begraben; die im Zweilampf Gefallenen und Selbfimörber ließ 
man durch den Scinder auf dem Schinbanger ober an einem andern un- 
ebrlihen Drte verfharren (f. g. Eſelsbegräbniß). Tittmann, Hanbb. der 
Strafrechtswiſſ. 2, 84 und 575; 3, 655 und 680 (1823). Preußiſches Duell- 
Mandat von 1658 und 1713. Preuß. Landrecht von 1794, 2, 20, 8. 803—805. 
Preuß. Krim.-O. von 1805, $. 550. Die Kurfärftl. Baieriſche Verordnumg 
vom 21. Nov. 1774 ſchrieb Beerdigung Hingerichteter außerhalb bes Kirchhofs, 
die Königl. Baier. ®. v. 29. Mai 1809 Beerbigung der Selbftimörber „in 
dem gewöhnlichen Ortslirchhofe" vor (Döllinger 8, 1179. 1180). Oeſterreich. 
8. v. 29. Juli 1853 (R.-G.-Bl. Nr. 151) und 3u. Oft. 1857 (Pornbszki, 
Rechte d. Brot. 278—280). 

2) B.G.⸗Bl. 292. 

2) Bol. oben S. 00. 

*) Das Preuß. Landrecht von 1794 bebielt wenigſtens dem Staate 
allein das Recht vor, Regeln über das unehrliche Begräbniß aufzuftellen und 
in jedem einzelnen Fall über die Anwendbarkeit derſelben zu erlennen, inbem 
e8 2, 11, 8. 188 beſtimmte: „Obne Erkenntniß bes Staats fol Niemanden 
das ehrliche Begräbuiß auf dem öffentlichen Kirchhofe verfagt werben.” Auch 
ein Eircular des Franzöſ. Minift. v. 1. Sept. 1845 befagt: „Zuweilen bat 
man Broteftanten in dem Theil des katholiſchen Kirchhofs beigefett, in welchem 
die ungetauften Kinder, Selbftmörber umb Berbrecher beerbigt werben. Da- 
gegen ift mit Recht Beſchwerde geführt worden (Durſy 1, 368). 
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fall8 dem Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869, da fie nur Ausfluß ber 
Nichtzugehörigkeit zur Kirche ift. Sie muß daher nunmehr überall 
unterbleiben !). 

4. Die Pflicht zur Herftellung und Unterhaltung ver nöthigen 
öffentlichen Begräbnißpläge richtet fich mehrentbeils nach ver Frage, 
in weſſen Eigenthum die vorhandenen Begräbnißpläge ftehen. Wo 
die politiichen Gemeinden Eigenthümer find, haben fie auch für 
die neuen Friedhöfe zu forgen 2), wo die Kirchengemeinden over Kirchen 


) In Batern war bis 1871 die Abfonderung von Pläten auf bem 
Kirchhofe für todtgeborne und ungetauft verftorbene Kinder ſtaatsgeſetzlich 
nicht verboten (Berflgung d. Miniſt. d. Innern v. 20. April 1885, Döllinger 
8, 11%8— 1179). In Württemberg dagegen ſprach eine Minifterial- Berorb- 
nung vom 6. April 1814 allgemein aus: „Sowohl tobtgeborne als un⸗ 
getauft geftorbene Kinder, die Eitern mögen einem Religionsbelenntnig zu⸗ 
gethan fein welchem fie wollen, find nirgends anderswo als auf ben gemeinen 
öffentliden Todtenader zu begraben‘ (Reg.⸗Bl. 149). Das Generalvilariat 
in Ellwangen und der Generalvilar des Bisthums Konftanz erließen hierauf 
mterm 16. Mai unb 8. Juni 1814 zum Vollzug diefer Berorbnnungen 
Beifungen an die Delane folgenden Inhalts: 1. Künftig bürfen auf ben 
Kichhöfen leine abgefonderten und ungeweihten Pläge mehr ftattfinden, und 
wo ſolche vorhanden feien, feien fie vom Seelforger nad ber kirchlichen Vor⸗ 
fhrift fofort zu weiben und mit dem allgemeinen Gottesader zu vereinigen, 
auch allenfalifige befondere Einfafjungen verfelben unter Mitwirkung der welt- 
lichen Bebörbe zu entfernen. 2. Alle tobtgeborne oder vor ber heiligen Taufe 
geßorbene Kinder feien ohne Linterfchieb, wie die getauften, auf den gemein«- 
ihaftlichen, eingefegneten Gottesader zu begraben und dürften durchaus nicht 
mehr an verborgene, abgefonderte und uneingeweihte Orte gebracht werben.” 
Reyſcher 10, 461 und 462. Bol. auch Dekret des Generalvilariatd Würzburg 
vom 1. Dezember 1813. Reyſcher 10, 448. — Die proteftantifchen Kirchen- 
ocmungen haben ben katholiſchen Grundſatz theilweiſe fhon im 16. und 17. 
Jahrh. aufgegeben. 

2) Kaiſerl. Franzdf. Dekret v. 12. Juni 1804, Art. 7: „Die Gemein- 
den, welche in Gemäßheit ber Artilel 1 und 2 genöthigt fein werben, ben 
bitherigen Begräbnißplatz aufzugeben und ſich neue außerhalb bes Umkreiſes 
ihrer Wohnplätze zu beichaffen” u. ſ. w. Franzöſ. Geſetz v. 18. Zuli 1837, 
Art. 30, Nr. 17: „Zu den Gemeinde» Bflihtausgaben gehören: bie Ein- 
ſchliezung, Unterhaltung und Berlegung ber Kirchhöfe in ben durch Geſetze 
und Berorbnnungen vorgefehenen Fällen (Duriy 1, 366). VBerorbnung für 
das Großherzogthum Berg vom 13. Oltober 1807, Art. 49: „den Gemein- 
ven Tiegt es ob, die Plätze zu den Kirchhöfen zu erwerben und für deren Ein⸗ 
jaffung zu forgen.” Gemeinbeorbnung für bie Baier. Rheinpfalz vom 
29. April 1869, Art. 29. 
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Eigenthümer jind, liegt ihnen dieſe Verpflichtung ob !). Inder ganzen 
Preußiichen Monarchie bedürfen Beſchlüſſe der katholifchen Kirchen- 
gemeinden über Anlegung ober veränderte Benützung von Des 
gräbnißplägen ber Genehmigung der jtaatlichen Aufſichtsbehörde 
und zwar des Kultusminifters®). Ebenjo die Beichlüffe evangeliſcher 
Gemeinden in ven acht älteren Provinzen?). In der Baierifchen 
Rheinpfalz findet nur eine Prüfung in janitätspolizeilicher Hinficht 
durch die Bezirksämter ftatt 9). 

5. Die Pflicht der Unterhaltung ver Friebhöfe liegt im Zweifel 
dem Eigenthümer verjelben ob, fowie dieſem auch die natürlichen 


ı) Sm GSeltungsgebiet des Algen. Preuß. Landrechts Tiegt die Pflicht 
zur Anlegung von neuen Begräbnißplägen im Zweifel den „Kirchengemeinden“ 
ob. Dies fpricht ein Reſkript der Minifterien der geiftlichen Angelegenheiten 
und des Innern vom 30. Nov. 1832 aus (v. Kamp, Annalen 16, 926. 
Bogt 1, 223. 1857). Ein frühere Neftript des Minifterd bes Innern vom 
18. Juni 1819 hatte den Kirchen Freiheit laſſen wollen, die Laf gegen Ueber⸗ 
laffung der Gebühren auf die politifche Gemeinde zu wälzen (v. Kamptz, 
Ann. 3, 415. Vogt I, 226. 227). Unterm 22. Februar 1870 erklärte ber 
Rultusminifter in einem Reilript an das K. Konfiftorium zu Magbeburg, 
daß er „gleich dem Evangelifhen Ober-Kirchenrath” es für in hohem Grabe 
wänfchenswerth balte, daß ber Kirchliche Charakter bei neuen Begräbnißpläten 
thunlichft gewahrt und beren Beichaffung durch bie bürgerlichen Ortsgemein- 
den auf eine möglichft geringe Zahl von Fällen befchräntt werde. Es fei 
daher, fo deutete er an, Aufgabe der Konfiftorien, „durch Vermittlung der 
Ortspfarrer und Gemeinbe-Kirchenräthe” auf die Kirchengemeinden einzuwirken, 
daß fle die Beihaffung neuer Begräbnißplätze felbft in die Sand nehmen und 
nicht den politifhen Gemeinden überlaflen. (Aklt. St. aus ber Berwaltung 
des Evang. Kirchenraths 6, 353). — In der Oberlaufis ift zunächſt das 
Kirchenverm gen zur Srwerbung und Unterhaltung der Begräbnigpläge 
und der Kirchhofsmauern verpflichtet. K. Verordnung vom 11. April 1846, 
8.1(8.-©. 164). Bol. auch Preußiſches Geſetz Über bie Berbältniffe ber 
Juden vom 23. Yuli 1847, $. 58 (G.-©. 274). — Ueber K. Sachſen vgl. 
von Weber 2, 2, 678 (1845). 

2) Geſetz vom 20. Juni 1875 über bie Bermögensverwaltung im ben 
katholiſchen Kirchengemeinden, 8. 50, Nr. 5. Königl. Verordnung vom 27. Sept. 
1875, Art. 1. Gefeh vom 7. Juni 18:6, 8. 1, Nr. 6. Cine umridtige 
Folgerung aus $. 50 des Geſetzes vom 20. Juni 1875 zieht Lud. Heinrich, 
Berw. des Kirhenvermögend. Köln, 1576, ©. 109. 

3) Geſetz vom 3. Juni 1876, betreffend die evang. 8.-8. in den acht 
älteren Provinzen, Art. 24, Nr. 6. 

4) Verfügung der 8. Regierung der Pfalz vom 17. Juli 1869 bei 
Medicus 299. 
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Erträgniſſe (Gras, Obſt, Holz), der Erlös verkaufter Familien⸗ 
begraͤbniſſe ſowie die etwa zu erhebenden Begräbnißgelder gebühren. 
Solche Begräbnißgelder werben in einem großen Theile Deutfch- 
lands erhoben, und pflegen einen erheblichen Theil ber Unter 
haltungs⸗, ja ſelbſt der Anlegungsfoften zu decken. Auf dem linken 
Rheinufer jowie im Großherzogtfum Berg ift jedoch die Pflicht 
der Unterhaltung den Kirchenfabriken aufgelegt, welche bafür aber 
auch die natürlichen Nugungen der Kirchhofsgebäube ziehen !) und 
das ausſchließliche Recht genießen, die Leichenwagen u. |. mw. 
zu Stellen. Nur wenn die Mittel der Sirchenfabrif nicht aus⸗ 
reihen, bat die politiiche Gemeinde die Unterhaltungspflicht 2). 
Die Gebühren für Einräumung von Privatbegräbnißftätten (Erb- 
begräbniffen) fallen ver politifchen Gemeinde zu, und es follen 
nur Perfonen die Bewilligung erhalten, welche fich außerdem zu 
Schenkungen für die Armen und Spitäler erbieten®). Für Elfah- 
Kothringen ift die Vorjchrift maßgebend, wonach 2/, ber Gebühren 
in die Gemeindelaffe, !/, in die Armenkaſſe oder in die Kaffe einer 
Wohlthätigfeitsanftalt fließt), Wo die Proteftanten und Juden 
beſondere Abtheilungen des Gemeindekirchhofs haben, Liegt ihnen 
die Unterhaltung ihrer Abtheilung ob, wogegen ſie auch die Nutzungen 
bezieben 5). In ſtarkbevölkerten Gemeinden kommt die Beſtimmung 
gar nicht in Anwendung, ſondern es vergeben die Gemeindebehörden 


V Dieſe Ueberlaſſung der natürlichen Nutzungen geſchah aus Rückſicht⸗ 
nahme auf Sätze des kanoniſchen Rechts (Vgl. Hermens 4, 605) und nöthigte 
dann den Fabriken auch primo loco die Unterhaltung aufzulegen. — In⸗ 
wieſern zu ben natürlichen Nutzungen auch das Holz von Bäumen gehöre, 
darüber |. Gutachten des Kranzöfifhen Staatsraths vom 22. Ianuar 1841 
bet Durſy 1, 368. 

2) Dekret vom 12. Juni 1804, Art. 22 —26. Dekret vom 30. De. 1809 
über die Kirchenfabriken, Art. 36, 37, Nr. 4. Lircular bes Franzöſ. Minift. 
v. 1864 (Durfy 1 370). — Medicus, Gemeindeordnung für die Pfalz 1869, 
S. 85, legt den Art. 37 dahin aus, baß bie Fabrikräthe nur das Recht 
hätten, fi) über die Gemeindeverwaltung wegen Bernachläffigung der Unter- 
haltung zu befchweren. — Verordnung für das Großherzogthum Berg vom 
13. Oltober 1807, Art. 49: „Die Kichen forgen für die Unterhaltung ber 
Lirchhöfe und beziehen daher das Einkommen von ben Beerdigungen.“ 

2) Dekret vom 12. Juni 1804 (23 Prairial XII) Art. 11. 

9 Berordnung vom 6. Dez. 1843, Art. 3. Durſy 1, 366. 

5) Sranzöfifches Eirfular von 1857. Durfy 1, 370. 
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im Einvernehmen mit ben Fabriten mitteljt öffentlichen Zufchlags 
ben Leichentransport, die zur Beerdigung erforberlichen Arbeiten 
und die Unterhaltung des Kirchhofsy. Das Preußifche 
Landrecht bat folgende Vorfchriften 2, 11, 8. 761: „Die Unter- 
haltung der Begräbnißplätze ift gemeine Laſt und Tiegt Allen ob, 
die an dem Sirchhof Theil zu nehmen berechtigt find." (Bgl. 
8. 183 ff.). $. 762: „Erbält jedoch die Kirche Bezahlung für 
die Grabftellen,. jo muß der Kirchhof aus der Kirchenkaſſe auf 
eben die Art, wie die Kirche felbft, unterhalten werden.“ 8. 763: 
„Der Batron ift, der Regel nach, zur Unterhaltung des Kirchhofes 
beizutragen, in keinem Balle verpflichtet. Preuß. Landrecht 2, 
11, 8. 818: „Die Nutung des Kirchhofes gehört der Regel nach 
nicht dem Pfarrer, fondern zu den Kircheneintünften.” 819: „Wenn 
jedoch ein Pfarrer den Kirchhof mit Maulbeerbäumen bepflanzt, 
und für deren Abwartung und Kultur gebörig forgt, fo gebührt 
bemjelben die ganze Nutung des Kirchhofes fowohl an Gras als 
Früchten. 820: „Will der Bfarrer fich mit ber Anpflenzung 
und Kultur der Maulbeerbäume folchergeftalt nicht befaffen, fo 
ſteht dies dem Küfter frei, welcher Dagegen eben biejelben Vortheile 
an dem Kirchbofe zu genießen bat.” — Im Königreih Sachſen 
fallen Gebühren für das Segen von Leichenfteinen und für Er- 
richtung von Erbbegräbniffen dem Kirchenkaften zu*), die Gras- 
nußgungen Dagegen, wenigftens auf den ‘Dörfern, meiftentheild dem 
Pfarrer oder Küfter?). 

6. Es ift Die Aufgabe der Ortspolizeibehörden, bie Befolgung 
der geſetzlichen WVorfchriften über das Begräbnißweſen zu über- 
wachen und die öffentliche Ordnung bei Begräbniffen aufrecht zu 
erhalten, namentli Alles zu verhindern, was ber Ehre des Ge⸗ 
ftorbenen zu nabe treten könnte“). Den Befchwerven gegen ihre 


2) Kaiſerlich Branzöfiiches Dekret vom 18. Mai 1806, Art. 10. Durfv 
1, 373. Vgl. auch Pfälziſche Gemeindeordnung vom 29. April 1869, Art. 29 
und dazu Mebicus, Kommentar ©. 85. 

2) Entſcheidung des Kultusminifteriums vom 15. Dez. 1846. Koder 
715, Anm. | 

3, Seneral-Artifel vom 1. Januar 1580, XV. Kober 35. 

4) Franzöſiſches Dekret vom 12. Suni 1804 (23 Prairial XII) Art. 16 
und 17. Durfy 1, 364. 
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Weiſungen kann regelmäßig bei der meift vorliegenden Dringlichkeit 
feine auficgiebende Wirkung zulommen. 

7. Das Recht, die Kichhofsorbnung feitzufegen, über bie 
auf dem Friedhof vorzunehmenden Anlagen, Verfchönerungen u. ſ. w. 
zu verfügen, die Zobtengräber und andere bei Beerbigungen be- 
hülflihe Perfonen zu ernennen und zu entlaflen, das Kirchhofs⸗ 
grundſtück in Civilklagen aktiv und paffiv zu vertreten, gebührt 
im Zweifel dem Eigenthümer des Friedhofs. Im Gebiet des 
Franzoͤſiſchen Nechts üben dieſe Befugniffe alfo die Gemeinderäthe 
der politifhen Gemeinden, und in Ausführung der Beſchlüſſe der⸗ 
jelben der Bürgermeifter‘), Hinfichtlih der Bewilligung von 
Privatbegräbniffen (Erbbegräbniffen) auf dem Friedhof haben fie 
nur Borichlagsrecht, während Präfelt und bei größeren Gemeinden 
das Minifterium über die Anlage derſelben und den Tarif be 
ihließen 2). Der Sclüffel zum Kirchhof gebührt hier dem Orts⸗ 
vorfteher oder dem von biefem befteliten Aufjeher und es haben 
die Pfarrer keinen Anſpruch darauf, ebenfalls einen Schlüffel zu 
befigen 3). In der Bnierijchen Rheinpfalz werben die Tobtengräber 
und jonjtigen Aufſeher über die Friedhöfe vom Gemeinderath auf 
Widerruf ernannt und entlaffen*). In Württemberg übt dieſe 
Rechte entweder der Gemeinderath der politifchen Gemeinde ober 
der Stiftungsrath, beftehend aus dem Gemeinderath unter Theil 
nahme des evangelifchen und Fatholifchen Ortögeiftlichen. In ganz 


Preußen gebührt die Verwaltung der katholiſchen Kicchhöfe, 


mögen biejelben Eigenthum der Kirchengemeinde oder eines Kirchen⸗ 
taftens fein, dem Kirchenvorftand und der Gemeinbevertretung, ſo⸗ 
weit nicht bi8 zum 1. Oktober 1875 dem Staat over bürgerlichen 
Gemeinden Verwaltungsrechte zukamen. Dieje lesteren bleiben 


1) Kaiſerl. Franzöſiſches Dekret vom 12. Suni 1804, Art. 16: „Die 
Begräbnißpläge — — unterliegen ber Verfügungsgewalt (autorit6) der 
Gemeindeverwaltungen. Damit ift zugleich ausgeſprochen, daß fidh ber 
Staat nicht ferner die Verfügungsgewalt vorbehielt. 

2) Durfy 1, 363, 367. 

N, So aud Tircular bes Franzöſiſchen Minift. von 1856 (Durfy 1, 371). 

*) Gemeindeordnung vom 29. April 1869, Art. 64 und 98. Bol. 
Meticns 167. 165 oben und 260. rüber ernannte ber Büürgermeifter, laut 
Neg «Berf. vom 9. Nov. 1827, Art. 6. Wand, Amtshandbuch 1859, 309. 
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nach wie vor beſteheny. An den beitebenden Eigenthbumsperhält- 
niffen ift durch das Geſetz nichts geänvert. Die Verwaltung ber 
evangelifchen Kirchhöfe in den fechs alten äftlichen Provinzen ge- 
bührt in gleicher Weije dem Gemeinde⸗Kirchenrath und der Gemeinde⸗ 
Vertretung. 

8. Jedem hilfsbedürftigen Deutichen ift von dem zu feiner 
Unterftügung verpflichteten Armenverbande — — bie erforderliche 
Pflege in Krankheitsfällen und im Falle feines Ablebens cin an= 
gemeſſenes Degräbniß zu gewähren ?). 

9. Hinfichtlich der Begleitung durch Geiftliche und der Grab⸗ 
reden von Laien gelten folgende Üegeln: Jeder Deutiche hat das 
Net, fih zu den Plage, wo ihm das Begräbniß gewährt werben 
muß, auch von dem Geiftlichen feiner Konfeifion begleiten, pafelbft 
eine Rede halten und anvere religidfe Gebräuche vornehmen zu 
laſſen. Diefes Recht iſt lediglich ein Zubehör des Rechts auf Den 
Begräbnißplatz und folgt mit Nothwendigfeit aus dem Reichögefeg 
vom 3. Yuli 1869 über bie Unabhängigkeit ber bürgerlichen Rechte 
vom Religionsbelenntniß ?). Es bedarf daher auch in dem Fall, 
wenn bie Beerdigung auf dem Friedhof einer anderen Konfelfion 
ſtattfindet, keiner Bewilligung Seitens der konfeſſionellen Kirchhofs⸗ 
verwaltung. In Preußen find dieſe Grundſätze vor 1843 und 
ſelbſt nach diefer Zeit nicht oder nicht vollkommen befolgt geweſen. 
Nur die Angehörigen, der „anerkannten Religionen jollten das 
Recht auf Begleitung ihrer GBeiftlichen genießen, und auch viefe nur 


) Geſetz vom 20. Juni 1875 über die Bermögensverwaltung in ben 
tatbol. Kirchengemeinden $. 3 und 4 und 57. 

2) Preußiſches Gele vom 8. März i871 zur Ausführung bes Reichs⸗ 
geſetzes vom 6. Juni 1870 über den Unterſtützungswohnſitz $. 1. Wörtlich 
übereinftimmenb das Württembergifhe Geſetz vom 17. April 1873, Art. 1 
(Reg.-Blatt 109). 

3, Die älteren ſtaatlichen Vorſchriften, wonach Selbſtmörder nur in 
ber Stille begraben werben durften, find mit Erlaß bes Reichsſtrafgeſetz⸗ 
buches überall befeitigt. Dafielbe gilt von der Vorſchrift bes Preußifchen 
Strafgefeßbuches vom 14. April 1851, 8. 9: „Der Leichnam bes Hin- 
gerichteten ift feinen Angehörigen auf ihr Berlangen zur einfachen, obne 
Feierlicleiten irgend einer Art vorzunehmenden Beerdigung zu verabfolgen.‘ 
In den meiften Deutichen Staaten find foldhe Leichname zur Anatomie abzu- 
fiefern, und werben dann wie andere anatomiſche Präparate und Reſte an⸗ 
ftändig beerbigt. 
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dann, wenn der Friedhof Eigenthum der politiſchen Gemeinde ſei, 
oder vermöge beſonderen Rechtstitels im Mitgebrauch mehrerer 
Konfeſſionen ſtehe, oder an dem Ort, wo ſich der Sterbefall er⸗ 
eignete, ſich mindeſtens eine Kirche oder ein Bethaus von der 
Lonfeſſion des Verſtorbenen befinde, wobei ein Geiſtlicher fungirt. 
In allen andern Fällen beſtehe nur ein Recht auf ſtilles Begräbniß !). 
Zür bie Provinz Weftfalen allerdings, und zwar deren ganzen 
Umfang, verfügte die Königliche Veroronung vom 15. Mär; 1847 
auf Antrag des Propinzial-Tandtags (Beſchluß vom 31. Mat 1845): 
„Daß die im Staate aufgenommenen Kirchengefellichaften ver ver- 
ſchiedenen Religionsparteien einander wechjelsweife, in Ermange- 
lung eigener Kirchhöfe, ein nach dem Neligionsgebrauche des Ver⸗ 
ftorbenen, und unter Mitwirkung eines Geiftlichen feiner Konfeſſion, 
zu feierndes Begräbniß nicht verfagen dürfen“2). „In Schlefien 
galt Aehnliches von älteren Zeiten ber 3). In den übrigen Provinzen 
fomen aber noch nach 1848 die alten Grundfätze vielfach zur An⸗ 
wendung, und wurden insbeſondere unterm 29. Sept. 1850 durch 
die Minifter des Kultus, des Innern und ber Suftiz gegenüber 
den „getrennten Lutheranern“ geltend gemacht *). Noch weniger 
wurbe ben Mitgliedern von Religionsvereinen ohne Korporationg- 
recht geitattet, Durch ihre Prediger bei Begräbnifien Reben balten 
zu laſſen*), und Ionfequenterweije auch das Auftreten von Laien 
aligemein verboten ®). Die Berfaffungs- und Geſetzmäßigkeit dieſer 
Praxis zu unterjuchen, überfchreitet bie Grenzen dieſer Aufgabe. 
Aehnliche Beſchränkungen walteten bis in neuere Zeit im Königreich 
Sachſen; bei Deerbigung von Leichen katholiſcher oder deutſch⸗ 
tatholifcher Glaubensgenoſſen auf proteftantifchen Gottesädern hatte 
fih der katholiſche oder deutſch⸗katholiſche Geiftliche auf die DBe- 
gleitung der Leiche auf den Gottesader zu beichränten, und konnte 


ı, Girkular-Berfügung des Kultusminiftieriums vom 30. Mai 1844 
(Rin«Bl. f. d. i. ®. 239). Vogt 1, 228. 

2) G.S. 116. . 

2) 8. Friedrich's II. Reglement v. 8. Aug. 1750. (Korn's Edikten⸗Samml. 
5,415. Bogt 2,177). 

9) Miniſt.Bl. f. d. i. ©. 328. Bogt 1, 229. 

) Altmann, Praris 1861, ©. 481. 

% Jacobſon, Ev. 8.-R. 2, 513 Anm. 17. Bgl. auch Allgem. Kirchen- 
blatt 3, 341. 
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bafelbft feine Firchlichen Funktionen vornehmen, außer wenn er 
dazu von den Xolalbehörven und den betbeiligten proteftantifchen 
Geiftlihen ausprüdliche Erlaubniß erbeten und erhalten hatte *). 
Laien bebürfen zu Stanbreden am Grabe ber vorgängigen Er- 
laubniß des Pfarrer8 2). Im Allgemeinen ift anzunehmen, daß in 
Ermangelung abweichender befonderer Beitimmungen Reden von 
Nichtgeiftlichen bei Beerdigungen wie Neven in Berfammlungen 
unter freiem Himmel zu behandeln find), und daher in den meiften 
Staaten der vorausgehenden Anmeldung bei der Ortspolizeibehörde 
bedürfen. 

10. Jedermann kann vor ſeinem Tode Verfügung treffen, 
daß die Begleitung durch Geiſtliche oder die Veranſtaltung religiöſer 
Feiern bei ſeiner Beſtattung unterbleibe. Es gibt kein Recht eines 
Religionsvereins gegen den Willen ſeiner Mitglieder ſolche Feiern 
anzuwenden. Hat der Verſtorbene ſelbſt eine Verfügung nicht 
getroffen, ſo entſcheiden der überlebende Ehegatte, beziehungsweiſe 
die nächſten Erben. 

VI Zum Schluß bedürfen noch einige ptivatrechtliche Ver⸗ 
hältniſſe der Begräbnißſtätten eine kurze Beleuchtungg: 

1. Außer Gebrauch geſetzte Kirchhöfe dürfen in ben acht 
alten Preußischen Provinzen erft nach Ablauf von 40 Jahren ver- 
äußert werden. Beräußerungen vor diefem Zeitpunft bedürfen ber 
Genehmigung des Miinifteriums +. In Elfaß-Lothringen, Rhein- 
yfalz und Rheinheſſen ift e8 den Gemeinden als Eigenthümern ge- 
fchloffener Kirchhöfe geftattet, nach Ablauf von fünf Jahren nad) 
deren Schließung den Kirchhof zu verpachten, jevoch mit der Maß- 
gabe, daß fie nur eingejät oder angepflanzt werden können, obne 


— — — — 


ı) Koder 287 Anm. 38 und 683 Anm. 6 (1864). 

2) Koder 36 Anm. 44, v. Weber, 2, 197 und Anm. 87 (1845). 

) Das proteftantifche Oberlonfiforium zu Darmflabt fprad im einer 
Berfügung vom 14. Mai 1844 aus, daß bei einer kirchlichen Beerdigung 
Laien erft auftreten Lönnten, wenn ber Geiſtliche ben religiöfen Akt gefchloffen 
bat, daß im Uebrigen der Geiftlihe und bie kirchliche Behörde weder etwas 
zu erlauben noch zu verbieten babe, da Laienreden in bie Kategorie von 
weltlichen Borträgen an öffentlihen Orten zu rechnen feien und ihre Zu⸗ 
laffiung und Verhinderung lediglih von ben zuftändigen Polizeibehörden ab- 
hänge (Köhler 2, 778). | 

*) Königl. KabinetSordre vom 8. Januar 1830 (v. Kamptz, Annal. 14, 
183. Bogt 1, 223. Hermens 2, 278). 
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daß bis auf weiteres Erdaushebungen oder Gebäubefundamentirungen 
vorgenommen werden bürfen!). Es ift ihnen aber ferner auch 
geftattet, folche Pläße zu verlaufen und zu vertaufchen ?). 

2. Der Grundſatz des römiihen Rechts, wonach Begräbnip- 
jtätten al8 jolche vem Verkehr entzogen find, gilt in einem Theile 
von Deutichland nicht). Im Geltungsgebiet des Preußiſchen 
Landrechts von 1794 find nach deſſen Beitimmungen Diejenigen 
Friedhöfe, welche den politiichen Gemeinden gehören, wie andere 
den ®emeindezweden dienende Sachen, 3. B. Gemeinbeitraßen, 
Schulgebäude, in gewiſſem Sinne dem Verkehr entzogen (res 
extra commercium)*). Durch 8. Kabinetsordres und die Praris 
it died aber auf alle Friedhöfe und alle Privatbegräbnifie aus- 
gevehnt worden 8). 

3. Das Schürfen nad Mineralien ift auf Friebböfen un- 
bedingt unterjagt®). 

VI. Sowohl die oben berührten Grundſätze des Reichs⸗ 
rechts, als auch die gegenwärtigen firchlihen Zujtände machen es 
zu einer dringenden Aufgabe ver Landesgeſetzgebungen, das gefammte 
Begräbnißwefen burchgreifend zu vejormiren und es bürfte auch 
Sache des Reichs fein, die Unabhängigkeit der bürgerlichen Rechte 
vom Religionsbekenntniß in diejer Dinficht durch allgemeine Normen 
beiler zu fichern. Im Preußen find bereitd bie Vorarbeiten zu 


) Dekret vom 12. Zuni 1804, Art. 8 und 9. Durfy 1, 362. 

2) Staatsrathsgutachten vom 3. Januar 1805 (bei Hermens 3, 226). 

°s, Wächter, Handb. des Wiürtt. Privatr. 2, 284. Dernburg, Lehrb. des 
Preuß. Brivatr. 1, 117, Note 6. 

% Demburg I, 117. 

’) Eine Kabinetsorbre K. Friebrih Wilhelm's IV. vom 14. April 1840 
(Inſtizminiſter Mühler), welche nicht in der Geſetzſammlung erſchien, lautet: 
„Auf Ihren Bericht von 26. v. M. autoriſire Ich Sie, das von dem Land⸗ 
und Stadtgerichte zu St. verfügte Subhaſtationsverfahren über das dem A. 
zn St. gehörige Familienbegräbniß aufzuheben, da Begräbnißpläße 
überhaupt dem bürgerlihen Verkehr entzogen find.“ (Es war 
dies ein Fall bloßer Kabinetsjuftiz.) Min.⸗Bl. f. d. i. Verw. v. 1840, ©. 154. 
Hermens, Handb. 4, 961. Eine Königl. KabinetSorbre vom 26. Ottober 1840 
erllart auch die Subhaflation von Begräbnifiplägen für unzuläſſig. Min.Bl. 
.d. i. Verw. 1840, ©. 457. Bogt 1, 223. 

9 Preuß. Berggeſetz vom 24. Juni 1865, $. 4. Bgl. v. Roth, Baier. 
Civilrecht 3, 22 u. 60. 

Ihndihum, Kirchenrecht. 8 
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einer neuen gefeglichen Regelung im Gang, ſeitdem das preußiſche 
Abgeordnetenhaus am 1. Juni 1875 befchloffen hat, die Staats- 
regierung aufzufordern, dem Landtag einen Gejegentwurf über die 
Aufhebung des konfeſſionellen Charakters der Kirchhöfe vorzulegen H. 
In der That muß die Reform von den drei Hauptgrunpjäßen aus- 
geben: 1. daß feine politiiche Gemeinde das Recht behalten barf, 
Theile des Gemeinbefirchhofs einzelnen Religionsvereinen zum aus- 
ſchließlichen Gebrauch zu überlaffen, 2. daß feiner NReligionsgemeinde 
die Anlegung eigener Friedhöfe geftattet werden darf, und 3. daß 
alle bereit8 vorhandenen Friedhöfe für Anftalten der politijchen 
Gemeinden erflärt und unter die Verfügung ver Gemeindebehörben 
geitellt werben. 

Das Recht und die Pflicht des Staates zu dieſen Maßregeln 
ergeben ſich ſchon aus der Thatſache, daß die fonfejjionellen Fried» 
höfe ſaſt allerwärts in Wirklichkeit dem Gebrauche aller Bewohner 
dienen, aus den Beiträgen aller, namentlich den Begräbnißgelvern, 
unterhalten werden, und daß ihre Anlegung ebenfalls vielfach auf 
Koiten der politifchen Gemeinde erfolgt ijt, der in ganz Deutfch- 
land bisher menigitens die ſubſidiäre Pflicht zur Anlegung und 
Unterhaltung oblag. Daß Denjenigen, welche aus einem Religions- 
verein austreten, und einen neuen Verein bilden, nicht zugemuthet 
werben fünne, ihr Recht am bisherigen Friedhof aufzugeben und 
ſich einen eigenen Friedhof anzufchaffen, hat die Gefetgebung bis» 
ber ftet8 anerkannt und die Altlutheraner, Deutfchfatholiten, freien 
Gemeinden, Altkatholiken, Reform-Iuden im Mitgebrauch ver Be: 
gräbnißpläge gefchütt. Stellt der Staat endlich einmal ein ein- 
faches Hares Prinzip auf, jo ändert er an ber tbatfächlichen Lage 
der Dinge nur wenig. Das Vorbandenfein mehrerer an verichie- 
denen Orten gelegener Friephöfe erſchwert und vertbeuert ferner 
bie polizeiliche Ueberwachung des Begräbnißweſens, die Anlegung 
ber nöthigen Leichenhäufer, ven Schug der Gräber und Grab- 
benfmale gegen Beſchädigung. Dieje Nachtheile müßten immer 
greller bervortreten, jemehr die Zahl ver Neligiondvereine unter 


— — — — — 


2) Auch die revidirte Bundesverfaſſung der Schweiz v. 1874, Art. 53 
beflimmt: „Die Verfügung über bie Begräbnißplätze fteht ben bürgerlichen 
Behörden zu. Sie haben bafür zu forgen, daß jeber Verſtorbene in ber 
Gemeinde, wo er gemohnt bat, fchidlich beerbigt werben Tann.‘ 





Slodengeläute. 115 


der Herrihaft der Neligionsfreiheit zunimmt. Der wichtigite 
Grund für die Aenderung bleibt jedoch die Aufgabe des Staats, 
für die Aufrechterbaltung des religiöfen Friedens unter allen 
Bürgern foviel wie möglich beizutragen. Früher, folange vie 
Geiftlichen die Stellung von „mittelbaren” Staatsdienern batten, 
und viel mehr als jegt unter ftaatlicher Leitung ftanden, ließ ſich 
mit dem alten Spyitem noch allenfall auskommen; in unfern 
Tagen, wo die religidfen Gegenſätze ſtärker angefacht find als feit 
Jahrhunderten, und ein Theil des Klerus ven Begriff der religiöfen 
Duldung nicht mehr kennt, ift es unbaltbar. Ein Staat, ber 
Gewiſſens- und Weligionsfreiheit gewährt, Civilehe vorfchreibt, 
Eheſcheidung zuläßt, gemifchte Ehen unter feinen Schug nimmt, 
den Zaufzwang verneint, die Sirchenzucht in Schranken weilt, — 
kann nicht geftatten, daß der Klerus den Krieg gegen dieſe ftant- 
lichen Grundſätze bi8 an den Rand der offenen Gräber fortſetze 
und durch Berufung auf mittelalterliche päpftliche Satzungen auf 
dem öffentlichen Friedhof Auftritte veranlaife, welche zu den wider. 
wärtigften Aeußerungen verblenveten Religionshafjes gehören, und 
fortwährend die Polizeigewalt nöthigen, einzufchreiten. Der gefunde 
Sinn des Volkes ift faft überall längft dafür, daß auf dem Fried» 
bof Friede der Konfeifionen heimiſch fein müffe, und wird baber 
ein hräftiges Vorgehen der Staatögewalt nur mit Dank begrüßen. 


8. 22. 
5. Giodengeläute und Gemeingebraud) deſſelben bei Begräbnifien. 


1. Das Recht, durch Glodengeläute zum Gottesdienſt einzu⸗ 
laden ober fonitige religiöfe Ankündigungen vorzunehmen, darf heut- 
zutage nicht Einem oder einigen Religionsvereinen allein vorbehalten 
bleiben, fondern muß Allen in gleicher Weije zukommen. Natür- 
Iiherweife kann jeboch polizeilich nur eine ſolche Anwendung des 
Geläutes geduldet werben, welche nicht Beläftigung der Einwohner 
mit ſich bringt und nicht unvereinbar ift mit der bürgerlichen Be⸗ 
ftummung des Geläutes zur Ankündigung von Teuers , Wafjers- 
oder anderer gemeinen Noth, oder zur Andbeutung der Tageszeiten 
Morgen» und Abenpgeläute). Eine zweckmäßige Vorjchrift ent- 
halten die Franzöfifchen Organijchen Artikel vom 8. April 1802, 
Art. 48: „Der Bilchof hat fi) mit dem Präfelten über ben Ge- 
. 8* 
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braudh der Gloden zum Einläuten des Gottesbienftes zu ver- 
ftändigen. — Zu anderen Zweden bürfen bie Glocken obne Er- 
laubniß der Ortspolizeibehörde nicht geläutet werden” 1). In ges 
mifchten Gemeinden ericheint es nicht geeignet, das Läuten mit 
allen Glocken zuzulajjen, wenn etwa der katholiſche Bifchof feine 
Bilitation hält, da es fich bierbet nicht um Gottesdienft Handelt 
bei Rundreifen proteftantiicher Generalfuperintendenten wird ber: 
gleichen ſchon längft gar nicht beanfprucht. 

2. In einer fehr großen Anzahl Deutfcher Gemeinden find 
die Glocken Eigenthum der politiichen Gemeinde, werden von 
diefer angelchafft, unterhalten und auch der Glödner aus der 
Gemeindefaffe bejolvet 2). Das Preußiiche Landrecht von 1794, 


2, 11, 8. 191 Stellt dagegen die VBermutbung auf: „Das bei einer 


Kirche befindliche Geläute ift in der Regel als ein Eigentbum ver 
Kichengefellichaft anzufehen. Der 8. 192 fchügt aber herkömm⸗ 
lihen over vertragsmäßigen Simultangebraudh. Ausführliche Be- 
jtimmungen über die Unterhaltung des Geläutes geben die 
88. 766—7719) 

3. Zu Begräbniffen kann jeder Religionsverein und jede 
Privatperfon das Geläute mit der Gemeindeglode oder mit Der 
Kirchenglode begebren, wo die Staatsgejetgebung dies entiweder 
allgemein vorgejchrieben bat oder feite Herfommen oder Verträge 
beiteben. 

Sole allgemeine Vorſchriften gelten in Schlefien nach der 
Verordnung vom 8. März 1742, desgleichen in Baiern, wo Das 
Religionsebift vom 26. Mai 1818, 8. 103 beftimmt: „Der Glocken 
auf den Kirchhöfen*) kann jede öffentlich aufgenommene Kirchen⸗ 


ı) Duriy 1, 49. Hermens, Hanbb. 1, 506—513. 1833. Baierifche Ber- 
orbnungen von 1800—1832 über bie Zeiten und Dauer des Läutens und 
gegen das fogenannte Wetterläuten und dergleichen abergläubiiche Gebräuche 
bei Döllinger 8, 1145—1160. 

2) Bol. z. B. Naflauifches Evilt v. 5. Juni 1816. Otto, ©. 25. — 
Pfälziſche Gem.-Orbn. v. 1869, Art. 29. Mebicus 83 und 289. In Württem- 
berg fteben die Glocken entweber im Eigenthum ber politifchen Gemeinde oder 
doch unter ber Verfügung bes Stiftungsrathe, welcher aus dem Gemeinberath 
unb ben erangelifhen und fatholifchen Geiftlichen befteht. | 

3) Bol. auch Altmann, Praris 1861, S. 243. 

N Zu den Glocken „auf den Kirchhöfen‘ gehören auch diejenigen auf 
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gemeinde bei ihren Leichen-Feyerlichkeiten gegen Bezahlung ber Ge- 
bühr, fich bedienen.” Auf bloje PBrivat-Rirchengefellichaften bezog 
fih die Vorjchrift nicht. Soweit es fih um die Diitbenugung der 
Semeindegloden handelt, müfjen alle früheren Bevorzugungen ge= 
wiſſer Konfelfionen nach dem Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869 unter» 
bleiben. 


8. 23. 
6. Gidesformel, Eidespflicht und Eidesredt. 


1. Die Eide, welche vor den ordentlichen Civil- und Straf: 
gerihten zu leiften find, werden von Jedermann in den gleichen 
Worten und Formen geleijtet. Der Eid .beginnt mit den Worten: 
„Ich ſchwöre bei Gott dem Allmächtigen und Allwiffenden‘ und jchließt 
mit den Worten: „So wahr mir Gott helfe‘ ?). Für die übrigen Fälle 
von Eidesleiftungen fehlt e8 bis jegt an einer reichögefeglich feft- 
geitellten gleichen Formel. In vielen Staaten ift landesgejeklich 
für alle Konfejfionen die gleiche Eidesformel längſt eingeführt; in 
Sachſen, Mecklenburg dagegen dauern Verſchiedenheiten fort und 
werden von der Reichsregierung für vereinbar gehalten mit dem 
Reihögejeg vom 3. Juli 1869, welches alle aus dem religtöfen Bes 
kenntniß bergeleiteten Beschränkungen ver bürgerlichen und ftaats- 
bürgerlichen echte aufhob?). - 

2. Der jtaatsgefetlichen Pflicht zur Ableiftung von Eiden 
(Zeugeneid, Dffenbarungseid, Verſaſſungseid u. ſ. w.) kann fich 
Kiemand unter Berufung auf religiöfe Glaubensanſichten entziehen, 
mögen dieſe Anfichten dahin geben, daß er den Eid für unfittlich 
halte, oder daß ihm der Glaube an Gott fehle oder der Glaube 
an die Vergeltung in einem fünftigen Xeben. Cine Ausnahme 


— 





dem Thurm einer Kirche, welche vom Kirchhof umgeben liegt. (Miniſterial⸗ 
Entihliegungen vom 8. Auguſt 1844. — Döllinger 23, 78 — und 28. Juni 
1551 (Amthandbuch für die Pfalz 1859, S. 30—33 Anm). Dagegen hält 
permaneder, Handb. des Kirchenrechts 1865, ©. 819, bie entqegengefette Aus- 
legung für die felbftverftänblich (1) allein richtige. 

2) Deutſche Civilprozeßordnung v. 1877, 8. 443. Strafprogeßorbnung 
(Entwurf $. 53). Gerichtöverfaflungsgefet Entwurf 8. 39). 

2) Ertlärung des Präf. des Reichslanzleramts im Reichstag 31. Januar 
1876. — Im Oeſterreich führte das Geſetz vom 3. Mai 1868 für alle Kon- 
jeſionen die gleichen Eidesformeln ein. 
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wird gegenwärtig biervon nur zu Gunjten einiger Heinen prote⸗ 
ſtantiſchen Neligionsvereine, welche den Eid für etwas durch Ehriftus 
Berbotenes halten, gemacht und ihnen geftattet, ein bloßes Hand— 
gelübde an Eidesftatt zu thun. Die Neichögefee beftimmen in 
dieſer Hinfiht: „Der Eivesleiftung wird gleich geachtet, wenn ein 
Mitglied einer Neligionsgejellichaft, welcher das Geſetz den ®e- 
brauch gewiſſer Betheuerungsformeln an Stelle des Eides geftattet, 
eine Erklärung unter der Betheuerungsformel diefer Neligions- 
gefellichaft abgibt." Die Bewilligung jolher Ausnahmen ift bier- 
nach Gegenjtand der Gefeßgebung, nicht der Verordnung; bis jekt 
bat das Reich die Beitimmung aber den Einzelftaaten überlaffen, 
und dieje geiteben die Ausnahme den Menoniten, Preußen auch 
den Philipponen, Württemberg den Nazarenern zu). 


I) Strafgefehbuch $. 155. Deutiche Civilprozeßordnung v. 1877, 8. 446. 
Strafprogeßorbnung (Entwurf 8. 55). Die für die act alten Provinzen 
Preußens geltende Königliche Berorbnung vom 11. März 1827 beflimmt: 
8.1: „Wenn ein Menonit als Bartei einen Eid ſchwören, oder al® Zeuge ab- 
gehört werden fol, oder zu einem Amte berufen wird, zu deſſen Uebernahme 
die Eidesleiftung erforderlih if, fo muß er durch ein Zeugniß ber Aelteften 
Lehrer oder Borfteher feiner Gemeinde nachweiſen, daß er in der menonitifchen 
Sette geboren worden, oder fi) doch ſchon wenigfiens feit einem Jahre vor 
dem Anfange des Prozeſſes oder vor der Berufung zum Amte dieſer Religions- 
gejellihaft befannt und bisher einen untadelhaften Wandel geführt babe‘ 
8. 2: „In diefem Attefte muß zugleich die bei den Menoniten übliche Be⸗ 
kräftigungsformel bemerkt fein.” 8. 3: „Die nach biefer Belräftigungsformel 
mittelft Sandfchlages, abzugebende Verſicherung bat mit der wirfligen Gibes- 
leiſtung gleiche Kraft.” (G.S. 28.) Die in der Geſetzſammlung nicht publie 
zirte Kabinetsorbre v. 19. Nov. 1836 bezüglich der Philipponen ſteht in 
v. Kampt, Jahrb. 49, 175. Das Württembergifche Gefe v. 9. April 
1872, betr. die religidfen Diffidentenvereine Art. 2, beftimmt, daß durch 
Königlihe Verordnung den Mitgliedern religiöfer Vereine, welche nicht zu 
den vom Etaat als öffentliche Korporationen anerkannten Kirchen gehören, 
der Bebraud einer anderen Betbeuerungsformel an Stelle des Eides geftattet 
werben könne (Reg.-Bl. 151). Eine Königliche Verordnung v. 12. Ct. 1872 
Reg.⸗Bl. 343) verfügt bemgemäß: „Den Mitglievern des religidfen Bereins 
der Nazarener ift geftattet, an Stelle des Eides die Erklärung abzugeben: 
„IH verfibere es feierlih an Eidesſtatt.“ Diefe Verſicherung ift durch Hand» 
ſchlag zu beräftigen. — Solche Berwilliguugen buch bloße Verordnung find 
nach den oben angeführten Reichsgeſetzen fortan unftattbaft. Kür Baden ıfl 
das Geſetz v. 20. Dez. 1548, 8. 9 u. 10, maßgebend. Bol. Spohn, Bad. 
Staatskirchenrecht, S. 249. 
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3. Die Belehrung über die Wichtigkeit des Eides erfolgt 
kei allen vor den orbentlichen Gerichten zu leiftenden Eiden lediglich 
durch den Richter. Niemand kann genöthigt werden, joldhe Be: 
lehrung von einem Weiftlichen, ſei e8 auch ein Geijtlicher feiner 
eigenen Ronfejlion, anzunehmen, und noch weniger deßhalb fich zu 
bem Geiftlichen zu begeben. Deutſche Eivilprozeßorbnung v. 1877, 
F. 442, und Etrafprogeßordnung (Entwurf 8. 50): „Bor der 
Leiſtung des Eides bat der Richter den Schwurpflichtigen in an- 
gemeſſener Weile auf die Bedeutung des Eides hinzuweiſen“ 1). 
In mehreren Deutſchen Staaten ift die Eidesbelehrung durch 
Seijtlihe jchon früher und allgemein abgejchafft worden ?). 

4. Niemand, der fich zu einem Eide, von deſſen Xeiftung ge- 
wille Rechte abhängen, bereit erklärt, Tann wegen Slaubensanfichten 
von demſelben zurüdgewiejen, ihm die Erlangung diefer Rechte 
alio verjagt werben, da das Neichsgejeg vom 3. Juli 1869 alle 
aus dem Religionsbekenntniß hergeleiteten Beſchränkungen befeitigt 
bat. Dies gilt jowohl von Denjenigen, welche erklären, daß ihnen 
ter Glaube an die Unjterblichleit und an die Beftrafung der Uebel- 
taten in diefem Xeben und nac dem Tode fehle, al8 auch von 
Yeugnern des Daſeins oder gewiſſer Eigenjchaften Gottes (Atheiiten, 
Pantheiften u. f. w.). Einen vom Staate aufgeitellten und für 
alle Stantsangehörigen ohne Unterjchied der Religion verbindlichen 
Sottesbegriff gibt es nicht, und was einer ober der andere Reli- 
gionsverein darüber lehrt, fann nicht maßgebend fein. ‘Den NRich- 
tern würde auch eine unmögliche Aufgabe gejtellt fein, wenn jie 
in jedem einzelnen Fall unterfuchen und entſcheiden follten, ob dem 
um Eide Erbötigen der nötbhige Grab von Glauben beimohne. 
Uebrigens ermächtigt fein Geſetz den Richter oder andere Obrig- 
titen, Jemanden über jeine Auffafjung von der Eidesformel zur 
Rede zu ſtellen; e8 braucht hierauf feine Antwort gegeben zu werben °). 





ı) Die Motive zu beiden Entwürfen (Verhandl. d. Reichstags 1674/75 
3, 147 und 510) ſprechen fi nicht näher aus. 

2) Badiſches Geſetz v. 249. März 1870: „Bei gerichtlichen Eideabnahmen 
iſt eine Vorbereitung bes zu Beeidigenden durch einen Geiftlichen feiner Kon« 
feifton nicht mehr erforderlih. — Bei Betheuerungen der Menoniten an 
Eidesſiatt tritt der Zuzug eines Gemeindeälteften in feinem Falle mehr ein. 
(8. u. B.⸗Bl. 249. Spohn, Ev. K.R. 2, 227.) 

3) Ueber die ganze Frage vgl. Marfchner (Dr., Gcheimrath in Drespen), 
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8. 24. 


7. Gleichheit Der Zeitrehnung (des Kalenders) für alle Staats- 
anngehörigen). 


1. Seit dem 18. Februar 1700 iſt in ganz Deutſchland für 
die Zeitrechnung der Gregorianijche Kalender maßgebend. — Papft 
Gregor XII. hatte ihn vom 15. Oftober 1581 an für eingeführt 
erflärt, und von den katholiſchen deutſchen Reichsſtänden war dieß 
bald allgemein befolgt worven. Die Protejtanten weigerten fich 
aber, tbeilweije aus dem Grund, weil der Papjt die Einführung 
befohlen hatte. Endlich nach Verlauf eines Jahrhunderts, im 
Jahre 1699, beſchloß das Corpus Evangelicorum zu Regensburg 
die Annahme des neuen Stalenvers 2). 

In der Geſetzes⸗ und Geſchäftsſprache aller deuticher Staaten 
werden die Monate mit den Lateiniihen Namen und die Tage des 
Monats mit Zahlen bezeichnet, nicht mehr nach Heiligen oder 
ſonſtigen Ereigniffen, nach welchen fie die römtjche Kirche nennt. 

In den linksrheinifchen Gebieten jtand vom 22. September 1792 
bis zum 1. Ianuar 1806 der neue Kalender der franzöfifchen 
Republit in Geltung. Derjelbe rechnete das Jahr von der Tag 
und Nachtgleiche im Herbit bis wieder dahin (22. September bis 
22. September) und ließ die Zählung vom 22. September 1792 be: 
ginnen, welches der Tag nach Verfündigung der Republif war. Das 
Jahr war in 12 Monate von je 30 Tagen getheilt, und 5 Tage als 
Ergänzungstage eingefügt, welde Sansculottiven beißen. Die 


der Eid im Entwurfe der Deutihen Civilprozeßordnung (in ber Zeitfchrift 
für Rechtspflege und Verwaltung für das Königreih Sahfen. Neue Folge, 
39, 289—335). In Norbamerifa werben heutzutage Perfonen, bie ben 
Slauben an Gott oder an Unfterblichleit des Menfchen verneinen, überall 
zum Zeugniß zugelaflen und mit dem Eid belegt, und nur bei der Würbigung 
des Zeugniffes darauf Rüdfiht genommen. Dagegen find fie in einigen 
Staaten noch von öffentlichen Aemtern ausgefchloffen. Der Gotteöglaube mird 
übrigens vermuthet. (Rüttimann, Kirche und Staat in Nordamerila 1871, 
&. 29. 35 —38.) 


1) Literatur bei Klüber, Oeffentliches Recht 1840, ©. 526, Note b. 


2) Bütter, Hiftor. Entwidl. d. heut. Staatsveri. d. T. R. 2, 20 u. 356. 
Schroeckh, Chriftliche Kirchengeſch. ſeit d. Reform 3, 274—2'6. 
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Donate erhielten neue Namen !); jeder Monat zerfiel in 3 Dekaden. 
Nachdem ſchon die Organiichen Artikel vom 18. April 1802, 
Art. 56, eine Konzeffion zu Gunften des Gregorianiichen Kalenders 
gemacht hatten, führte ihn ein Senatuskonfult vom 9. September 1805 
wieder vom 1. Januar 1806 an im ganzen Franzöfifchen 
Reihe ein 2). 

2. Seit 1770 wird auch das Oſterfeſt von Proteftanten und 
Satholilen zur nämlichen Zeit gefeiert. Die Proteftanten batten 
bei Annahme des Oregorianiichen Kalenders eine neue Berechnung 
ber Ofterfeier angenommen, die fi auf richtigere aſtronomiſche 
Berechnungen jtüßte; diejer traten endlich 1770 die Katholiken.bei 9). 


8. 25. 
8. Die Bürgerlichen Yeiertage. 


Es iſt eine felbitverjtänidlihe Aufgabe der Staatsgewalt, die- 
jenigen Tage zu bezeichnen, an welchen die Staats- und Gemeindes 
behörden und Vertretungen feine amtlichen Gejchäfte vorzunehmen 
bie Schulen zu feiern, militärijche Uebungen zu unterbleiben haben; 
die Erfüllung der meiften privatrechtlichen Verbinblichkeiten nicht 
verlangt werden und nicht gültig angeboten werben kann; überhaupt 
Jedermann Ruhe von der Arbeit und Stille zu religiöfer Samm- 
lung genießen joll. Bis jett fehlte es gänzlich an einheitlichen 


— — — — 


) 1. Vendemiaire (Weinmonat) 22. Eept. bis 21. Ott. 
2. Brumaire (Mebelmonat) 22. Oft. „ 20. Nov. 
9. Frimaire (Reifmonat) 21. Nov. „ 20. Dez. 
4. Nivose (Schneemonat) 21. Dez. „ 19. Ian. 
5. Pluviose (Hegenmonat) 20. San. „ 18. Febr. 
6. Ventose (Windmonat) 14. Febr. „ 20. Mär. 
7. Germinal (Keimmonat) 21. März „ 19. April. 
8. Floreal (Blüthenmonat)20. April „ 19. Mai. 
9. Prairial (Wiefenmonat) 20. Mai „ 18. Juni. 
10. Messidor (Erntemonat) 19. Juni „ 18. Zuli. 
11. Thermidor :Higmonat) 19. Juli „ 17. Aug. 
12. Fructidor Fruchtmonat) 18. Aug. „ 16. Sept. 


Bgl. L’art de verifier les dates de la revolution jusqu’au 1 vendemiaire 
an XII. Paris 1823. 12. 

2) Hermens, Handb. 1, 517 und Anm. 1. 

2) Pütter, Hiftor. Entw. 2, 356. 
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Borfchriften hierüber, weil das Weich ſich noch nicht mit dem 
Gegenſtand befaßte!), die Landesgeſetze aus jehr verſchiedenen Zeiten 
berrühren und verjchievene Syſteme befolgen, in einigen größeren 
Staaten ſogar mancherlei provinzielle und Iofale Herkommen fort- 
dauern. Den Inhalt diefer mannichfaltigen Vorjchriften 2) Hier 
vorzuführen würde den uns gejtatteten Raum überjchreiten. ‘Das 
gegen find einige allgemeine Grundſätze, die bisher ungenügende 
Berüdfichtigung gefunden haben, geltend zu machen. 

1. Die Feitfegung der Tage, welche als bürgerliche Feiertage 
gelten jollen, ijt ein unzweifelbafter Gegenftand des Geſetzgebungs⸗ 
rechts .und fann nur injoweit durch Verordnung erfolgen, als das 
Geſetz ausprüdlich hierzu ermächtigt. 

2. Auf das von den einzelnen Kirchen und Religionsvereinen 
beobachtete Herfommen und die zu Grund liegenden religiöfen Ans 
Ihauungen kann die Geſetzgebung nur injoweit Rüdficht nehmen, 
als Died mit der allgemeinen Wohlfahrt und mit dem gleichen 
Rechte Aller verträglich ift. 

3. Verbote öffentlicher Arbeiten, Aufzüge und Luftbarfeiten 
können nur in der Weife erlaffen werden, daß jie für Jedermann 
ohne Rüdficht auf Glaubensbelenntnig bindend find. Es Tann 
nicht Aufgabe des Staates fein, für die Mitglieder jeder Konfeffion 
bejondere Verbote zu erlaffen, und ihnen damit vorzujchreiben, wie 
weit fie fich um ihre Kirche zu befümmern oder nicht zu befiimmern 
haben. 3. B. wenn der Staat den Proteftanten und Juden ge- 
ftattet, am Frohnleichnamstag Öffentliche Arbeiten zu verrichten, 


1) Nur hinſichtlich des Garnifondienftes befteben folgende Borfchriften: 
Zu den hoben kirchlichen Feſttagen, an welchen Befreiung von jedem Dienft 
eintritt, find zu zählen 1. für Militärperfonen evangeliſcher wie katholiſcher 
Konfeffion: die beiden Weihnachts, Ofter- und Pfingfifeiertage, Himmel⸗ 
fahrtstag und Neujahrstag. 2. Für Evangelifche befonder8 der Charfreitag 
und der Bußtag, für Katholifen befonders der Frohnleichnamstag. Dem religiöjen 
Bedürfniß ber katholiſchen Mannſchaften ift ferner an den nachbezeichneten 
tatholifchen Fefttagen möglichſt Rechnung zu tragen, nämlich an dem beiligen 
Dreilönigstage, dem Allerheiligentage, Mariä Lichtmeß, Mariä Verkündigung, 
Peter Bauldtag und Mariä Empfängniß. 3. Soldaten jübifcher Konfeffion 
follen an ben jübifchen Feiertagen gleichfalls möglichſt vom Dienft bispenfirt 
bleiben. (Vgl. A v. Witsleben, Heerivefen und Infanteriebienft des Dentfchen 
Reichſsheeres. II. Thl. der Infanteriebienft, 13. Aufl. 1872, ©. 211.) 

2) Eine Aufzählung bei Richter-Dove 1874, S. 780— 782. 
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jo kann er Dies den Katholifen nicht bei Strafe verbieten; und 
wenn er den Katholiken erlaubt, am Charfreitag zu arbeiten, fo 
kom er es den Proteftanten nicht verbieten. Dieſen Gedanken 
bat die babifche Verordnung vom 28. Ianuar 1869 zum richtigen 
Ausdrud gebracht D. 

4. Die Einführung neuer kirchlicher Feiertage muß der 
Staat ſchon deßhalb von feiner Genehmigung abhängig machen, 
da eine ſolche Firchliche Anoronung auch dann thatfächlih in bie 
bürgerlichen Verbältniffe zurüchwirkt, wenn der Staat dieſem Tag 
keinen weiteren Echuß angedeihen läßt. Aus venjelben Gründen 
kann er auch die Verringerung übermäßiger Feiertage und die Ver— 
legung anderer anoronen. 


8. 26. 
9. Grundfäglihe Konfeffionsiofigfeit der öffentlichen Armen- und 
Kranfenpflege?). 


I. Im ganzen Deutſchen Rei müſſen die Armenverbände, 
welchen die Unterftügung hilfsbedürftiger Deutſchen obliegt, poli- 
tiihe Verbände fein; d. h. die Mitgliepichaft darf an fein be» 
itimmte® Glaubensbekenntniß gefnüpft fein. Neichögejeg vom 
6. Juni 1870 über den Unterjtügungswohnfig $. 6: „Armen⸗ 
verbände, deren Mitgliepfchaft an ein beftimmtes Glaubensbelenntniß 
genüpft ift, gelten nicht als Armenverbände im Sinne des Geſetzes.“ 
(B.⸗G.⸗Bl. 361.) Wenn Mitglieder eines Religionsvereins noch 
neben dem politiichen Armenverband einen Armenverein gründen 
wollen, jo ftebt ihnen dies frei. Das.ift reine Privatjache. 

2. Die Verwaltung des Armenwejens ift Sache der Vor⸗ 
iteber und Vertreter der politifchen Gemeinden oder Kreije und 
der von ihnen beitellten Deputationen. Auch hier ift die Konfejfion 
tehtlich gleichgültig. Sollen Geiftlihe von Amtswegen in ben 
Armenbehörven figen, jo muß biefer Vorzug den Geijtlichen aller 
Konfefjionen eingeräumt fein. 

3. Armenhäufer und Krankenhäuſer, welche der Staat oder 
politiihe Gemeinden unterhalten oder zu verwalten haben, bürfen 


8.0.8. 7. Spohn, Ev. ER. 2, 277. 
*) Zeller, E., Staat und Kirche 1873. ©. 246-250. 


124 Konfeffionslofigkeit der Kranfen- und Armenpflege. 


nicht blos Mitgliedern einer Konfeſſion geöffnet, ober die darin 
aufgenommenen Pfleglinge nach der Konfeffion gejondert werden. 
Ebenfowenig darf die Leitung folcher öffentlichen Anftalten Geiſt⸗ 
lihen eines einzelnen Belenntnifjes übertragen werden. ‘Die Ueber- 
tragung der Pflege an Angehörige geijtlicher Orden iſt noch weniger 
zu rechtfertigen. Auch von ber Pflege der Kranken und Ber: 
wundeten im ‘Deutfchen Heer find Ordensangebörige auszuſchließen. 
Die gleihen Grundſätze gelten für Gefängnijje, Waiſen— 
anjtalten u. ſ. w. 


IV. Abſchnitt. 


Von der Dulaffung von Religionsvereinen, der gefehlichen 
Regelung ihrer Verfaſſung und Wirkfamkeit, und von 
dem Maße der denfelben eingeräumten Selbftändigkeit. 


I. Unterabſchnitt. 


Allgemeine Ueberſicht der wichtigſten von der neueren 
deutſchen Geſetzgebung befolgten und nothwendig zu 
befolgenden Grundſätze. 


8. 27. 
Einleitung. 


Seitdem in Deutjchland in vollfter Ausdehnung der Grund⸗ 
jag zur Durchführung gelangt ift, daß die Rechte und Pflichten 
des Bürgers durch Staatsgejege beftimmt fein jollen, ſeitdem jo- 
dann Gewiſſens⸗ und Neligionsfreiheit, ſowie Unabhängigkeit der 
ftantsbürgerlihen und bürgerlichen Pflichten und Nechte vom Re⸗ 
ligionsbekenntniß zu den wichtigften Grundlagen unfres öffentlichen 
Rechts gehören, find auch andere Vorausfegungen gegeben zur 
Beantwortung der Frage: was in Deutichland als die Aufgabe 
der Stantsgewalt hinſichtlich der religiöſen ober Kirchlichen Seite 
des Volkslebens erjcheine, wie weit vernünftigermweije die Rechte 
und bie Pflichten des Staats in diefer Hinficht reihen. Dieſe 
Stage ift im letzten Menjchenalter auch innerhalb ver liberalen 
Parteien, welchen unfer heutiges Staatsrecht feine Geftaltung ver- 
dankt, in ſehr abweichendem Sinne beantwortet worden. Erſt in 
neuefter Zeit, durch die inzwifchen gemachten Erfahrungen, hat jich 
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eine größere Uebereinftimmung wieder bergeitellt. Die Klärung 
und Befeftigung derſelben erfcheint unter den obwaltenden Um⸗ 
ftänden als ein politijches Interefje erjten Ranges. Daß die Ge» 
feggebung vielfach ſich noch zaudernd verhält, verjchuldet zum 
Theil die unklare Stellung, die viele Deutſche Proteftanten 
gegenwärtig noch einnehmen, indem fie in ihrer aus Gemüth und 
Schulung entjpringenden duldſamen Gefinnung allzu ängftliche 
Sorge fühlen, nicht aus fonfefftoneller Voreingenommenbeit ihren 
katholiſchen Mitbürgern zu nahe zu treten. Diefe Aengftlichfeit 
tft entjchieden vom Uebel. Die Dogmen der Fatholiichen Kirche, 
d. h. der römiſchen Päpfte und Konmzilien, greifen in taufend 
Dingen in das Gebiet ein, in weldem ver moderne Staat fich 
das Verfügungsrecht vorbehalten muß, d. 5. der Staat, der Dem 
Proteftantismus feine Geſtalt verdankt und der umgelehrt allein 
den Proteftanten, wie allen Nichtkatholiken bie rechtliche Exiſtenz 
fihert; und darum kann es nicht anders fein, al8 daß die Päpite 
unzählige ihrer Dogmen als durch unfere Geſetze „verlegt“ er- 
Hören. Darauf, ob es fich hierbei um ein oder zwei Dogmen 
mehr oder weniger handelt, kann es gewiß nicht anlommen. Es 
ift eine jehr unfruchtbare und fogar jehr verkehrte Mühe, die fich 
Proteftanten und liberale Katholiken zuweilen geben, wenn fie fich 
mit Ultramontanen in eine Debatte darüber einlaffen, ob eine 
ſtaatsgeſetzliche Maßregel in ein Dogma ver Tatholitchen Kirche 
eingreife oder nicht eingreife. Auch die Beantivortung der Frage, 
wie viele Deutſche den Standpunkt des Papſtes, ihres geiftlichen 
Oberbauptes, theilen, Tann nit maßgebend fein für die Beur- 
teilung der dem Staate zuftehenden Rechte, ſondern höchftens für 
die Beurtheilung der Durchführbarkeit gefetlicher Diaßregeln. Im 
Tolgenden foll daher verfucht werben, die Grundfäge, von welchen 
die Staatsgewalt in Deutfchland bis jetzt ausgegangen ift und in 
Zukunft Tonfequenterweife noch ausgeben muß, ſyſtematiſch zu 
überbliden und zu begründen. 


8. 28. 
1. Grundfäglihe Freiheit der Stiftung neuer Religionspereine und 
Beſeitigung der Willlär in Bezug auf Verbote von ſolchen. 
Faſt in allen deutjchen Staaten ift gegenwärtig bereits ſtaats⸗ 
geſetzlich der Grundſatz anerkannt, daß es den Staatsangehörigen 
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frei itehe zu neuen Religionsvereinen zujammenzutreten; und es 
it fogar vermöge bed Reichsgeſetzes vom 3. Juli 1869 reichöge- 
jeglihe Verpflichtung der Kinzelitaaten, biefen Grundſatz zur 
Durchführung zu bringen‘). Die alte noch aus dem Mittelalter 
überfommene Meinung, daß es ein Intereffe des Staates fei, nur 
Eine Religion zu begünftigen, die Bildung vieler Feiner Neligions- 
vereine zu verhindern oder doch zu erſchweren, tft in den legten - 
Jahrzehenden allmälig völlig gewichen. 

1. Die Gründung eines Religionsvereined bedarf hiernach 
mt einer vorherigen Einholung ftaatliher Genehmigung, ed ent- 
hält fein Vergehen, den Verein ohne vorausgegangene Genehmi- 
gung zu gründen. 

2. Unter welchen Borausjegungen ein neuer Neligionsverein 
ton vornherein als ein rechtswidriger anzujehen jei, fo daß ber 
Beitritt zu ſolchem ohne Weiteres ftrafbar macht, ferner wann 
en Verein aufgelöft und verboten werden bürfe und müſſe und 
von welchen Staatsbehörben folche Verfügungen auszugehen" haben, 
muß durch Gefeg beitimmt fein, kann nicht dem bloßen Ver⸗ 
ordnungsrecht überlaffen bleiben. 

3. Ob jedem neuen Religionsverein auch Korporationsrechte 
beigelegt werben jollen, ift eine andere, für fich zu beantwortende 
Frage. 


8. 29. 


2. Erwerb und Verluſt des Korporationsrechts der Religionsvereine; 

Bedeutung Deffelben. Beſondere Vorrechte der mit Korporationsrechten 

begabten Religionspereine. Gründe der Berfagung des Korporations- 
rechts. 


J. In Deutſchland gilt nirgends der Grundſatz, daß ein neuer 
Religionsverein von ſelbſt kraft Geſetzes Korporationsrecht erlangt; 
vielmehr bedarf es dazu überall der Beilegung dieſes Rechts durch 
Spezialgeſetz oder durch beſondere Verfügung des Landesherrn. 
Für die Entſtehung neuer mit Korporationsrecht ausgeſtatteter 
ertlihen Gemeinden eines anerkannten Religionsvereins bedarf 
ed wenigſtens der Prüfung und Anerkennung Seitens bes Kultus⸗ 
minifter6 oder Minifterd des Imnern. Inſoweit dieſe Entſchei⸗ 
dungen in die Hände ver Verwaltung gelegt find, muß das Geſetz 


”) Bgl. | darüber unten. 
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die Grundſätze bezeichnen, nach welden die Verwaltung dabei zu 
verfahren verpflichtet ift. Ueber die Wicberentziehung ertheilter 
Korporationsrechte können Vorjchriften nur durch Geſetz ge⸗ 
geben werden. 

II. Das einem Vereine beigelegte Recht der Korporation 
ift die ftantliche Anerkennung des Grundſatzes, daß eine Mehrheit 
von Perfonen, in Bezug auf Beichlußfaffung über Vereinsan⸗ 
gelegenheiten und in Bezug auf Vermögensbeſitz als einheitliches 
Rechtsſubjekt, als juriftiiche Perfon angeſehen werben soft , zu 
dieſem Zwecke aber auch eine vom Staat genehmigte Verfaſſung 
haben muß, worin namentlich beitimmt ift, wie der Wille ber 
juriftifchen Perjon fich zu bilden und rechtsgültig zu ändern Bat. 
Die wichtigften Konjequenzen dieſer Auffaffung in Bezug auf 
Privatrecht find: Die juriftiiche Perſon kann als folche Eigenthum 
befigen und erwerben, welches nicht Eigenthum ber einzelnen Mit: 
glieder ift, fo daß mithin der Einzelne feine Klage auf Theilung 
des Vermögens bat, ‘Dritten gegenüber für Schulden der Korpo: 
ration auch nicht perſönlich einftebt, fondern nur für ſolche Bei⸗ 
träge, zu denen er nach der Verfaſſung der Korporation verbunden 
iit, jo lange er Mitglied derfelben, aljo nicht ausgetreten ift. 

Desgleihen ift die Korporation fähig, in legten Willen zum 
Erben eingejegt und mit Vermächtniſſen bedacht zu werden. Ver⸗ 
eine ohne Korporationsrechte entbehren der Gewähr der Dauer; 
das Vermögen, das fie etiwa fammeln, unterliegt täglich der Ge- 
fahr, daß einzelne Mitglieder die Theilungsflage anftellen !); und 
wegen diejer Gefahr mag Niemand größere Zuwendungen an ven 
Verein machen. Faſt unausführbar aber ift die Verbindung einer 
größeren Zahl von Ortsvereinen zu einem Gejammtverein, und 
bie ausreichende Sorge für die Heranbildung der nötdigen Geijt- 
lihen oder Religionsdiener. Niemand wird fich leicht für ein 


1) Man pflegt fich Biergegen dadurch zu helfen, daß man das Bethaus 
und andere Grundftüde auf ben Namen nur Eine Mitglieded eintragen 
läßt, einem Mitglied die Schulbfcheine und fonftigen baaren Mittel anver- 
traut. Aber leicht führt dies zu Schwierigfeiten, namentlid bei Todes⸗ 
fällen, wenn Erben einer anderen Konfeflion konkurriren ober Vormünder 
aufzutreten haben; im nicht wenigen Fällen fommen bie Gemeinden aud 
durch Veruntreuung folder Verwalter um ihr ganzes Vermögen (Reichstag 
2. Mai 1871, ©. 540). 
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Amt ausbilden und fi) am ein ſolches binden, beffen Auffören 
täglich beforgt werben muß !). 

UI. Die mit Korporationsrechten begabten Religionsvereine 
oder Kirchen genießen nach dem geltenden Recht aber auch noch 
andere bejondere Vorzüge vor Neligionsvereinen ohne Korpora- 
tionsrecht 

1. Das Strafgeſetzbuch vom 26. Februar 1876 (früher 
15. Mat 1871, gewährt ihnen, jowie ihren Einrichtungen und 
Gebräuchen einen erhöhten jtrafrechtlihen Schuß gegen Beichimpfung. 

2. Als bürgerliche Feiertage werben nur Teiertage der evan⸗ 
geliihen und katholiſchen Kirche, nicht auch folche anderer Reli⸗ 
gionsvereine angeſehen. 

3. Verfügungen der Vorſtände oder Vertreter der Kirchen 
lönnen in einer Reihe wichtiger Fälle durch die ſtaatlichen Ver— 
waltung s behörden ohne Anrufen des Gerichts zwangsweiſe zur 
Vollſtreckung gebracht werden. 

4. Den Geiftlihen oder Religionsdienern dieſer Religions⸗ 
vereine fommen theils nach Reichsrecht theild nach Landesgeſetzen 
verichiedene wichtige Vorrechte zu. 

d. Für die Heranbildung der Geijtlichen der evangeliichen 
und katholiſchen Kirche beftehen an ven meiften Staatsuniverfitäten 
theologiſche Fakultäten als integrirende Theile diefer Hochichulen. 

6. Diefe Kirchen und Vereine genießen für ihre Gottes: 
häufer, ihren Vermögensbefig und ihre Geiftlichen noch mancherlei 
Freiheiten von öffentlichen Laften oder auch andere rechtliche Be⸗ 
günftigungen. 

Nur die Religionsvereinen mit Korporationsrecht gehörenden, 
dem Gottesdienſt gewidmeten Gebäude und gottesdienſtlichen Ge⸗ 
rathſchaften haben die Eigenſchaft von Kirchen und Kirchengeräth- 
ſchaften. 

IV. Bei Beantwortung der Frage, von welchen Grundſätzen 
die Gefeßgebung eines Staates, welcher Religionsfreiheit gewährt 
hinfichtlich der Ertheilung over Verfagung von Korporations⸗ 
* ausgehen ſoll, iſt von folgenden Geſichtspunkten auszu⸗ 
gehen: 

J. Jeder neue Verein, der ſich als „Neligionsverein” bezeichnet 


— — — — 


’) Zeller, Staat und Kirche, 1873, S. 77. 
hudigum, Kirchenrecht 9 
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und als folder um Korporationsrechte anjucht, muß über jeine 
Awede, feine Berfaffung, feine Deitgliever und fein Vermögen ber 
Obrigkeit vollftändige Auskunft ertheilen. 

2. Hinfichtlid der Verfaſſung des Vereins find Die Bor 
ſchriften des Staats unbebingt mafigebend; einem Verein, der fib 
weigert, die vom Staat geforderte Verfaſſung anzunehmen, können 
Rorporationsrechte nie ertheilt werden. 

3. Wideriprechen die Zwecke des Vereins offenkunvig ver 
Staatswohlfahrt, jo müffen ihm nicht blos Korporationsrechte 
verjagt, fondern er auch oufgelöft werden. Aber auch nicht jeder 
Religionsverein, der fich von vornherein als ungefährlich darftelit, 
bat Anfpruc auf die Wohlthat des Korporationsrechts. Vielmehr 
ift zu prüfen, ob nicht die Verewigung eines ſolchen Vereins ver 
Staatswohlfahrt wideritreite, und namentlich, ob der Verein nicht 
bei weiterer Ausbreitung dem Staate nachtheilig werben möchte !;. 
Die Behauptung, daß jeder Religionsverein ebenjogut Korporations⸗ 
rechte verdiene, wie andere weltliche Privatgefellfchaften, 3. B. Ka- 
fino’8, Schügengefellichaften, Turnvereine u. ſ. w. trifft nicht zu; 
benn die Zwecke der legtgenannten Geſellſchaften find fehr viel 
beſchränkter als Diejenigen von Neligionsvereinen, welche einen be- 
ftimmenven Einfluß üben auf die fittlichen Anjchauungen und ven 
fittlihen Willen ihrer Deitgliever 2). Auf feinen Fall dagegen 
barf ber Gefichtspuntt entfcheiden, ob ein ſolcher neuer Verein 
einem bereits beftehenden Abbruch tbut. 

4. Die Bedingungen, unter welchen einem bereit3 mit Kor⸗ 
porationsrechten begabten Verein bie Gründung neuer Lolalvereine 
geftattet werden müſſe, find viel leichter zu finden, da in biefer 
Beziehung für alle Vereine gleiche Regeln gelten müflen. 


| 8. 30. 
3. Recht und Pflicht des Staates, die Berfaffung aller Religionsver⸗ 
eine in ihren Grundzügen zu regeln. Nothmwendigleit der feiten Ab⸗ 
gränzung des Geſetzgebungs⸗ und Verordnungsredts. 


I. Die Berfaffung und Thätigkeit ver evangeliichen und 
tatholifchen Landeskirchen, welchen 98%, Prozent des deutſchen 


— — — — 


1) So auch Zeller, E. Staat und Kirche, 1873, S. 80—82: 
2) Eine abweichende Anfiht vertrat im Reichſstag 2. Mai 1871 ber Ab 
geordnete Oneiſt (S. 542). 
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Volks angehören, ift gegenwärtig, wie ſchon früher, in allen wich- 
tigeren Beziehungen durch Borjchriften der Staatsgewalt, und 
zwar entweder durch Geſetze oder landesherrliche Verordnungen 
geregelt; und ebenfo verhält es fich mit den meilten ifraelitifchen 
Landeskirchen. Diefe Thatſache beweift mehr als alle Andere, 
wie bie deutiche Staatögewalt im 19. Jahrhundert ihre Aufgabe 
aufgefagt hat. Die hauptjächlichiten Gründe für die Berechtigung 
und Nothwendigkeit diefes Verhaltens find nun foldende: 

1. Bei denjenigen Bereinen, welche Korporationsrechte bes 
fiten oder erlangen wollen, erforbert fchon die feite Ordnung der 
Privatrechtsverhältniffe, daß der Verein eine Verfaffung befige, 
die fi nach dem Urtbeile des Staates zum Genuß ber Korpo⸗ 
rationsrechte eignet. 

2. Biel wichtiger als diefer allerdings zwingende aber mehr 
äußere Grund find die zablreihen Gründe der Staatswohlfahrt, 
auf welche wir unten zurüdlommen. 

3. Die aus älterer Zeit ber eingeführten Religionsvereine 
baben ihre Berfaffung nicht durch freie Zujtimmung ihrer Mit- 
glieder erhalten, jondern verdanken fie ftaatlichem Zwang. Und 
dieſe Verfaſſung ift vielfah mangelhaft, jchügt die Gemeinden oder 
Einzelnen zu wenig gegen Willlür der Kirchenoberen. Auch bier: 
ans erwächſt dem Staat die Pflicht, Fehler und Irrthümer 
früherer Generationen und Regierungen wieder gut zu machen). 
Einen jeit langer Zeit beftehenden und einen großen Theil ‚des 
Volls umfafjenden NReligionsverein völlig aufzuldfen, ift ſchwer 
ausführbar, fo unleugbar auch das Recht des Staates zu einer 
ſolchen Maßregel genannt werden muß; auch mit Strafen läßt 
ſich mr einem beſchränkten Kreis von Uebeln vorbeugen 2); bie 
wahre Hülfe Tiegt nach den Erfahrungen aller Zeiten nur in ber 
ſtaatlichen Reform der Kirchenverfaffung. 

I. Die Regelung der Verfaffung der Neligionsvereine, foweit 


2) Diefen Gedanken bringt auch das Preußtfche Landrecht von 1794 2, 
6, $. 191 zum Ausdrud, indem es beſtimmt: „Wirb nur durch Mißbräuché 
oder Mängel der inneren Berfafjungen die Erreihung bed Zweckes gehindert, 
cher Nachtheil für das gemeine Wohl hervorgebracht: fo ift der Staat nur 
befugt, zur Abſchaffung der Mifbräuche und Wieberherfiellung ber guten 
Ordnung zwedimäßige Mittel vorzukehren.“ 

N) Bgl. ©. Zeller, Staat und Kirche, 1873, ©. 83. 

9* 
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ſie der Staat für ſich anſpricht, muß in allen wichtigeren Be⸗ 
ziehungen durch die Geſetzgebung geſchehen und kann nicht 
dem Verordnungsweg überlaſſen bleiben. Nur dann kann auch die 
ſichere Gränze des Gebiets gezogen werden, in welchem die Reli⸗ 
gionsvereine ſich nach ihrem Belieben frei bewegen dürfen, oder 
in welchem Seitens der Landesherrn und ſtaatlichen Behörden 
wenigſtens Nichts ohne ihre Zuſtimmung geändert werden darf. 
Nichts hat mehr dazu beigetragen, die nothwendigen Rechte des 
Staats über die Kirchen in den Augen auch von Proteſtanten 
in Mißkredit zu bringen, als die Willkür, welche ſich beim Mangel 
genügender Geſetzesbeſtimmungen Kabinette und Miniſter in fir: 
lichen Angelegenheiten bis in neueſte Zeit erlauben durften. lm: 
gelehrt kann auch nur die feite geſetzliche Ordnung den Staat 
ihügen gegen ein unvorfichtiges oder gar leichtfinniges Preisgeben 
ber ftaatlihen Rechte über die Kirchen. Endlich bildet fie die 
VBorausjegung für die Entſcheidung kirchlicher Rechtsfachen nad 
Nechtsregeln durch Die ordentlichen Gerichte oder durch Verwal—⸗ 
tungsyerichte. 


8. 31. 


4. Bon der ftantlihen Kontrole über die Beliebungen der Religiond- 
bereine (Recht des Placet). 


1. Aus dem Grundfage, daß allen Religionsvereinen im 
Staate nur dasjenige Maß von Selbſtändigkeit zulommt, welches 
bie Gejege ihnen zugeiteben, folgt die Regel: Beliebungen over 
Erlaffe von Religionsvereinen oder deren Oberen, welche Staats⸗ 
gelegen und gefegmäßigen Staatsverordnungen zumwiderlaufen, find 
ipso jure ungültig. Es bebarf nicht erjt einer Außerkraftſetzung 
berjelben durch die Regierung, und ebenjowenig kann umgelehrt 
ihre Ungültigkeit durch hinzukommende Negierungs-Beftätigung ge- 
hoben werden. Alle Behörden des Staats würden, falls die 
Trage zu ihrer Enticheidung erwächſt, eine folche kirchliche Anord⸗ 
nung als nicht vorhanden zu behandeln haben. Außerdem kommt 
in ben mteiften Staaten dem Kultusminifterium oder dem Ge 
jammtminifterium oder auch dem Staatsratb die Befugniß zu 
durch öffentlihe Bekanntmachung die kirchliche Anordnung für 
außer Wirkſamkeit gejettt zu erklären. 





Blacet. | 133 


2. Auch in denjenigen Angelegenheiten, welche die Staats⸗ 
gefege der eignen Enticheidung der Neligionsvereine anheimftellen, 
lann die Selbftändigfeit der letzteren feine ganz freie fein; viel- 
mehr muß der Staatöregierung das Necdht verbleiben, gegen alle 
Beliebungen und Anorbnungen ver Vereine ober ihrer Oberen 
en Beto einzulegen, falls fie zur Ueberzeugung kommt, daß folche 
ver Wohlfahrt oder Sicherheit des Staates zumiderlaufen. Dies 
gt nicht bloß von Verfaffungsfragen und Vermögensangelegen- 
heiten, fondern auch gerade von Glaubens⸗ und Sittenlehren, da 
die Staatswohlfahrt bei dieſen am allermeiften betheiligt tft. Ganz 
entbehrlich ift dieſe ftantliche Kontrole bei der römijch-Fatholifchen 
Kirche, in welcher Laien und niederer Klerus von jeder Theilnahme 
an der Kirchlichen Geſetzgebung und Verwaltung ausgeichloffen find 
und deren Biſchöfe ebenfalls in Abhängigkeit von außerhalb des 
Staatsgebiets befinplichen Oberen fteben, während es der Staat 
jelbft fat noch nirgends zu einer genügenvden Regelung ver firch- 
lichen Einrichtungen gebracht hat. 

3. Aus den beiden eben entwidelten Gründen erjcheint es 
nicht bloß ſachdienlich, jondern geradezu nothwendig, daß Firchliche 
Deliebungen (Kirchengejege und Verordnungen) entweder durch 
ben Landesherrn jelbjt verkündigt werben, oder Daß wenigſtens 
allen Vereins-Oberen zur Pflicht gemacht werde, von allen neuen 
Beliebungen und Verfügungen, ebe biefelben zur Verkündigung 
md Ausführung kommen, der Staatsregierung Kenntniß zu 
geben und abzuwarten, ob etwa Ausſtände gegen ihre ſtaatsge⸗ 
jegliche Zuläffigkeit oder ihre Vereinbarkeit mit der Staatswohl- 
fahrt geltend gemacht werden. Androhung von Strafen gegen 
diejenigen, welche gejegwidrige kirchliche Erlaffe publiziren, werben 
nicht genügendes Abfchrekungsmittel fein, weil die böſe Abficht 
nicht immer genügend Har geftellt werben Tann; und in anberen 
Faͤllen kann fie ohnehin gar nicht Pla greifen. Der Würde ber 
Etaatögewalt entipricht es ficherlich allein, daß diefe Prüfung im 
Boraus vor der Berfündigung ftattfinde. Die Regierung darf 
ſchon nicht genäthigt bleiben, einen kirchlichen Erlaß hinterher für 
tehtsungültig erklären zu müflen. Noch weniger aber darf fie 
in die Lage verfeßt werben, gegen einen Erlaß, der am fich nicht 
umgejetlich ift, nach feiner Verkündigung mit Neflamationen auf» 
treten zu müſſen, die nothwendig zu Konflikten führen, und, wenn 
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fie für die Regierung auch günftig ausfallen, ihr jelbft wie ben 
Kirchlichen Oberen Verlegenheiten bereiten. 

Diefe Pflicht zur Einbolung des Ianbesherrlichen Placets bes 
fteht für die evangelifche Kirche in allen Staaten, für bie katho⸗ 
life in vollem Umfange noch in Bayern, Eljah-Lothringen, König 
reih Sachen; in völlig abgeichwächter, und daher werthlofer Ge- 
ftalt in Baden, Württemberg und Heſſen, und gar nicht mehr in 
Preußen. 


8. 32. 


5. Grundprinzipien und Aufgaben der neneren deutſchen Staats 
geſetzgebung hinfichtlich Der Verfaffung der Religionsvereine. 


1. Bor allen Dingen ift der Geſetzgeber in neuerer Zeit bes 
ftrebt gemwejen, für alle Religionsvereine, welchen Korporationsredte 
zugeitanven find, grundfägliche Gleichheit walten zu laſſen, 
nah Möglichkeit felbft ven bloßen Echein von Gunſt ober Miß—⸗ 
gunft zu vermeiden. Am volllommenften läßt fich diefelbe immer 
in finanziellen Dingen erreichen; nach anderen Richtungen ift fie 
unvollftändig, in anderen gar nicht burdhführbar. Die Kirchen 
oder Neligionsvereine find eben feine gleichen Größen; fie haben 
ſehr abweichende Macht, Verfaffung, Gefchichte, Beſtrebungen und 
erbeilhen gerade von Seiten besjenigen Geſetzgebers verjchiebene 
Bebanblung, ver bereit ift, Biftorifch gewordenen Zuftänven in 
weitgebender Weife Rechnung zu tragen ?). 

2. Als oberfte Aufgabe des Staates erfcheint ed, das wichtige 
Necht der Gewifjensfreiheit in der Verfafiung aller Religions: 
vereine zur Geltung zu bringen, bie Gemeindeglieder fowohl wie 
bie untergeorbneten Geiftlichen gegen Glaubensinquiſitionen und 
Bedrückungen zu ſchützen?). 

a) Von beſonderer Wichtigkeit iſt, daß die Staatsgeſetze nun 
faſt überall der früheren GOewohnheit von Landesfürſten oder 
Miniſtern, ihren evangeliſchen Unterthanen ohne deren Zuſtimmung 
Vorſchriften über Lehre und Gottesdienſtordnung zu geben, einen 
feften Riegel vorichieben. Die Zeiten, wo man dergleichen Oktroh⸗ 








1) Sehr zutreffende Beurtheilungen bei R. v. Mohl, Politik 1, 203 bis 
206 (1862) und E. Zeller, Staat und Kirche. 1873. ©. 81—88. 
2), Vgl. Ihon oben S. 38. 
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nungen mit der ſtillſchweigenden Einwilligung der Kirchen recht- 
fertigen mochte, find im neunzebhnten Jahrhundert unzweifelhaft 
vorbei. Nicht einmal mehr durch förmliches Staatsgeſetz, aljo 
unter Zuſtimmung der Landesvertretung, können bergleihen Glau⸗ 
bensjachen geregelt werben, wie e8 früher in den evangelifchen 
Yandern meiſtentheils geſchah und in England noch jet mög- 
lich ift?). 

b) Ein Schuß der einzelnen Gemeinden, gegen zwangsweile 
Aunöthigung von Neuerungen in Lehre und Gottesdienſtordnung 
durch Obere des Vereins oder Vertretungen des Vereins iſt zwar 
der großen Mehrzahl der deutſchen Staatsgeſetze fremd, im Preu- 
Fiihen Allgemeinen Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 45 aber Ichon 
ziemlich unzweibeutig anerfannt ?). 

Die erjte neuere evangelifche Synodalordnung, welche ihn mit 
voller Beftimmtheit gewährt, ift meines Willens diejenige des 
Großherzogthums Heſſen vom 6. Januar 1874, 8. 3, welche fich 
hierin an frühere Vorjchläge des Abgeorbneten und Ausſchußmit⸗ 
gliedes des Heififchen Proteftantenvereins, Oberſtudienraths Dr. 
Georg Thudichum anlehnt. In dem Entwurf einer evangeliichen 
Kichenverfaffung, welchen berfelbe im 3. 1862 veröffentlichte ?), 
und welchen der Heffiiche Proteftantenverein fpäter in Tauſenden 
von Exemplaren verbreiten ließ, war in $. 11 folgende Beltim- 
mung vorgejeben: „Gemeinden und Einzelne find verpflichtet, fich 
den verfaffungsmäßigen Berfügungen zu unterwerfen; doch darf 


— — — —— 


9 In England übt bis auf dieſen Tag das Parlament, obwohl darin 
Difſenters und Katholiken ſitzen. das Recht, die Gottesbienflorbnung und 
&hrorbuung ber Anglikaniſchen Staatskirche zu regeln. 

*) Bol. oben ©. 33, Anm. 2. — Das Staatsgeſetz des Kantons Bern 
vom 30. Weinmonat (Oftober! 1873 über bie Organifation des Kirchen⸗ 
weſens 8. 47 legt ben einzelnen Kirchgemeinven ein Ablehnungsrecht (Beto) 
gegen Beichlüfle der Kantonsfynode bei, welche die chriftliche Lehre, den Kul- 
tus, die Seelforge und bie religiöfe Seite des Pfarramtes betreffen. So- 
bald fih die abſolute Majorität einer Kirchgemeinde dagegen erflärt, gilt für 
fie der Synodalbeſchluß nicht. Diefes Ablehnungsrecht ift innerhalb ſechs 
Monaten vom Tage der Belanntmadhung bed betreffenden Beſchluſſes an 
geltend zu machen. Cine Abflimmung ber Gemeinde kann vom Kirchen⸗ 
Ocmeinderatd und von einem Drittheil der Etimmberedhtigten verlangt 
werden. 


5) Kirchliche Bedenken Nr. III. 
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in Sachen des Kultus und der Lehre einer Gemeinde wiber ihren 
Willen auch von der Gejammtlirche Nichts aufgebrungen wer- 
den, wogegen auch ihr ohne Yuftimmung ver Gejammtfirche 
in Kultus und Lehre feine Veränderung vorzunehmen gejtattet üt.“ 
(Bol. au 8. 46 des Entwurfs), Auf dem 7. Deutichen Prote- 
ftantentag zu Leipzig am 14. Auguft 1873 wurden ähnliche An- 
träge von Sted, Seydel und Schmidt noch abgelehnt (!). 

Seitdem bat aber die Preußiſche Generalſynodalordnung vom 
20. Sanuar 1876, 8.7, Ziffer 3 und die Kirchengemeinbe- und 
Synodalordnung für Schleswig-Holftein vom 4. November 1876, 
8. 93 den Grundſatz rückhaltlos angenommen. 

Es dringt jomit in Deutichland unaufbaltfam die Erfenntnik 
der alten Wahrheit dur, daß der für den Staat unentbehr- 
lihe Grundjag von der abjoluten Geltung der Geſetze, und von 
der Nichtberücjichtigung bes Willens von Minoritäten, in feiner 
Weife auf die Kirchen paßt. Die Angebörigfeit zu einem Nelt- 
gionsverein beruht, anders als die Angehörigkeit zum Staat, auf 
völlig freiem Willen; die Kirche hat e8 nur mit gemeinfamer Er- 
bauung und Belehrung zu thun, was bis zu gewilfem Grab ge 
meinſame religiöfe Weberzeugungen vorausfegt. Diefe Ueberzeu⸗ 
gungen laffen fich durch Befehle weder fchaffen noch änvern; ſolche 
Befehle können daher in denjenigen Gemeinden, gegen deren Ueber 
zeugungen fie verftoßen, niemals Gutes wirken, fonbern nur, je 
tiefer das religidje Leben gewurzelt ift, deſto lebhafteren Wider⸗ 
ftand hervorrufen, und an der Stelle des Friedens den Unfrieden 
jegen. Sie würben in vielen Fällen den Austritt biefer Orte 
gemeinben aus ver Gejammtlirche zur Folge haben, wenn vieler 
Austritt unter Mitnahme des Ortslirchenvermögend Statt haben 
könnte, was nach den Staatögejegen nicht der Fall if. Daß in 
Lehre und Gottespienftorpnung feine Einförmigfeit, fondern mög 
lichjte Freiheit ver Einzelgemeinven ftattfinden dürfe, ift jchon in 
den erften Jahren der großen Kirchenreformation auf der Heilt- 
ſchen Synode zu Homberg 1526 zur Anerkennung gebracht und 
in den Heinen reformirten und lutherifchen Kirchen in den Herzog 
tbümern Cleve, Jülich, Berg am Niederrhein von den Synoden 
meiftentbeilg mit ven heilfamften Wirkungen befolgt worden. 
Eine Gränze freilich Haben auch diefe Rüdfichten. Ein Wider 
Ipruchsrecht von Minoritäten der einzelnen Ortsgemeinde kann es 
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wicht geben, da jonft jedes Gemeinveleben überhaupt aufhören 
müßte. 

c) Umgelehrt darf der Staat keine Verfafjung eines Reli⸗ 
gionsvereine® dulden, welche ihm eine Reform dieſer Verfaſſung 
oder der Lehr⸗ und Gottesdienſtordnung unmöglich macht, welde 
die jüngere Generation in Bande fchlägt, die eine frühere &e- 
neration oder ein einzelner Gewalthaber ehemals fchmiebeten. 
Dies würde heißen, eine Majorität von der Willlür einer Mino⸗ 
nität, ja wohl einzelner weniger Perſonen abhängig zu machen, 
und jede naturgemäße Entwidelung in Wiſſenſchaft, religiöfer Er- 
tenntnig und duldſamer Gefinnung vernichten. Unabänberliche 
Kirchenverfaffungen und Ordnungen find ebenjo rechtswidrig und 
unverbindlich, wie unabänderliche Staatöverfaffungen!). Ob bie 
Beitimmung mancher neuen evangelifchen Synodalordnungen, wo⸗ 
nad die Synoben feine Abänderung des Belenntniffes follen be» 
ihließen, oder beantragen dürfen, dieſem Grundjage widerjpricht 
oder nicht, kann erſt jpäter unterjucht werben. 

d) Auch wenn ber Staat für Schug der Gewiflensfreiheit 
und für die Möglichkeit ver Fortentwidelung gejorgt bat, bleiben 
Spaltungen vielleicht dennoch nicht aus, und nöthigen unter Um- 
ftünden den Staat, orbnend und verjöhnend einzugreifen. Es 
wird dies regelmäßig nur durch Spezialgejege gefchehen können 2). 
Kin allgemeines Recht firchlicher Ortsgemeinden, aus Gewiſſens⸗ 
beventen aus dem Kirchenverband auszutreten und das Kirchen⸗ 
vermögen zu bebalten, ift in feinem beutjchen Staat anere . 
hannt; ebenſo wenig ein Recht der Minorität, mit einem ent» 
ſprechenden Antheil des Kirchenvermögens auszutreten ?). 

2) Bgl. R. v. Mobl, Staatsrecht des Königreichs Württemberg 1, 96, 
Am. 5. Der Koran fagt: „Anderung ift Neuerung, Neuerung if ber 
Beg zur Hölle.” Leber die Wirkungen eines ſolchen Prinzips vgl. v. 
Treitfchle in ben Preuß. Jahrbüchern 37, 685, Juni 1876. 

2) Kür die Synagogen. Gemeinden in ben acht alten Provinzen Preu- 
bens hat das Geſetz vom 23. Juli 1847, $. 583—57 und 69 den beiden 
Rinikern des Kultus und des Innern weitgehende Vollmachten beigelegt. 
(8-6. 274 und 277.) 

®) Bgl. über die Frage: Ahrens, H. Naturrecht 2, 497. 1871. Rütti⸗ 
mann, Kirche und Staat in Nordamerika. 1871. S. 106. Bluntſchli in 
der Kritiſchen BVierteljahrefchrift 14, 253. 1872. Verhandlungen des PBreu- 


hiſchen Abgeorbnetenhaufes vom 5. Mai 1876 über Anträge von Virchow 
und Klotz. 
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e) Daß wegen Glaubensanfichten Niemand aus der Kirche 
ausgejchloffen werden dürfe, wurde fchon oben als allgemein gel- 
tende Konfequenz ver Gewiflensfreibeit hervorgehoben '). 

3. Der Staat ijt ebenjowohl berechtigt als verpflichtet, ber 
Gejammtheit der Mitglieder des Neligionsvereins, den Laien, wie 
auch den einfachen Geiftlichen, eine entjprechende Mitwirkung bei 
ber Regelung der Bereinsangelegenheiten zu gewähren, alfo: 
Kirchenvorftände und Gemeinbevertretungen, fowie Synoben ins 
Leben zu rufen, den Gemeinden wie den Shnoben eine Stinme 
bei der Belegung der geiftlichen Aemter einzuräumen, und bie 
Rechte der Kirchenmitgliebfchaft unter den Schuß der gewählten 
Bertretungen zu ftellen. Nur eine ſolche VBerfaffung ver Kirchen 
geitattet e8 der Staatsgewalt, ven Kirchen diejenige freie Bewe⸗ 
gung einzuräumen, welche ihnen im konfeſſionsloſen Staate zu 
fommen jollte. 

Wo Lehre, Gottesdienſtordnung und Kirchenzucht in Ueberein⸗ 
jtimmung mit den Ueberzeugungen der Mitglieder des Religiond- 
vereins bleiben, werden die Anläffe zur Anrufung der Hülfe des 
Staats gegen Mißbräuche jelten; und ebenjo müſſen Gegenſätze 
zwiſchen Staat und Kirche, welche immer nur hierarchiſchem Ein- 
fluß entfpringen, allmählich ſchwinden. Denn in einem Staat, ın 
welchem das Volk durch ſeine Vertretung an der Geſetzgebung und 
Staatsleitung Theil nimmt, lernen die Mitglieder der Religions: 
vereine fchließlich einfehen, daß, was fie dem Staate abftreiten, fie 
fi jelber ftreitig machen. Ienen Weg bat die Staatögewalt ſchon 
einmal im fechözehnten Jahrhundert, bei Beginn der Reformation, 
eingejchlagen und bat ihn in unjeren Zeitalter von Neuem be- 
treten. In allen evangelifchen Kirchen ift dieſe Reform durch 
ſtaatliche Beranftaltung durchgeführt oder in der Durchführung 
begriffen; ebenjo in ven Sfraelitifchen Landeskirchen, während ihn 
bie meiften kleineren Neligionsvereine, neuerbings auch die Alt 
katholiken von felbft zur Geltung brachten. Es muß fich unfehl- 
bar die Ueberzeugung mehr und mehr Bahn brechen, daß eine 
folhe Verfaſſung auch der römiſch⸗katholiſchen Kirche von Staatd- 
wegen vorgejchrieben werden darf und muß. 

Bor 86 Jahren ift e8 im größten katholiſchen Staat Europas, 


1) S. 33. 
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in Frankreich, geſchehen, und würde jeßt europäiiches Recht fein, 
wenn nicht Napoleon I. fich zum Zwecke der Erreichung feiner ehr⸗ 
geizigen Pläne wieberum zum Diener des Bapftes erniebrigt und 
fh zugleich zum Despoten der Kirche aufgeworfen hätte. Das 
Borbild Napoleons und der tiefe Schreden vor allen Ideen ber 
franzöfiihen Revolution — die in diefem Punkte doch nur einige 
Gedanken der Reformationgzeit äußerlich nachahmte — lenkten alle 
Staaten auf lange Zeit wieder in andere Bahnen, bis die Erfah⸗ 
rungen des letzten Menfchenalters zur Erkenntniß der alten Wahr- 
beit zurüdführten. Es find die vorwiegend over halb proteftanti> 
hen Kantone der Schweiz, voran Aargau und Bern, welche einen 
Blick in die Zukunftsgeſetzgebung freier Staaten eröffnen). 

In Preußen ift ein vorläufiger Anfang gemacht durch das 
Geſetz vom 20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung in ben 
tatholiichen Kirchengemeinden. Weiter zu gehen ift in ber nächlten 
Zeit vielleicht noch unthunlich, weil die katholiſchen Kirchenverhält⸗ 
niffe in Preußen durch die frühere KRurzfichtigkeit der Regierung 
in einen jo üblen Zuſtand geratben find, daß ber nievere Klerus 
und die Fatholiiche Bevölkerung erjt allmählich wieder die Fähig⸗ 
teit erlangen werben, Rechte, die ihnen der Staat anvertraut, zu 
ihrem und des Staates Wohl zu gebrauchen 9). 

4. Zu den widtigften von allen Vorfchriften, welche die deut» 
hen Staatsgeſetze den NReligionsvereinen machen, gehören die—⸗ 
jenigen über die Vorbedingung zur Bekleidung geiftlicher Aemter, 
und es iſt das der Punkt, in welchem mehr als in irgend einem 
andern zum. Vorſchein kommt, wie fich nach deutſcher Anfchauung 
die Aufgaben des Staats und diejenigen der Neligionsvereine zu 
einander verhalten. Daß nur unbejcholtene Männer vie Kanzel 
beiteigen und im Beichtſtuhl figen follen, nicht Verbrecher und 
auch nicht Leute, welche im Volke Zwietracht ſäen und e8 zur Auf 


N Bern, 19. Januar 1873. Genfer Gefete von 1871—1875 (bei Zorn, 
tirchenſtaatorechtliche Geſetze. 1876. ©. 146 ff.). 

2) Zu ben deutſchen Publiziſten und Politikern, welche im Allgemeinen 
an Vorgehen des Staats in ber geſchilderten Richtung vertheidigt haben, 
gehören: H. Ahrens, Naturrecht oder Philoſophie des Rechts. 1871. 2, 496 
and 500; H. von Sybel, Virchow u. A. — Auch in Oeſterreich und Italien 
begiunt der Gedanke Geſtalt zu gewinnen. Bol. z. B. Beſchluß des nieder⸗ 
Merreichiichen Parteitags vom 21. Juni 1874. 
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lehnung gegen die Obrigkeit anleiten, wird in allen civiliſirten 
Staaten der Welt als jelbftverjtändlich betrachtet und iſt überall 
geſetzlich ausgeſprochen; ebenſo daß nur Inländer zu geiftlicen 
Aemtern gelangen können, weil nur von ihnen volle Hingabe an 
ven Beruf, das Wohl des Volles und Staates zu fördern, er 
wartet werben kann. In Deutichland verlangen wir aber mehr: 
Erziehung der künftigen Geiftlichen in der nämlichen Freiheit, auf 
ben nämlichen öffentlichen Lebranftalten, wo auch Die übrige 
Jugend ihre Bildung empfängt, nicht hinter Kloſtermauern und 
in Hofterartigen Rnabenjeminarien, worin die Sünglinge in künit 
Iiher Abiperrung gegen die wichtigften Fortſchritte nicht bloß ver 
Wiflenichaft fondern auch der Geiſteskultur überhaupt gehalten 
werden. Der deutiche Staat, welcher durch Unterhaltung zahl: 
reicher Univerfitäten und vieler Hunderte von Gymnaſien die 
leichtefte Gelegenheit bietet, jich eine höhere Bildung zu ver 
ſchaffen, und welcher biefe höhere Bildung nicht bloß für alle 
Staatsbeamten und öffentlichen vehrer, ſondern auch für Rechts⸗ 
anwälte, Aerzte und alle Privatlehrer fordert, kann, ohne bie 
größte Intonfequenz von der gleichen Forderung für die Geiftlichen 
unmöglich abſehen. Neben ven öffentlichen niederen und höheren 
Schulen find die Kirchen diejenigen Anftalten, von welchen vie 
intelleftuelle und namentlich die fittliche Bildung des Volks gan; 
wejentli abhängt. Noch ehe das Kind in die öffentliche Schule 
tritt, fommt es unter die Einwirkung der Geiftlichen, und verbleibt 
unter berjelben, wenn e® die Schule längft verlaſſen hat. Die 
Kirche umſpannt das ganze Leben des Menfchen von der Geburt 
bis zum Tode und hat auch ganz andere Mittel ver Einwirkung 
auf die Gemüther als der Staat, um fo mehr, als ber Staat 
feinen Anſpruch darauf erhebt, in feinen Schulen eine beitimmte 
von ihm für die beite gehaltene Religion lehren zu laffen, ſondern 
dieſes Feld den Kirchen mehr oder weniger überläßt. “Der liberale 
aber undeutiche Lehrſatz des Jahres 1848, daß, wenn ber Staat 
allen Einfluß der Geiſtlichen auf die Schulen befeitige und bie 
Kinder vom 6. bis 14. Iahre an im Lefen, Schreiben, Rechnen, 
Geſchichte und Naturwiſſenſchaft unterrichten Laffe, von felbft alle 
Gefahren gehoben werben würden, bie die 10,000 Kanzeln und 
20,000 Beichtſtühle einer einheitlich geleiteten abhängigen Priefter- 
ihaft in fich bergen, daß man ſich daher um Geiftliche, Jeſuiten, 
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Klöfter nicht mehr weiter zu befümmern brauche — dieſer Lehrſatz 
bat ſich in Deutfchland fchnell als ein ſehr naiver Aberglaube 
berausgeftellt. Man bat wieder einjehen gelernt, daß das in 
Teutfchland früher ein halbes Jahrhundert hindurch, auch in dem 
vorwiegend Tatholifchen Bayern eingehalten gewejene Shyitem das 
rihtigere war und daß es namentlich junge Staaten nicht vergeſſen 
dürfen mit der Macht gejchichtlicher Traditionen zu rechnen. 
Wenn der Staat eine freie und eine wifjenjchaftliche Ausbil- 
tung der Geiftlihen aller Neligionsvereine, namentlich aller der- 
jenigen mit wejentlih bierarchiicher Verfaſſung fordert, jo ge⸗ 
ichieht dies zur Abwendung ganz beftimmt erfennbarer Gefahren, 
nämlich derjenigen, die aus der Unwiſſenheit und Unbildung, aus - 
der religiöfen Unduldſamkeit und aus der Gleichgültigfeit gegen 
Wohl und Wehe des deutſchen Vaterlandes nothwendig entipringen 
müflen. In Deutichland, welches vielerlei Neligionsvereine mit 
gleihen Rechten hat, muß von jedem Neligionslehrer verlangt 
werden, daß er die Meligionsanfichten anderer Religtonsvereine 
fenne, auch in der Gefchichte der chriftlichen wie der nichtchrift- 
lihen Religionslehren nicht unbewandert ſei. Dieje Kenntnig ift 
ja erfte Vorausjegung ihrer richtigen Würdigung und Achtung. 
Ver nur Eine Glaubensanficht kennt und als vie allein zuläffige 
preiien hört, wird nothwendig alle Anberöglaubenden als Irrende, 
ald von der göttlichen Wahrheit Abtrünnige, folglich als Verlorene 
und Feinde zu betrachten fich gewöhnen, und fie auch jeinen Schülern 
als ſolche Hinftellen )). ‘Der jo genährte Religionshaß wird nicht 
mr in den Familien und in ben Gemeinden Unfrieden jtiften, 
jondern zuletzt auch feine Spitze gegen die Obrigfeit ſelbſt kehren, 
wenn dag Staatsoberhaupt und die einflußreichen Beamten jowie 
die Mehrheit der Vollsvertretung nicht zu ber Kirche gehören, 
welde eine jolche fanatifhe Partei als die alleinfeligmachenve hält. 
Diefe Partei wird, ſobald fie einfieht, daß ihr im Inlande bie 
Kräfte fehlen fich) ans Ruder zu fchwingen, nach Außen gravitiren, 
ſich um Bundesgenoffen im Ausland umfehen; und Died wird um 
\o gefährlicher werben, wenn ihre Leiter und Bührer Ausländer 
nd ımd auf die Handlungen fremder Staaten großen Einfluß 


t) Bgl. fhon Rousseau, Contrat social. 4. Bud. Schluß des 8. 
Kapitels, 
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baben. Mäßigung und wo möglich Erftidimg des Religionshafies 
iſt alfo der wichtigfte Zwed der vom Staat geforderten Bildung. 

Die geiftige und gemütbliche Unbefangenbeit, welche unent- 
behrlihe Vorausjegung ift zur Erfenntnig aller Wahrheit umd zur 
Unterſcheidung des Irrthums von berfelben, jei e8 in Bezug auf 
Würdigung biftorifher Weberlieferungen ober der Schlüſſigkeit 
logiſcher Folgerungen, wird am Eriten zu finden fein auf ſolchen 
höheren Lchranftalten, die nicht von Einer Religionspartet allein 
abhängen, jonvdern unter der höheren unparteiifcheren Autorität 
des Staats ftehen, deren Lehrer unter Mitwirkung der Lehrkörper 
ernannt werben, nicht willfürlich entlaffen werben können, vielmehr 
in Hinficht der Verkündigung ihrer wiffenfchaftlichen Ueberzeugungen 
verfaffungsmäßig unabhängig find (Grundſatz der Freiheit ber 
Wilfenichaft.) Lebranftalten mit einer folchen freien Berfaffung 
und mit einer ausgedehnten Miichung aller Konfeſſionen bei Leh⸗ 
tern und Schülern find die deutſchen Univerfitäten, und theilweiſe 
die deutſchen Gymnaſien, mehr al3 in’ irgend einem anderen Lande 
der Welt, die Schweiz ausgenommen. Wenn bie deutjche Geſetz⸗ 
gebung daher Ausbildung aller Geiftlihen auf Deutihen Gym- 
nafien und Univerfitäten fordert, fo gejchteht dieß in vollfommen 
richtiger Würdigung der wichtigen Vorzüge unferer Bilbungsan- 
ſtalten. Es ift dies aber auch aus dem andern Grunde gerecht⸗ 
fertigt und nothwendig, weil nur Lehrer, die deutſche Staats⸗ 
beamte ſind, die amtliche Pflicht haben, auch vom Katheder die 
Unterordnung aller Kirchen unter die Staatsgewalt, die gleiche 
Verbindlichkeit aller Bürger zum Gehorſam gegen die Geſetze und 
zur Treue gegen Obrigkeit und Vaterland und zur duldſamen Ge⸗ 
ſinnung gegen ihre Mitbürger zu verkünden, und ſo dazu mitzu⸗ 
wirken, daß die künftigen Geiſtlichen auch zu guten Unterthanen 
herangebildet werden. Ihre Wirkung können aber dieſe ſtaat⸗ 
lichen Veranſtaltungen nur üben, wenn auch die Schüler die Un⸗ 
befangenheit und Beweglichkeit bes Geiſtes und Gemüthes mit 
bringen, welche ſie fähig und willig macht, verſchiedene Anſichten 
zu hören und über ſie nachzudenken, nicht alſo nach Kommando zu 
glauben und zu verdammen. 

Daß ſo manche Italieniſche und Franzöſiſche Katholiken und 
Engliſche Proteſtanten, welche ſich für freiſinnig ausgeben, die 
eben geſchilderten Grundſätze unſeres deutſchen Unterrichtsrechts 
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nicht verſtehen können, ift fein jo großes Wunder. Allen biefen - 
Staaten fehlen Lebranjtalten wie die unfrigen find, fehlt über- 
haupt die allgemeine Schulpflicht und kommt neuerbings fogar der 
Grundſatz abhanden, daß Univerfitäten Staatsanftalten fein müfjen 
umd nicht Kirchenanftalten fein dürfen. Solche Vertrrungen wird 
man in Deutfchland nie und nimmer erleben. 

5. Der mittelalterlihen Ausartung des Kirchenrechts, wonach 
zwei Drittel aller Pfarrftellen fih in den Händen von Mönchen 
befanden, hat die Stantögefetgebung auch für die katholiſchen 
Pfarreien längſt ein Ende gemacht, und ven Weltflerus wieder in 
die Stellung zurüdgeführt, aus welcher ihn die Päpite verdrängt 
hatten. Nachdem ſodann der Deutfche Boden von Neuem faft 
ginzlih den Mönchsorden und Klöftern verfchloffen worden ift, 
naht mehr und mehr die Zeit heran, in welcher der Staat auch 
einer andern mittelalterlichen Erfindung der Päpfte, dem Zwangs⸗ 
zölibat der Priefter, ein Ende machen, und jeden Priefter in feinem 
Amte fchügen wird, wenn er fich des unveräußerlichen Rechts bes 
dient, eine Familie zu gründen und damit der bürgerlichen Ge⸗ 
jellihaft voll anzugebören !). 

6. Geſetzliche Vorſchriften über die VBorbildung der Geiftlichen 
fönnen niemals Sicherheit dafür geben, daß nun auch wirklich Die 
durch Bildung und Milde bejonvers ausgezeichneten Männer in 
die einflußreicheren Aemter gelangen und nicht vielmehr diejenigen 
dafür ausgefucht werben, welche am gefügigiten gegen die geiftlichen 
Oberen, dagegen rückſichtslos gegen ihre Untergebenen und wiber- 
haarig und unbotmäßig gegen die Staatsgewalt find. Der Staats- 
Tegierung müfjen daher noch weitere Vollmachten eingeräumt fein, 
md es find in dieſer Dinficht vielerlei Shfteme fchon früher in 
Anwendung gebracht worden und auch noch gegenwärtig in Uebung. 

Als Das burchgreifendite erfcheint das der unmittelbaren 
Inndesherrlihen Ernennung, welches auch jegt noch für einen be- 
deutenden Theil der geiftlichen Stellen in allen größeren Kirchen 
gilt ımd gewiß den Vorzug verbient vor der Willkür oligarchticher 


i) Bgl. hierüber ſchon F. Thudichum, Freibeitspflichten (in ben 
Preußiſchen Jahrbüchern 35, 880 -382. April 1875). Fr. von Holtzen⸗ 
dorff, der Prieſter⸗Cölibat (in den Deutſchen Zeit- und Streitfragen, 
Jahrgang 4, Heft 63) 1875. v. Schulte, der Cölibatszwang und deſſen 
Auſhebung. Bonn 1876. 
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Konfiftorien oder abhängiger Bilchöfe und Domkapitel. Es war 
der größte Fehler, den die Negierungen feit 1848 begingen, daß 
fie dieſes Ernennungsrecht namentlih für die Fatholijche Kirche 
zu Sunften der Biſchöfe in fo großer Ausdehnung fahren ließen, 
ohne den Gemeinden den geringften Theil davon zumachen zu 
laffen. Und doch darf nur dieſen zufallen, was der Staat auf 
gibt, jo wie umgekehrt ein folcher Einfluß des Staates mehr und 
mehr feine innere Berechtigung verliert, je mehr die gemeinbliche 
Drganifation der Kirche fie fähig macht, auf eignen Füßen zu 
ftehen. Um ſehr vieles weniger wirkungsvoll ift ein Recht der 
Staatsregierung, aus mehreren ihr vorgeichlagenen Kandidaten 
Einen auswählen zu dürfen, oder gar reine Veto-Rechte, mögen 
diefelben ven Namen Beftätigung (reſp. Verwerfung) oder Ein- 
ſpruch tragen. Eine für den Staat nachtheilige Haltung des Tatho- 
liſchen Klerus läßt ſich auch Daburd abwenden, wenn man verhin⸗ 
bert, daß die päpftlihe Würde an eine Perſon falle, welche ein 
feindliches Auftreten bejorgen läßt. Die deutſchen Kaiſer ſowohl 
als auch die Könige von Frankreich waren daher bi8 auf bie 
neuefte Zeit bedacht, auf dieſe Weife das Uebel an der Wurzel 
anzugreifen, und den Papft entwever zu ernennen ober durch Be⸗ 
ftehung oder Drohung gegen die Cardinäle den ihnen genehmen 
Mann wählen zu laffen. Noch im neunzehnten Jahrhundert übten 
Deiterreih, Frankreich, Spanien und Neapel-Sizilien das Recht, 
bei der Bapftwahl je eine persona ingrata bezeichnen und dadurch 
von der Wählbarkeit ausichließen zu bürfen (jus exclusivae), und 
der Derfteller der Macht des Papſtthums, Napoleon I., nahm 
feinen Anſtand, den ihm nicht willfabrenden Papft mehrere Sabre 
gefangen zu balten, 

Gerade weil Deutjchland feine Möglichkeit folder Einwir⸗ 
tungen befigt, fie zu üben auch verichmähen würde, außerdem 
niemals hoffen darf, einen vernünftigen beutichen Mann auf dem 
päpitlihen Stuhl zu fehen, muß es um jo entichievener die Meittel 
gebrauchen, welche ihm feine Souverainetät und die Unterſtützung 
der großen Majorität der Nation in die Hand geben. 

7. Wenn der Staat von den Geiftlichen Gehorfam gegen 
bie Staatsgejege und Lehre dieſes Gehorfams forvert, wenn er 
ferner eine wiſſenſchaftliche Vorbildung derſelben vorjchreibt, fo 
muß er nothwendig noch einen weiteren Schritt thun: er muß fie 


| 
| 
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gegen willfürliche Behandlung fowohl Seitens der Kirchenoberen 
als au Seitens der Gemeinden in Schug nehmen, und dafür 
forgen, daß fie einen genügenden Unterhalt empfangen, indem er 
bie Kirchengejellichaft hierzu anhält oder ſelbſt belfend eintritt. 
Diefe Maßregeln bilden nur die Ergänzung zu jenen Forderungen, 
und ber rechtlihe Schu ift namentlich von höchſter Wichtigkeit 
beim Fatholiichen Klerus. Sobald dem Papite freiftünde, gerade 
die gebildeten und ſtaatstreuen VBilchöfe und Domberren aus ihren 
Aemtern zu entfernen, und den Bilchöfen wiederum fo mit dem nie= 
deren Klerus zu verfahren, jo würde fein fähiger und charalter- 
fiter Mann mehr Neigung tragen, fich dem geijtlichen Beruf zu 
widmen, feiner mehr wagen, fich durch Liebe zur Wiffenfchaft und 
duldfame Gefinnung bei den Tirchlichen Oberen verbächtig zu machen, 
und fo allmählich der ganze Klerus zu einer willenlojen Heerde 
und damit zu einem ftaatsgefährlichen Werkzeug in der Hand ber 
Biſchöſe und ſchließlich des Papſtes herabſinken. 

Um den Geiſtlichen einen geſicherten Rechtszuſtand zu ver⸗ 
ſchaffen, muß der Staat 

a) Durch Staatsgeſetz den Grundſatz aufſtellen, daß geiſtliche 
Aemter regelmäßig nur auf Lebenszeit, nicht auf Widerruf ver⸗ 
liehen werden dürfen. 

b) Er muß die Gründe bezeichnen, aus welchen ein Geiſt⸗ 
liher jeine® Amtes entjeßt, auf andere Stellen verſetzt oder fonft 
empfindlich geitraft werden darf. 

c) Er muß die Verhängung aller ſolchen Strafverfügungen 
entweder feinen eignen Behörden (den Staatöbehörden) vorbe- 
halten, oder, wenn er den Süirchenoberen die Erkennung überläßt, 
die Urteile derjelben von der DBeftätigung durch Staatsbehörven 
wer das Staatsoberhaupt abhängig machen, oder endlich wenig. 
fiend dem Geftraften einen Rekurs an Staatsbehörben einräumen. 

8. In allen Zällen, in welchen Anwendung von Zwang noth- 
wendig ijt, um einer firchlichen Verfügung die Befolgung zu fichern, 
lann diejer Zwang nur von Staatsbehörden angeordnet und be⸗ 
wirft werden. Reiner Kirche, feinem NReligionsverein, kommt 
irgend welche Zwangsgewalt zu. 

9. In allen Fällen, in welchen von den Kirchen der Arm 
des Staates angerufen wird, muß ver Vollftredung eine jtaatliche 


Prüfung und Entjcheivung vorausgehen, ob die Zwangsanwendung 
Khubigum, Kirchenrecht. 10 


— —— — 
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in den Staats- und Kirchengefegen begründet erjcheint. Yu einer 
ſolchen ftaatlichen Prüfung muß e8 aber auch dann fommen, wenn 
einzelne Mitglieder der Kirche oder ganze Theile derſelben die 
Rechtmäßigkeit Firchlicher Anorbnnungen, wie 3. B. Berfügungen 
über Kirchenvermögen, Entziehung kirchlicher Rechte, Verbängung 
von Strafen, beitreiten, oder die Gültigfeit von Wahlen anfechten. 
Denn die Staategewalt ift den Bürgern vollen Schuß in ihren 
jtaategefeglihen Rechten jchuldig und kann ſich dieſer Aufgabe 
unter feiner Vorausjegung entichlagen. Aber auch das Wohl des 
Staates, jein Intereffe, daß die öffentliche Rechtsordnung unge: 
kränkt bleibe und nachtbeilige Vorgänge verhütet werden, kann 
eine Prüfung und Entjcheivung der angegebenen Art fordern. Dies 
gilt in ganz gleiher Weife auch bei allen Vorgängen, vie fi 
außerhalb des Etaataterritoriume ereignen, 3. B. muß jever 
Staat bereditigt fein, die Gültigkeit einer Papftwahl zu prüfen, 
oder zu prüfen, ob ein allgemeines Concilium nach den Geſetzen 
der römischen Kirche berufen ift und in ber nöthigen Freibeit be 
jchließen konnte. Je vollftändiger alle Theile der Kirchenverfafjung 
durch Staatögefege oder ftaatlich beitätigte Kirchengeſetze geregelt 
find, um fo mehr erjcheint es möglich und zwedodienlich, die Ent- 
ſcheidung über die Geſetzmäßigkeit kirchlicher Anordnungen over 
Wahlen an die ordentlichen Gerichte des Staats oder an Ver⸗ 
waltungsgerichte zu verweiſen. Dies iſt denn auch neuerdings in 
Preußen, Baden und Heſſen in einigen wichtigen Beziehungen ge 
ſchehen, und ven Verwaltungsbehörden, nantentlih dem Kultus: 
minifter, das Entſcheidungsrecht entzogen worden. Anders verhält 
es fich, ſobald das Kirchenrecht unficher ift und das Wohl des 
Staates fowie der Schuß der Mitglieder der Kirche nur durd 
ein ebenjo unbeftimmtes ftaatliche8 Recht der Abwehr gejichert wer- 
den können. Dies war nun bieher bet der katholiſchen Kirche ın 
alten Rändern der Ball, und c8 haben gerade zuerft die fatholijchen 
Regierungen latholiicher Staaten, namentlicy Frankreich, ein jtaat- 
liches Recht, Uebergriffen oder Mißbräuchen ver geiftlichen Gewalt 
(des Papſtes oder des Biſchofs) entgegenzutreten, ausgebildet und 
ihm den Namen des „recursus ab abusu“ gegeben. ine jolde 
discretionäre Gewalt fonnte man nur der Krone oder den höchſten 
Verwaltungsbeamten beilegen, zumal das Verhalten des Staats 
gegenüber kirchlichen Maßregeln häufig durch die Beurtheilung der 
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Forderungen der allgemeinen Ctaatewohlfahrt beitimmt werben 
muß. Im diefer Geftalt befteht das ftaatliche Necht noch jegt in 
Elſaß⸗ Lothringen, in Baiern und in eingefchräntterer Weife in den 
meiften Deutſchen Staaten. 

10. Zur Bollftändigfeit der bier angeftellten Erörterungen 
würbe gehören, ſchließlich noch Die Grundfäge anzugeben, von welchen 
die neuere Staatsgeſetzgebung hinfichtlich des Rechts der Neligions- 
vereine zum Wermögenderwerb, der Verwaltung des SKirchenver- 
mögend, der Unterftügung ver Kirchen aus Mitteln des Staats 
oder der politifchen Gemeinden und der firchlichen Beſteuerung 
ausgeht oder vorausſichtlich demnächſt ausgehen wird. Diefe 
drogen hängen aber fo ſehr mit Hiftorifchen Zuſtänden zufammen 
und find fo verwidelter Natur, daß fie befjer in dem Abichnitt 
vom Kirhenvermögen als Einleitung zu demſelben befprochen werben. 

11. Eine Eonjequente Durchführung der Staatsjouveränetät 
erheiicht Teithalten des Grundfates, daß jeder innerhalb Deutich- 
lands bejtehende Religionsverein nicht über Die NReichsgrenzen hinaus⸗ 
reiche, nicht in organischer Verbindung mit auswärtigen Vereinen, 
noch weniger in einem Gehorſamsverhältniß zu auswärtigen Vereins⸗ 
oberen ſtehe. Es iſt dies ein Grundſatz, welcher ebenfo auch für 
andere nicht« religiöje Vereine maßgebend ift. Jede foldde Ver» 
bindung durchkreuzt den Untertbanenverband, entfremvet ven Bürger 
dem Heimathſtaat und gibt jeinen Slaubensgenoffen im fremden 
Staat und dadurch mittelbar unter Umftänden auch diefem fremben 
Staat jelbft Anlaß zur Einmiſchung in Deutiche Angelegenheiten. 
Jedenfalls aber erſchwert fie die gebeihliche Vollziehung der Staats⸗ 
gejege über Kirchliche Angelegenheiten und fchadet jo der Autorität 
der Staatsgewalt. Die Regel, daß Deutſche Neligionsvereine nicht 
mit außerbeutichen Vereinen in organifcher Verbindung ftehen 
birfen, gilt hinſichtlich aller evangeliſchen Kirchen mit voller 
Strenge und ijt ganz neuerlich, bei ber Vereinigung von Elſaß⸗ 
Lothringen mit Deutfchland für die evangelifchen Kirchen der Reichs⸗ 
fande zur Durchführung gebracht worden. Auch in Defterreich 
dat man daran feftgehalten!). ALS fich feit 1871 die altfatholifche 


1) Das Kaiferlich Defterreichtiche Patent vom 8. April 1861 enthielt in 

&. 23 zwar bie Beitimmung: „Zur Förderung ihrer firchliden und Unter- 

richtszwelle können die Evangelifchen, mit Beachtung ber geſetzlichen Beſtim⸗ 
10* 
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Kirche bilvete, ſah man fofort die Nothwendigkeit ein, den neuen 
Verein auf das Reichsgebiet zu beichränten und fi mit einem 
freundfchaftlichen Verkehr mit den Altkatholiken der Schweiz und 
Deiterreich8 zu begnügen. Der von der altlatholiichen Synode 
gewählte Bifchof fol nur Biſchof innerhalb Deutfchlands fein und 
ftebt unter feinem auswärtigen katholiſchen Bifchof, foll 3. B. nicht 
. unter dem Erzbifchof von Utrecht ftehen, der ihn konjecrirte. Die 
Reichsgewalt würde Dies auch gewiß nicht zugeben!). Ebenſowenig 
würde fie die Bildung einer Griechiſchen Kirche in Deutichland 
dulden können, welche fich unter den griechiſchen Patriarchen oder 
die Synode oder unter den ruffifhen Ezaren zur ftellen Neigung 
trüge. Unter katholiſchen Bijchöfen, welche außerhalb der Gränzen 
des Reichs wohnen und auf deren Ernennung der Preußiſche Staat 
feinen Einfluß üben kann, ftehen gegenwärtig nur noch einige 
Preußifche Gebietstheile. Die Gränzen der Bisthümer in Eljaf: 
Lothringen fallen feit 1874 mit den Landesgränzen zufammen, und 
fremde Metropolitanrechte über die Biſchöfe find aufgehoben. 
Eine Generalausnahme erleidet der Grundjat aber bis auf dieſen 
Tag, die ihn faft aufhebt: Den Deutſchen Unterthanen römiſch⸗ 
tatholifcher Konfeifion ift es theils mit ausprüdlicher, theils ſtill⸗ 
ſchweigender Zulaffung ver Staatögejege geftattet, mit dem Römiſchen 
Papft folche Verbindungen zu unterhalten, auh an allgemeinen 
Concilien Theil zu nehmen, ja es bilden gewifje Rechte des Papites 
in mehreren Staaten einen Theil der katholiſchen Kirchenverfajfung, 
welche ſtaatsgeſetzlich feftgeftellt und anerkannt it. Es trifft daher 


mungen, im Inlande Vereine bilden, und mit gleidartigen evangeliſchen 
Vereinen des Auslands in Verbindung treten.“ Allein bierunter waren nur 
Vereine, wie 3. ®. der Guſtav⸗Adolfs⸗-Verein, die Bibelgefellfchaft u. f. w. 
verfianden. Als daher die Generalfynoden im Jahr 1864 in die revibirte 
Kirchenverfaſſung, $. 1, die Erflärung aufgenommen hatten, daß bie enange- 
liſche Kirche in den Daktih-Slavifden Ländern Oeſterreichs „einen Theil der 
evangelifhen Geſammtkirche“ bilde, fo wurde dieſem Beſchluß die kaiſerliche 
Genehmigung verfagt und ftatt deſſen ausgeſprochen, daß die genannte Kirche 
„einen Theil der evangelifchen Kirche des Defterreichiihen Kaiferftaats’ Bilde. 

1) Die Oeſterreichiſche Regierung hat im Dez. 1873 die Anerlennung 
des Biſchofs Neintens abgefchlagen, weil die Altkatboliten keine anerfannte 
Religionsgefellfchaft feien. Sie würde e8 aber auch ohne biefen Grund das 
nächſte Dal wieder thun. Im ähnlicher Erkenntniß haben die Schweizerifchen 
Alttatboliten ein Schweizerifche® Bisthum gegründet. 
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eine vom Fürſten von Bismarck am 14. Mai 1872 gethane 
Aeußerung noch immer zu: „daß es keinen auswärtigen Souverän 
gibt, der (nach der bisherigen Lage der deutſchen Geſetzgebung) 
berufen wäre, ſo ausgedehnte, der Souveränetät nahe kommende 
und durch keine konſtitutionelle Verantwortlichkeit gedeckte Rechte 
innerhalb des Deutſchen Reiches vermöge unſerer Geſetzgebung zu 
üben, wie Se. Heiligkeit der Papſt“ !). 


— — — — — 


I. Unterabſchnitt. 


Zuſtändigkeit der Reichsgewalt in Bezug auf Rege— 

lung der Verfaſſung und Wirkſamkeit der Religions— 

vereine und Ueberſicht der bis jetzt ergangenen reichs- 
rechtlichen Anordnungen. 


8. 33. 
Umfchreibung der Reichslompetenz. 

In die Geſetzgebungs und Regierungsrechte in Hinficht auf 
Religionsangelegenheiten tbeilen fich die Reichsgewalt und die 
deutſchen Einzelftaaten, fo jedoch, daß das Reich jeine Zuſtändigkeit 
unter den Vorausſetzungen des Artikels 78 der Reichsverfaſſung 
allezeit erweitern kann. Alle Rechte, welche der Reichsgewalt noch 
nicht zukommen, gebühren ven Einzelftaaten, jedoch unter Beobachtung 
des Grundfages, daß alle Deutichen in jedem deutichen Staat im 
weiteften Umfang als Inländer zu behandeln find 2). 

Ueber die Kirchenhoheit in den Reichslanden Elſaß⸗Lothringen 
it im III. Unterabichnitt zu handeln. 

Die dem Reich zuftehbenden Rechte jind gegenwärtig folgende: 

1. Dem Reich ausſchließlich gebührt die Regelung des Militär⸗ 
Kirchenweſens im deutjchen Heer und in der deutjchen Kriegsmarine, 
jowie die Aufitellung der Grundfäge, nach welchen jevem Deutſchen 
das Recht zukommen foll, auf Schiffen Gottesdienſt zu veranftalten °). 


’) Reichstag vom 14. Mai 1872, ©. 355. Bol. auch Kirkulardepefche 
vom 14. Mai 1872 über bie künftige Papftwahl. 

2) Neichöverfaffungsurtunde v. 16. April 1871, Art. 3. 

5) Reihöverfaffungsurkunde v. 16. April 1871, Art. 53, 54 und Art. 4, 
Rxr. 7 und 14. 
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2. Das Reich kann bei den kaiſerlichen Gefanbtichaften ®e: 
fandtichaftsprebiger anitellen. 

3. Das dem Reich zulommende Recht der Gejeßgebung und 
Aufficht über „Staatsbürgerrecht” enthält die Befugniß, „ven 
Grundſatz der Gleichberechtigung aller Konfefjionen purchguführen“ !), 

4. Bermöge feines Gefetsgebungs- und Auffichtsrechtes über 
Strafrecht ift das Neich berufen, den ftrafrechtlihen Schuß für 
Lehren und Einrichtungen der Religionsvereine zu beftimmen;, ver 
Verbreitung ftants: ober fittengefährlicher Lehren oder fonftigem 
Mi brauch des geiftlihen Amts durch Strafdrohungen zu begegnen; 
die Wirkung von Straferlenntnifjen auf die Fähigkeit zur Bellei- 
bung geijtlicher Aemter feitzufegen. Desgleichen ſteht dem Neid 
bie Regelung der Eeeljorge in Gefängniffen und Befferungsanftalten 
zu, da biefelbe mir dem Strafvollzug auf's Innigfte zufammenhängt. 

5. Sein Gejeßgebungs- und Auffichtsrecht über Civil- und 
Strafprogeß und die dadurch bedingte Gerichtverfaffung ermöglicht 
es ihm, die Zeugnißpflicht der Geiftlihen zu regeln und die Ge 
richtsbarkeit in Ehe» und Verlöbnißſachen dem Staat zurückzugeben. 

6. Bon hervorragender Bereutung enblich iſt fein Gejek- 
gebungs- und Auflichtsrecht über das gefammte bürgerliche Necht 
und das Vereinsweien ?). Vermöge dieſer Zuftänbigfeit kann die 
Reichsgewalt namentlih Beſtimmungen treffen über die privat: 
rechtliche Stellung der Religionsvereine, über Erwerb und Berlujt 
des ftorporationsrechts °), die Erwerbsfähigkeit der Neligionsvereine 


ı) Reihsverfaffungsurkunde Art. 4, Nr. 1 und Schlußprotololl zum 
Verfailler Vertrag zwifchen dem Norddeutſchen Bund und Baiern v. 23. No⸗ 
vernber 1870, Nr. U. 

Am 16. Mai 1872 befhloß der Reichstag, an den Reichskanzler die Auf- 
forderung zu richten: „Darauf hinzuwirken, daß innerhalb bes Reiches ein 
Zuſtand des öffentlichen Rechtes bergeftellt werbe, melder den religiöfen Frie⸗ 
den, Sie Marität der Slaubendbelenntniffe und den Schutz ber Staatsbürger 
gegen Verkümmerung ihrer Rechte durch geiftlihe Gewalt ficher flekt. 
Berhandl. ©. 426, 427.) Ein Bebürfni zu der geſetzgeberiſchen Thätigkeit 
bes Reiches in diefer Hinficht iA namentlich in Beziehung auf den Eid, die 
bürgerlichen Feiertage, bie Erziehungsreligion der Kinder, das Begräbniß— 
weien und auf bem Gebiet des Strafrechtd vorhanden. 

2) Reichsverfaſſungsgeſetz v. 20. Dez. 1873. (R.-©.-Bl. 379.) Reiche: 
verfaffungsurtunde Art. 4, Ziffer 16. 

2) I. Reichstag 1851, 2. und 31. Mai, ©. 540—543, 958. Attenftüd 
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und ihrer Geiftlichen, die polizeilichen Beſchränkungen für Aus- 
übung des Verjammlungsrechts der Religionsvereine, die Gründung 
und Auflöjung von fog. geiftlichen Gefellichaften, veligiöjen Orden, 
Konzregationen, Brüderjchaften !), die Abhaltung von Progeffionen 
u. f. w. Hierüber enthalten auch bereits die „Vereinsgeſetze“ 
Preußens und Baierns feit 1850 Vorfchriften. 

Dagegen ift ver Reichsgewalt durch die Ausdehnung ihrer 
Kompetenz auf das „Vereinsweſen“ keineswegs das Recht ertheilt, 
auf dem Wege der einfachen Reichsgeſetzgebung die geſammten 
Rechtsverhältniſſe aller Religionsvereine oder Kirchen zu regeln 
und alle Regierungsrechte darüber an ſich zu ziehen. Denn die 
evangelifche und die katholiſche Kirche bat man nach bisherigem 
Sprachgebrauch nicht ſchlechthin umter die Vereine gerechnet, deren 
Berbältniffe durch ein „Vereinsgeſetz“ geregelt jeien 2). 

7. Das Reich ift befugt, Die rechtliche Stellung der im 
Reich lebenden Ausländer ın Bezug auf Neligionsangelegenheiten 
zu regeln. 

8. Das Reich Hat jomohl feine Souveränetät als diejenige 
alter Einzelitanten gegenüber auswärtigen Religionsvereinen, Kirchen⸗ 
oberen und Staatsregierungen zu wahren. — Die völferrechtliche 
Vertretung des Reichs in Bezug auf Religionsangelegenbeiten ge- 
kührt dem Kaifer ausſchließlich. 


Ar. 64, S. 175. Der Bundesrath verneinte durch Beichluß dv. 30. Juni 1973 
das Vedürfniß zu einer reichögefetlichen Regelung. 

ı) Am 16. Mat 1872 befhloß der Reichſstag mit 205 gegen 85 Stimmen, 
den Reichslanzler aufzufordern, einen Geſetzentwurf vorzulegen, welcher auf 
Srund des Eingangs und des Artifeld 4, Nr. 13 und 16 der Neichöverfaflung, 
die rechtlibe Stellung der religiöfen Orden, Kongregationen und 
Genofjenfhaften, die Frage ihrer Zulaffung und deren Bedingungen 
teselt, fowie die ftantsgefäbrliche Thätigkeit derfelben, namentlich ber „Geſell⸗ 
halt Zen“, unter Strafe ftellt. (Verhandl. ©. 427.) Bol aud Dürrſchmidt, 
H., die Mößerlihen Genoſſenſchaften in Baiern und bie Aufgabe ber Reichs- 
geſergebung. Nördl. 1875 

2) In dieſem Sinne äußerten ſich im I. Reichſtag 1871 die Abgeordneten 
v. Treitſchte, Marquard Barth, Schend von Stauffenberg (Verh. S. 108, 
123,124. 140), während die Abg. Reichenfperger, Greil. Winbthorft, v. Mallind- 
rodt, mehr oder weniger beſtimmt bie entgegengeſetzte Anfchauung vertraten. 
(€. 104, 115, 118, 127.) Bgl. aus den Beridht der Betitionstommiffion 
bes 1. lieichbtags. Alten. Nr. 64, S. 175. 
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Anträge auf Erweiterung der Kompetenz des Reiches ſind im 
Reichstag bereits wiederholt geſtellt und in Petitionen an den⸗ 
ſelben angeregt worden. Der wichtigſte Anlauf zur Beſchränkung 
der Hoheitsrechte der Einzelſtaaten wurde im erſten Reichstag 1871 
bet Gelegenheit der neuen Redigirung der Verfaſſungsurkunde von 
Seiten der Partei des Zentrums (der Ultramontanen) genommen. 
Sie verlangten Aufnahme der Artikel 12, 15 und 30 der Preußi⸗ 
ichen Berfaffungsurftunde vom 31. Januar 1850, fo wie jie im 
Jahre 1871 Iauteten, einmal zu dem Zwecke, der Preußiſchen Geſetz⸗ 
gebung die Möglichkeit zu nehmen, dieſe Verfaffungsbejtimmungen 
zu ändern, und ſodann zu dem anderen die Geſetze Baierns, 
Württembergs, Badens, jowie der meiften übrigen Staaten, melde 
der Gejetgebung und Regierung einen weitgreifenden Einfluß auf 
die fatholiichen Kirchenangelegenheiten gewähren, über den Haufen 
zu werfen. Die ultramontane Partei hoffte ihren Plan mit Hülfe 
der Konjervativen und derjenigen Abgeoroneten durchzuſetzen, denen 
man bei der Wahl die Zujage abverlangt Batte, für dieſe Ver: 
änderung der Reichsverfafjung zu ftimmen und welche dieje Zuſage 
in Unfenntniß ihrer Tragweite mehr oder weniger beftimmt ertheilt 
batten. Allein der NReichStag verwarf am 4. April 1871 tie Ans 
träge mit 223 gegen 59 Stimmen !). Ob fi) das Reich der Noth- 
wendigfeit wird entziehen können, gegenüber dem vom Papft und 
feinen Anhängern gegen die Staatögewalt eröffneten Kampfe von 
Reichswegen einzujchreiten, möchte zu bezweifeln fein ?). Dieſe An: 
griffe des papiftiichen Klerus jind zwar feheinbar vorzugsweije nur 
gegen die Staatögewalt der KEinzeljtaaten gerichtet, aber in Wirk⸗ 
lichfeit zielen fie darauf, die Reichsgewalt entweder in die Häude 
zu befommen, oder doch brach zur legen, wenn nicht gar, wie die 
Drgane dieſes Klerus offen ausreden, jie zu brechen. eich und 
Einzeljtaaten laſſen fi überhaupt in dieſer Hinſicht gar nicht 
untericheiden. Jeder Erfolg in einem Einzeljtaat wirkt auf das 
Reich zurüd, nicht blos auf den Ausfall der Reichstagswahlen, 


1) L Reichstag 1871, S. 104—155. Altenftüde Nr. 12, ©. 62. 

2) Sehr nachdrücklich fpricht fih dafür R. v. Mohl, Reichsſtaatsrecht 
1873, S. 92—101, aus. Vgl. aud) Aeußerungen des Reichslkanzlers Fürften 
v. Bißmard und des Abgeordneten v. Bennigien im Reichsſstag 14. Mai 1872, 
S. 355, 356. E. Friedberg in dv. Holtenborff’8 Jahrb. 1, 480—495. 1871. 
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iondern auch auf das Verhalten ver betreffenden Regierung im 
Yındesrath. Sodann aber kommt in Betracht, daß e8 das Reich 
gewejen ift, welches in mehreren wichtigen Beziehungen, 3. B. Durch 
das Reichsſtrafgeſetzbuch, das Reichspreßgeſetz ſchützende Beſtim⸗ 
mungen der Einzelſtaaten in nicht ganz vorſichtiger Weiſe weggeräumt 
hat, woraus ihm die Pflicht erwächſt, auch wieder helfend einzu⸗ 
treten. Die gegen das Reich geſchürte Feindſchaft muß nothwendig 
bie Kraft der Reichsgewalt und die Sicherheit der Reichsinſtitutionen 
ihwäcen, jedenfalls in den Augen des Auslands, welches allmählich 
zu dem Glauben verleitet wird, einen innerlich zerriifenen Staats- 
förper vor fi zu haben. Die Zuftänbigfeit der Reichsgeſetzgebung 
iit bereit8 ausgedehnt genug, um eine fehr eingreifende Thätigkeit 
entfalten zu können; Davon ift zunächſt Gebrauch zu machen, nöthigen- 
falls die Zujtändigfeit der Reichsgewalt auf verfafjungsmäkigem 
Weg zu erweitern ?). 


8. 34. 


Insbeſondere don den Borausiegungen zur Heritellung Deuticher 
Reichskirchen. 


Da die ſaͤmmtlichen in Deutſchland beſtehenden Kirchen oder 
Religionsvereine Landeskirchen ſind, unter der Geſetzgebung der 
Einzelſtaaten und unter der Leitung der Landesregierungen ſtehen, 
ſo iſt eine Verbindung mehrerer derſelben zu größeren Verbänden 
oder zu einer Reichskirche nur möglich, entweder durch Erweiterung 
der Zuftändigfeit der Neichögewalt, aljo Uebertragung der Geſetz⸗ 
gebung, Yeitung und Aufficht auf Kaijer, Bundesrath und Reichs⸗ 
tag, oder auf dem Wege der Vereinbarung ber intereffirten Staaten 
zu gemeinjamer Ausübung der Staatshoheitsrechte über die zu 


) Die zuerft von H. A. Zachariä, zur Frage von der Reichskompetenz 
gegerüber dem Unfehlbarkeitspogma, Braunſchweig 1871, dann von R. v. 
Mehl, Reichsſtaatsrecht 1873, ©. 92-101 und 78. 289, 290 vertretene 
Meinnng, dag Deutſchland fi durch Erklärung der päpftlichen Unfehlbarteit 
m einen Nothſtand verfetst fehe, der den Bundesrath und Neichdtag 
nöthige, auch Über folhe kirchlichen Angelegenheiten, welche bis jetzt nicht 
zur Kompetenz des Reichs gebören, felb1 mit Umgebung der Bor- 
järiften ver Reihsverfaffungsurltunde, Art. 78, Verfügung zu 
trefien, ſchießt weit Über das Ziel hinaus. 


‘ 
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verbindenden Kirchen !). Letzteres würde Staatöverträge vorand- 
fegen, zu welchen bie Genehmigung der Landtage erforderlich wäre, 
in den meiften Staaten fogar Zuftimmung von Kammermehrheiten, 
wie fie zu Verfaffungsänderungen nothwendig find. Dieſer zweite 
Weg ericheint wegen ber erwähnten Erfchwerungen ein ziemlich 
ausfichtslojer, würde aber auch die Schaffung von befonveren 
Delegirten-Berfammlungen ber Regierungen und Yandtage voraus 
jegen, welche ohne Zuftimmung des Reichs nicht entſtehen können. 
Hiernach haben Reichskirchen nur Ausficht auf Verwirklichung bei 
Erweiterung der Reichöfompetenz. Die Konferenz von Abgeoroneten 
beuticher evangelifcher Kirchenregierungen, welche von Zeit zu Zeit 
zu Eiſenach zujammenzutreten pflegt, beſchloß am 5. Juni 1874 
auf Antrag Preußens, mit Mehrbeit der Stimmen, daß es in Zur 
tunft jeder Kirchenbehörde freifteben folle, auch Mitglieder von 
Landesfunoden oder Provinzialſynoden an ter Eifenacher Konferenz 
Theil nehmen zu laffen. 

Die Preußifche General - Shpnodalorpnung vom 20. Sanıar 
1876, $. 19, beftimmt bereits: „Die Generalfynode nimmt Kenntniß 
von den Beziehungen der Landeskirche zu den übrigen Theilen ver 
Deutſchen evangeliſchen Kirche, beichließt über Die ber weiteren 
Entwidelung ihres &emeinfchaftsbandes dienenden Einrichtungen 
und betheiligt fich durch von ihr gewählte Abgeordnete an etwaigen 
Vertretungslörpern der Deutichen evangeliihen Kirche.” Die 
Kirchenvorftande- und Synodalordnung für Hannover vom 9. Oktober 
1864, 8. 64, Ziffer 4, zählt zum Wirkungskreis der Landesſynode 
bie „Betheiligung bei allgemeineren Kirchenverfammlungen durch 
Abjendung von Abgeoroneten in näher feftzuftellender 
Weiſe“ (. 


1) Als im Jahre 1827 und 1830 dem biſchöflichen Stuhl zu Freiburg 
Metropolitanrechte Über bie zur Oberrheiniſchen Kirchenprovinz verbundenen 
Staaten eingeräumt wurden, bebielten ſich alle betbeiligten Regierungen ge- 
wiſſe Souveränetätsredhte binfichtlich der Beſetzung dieſes Stuhls und bin- 
fihtlih der Abhaltung von Provinzial : Eoncilien und den Beſchlüſſen folcher 
bevor, und in Staateverträgen wurde ein gemeinfgmes Verhalten gegenüber 
diefer höheren kirchlichen Organiſation unter den betbeiligten Staaten verein- 
bart. (Verordnungen v. 30. Januar 1830.) — Anch in der Schweiz haben 
bi8her die bei einem Schmweizerifhen Bisthum betbeiligten Kantone die Staate- 
bobeitsrechte in Gemeinſchaft ausgeübt. . 
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Berfafjung der vereinigten evangelifch » proteftantifchen Kirche 
bed Großherzogthums Baden vom 5. September 1861, 8. 1: 
„Die vereinigte evangeliich-proteftantifche Kirche pes Großherzogthums 
Baden, welche mit der evangeliihen Gefammtlirche Chriftum ale 
ihr alleiniges Haupt erkennt, bildet einen Theil der evangelischen Kirche 
Deutſchlands.“ 

Die Berfaffung der evangeliſchen Kirche des Großherzogthums 
Heflen vom 6. Sanuar 1874, 8 1, ſpricht nur weltbürgerlid aus, 
„daß die Heſſiſche enangelifche Kirche fich al8 Glied der gefammten 
evangeliichen Kirche erkenne.‘ 

Bon unmittelbarer Wichtigkeit wird die Frage in nächiter Zus 
hınft Hinfichtlich ver altkatholiſchen Kirche werden, welche fich eine 
über den größten Theil von Deutſchland erjtredende einheitliche 
Organiſation gegeben bat. 


8. 35. 


Anfzuͤhlung der bis jet ergangenen reichsgeſetzlichen Beitimmungen, 
welche kirchliche Verhättnifie berühren. 


Reichsverfaſſungsurkunde v. 16. April 1871. Art. 3 und 30 (Verbot 
der bisziplinären Beitrafung von Geiftlichen wegen Abſtim⸗ 
mungen und Aeußerungen im Reichstag). 

Sei v. 1. Nov. 1867 über die Freizügigkeit 8.1 u. 12 (B.-G.Bl. 
55—57). 

Geſetz v. 25. Juni 1868, betr. die Quartierleiftung für die be= 
waffnete Macht während des TFrievenszuftandes, 8.4, Ziffer 5 
(B.G.⸗Bl. 255). 

ieh v. 3. Juli 1869, betr. die Gleichberechtigung der Konfeffionen 
in bürgerlicher und ftaatSbürgerlicher Beziehung (B.⸗G.⸗Bl. 292). 

Strafgefegbuh v. 31. Mai 1870 (revidirt 15. Mai 1871 und 
26. Febr. 1876) 8. 11: Nichtwerfolgbarleit von Geiftlichen 
wegen Abftimmungen oder Neußerungen in Yandtagen. 8. 1304: 
Beitrafung von Geiftlichen wegen Gefährbung des öffentlichen 
Friedens (jo feitgeitellt durch Gele v. 10. Dez. 1871. 
R-G.-Dl. 442 und Belek v. 26. Febr. 1876, R.-®.-BI. 28). 
8.166u. 167: ©ottesläfterung, Beichimpfung von Religions- 
vereinen, Störung des Gottesdienſtes u. ſ. w. $. 174: Un- 
zucht von @eiftlihen. 8. 181: Kuppelei von Geiftlichen. 
8. 196: Recht der Tirchlichen Vorgejegten zum Strafantrag 


156 Militãr⸗Seelſorge. 


wegen Beleidigung eines Religionsdieners. 8. 338: Be 
ſtrafung wegen Trauung einer bereits verheiratheten Perſon. 

Geſetz v. 1. Juni 1870 über die Erwerbung und den Verluſt der 
Bundes- und Staatsangehörigkeit 8. 9. (B.O.⸗Bl. 356.) 

Geſetz v. 28. Oft. 1871 über das Poſttaxweſen 8. 1 und Ber- 
fügung des Seneral-Poftumts v. 28. Nov. 1871. (B. A. BL 

537. Vgl Fiſcher, die Deutſche Poſtgeſetzgebung, 1872. 
©. 56.) 

Geſetz v. 4. Yuli 1872, betr. den Orben der Gejellichaft Sein. 
(R.G.⸗Bl. 253.) 

Bundesraths-Beſchluß v. 5. Juli 1872, betr. die Ausführung des 
Geſetzes v. 4. Juli 1872 über den Orden der Gejellichaft 
Jeſu. (R.G.⸗Bl. 254.) 

Geſetz v. 31. März 1873, betr. die Rechtsverhältniſſe der Reichs⸗ 
beamten. (R.G.⸗Bl. 61— X.) 

Bundesraths- Beihluß v. 20. Mat 1873, betr. die Ausführung 
des Geſetzes v. 4. Juli 1872 über den Orden der Gejellichaft 
Jeſu. (R.G.⸗Bl. 109.) 

Reichs⸗Militärgeſetz v. 2. Mai 1874 8. 47 und 65. (R.-G. 
DL. 58.) 

Geſetz v. 4. Mai 1874, betr. die Verhinderung der unbefugten 
Ausübung von Kirchenämtern. (R.⸗G.⸗Bl. 43 u. 44.) 
Geſetz v. 6. Febr. 1875 über die Beurkundung des Perfonenjtandes 
und die Ehejchließung, namentlih 8. 3, 40—50, 67, 73— 16, 

82. (R.G.Bl 23—40.) 
[Die das Mititär-Kirchenmefen betreffenden Beftimmungen f. im folgen: 

den $ 36.] 


8. 36. 
1. Die Militär» Seelforge. 


Die hierüber maßgebenden Borfchriften find folgende: 
I. Reichsgeſetze und Militär-Konventionen. 

Reihsverfaflungsurtunde v. 16. April 1871, Art. 61. 

Milttär- Konvention zwifchen dem Norbbeutfchen Bunde und Württemberg 
v. 21./25. Nov. 1870, Art. 10, Abſatz 3. 

Militär- Konvention zwifhen dem Norbdentihen Bunde und dem Grof- 
berzogthum Baden v. 25. Nov. 1870, Art. 1 und 14 unb mit Heflen v. 
13. Zuni 1871 (abgebrudt in den Verhandl. des Reichſstags 1872. Alten- 
ftüde Nr. 189, &. 705 ff.) und Vereinbarung zwilchen Baden und dem Reid 
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Ginfichtfih Regelung ber militär- kirchlichen Verhältniſſe innerhalb bes Groß⸗ 
herzogthums Baden v. 21. Dez. 1871 (abgebrudt bei Spohn, Kirchenrecht der 
wang. 8. Badens 2, 292—-300, 1875). 

Inftruttion, betreffend den Garnifonbienft v. 9. Iuni 1870. Abſchnitt 2 
&.1 ımd 2. 

Militär - Strafgefebbuch f. d. Deutſche Reich v. 20. Juni 1872, $. 9 
und 155. (R.-©.-Bl. 174—204.), . 

Geſetz v. 31. März 1573, betr. die Rechtsverbältnifie der Reichsbeamten. 
(R.G.⸗Bl. 61—90.) 

Geſetz v. 30. Juni 1673, betr. die Bewilligung von Wohnungsgeld- 
zuſchüſſen an die Offiziere und Aerzte des NeichSheeres und ber Kaiferlichen 
Marine, fowie an die Reihrbeamten. (R.G.⸗Bl. 166—169.) 

Kaiferlihe Verordnung v. 30. Juni 1873, betr. die Klaffififation ber 
Reihsbeamten nah Maßgabe des Tarifs zu dem Gefete v. 30. Juni 1873. 
(R.«G.Bl. 169-183.) . 

Reichs⸗Militärgeſetz v. 2. Mai 1874, $. 38—49. (R.G.⸗Bl. 55—59.) 

II. Preußiſche Vorſchriften. 

Preußiſche Militär-Kirhenorbnung v. 12- Febr. 1832. (G.S. 69- 704.) 

Inſtruktion für die Militär⸗Oberprediger v. 28. Oft. 1833. (Beſonders 
gedruckt.) 

Rundſchreiben des Kultusminiſters von Eichhorn v. 4. Febr. 1845 und 
26. Januar 1846. (Minifterialblatt von 1848, S. 28 und 29 f. Hermens 
Handb. 4, 938—941.) 

Nundfchreiben des Kultusminifterd von Ladenberg v. 25. April 1850, 
(Niniftertalplatt ©. 95. Hermens, Handb. 4, 937.) 

Berfügung bed Kultusminifterd v. 3. Der. 1860 über die Stellung ber 
mit der Militär-Seelforge beauftragten Civilgeiftlichen. (Altenftüde bes evang. 
Obertirchenraths 5, 175, 176.) 

Königl. Verordnung v. 24. Juni 1867, betr. die evangelifchen militärischen 
Angelegenheiten im ehemaligen Königreih Hannover — X. Armeelorpe. 
(8.-8. 919, 920.) 

Königl Verordnung v. 12. Oft. 1867, betr. die evangelifhen militär« 
firhlihen Ungelegenbeiten im XI. Armeekorps — Kurheſſen, Großh. Hefien, 
Wafian, Sächſ. Herzogtbilmer. (G.S. 1849, 1850.) 

Königl. Erlaß v. 19. Dez. 1867, betr. die Abänderung der Militär- 
Kirchenordnuug v. 12. Kebr. 1832 Hinfichtlih der Wahl der evangelifchen 
Nikttärgeiftlihen des Yanbheered, der Marine und ber Militär - Inftitute. 
Geſetzſammluug Jahrgang 1868. ©. 47.) 

Königl. Berorbnnung v..25. Nov. 1868, betr. die evangelifchen militär- 
Irchlihen Angelegenheiten im IX. Armeekorps — Schleöwig-Holftein, Oldenburg, 
Redienpurg, Hanfettädte u. f. w. (Geſetzſamml. 1869, ©. 77, 78.) 

König. Kabinetsordre v. 24. Nov. 1869 über die Benennung der Militär- 
geflihen. (Attenftüde des Oberkirchenraths 6, 347.) 

Geſetz v. 11. Mai 1873 über die VBorbildung und Anſtetung der Geiſt⸗ 
lichen 8. 29. (G.⸗S. 197.) 
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Staatögefeß v. 3. Juni 1876, betr. bie ewangelifche Kirchenverfaſſung in 
den 8 älteren Provinzen ber Monardie. (G.⸗S. 130.) 

Laut Art. 22 ändert daſſelbe Nicht in den bis dahin geltenden Zu- 
ftändigleiten ber Behörden in Beziehung auf die Kirchlichen Angelegenheiten 
bei dem Militär. 

III. Literatur. 

Jacobſon, H. F., Evang. Kirchenrecht des Preuß. Staats 1, 28. 189. 
192. 236. 257. 300. 321. 387. 634. 

A. v. Witzleben, Heerweien und Infanteriebienft des Deutfchen Reichs⸗ 
beeres, II. Theil. Der Imfanteriedienft 1872, ©. 210, 211. 

O. Strauß, Die evangel. Seelforge bei dem Kriegsheer. Berlin 1870 

5 Thudichum, Das Neihsbeamtenredht (in Hirth's Annalen 1976. 
S. 265—399). 

Silbernagel, Berf. und Berm. der Retigionegenoffenfihaften | in Baiern, 
1870, ©. 714—16. 

I. Die ftaatlihde Aufftellung von Militär» Seelforgern bat 
den Zwed, ven religiöfen Bebürfniffen des ins Feld rückenden 
Heeres oder der in See gehenden Angehörigen der Kriegsmarine 
entgegenzufommen, aber auch im Frieden Geijtliche zu haben, die 
fih die Pflege der religidjen Interefien der Garnifonen fpeziell 
tönnen angelegen fein laffen, und die durch ihre genauere perjönliche 
Bekanntſchaft mit den Mannſchaften Gelegenheit Haben, auf deren 
Pflichtgefühl und fittliche Haltung günftig einzuwirken und fo zur 
Hebung ihrer militärijchen Tüchtigkeit wejentlich beizutragen. Nach 
dem Grundfag der Gewiſſensfreiheit ijt die Militär⸗Seelſorge den 
in Heer und Marine vertretenen religiöfen Belenntniffen anzu 
paffen, für jedes Bekenntniß eigene Pfarrer oder Prediger aufzu: 
ftellen und eigener Gotteabienjt einzurichten, foweit dies natürlich 
ausführbar erfcheint. Iſt ausnahmsweiſe ein gemeinjamer Gotted- 
bienft durch die Umſtände geboten, z. B. vor der Schlacht, jo bat 
er fi auf Gebete und Uebungen zu beſchränken, in welchen alle 
Konfejfionen übereinftimmen kömen. Ein Zwang gegen Offiziere 
und Mannjchaften, dem Militärgottespienft ihrer Konfeffion beizu- 
wohnen, findet nicht ftatt. Es werden zwar die Mannichaften zum 
Gottesdienſt geführt, aber gegen Diejenigen, die ſich weigern, umd 
namentlich diejenigen, welche fi aus Gewiſſensbedenken weigern, 
feinerlet Strafen erkannt. 

I. Nach dem gegenwärtig geltenden Recht hat fich der Staat 
das Recht der Gefeßgebung über die Deilitär-Seeljorge ausjchlieglich 
vorbehalten, und zwar gebührt daſſelbe ausſchließlich dem Reiche. 
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Hinfichtlich der Kriegsmarine, die reine Neichanftalt ift, verfteht 
fih Dies von felbft, fanıı aber auch für das Heer nicht bezweifelt 
werden. Denn wenn auch gleich ver Art. 61 der Reichsverfaſſungs⸗ 
urhunde die Breußijche Militär⸗Kirchenordnung von der fofortigen 
Ginführung im ganzen Reich ausfchloß, jo jollte damit der künf- 
tigen Reichsgeſetzgebung durchaus Feine Schranke gezogen werben !). 
Die Erlaffung neuer Vorſchriften ift im Zweifel als Gegenſtand 
ver Geſetzgebung zu erachten, nicht des Raiferlichen Verordnungs⸗ 
rechts. 

So lange eine neue Reicho⸗Militär⸗-Kirchenordnung nicht er» 
gangen ift, bleiben die Bartifularrechte ferner noch maßgebenv. 
Wenn die Baieriſche und auch die Preußiiche Regierung ehemals 
über die katholiſche Diilitär-Seeljorge mit dem Papft Verabredungen 
getroffen haben, fo geſchah Dies doch nicht in der Form eines 
Vertrags und nicht in der Abficht, ihr freies Geſetzgebungsérecht 
beſchränken zu wollen. Den evangeliihen Synoden ift in feiner 
der neueren Kirchenordnungen ein Mlitbeichliegungsrecht über bie 
evangeliiche Seeljorge eingeräumt worden und konnte ihnen auch) 
jeit Einführung der Norddeutſchen Bundesverfaſſung, beziehunge- 
weite der Reichsverfaſſung, nicht mehr ohne Mitwirkung dev Reiches 
gemalt gewährt werden. Freilich hat die Badiſche Evangelijche 
Seneralijynode am 19. Auguſt 1871 die Erklärung beſchloſſen, 
„daß die Mechtegültigkeit einer militärijch » kirchlichen Ordnung, 
welche die Verfafjung der vereinigten evangelifch » proteftantifchen 
Kirche Badens für einen erheblichen Theil ihrer Mitglieder ab» 
ändert, von der verfaffungsmäßigen Zuftimmung der Generaliynobe, 
als Vertreterin der evangelifchen Yandesgemeinde, abhängig jei“?;, 
und es ijt ihr die Konvention zwiichen Baden und dem Reich über 
das Militär» Kicchenwejen im 3. 1876 wieder vorgelegt und von 
ihr genehmigt worden; allein weder das Badiſche Landearecht, 
noh — worauf es hier allein ankommt — das Reichrecht, vecht- 
fertigt einen ſolchen Anfpruch. Weber die Trage, ob Militärpfarrer 
angejtellt, Militär- Kirchengemeinden gebildet werden jollen, ferner 


’) Dies beftätigt auch aufs Deutlichite bie Faſſung der Diilitär-Konvention 
wiſchen dem Norddeutſchen Bund und Württemberg v. 21. 25. Nov. 1870, 
Art 10, Abſatz 3. 

2) Spohn, Kirchenrecht der evang. K. Badens 2, 292. 1875. 
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über Anftellung, Entlaſſung, Dieziplinarbeitrafung der Militär 
geifilichen wird das Reich den verjchiedenen Religionsvereinen nie 
mals ein Mitenticheivungsrecht zugefteben und zugeftehen Können. 
Nur in Hinſicht auf Lebhrverpflichtung der Militärpfarrer und 
Gottesdienſtordnung ließe fich allenfalls ein ſolches Mitentſcheidungs⸗ 
recht als gerechtfertigt und ausführbar vertheidigen. Und in 
Wirklichkeit ift bieber fo verfahren worden. Zu Militärgeiftlichen 
werden vom Staat nur ſolche ernannt, welche von den Behörden 
ihrer Kirche als zum geiftliden Amt befähigt anerlannt worden 
find; und der Gottespienft richtet fich nach den allgemeinen Bor- 
ichriften jeder Konfeffion. Die Reichägewalt, welche hisher ven 
Brundfag der Religiond- und Gewiſſensfreiheit in weitefter Aus 
dehnung zur Geltung gebradt hat, wird auch in Zukunft nicht 
daran denken, im Militär - Kirchemweien Gewifjenszwang zu üben. 
Aber fie wird fih darum ihres Gejekgebungsrechts über Quali: 
fifation der Geiftlichen und über die Gottesdienſtordnung doch nicht 
begeben, und fich der Willfür von vielen Dugenden von Religions: 
vereinen unterwerfen dürfen, am wenigjten derjenigen, über deren 
Thun und vaſſen vielen Landesregierungen keinerlei Placetrechte 
mehr übrig find. Gerade die neuejten Vorgänge in der katholiſchen 
Kirche haben Hierfür lehrreiche Winke gegeben. Fanatiſchen Bijchöfen 
kann das Reich nicht das lekte Wort darüber laſſen, welcher 
Katholit zur Bekleidung der Stelle eines katholiſchen Militär⸗ 
pfarrers befähigt fei; und chenfowenig Vatikaniſchen Concilien, 
welche Pflichten dem deutſchen Soldaten an's Herz gelegt wer- 
den follen. 

Ill. Die Koften der gejammten Militär-Seelforge trägt das 
Reich, ſowohl die der Beſoldung der Geiftlichen und Küſter ale 
des Gottesdienſtes. (Herftellung und Erhaltung von Garnifond- 
firchen, Abenpmahlswein, Beichaffung von Gejangbüdern u. f. w.) 
Die eigentlihen Militär: oder Garniſonkirchen, welche früher 
Eigenthum der Einzelitaaten waren !), find jett Reichseigenthum?) 
und werben vom Reich unterhalten. Im Reichshaushaltsetatgeſetz 
für 1976 waren für die Seeljorge in ver Marine 28,581 Mark, 
für die Seeljorge im Heer 496,902 Marl (460,467 für das 


2) Bol. Preuß. Militör-Kirchenorbnung v. 12. Febr. 1832, $. 113. 
2) Reichsgeſetz v. 25. Mai 1873 (R.-©.-Bf. 113). 
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Preußifche, 26,415 für das Sächſiſche, 10,020 für das Württem- 
bergiiche Kontingent) vorgejehen )). Dazu fommt noch ein Betrag 
von 50,280 Mart für das Bairiiche Kontingent. Wie viele Militär- 
gaiftliche jeder Konfeſſion angejtellt werden fouen, und welchen 
Gehalt diefelben beziehen jollen, wird jährlih im Reichshaushalt⸗ 
etat feitgeftellt. Die geſetzlich feitzeftellte Friedenopräſenzſtärke 
und Organifation des Neichsheeres ift übrigens vom Neichstag 
hierbei zu Grund zu legen ?). 

IV. Die Organifation der Militär:Seelforge 
ift gegenwärtig folgende: 

1. Die Militär-Seeljorge wird theil8 durch Geiftliche ver» 
ieben, welche fein anderes Amt befleiven, theils durch beſonders 
dazu beauftragte Civilgeiſtliche. 

a) Die evangelifche Militärgeiftlichkeit der Preußiſchen 
Armee (einjchließlih der ihr angejchlofjenen Kontingente) beſteht 
ans einem eldpropft für die ganze Armee und Marine, 12 I ber» 
pfarrern (einem für jedes Armeelorps) und 57 Divifions- und 
Sarnifonspfarrern und 6 Marinepfarrern 3), die des Sächfijchen 
Armeelorps aus 1 Oberpfarrer und 4 Diviſions⸗ und Garniſons⸗ 
pfarrern. Im Württembergifchen Armeekorps find mit der Diilitär- 
Seeljorge nur GCivilgeiftliche beauftragt, und zwar ein Mitglied 
des Konfiftoriums mit der Feldpropftei. Aehnli war es bisher 
auch in Baiern ). 

b) Die katholiſche Militärgeiſtlichkeit der Preußiſchen Armee 
beſteht aus einem Feldpropſt (gegenwärtig unbeſetzt)6) und 40 
Diviſions⸗ und Garniſonspfarrern. In der Marine iſt ein katho⸗ 





1) R.G.⸗Bl. für 1875, ©. 332 u. 341. 

2) Reichs⸗Militärgeſetz v. 2. Mai 1574, 8. 4. 

2) Die Benennung „Pfarrer“ ftatt „Prediger ift durch Königliche 
Kabinetsordre v. 24. Nov. 1869 unter dem Minifterium von Miühler ein- 
geführt worden (Altenſt. des evang. Oberkirchenraths 6, 347), Die Stellen 
bes Feldpropſtes und der Oberprebiger find erft 1832 wieder neu gefchaffen 
morden. Jacobſon, Ev. K.-R. 1, 189 und 192. 

* Silbernagel, Verf. und Verw. ber Religionsgem. in Baiern 1870, 
€. 75. 

3) Der Etat enthält bie Erläuterung: „Bis zur definitiven Regelung 
der latholiſchen Milttär-Seelforge wird der Gehaltsanfag für den fatholifchen 
Selbpropft beibehalten, wenngleich das fatholifche Feldpropſteiamt bis auf 
Beitere aufgehoben if.“ 

Thudichum, Kirchenrecht. e 11 


162 Militãr⸗Seelſorge 


liſcher Marinepfarrer angeſtellt. Das Sächſiſche Armeekorps hat 
einen katholiſchen Divijiond- und Garniſonspfarrer, die Baieriſchen 
und das Württembergiiche nur beauftragte Civilgeiftliche. Jede 
Militärgemeinde, bei welcher ein wirklicher Militärpfarrer an- 
geftellt ift, erhält auch einen bejonveren Küfter !). Bis zum Jahre 
1849 wurde die Fatholifche Milttär-Seeljorge im Frieden größten- 
theil8 durch Givilgeiftlihe verfehen, welche ihren Auftrag vom 
Kultusminifter nach Begutachtung durch die Biſchöfe, die auf ihre 
geiftliche Amtsführung bezüglichen Vorjchriften aber von den Bifchöfen 
erhielten. Die Aufitelung von eigenen Feldgeiſtlichen war für ben 
Fall eines Krieges vorbehalten). Im Jahre 1849 traf dic Regie 
rung eine ganz andere Anoronung. ‘Die Leitung der fatholiichen 
Militär - Seelforge aller Truppen wurde dem damaligen Biſchof 
von Breslau, v. Diepenbrod, für deſſen Lebenszeit übertragen, 
mit dem Recht, Tatholifche Telpgeiftliche zu ernennen und jeden 
Augenblid auch zu entlaffen (1), die Ausübung diefer feiner Rechte 
aber auch einem Stelfvertreter zu belegiren. Zu dieſem Stell⸗ 
vertreter beftimmte der Fürftbiichof den Regierungs- und Schulrath 
Mende zu Münſter, welchen ver König unterm 19. Februar 1852 
zum „Iatholiichen Feldpropſt der Armee” ernannte‘). Diele’ 
‚ Einrichtung Hatte die Regierung mit dem päpftlichen Stuhl verab- 
redet. Ein päpftliches Breve vom 24. Oktober 18495) übertrug 
dem Fürftbifchof v. Diependbrod die Militär-Seeljorge al8 apoſto⸗ 
liſchen Delegaten, fo daß dieje Rechte als vom Papfte ab» 
geleitete erjchienen, während der Feldpropſt Mende die Stellung 
eines „apoftoliihen Subbelegaten“ hatte. Uebrigens war die 
Gerichtsbarkeit der orventlichen Biſchöfe durch das päpftliche Breve 
über die Militärgeiftlichen nicht völlig aufgehoben. Obwohl :Diepen- 
brock ſchon 1853 ftarb und der neue Fürftbiihof von Breslau 
feine püpftlichen Vollmachten erhielt, befleivete Mencke die Feld⸗ 
propitei bi8 1858 fort. Untern 11. Februar 1859 ernannte der 


— 0 om — 


3) Militär⸗Kirchenordnung vom 12. Febr. 1832, 8. 109—112. 

2) Militär⸗Kirchenordnung v. 12. Febr. 1832, 88. 1, 5, 10, 18, 20. 

s) 8. 27. 

) E. Friedberg, ber Staat und bie Bilhofswahlen in Deutſchland (im 
19. Jahrh.) 1874, S. 449—462, gibt eine altenmäßige Geſchichte der Grün- 
dung der fatbol. Feldpropſtei und bes kathol. Armeebisthums. In den Bei- 
lagen Nr. 98-107, ©. 256— 274, find die Haupturkunden mitgetbeilt. 

3) Friedberg, Beilagen Nr. 98, S. 256. 

[| 
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Papft den Propft zu Berlin, Pelldram, direkt zum katholiſchen Feld⸗ 
propft, in der Form ber Uebertragung der Bollmachten Mende’s 
auf Pelldram, was die Regierung nicht blos zuließ, jondern fogar 
veranlaft hatte, indem fie ihre ftantlichen Rechte nur darin wahrte, 
daß der Prinzregent für Pelldram eine ftaatliche Beſtallung aus- 
fertigen ließ 9). 

Im Jahre 1868 veritand fich die Regierung zu einer viel 
weitergehenden Nachgabe an den päpftlichen Stuhl. Sie bewilligte, 
daß die katholiſche Militär-Seelforge im Preußiſchen Heer, welches 
jest den größten Theil ver Norbbeutichen Bundeskontingente um« 
faßte, jowie in der Kriegsmarine von einem wirklichen „Armee- 
biihof” (einem Biſchof in partibus infidelium) geleitet werbe, der 
völlig unabhängig von jenem Preußifchen jein, in Berlin refidiren (1) 
und vom Papft auf Empfchlung des Königs von Preußen ernannt 
werben jollte 2. Ein Vertrag wurde über dieje neue Einrichtung 
zwifchen dem König von Preußen und dem Papft nie aufgeſetzt 
und vatifizirt, jondern nur Noten ausgetaufcht, dann vom Papft 
das Ereltionsbreve vom 22. Mai 1868 erlafjen und ver Propft 
Namszanowski zum Bijchof von Agathopolis und zum Armeebifchof 
ernannt, welcher Ernennung der König die feinige folgen ließ 3). 
Das Breve vom 22. Mai 1868 ift vom König weber verkündigt 
noch überhaupt weiter förmlich anerkannt worden, mit Ausnahme 
der einen Stelle über den Ernennungsmodus. 

Eine vom Papft gebilligte Auflehrnung des Armeebifchof8 gegen 
Verfügungen des Kriegsminijteriums hatten erft eine Suspenfion *), 
dann eine Königliche Verorpnung vom 17. März 1873 zur Folge, 
welche die katholiſche Feldpropſtei aufvob und den Zuſtand von 1849 


1) Kriebberg 452. 

3) Die Note des Cardinals Antonelli v. 14. Febr. 1868 erlennt das 
Borfhlagsrecht des Königs Mar an, befagt aber zugleich, daß das päpftliche 
Breve dafielbe mit folgenden Worten erwähnen werbe: „Designatio per- 
sonae pro Cappellani majoris munere fiet collatis inter Nos, Suc- 
cessoresve Nostros, ac Serenissimum Borussiae Regem consiliis“. 
An Unbeſtimmtheit Tieß dieſer Ausprud gewiß Nichts zu wünſchen übrig. 

°) Friedberg 461 und Urkunden Nr. 108—107, S. 263—274. 

4 Friedberg, Samml. d. Altenft. zur alttathol. Bewegung, S. 12 und 
108-115. Hier wird ein Erlaß des Kriegsminifterd v. Roon v. 20. Mai 
1872 und das Erkenntniß des Preuß. Disziplinarhofs v. 15. März 1873 
mitgetheilt. 

11* 
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wieder herſtellte )y. Namszanowäli übertrug nach feiner Sus 
genfion die Ausübung feiner Rechte propiforifch, mit Vorbehalt 
päpftlicher Genehmigung, auf die ordentlichen Biſchöfe; und bie 
meiften katholiſchen Diilitärgeiftlichen erklärten auch, fich unter viele 
ftellen zu wollen. 

2. Sämmtliche zu einer Sarnifon gehörenden, im aktiven Dienft 
befinvligen oder penfionirten Offiziere, alle aktiven Unteroffiziere 
und Solvaten, Militärbeamten und Diener, desgleichen alle Grauen 
und Kinder derjelben, bilden die Militär-Rirchengemeinde 2). Die 
bis 1867 und 1868 in den Bezirken des 9. 10. und 11. Armee 
korps beitandenen „Garnijonsgemeinden“ find aufgelöft). für 
dieſe Bezirke ift Folgendes beftimmt: — „In Beziehung auf Beichte, 
Abendmahl, Einjegnung der Kinder und ihre Vorbereitung dazu 
bedarf es zur Verrichtung durch einen anderen @eiftlichen nach den 
Vorſchriften der Militär-Kirchenorbnung einer bejonderen Erlaubnik 
von Seiten des Militärgetftlichen nicht, ebenfowenig zum Beſuch 
des Gottesdienstes in anderen Kirchen; für Zaufen und Trauungen 
ift ein Erlaubnißichein des zuftändigen Militärgeiſtlichen erforderlich. 
welcher jepoch auf Verlangen unentgelolich ertheilt werden muß“ ). 
Aehnliche Vorfchriften gelten für Baden). Die Beitimmungen 
ber 88. 1—48 der Preußiichen Kirchengemeinde: und Synodal⸗ 
ordnung vom 10. September 1873 finden auf die Militär Sirchen- 
gemeinden feine Anwendung (vgl. 8. 48 verielben); ebenfo nicht 
die Beitimmungen des Preußiichen Geſetzes vom 20. Juni 1875, 
über die Vermögensverwaltung in ven Tatholiichen Kirchengemeinden 
8. 56. Ebenſo finden die Beitimmungen der badifchen Kirchen: 
verfajfung vom 5. September 1861 auf fie keine Anwendung 9). 

3. Die Militärgeiftlichen find Reichsbeamte im Sinne des 
Reichsbeamtengeſetzes vom 31. März 1873. Ihre Rechtsverhältnifie 


ı, Schultheß, Geſch⸗Kal. S. 93. 

2) Genaue Regeln hierüber gibt bie Militär - Kirchen - Orbnung von 
1832, $. 34—48 (G. ⸗S. 79). VBgl. auch Jacobſon 1, 236. Konvention 
zwiſchen Baden und dem Reid) vom 21. Dez. 1871, Art. 1—3. Spohn 2, 293. 

®) Verorbnung vom 24. Juni 1867 (G.S. 919), vom 12. Oft. 1867 
(8.-&. 1849) und vom 25. Nov. 1868, $. 4 (G.-©. 1869, ©. 78). 

*) Verorbnung v. 24. Inni 1867, 12. Oft. 1867 und 25. Nov. 1868, 8. 3. 

2) Konvention vom 21. Dez. 1871, Art. 8—10. 

°e) Konvention vom 21. Dez. 1871, Art. 3. 
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richten fich daher in erjter Linie nach diejem und den andern für 
bie Reichsbeamten erlaſſenen Reichsgeſetzen !). Die mit der Militär⸗ 
Seelforge beauftragten Civilgeiftlichen find zwar hinſichtlich des 
militärifchen Nebenauftrags ebenfalls Reichsbeamte; e8 gelten aber 
für ihre Ernennung, Subordination, Penfionsrechte u. f., w. theil⸗ 
weile andere Regeln. 

Daffelbe ift mit den Militärküſtern der Fall. 

4. Anftellungsfäbig iſt nur Derjenige, welcher für die evan⸗ 
geltihe Landeskirche oder eine enangelifche Provinziallirche die An- 
ſtellungsfähigleit beſitzt (da8 Examen pro ministerio beftanden bat)?). 
Ver zum Divifionsprediger ernannt werden foll, muß noch eine 
beiondere Prüfung befteben. 

Die Beftimmungen des Preußiichen Gejeges vom 11. Mai 
1873 über die Vorbildung der Geiftlichen finden auf Militär- 
geiftliche ebenfalls Anwendung, nicht aber diejenigen auf die An⸗ 
ftellung. 8. 29 deſſelben beſagt nämlich: „Die beftehenden Rechte 
des Staats bezüglich der Anſtellung von Geiftlichen beim Militär 
und an öffentlichen Anftalten werden durch das vorliegende Geſetz 
nit berührt.” 

5. Hinfichtlich der Ernennung der Militärgeiftlichen gelten 
die nachfolgenden Regeln: 

a) Die Wahl und Ernennung des evangeliſchen Yeld- 
propftes fowie des Garniſonpredigers zu Berlin, ift ausfchließlich 
dem Kaiſer und König vorbehalten?), Die Wahl ſämmtlicher 
übrigen evangeliihen Weilitärgeiftlichen ver Marine, des Land» 
beeres und aller Militärinftitute kommt nicht blos in Kriegszeiten 
jondern auch im Frieden dem evangeliichen Felppropft zu. Im 
lezterer Beziehung bat er die Nechte, welche ehemals ven Konfi- 
itorien zulamen %). Die Wahl der Oberpfarrer bedarf ver Zu- 
fimmung des Kriegsminifters und des Kultusminifters 5). Ciner 


ij Bgl. Thudichum, das Reichsbeamtenrecht in Hirth's Annalen 1876, 
S. 266— 399. 

9) Militär⸗Kirchenordnung vom 12. Febr. 1832, 8. 9 und 13—15, 83. 
Königliher Erlaß vom 19. Dez. 1867 (G.S. 47). 

’) Rilitär⸗Kirchenordnung v. 12. Febr. 1832, 8. 7 und Königlicher Erlaß 
dv. 19. De. 1867 (G.⸗S. 1868, 47). 

*) Rifttär- Kirchenorbnung v. 12. Febr. 1832, $. 7—9 (8.-©. 72). 
König. Erlaß v. 19. Dez. 1867 (G.⸗S. 1868, ©. 47). 

*) Militär-Kircjenordnung v. 12. Febr. 1832, 8. 8, 
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ber evangelifchen Miilitärgeiftlichen der Stadt Hannover, fowie der 
evangeliiche Militärgeiftliche in Kaffel und in Schleswig verfieht 
bie Funktionen eines Militär⸗Oberpredigers !). 

Die Wahl der Garnifonspfarrer bedarf der Zuftimmung des 
betr. Militärbefehlöhaber® (des Diviſionskommandeurs oder bes 
Gouverneurs, des Kommandanten u. j. w.) und der Beftätigung 
durch den Kultusminifter, die Wahl der Marinepfarrer der Zu- 
ftimmung der Kaijerlihen Admiralität und der Beftätigung durch 
den Rultusminiiter?)., Innerhalb des Amtsbereichs des Evan: 
gelifchen Dberfirchenraths zu Berlin (8 alte Provinzen) bleiben 
biefem feine Mitwirkungsrechte bei der Beſtätigung erhalten ?). 

Was von der Wahl gilt, gilt auch von der Verjegung, desgleichen 
von der Entlafjung der nur auf Widerruf angeitellten Geiftlichen *). 
Die förmliche Einführung der Oberpfarrer in ihr Amt gefchieht 
burch den Feldpropſt, die der übrigen Militärpfarrer auf Weijung 
des Feldpropſtes durch den Uberpfarrerd). In Baden übt ver 
Oberlirchenrath, in Heffen das Oberfonfijtorium bie Rechte des 
Teldpropftes aus, Tchlägt die Miilitärpfarrer vor, weldhe dann vom 
Königlih Preußiichen Kriegsminijterium ernannt werben ®). 

In denjenigen Garnifonsorten des 9., 10. und 11. Armee 
forpsbezirks, in denen fein Divifions-, Garniſons⸗ oder Anſtalts⸗ 
prediger ftationirt ift, wird die evangeliſche Militär-⸗Seelſorge einem 
ber Ortsgeiftliben durch deffen kirchliche Beftallungs- 
bebörde im Einverftändniß mit dem betreffenden Militärbefehle: 
haber und unter Genehmigung des Kultusminijterd übertragen, 
und werben jeine Amtsverrichtungen als Militär - Seeljorger im 


1) Königl. VBerorbnung v. 24. Juni 1867, 8.1 (G.S. 919) v. 12. Olt. 
1867 (G.⸗S. 1849) und Berorbnung v. 25. Nov. 1268, $. 1 (G.⸗S. 1869, 
©. 77). 

2) Königliher Erlaß v. 19. Dez. 1867. 

®, Königlicher Erlaß v. 19. Dez. 1867 (G.⸗S. 1868, ©. 47). Reſſort⸗ 
reglement für die evangeliſche Kirchenverwaltung v. 29. Suni 1850, $. 1 
Nr. 4 und 8. 5 Nr. 5, $. 6 (8.-©. 344, 346). 

*) Verordnung v. 24. Iuni 1867, $. 2, v. 12. Dit. 1867, 8. 2 und 
25. Nov. 1868, $. 2. 

8) rüber famen diefe Rechte des Felbpropfles im Frieden deu Provinzial. 
Konfiftorien zu. (Militär-Lirchenorbnung von 1832, $. 16. Jacobſon 2, 387.) 

®) Konvention mit Baden v. 21. Dez. 1871, Art. 4. Der Militär 
Dberpfarrer des 14. Armeelorps bat feinen Sig in Karlsruhe. 
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Einffang mit den für fein geiftliches Hauptamt beſtehenden kirch⸗ 
lichen Ordnungen geregelt. Derſelbe bleibt in Anſehung jeiner 
geiftlichen Amtsverrichtungen in der Militär-Seelforge feiner orbent- 
lihen firchlihen Aufſichtsbehörde untergeben. Im Uebrigen finden 
die Beitimmungen der Militär-Kirchenordnung über das Unter» 
ordnungsverbältniß auf ihn Anwendung !). 

Aehnliches gilt für den 14. Armeekorpsbezirk (Baden xc.) 2). 

b) Mit der Verfehung der katholiſchen Militär-Seelforge 
in der Preußifchen Armee werden feit Aufhebung der Seldpropftei 
Givilgeiftliche durch den Kriegsminifter im Einverftändnig mit dem 
Aultusminijter beauftragt). Für die baierijhe Armee ift ber 
jeweilige Erzbifchof von München-Freyſing als Felppropft beftellt 4). 
Er ſchlägt dem König Priefter zu Feldkaplänen vor und der König 
ernennt fie). 

ce) Die Militärküſter werden vom Militärprediger vorgejchlagen 
und nom Militärbefehlshaber beftätigt. Es ſollen dazu vorzugs⸗ 
weile halbinvalide Unteroffiziere genommen werben ®). 

b. Die Militärgeiftlihen ftehen in einem doppelten Sub» 
erdinationsverbältnig 7). In allen auf ihre Verbältniffe als Militärs 
beamte fich beziehenden äußeren Angelegenheiten ftehen fie unter 
den Deilitärbefehlshabern, und zwar der Oberpfarrer unter dem 
Iommanbirenden General des Armeekorps, der Divifionspfarrer 
unter dem Divifionsfommandeur, der Garnijonepfarrer unter dem 
Kemmandanten oder Gouverneur. In allen geiltlichen Amts- 
angelegenbeiten, aljo was ihre Amtsführung als Prediger betrifft, 
Ennen ihnen die Militärvorgeletten keine Vorſchriften ertheilen ; 
vielmehr fteben fie in dieſer Hinficht unter den geiftlichen Bes 
börden; und zwar bie Divifions-, Garniſons⸗ und fonftigen Milttär- 
parrer unter bem Oberpfarrer, und mit diefem unter dem Konfi- 
forium der Provinz jowie auch unter dem Feldpropſt, in höherer 
Inſtanz unter dem Kultusminifter. Jeder Preußiſche Militär- 


) Berorbnnung v. 24. Zuni 1867, 12. Oft. 1867 und 25. Nov. 1868, $. 5. 
2) Konvention mit Baben v. 21. Dez. 1871, Art. 4, 

2) Erlaß des Kriegsminiſters v. 11. Yuni 1873. 

*) Bäpftlihes Breve v. 20. April 1841. 

) Miniſterial ⸗Entſchließung v. 16. März 1851. Bgl. Silbernagel, ©. 75. 
Militär» Kirdenorbnung von 1832, 8. 109—112. Jacobſon 1, 257. 
) Rilitär⸗Kirchenordnung o. 12, Febr. 1832, 8. 21—33. 
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Oberpfarrer hat Sig und Stimme im Provinzial⸗Konſiſtorium 
und iſt bei demſelben Organ und Vertreter für alle die militär⸗ 
kirchlichen Verhältniſſe des Armeekorps betreffenden Angelegenbeiten?), 
Dieſe Theilnahme iſt weniger bedeutungsvoll. ſeitdem die Ernennungen 
der Militärgeiſtlichen auf den Feldpropſt übergegangen ſind. 

In Baden ſteht an der Stelle des Provinzial - Konfiftoriums 
und des Feldpropftes der evangeliiche Oberkirchenrath. Alle An: 
ordnungen, welche innere Angelegenheiten des Pfarramtes betreffen, 
find zwiichen dem Militär - Oberpfarrer des Armeelorps und dem 
Oberkirchenrath zu vereinbaren und erft nach erzieltem Einverftänd- 
niffe zu erlaffen?). Das Königl. Preußiſche Kriegsminifterium 
behält fich vor, die Sarnijonen im Großberzogtfum Baden nad 
Devürfniß durch den Feldpropſt der Königl. Armee bereifen zu 
laffen, um fi von der Art der Befriedigung des religiöjen Be 
bürfnifjes in den Milttärgemeinden Kenntniß zu verjchaffen. 
Dem evangeliihen Feldpropſt wird in folchem alle zu feiner 
Drientirung ein von dem evangeliichen Oberlirchenrath dazu ab: 
geordneter Geijtlicher beigegeben. Der Militär - Oberpfarrer fteht 
zu den Divifiond-, Sarnijons- und fonftigen Militärpfarrern des 
Armeelorps im Verhältniß eines Superintendenten zu den Geiſt⸗ 
lihen feiner Diözeje?). Die mit ver Militär. Seeljorge beauf: 
tragten evangelijchen Militärpfarrer bleiben ihrer gewöhnliden 
kirchlichen Auffichtebehörde untergeben, ftehen aber zugleich unter 
den Militärbefehlshabern *). 

7. Die evangeliichen Militärgeiftlihen nehmen faft überall 
an den Kreisſynoden Theil, aber nur mit berathender Stimme). 
Zu Provinzial- und Generalſynoden find fie wählbar ®). 


ı) Militär-Kirdhenorbnung v. 1832, 8.3 (G.-©. 172). Jacobſon 1, 189. 

2) Konvention v. 21. Dez. 1871, Art. 5. 

2) Breußifche Militãr⸗Kirchenordnung von 1832, 8. 3 und 25. Inftruftion 
für die Militär-Oberprediger v. 28. Oft. 1833. Jacobſon, Ev. K.-R. 1, 189. 
- Achnlih in Baden laut Konvention v. 21. Dez. 1871, Art. 5. 

9 Berfügung des Preuß. Kultusminiftere vom 3. Dez. 1860. (Altenſt, 
d. evang. Oberlirchenraths 6, 175.) Königl. Berorbnungen v. 24. Juni 1867. 
12. Ott. 1567, 25. Nov. 1868, 8. 5 (vgl. oben). 

5) Breußifche General-Synodalorbrrung v. 20. Ian. 1876, 8. 48, Ziffer 2. 
Ebenfo in Rheinland⸗Weſtfalen (Jacobſon 1, 300). Baben, 5. Sept. 1861, 
$. 47 und Konvention v. 21. Dez. 1871, Urt. 3. 

e) Preußiſche General⸗ Synodalordnung v. 20. San. 1876, 8. 3 und 
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8. In Dezug auf Gehalts⸗ und Penfionsrechte ſowie dis⸗ 
iplinäre Beſtrafung u. |. w. finden auf die Militärgeiftlichen, 
iowie auf die Divifiond- und Garnijonsküfter die Beitimmungen 
des Reichsgeſetzes vom 31. März 1873 betreffend bie Rechtsver⸗ 
hältniffe der Neichsbeamten '), jowie das Gele vom 30. Juni 
1873 über die Bewilligung von Wohnungsgeldzufchüflen und die 
dazu gehörige Fatjerlihe Verordnung vom gleichen Tage?) An⸗ 
wendung. Entfernung aus dem Amt ift gegen Milttärgeiftliche 
durch die Disziplinarlammern, in zweiter Inftanz durch den Dis⸗ 
ziplinarhof zu erfennen. Nach dem vom Bundesrat am 18. März 
1869 vorgelegten Entwurf eines Reichsbeamtengeſetzes 8. 122 
jollten die Deilitärgeiftlichen in Bezug auf unfreiwillige Benfioni- 
rung (8. 59—64) und Disziplinarbeftrafung (8. 69—-121) dem 
Reihsbeamtengejet nicht unterliegen, fondern für fie die beiteben- 
ven Vorfchriften maßgebend bleiben). Die Motive bemerkten 
dazu kurz: „bezüglich ihrer unfreiwilligen Quteszirung over Ent» 
laffung im Disziplinarwege fei die Kognition der geiftlichen Auf: 
ſichtsbehörden nicht auszujchließen 4).” Der unterm 8. April 1872 
neu vorgelegte Entwurf enthielt jenen 8. 122 nicht mehr; und 
da das Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873 fie nirgends von 
ſeinen Beitimmungen ausnimmt, jo finden dieje unbeſchränkt An 
wendung und eine weitere Disziplinargewalt geiftlicher Vorge⸗ 
jegten über biefelben bejteht nicht °). 


8. 37. 
2. Die Gefandtichafts-Prediger oder Geiſtlichen des Reichs. 


Bei den Gejandtichaften in Rom und Ronftantinopel unter- 
hält das Reich evangelifche Gelanptichaftsprediger, welche aus⸗ 


8.46, Ziffer 2. Baden 3. Sept. 1861, 8. 62 und Konvention v. 21. De. 
1871, Art. 3. 

N R-8.-BL 61-90. Bgl. hierüber F. Thudichum, Reihsbeamtenrecht 
in Hirth's Annalen, 1876. 265—399. 

R.GBl. 166 und 169. 

2) Neichötag 1869. Alten Ar. 59, ©. 186. 

) S. 196. 

®) Nicht beſtimmt genug äußert ſich hierlber Kanngießer, das Recht der 
dentſchen Reichsbeamten. 1874. S. 251. 
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ſchließlich aus Neichsmitteln beſoldet werden, und in Liffabon ge 
währt es dem Prebiger ber deutſchen evangelifhen Gemeinde, ber 
unter Mitwirkung des Kaijers ernannt wird, einen Beſoldungs⸗ 
zuſchuß. Dieje Aufwendungen werden gemacht in der Betrachtung, 
daß der Staat feinen Geſandtſchafts⸗Beamten mit deren Familien 
die Möglichkeit gewähren müffe, ihre Religion ausüben zu Tön« 
nen!) Die im Neichehaushaltsetat aufgenommenen Stellen 
können vom Reichstag nicht ohne Weiteres geftrichen, fondern nur 
als künftig wegfallend bezeichnet werben ?). 


8. 38. 
3. Die Seelforge in Strafanftalten, Armen⸗ und Kranlenhäufern. 


I. Das Geſetzgebungsrecht über die Seeljorge in den Straf- 
anftalten, Armen- und Krankenhäuſern übt gegenwärtig überall 
allein der Staat, ohne den NReligionsvereinen eine Mitwirkung 
zu gewähren. Ueber die Strafanitalts-Seeljorge find einheitliche 
Borichriften des Reichs zu erwarten. 

2. Die Ernennung der Geiftlichen an den Strafanitalten ift 
allgemein den Staatsbehörden vorbehalten ?). 

In Preußen erfolgt die Ernennung derjenigen Strafanitaltss 
geiftlichen, welche ausjchließlich als Hausgeiftliche angeftellt find, 
unmittelbar durch den Miniſter des Innern‘). Derſelbe forvert 
vor Anſtellung evangelifher Hausgeiftlihen in den acht alten 


1) Reichſstag 1872, Alten Nr. 53, S. 210-212 (Denkſchrift der Reichs⸗ 
regierung, die Gefanbtfchaftsprediger betr.) 1873. ©. 1020-1022. 1027. 
1028. 

2) Freiherr v. Hoverbed in der Reihstagsfigung vom 9. Juni 1873. 
S. 1021. Der Gefandtfchaftsprebigerpoften in London wurde feit 1872 nur 
als künftig wegfallend bewilligt. 

9) Preußiſches Gefeh v. 11. Mat 1873, über die Borbilbung unb An- 
fellung der @eifliden 8. 29. Württembergifches Gefet v. 30. Ian. 1862, 
betr. die Regelung des Verhältn. d. Staatögewalt zur kathol. Kirche Art. 2 
(Neg.- BL. 60). Badiſches Gefeh v. 9. Oft. 1860 ber bie rechtl. Stellung 
der Kirchen im Staat. $. 8. Dal. Spohn, Bad. Staatskirchenrecht 1868. 
©. 17. Berfaffung der Babifchen evang.-protefl. Kirhe vom 5. Sept 1861, 
8. 104. Großherzoglich Heſſiſches Geſetz v. 23. April 1875, betr. bie Bor- 
bildung und Anftellung von Geiflihen, Art. 6 (Dove's Zeitfehr. 18, 221). 

* Cirtular vom 29. Dezember 1857. 
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Provinzen das Gutachten des Evangeliichen Oberkicchenrathes, der 
feinerfeit8 tarüber Berichte des Provinzialtonfiftoriums und Ge- 
neralfuperintendenten einzieht. Strafanftaltsgeiftliche, welche das 
Amt nur als Nebenamt befleiven, werden von der Bezirks⸗Regie⸗ 
rung nach Anhörung des General-Superintenventen ernannt. Alle 
evangeliichen Anftaltsgeiftlichen der acht alten Provinzen erhalten 
von dem Provinztallonfiftorium eine f. g. „Ronfirmationsurfunde”, 
wodurch dem Berufenen „vie kirchlichen Vollmachten und Aufträge 
ertbeilt werden” und worin auch ihre Lehrverpflichtung beftimmt 
ft. Dies Recht zur Ausstellung jolcher Konfirmationen wurbe 
den Konfiftorien vom Kultusminifter v. Raumer zugefprocen, 
vom Oberkfirchenrath aus der Verordnung vom 27. Juni 1845) 
abgeleitet, und außerdem bemerkt, daß gegen die Benützung des 
Konfirmationd: Formulars „fich von Seiten der Strafanftalts-Ber- 
waltung Nichts zu erinnern gefunden babe 9)". In Baiern erfolgt 
die Ernennung durch das Mintjterium des Innern im Benehmen 
mit dem Rultusminiftertum, nach vorausgegangener Begutachtung 
Seitens der kirchlichen Oberbehörde ®). 

3. Hinfihtlid der Xheilnahme ver Anftaltögeijtliben an 
Kreisipnoden und der Wählbarleit zu Provinzial». und Yandes- 
ſynoden gelten die nämlichen Regeln wie bei Militärgeiftlichen *). 

4. In einigen Theilen Deutichlands bilden die in einer 
Strafanftalt befindlichen Sträflinge fammt ben darin lebenden 
Beamten und Dienern eine eigene kirchliche Gemeinde (Anſtalts⸗ 
Gemeinde) 6). Die Anftalts-Gemeinven haben feine gewählte ©e- 
meinde- Vertretung ®). 

) G.S. 140. 

2) Verfügung des Miniſters der geiſtlichen Angelegenheiten (von Rau⸗ 
mer) v. 28. Nov. 1853 (Min.⸗Bl. für die innere Verw. 265. Vogt 1, 282. 
Atenft. and der Verwaltung des Ev. Oberkirchenraths. Bd. 1. Heft VL 
S. 24. 25). Verfügung des Evangeliſchen Oberfirhenrath® vor 15. Nov. 
1654. Ittenſt. 2, 7 und 8). Mittheilung bes Ev. O.⸗K.⸗R. vom 22. Juli 
1859 (Alt. 5, 36. 37). 

8) Silbernagel, Berf. u. Berw. der Religiondgen. in Baiern. 1870. 
S. 418, 

6. oben ©. 168. 

3) Breußifches Allgemeines vandreqht, 2, 19. 8. 77-70. Miniſerial 
teffript vom 22. Juni 1841 (Min.-Bl. 214. Vogt 1, 276). Boche, ber 
legale Preuß. Pfarrer 1875, ©. 357. Jacobſon, Ev. K.-R. 1, 237 u. 300. 

%) Brenfifche Kirchengemeinde und Synobalorbnung vom 10. Sep⸗ 


172 Seelforge in Strafanftalten u. f. w. 


Als Beiſpiel der gegenwärtigen GCinrichtung der Seelforge 
und des Religions⸗ und SchulimterrichtS in den Strafanftalten 
tbeilen wir nadhftebend bie betreffenden neuen Vorichriften ver 
Hausordnung für die Zuchthäuſer des Königreichs Württemberg 
mit’). Diejelben lauten: 

„S. 54. Alle Sonntage und an den Tonfeffionellen Feſt⸗ und 
Feiertagen, fowie an den Geburtstagen des Königs und der Kö⸗ 
nigin, wird je für die ewangeliichen und für die fatholiichen Ge⸗ 
fangenen in der Kirche der Anftalt Vormittags-Gottesdienjt mit 
Predigt, an ben Nachmittagen der Sonn- und Beittage Ehriften- 
lehre oder eine Erbauungsftunde von einem Geiftlihen der Kon- 
feflion abgehalten. — Bierteljährlich wird Beichte und Abendmahl 
gefeiert. — Außerdem wird den Gefangenen wöchentlih einmal 
eine Stunde Religionsunterricht von dem Hausgeiftlichen ertheilt. 
Alle nicht durch Krankheit verhinderten Gefangenen der betreffenden 
Konfeifion find den angeordneten Gottesdienſten, fowie dem Neli- 
gionsunterricht anzuwohnen verpflichtet. Ein äußerer Zwang zur 
Theilnahme an dem Empfang der Saframente findet nicht jtatt. 
8. 55. Die Oefangenen werden durch das Auffichtsperienal in 
die Kirche begleitet. — Der Eintritt fremder Berfonen ift nur 
mit Erlaubniß des Vorſtandes geitattet. 8. 56. Bor dem Be 
ginn der Arbeit, vor dem Mittagseſſen und Abends wird ein ge 
meinſchaftliches Gebet verrichtet, welches ver Obmann (Obfrau) 
oder ein anderer biefür beftimmter Gefangener laut vorſpricht. 
8. 57. Die Gefangenen ſtehen unter der befonderen Seelforge 
des Hausgeiftlichen ihrer Konfellion, welcher fi) von dem Stand 
ber religidien Bildung der Einzelnen und von ihrer Sirmesart 
die zur Einwirkung auf die Gefangenen nöthige Kenntniß zu ver- 
ihaffen hat. Der Bausgeiftlihe Hat zu biefem Behuf insbeſon⸗ 
dere auch die Arbeitszimmer und die Krantenzimmer zu befuchen 
und in den geeigneten Fällen mit den Gefangenen eine Beiprechung 
unter vier Augen zu balten. 8. 58. Iſraelitiſchen Gefangenen 
ift geftattet am Sabbath und an den 13 hohen Feittagen in einen 








tember 1873, 8. 48. Gele vom 20. Inni 1975, über bie Bermögensver- 
waltung in dem Tatholifhen Kirchengemeinden $. 56. Bgl. auch Sacobfon, 
Ev. K.R. 1, 237. 300. 

1) Könige. Württembergiſche Berorbnung vom 23. Juli 1874, betr. 
neue Hausorbnungen für bie Zuchthäuſer u. die Sefängnifie (Reg⸗Bl. 203). 
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beſonderen Lokal ihre Andachtsübungen zu halten. — Sie find an 
den genannten Tagen nicht zur Arbeit verpflichtet, haben bagegen 
an den Sonntagen und den chriftlichen Feſttagen zu arbeiten, wo⸗ 
fern hierdurch nicht eine Störung der Sonntagsruhe verurjacht 
wird. Es iſt Fürſorge zu treffen, daß auf Wunſch der tfraelitifchen 
Gefangenen die Anftalt einige Male des Jahres von dem Bezirks» 
tabbiner bejucht und von ihm eine Predigt abgehalten, auch für 
die religidjen Bedürfniſſe der Gefangenen gejorgt werde. 8. 59. 
Bei Todesfällen wird vor der Beerdigung oder Abführung des 
Leihnams, in Gegenwart der Gefangenen ober wenigftens der 
Zimmergenofjjen des Verſtorbenen von dem Hausgeiftlichen eine 
Rede gehalten oder ein Gebet geiprocden. 8. 60. Die Gefangenen 
find bis zum zurüdgelegten dreißigften Lebensjahr jchulpflihtig. — 
Unterricht wird in denjenigen Gegenſtänden ertbeilt, welche in den 
Volksſchulen gelehrt werden.” 


8. 39. 


4. Bon der reichsgeſetzlichen Verpflichtung der Einzelitanten, Freiheit 
sur Gründung neuer Religionspereine zu gewähren. 


Das Reichögefeg vom 3. Juli 1869, welches alle aus der 
Verſchiedenheit des religiöfen Befenntniffes hergeleiteten Befchrän« 
Iungen der bürgerlichen und ftaatsbürgerlihen Rechte aufbebt, 
Ipriht damit im Grunde auch die Unzuläfjigfeit der Fortvauer 
ton Landesgeſetzen aus, welche die Zahl der im Lande zugelafjenen 
Konfeffionen beichränten, oder die Zulafjung von neuen Religions- 
vereinen ober Geſtattung religidjer Verfammlungen in die Will 
fir der Regierung ftellen. Allerdings Tann nicht angenommen 
werden, daß das Reichsgeſetz alle Landesgeſetze, welche Schranken 
in diejer Hinficht aufftellen, unmittelbar außer Kraft gefett habe !), 
denn gejegliche Regeln über Abhaltung von Verfammlungen über 
Gründung von Dereinen und GErtbeilung von Korporationg- 
rechten find unentbehrlich, und das Reich ſelbſt hat noch Feine ge- 
geben. 

Dies ift ja auch bei den Kirchen und Vereinen ver Fall, 
welchen ſchon bisher äffentliche Religionsübung und das Recht der 


2) In den Berbandlungen bes Reichstags ift jedenfal davon feine 
Rebe geweſen. 
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Korporation zukam. Aber die einzelnen Länder haben Verpflich⸗ 
tung, ihre Geſetzgebung mit den Grundſätzen des Reichsrechts in 
Einklang zu bringen. Für die Richtigkeit dieſer Auslegung des 
Geſetzes ſpricht noch Folgendes: Offenbar gehört gerade das 
Recht der öffentlichen Religionsübung, d. h. das Recht ſich in 
Gemeinſchaft mit Anderen regelmäßig in geſchloſſenen 
Räumen durch Vorträge, Gebet und andere Uebungen zu erbauen, 
zu denjenigen bürgerlichen Rechten, welche für die meiſten Men⸗ 
ſchen ven höchſten Werth baben!), welche für ihn eigentlich bie 
Vorbedingung bilden von anderen ftaatsbürgerlichen oder bürger- 
lihen Rechten erſt Gebrauch zu machen. 

Was bülfe es den Israeliten, daß fie fich in Meklenburg 
überall nieberlaffen, verebelichen, Gewerbe treiben, als Aerzte pral- 
tiziren, zum Reichstag wählen, ihren einjährigen Freiwilligen⸗Dienſt 
im Meklenburgifchen Heer leiten dürfen, wenn jie nicht auch ihre 
Religion ausüben, d. h. das thun dürfen, was fie ja allein zu Juden 
macht. Was hülfe den Reform⸗Juden alle vom Reich gewährte 
Freiheit, wenn eine Regierung in ihrem Land nur altgläubigen 
Juden, was den Altkatholifen, wenn eine Regierung nur Neu 
katholiken, öffentliche Neligionsübung und Gründung von Ge 
meinden geftatten wollte? Das Reich würde Nechte gewährt 
haben, von welchen ein großer Theil der Bundesangehörigen keinen 
Gebrauch machen könnte, die nur derjenige voll genöffe, der fein 
Bedürfniß der Theilnahme an dem Gottesbienft empfindet. 


$. 40. 
5. Verbot des Jefuitenordens und der ihm verwandten Orden. 


1. Das Reichsgeſetz vom 4. Juli 1872?) fchließt den Orden 
der Gejellichaft Sefu und die ihm verwandten Orden und ordens⸗ 
ähnlichen Kongregationen vom Gebiet des deutichen Reiches aus, 
unterfagt die Errichtung von Niederlaffungen derfelben und ver- 


2) Bol. Paul Pfizer, Gebanten über Recht, Staat und Kirche 2, 6. 
(1842). 

2) R.G.⸗Bl. 253. Neichötag 1872. 15. u. 16. Mai. 14.—19. Juni. 
©. 367—428. 1001—1028. 1059109. 1123—1154. Altenft. Nr. 64, 
©. 260-233: Bericht der Petitionskommiſſion. Nr. 170, S. 652: Geſetz⸗ 
entwurf. Nr..194, ©. 730: Zufammenftellung. 
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fügt die Auflöfung der beftehenden Nieverlaffungen bis fpäteftens 
24. Januar 18731), 

2. Die Angebörigen der genannten verbotenen Orden können, 
wenn fie Ausländer find, aus dem Bundesgebiet ausgewiefen 
werden; wenn fie Inländer find, kann ihnen der Aufenthalt in 
beitimmten Bezirken oder Orten verfagt oder auch angemwiefen 
werben. 

3. Die Anordnungen, welche entweder zur Ausführung oder 
zur Sicherſtellung des Vollzugs des Reichsgeſetzes erforderlich find, 
werden vom Bundesrath erlaffen. Derjelbe bat Folgendes an⸗ 
georbnet: 

a) Als Orden oder Kongregationen, welche dem Jeſuitenorden 
„verwandt“ umd daher ebenfalls zu unterbrüden ſeien, bat der 
Bundesrath bezeichnet: 

Die Kongregation der Redemptoriften (Congregatio sa- 
cerdotum sub titulo Sanctissimi Redemptoris); die Kongegra- 
tion der Zazariften (Congreg. Missionis); die Kongregation 
der Briefter vom heiligen Geiſte (Congreg. Sancti Spi- 
ritus sub tutela immaculati cordis B. Virginis Mariae); bie 
Geſellſchaft vom heiligen Herzen Jeſu (Societe du sacre 
coeur de Jesus) ?). 

b) Weiter hat der Bundesrath verfügt, daß den Angehörigen 
der verbotenen Orden die Ausübung einer Orvensthätigleit, ind» 
befondere in Kirche und Schule, fowie die Abhaltung von Mif» 
fionen nicht geitattet werben dürfe); endlich 

c) daß die in den einzelnen Fällen nötbigen Vollzugsmaß- 
regeln von den Landespolizeibehörden zu treffen feien, nicht von 
bloßen Bezirkspolizei⸗Behörden. 


&. 41. 
6. Berbot von Bereinen mit ftaatsgefährlicher Organifation oder 
ſtaatsgefährlichen Zweden. 
Gr. Thudichum, Preibeitspflicgten (in den Preußifchen Jahrbüchern 35, 377 
n. 383. April 1875). 
Das Strafgeſetzbuch, $. 128, bedroht mit Strafe Den⸗ 
jenigen, der gegen unbelannte Obere Gehorſam verfpricht, auch 


— —— — — 


1) Sechs Monate nad dem Inkrafttreten bes Geſetzes (24. Juli 1872). 
2) Beihluß des Bunbesrathes v. 20. Mai 1873 (R.G.⸗Bl. 109). 
”) Beſchluß bee Bundesratbes v. 5. Juli 1872. 
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wenn das Verſprechen nicht ausprüdlic auf „unbebingten“ Ge 
borfam lautet; ferner Denjenigen, ver gegen befannte Obere un⸗ 
bedingten Gehorſam verſpricht. Straflos ift demnach ein Ge 
borjams-BVerfprechen gegen belannte Obere, weldem, die Klauſel 
der „Unbedingtbeit“ fehlt. Außerdem bat das Strafgejebuch noch 
zwei allgemeinere Beſtimmungen; ed erflärt nämlich für ftrafbar: 
die Theilnahme an einer Verbindung, deren Dafein, ober deren 
Zwed vor der Staatsregierung geheim gehalten werden ſoll; und 
ferner: „Die Theilnahme an einer Verbindung, zu deren Zwecken 
oder Beichäftigungen gehört, Maßregeln der Verwaltung oder die 
Vollziehung von Gejegen durch ungejeglihe Mittel zu 
verhindern oder zu entkräften.“ (F. 129). Wer aljo einer jolchen 
Verbindung beitritt, auch wenn er fich nicht ausprüdlich zu einer 
Ungejeglichfeit mit Worten verpflichtet, foll doch beftraft werben. 
Denn er gibt ſchon durch den bloßen Beitritt zu erkennen, daß er 
fid an ben Beitrebungen des Vereins zu betheiligen gejonnen 
ift. — Eine einzelne Anwendung diefer Grundſätze macht noch das 
Reichsgeſetz vom 4. Juli 1872 über das Verbot des Jeſuiten⸗ 
ordens und der ihm verwandten Orden und Kongregationen. Die 
unterm 23. November 1875 dem Reichstag vorgelegte Strafgeſetz⸗ 
novelle ſchlug eine andere Faſſung des 8. 128 vor: „Die Theil⸗ 
nahme an einer Verbindung, deren Daſein, Verfaſſung, Zweck oder 
Wirkffamleit vor der Staatsregierung geheim gehalten werden 
joll, oder in welcher gegen unbelannte Obere Gehorſam over 
gegen befannte Obere unbebingter Gehorſam den Mitgliedern 
zur Pflicht gemacht oder von ihnen verſprochen wird,“ 
u. ſ. w.!) Ter Reichstag lehnte dieſe Abänderung jedoch ab?). 


8. 42. 
7. Reichsgeſetzliches Recht aller Geiftlihen und Ordensmitglieder eine 
gültige Ehe einzugehen und Yreizägigleit derſelben. 
1. Jeder katholiſche Priejter und jede Orbensperfon ijt im 
ganzen deutichen Reich unter denjelben Vorausſetzungen, wie jener 
andere Deutfche berechtigt und befühigt, eine gültige Ehe einzu- 


— — 





1) Reichstag 1875— 76. Att. Nr. 54, ©. 157. Bgl. auch die Motive 
dazu ©. 170. 
2) &. 939 und 940. 
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gehn. Denn das Reichsgeſetz vom 6. Februar 1875, welches alle 
fortgeltenden Eheverbote volljtändig aufzählt und allen übrigen 
älteren Berboten die Kraft entzieht, kennt fein Eheverbot für 
Briefter oder Ordensleute. 

Freilich ſchützt das Neich bis jet keinen zur Ehe fchreitenden 
Briefter in feinem Amt und nach ven Gefeten der Einzeljtaaten 
jind die Verwaltungsbehörden verbunden, bie gültigen Disziplinar- 
urtbeile der Biſchöfe zu vollftreden. 

2. Nach dem Reichsgeſetz über bie Freizügigkeit vom 1. No⸗ 
vember 1867 iſt jeder Neichsangehörige befugt, fih aufzuhalten 
und nieberzulaffen, wo er will, und kann darin mur aus den im 
ebengenannten Geſetz oder neueren Reichsgeſetzen angegebenen 
Gründen bejchräntt werden. Hiernach darf auch in den Staaten, 
wo noch Klöfter beftehen, jever Mönd und jede Nonne jeden 
Augenblid das Kloſter verlafien, ohne ihren Austritt aus ber 
katholiſchen Kirche erklärt zu haben. 


8. 43. 
5. Die Aufhebung des gefandtichaftlihen Verlehrs Des deutſchen Reichs 
mit dem römiichen Bapft. 


.Das deutſche Reich unterhält beim römischen Papft Teine 
Gejandtihaft mehr und ftcht überhaupt nicht mehr in biplomati- 
ihem Verlehr mit vemjelben. In dieſer Hinficht iſt an folgende 
Thatfachen zu erinnern. 

Die ftändige Geſandtſchaft, welche Preußen feit 1815 in Rom 
bei dem Papfte unterhielt, wurde nach Gründung des Nord» 
deutichen Bundes zugleich als Gefandtjchaft des Bundes affrebitirt. 
A8 der Geſandte Graf Arnim im Jahre 1871 bei den Friedend- 
verhandlungen mit Frankreich Verwendung fand, ohne von Rom 
abberufen zu werben, betraute der Kaiſer den Königl. Baieriſchen 
Geſandten Graf Taufffirhen vorläufig mit der DVerrichtung der 
Seichäfte der Preußiſchen Gejandtichaft; die Norddeutſche Geſandt⸗ 
ihaft hatte mit Aufhören des Norddeutſchen Bundes aufgehört 
und die Beglaubigung eines Gejandten Namens des neuen Reiches 
batte noch nicht ftattgefunden. Am 21. März 1872 überreichte 
Graf Arnim dem Papft fein Abberufungsichreiben und es verjah 
mın der Legationsjetretär von Derenthall, und eine Zeit lang, 
während Erfrantung Derenthalls, der Legationsfefretär Stumm 

Thudichum, Kirchenrecht. 12 
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die Geſchäfte der Preußiſchen Gefandtichaft beim Bapit. me 
zwiſchen hatte der deutſche Kaifer bejchloffen, eine Vertretung bes 
Neiches bei dem päpftlihen Stuhle zu begründen, und zwar dem 
beutfchen Vertreter den Rang eines „Botichafter8” beizulegen; und 
es erfolgte im April 1872 die Ernennung des Prinzen Guſtav zu 
Hohenlohe, Kardinal der Römiſchen Kirche und Mitglieds einer 
hervorragenden Adelsfamilie des Königreih8 Baiern, zum beut- 
ſchen Botichafter beim Papft. Die Ernennung eines Mitglieds 
der katholifchen Kirche, und zwar eines fo hohen Würbenträgers 
berfelben zu dieſem Amt geihah in der Erwägung, daß zwifchen 
dem beutichen Reich und dem Papft nicht ftaatliche oder politifche 
Machtfragen zu verhandeln, ſondern nur die Herbeiführung eines 
freundlichen Einvernehmens und die Verhütung von Mifverjtänd- 
niſſen zu erftreben jei. 

Unterm 25. April feste der Preußiſche Geſchäftsträger den 
Rarbinal-Staats-Sekretär Antonelli davon vertraulich in Kennt⸗ 
niß und theilte mit, daß Kardinal Hohenlohe mit Nächitem fich 
nach Rom begeben werde, um jich perfünlich zu vergewiljern, ob 
feine Ernennung dem Papit angenehm wäre, und um, im Ball 
günftiger Antwort, alsbald fein Beglaubigungsfchreiben zu über- 
reihen. Allein es fehlte nicht an Anzeichen, daß der Bapft, ent⸗ 
gegen aller Uebung, den ernannten Botſchafter als persona in- 
grata bezeichnen und nicht einpfangen werde; Kardinal Hobenlobe 
fam daher nicht felbjt nach Nom, fondern der Preußiſche Ge⸗ 
ſchäftsträger erhielt Auftrag die Antwort des Bapftes zu begehren, 
die am 2. Mai 1372 dahin erfolgte: daß der heilige Vater be- 
baure, einen Karbinal der heiligen römijchen Kirche, auch wegen 
ber augenblidlichen Umſtände des heiligen Stuhls, nicht autorijiren 
zu können zur Annahme eines fo delikaten und wichtigen Amts- 
Da zu andern Zeiten katholiſche Prälaten und aud Karbinäle von 
den Päpiten ohne Anſtand als Geſandte weltlider Fürſten em- 
pfangen worden find, und noch Papſt Pius VII. ven Biſchof und 
Kardinal (ſeit 6. April 1818) v. Häffelin im Jahre 1817 und 
1818 mit großem Vergnügen als Gefandten des Könige von 
Baiern angenommen hatte, jo konnte nur die Perſon des Er- 
nannten Urfache der Zurüdweifung fein. In der That mußte die 
jeſuitiſche Partei den Kardinal Hohenlohe wegen feiner gemäßigten 
und aufgeflärten Gefinnungen mehr fürchten als irgend eine 
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andere geiftliche oder weltliche Perfon, wäre e8 doch an dem 
Ihlagendften Beiſpiel fund geworben, dag Katholizismus und 
Jeſuitismus nicht identische Dinge find. 

Hierauf blieb der Votſchafterpoſten vorläufig unbefett, und 
e8 führte erſt Legationgjelretär v. Derenthall, dann der Legations- 
fefretär Stumm die Gefchäfte weiter, bis leßterer mit Ende De- 
zember 1873 einen längeren Urlaub erhielt und dann in Waj- 
Dington verwendet wurde. Im NReichshaushaltsetat für 1873 und 
1874 wurde die Stelle fortgeführt, nachdem gegenüber den An- 
trägen auf Streichung der Reichskanzler der Hoffnung Ausdruck 
gegeben hatte, daß im Vatikan auch einmal wieder eine gegen 
Deutſchland freunblichere Stimmung walten und der beutiche Ge⸗ 
jandte beim Papft ein erwünfchtes Mittel der befferen Verftändi- 
gung fein Tönne!) Allein die nächiten anderthalb Jahre zer: 
ſtörten dieſe Ausficht fo gänzlich, daß wenig Wahrjcheinlichkeit da⸗ 
für blieb, daß die liberale Mehrheit im Reichstag auch ferner nad) 
die Stelle beiwilligen werde und bie Reichöregierung im Stande 
bleibe, die Beibehaltung mit genügenden Gründen zu vertreten, 
und jo bejchloß ver Kaiſer Einziehung der Gejandtichaft vom 
l. Januar 1875 an. Der Reichslanzler geftand im Reichstag 
5. Dezember 1874 (©. 509), daß die Regierung fi Mißdeutungen 
ausjegen werde, wenn fie auch jegt wieder die Hoffnung auf eine 
Verftändigung mit Nom wiederholen wollte; e8 jei Anftandspflicht 
für das deutſche Neich, eine Macht, welche folche mit der Selb- 
ftändigfeit ber Staaten unvereinbare Anſprüche erhebe und Tatho- 
liche Untertfanen zur Auflehnung gegen die Staatögejege er- 
muthige, ja diefe Auflehnung als beſchworene Dienftpflicht forbere, 
vorerft ferner nicht mehr anzuerkennen. 

Niemals wohl wird es Hoffentlich zur Wiederherſtellung einer 
beutichen Geſandtſchaft beim römifchen Stuhle fommen, weil nicht 
blos augenblickliche, vorübergehende, ſondern dauernde Gründe dies 
widerrathen. Die Eigenichaft, pas Haupt einer Konfeifton zu 
iein, welche in Deutſchland Bekenner bat, ift noch fein Grund, 
einen biplomatifchen Vertreter bei einem ſolchen Haupte zu haben ?). 


— — 


) Schon am 8. Inni 1873 ſtimmte die Mehrzahl der Nationalliberalen 
und die Fortfchrittspartei im Reichstag gegen fernere Bewilligung. 

2) Reichskanzler Fürft v. Bismard im Reichstag 5. Dez. 1874. 
12* 
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Scentt man nur dem Papit diefe Ehre, weil ja die übrigen im 
Reich vertretenen Konfefjionen auswärtige Obere nicht haben und 
gar nicht haben Dürfen, jo gibt man ver amrichtigen Vorftellung 
Nahrung, als geitehe das Reich dem Papſte felbftändige, und nicht 
blos verliehene Rechte auf deutſchem Boden zu und als bürfe fich 
der Papft gar Hoffnung machen, daß das Neich einft mit ihm als 
mit einem Gleichberechtigten unterhandeln und ein Konkorbat ein- 
gehen werde. Drittens Könnte fich ver Papft verjucht fühlen, eines 
Tages einen Nuntius beim deutſchen Kaifer zu beglaubigen, was 
fih dann fchwer zurüdweifen ließe). Würden auch einem folchen 
päpftlichen Nuntius keinerlei Verfügungsrechte in kirchlichen An- 
gelegenbeiten geftattet fein, fo würde berfelbe doch vermöge des 
ihm übertragenen hoben Amts einen Einfluß auf die Biſchöfe der 
vatikaniſchen Kirche und ihre Anhänger ausüben, ber nicht zu 
wünſchen ift, da es ja die Bifchöfe fich gewiß nicht nehmen 
ließen, in ihm ihren Vorgefegten zu erbliden und zu fürchten. 
An ewig fich erneuernden Verfuchen, den päpftlihen PBrätenfionen 
Gehör zu verjchaffen, dürfte e8 dann in Deutichland fo wenig 
fehlen, wie es in anderen Staaten bisher der Fall war. 


III. Unterabſchnitt. 


Die allgemeinen landesgejeglihen Beftimmungen 

über die Verfaſſung der Religionsvereine, die Gel- 

tung von Kirchengefegen (Bereins-Statuten) und 
die Gründung neuer Religionsvereine. 


Einleitung. 
8. 44. 


1. Geographiſche und ftatiitiiche Meberficht über Die im Neich beitehen- 
den kirchlichen Berbände. 


Zeller, © Dr. Zur firdliden Statiſtik bes evangelifhen Deutichlands 
im Jahr 1862. Zufammenftellung ber von ber beutichen evangelischen 
Kirchenkonferenz veranftalteten Ermittlungen. Stuttgart 1865. Atlas: 
format. 


2) Diefer Befürchtung gab der Abg. Dr. Löwe im Reichstag 14. Mai 
1872, S. 361 Ausbrud. 
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Hirſchfeld, G. v., Religionsftatiftit der Preußiſchen Monarchie am Schluſſe 
des Jahres 1861. Amberg 1866. Fol. 

Schulte, J. Fr., Status dioecesium catholicarum in Austria Germa- 
nica, Borussia, Bavaria, reliquis Germaniae terris sitarum. Gies- 
sae 1866. 

Reber, St. Jak., Kirchliche Geographie und Statiftil. Bd. 2. 1865. 

Biggers, Iul., Kirchliche Statiftit ober Darftellung ber geſammten chrifte 
lien Kirche 2 Bde. 1842 u. 1843. 

Zeitſchrift des Königl. Preußifchen fatiftifchen Bureaus, Bd. 14. 1874. 
©. 143: Religiondbelenntniß der Bevölkerung des Preußifhen Staats 
nad der Zählung v. 1. De. 1571. 


Bei der am 1. Dezember 1871 im ganzen beutichen Reich 
vorgenommenen Vollszählung !) bezeichneten fich von ber fich auf 
41,058,641 belaufenden Geſammtbevölkerung als: 

Prozent 
Angehörige der evangelifchen Landeskirchen 25,579,709 oder 62.30 
Angehörige der Römiſch⸗Kathol. Kirche 14,867,463 „ 36.21 


Siraeliten . . . . 512158 „ 1.25 
Angehörige kleinerer criſil. Religionsvereine 82,155 „ 0.20 
Sonftige Nicbtchriften . . . * 176 „ 0.00 


Die Angabe über ihre Religion verweigerten 16,980 „ 0.04 


Bon der Gefammtbevölterung des Reichs leben 13 Millionen 
Eimvohner oder 32 Prozent in rein evangelifchen Bezirken, d. 5. 
joihen mit minbeftens 95 Prozent der Bevölkerung Evangelijche. 
Diefe befinden fich vorzugsweife im nörblichen Deutfchland, ſodann 
in Helen, Württemberg und ben baierifchen Provinzen Mittel⸗ 
und Oberfranken. 2 Millionen, ober 5 Prozent, leben in rein 
tatholifchen Bezirken, d. 5. jolchen mit mindeftens 95 Prozent der 
Bevölkerung Katholiken. Diefe Bezirke find vorzugsweife ber 
Preußiſche Negierungsbezirt Aachen am Niederrhein und Ober- 
und Niederbaiern. 25:/, Millionen Einwohner oder 62.6 Prozent 
leben in Bezirten mit gemifchter Konfefifion, und zwar 
vertbeilen fie fich ziemlich gleich auf die drei Arten von Gegenden, 
wo Evangeliiche und Katholiken gleich zahlreich find, oder die 
Evangelijchen oder die Katholiſchen überwiegen. 


—  ——— 


1) Bol. Zeitfchrift des Königl. Preußifchen ſtatiſtiſchen Bureaus 14, 148. 
1874. — Im ehemaligen Norddeutſchen Bund waren von ber gefammten 
Beoöllerung etwa 71 Prozent Evangelifh, 27 Prozent Romiſch⸗Katholiſch; 
2 Progent gehörten anderen Glaubensbelenntniflen an. 
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1. Evangelifhe Landes- und ProvinzialsKirden. 


Die Angehörigen der enangeliihen Kirche vertbeilen ſich auf 
mebr als 30 verſchiedene, untereinander nicht weiter verbundene 
Landes⸗ und Propinziallirchen, mit ebenjo vielen Zentralfirchen- 
behörden (Oberlirchenräthen, Konfiftorien) und meiftens auch 
Kirchenvertretuggen (Synoden). 

Im Folgenden ift namentlich die Arbeit ©. Zeller vom 
Jahre 1862 zu Grund gelegt, weil nur fie die Zahl der Kirchen, 
Geiftlihen und Gemeinden gibt. Hinfichtli der Anzahl ver 
Kapellen, Betſäle und derjenigen Geiftlichen, bei denen die geift- 
Iihen Funktionen Nebenamt find, verweilen wir auf diefe Quelle, 
da es fich nicht empfahl, an dieſer Stelle darauf Rückſicht zu 
nehmen. 


ö— —— — — 
I | zu | “er Zu ai 


s. Emm), —— —2 — kn 


1. Preußen. I | 
1. Unirte Sandesticche ber | | 

| 

| 








8 alten Provinzen. | 
Breußen 2000. | 1,983,273 | 646 | 


639 ı 557 
Bofen . . . 2.1 481,693 185 186 18 
Shlfin . . . .. 1,625,173 768 805 1 684 
Bommern . . . .  1,335,109 135 ı 78 „ 6 





Brandenburg . . . ıı 2,8381,793 , 2176 | 1270 , 1096 
Sachſen . | 1,804,100 ' 2427 | 1635 f 1441 
Behfalen . . . . I 693,888 311 886 304 


Rheinproving. 771689 438 1. 529 440 
‚ 11,026,608 , 8181. 6198 |) 


j 
Zur Reinifen Provinzial | 
fire kam 1868 Hinzu: | | | N 
Der Kreis Meiſenheim | 1,00 — | 0, 7 
2. Provim Hannover. |, \ l 
a) Evang. « Lutheriſche | 
ren | 1,539,826 | 1082 1 1042 — 997 
b) Reformirte | 90,792 | 13. 18 : 10 











3. Schleswig⸗Holſtein. 


4. Unirte Kirche von Kur⸗ 


(et Regierungsbezirk Kaflel.) 
Bei der Zählung von 1862 
wurden unterfchieben: 
Reformirte. . . . 
Zutberanr . . . . 
Unirte . . 


1867 fam eine Anzahl 
Großherzoglich Heſſiſcher und 
Baierifcher Gemeinden Hinzu. 

5. Unirte Kirche von Raffau 
(est Regierungsbezirt Wies⸗ 
baden.) 

1867 find ehemals Hef- 
ſer domburgiſche unb Groß 
herzoglich Heſſiſche Gemein- 
den binzugefonnnen. 

6. Sranffurt a. M. mit 
Gele . . . . 


71. Fürſtenthum Walded 


IL Baiern. 
1. Diffeits des Rheins 
a) Lutheriſche Kicche 
b) Reformirte . . 
2. Rheinpfalz, unirte 
II. Königreich Sachſen. 


3) Evangeliſch⸗Lutheriſch 
b) Reformirt ... 


985,698 
(im 21 1871 .) 


548,486 
50,655 


614,688 


236,728 


44,119 
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14 


357 


1186 


209 


20 


1096 





196 


14 


184 
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IV. Württemberg. 
a) Evangeliſche Kirche 
.b) Reformirte Gemeinde 
Stuttgart . 


V. Baben. 
Unirte Kirche 


VL Großherzogthum dehen. 
Unirte Kirche 
Bei der Zählung von 
1862 wurden unterfchleben: 
Lutheraner 
Unirte . . 
Reformirte 


VD. Etfag-Lothringen. 
Augsburger Belenntnit 
(utheriſch) 


Reformirtes Belenntniß 


VIII. Uebrige Staaten. 


Braunſchweig 
Mealenburg Schwerin 
Mecklenburg⸗Strelitz 
Sadfen- Weimar . 
Sadfen-Eoburg . 
Sadhien-Gotn. . . . 
Sadhfen-Meiningen-Hilb- 
burgbaufen . 
Sadfen-Altenburg 
Olbenbng . . . 
(anbele Dean .. 
Anhalt-Bernburg . . 
Schmwarzburg - Sonbersb. 
Schwarzburg-Rubolfadt . 
Reuß ältere Linie. . . 





1862 


Seh 
Svang. Einm. Sich. Geiſtlichen 


1114 


(sem 





Zahl | Zapı 


ber 
Gemeinden 
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der 
Geiftlichen. 


der 
ng. Einw. 5 irchen. 















Reuß jüngere Linie . . 75,830 62 
Schaumburg⸗ Lippe 30,819 21 19 
ÜDE en 105,175 47 45 
117 37,507 | 2 2| » 
Im -. . 2» 2.2. — | — — 
Hamburg..... | — — | — — 

2. Römiſch-katholiſche Landeskirchen einſchließlich der Alt— 


tktatholiken. 

Die Katholiken find feit 1871 in einer Spaltung in Alt⸗ 
katholiken und Vatikaniſche Kirche begriffen, deren Erfolg fich noch 
nicht berechnen läßt. 

Die Altlatholiten des ganzen Reichs haben fich vorläufig zu 
einer Art Reichskirche mit einem Biſchof, einem Ausfchuß und einer 
Synode zufammengethan; doch unterliegen bie altkatholiichen Ge⸗ 
meinden den Geſetzen, welche in jedem Einzeljtaate für die römiſch⸗ 
katholiſchen Gemeinden gelten, und eine befinitive Organifation ift 
noch nirgends getroffen. * 

Die Angehörigen der römijch : Tatholifchen Kirche ftehen mit 
geringen Ausnahmen nur unter Deutfchen Biſchöfen; die bifchöf- 
lihen Didzeſen fallen mit der Reichsgränze zujammen und biefer 
Grundjag ift nunmehr auch für die Katholiken in Elſaß⸗Lothringen 
derwirklicht. Diözefan- und Metropolitanrechte Defterreichiicher 
Diihöfe dauern in Preußiſch⸗Schleſien und folche des Biſchofs von 
Utrecht in Schleswig-Holitein fort. 

Die Abgränzung der Diözefen und Sirchenprovinzen, welche 
jeit 1817 von den Deutfchen Regierungen im Einverftändnig mit. 
dem PBapfte vorgenommen wurbe, beſteht noch gegenwärtig fort. 
Die Gebietsveränderungen, welche die Deutichen Staaten 1866 
erfuhren, haben keine Veränderung daran zur Folge gehabt. 

Im ganzen Reich giebt es 25 Erzbisthümer und Bisthümer; 
davon find 6 exemt, d. 5. fie ſtehen unmittelbar unter ven Papit, 
16 ftehen unter den Erzbiichöfen von Köln, Poſen⸗Gneſen, Bam⸗ 
berg, München-Freifing, Freiburg. 

Bis 1857 erhielt der jevesmalige Biſchof von Hilvesheim 
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vom Papft den Auftrag zur Verwaltung der Didzefe Osnabrüd 
mittelft eine® Generalvikars. Diefen ernannte der Papft zum 
Biſchof in partibus!). Erft am 19. April 1857 wurde in Osna⸗ 
brüd ein eignes Domkapitel und ein eigner Biſchof (in der Perſon 
des auf den erzbifchöflichen Stuhl von Köln beförberten Paul 
Melchers) eingejett ?) und eine Dotation für fie ausgeworfen. 

In den ganz überwiegend proteftantifchen Provinzen Preußens 
und ben übrigen Norddeutſchen Staaten gibt e8 feine Biſchöfe, 
jondern e8 werben bie bifchöflichen Rechte durch apoſtoliſche Bilare 
wahrgenommen. 

Für die Preußifchen Provinzen Brandenburg und Pommern 
kommt feit 1821 dem jeweiligen Biſchof von Breslau das Amt 
eines apoftolifhen Vilars zu. Im Namen beffelben verwaltet ber 
Propft zu St. Hedwig in Berlin den Bezirk als apoftoliicher 
Sub. Delegat 3). Das Norddeutſche apoftoliiche Vikariat umfaßt 
feit 1824: Medienburg- Schwerin, Lauenburg, die Hanfeftädte, 
Schleswig-Holftein und Dänemarl. Bis 1826 verwaltete es der 
Biſchof von Hildesheim, von 1826 —1839 der Biſchof von 
Baberborn *). 


1862 || geiftfiche, Delanate. 


Kathol. Einw 
L Preußiſche Kirchenpro⸗ 
vinzen und Diözefen. 
1. Provinz Köln. 




















Enpiözefe Köln 1,368,100 | 1487 ‚ 4 
ct » 220. 775,256 182 2 
darunter Birkenfeld mit 7,000 _ — 


1) Eichhorn 1, 643 Anm. 9. 

5) Neber, kirchl. Geographie und Statifiil. 1865. 2, 384. 

8) Neher, kirhl. Geographie u. Statiftil. 1865. 2, 372. Richter-Dove 
173 (1872). 

4) Weber die im I. 1853 beſtehenden Verhältnifſe |. Meier, Propaganda 
2, 500—517. 1853. Eine Geſchichte der Nordd. Apoſt. Bilariats. ebendba- 
ſelbſt 2, 248—326. Ferner: Reber, kirchl. Geographie u. Statiſtik 2, 386 
bie 388. 1865. 





darımter Ofbenburg mit . 
Baberborn . . . 
(mit Waldeck, einem Theil 
von Coburg. Gotha, 
Schwarzburg, Lippe⸗ Dei⸗ 

wolſd). 


2. Provinz Poſen⸗Gneſen. 
Poſen.. 
andileeſe — Gneſen. 
Culm.. 


3. Eremte Bisthümer. 
Breslau. 
Preußiſches Gebiet . 
Defterreih. Gebiet . 
Emland . ... 
Siem . . . . 
(Theile der Provinz Hau⸗ 
nover und Braunfchweig) 
Seucbräd . . . 


(Brovinz Hannover). 


4. Preußiſche Bisthümer 
unter dem Erzbiſchof 
von Freiburg. 


Fulda. 
chemals Ruchefiiget 
Gebiet 

Sachſen Weimar. . 
imburg . . 

(ehemaliges Herzogtfum 

Raffan, Stabt Frankfurt). 


5. Preußiſche Gebiets⸗ 
theile unter dem Erz⸗ 
biſchof von Prag 

Erzbiſcho von Olmutz 


156,678 


130,000 
11,000 
224,433 


155,358 
108,798 
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20 
36 2 
433 31 
836 23 
a1 16 
233 26 
688 7 
82 12 
110 18 
146 18 
250 10 
65 9 
8 1 
148 15 
Graffchaft lag (Gileften), 


Diſtrikt Kutter (Gäleflen). 
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Geiſtliche. Pfarreien. 


6. Preußiſche Gebiets⸗ 
theile ſtehen auch unter 
den Biſchöfen von Frei⸗ 
burg, Mainz u. Würz⸗ 
burg. 


ID. Baiern. 
1. Provinz Munchen⸗Frei⸗ 

/ſing. 

Erzdiðzeſe Münden- 

Freiſing. 550,871 917 371 
Autbur . .. 616,947 1384 846 40 
NRegentburg . . . - 673,180 1094 467 
Bafaın . 2... 287,269 467 150 


2. Brovinz Bamberg. 
Erzbiözefe Bamberg . 253,795 832 180 
Würzburg . - 455,601 123 441 
(Unter Würzburg fiehen 
feit 1866 einige Preußiſche 
Gebietstheile) 
Eichſtädt 154,778 9342 202 17 
Spt . .: 0. 252,958 240 215 12 


88 


II. Oberrheiniſche Kirchen⸗ 
provinz. 
1. Erzdidzeſe Freiburg. 
Badiſche Gebietstheile 897,008 1061 751 36 
Preuß „ 64,839 98 74 4 
(Hohenzollern) 


2. Rottenburg . . - 540,630 970 661 29 
(Königreich Württemberg) 


3. Main . . . 295,775 206 158 17 
(Großherzogthum deſſen 

und einige Preußiſche &e- 

biet8tbeile). | 


1) Silbernagel 1870, S. 426—428. 











Kirchliche Statiſtik. 189 











Geiftliche. | Pfarreien. || Delanate. 






4. Fulda. 
(f. oben Preußen) 


5. Limburg. 
(f. oben Preußen). 


V. ElfaßLothringen. 


Eremte Bisthümer: 34 I. Klaff 






about } 1,298,161 | 1180 Suc- 
eh curfal- 
pfarrer 





V. Apoſtoliſches Vikariat im 
Königr. Sachſen (Dresden) 


VL Apoſtoliſches Vilariat In 
Anhalt -. 2. 2 2.2. 


VI Apoſtol. Bilariat für 
Norbdeutfchland 









| 
b 
Auttatholiſche Bemeinden 
Bevölkerung. | Bereine, 
| 


Preußen 
Boiern . 





Sadıfen . — 
.Württemberg 1 
44 

Heflen . 5 
Oldenburg . . 2 


| 

| 

Baden . . . . . . .“ 
(Fürſtenthum Birkenfeld). 
| 

| 
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3. Israelitiſche Kirchen. 


Eine Statiſtik der Israelitiſchen Kirchenverbände iſt nach den 
vorliegenden Hülfsmitteln noch nicht zu geben. Wir beſchränken 
uns daher im Wefentlichen auf Mittheilung der im Jahre 1871 
ermittelten Seelenzahl ber Israeliten in den größten deutſchen 





Staaten). 
Israel. 
Einwohner. | Rabbinate. 
(1871.) 
1. Preußen - » 2 2 20. 325,540 830 
und zwar: (Gemeinden) 

5 alte Provigen . ... 271,806 

Sannover - - 2 2 2.2. 12,790 
Shleswig-Holfin . . . . 3,729 

Reg.⸗Bez. Kaflel - -. . . . 18,030 

Reg. Bez. Wiesbaden . . . 18,360 

I ren 721 
Walded-Byrmont . . . - 834 

2. Baien?) . . 2 2.2. 50,662 42 

3. Sadfen -. - 2 2... 3,857 2 
.4. Württemberg - -» . . . 12,245 12 

5. Boden » 2 2 2 20. 25,708 

6. Selen. » - 2 2 20. 235,873 ı 

7. Slfaß-Lotdringen . . . . 40,928 | 

8. Hamburg . . 2.20. 13,796 = 





8. 45, 
2. Ueberſicht der Neligionsvereine, welche Korporationsrechte befigen, 


Soweit e8 nad) dem bis jeßt ſehr ungenügenden Stand der 
Literatur möglich ift, follen im Nachftehenden bie in den größeren 
beutichen Staaten mit Korporationsrecht begabten Neligionsvereine 
aufgezählt werden. Die Frage, ob das Korporationsrecht außer 


1) Statiftifche® Material für den Preußiſchen Staat, nach Lage ber Dinge 
im 3. 1862, gibt v. Hirfchfeld 77—82; einen Beitrag zum Stand bes Jahres 
1872: Makower, Ueber bie Gemeinbeverhältnifie d. Juden. 1873, S. 105.) 

2) Malower. 

5) Silbernagel 438. 
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den Einzelgemeinden auch den Pfarreien, den Kreisverbänden, 
Diözeſen, Domkirchen u. ſ. w. zulomme, ift in ber Lehre vom 
Kichenvermögen zu beantworten. 

Die Religionsvereine ohne Korporationsrecht werben in privat: 
rechtlicher Hinficht nach den allgemeinen Regeln des Givilrechts 
über „erlaubte Privatgefellichaften” behandelt 1), und ftehen im 
Uebrigen größtentheil® unter den Gefeten über Vereins⸗ und 
Berjammlungsrecht. 

Rorporationsrechte beſitzen: 


1. 


Die Evangeliichen unter Leitung des Staats ftehenden 
Landes» oder Provinziallirchen over einzelnen Gemeinden: 
in allen deutichen Staaten. 


. Die römijch- fatholifchen Landeskirchen ober einzelnen Ge⸗ 


meinden: in allen deutſchen Staaten; ferner in Preußen, 
Baden und Hejjen auch vie varımter begriffenen anerkannten 
altkatholiſchen Gemeinden, und bie altkatholifche Gemeinde 
auf Nordftrand in Schleswig-Holftein. 


. Die Ieraelitifchen Landeskirchen und Religionsgemeinden : 


in faft allen deutſchen Staaten. 


. Die Herenhuter (evangelifchen Brüdergemeinden) : in Preußen 


und Württemberg (Gemeinde Kornthal). 


5. Die Böhmiſchen Brüdergemeinden: in Preußen. 


. Die Niederländifch- Reformirten oder Kohlbrüggianer zu 


Elberfeld. 


. Die Mennoniten: in Preußen. 
. Die Baptiften: in Preußen. 
. Die aus der Preußifchen unirten Landeskirche der 8 alten 


Provinzen ausgefchievenen Lutheraner (Altlutheraner). 


. Die Griedhiiche Kirche: in Baiern (München). 
. Die Deutfch-Ratboliten: im Königreich Sachfen, im König⸗ 


reih Württemberg (freireligiöfe Gemeinde zu Ulm) und im 
Öroßherzogthum Baden. 


2) Bol. z. B. Allgem. Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, $. 20. Preuß 
Patent v. 30. März 1847. Körfter, Preuß. Privatr. 4, 398. 
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Erſtes Kapitel. 


Preußen. 
I. Allgemeine ftaatsgejegliche Beltimmungen, welde 
bieNehtsverbältnifjeanller oder doch mehrerer Reli- 
gionsvereine betreffen, und die entweder für die 
ganze Monarchie oder füreinzelne Provinzen Geltung 
baben. 


8. 46. 


1. Die Berfaffungsurkunde, Ordentliches Geſetzgebungsrecht bon Krone 
und Landtag. Verhältnig bon Geiehgebungs- und Verordnungsrecht. 


1. Die Rechtsverhältniffe aller Religionsvereine in der ganzen 
Monarchie find in erfter Linie nach den Beitimmungen ver Ber: 
fafjungsurfunde vom 31. Januar 1850 und ven fie abändernden 
jüngeren Berfafjungsgefegen zu beurtbeilen. Alles ältere damit 
in Widerfpruch ftehende Recht hat jeine Geltung verloren 1), und 
neues Recht kann nur nach Maßgabe der Berfaffungsurkunde entjtehen. 

In den im Jahr 1866 neu erworbenen Landestheilen: 
Schleswig-Holftein, Hannover, Kurheſſen, Naſſau, Heffen-Homburg 
und den ehemals Baieriſchen und Heſſiſchen Dijtrikten, ſieht die Ber- 
faffungsurkunde fett dem 1. Oktober 1867 in Geltung ?), im Her- 
zogthum Lauenburg jeit dem 1. Juli 18769). 

Das wichtigſte diefer abändernden Geſetze ift das Verfaſſungs— 
geieg vom 18. Juni 1875, welches die Artifel 15, 16 und 18 
der Verfaffungsurkunde jammt den ihnen durch das Verfaſſungs⸗ 
gejeg vom 5. April 1873 gegebenen Zuſätzen für aufgehoben erklärt *). 

2. Seit Berfündigung des Verfafjungsgefeges vom 18. Juni 
1875 iſt wieder außer Zweifel geitellt, vaß dem König und beiben 
Häufern des Landtags das Necht zufteht, im Wege der orbent- 
lihen Geſetzgebung alle diejenigen auf die NReligionsvereine ſich 
beziebenden Angelegenheiten zu regeln, welche die geſetzgebende Ge- 
walt zu vegeln für angemefjen bält. Insbefondere können dem 


I) Art. 109. 

2) Geſetze v. 20. Sept. und 24. Dez. 1866 (G.-©. 555, 875 u. S76). 
2) Geſetz v. 23. Suni 1876 (G.S. 169). 

ı) G.⸗S. v. 1875, 259. ©.-S. v. 1873, ©. 143. 
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König oder Staatsbehörden auch Ernennungs-, Vorſchlags⸗, Wahl- 
und Beftätigungsrechte bei Bejegung firchlicher Stellen beigelegt 
werben. 

Schranken find der ordentlichen Staatsgejeßgebung nur ge⸗ 
zogen durch Art. 12, 14, 20—30 der Berfaffungsurfunde. 

3. Die Verfaſſungsurkunde bezeichnet ausdrücklich als Gegen- 
ftände der Geſetzgebung: Die Verleihung von Korporationsrechten 
an Religionsgefellichaften (Art. 13), das Kirchenpatronat (Art. 17), 
das Unterrichtswefen (Art. 26), das Verſammlungs⸗ und Vereins» 
recht (Art. 29 und 30). Im Uebrigen ift die Gränzlinie zwifchen 
Geſetzgebungs⸗ und Verordnungsrecht in Hinfiht auf Kirchliche An⸗ 
gelegenbeiten in Preußen jest noch ebenjo ſchwer allgemein ficher 
zu beftimmen als früher und müſſen die Erörterungen hierüber 
für die einzelnen Abjchnitte verjpart bleiben. Nur Das jtebt 
allgemein feit, daß durch Königliche Verordnung die Lehr⸗ und 
Gottesdienſtordnung einer Kirche nicht verändert werben fann ohne 
Auftimmung einer Vertretung der Kirche, welche ftaatögefeglich als 
tehtmäßige Vertretung anerkannt ift. 


8. 47. 


2, Die gegenwärtig in Kraft ftehenden wichtigeren ‚allgemeinen und 
provinziellen Stantögejege in Bezug auf das Kirchenweien. Quellen⸗ 
Sammlungen und Literatur. 


I. Seit Beitehen der Berfaflungsurkunde vom 31. Januar 
1850 find für die ganze Monarchie folgende auf alle oder 
doch mehrere Kirchen oder Weligionsvereine bezüglichen Geſetze 
erlafien worben: 

Gele vom 11. Mai 1873 über die Vorbildung und Anftellung ber 
Geiflihen (Gefetsfamml. 191— 197). — Daffelbe bezieht ſich auf die evangeli⸗ 
ſchen und latholiſchen Kirchen ber ganzen Monarchie, aber nicht auf andere 
chriſtliche Religionsvereine und Juden. In $. 29 erhebt e8 eine Reihe von 
älteren Satungen der alten und neuen Lanbestheile begüglich der Mitwirkung 
des Staats bei Beſetzung geiftlicher Aemter zur Klaſſe ſtaatsgeſetzlicher 
Veſimmungen. Es beſagt nämlich: „Soweit die Mitwirkung des Staats 
bei Beſetzung geiſtlicher Aemter auf Grund bes Patronats oder beſonderer 
Rechtstitel anderweit geregelt iſt, behält es dabei ſein Bewenden.“ — 
Bgl. auch das deklaratoriſche Geſetz vom 21. Mai 1874. 

Geſetz vom 12. Mai 1873 über die kirchliche Dieziplinargewalt und die 

Thudichnm, Kirchenrecht. 
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Errichtung des Königlihen Gerichtshofs für kirchliche Angelegenbeiten, G.⸗S. 
198— 204 (bezieht fich ebenfalls nur auf die großen chrifiliden Kirchen). 

Geſetz vom 13. Mai 1873 über die Grenzen des Rechts zum Gebraude 
tirhlider Straf- und Zudtmittel, G.⸗S. 205—206 (bezieht fi laut S. 1 
auf alle Kirchen und Religionsvereine). 

Geſetz vom 14. Mai 1873 über den Austritt aus der Kirche, ©.-©. 
207—208 (bezieht ſich Taut 8. 1 und 8 auf die Kirchen und die mit Kor- 
poration srechten ausgeſtatteten Religionsgemeinihaften). 

Geſetz vom 30. Mai 1873, betr. die Erbſchaftsſteuer, Tarifbefreiungen, 
Ziffer 1 (G.S. 344). 

Inftrultion des Kultusminifter® vom 26. Juli 1873 für die dur das 
Gele vom 11. Mai 1873 angeorbnete wiflenihaftlide Staatsprüfung der 
Kandidaten des geiftlihen Amts (G.S. 191). 

Regulativ vom 13. November 1873, betreffend bie Geſchäftsordnung bes 
Königlichen Gerichtshofs für kirchliche Angelegenheiten. (In Dove's Zeitichr. 
12, 244—247.) 

Sefe vom 21. Mai 1874 wegen Deklaration und Ergänzung de Ge⸗ 
fetge8 vom 11. Mai 1873 über die Borbilbung und Anftellung ber Geiſtlichen 
(©.-2. 139 -- 142). 

Allgemeine Verfügung des Minifterd der geiftlihen Angelegenheiten vom 
13. Mai 1875, betreffend die Ertbeilung der Staatögenehmigung zur Ber- 
äußerung von kirchlichen Immobilien (abgedrudt in Dove's Zeitfchrift für 
Kirchenrecht 13. 234—236, 1875, in der Geſetzſammlung nicht verfünbigt). 

Geſetz vom 3. Juni 1876, betreffend bie Aufhebung der Parodial- 
eremtionen (G.⸗S. 154). 

Literatur. 
Hinſchius, P.: Die Preußiſchen Kichengefege des Jahres 1873, mit Ein⸗ 

leitung und Kommentar. 1873. 

Derjelbe: Die Preußiſchen Kirchengeſetze der Jahre 1874 u. 1875. Berlin, 1875. 

Il. Die feit der Verfaffungsurkunde ergangenen Staatögejege, 
weldhe nur Eine Kirche (Einen Religionsverein) betreffen, fei es 
in der ganzen Monarchie oder in einzelnen Provinzen, werben 
bejjer unten bei der Darftellung der Rechtögrundlagen der einzelnen 
Neligionsvereinne angegeben. 

IU. Die auf alle over mehrere Religionsvereine bezüglichen 
Stantögejege aus der Zeit vor dem Inkrafttreten ver Verfaſſungs⸗ 
urkunde find bier zunächit aufzuzählen und dann unter IV. die 
Frage nach dem Umfang ihrer Geltung zu prüfen. 

1. Tür die ganze Monarchie fommen in Betracht: 

Der Weftfälifche Friebe von 1648. Zu ben ragen, in welchen unter 


Umftänden auf denfelben zurüdgegangen werben muß, gehören z. B. ber 
Simultangebrauch von Kirchen, Patronatrecht, Begräbnigweien. (Bgl. Icon 
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oben ©. 99; auch Bluhme, Cober 1870, S. 15, Anm.) Im Großen und 
Ganzen find die Beftimmungen bes Friedens außer Geltung. 

Der Reichsdeputations⸗Hauptſchluß v. 25. Februar 1803. Auch von 
dieſem Reichögefet behaupten nur fehr wenige Beftimmungen praftifhe Geltung. 

Die deutfche Bundesakte v. 8. Juni 1815, Art. 14— 16. 

Königl. Preußiſche Kabinetdorbre v. 3. Nov. 1817 wegen ber Geſchäfts⸗ 
führung bei den Oberbebörben in Berlin. (Einfegung eines Kultusminiſteriums.) 
6.5. 290. 

2. Für die 8 älteren Provinzen der Monardie: 

Patent v. 30. März 1947, betr. die Bildung neuer Religionsgeſellſchaften 
(8.5. 121). 

3. Einen ganz abjonderlichen Umkreis bildet das Geltungs- 
gebiet des Allgemeinen Landrechts für die Preufifchen Staaten 
vom 5. Yebruar 1794 mit den Anhängen vom Jahre 1803. Des 
zweiten Theiles eilfter Titel, überjchrieben „von den Rechten und 
Pflichten der Kirchen und geiftlichen Gefellichaften”, enthält in 20 Ab- 
Ihnitten und 1232 Paragraphen eine ſehr umfaſſende Kodifikation 
aller wichtigeren Theile des Kirchenrechts. ‘Die befonders in Be⸗ 
tracht kommenden erften 13 Abfchnitte behandeln folgende Gegenjtände: 

1. Bon den Kirchengeſellſchaften überhaupt. 

Bon den Mitgliedern der Kirchengefellfchaften. 
Bon den Oberen und Vorgeſetzten der Kirchengefellichaften. 
Bon den Gütern und dem Bermögen der Kirchengefellichaften. 
Bon den PBarodien. 
Bon dem Pfarrer und befien Rechten. 
Bon weltlichen Kirchenbedienten. 
Bon Kirchenpatronen. 
9. Bon ber Berwaltung der Güter und des Vermögens der Pfarrlicchen. 
10. Bon Pfarrgätern uud Einkünften. 
11. Bon Zehnten und anderen Pfarrabgaben. 
12. Bon geiſtlichen Geſell ſchaften überhaupt. 
13. Bon katholiſchen Domfliften und Kapiteln. 

a) Das Landrecht gilt‘) in den fieben alten Provinzen 
Preußen, Bofen, Pommern (mit Ausſchluß von New-Vorpommern 
und Rügen), Schlefien, Brandenburg, Sachſen und Weitfalen. 
Ferner in einem Theil der Provinz Hannover. Nämlih in Oft- 
frieland, der niederen Graffchaft Lingen, einem Theil des Yürften- 


5 mw m 


') Ueber das folgende vgl. Th. Meier, das Preußifche gemeine und 
grodimielle Kirchenrecht 1868, S. 1—2. NR. Schröder, Erläuterungen zur 
Rechtskarte von Deutfchland in Petermann's Mittheilungen, Bd. XVIL 
€. 1211-14. 1870. 

13? 





196 Preußen. Allgemeine uub provinzielle Staatsgeſetze. 


thums Deünfter (den jog. Abipliffen) und den drei zum ehemaligen 
Zürftenthum Eichsfeld gehörigen Aemtern Lindau, Gteboldshaufen 
und Duderftabt. Ueberall iſt es bier an die Stelle der älteren 
allgemeinen Landesgeſetze jowie des Römilchen gemeinen Sadjien- 
rechts und anderer fremben jubfidiarifchen Rechte und Geſetze (alio 
namentlid des Kanonifchen) getreten (Publikationspatent vom 
5. Februar 1794, Nr. I und LI). 

b) In der Provinz Preußen geben ihm folgende kodifizirte 
Provinzialrechte vor: In der ebemaligen Provinz Oſtpreußen das 
Dftpreußijche Provinzialrecht vom 4. Auguft 1801 und 6. Mär; 
1802; in den 1806 zu Weftpreußen gerechneten Landestbeilen — 
jeit 1857 auch im Danziger Gebiet — das Provinzialrecht für 
Weftpreußen vom 19. April 1844, 8. 22—61. (Gejegfammlung 
S. 103, 106—109.) 

c) In den Brovinzen Pommern, Brandenburg (mit Ausnahme 
ber Regierungsbezirke Magdeburg und Erfurt, der jog. Altnarl) 
und Schlefien, in dem zur Provinz Weitfalen gehörigen jog. Herzog 
thum Weftfalen, Fürſtenthum Stegen und in den Grafjchaften 
Wittgenftein, endlich in den genannten Theilen der Provinz Han« 
nover — geben dem Landrecht die in diefen Provinzen „bisher 
beitandenen bejonderen Provinzialgefege und Statuten“ vor, deren 
Kodifizirung nicht zur Ausführung kam. Als ſolche Provinzial- 
gejege und Statuten find zu erachten alle diejenigen Beitimmungen, 
welche nur für einzelne Landestheile als folde in Kraft geſetzt 
worden find. Die Provinzialgejege find übrigens in allen den⸗ 
jenigen Beziehungen al8 aufgehoben zu erachten, in welchen dus 
Landrecht, aus Gründen öffentliher Wohlfahrt und Ordnung, eine 
bindende Regel aufftellen wollte). 

d) In der Rheinprovinz find feit 1816 einzelne Beitim- 
mungen des Allgemeinen Landrechts durch neuere Gelege zur Sel- 
tung gebradt worden. Diejelben find aufgezählt bei Bluhme, Cober 
des Rheiniſchen Evangeliichen Kirchenrehts 1870, S. 39-41. 

e) Die Meinung, daß diejenigen Beftimmungen des Allgemeinen 
Landrechtd, fo weit fie Das „innere Staatsrecht” betreffen, in 
allen Theilen ver Monarchie gelten, auch wo das Landrecht nicht 
publizirt wurde — alſo auch in ber Rheinprovinz, Bohenzollern 


1) Dernburg, Lehrbuch des Preußifchen Privatrehts 1, 19, Aum. 5. 
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und den feit 1866. neuermorbenen Provinzen — ericheint unbe- 
gründet, jedenfalls in Diefer Allgemeinheit unbaltbar ?). 

f) Das Landrecht hat übrigens auch noch in einigen heilen 
Baierns Geltung, wovon unter Baiern zu reden ift. 


Literatur. 


Vogt, Polic. Joh., Kirchen- und Eherecht ber Katholiken und Evangeliſchen 
in ben Preußiſchen Staaten. 2 Bände. Breslau 1857. 1. Band: 
Kirhenredht. 2. Band: Eherecht. (Enthält einen Abdruck der einfchla- 
genden Beftimmungen des Allgemeinen Landrechts unter Einfhaltung 
der abändernden und ergänzenden neueren Beltimmungen. Bd. 2, 
8. 172-227 folgen Beilagen und ©. 228-332 Anhänge. ©. 333 
Ehronologifhes und alphabet. Regifter.) 

Ergänzungen und Erläuterungen der Preußifchen Rechtsbücher. 5. Ausgabe; 
bearbeitet von 2. v. NRönne. Bd. 2. Berlin 1866. 4. (Nach demfelben 
Syftem angelegte Daterialien-Sammlung wie diejenige Vogts). 

Meier, Th., das Preußiſche gemeine und provinzielle Kirchenrecht für das 
Geltungsgebiet des Allgemeinen Landrechts zufammengeftellt. Berlin 
1868. (Abdrud des Allgem. Landrechts, unter kurzer Angabe ber ab- 
ändernden Beftimmungen und Berlidfichtigung der Praxis). 

Altmann, Albr., Praris der Preußifhen Gerichte in Kirchen, Schul⸗ und 
Eheſachen. Leipzig 1861. 

4. In der Rheinprovinz Iinfen Ufers?) ftehen aus der Zeit 
der Franzöſiſchen Herrichaft noch manche Beſtandtheile Franzöſi⸗ 
iher Geſetze in Geltung, wie bieß in ähnlicher Weife in Nhein- 
beiten, Rheinbaiern und Elfaß-Lothringen der Fall ift. 

Sammlungen diefer und neuerer linksrheiniſcher Geſetze find: 
Hermens, Handbuch ber gefammten Staatsgeſetzgebung über den chriftlichen 

Kultus... am Tinten Rheinufer. Aachen und Leipig. Bd. 1 u. 2. 

1833. Bd. 3. 1841. Bd. 4. 1852. 

Durſy, das Staatskirchenrecht in Elfaß-Lothringen. L Abtheil. Katholiſcher 
Kultus. 1876. 

Durergier, Collection complète des lois. 

Desenne, Code general Frangais. 

Walter, Fontes juris ecclesiastici. Bonn 1862. 


?) Urheber berfelben war der Minifter von Kamptz. Bon den Preufi- 
jchen Staatsrechtslehrern theilt fie, foweit ich fehen Tann, keiner außer 
8 Bluhme in feinem Eoder des R. ©. 8. 1870. 41-43. 

*) In ben auf ber rechten Rheinfeite gelegenen Theilen ber Rheinprovinz, 
und zwar des Koblenzer Regierungs⸗Bezirls, gilt das ſog. gemeine Recht. 
Es iR dieß der Amtsbezirk des Juſtizſenats zu Ehrenbreitſtein. Bol. v. 
Anne, Staatsrecht d. Preuß. Monarchie 2, 1, 282 u. 285, Anm. 5. 1871. 
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Zu den wichtigften Gefegen gehören: 

a) Geſetz v. 8. April 1802 (18 Germinal an X) betreffs ber Orga 
nifetion der Kulte (loi relative & l’organisation des cultes). Daſſelbe 
enthält folgende als Gelee der Republik verkündigte Theile: 

Das Sonlordat (Convention) zwifchen dem Papſt Pius VII. und ber 
Franzöſiſchen Regierung, abgefchloffen am 15. Juli 1801 (26 Messidor an 

1X) und ratifgirt am 10. Sept. 1801. 
Diie Organiſchen Artikel des Konkordats vom 15. Juli 1801 bezüglich 
des Tatbolifhen Kultus (Articles organiques de la convention du 26 
Messidor an IX). 

Die Organifchen Artifel der proteftant. Kulte (Articles organiques des 
cultes protestants). 

Die Bertünbigungsformel lautete folgendermaßen: „Au nom du peuple 
francais, Bonaparte, premier consul, proclame loi de la r&publique le 
decret suivant, rendu par le corps legislatif le 18 germinal an X, 
conformement & la proposition faite par le gouvernement le 15 dudit 
mois, communiqude au tribunat le möme jour. 


Deecret. 

La convention passde à Paris, le 26 messidor an IX (15 juillet 
1801) entre le Pape et le Gouvernement frangais, et dont les ratifi- 
cations ont été é changées A Paris le 23 fructidor an IX (10 septembre 
1801), ensemble (!) les articles organiques de ladite convention, 
les articles organiques des cultes protestans, dont la teneur suit, 
seront promulgues et executes comme des lois de la repub- 
lique.“ 

Abdrüde des Geſetzes v. 8. April 1802 finden fi bei: Hermen® 1, 355. 
464—566; Duvergier 13, 89-104; Desenne 10, 438—493. Walter, 
Fontes 187—204. ine deutfche Ueberfegung bei Durſy 1, 36—51. 

Die Verkündigung des Geſetzes v. 8. April 1802 erfolgte in den durch 
den Liineviller Frieden an Frankreich abgetretenen Gebieten bed deutſchen 
Iinten Rheinufers unterm 4. Mai 1802. (Meier, zur Geſch. d. röm.deuiſch. 
Frage 1, 452.) 

b) Kaiferliches Dekret v. 30. Dezember 1809, betr. die Kirchen⸗Fabrilen 
(Decret imperial concernant les fabriques) Walter, Fontes 537—551. 
Eine deutſche Ueberſetzung bei Durfy 1, 214—235, fowie vorher 119— 120 
u. 170—172. 

c) Geſetz v. 14. Februar 1810, betr. die Einkünfte der Kirchenfabrilen 
(Loi relative aux revenus des fabriques des &glises\: Hermens 2, 475 
bis 477. Desenne 10, 510. Walter, Fontes 555. 

d) Kaiferliches Dekret v. 25. Febr. 1810, woburd das Edikt vom März 
1682 über die Deklaration des Franzöſiſchen Klerus Betreffs feiner Geſin⸗ 
nungen in der Frage der kirchlichen Gewalt zum allgemeinen Geſetz des 
Kaiſerreichs erflärt wird (Decret imperial qui declare Loi generale de 
l’empire l’edit du mois de mars 1682, sur la declaration faite par le 
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clerge de France, de ses sentimens touchant la puissance ecclesias- 
tique). Hermens 2, 488—195. Desenne 10, 523. 

e) Kaiferlihes Dekret vom 28. Febr. 1810, Beſtimmungen bezliglich ber 
organifchen Geſetze des Kontorbats enthaltend (Däöcret contenant des dis- 
positions relatives aux lois organiques du concordat). Hermens 2, 496. 
497. Dupin, Manuel 233. In beutfcher Meberfegung bei Durfy 1, 54. 

f) Kaiferliches Dekret v. 6. Nov. 1813 über die Erhaltung und Ber- 
waltung der in mehreren Xheilen bes Yranzöfiichen Reichs von der Geiftlich- 
feit befefienen Güter. (Decret imperial sur la couservation et admini- 
stration des biens qui possede le clerge dans plusieurs parties de 
lempire.) Hermens 2, 554—573. Desenne 10, 535. Walter, Fontes 
556 bis 567. 

ge) Preußiiches Geſetz vom 14. März 1845, betr. bie Berpflihtung zur 
Aufbringung der Koften für die kirchlichen Bebürfniffe der Pfarrgemeinden in 
ven Landestheilen des linken Rheinufers. (Geſetzſammlung 163. 164. Her⸗ 
mens 4, 1001—1018. Walter, 567—569. Bluhme, Coder 260. 265. 

5. Auf den Berfuh, die älteren allgemeinen Staats⸗ 
geſetze aufzuzählen, welche in ven feit 1866 neuerworbenen Pro- 
vinzen in fortvauernder Geltung ftehen, glauben wir aus vielen 
Gründen verzichten zu follen, werden aber auf eine wichtige Streit- 
frage fogleich zu reden kommen. 

IV. Die außerordentlich allgemein gefaßten nunmehr aufge- 
hobenen Artifel 15, 16 und 18 der Verfaflungsurfunde vom 
31. Januar 1850 haben eine große Ungewißheit barüber erzeugt, 
welhe von den älteren auf die kirchlichen Verhältniſſe fich be- 
stehenden Preußiſchen Staatsgeiegen noch auf rechtliche Geltung 
Anſpruch zu machen hätten oder als aufgehoben zu betrachten - 
ieien; und bie gleiche Ungewißheit griff in den neu erworbenen 
Frovinzen um fich, als dort am 1. Oftober 1867 jene Verfaſ⸗ 
jungsartifel in Wirkſamkeit traten. 

Diefelben lauteten nämlich folgendermaßen: 

Art. 15: „Die evangelifhe nnd die römiſch-katholiſche Kirche, fo wie 
jede andere Religions-Gefellihaft orbnet und verwaltet ihre Angelegenheiten 
ſelbſtändig und bleibt im Beſitz und Genuß ber für ihre Kultus, Unter⸗ 
richts- und Wohlthätigleitszwecke beſtimmten Anftalten, Stiftungen und 
Fonds.” Art. 18: „Das Ernennungs-, Vorſchlags⸗, Wahl- und Beſtätigungs⸗ 
recht bei Beſetzung kirchlicher Stellen ift, fomweit e8 dem Staate zufteht und 
uiht auf dem Batronat ober befonderen Rechtstiteln beruht, aufgehoben.“ 
‚Auf die Anftellung von Geiftlihen beim Militär und an öffentligen An« 
Ralten findet diefe Beftimmung keine Anwendung.“ 

Der Artikel 15 litt an zwei wefentlichen Duntelheiten: Zu⸗ 
nächft‘ ließ er unklar, was „Angelegenheiten der Kirchen und 
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Religionsgeſellſchaften“ jeien, und wo hingegen die Grenze ver 
ftantlichen Angelegenbeiten beginne. ‘Die bisherigen Staatsgeſetze 
waren gerade davon ausgegangen, daß ftaatliche und kirchliche An- 
gelegenheiten gar nicht abjolut zu trennen feien, und bevor man 
alfo den Artikel 15 ausführte, mußte nothwendig durch die Staats⸗ 
gefeßgebung eine neue Grenzlinie zwiſchen Staat und Kirche gezogen 
werden. Daß dieß das Recht des Staates bleibe, konnte nach der 
Verfaſſungsurkunde nicht bejtritten werden, wenn auch freilich bie 
Tatholiihen Biſchöfe dies leugneten. Allein eine gejetliche Regelung 
erfolgte nicht, fondern die Minifterien, welche bis 1858 im Amte 
waren, behielten fich die Entſcheidung dieſer allerwichtigften Bor- 
frage vor, und regierten injoweit nach Gutdünken, da eine vichter- 
lie Inftanz Hierfür größtentheils nicht gegeben war. ‘Die zweite 
noch folgenjchwerere Dunkelheit blieb in Bezug auf die Trage be 
jteben: wen die Berfaffungsurfunde als Träger des Willens ber 
„Kirche“ oder „Religionsgefellihaft* habe anerkennen wollen. 

. Zur Zeit des abjoluten Königtbums waren die fogenannten 
„äußeren“ Berhältniffe, alſo fo ziemlich die ganze Verfaffung aller 
Kirchen durch den König als alleinigen Geſetzgeber bejtimmt wor: 
den, und nur in „innere“ Angelegenheiten, nämlich „Slauben$- 
ſachen“, enthielt fich der König nach den von ihm jelbft gegebenen 
Gejegen der Einmifchung, obwohl auch bierin zum Theil Nichts 
ohne Königlihe Genehmigung geändert werben Eonnte. Sobald 
man aus dem Art. 15 folgerte, daß er dieſe Rechte der Krone in 
Wegfall gebracht habe, mußte man bie Frage beantworten, auf 
wen fie nunmehr übergegangen feien. Da die Berfaffungsurkunde 
hierüber ſchwieg, fo waren ergänzende, erläuternde Staatsgeſetze 
dazu nothwendig. Allein ſolche ergingen ebenfalls nicht, da bie 
damaligen Minifterien fogar dem Landtag jedes Mitwirkungsrect 
bei der Ordnung dieſer Angelegenheiten bejtritten, und fich das 
freie Recht vindizirten, durch VBermwaltungsmaßregeln auch Dielen 
dunklen Punkt der Berfaffungsurkfunvde nach ihrem Gutdünken zu 
entſcheiden. Sie geftanden daher den katholiſchen Biſchöfen, dem 
Papft und den allgemeinen Concilien eine weitgehend freie Gewalt 
zu, die Katholiken Preußens zu regieren, indem fie nur an fo vielen 
Beichränkungen diefer Gewalt fejthielten, als ihnen für die Sicher- 
heit des Staats unentbehrlich ſchien. Die Kirchengewalt in ver 
evangelifchen Landeskirche aber fchrieben fie dem König in fo vollem 
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Umfang zu, wie er fie vor der Verfaſſungsurkunde zur Zeit ber 
abjoluten Herrichaft gehabt Hatte. Sie ftellten nunmehr auch bie 
Theorie auf, daß die Rechte, welche der König bisher über bie 
evangeliſche Landeskirche geübt babe, gar nicht Ausflug feiner 
landesherrlichen Gewalt gewejen jeien, fondern ihm als Privat. 
perfon, al8 Mitglied ver Familie, in welcher fich das jogenannte 
biihöfliche Amt über die evangeliiche Kirche vererbe, zugeftanden 
baben. Zu Ergreifung diefer Theorie lag allerdings eine zwingende 
Notbivendigkeit vor, wenn man verjuchen wollte barzutbun, daß 
der Artikel 15 der Verfaffungsurfunde bezüglich der evangelifchen 
Lirche gar Feiner weiteren Ausführung bebürfe, und daß bie in 
Artilel 18 ausgeiprochene Aufhebung der dem Staat bisher zu- 
ſtehenden Ernennungs⸗, Vorjchlags-, Wahl- und Beitätigungs- 
sechte“ bei Bejegung Hirchlicher Stellen fih auf Die bisher dem 
König zufommenden vergleichen Rechte über die evangeliiche Kirche 
nicht beziehe. Die ganzen 15 Jahre über, während welcher dieſe 
beiden Artikel in Geltung ftanden, hat ver Streit zwifchen Regie- 
rung und Landtag, zwilchen ven Biſchöfen und der Aegierung, 
und in der ftaatsrechtlichen und Firchenrechtlihen Literatur über 
die Auslegung der Artikel nicht aufgehört. Der oberfte Gerichts: 
bof des Landes, das Obertribunal zu Berlin, hat nur in einigen 
Beziehungen Gelegenheit gehabt, ſich darüber auszufprechen, und 
durch ſolche vereinzelte Entſcheidungen fonnte das eigentliche Uebel 
mt geheilt werden. Es muß daher als eine dringende Aufgabe 
ber Geſetzgebung bezeichnet werben, mit möglichiter Befchleunigung 
alle die gejeglichen Vorfchriften zu erlaflen, welche bie nothwendige 
Sicherheit und Klarheit des Rechts erforbert. 

V. Eine andere nicht minder fchwer in ficherer Weife zu be- 
antwortende Frage iſt Die: welche Bedeutung in den einverleibten 
Provinzen (Hannover, Schleswig:Holftein, Kurheſſen, Naſſau, 
Frankfurt, Lauenburg, Heffen-Homburg, fowie in den mit Preußen 
verbundenen Heſſiſchen und Baierifchen Gebietstbeilen) die Be—⸗ 
ſtimmungen der ehemaligen Verfaſſungsurkunden, beziehungsweife 
der noch geltenden Heſſiſchen und Baieriſchen Verfaſſungsurkunden, 
gegenwärtig behaupten? Es verftebt fich von jelbft, daß fie Feine 
Geltung mehr Haben, infoweit fie ber Preußiſchen Verfaſſungs⸗ 
urtımde oder anderen allgemeinen Preußiſchen Staatsgejegen 
widerſprechen, oder auch nur auf einer anderen Auffafjung von 
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dem Umfang ver landesberrlichen Rechte oder von ber Form der 
Ausübung berfelben beruhen; 3. B. Tann der König von Preußen 
in den einverleibten Ländern Dispenfationsrechte nicht in weiterem 
Umfange ausüben, als im übrigen Preußiichen Staatsgebiet und 
feine Regierungsrechte in Kirchenfachen können bort weber enger 
noch weiter fein als bier. Aber daß jene Verfaflungsurfunden 
ihrem ganzen Inhalt nach als außer Wirkſamkeit gejegt anzufeben 
feien, läßt fich allerdings nicht behaupten. Ihr Inhalt gilt noch 
injoweit, al8 er auch gelten würde, wenn er in einem einfachen 
Provinzialgejeg enthalten wäre!). Uebrigens kann bie Logifde 
Auslegung in diejer Beziehung eben fo wenig alle Zweifel löſen 
wie bei ver vorhin behandelten Frage. Die Einverleibungs- 
Gefege enthalten alle folgende Vorjchriften: 8. 2: „Die Preußiiche 
Berfaflung tritt in diefen Lanvestheilen am 1. Oftober 1867 in 
Kraft. Die zu diefem Behufe nothwendigen Abänderungs-, Zu: 
jat- und Ausführung 8» Beitimmungen werden durch befondere 
Geſetze feitgeftellt.” 8. 3: „Das Staatsminifterium wird mit 
ber Ausführung des gegenwärtigen Gejetes beauftragt.” ‘Daß ed 
Aufgabe des Geſetzgebers und nicht der Staatöbehörden ift, zu 
beurtheilen, was nach ftattgefundener Einverleidbung einer Provinz 
dort Rechtens fein folle, ift in dieſen Geſetzen genügend deutlich 
ausgefprochen, da die in Ausficht geftellten Ausführungsgejete als 
unentbebrliche bezeichnet werben. 


8. 48. 


3. Ueberſicht der Regierungsredite des Staats über alle oder einzelne 
Religionsvereine. Yorm für Die Ausübung der Dem Könige felbit vor⸗ 
behaltenen Verfügungsrechte. 


Dem Staate fommen außer dem oben bejprochenen Geſetz⸗ 
gebungsrecht die mannigfaltigften Regierungsrechte über die Reli⸗ 
gionsvereine zu. ‘Diejelben find theils folche, welche auf alle Re⸗ 
ligionsvereine in gleicher Weife Anwendung finden, theils folche, 





2) Vgl. hierüber: F. Thudichum, Berfaffungsreht des Norddeutſchen 
Bunde. 1869. ©. 11 u. 12. F. Detfer in den Preußiihen Jahrbüchern 
27, 435 (1871) und Georg Meyer in Dove's Zeitfhrift 10, 433 (1971). 
Das Preußiſche Geſetz v. 12. März 1871 liber das Erpropriationsverfahren, 
8. 1, nimmt ausdrüdliih auf das Hannoverſche Tandesverfaffungsgelet als 
auf geltendes Recht Bezug. (G.S. 155). 
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bie nur bei Religionsvereinen mit Sorporationsrechten oder nur 
für die katholiſche oder für bie evangelifchen Kirchen Platz greifen. 
Ganz allgemein kommt dem Staate das Recht der Dberaufficht 
und Ueberwachung zu, ba dieſes Necht ein nothwendiges Attribut 
jever Regierungsgewalt if. Indem die Verfaſſungsurkunde in 
ihrem Art. 45 dem Könige die „vollziehende Gewalt” beilegt, 
ipricht fie ihm als allgemeinen oberjten Träger der Negierungs- 
gewalt auch dieſes Auffichtsgecht zu. Verſchieden gejtaltet und 
ausgebehnt find die dem Staate zuftehenden Rechte ver Genehmi- 
gung, Beftätigung, Ernennung, des Einſpruchs, Vorſchlags und 
das Necht der allgemeinen Anorbnung in kirchlichen Angelegen- 
heiten. Die Ausübung derfelben ift theils rein ftaatlichen Be— 
hörden übertragen, theils Behörben, welche die doppelte Natur von 
Staatsbehörden und von Kirchenbehörden haben und deren Mit- 
glieder daher der betreffenden Kirche angehören müffen, ober end» 
ih e8 ruht die Ausübung wefentlic in ber Hand des Könige 
jelbft. Alle dieſe Rechte find ihrer Natur nach unveräußerlich, 
fönnen daher nur auf Grund eines Staatsgeſetzes, nicht durch bloße 
föniglihe Verordnung den Kirchen oder Weligionsvereinen über- 
laſſen werben. 

Dieſer Grundfak iſt durch eine Reihe von neueren Staate- 
geſetzen binfichtlich der ftaatlichen Patronatrechte und der ftaat- 
fihen Nechte bei Beſetzung der Konfiftorien und bifchöflichen 
Stühle u. |. w. ausprüdlich zur Anerkennung gebracht worden. 

Soweit dem Könige felbft Genehmigungs- oder Ber- 
fügungsrechte vorbehalten find, gelten für die Ausübung berfelben 
folgende Regeln: 

1. Als „Regierungsakte“ bebürfen ſolche Verfügungen nach 
Art. 44 der Berfaflungsurfunde vom 31. Januar 1850 zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung eines Minifters, welcher die Ver- 
antwortlichfeit dafür trägt und der, wenn bie Häufer des Landtags 
über folche Angelegenheiten verhandeln, auf deren Verlangen in 
der Sigung gegenwärtig jein muß (Berf.-Urf. Art. 60). Der 
zuftändige Miniſter ift im Zweifel der Minifter der geiftlichen 
und Unterrichts: Angelegenheiten (Rultusminifter). 

2. Die Uebertragung ihrer Ausübung auf andere Staat$- 
behörden als den Kultusminifter iſt nur zuläffig in den Gränzen, 
in welchen überhaupt bie Uebertragung von Kronrechten an Staatd« 
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behörden zu felbftändiger Ausübung zuläffig ericheint, und ift 
rechtsnothwendig mindeftens eine allezeit widerrufliche. 

Für die unirte Yandesfirche der acht alten Provinzen iſt nun- 
mehr feit 1876 ftaatögefeglih anerkannt, daß gewiſſe Entſchei⸗ 
bungen bes Königs für diefe Kirche unter Kontrafignatur des 
Präfidenten des evangeliichen Oberkirchenraths ausgeben '). 

3. Die Verkündigung landesberrlicher Verordnungen über bie 
Verfaffung der Kirchen muß im Zweifel in der Gejeg-Samm- 
lung erfolgen. Bis 1876 iſt dies auch faft durchgängig ge- 
ſchehen?) und nunmehr nur binfichtlic) der evangelifchen Kirche 
ber acht alten Provinzen geändert. 

4. Die Beftimmungen des Artilel 106 der Berfaffungs- 
urfunde: „Gelege und Verordnungen find verbindlich, wenn fie in 
der vom Geſetze vorgejchriebenen Form bekannt gemacht worden 
find“ und „die Prüfung der Nechtsgültigleit gehörig verfündeter 
Königliher Verordnungen fteht nicht ven Behörden, ſondern nur 
den Kammern zu”, haben auf alle Verordnungen des Königs An- 
wendung zu finden, auch auf folche, welche er als Inhaber bes 
äußeren Regiments der evangeliſchen Kirche erläßt?),. Eine Aen- 
derung hat diefer Grundfag feit 1876 in Bezug auf Die evange⸗ 
liſche Kirche der acht alten Provinzen erfahren. 

5. Alle folche Rechte des Königs Tommen demſelben ohne 
Rückſicht auf fein eigenes Neligionsbelenntniß zu. 


8. 49. 


4. Wllgemeine Staatsbehörden zur Wusübung der ftantlihen Rechte 
über die Neligionsvereine. (Kultusminifterium, Oberpräfidenten, Bezirks⸗ 
Regierungen, Gerichtshof für kirchliche Angelegenbeiten.) 


I. Die oberjten Staatsbehörden zur Ausübung der Rechte, 
welche dem Staat über alle Neligionsvereine oder einzelne der⸗ 


— 


1) Ueber die früheren Tcheorieen vgl. v. Rönne, Preuß. Staatsrecht 
1, 1, 219. 1869. 

2) rüber behauptete man unter Berufung auf Art. 15 der Berfafjung®: 
urlunde das Gegentheil und unterließ auch öfter® dieſe Form der Verkündi⸗ 
gung. Bgl. Iacobfon, Evangelifches Kirchenreht I, 104. v. Rönne, Preuß. 
Staatsrecht 1, 1, 219. 1869. 

8) Erfenntniß bes Obertribunal® v. 23. Juni 1875. Hartmann, Zeit- 
ſchrift für deutiches öffentl. Recht 2, 76. 
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jelben zufteben, find: das Staatsminifterium (der Minifterrath), 
die Minifter, namentlich der Kultusminifter, der Gerichtshof für 
firdlihe Angelegenheiten, der Rechnungshof. 

A. Das Kultusminifterium, oder, wie die amtliche Bezeich⸗ 
nung ift, „Das Miniſterium ver geiftlichen, Unterrichts- und 
Medizinalangelegenheiten“, wurde durch Kabinetsordre vom 3. No⸗ 
vember 1817 in's Leben gerufen, indem vie ihm zugetbeilten Ges 
ihäfte vom Minifterium bes Innern abgetrennt wurben!). 

Das Kultusminifterium bat drei Abtheilungen: 1. für bie 
geiitlihen Angelegenheiten, welche gegenwärtig 1 ‘Direktor und 
14 vortragende Näthe zählt, darunter auch ſolche Tatholifcher Kon⸗ 
feſſion; 2. für die UnterrichtSangelegenheiten, und 3. für bie 
Medizinalangelegenheiten. Direktor einer Abtheilung pflegt ber 
Unterjtaatsjefretär des Kultusminifteriums zu fein. 

Dreißig Iahre lang, von 1841—1871, war die Abtheilung 
für geiftliche Angelegenheiten in zwei fonfeffionelfe Unterabtheilungen 
getheilt, eine katholiſche Abtheilung, aus Vorftand und Näthen 
fatholifcher Konfeſſion beftehend, welche für ven Kultusminiſter 
alle Angelegenheiten, wobei es fih um Ausübung taatlicher Rechte 
über bie fatholifche Kirche handelte, zu bearbeiten hatte, und eine 
zweite Abtheilung zur Bearbeitung ber die evangelifchen Kirchen, 
die Israelitiſchen und alle jonftigen NReligionsvereine angehenben 
Staatsgeſchäfte ). Bon diefer zweiten Unterabtbeilung wurbe 
1848 und 1849 wieber eine „Abtheilung für innere evangeliiche 
Kirchenſachen“ ausgefchievden und zu einer in näher beftimmter 
Beije „unabhängigen und „felbftändigen” Behörde erhoben, welche 
im Jahre 1850 den Namen „Evangelifcher Oberkirchenrath” 
erhielt 3). | 

Bei der Vereinigung der 1866 erworbenen neuen Landes- 
tbeile mit der Monarchie ging die Bearbeitung ber katholiſchen 
Kirhenangelegenheiten auch dieſer Provinzen an die katholifche 


— — — — — 


) 8-6. 290. Bgl. auch Kabinetsordre v. 11. Ian. 1819, Ziffer 6. 
(9-8. 3). 

2) Kabinetsordre vom 11. Yan. 1841 (in ber Gefekfammlung nicht 
publizirt). 

2) Kabinetkordre v. 26. Jan. 1849 (G.S. 125) und v. 29. Juni 1850 
G.S. 343—346). 
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Abteilung über, Dagegen wurde bie Amtsgewalt des Evangeliſchen 
Oberkirchenraths nicht auf fie erftredt, ſondern es bebielt der 
Rultusminifter, in den geeigneten Fällen unter Genehmigung bes 
Königs, die oberfte Enticheidung in den evangeliichen Kirchenange: 
legenbeiten und blieben ihm die Konfiftorien der neuen Lane 
unmittelbar unterftellt. 

Die katholiſche wie die evangelifche Abtbeilung bitten übrigens 
feine Tollegialiiche Verfaffung und Feine jelbititändigen Verfügungs- 
rechte, fondern alle Verfügungen gingen allein vom Kultusminiiter 
und unter deſſen Verantwortlichleit aus. 

Durch Kabinetsorpre vom 8. Juli 1871 find beibe wieder zu 
Einer „Abtbeilung für die geiftlichen Angelegenheiten‘ vereinigt 
worden’). 

B. Für die ganze Monarchie befteht jeit dem Sabre 1873 
der föniglihe Gerihtshof für kirchliche Angelegen 
beiten zu Berlin?), welder die Beitunmung hat, die Aus 
übung der Disziplinargewalt über die Geiftlichen in den evangeli- 
ihen Landes⸗ und Provinzialkirchen, ſowie in der katholiſchen Lan- 
besfirche zu überwachen, über Anträge der Staatsbehörden auf Ent- 
laffung von Geiftliden im Interefje des Staats jowie über gewiſſe 
Arten von Beſchwerden der Kirchenbebörven zu erfennen. Ueber 
andere NReligionsvereine fommt ihm eine Gerichtsbarkeit nicht zu. 

1. Der Gerichtshof befteht aus 11 Meitglievern, den Präfi- 
benten eingefchloffen, welde vom Könige auf den Vorſchlag bes 
Staatsminifteriums (d. h. des Miniſter⸗-Kollegiums) ernannt 
werben. 

2. Der Präſident und wenigftens fünf andere Mitglieder 
müffen etatömäßig angeftellte Richter fein, d. 5. ein Nichteramt 
in unwiderruflicher Weife befleiven. Wird ein bereits im Staats 
dienfte angejtellter Beamter (Nichter, Verwaltungsbeamter , alabe- 
mijcher Lehrer u. |. w.) zum Mitglied des Gerichtshofes ernannt, 


— —— — — — 


1) G.S. 293. Dove's Zeitſchr. 10, 355. 

2) Geſetz v. 12. Mai 1873 über die kirchliche Disziplinargewalt und bie 
Errichtung des königlichen Gerichtshofs für kirchliche Angelegenheiten. 
8. 32— 37 (G.S. 198). Hinfhius, Kommentar S. 89—92. Regulativ v. 
13. Nov. 1873, betreffend die Geſchäftsordnung bes Gerichtshofes (Dove's 
Zeitfhr. 12, 244—247). 





Preußen. Gerichtshof für kirchliche Angelegenbeiten. 207 


fo gilt diefe Ernennung nur als auf die Dauer des Hauptamte 
erfolgt. Die übrigen Mitglieder des Gerichtshofs gelten als auf 
Lebenszeit ernannt. Die Mitgliever haben entfprechende Rechte 
und Pflichten wie die Mitglieder des Obertribunals. 

3. Ueber bie Konfeffion der Mitglieder ift gefeklich Nichts 
vorgeichrieben. Gegenwärtig find von feinen 11 Mitglievern 
7 Proteftanten und 4 Katholiken. 

4. Die mündliche Verhandlung und Entſcheidung in den ein⸗ 
zelnen Sachen erfolgt durch 7 Mitglieder, weder durch weniger 
noch duch mehr. Der BVorfitende und wenigftens 3 Beifiger 
müffen zu ben richterlichen Mitglievern gehören. Die Reihen— 
folge, in welcher die Mitglieder an ven einzelnen Sigungen Theil 
zu nehmen haben, wird durch Das Regulativ geordnet. 

5. Der Gerichtshof entjcheivet endgiltig mit Ausichluß jeder 
weiteren Berufung. Die Juſtiz⸗ und VBerwaltungsbebörden haben 
den an fie ergebenden Erjuchen des Gerichtshofs Folge zu geben. 

Die Beſchlüſſe und Enticheivungen des Gerichtshofs find im 
Berwaltungswege vollitredbar. 

6. Ueber das Verfahren gibt das Geſetz 8. 10-31 Vor⸗ 
ihriften. Durch Plenarbeichlüffe des Gerichtshofs können biefe 
Vorihriften ergänzt werden;. und, wenn Geſetze ihm noch andere 
Angelegenheiten überweifen, fo kann er bejchließen, wie auf dieſe 
Sachen die Vorſchriften über das Verfahren finngemäß anzumenden 
fein. Ein vom Plenum zu entwerfendes, vom Staatsmintjterium 
beftätigted Regulativ ordnet die Geſchäftsordnung, insbeſondere 
die Befugniffe des Präfiventen ?). 

7. Ueber die Verpflichtung zur Zahlung der Koſten des Ver⸗ 
fahrens entſcheidet der Gerichtshof nach freiem Ermeſſen. ALS 
Koften werben nur baare Auslagen in Anja gebracht, Stempel» 
gebühren alfo nicht erhoben. 

I. In den einzelnen Provinzen find bie Ober - Präfidenten 
und unter diefen in den Negierungsbezirken die Bezirkspräſidenten 
(in Hannover Landdroſten) und die Bezirks-Regierungen die Be- 
hörden, durch welche die allgemeinen ftaatlichen Rechte über bie 
Religionsvereine wahrgenommen werben. 


— — — 


Dieſes Regulativ wurde unterm 13. November 1873 beſtätigt. 
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8. 50. 


5. Scranten des Rechts der Neligionsvereine Bereinsitatuten 
(Kirchengefetze) zu eriaffen. Umfang der Sültigleit älterer Kirden- 
geiege, namentlich des Kanoniſchen Rechts. 


I. Kirchliche Saßungen find nur injoweit rvechtögültig, als 
fie mit einem Staatögejeß nicht in Widerfpruch ftehen. “Dieje 
für die evangeliiche Kirche durch Staatsgefek vom 3. Juni 1876 
Art 131) ausgeſprochene Regel verftehbt ſich noch mehr von 
jelbft für Neligionsvereine, deren Sagungen nicht, wie in der 
evangelifchen Kirche, vom König verlündigt werben. 

DJ. Bis zum Jahre 1841 und beziehungsweije bis zur Ver⸗ 
kündigung der Berfafjungsurfunde vom 5. ‘Dezember 1848 und 
der revidirten Verfaffungsurkunde vom 31. Januar 1850 konnten 
kirchliche Sakungen jeder Art innerhalb des Staatögebiets nur 
nach vorausgegangener ausdrücklicher Zulaffung Seitens des 
Staats (Ertbeilung des Placet) in Geltung treten. Für bie 
katholiſche Kirche fiel bereitd 1841 dieſes Erforberniß in der an- 
gegebenen Allgemeinheit weg, und vie Verfaſſungsurkunde befeitigte 
es für alle Neligionsvereine, indem fie in Artikel 16 beftimmte: 
„Die Bekanntmachung firchlicher Anordnungen ift nur denjenigen 
Beſchränkungen unterworfen, welchen alle übrigen Veröffentlichungen 
unterliegen”. Daß alle befannt gemachten firchlichen Anordnungen 
Gültigkeit zu beanfpruchen Hätten, follte damit fowenig gelagt 
jein, als daß fie allefammt erlaubt und ftraflos ſeien. Nur die 
Präpentiv: Einrichtung des Placet ift befeitigt und dieſelbe ift auch 
durch das PVerfafungsgeieg vom 18. Juni 1875, welches jenen 
Artikel 16 aufhebt, nicht wieder hergeftellt worben. 

Dagegen bat das Staatsgejeg vom 3. Juni 1876 für Sir 
chengejege der evangelijchen Landeskirche der acht alten Provinzen 
das Placet in neuer Geſtalt wieder eingeführt. 

III. Die Beantwortung der Frage, inwieweit Saßungen, 
welche die Religionsvereine feit Aufhebung des Placet aufrichten, 
bon den Staatsbehörden als gültig anzufehen feien, richtet ſich 
zunächſt darnach, ob der betreffende Gegenftand durch Staatsgeſetze 
oder Iandesherrliche Verordnungen geregelt ift over nicht. Außer 


) G.S. 128, 
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dem ift zu behaupten, daß Sakungen derjenigen Neligionsvereine, 
welche Korporationsrechte befiten, ver ftaatlichen Genehmigung 
überall dann unterliegen, wenn fie Aenverungen an derjenigen 
Berfafjung des Neligionsvereins bezweden, auf Grund deren ver 
Verein Korporationsrechte erhalten bat). 


IV. Im Geltungsgebiete des Preußifchen Allgemeinen Land⸗ 
rechts von 1794 find noch andere Schranken vorhanden. Daſſelbe 
beftimmt nämlih in Thl. 2, Tit. 11, 8. 45: „Reine Kirchen- 
geſellſchaft ift befugt, ihren Mitgliedern Glaubensgefege 
wider ihre Ueberzeugung aufzubringen.” 8. 46: „Wegen ber äuße- 
vn Form und feier des Gottespienftes kann jede Kirchengeſell⸗ 
haft dienliche Ordnungen einführen.“ 8. 47: „Dergleihen An- 
ordnungen müfjen jedoch dem Staat zur Prüfung, nad) dem $. 13 
beftimmten Grundſatze, vorgelegt werben.” 8.48: „Nach erfolgter 
Genehmigung haben fie mit anderen Polizeigefegen gleiche Kraft 
und Verbindlichkeit.” 8. 49: „Sie können aber auch ohne Ge- 
nebmigung des Staats nicht verändert, noch wieder aufge 
hoben werben.“ 


1. Bon diefen Beſtimmungen ift zunächft die in 8. 45 ent- 
baltene auch jet noch und zwar für alle Neligionsvereine, als 
in fortdauernder Gültigfeit ſtehend zu betrachten, weil fie lediglich 
en Ausflug der vom Staat gefrhügten Gewiſſensfreiheit iſt?). 
Sie hat auch Anwendung zu finden auf foldhe Neuerungen in der 
Gottesdienſtordnung, welche pas Glaubensgebiet berühren, 
> B. Wenderungen der Formulare für Taufe, Abenpmahl, da 
jolche nicht Tediglich unter ven folgenden 8. 46 fallen). 


2. In Bezug auf die äußere Form und Feier des Gottes- 
dienftes haben die Neligionsvereine freie Hand. Ein ftaatliches 
Ploget ift nicht mehr allgemein vorgejchrieben und auch ein allgemeines 
Biberfpruchsrecht der einzelnen Gemeinden durch Staatsgeſetz nicht 


ij Bgl. auch Iacobfon, Evang. Kirchenrecht 1, 90—100. 1864. 

2, Bol. oben S 33. 

® Daß der $. 45 auch nah Erlaß ber Berfafiungsurlunde Art. 15 für 
ale Religionsvereine in Geltung verblieben if, lehrte auch Jacobſon, Evang. 
Sirhenteht 2, 449, 450 (1866). 

Thadichum, Kirchenrecht 14 
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gewährt !). Bei ver Bearbeitung des Allgemeinen Landrechts Batte 
einer der Redaktoren, Klein, eine Beftimmung folgenden Inhalts 
vorgefchlagen: „Die Liturgie kann zwar durch Kirchengeſetze beftimmt 
werden. Wenn aber 2), ber Gemeinde gegen neue liturgifche Ein- 
richtungen proteftiren, können folhe der Gemeinde nicht aufge: 
brungen werben.“ Diefelbe blieb aber dann aus dem Geſetzbuch 
weg ?). Für bie evangelifchen Kirchen ift jegt aber faft überall 
die Kirchengewalt, auch in diefer Hinſicht, beſchränkt worden. 

Uebrigens muß es auch jet noch der freien Beurtbeilung 
des Staats anheimgeftellt bleiben, ob er folhen die äußere Form 
und Ordnung des Gottesdienſtes angehenven Kirchenfagungen ven 
ſtaatlichen Schuß gewähren und im bürgerlichen Leben Rüdficht 
ſchenken will oder nicht. 

V. Nach den eben aufgeftellten Regeln beantwortet fich auch die 
Frage, inwieweit das ältere Kanoniſche Necht für die katho— 
liſche Kirche Preußens, ober auch für die evangelifchen Kirchen 
oder andere NReligionsvereine heutzutage Geltung beanfpruchen 
könne; und zwar geht die Antwort dahin: Solche Saungen ber 
früheren Päpfte und Konzilien gelten nur in den Orten umd in 
dem Umfang, in welchem fie von der Staatsgewalt entweder aus⸗ 
drücklich anerkannt oder als ein von Älteren Zeiten bergebrachtes 
Gewohnheitsrecht geduldet worben .find?). 

Im Einzelnen ift bierüber Folgendes zu jagen: 

1. Die Frage, welche Konzilienichlüffe und päpftlihen Dekrete 
in Deutichland oder einzelnen Theilen Deutſchlands zur Geltung 
gelommen jeien, war jchon im 14. und 15. Jahrhundert ftreitig. 
Seit 1313 wagte fein Papit mehr eine offizielle Sammlung feiner 
Dekrete zu verkündigen, weil ihre Zurückweiſung von ber Mehr- 
zahl der Staaten unausbleiblich geweſen wäre; und die Beſchlüſſe 
des Bafeler Konzils, die verjchievenen Konlordate der deutſchen 


—— — — — — — 


1) Jacobſon, Evangel. Kirchenrecht 2, 449. VBgl. auch Beſcheid des Evangel. 
Oberkirchenraths v. 8. Febr. 1860 in den Altenſtücken a. d. B. des Ober⸗ 
tirchenraths 5, 28—82. 

2) Jacobſon 2, 447. 

650 auch F. Bluhme, Coder des Rheinifhen Evang. Kichenrechts. 
1870. ©. 16 u. 17. 
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Nation mit dem Bapft wollten gerabe die Grenzen ber Anwenb- 
barkeit der päpftlichen Dekrete genauer beftimmen. 

2. As im 16. und 17. Jahrhundert die Reformation in 
den einzelnen deutſchen Ländern durchgeführt wurde, ging bie 
Staatsgewalt faft nirgends fo weit vor, alle bis dahin rezipirten 
Beftimmungen des Corpus juris canonici für aufgehoben zu 
erfläten. Das kanoniſche Recht rvegelte ja nicht blos Tirchliche 
Dinge im heutigen Begriff, ſondern auch wichtige Fragen bes 
Privatrechts, des Prozefies, Strafrechts, und ven größten Theil 
bes Eherechts. Das römiſche Recht, welches gerade jeßt recht in 
Aufnahme kam, war durch das Kanoniſche in unzähligen Punkten 
modifiziert worden und konnte nur mit biefen Modifikationen an⸗ 
gewendet werben. Kur umfafjende Kodifilationen bätten darüber 
hinaushelfen Können, und dazu war der erlahmte beutiche Reichs⸗ 
tag jo wenig im Stande, wie die binfiechenden Reichsländer. Da 
man fomit genöthigt war, in allen Zweigen der Rechtspflege fort- 
während auf das kanoniſche Necht zurüdzugreifen, jo gewöhnte 
man fi allmählich daran, das Corpus juris canonici auch 
wieder als fubfiviäre Rechtsquelle für manche Verhältniffe der 
evangelifhen Kirche anzufehen; und zwar geſchah dies nicht 
blos Hinfichtlich des Patronatrechts, ver Kirchenbaulaft, des Zehnt- 
tehts, fondern auch bei andern Fragen, in welchen die evan⸗ 
geliſchen Staaten und Kirchen auf völlig verändertem Grunde 
ftanden. Namentlich die orthodoxen Lutheraner, voran die Sachſen, 
zeigten große Vorliebe dafür, während andere Iuriften entſchieden 
dagegen in die Schranten traten !). 

3. Die Beichlüffe des Zriventiner Konzils find in ben pro- 
teſtantiſchen Rändern Deutſchlands nirgends, in ben katholiſchen nicht 
überall verfündigt oder ihre Verfündigung zugelaffen worven, Tönnen 
alle mr da Anwendung finden, wo fie erweislich recipirt find ®). 





1) Ueber biefen Streit vgl. 3. H. Böhmer, jus eccles. Prostestantium 
1, 2, 8. 63—69. Georg Ludwig Böhmer (Profefior in Göttingen) brüdte 
fih in feinen Principia juris canoniei 8. 67 (1791) folgendermaßen aus: 
«Das tanonifche Recht iſt nur anwendbar, ſoweit es ber Augsburgiſchen 
Roufeffion, der Bedeutung ber evangelifchen Kirchenverfaffung und ber Ge⸗ 
wifienefreibeit nicht wiberftreitet.” Richter - Dove 1867. &. 235. Anm. 7. 
1574. 8. 80 und 84. ©. 215, 224. Eichhorn, Kirchenrecht 1, 370—374. 

9) Bluhme, 16 und 17. 

14* 


212 Preußen. Geltung bes kanoniſchen Rechte. 


4. Im Geltungsgebiete des allgemeinen Landrechts ift dem Ka⸗ 
noniſchen Recht nur eine ſehr beichränfte Anwendbarkeit verblieben, 
nämlich foweit das Landrecht feine fortbauernde Gültigkeit aus: 
brüdiih anerkennt, wie in Theil 2, 11, 8. 62, 66, 107, 980, 
1126, 1135 gefchieht, oder in Gegenftänden, welche das Landrecht 
überhaupt nicht regeln will, alfo in Glaubensfacdhen und minder 
wichtigen firchlichen Verfaſſungsſachen. Das Landrecht gebt jedoch 
unzweifelhaft von dem Grundſatz aus, daß, fo wie neue Verord⸗ 
nungen der Bifchdfe und des Papftes nicht ohne Erlaubniß des 
Staats eingeführt werden können (2, 11, 8. 46—49, 117 um 
118), fo auch ältere nur in fo weit zu Recht beiteben, als fie 
vom Staat ausdrücklich oder ftillfchweigend genehmigt find. Dieles 
Prinzip bringt Thl. 2, 11, 8. 62 zum Ausbrud, indem es dort 
beißt: „Die übrigen Erforverniffe zu einem geiftliden Amte 
bleiben, nach Verſchiedenheit der NReligiondparteien, ven vom 
Staat genehmigten Grundgefegen und Berfaffungen berfelben 
vorbehalten.“ In allen übrigen Beziehungen ift dem kanoniſchen 
Necht die Geltung vollftändig entzogen. Denn das Bublilations- 
patent vom 5. Bebruar 1794, Nr. 1 verorbnet: 

„Das gegenwärtige allgemeine Landrecht foll an bie Stelle 
ber in Unfern Landen bisher aufgenommen geweſenen Römiſchen, 
gemeinen Sachfen- und andrer fremden fubfidiariichen Rechte und 
Geſetze treten; alſo, daß von dem 1. Junius 1794 an auf dieje 
bisherigen ſubſidiariſchen Gelege und Rechte nicht mehr zurüd: 
gegangen, fjondern in vorkommenden fpäteren Fällen nur nad 
den Borfchriften des gegenwärtigen Landrechts erkannt werben fol.” 

Daraus, daß das Landrecht die Provinzialgefege und Sta⸗ 
tuten in Geltung beließ, läßt ſich nicht die Fortdauer des lano⸗ 
niſchen Rechts folgern, da es wahres Provinzialrecht nie war und 
vom Geſetzgeber jo wenig wie das römijche und Iongobarbifce 
Recht als folches angefehen wurde. Schon gleich im Jahr 1796 
ſprach fich die Geſetzkommiſſion dagegen aus, daß dem kanonifchen 
Necht eine gar zu weite Anwendung gegeben, vaffelbe gar als 
„Provinzial⸗Landrecht“ angejehen werde, da in dieſem alle „der 
ganze Endzweck der neuen Geſetzgebung vereitelt werden müßte ?).“ 


1) Stengel, Beiträge zur Kenntniß der Juſtizverfaſſung in den Preußi- 
fen Staaten 3, 236. Jacobſon, Geſchichte 2. S. 36. Note 62. Mit der 
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5. In Frankreich ift e8 von jeher Rechtsſatz und konſtante 
Uebung gewejen, daß nur biejenigen Kanones (Konzilienſchlüſſe 
und päpftlichen Defrete) in Anwendung gebracht werben durften, 
welhe das Tönigliche Placet erhalten Haben‘). Napoleon I., ob» 
wohl er eine Machtoollfommenbeit des Papftes anerlannte, vie 
größer war, als zur Zeit des Königthums, hielt doch an diefem 
Grundſatz entichieven feft. Die organifchen AUrtilel vom 8. April 
1802 erkennen im Art. 6 und 26 Har und deutlich nur folche 
Kanones als verbindlid an, welde in Frankreich ange» 
nommen find (les canons regus en France) und fordern für 
die Einführung neuer das ſtaatliche Blacet. Uebrigens wurde für 
alle Gegenftände, welche durch neue Geſetze oder Gefetbücher 
erihöpfend geregelt wurden, das Tanonijche Recht wie alle fremben 
Rechte und alles provinzielle und lokale Recht aufgehoben ?). ‘Dies 
geſchah auch bei Einführung der Franzöſiſchen Geſetze, namentlich 
des Code civil, in deutſchen Staaten des rechten Rheinufers >). 

6. Durch die faft völlige Aufhebung des Placetrehts im 
Jahr 1841 wurden die gefchilderten Grundjäge des Preußifchen 


Bier vertheidigten Anficht ſtimmen überein: Entſcheidungen des Obertribunals 
vom 10. Mai 1652 (Entſcheidungen 23, 201. Gtriethorft 5, 237), 18. Ian. 
1856 (Entfcheidungen 32, 145), 20. Oftober 1862 (Entiheibungen 48, 311). 
Jacobſon, Gefchichte ber Duellen des katholiſchen Kirchenrechts der Pro- 
vinzen Preußen und Pofen 1837, ©. 36 bis 42 und Derfelbe im Evange- 
liſchen Kirchenrecht 1, 28—25 (1864); Th. Meier, das preußifche gemeine 
provinzielle Kirchenrecht fiir das Geltungsgebiet des allgemeinen Landrechts. 
Berlin 1868, ©. 2. Im Ganzen auf demſelben Standpunkt ſteht auch Aem. 
2. Richter, Beiträge zum Preuß. Kirchenrecht, herausgeg. von Hinſchius, 1868, 
&. 10 und 11; derfelbe gefieht in&befondere, daß im Gebiet des Allgem. 
Ldandrechts dem lanoniſchen Recht feine Geltung für die evangelifch- 
firhliden Angelegenheiten „birelt entzogen“ worten fe. Dagegen La8- 
peyres, Geſchichte und heutige Berfaflung ber katholiſchen Kirche Preußens 
1, 494—502 unb 817—834. 1840. 

y Bol. Pithou's Zufſammenſtellung ber Freiheiten der Gallitanifchen 
Kirche von 159. Durſy 1, S. 3. Der Liber Sertus vom Jahr 1298 und 
die Klementinen vom Jahr 1913 find in Frankreich nie, die Beſchlüſſe bes 
Tridentiner Konzils nur theilmweife zur Anerkennung gelommen. 

2) Geſetz vom 30. Ventose XII. 

®) Bol. Badiſches Promulgationspatent vom 3. Febr. 1909, $. 17 und 
Dekret für das Großherzogthum Berg vom 12. Rov. 1809. Bgl. Bluhme, 
Coder des Rheinifch. evang. KR. 1870. ©. 29. 
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Landrechts und ber Iintsrheinifchen Gefebgebung bereits getrübt. 
Eine viel größere Ungewißheit aber riß ein, als die Verfaſſungs⸗ 
urtunde vom 31. Syanuar 1850, Art. 15 der katholiſchen Kirche 
das Recht beilegte, ihre Angelegenheiten felbitändig zu orbnen; 
denn nunmehr behaupteten bie Fatholifchen Bifchöfe, daß die aus- 
führlichen Ianvesgefeglichen Beftimmungen des Allgemeinen Land» 
rechts, der Franzöſiſchen Organiichen Artifel, des Fabrildekrets 
von 1809 u. f. w. ihre Gültigkeit verloren Hätten (vgl. oben 
©. 199) und daß nım an ihre Stelle einfach das Tanonifche Recht 
getreten jei. Beide Tragen hängen hiernach innig zufammen, Zu 
den Schriftftelleen, welche die Folgerung der Biſchöfe in jehr 
weitem Umfang gebilligt haben, gebört L. Aem. Richter in 
Dove's Zeitjchrift 1, 100 (1861) und im Kirchenrecht, 7. Auflage, 
bejorgt von Dove, $. 83, ©. 224 (1872). 


8. 51. 


6. Von dem Nuftrag der ſtaatlichen Gerichte und Verwaltungs 
behörden zur Entiheidung über die Rechtsgültigkeit kirchlicher Ver⸗ 
fügungen und Wahlen und zur Beſeitigung don Mikbräuden (Be- 


cursus ab abusu). 


I. In allen Fällen, in welden die DVerwaltungsbehörben 
von den kirchlichen Behörden um Vollſtreckung kirchlicher Ver⸗ 
fügungen erjucht werden, baben fie von Amtswegen zu prüfen, 
ob die Requifition der kirchlichen Behörde in den Gejeßen begründet 
ift. Lehnt die Verwaltungsbebörbe erfter Inftanz die Hülfsvoll⸗ 
ftredung ab, jo kann den kirchlichen Behörden entweder das Recht 
der Beichwerbe bei den höheren VBerwaltungsftellen oder der Klage 
bei den ordentlichen Gerichten oder bei VBerwaltungsgerichten ge- 
währt fein. 

Umgekehrt kann dieſes Recht auch den Kirchengemeinden ober 
deren Mitglievern oder Beiftlichen gegen bie von den Verwaltungs» 
bebörven eingeleitete Zwangsvollftredung zuſtehen. Außerdem it 
ein ſolches Berufungsrecht Seitens der Gemeinden, Gemeinbe- 
glieder und Geitlihen auch unter Umftänden gegen Verfügungen 
kirchlicher Behörden möglich, für welche eine adminiſtrative Zwangs⸗ 
vollſtreckung nicht nachgeſucht wurde. | 

Allgemeine Regeln laſſen ſich über alle dieſe Fragen nicht 
aufftellen, weil e8 an einer ſyſtematiſchen und erichöpfenden Staats⸗ 
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geießgebung bis jetzt fehlt, in vielen Beziehungen namentlich auch 
peovinzielle Geſetze in dieſer Hinficht maßgebend find. Namentlich 
it Dieß auch zu jagen bezüglich der Trage, ob mit gänzlicher Um- 
gehung der Verwaltungsbehörden unmittelbar bei den Gerichten 
oder Berwaltungegerichten geklagt werben könne oder nicht. 

OD. Bon den pofitiven Beitimmungen verdienen bier einige 
beiondere Erwähnung, welde entweder. die Einfchlagung eines 
neuen Princips anzeigen, oder wegen ihrer weitgreifenvden Allge⸗ 
meinheit eine größere Bedeutung beanipruchen. 

1. Zür die evangelifche und Tatholifche Kirche der ganzen 
Monarchie ift durch das Geſetz vom 12. Mai 1873 die Berufung 
an den königl. Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten gewährt 
md in Folge davon in 8. 38 des Geſetzes weiter beſtimmt wor- 
den: „Daß das Erforderniß ftaatlicher Beſtätigung Tirchlicher 
Disziplinarentjcheibungen und der Rekurs wegen Mißbrauchs 
ver kirchlichen Disziplinar- Strafgewalt an den 
Staat, ſoweit foldhe im bisherigen Nechte begründet find, außer 
Kraft treten.“ 

In Bezug auf die übrigen Religionsvereine ift durch dieſes 
Geſetz am früheren. Recht Nichts geändert. 

2. Tür den Geltungsbereih der Provinzialordnung vom 
29. Juni 1875, nämlich die Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Bommern, Sclefien und Sachſen, beftimmt das Geſetz vom 
26. Zuli 1876 1): „Auf Klagen Einzelner wegen Verlegung der 
ihnen als Mitglieder einer Synagogengemeinde zuſtehenden 
Rechte und der ihnen obliegenvden Verpflichtungen zu Abgaben und 
Leiſtungen %) entjcheivet das Bezirfsverwaltungsgericht. — Gegen 
die Entichetvung beffelben ift nur das Rechtsmittel der Nevifion 
nach Maßgabe des Titels 8 des Gejekes vom 3. Yuli 1875 
zuläſſig 

3. Das Allgemeine Landrecht von 1794 hat keine generellen 
Beſtimmungen über recursus ab abusu, ſondern ſpricht davon 


yj Betr. die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden und ber Verwal⸗ 
tungsgerichtSbehörven $. 164. (G. S. 339.) 

2) Geſetz vom 23. Juli 1847 Über die Berhältniſſe der Juden, 8.49 Nr. 3 
md 8.58 (G.S. 213). 
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nur in einzelnen Anwendungen, 3. B. in 2, 11, 8. 56 und 
8. 11751). Ein Königliches Reſkript an die Weſtpreußiſche Re 
gierung vom 13. Juli 1800 verfügt Dagegen allgemein: „In Fällen 
aber, wo Berbältnifie mit dem päpftlicden Stuhl, bierardhiiche 
Mißbräuche und überhaupt Dinge vorkommen, welche auf Tarıbes- 
herrliche Majeftätsrechte circa sacra Einfluß baben, referviren 
Wir das Reſſort unferes Staats - Miinifterit, an welches zur bes 
richten 2).“ 

4. Während der Franzöſiſchen Herrichaft find in der Rhein⸗ 
provinz, wie auch in Rheinheſſen, Nheinbaiern und Eljaß-Loth- 
ringen die Beltimmungen der Organiichen Artikel vom 8. April 
1802 (18 Germinal X) Xitel 1, 8. 6—8 zur Geltung gelom- 
men, welche als die gemeinfame Quelle vieler neueren deutſchen 
Landesgeſetze über recursus ab abusu gelten können, und folgen- 
dermaßen lauten): 

„Sn allen Fällen von Mißbrauch Seitens firchlicher Oberen 
oder anderer kirchlicher Perfonen findet Rekurs an den Staatsrath 
Statt. 

8) Die Fälle des Mißbrauchs find: Anmaßung einer Amts: 
gewalt oder Ueberjchreitung derjelben, Zuwiderhandlung gegen bie 
Geſetze und Verorbnungen der Republik, Verlegung der Regeln, 
welche durch die in Frankreich angenommenen Canones gutge- 
beißen find 4), Angriffe auf die Freiheiten, Rechte und Gewohn⸗ 
beiten der Gallifanifchen Kirche und jedes Unternehmen oder jebes 
Verfahren, welches bei der Ausübung des Kultus die Ehre ber 
Bürger gefährben, ihr Gewiſſen willtürlich beunruhigen, in Be⸗ 
brüdung oder in Beleidigung derfelben, ober in öffentliches Aerger- 
niß ausarten kann. — Desgleihen findet Rekurs an den Staats 
rath Statt, wenn die öffentliche Ausübung des Kultus und bie 
Freiheit, welche die Gelege und Verordnungen ihren Dienern ge 
währleiften, angetaftet werden 5)”. 


— 





N Hinſchius, die Preuß. Kirchengefee von 1873. ©. 64. 

2) Rabe, 6, 203. Hinſchins 64. 

2) Bol. darüber Friedberg, Gränzen zwifhen Staat und Kirche 2, 515 
bis 528. 1872. 

*) Ueber den Sinn diefer Worte vgl. oben ©. 213. Enger ſcheint fie 
Friedberg S. 523 im Anſchluß an Dalloz anbzulegen. 

5) Friedberg ©. 528. 
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Auch gegen proteftantifche Geiſtliche kann die Klage wegen 
Mißbrauch erhoben werben). 

b) „Der Relurs jteht jeder betheiligten Perfon zu. In Er- 
mangelung einer Privat-Befchwerde ift er burch ven Präfelten 
von Amtöwegen auszuüben. — Der öffentliche Beamte, der Geiſt⸗ 
lihe oder die Berfon, welche dieſen Rekurs ausüben will, vichtet 
eine umftändliche und unterzeichnete Denkſchrift an dasjenige 
Staatsrathsmitglied, welches mit allen die Kulte betreffenden Ge⸗ 
Khäften beauftragt ift (feit 1804 der Kultusminiſter); daſſelbe ift 
gehalten, in kürzeſter Friſt alle geeigneten Erkundigungen einzu⸗ 
jieben, unb auf Grund feines Berichtes ift die Angelegenheit im 
Adminiſtrativweg weiter zu verfolgen und endgültig zu_erledigen, 
ever je nach Beſchaffenheit des Falles an die zuftändigen Be⸗ 
hörden zu überweiſen.“ Dieß können die Straf- oder Eivilgerichte, 
oder auch die höheren geiftlichen Inftanzen fein. In letzterer Be⸗ 
jiebung forbert die Praxis, daß ein Priefter, ehe er gegen ein 
biichöfliches Disziplinar- Erkenntniß an den Staatsrath appellixt, 
zuvor die höhere Firchliche Stelle angegangen haben muß ?). 

Daß das Verfahren das adminiftrative fein foll, hat die Be⸗ 
deutung, daß in geheimer Situng, ohne mlünbliches Gehör der 
Barteien oder ihrer Anwälte verhandelt und entfchieven wird ?). 

c) Die enticheivende Behörde ift der Staatsrath. Bis zum 
3. April 1802 war der appel comme d’abus an die Bezirks⸗ 
gerichte gegangen, welche nach bem Dekret vom November 1790 
a die Stelle der Barlamente getreten waren. Am 25. März 
1813 übertrug Napoleon die Entfcheivung wieder den Gerichten, 
was aber nie praktifch wurbet). — Der Staatsrath Tann feine 
Strafen verhängen, fondern nur entweder die Sache an die ordent⸗ 
lien Gerichte u. f. w. verweilen oder erkennen, baß ein Mißbrauch 
vorliege und abzuftellen fei, was meiſt ein lediglich theoretilcher 
Ausſpruch bleibt 2). 

d) Die eben befprochenen Franzöfifchen Beftimmungen find 


3) Organ. Artitel für den protefl. Kultus v. 8. April 1802. At. 6. 
Friedberg 527. | 

2) Friedberg 521. 

3) Friedberg 525 

*) Friedberg 519 

) Sriebberg 525. 
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feitvem durch Preußiſche Geſetze niemals ganz aufgehoben, ſondern 
nur in einzelnen Beziehungen erläutert ober, wie burch das Geſetz 
v. 12. Mai 1873 eingejchränkt worden. — Die Anfiht Bluhme’s ı), 
dag auch auf dem linken Rheinufer die ftantsrechtlichen Vor⸗ 
Schriften des Allgemeinen Landrechts von 1794 zur Geltung ge- 
fommen feien und in Folge davon bie Beitimmungen der Organi⸗ 
ſchen Artilel über ben appel comme d’abus ihre Geltung ver 
Ioren bätten, kann al8 begründet nicht anerkannt- werben !). 

5. In der Provinz Hannover jtehen noch bie Beſtim⸗ 
mungen bes Landesverfaffungsgefeges vom 6. Auguft 1840, 8. 71 
und des Geſetzes vom 5. September 1848, 8. 25 in Geltung, 
welche folgendermaßen lauten: Beſchwerden über Mißbrauch ver 
Kirchengewalt können zur Entjcheivung auch bis an den König ge 
bracht werden. Sind dieſe Beſchwerden von der Beichaffenbeit, 
baß fie verfaſſungsmäßig an die Kirchen-Oberen gelangen fönnen, 
fo find fie zunächſt an diefe und erft alsdann, wenn bier feine 
Abhäülfe erfolgt, an die weltliche Negierungsbebörbe und zulegt an 
ben König zu bringen.” — Für Kurheſſen iſt die Kurheſſiſche 
Verfafjungsurfunde vom 5. Januar 1831, 8. 135e. maßgebend, 
folgenden Wortlauts: „In allen Fällen, wo ein Mißbrauch ber 
geiftlichen Gewalt Statt findet, bleibt die Beſchwerde ober ber 
Nelurs ebenwohl an die Landesbehörden offen, jevoch, was das 
geiftliche Berjonal in feinem Berufe angehet, erſt alsdann, wenn 
ein bei der zuftändigen oberen Kirchenbehörde geſchehener Verſuch 
zur gebührenden Abhülfe al& erfolglos dargethan over in jo fern 
etwa Gefahr bei dem Verzuge fein würbe.” ‚Außerdem gilt in 
Kurheſſen wie in Naffau und Frankfurt die Beftimmung der Ber- 
ordnung vom 30. Januar 1830, 8. 36: „Den Geiftlichen, ſowie 
den Weltlichen bleibt, wo immer ein Mißbrauch gegen fie ftatt- 
findet, der Rekurs an die Landesbehörden.“ 


1) Eoder bed Rhein. Ev. Kirchenrecht. 1870. S. 43, Aum. 1. Bel 
auch ſchon oben ©. 196. 
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8. 52. 


ĩ. Bon der Zwangshollitredung Tirchlicher Verfügungen durch Die 
Berwaltungsbehörden ?). 


Die ftantlihen Verwaltungsbehörden können von den Bor» 
jtänden ober Oberen der mit Korporationsrechten begabten Religions⸗ 
vereine, jedenfalls von den Oberen der alten Kirchen um Zwangs⸗ 
voliftredung angegangen werben, wenn es fich banbelt: 

1. um Beitreibung kirchlicher Umlagen (Kirchenfteuern) ; 

2. um Beitreibung von Gelbftrafen, die im TDisziplinarweg 
gegen Geiftliche oder andere kirchliche Beamte erkannt 
worden find; 

3. um Entfernung von Geiftlichen ober niederen Sirchen- 
bedienfteten aus ihrer Amtswohnung, wenn fie biejelbe 
nach Berluft ihres Amts nicht freiwillig räumen; 

4. um Cinfegung von Geiftlichen oder anderen Kirchen⸗ 
Debienfteten in bie ihnen gebührende Amtswohnung, wenn 
Gemeinde⸗Behörden over Dritte die Schlüffel berauszu- 
geben verweigern; . 

d. um Eröffnung von Kirchentbüren ober Augängen zu 
Slodentbürmen , falls Unberechtigte die Schlüffel vorent- 
halten; 

6. um Entfernung Unberecdtigter aus den Sigungsräumen 
firchlicher Behörden oder Vertretungen ; 

T. um Beſchlagnahme Tirchlicher Altenſtücke bei Unberechtigten. 

Die näheren Vorausfegungen für ein folches Eintreten der 
ſiaatlichen Zwangsgewalt find in den betreffenden einzelnen Ab⸗ 
jhnitten zu erörtern. 


!) Nee Beftimmungen bierliber enthält das Oeſterreichiſche Geſetz vom 
i. Mai 1874. 8. 23 u. 27. 





220 Breußen. Evangeliſche Landeskirche 


ll. Die beſonderen ſtaats- und kirchengeſezlichen 
Grundlagen für die Verfaſſung der einzelnen Re— 
ligionspereine. 


A. Evanugeliſche Kirche. 


8. 58, 


1. Evangeliſche Landeslirche der adt alten Provinzen. (Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlefien, Sachen, Rheinland und Weſt 
falen.) 


I Im Folgenden tft zunächt ein Verzeichniß der wichtigeren 
Staatsgeſetze und Kirchengefeße zu geben, welche zufamımen mit 
den fhon oben S. 193—199 aufgezählten allgemeinen Staats 


gefegen die Verhältniffe der evangelifchen Landeskirche regeln. 
1. Gefege, welde für die ganze Landeskirche ver acht Pro- 
vinzen gelten: 

Königl. Verorbnung v. 80. April 1815 megen verbeflerter Einrichtung 
ber Brovinzialbehörden (G.⸗S. 85—98). 

Inſtruktion für die Oberpräfidenten v. 23. Oft. 1817 (G.S. 230—236). 

Dienſt⸗Inſtruktion für bie Brovinzial-Konfifiorien v. 23. Oktober 1817 
(8.5. 237—245). 

Inſtrultion für die Oberpräfidenten vom 31. De. 1825 (G.⸗S. Jahr⸗ 
gang 1826, ©. 1—5). 

Königl. Kabinetsordre v. 31. Dez. 1825 betr. eine Abänbernng in ber 
bieherigen Organifation der Provinzials®erwaltungsbehörben. (G.S. Jahr⸗ 
gang 1826, ©. 5-12). 

Königl. KabinetSorbre v. 7. Febr. 1828, betr. die Anftellung von Ge 
neral-Superintenbenten für alle Gebietötbeile ber Monardie (in der &.-E. 
nicht vertünbigt; abgebrudt bei Hermens, Sanbbud 2. 786). 

Snftruttion für die General: Superintendenten v. 7/14. Mai 1829 (in 
der G.⸗S. nicht verkünbigt; bei Hermens, Handbuch 2, 787 - 795). 

Inſtruktion für bie General-Superintendenten in Rheinland und We- 
falen v. 31. Mai 1836 (bei Hermen® 3, 590—593). 

Königl. Verordnung v. 27. Juni 1845, betr. die Reflortverhältnifie der 
Brovinzialbehörden für das evangelifhe Kirchenweſen (G.⸗S. 140—443). 

Königl. Erlaß v. 26. Januar 1849, betr. die Hinftige Verwaltung der 
evangel. Kirchenangelegenheiten (®.-8. 125). 

Königl. Erlaß v. 29. Juni 1856, betr. die Grundzüge einer Gemeinde ⸗ 
orbnung für bie evang. Kirchengemeinden ber öſtlichen Provinzen und bie 
Einfeung bes evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths nebſt Reffort-Reg- 
lement für die evangelifhe Kirchen-Berwaltung (G.S. 343—346). 
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Königl. Kabinetsorbre v. 6. März 1852, betr. die amtliche Verpflichtung 
ber Kichhenbehörben in Bezug auf Union und Konfeflion. (Altenftüde aus 
der Verwaltung des Evangel. Oberlirchenrath® 1. Heft 5, S. 1-3. Vogt 
2, 302). 

Juſtruktion des Oberlirchenraths an die Konfiftorien v. 12. Mai 1852, 
die Union betr. (Altenflüde 1, Heft 5, S. 3-6. Vogt 2, 303—304). | 

Königl. Kabinetsordre v. 12. Juli 1853 zur Erläuterung der Kabinetd- 
ordre v. 6. März 1852 (Altenſtücke 1, Heft 6, ©. 5. Vogt 2, 305). 

Königl. Erlaß v. 10. Sept. 1873 betr. — — bie Berufung einer außer- 
erbentlichen Generalſynode für die acht alten Brovinzen (G.⸗S. 417. 445. 446). 

Königl. Erlaß v. 20. Januar 1876, betr. die Einführung einer General⸗ 
Imodal Ordnung für die evangeliſche Landeskirche ber acht älteren Provinzen 
der Monarchie. (G.⸗S. 7—22). — Dur 8. 7, Nr. 6 dieſes Erlaſſes wer- 
den mehrere Vorfchriften bes Staatsgeſetzes vom 21. Juli 1852, betr. die 
Dienfivergeben ber nicht richterlihen Beamten, und zwar bie 88. 22. 23, 
Rr. 1, 24, 27, 28, 31—45, 48-54 (G.-©. 465—476) als modifizirt an⸗ 
wendbar erflärt auf das förmliche Disziplinarverfahren, fowie auf bie vor⸗ 
länge Dienftenthebung gegen Superintendenten, Geiſtliche und niedere 
Kirhendiener, bis zur anderweiten kirchengefetzlichen Regelung der Disziplinar- 
gavalt. 

Staatsgeſetz v. 3. Juni 1876, betr. bie evangelifche Kirchenverfaffung 
in ben acht Älteren Provinzen ber Monardie (G.⸗S. 125— 148). 

Staatägefeg v. 3. Juni 1876, betr. die Aufhebung der Parochial⸗Exem⸗ 
tionen (G.⸗S. 154). 

Königl. Verordnung v. 9. Eept. 1876 über die Ausübung ber Nechte 
des Staats gegenüber der evangelifchen Landeskirche der acht älteren Pro- 
vinzen der Monardie (G.“S. 395—396). 

2. Für die ſechs öftlichen alten Provinzen insbeſondere gelten: 

Königl. Erlaß v. 10. Eept. 1878, betr. die Einführung einer ewangel. 
Kirdengemeinde: und Synobal-Orbnung für die Provinzen Preußen, 
Brandenburg. Bommern, Poſen, Schleften und Sachſen, — fowie die Be- 
fung einer außerorbenti. Generalſynode für bie act älteren Provinzen 
(G⸗S. 417—448). 

Inſtruktion des evangel. Ober⸗Kircheuraths v. 31. Oft. 1873 zur Aus⸗ 
führung der Kirchengemeinde und Synobal-Orbnung v. 10. Sept. 1873. 
(Atenflüde 7, 201—221). 

Staatsgeſetz v. 25. Mai 1874, betr. die evangel. Kirchengemeinde» und 
Synodal⸗Ordnung dv. 10. Sept. 1873 (G.⸗S. 147). 

König. Erlaß v. 1. Juni 1874, betr. die Bildung der Wahlkreiſe für 
De Provinzialfynode in den Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
Shlefien und Sadfen (G.⸗S. 213 —217). 

1. Nachtrags - Inftruttion des Eoangel. Ober⸗Kirchenraths v. 20. Juni 
1874, die Verwaltung des örtlichen Kirchenvermögene betr. (Aktenftüde 7, 
223-228). 

Königl. Erlag v. 2. Dezember 1874, betr. das in $. 32 der Kirchen⸗ 
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gemeinde⸗ und Synodalorduung v. 10. Sept. 1873 vorgeſehene Pfarrwahl⸗ 
recht (G.S. 355—358). 

II. Nachtrags-Juſtrultion des evangel. Oberkirchenraths v. 23. De. 
1874, die Bildung der Provinzial⸗Synoden betr. (Altenſtücke 7, 228—233). 

Gefchäftsorbnung für die Provinzialfynoden, unterm 23. Dez. 1874 vom 
evangel. Oberlirchenrath erlaſſen. (Altenftüde 7, 233—243). 

Königl. Erlaß v. 30. Der. 1874, betr. die Ginfügung ber Kreisſynoden 
Stolberg-Wernigerobe, Stolberg und Roßla in den Spnobalverband ber 
Provinz Sachſen. (G⸗S. Jahrgang 1875, ©. 2). 

Königl. Erlaß v. 20. Ianuar 1876, betr. die Einführung einer General. 
Spnobalorbnuung 8. 42—47. Durch biefe werben die Beitimmungen ber 
Kirchengemeinde» unb Synobal: Orbnung v. 10. Sept. 1873 über bie Zu: 
ſammenſetzung ber Kreis- u. Provinzialfynoben abgeändert (G.S. 19—22). 


3. Tür die beiden Provinzen Rheinland und Weftfalen ins 
befondere gelten: 


Königl. KabinetSorbre v. 5. Mär) 1835, betr. die Kirchenordnung für 
die evangel. Gemeinden ber Provinz Weftfalen und ber Rheinprovinz. (Die 
Kabinetsordre ift wie alle folgenden bie beiden ‘Provinzialficchen betreffenden 
Königlichen und minifteriellen Verfügungen nicht in der Geſetzſammlung pub- 
lizirt worden, fondern nah Königl. Anorbnung in den Amteblättern ber 
Regierungen zu Koblenz, Aachen, Düffelborf, Köln und Trier). 

Königl. KabinetSorbre v. 25. Sept. 1836, betr. die Mitwirkung der Ge 
meinden bei Belegung der Pfarrftellen. (Zuſatz zu 8. 4 der Kirchenorbnung. 
Bluhme, Cover 179). 

Königl. Kabinetsorbre v. 22. Auguft 1847, betr. Abänderung ber 88. 
10, 24, 25, 28, 32, 33 der Kirchenordnung. (Minifterlalbl. f. d. i. V. 284. 
Bluhme, Coder 179). 

Königl. Kabinetsordre v. 13. Juni 1853, wodurch der Kultusminiſter 
ermächtigt wird, die von den Provinzialſynoden in Weſtfalen und der Rhein⸗ 
provinz angenommene Reviſion ber Kirchenordnung zu beſtätigen, mit Aus⸗ 
nahme der das Belenntniß betreffenden 88. 1-3 und mit Ausnahme ber 
das landesherrliche Kirchenregiment und die Übrigen Ianbesherrlichen Rechte 
betreffenden Beftimmungen (Bluhme, Coder 224—226). 

Verfügung des Kultusminiftere v. 25. Auguft 1853, wodurch berfelbe 
unter Zuftimmung des evangelifhen Ober⸗Kirchenraths die Beſchlüſſe ber 
Provinzial-Synoben in ber von ber Königl. Kabinetsorbre bezeichneten Aus⸗ 
dehnung als „Zufäte” zur Kirchenordnung beflätigt. (Die Kirchenorbuung 
von 1835 mit bdiefen Zufäten pflege „repibirte Kirchenordnung“ 
genannt zu werben). Miniſt⸗Bl. f. d. L B. 229. Bluhme, Kober 226 
big 2386). 

Königl. Kabinetsorbre v. 25. Nov. 1835, betr. den Belenntnipftand ber 
evangel. Kirche in Rheinland und Weftfalen. (Blubme, oder 243—245). 

Regulativ des Konfiftoriums zu Koblenz v. 21. Rov. 1864 über das 
Berfahren bei Repräfentantenwabhlen. (Blubine, Coder 248—252). 
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König. Erlaß v. 8. Der. 1866, betr. Zufähe zu 8. 11 u. 24 ber 8.-D., 
das Einſpruchsverfahren bei Presbyter- und Repräfentantenwahlen betr. 
(Alten. d. Ober⸗Kirchenraths 6, 22; Bluhme 257; Dove's Zeitfehr. 7, 467). 

Königl Erlaß v. 22. Juli 1867, betr. Abänderung be 8. 59 ber 
8.D. Die Pfarrwahlen betr. (Bluhme 258. Dove's Zeitfchr. 8, 372. 373). 

Königl. Erlaß v. 4. Dez. 1868, betr. einen Zufa zu 8. 16 der R.-D. 
(die Befuguifie der Kirchmeifter betr.) Bluhme 259. 


4. QDuellenfammlungen und Literatur. 

a) Für das evangel. Kirchenrecht aller acht alten Pro⸗ 
binzen. 

Altenftüde aus der Verwaltung des enangelifchen Oberkirchenraths, bis 
jest 7 Bände. 1851—1875. Die 6 Hefte des 1. Bandes haben eigene Nume- 
trung der Seiten. — Der Sammlung ging voraus ein Meiner Band: 
Aktenftüde aus der Verwaltung ber Abtheilung bes Minifteriums d. geiftl. 
Angel. f. d. innern evangel. Kirchenſachen. 1850. 

Kichliches Geſetz⸗ und Verordnungsblatt, feit 1877 unter Berantwort- 
fiäfeit de® evangel. Oberkirchenraths erfcheinenb. 

Jacobfon, 9. F. (ehem. Prof. in Königsberg), das evangel. Kirchen- 
recht des Preußiſchen Staats und feiner Provinzen. 2 Abtbeilungen mit 
fortlaufenden Seitenzablen. 1864 und 1866. (Bollflänbigftes und bis jetzt 
nnübertroffene® Hauptwerk). 

Richter, Aem. L., Beiträge zum Preußiſchen Kirchenrecht. Aus bem 
Nachlaß Herandgeg. von P. Hinſchius. Leipzig 1865. 81 S. (Unvollenbete 
Brucdhftüde). 

b) Für die fech8 öſtlichen Provinzen. 

Bode, der Preußifche legale evangelifche Pfarrer. 5. Aufl. v. U. Alt- 
mann. Braunſchweig 1875. 

Kletke, ©. M., das evangeliſche Kirchen-, Pfarr- und Schulrecht bes 
vreußiſchen Staats. 3 Bde. 1868. 

Außer diefen beiden Sammelwerlen kommen in Betracht die auch das 
lathol. Kirchenrecht mitbegreifenden Sammlungen von Bogt, 8. v. Rönne, 
Th. Meier u. Alımann. (Bgl oben ©. 197). 


c) Für die Provinzen Rheinland und Weftfalen: 


Hermens, Handbuch. 4 Bde. (Bgl. oben ©. 197). 

Bluhme, $., Toder des rheiniſchen evangeliſchen Kircheurechts. 1870. 
(Enthält Auszlige aus den Geſetzen von 1790 an; auf S. 268—366 Scholien 
und Erkurſe zur Kicchenorbnung v. 1853; ©. 272 eine Ueberſicht der Aus⸗ 
gaben und Kommentare derſelben; S. 44 Duellen- und Titeraturangaben; 
außerdem hiſtoriſche und ſtaatsrechtliche Ausführungen). 

Bluhme, F., die Kirhenorbnung. 3. Aufl. 1867. (Vgl. über biefe 
Ausgabe: Eoder 271). 

Müller, Th., Kirchenordnung f. d. evangel. Gemeinden in Weftfalen 
2 d. Rheinprovinz mit den für Weftfalen erlaffenen Ergänzungen u. ſ. w. 
1573. 
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Bramesfeld, Kirchenordnung. 1865. Hagens, Kirden-Orbuung. 
1856. 

Sacobjon, H. F. Geihichte ber Quellen des evangel. Kirchenrechts 
der Provinzen Rheinland und Weftfalen, mit einer „Urtunden-Sammlung“ 
als Anhang. 2 Bde. Königsberg 1844. (Gin vorzugsweiſe hiſtoriſches 
Berl). 

OD. Alte evangelifchen Gemeinden der acht alten Provinzen 
der Monardie bilden, fomweit nicht einzelne Gemeinden, wie 
namentlich diejenigen der Altlutheraner, ausprüdlich davon aus- 
genommen find, eine Kirche mit gemeinjamer Vertretung und ge- 
meinfamer oberjter Kirchenleitung, innerhalb welcher die einzelnen 
Provinzial», Kreis: und Ortsverbände ein beftimmtes Maß von 
Selbftändigteit behaupten. Zur Landeskirche gehören auch die ver 
Union nicht beigetretenen evangelifchen Gemeinden, felbft wenn fie 
unter fi zu einem größeren Verbande vereinigt find, wie z. 2. 
die franzöfiich -reformirte Kirche Preußens). Die ſtaats⸗ und 
kirchengeſetzliche Bezeichnung der Kirche ift „evangeliſche“ Kirche. 
Auch die einzelnen Gemeinden, jowie Die Geiftlichen find als 
„evangeliſch“ zus bezeichnen, und bie Unterjcheidungsnamen „luthe⸗ 
riſch“ oder „reformirt”, fowie auch die frühere allgemeine Be⸗ 
zeichnung „proteftantiih” zu vermeiven?). Die Berfaflungs- 
urkunde vom 31. Sanuar 1850 in ihrem (1875 aufgehobenen) 
Art. 15 erkannte im damaligen Preußifchen Staat nur eine 
„evangeliſche“ Kirche als zu Recht beftehend an, nicht eine „Iuthe- 
riſche“ und eine „reformirte”. 

Die Kirche zählte im Jahre 1874 5365 Kirchſpiele (Kirchen- 
gemeinden) und 87 in ber Bildung begriffene Parochialbezirke, 
9412 Kirchengebäude und Kapellen, 6204 fundirte Pfarritellen, 
Diafonate u. f. w., 242 fonjtige nicht funbirte Amtöftellen, 
86 fundirte Anftaltspfarrftellen, 49 Militär-Pfarrftellen. 

Die Zahl der Ephoralbezirke einſchließlich des Meilttär- 
Sprengel betrug 413, die Zahl der Kreisipnobal-Bezirte 389, 


ı) Reflript des Kultusminifierd vom 27. Mai 1868. Kentralblatt des 
Kultusminiſt. ©. 354. Bluhme, Cober 275. 

2) Königl. KabinetSordre v. 3. April 1821. v. Kamptz, Annalen ber 
Preuß. inneren Staatöverwaltung 5, 341. Kirkularreffript des Minifters 
der geifil. Angel. v. 5. Mai 1830. v. Kamptz, Annalen 14, 324. 

3, Altenſtücke des evangel. Oberkirchenraths 7, 154. 155. 
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IH. Die Landesfirche und ihre einzelnen Verbände find durch 
Stantögefege zur Zeit des abjoluten Königthums ind Leben ge- 
rufen worden und haben ihre Einrichtungen bis zum Jahre 1874 
faſt ausnahmslos durch Königliche Verordnungen oder Verfügungen 
erhalten, ohne Einholung der Zuftimmung ver Gemeinden oder 
größerer Bertretungen der Tirchlichen Verbände, und ebenjo ohne 
Mitwirkung des Landtags. 

Auch die Kircbenordnung für Rheinland und Weitfalen vom 
5. März 1835 war ein vom König aus feiner Machtvollkommenheit 
erlaſſenes Staatsgeſetz. Die Verfündigungsformel lautet: „Wir 
Friedrich Wilhelm thun Fund — daß, da fich das Bedürfniß ber- 
ausgeftellt Hat, die evangeliihen Gemeinden der Provinz Welt: 
falen und der Rheinprovinz durch eine gemeinjchaftliche Kirchen- 
Tronung untereinander zu verbinden, Wir mit Berüdiic- 
tigung der verichiedenen, bort bisher geltenden KirchenOrdnungen 
und der eingeholten Gutachten und Anträge der dortigen Synoven, 
bie nachfolgende Kirchen-Ordnung für alle Gemeinden beider 
evangeliichen Konfeſſionen in den dortigen Provinzen haben abfajfen 
laſſen. Wir ertheilen derſelben mit Aufhebung aller entgegen- 
gejegten früheren Beftimmungen bierdvurh Geſetzeskraft, 
und befehlen, daß diefelbe durch die Amteblätter der Regie— 
zungen in ben beiden Provinzen befannt gemacht werde.” Ein 
Etaatögejeg mußte die Kabinets-Ordre auch darum fein, weil 
die ältere Verfafſung ver evangelifchen Gemeinden großentheils 
auf Staatsgefetzen beruhte, die nicht ohne einen Geſetzgebungsakt 
geändert werden Zonnten. Wem das echt zuftehe, die Kirchen- 
erdnung zu ändern, war nirgends ausgefprochen. Der König ale 
unumfchränkter Gefetsgeber Iegte fich auch nach dem 5. März 1835 
die vollfte Freiheit der Aenderung bei. Nachdem feit 1848 ber 
König das Geſetzgebungsrecht mit dem Landtag theilte, übte er 
doch tbatfächlich allein das Gejegebungsrecht über die Nheinifch- 
Weſtfäliſche Kirche ohne Mitwirkung des Landtags, jedoch in Ge- 
mäßbeit von Anträgen der Provinzial-Synode. 

Seit 1874 ift dies anders geworden. Das mit Zuftimmung 
beider Häujer des Landtags erlaffene Staatsgejeh vom 25. Mai 
1874 regelte zunächit die Organijation der Kirchengemeinden in 
den ſechs öftlichen Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 

Thudichum, Kirchenrecht. 15 
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Poſen, Schleſien und Sachſen). Nachdem dann eine General- 
Synode, weldhe als Vertretung aller acht Provinzial⸗Kirchenver⸗ 
bände gelten fonnte, die fünftige Verfaſſung der ganzen Kirche 
begutachtet und der König Diejelbe unterm 20. Januar 1876 ala 
„kirchliches Geſetz“ verfündigt hatte, gab das Staatögefeg vom 
3. Juni 1876?) Vorichriften über die Zuſammenſetzung ber Kreis- 
und Provinzial» Cynoden und Vorftände der jechs öftlichen Pro- 
vinzen, ferner über die Generaliynode und Synodalvorſtände aller 
acht Provinzen, endlich überhaupt eine Reihe allgemeiner Beitim- 
mungen über die Verfaſſung der Kirche und das Map ihrer 
Selbftbeftimmung. 

Die beiden genannten Staatsgejege unterjcheiden fich von der 
gewöhnlichen Abfafjungsform der Staatsgeſetze dadurch, daß ſich 
ihre Beſtimmungen an früher ergangene Königliche Verordnungen, 
nämlich die Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. Sep⸗ 
tember 1873 und die General⸗Synodalordnung vom 20. Januar 
1876 anlehnen, in der Weiſe, daß ein Theil dieſer Verordnungen, 
und zwar genau bezeichnete Paragraphen zu ſtaatsgeſetzlichen Be: 
ftimmungen erhoben oder durch neue ftaatögejetliche Beitimmungen 
ergänzt werden ?). 

Insbeſondere bejagt der Artikel 1 des Gejetes vom 3. Juni 
1876: „Die in der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 
10. September 1873 und in ber anliegenden General-Synodal- 
ordnung vom 20. Sanuar 1876 beitimmten und nach diejen 
Borihriften zufammengejekten Shnovalorgane üben bie 
nachſtehenden echte nach Maßgabe diejes Geſetzes.“ ‘Die Worte: 
„und nach dieſen Vorjchriften zujammengefegten“ wurben auf 
Antrag der Kommiſſion des Abgeorbnetenhaujes eingeichaltet, um 
far zu ftellen, daß dieſe ſtaatsgeſetzlichen Rechte nur den Synodal⸗ 
organen zulommen, welche die in den genannten Synodalordnungen 
porgejchriebene Zuſammenſetzung haben und daß jie denfelben auch 
unbedingt verbleiben, wenn etwa durch Kirchengefe neue anders: 


1) G.-5. 147-182. 

2) G.S. 125. 

°) Man folgte Hierin einem ſchon früher in Hannover und Sachſen ge- 
gebenen Beifpiele, welches infofern nicht fehr empfehlenswerth erfcheint, weil 
ed ſchwieriger erkennen läßt, welche Theile derfKirchenverfaffung auf Staats- 
geſetz beruhen. 
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geitaltete Shynodalorgane daneben ins Leben gerufen werben jollten. 
Die ſtaatsgeſetzlichen Rechte der Gemeinden, Synoden und Syno⸗ 
balvorjtände, welche die genannten Gefett regeln, betreffen übrigens 
nur Bermögensrechte. Im Uebrigen beftimmt der Art. 29 
des Staatsgeſetzes vom 3. Juni 1876: „Alle diejem Gefeß, der 
Kirchengemeinde» und Synodal⸗Ordnung v. 10. Sept. 1873, Ab⸗ 
ſchnitt 2—5 und der anliegenden Generalſynodal-Ordnung vom 
20. Januar 1876 entgegenftehbenden Beitimmungen, mögen die- 
jelben in ven allgemeinen Landesgeſetzen, in Provinzial- ober 
Yolalgejegen und Lokalordnungen enthalten, oder durch Objervanz 
oder Gewohnheit begründet fein, treten außer Kraft.” — Im 
beichränfterem Umfang erflärt auch fchon der Artikel 9 des Ge— 
ieges vom 25. Mai 1874 das ältere Recht für aufgehoben. 

Nah dem eben Ausgeführten iſt 

1. Für die ganze unirte Landeskirche ver aht Provinzen in 
eriter Linie das Staatdgejeg vom 3. Juni 1876 und die General- 
Synodalordnung vom 20. Januar 1876 maßgebend. 

2. Für die jech8 öftlichen Provinzen iſt in zweiter Linie maß- 
gebend das Staatsgefeg vom 25. Mai 1874 und die Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung vom 10. September 1873. Beide 
gelten in allen Beziehungen auch für die deutjch-reformirten Ge— 
meinden, deren Verfaſſung fich bis dahin nach der Presbhterial- 
Ordnung von 1713 richtete !). | 

Dagegen finden die 88. 1—-47 der Kirchengemeinde» und 
Synodalordnung vom 10. September 1873, welche die Verfaffung 
der Ortsgemeinden regeln, feine Anwendung ?): 

a) Auf Diejenigen Franzöſiſch-reformirten Gemeinden, in 
welchen eine nach Vorfchrift der Discipline des églises reformees 
de France gebilvetes consistoire oder Presbhterium eingerichtet 
it, b) auf diejenigen Immediat-Gemeinden, welche eine Allerhöchſt 
ſanktionirte Verfaffung und eine für die Interna und Externe 
der Gemeinde gebildete Kirchenkollegium befigen 3); hierzu gehören 
die Gemeinden der Domkirche in Berlin, der Hof- und Garnifon- 
fiche in Potsdam und der Friedenskirche in Sansſouci; c) auf 


1) Inſtruktion d. evangel. Oberkirchenraths v. 31. Oft. 1873, I. Nr. 1. 

2) 8:6. u. ©.-O. v. 10. Sept. 1873, $. 48. 

3, Inſtruktion d. evangel. Oberkirchenraths v. 81. Oft. 1873. I. Nr. 1. 
15* 
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die (reformirten) Unitäts⸗Gemeinden der Provinz Poſen; d) auf 
die Militär- und Anftalt8-Gemeinvden!). Hinfichtlich aller bieler 
Gemeinden bewendet e8 bis auf Weiteres bei der beftehenden Ber: 
faſſung. 

3. Tür die beiden Provinzialkirchen von Rheinland und von 
Weitfalen kommen in zweiter Linie die Kirchenorbnung v. 5. Mär, 
1835 und ihre fpäteren Abänderungen zur Anwendung. 

4. Bon dem älteren Recht gelten diejenigen Beſtimmungen 
fort, welche mit den neueren Gejegen nicht in Widerſpruch fteben 2). 

IV. Die evangeliiche Landeskirche bat eine in allen Haupt- 
jacken übereinftimmende Gottesdienſtordnung und Lehrverfaflung, 
d. b. Vorjchriften über die Lehren, welche von den Geijtlichen bei 
der Predigt und beim Religionsunterricht vorzutragen find. Diele 
Einheitlichkeit ift aber nicht wie in der Römiſchen Kirche ber 
neueren Zeit eine abjolute; jondern die einzelnen Gemeinden ſowie 
auch größere Verbände können Bejonverheiten haben, und inner- 
halb gewiffer Schranfen auch neue einführen; ſodann aber, und 
dies wiegt noch ſchwerer, gelten ſolche Verſchiedenheiten nicht als 
jolche, welche einer einheitlichen Verfaſſung und einer Gemein: 
ihaft im Gottespienft im Wege fteben, und den Predigern, von 
welchen feine Glaubenseide gefordert werben, fommt ein beftimmtes 
Maaß von Lehrfreiheit zu, über deren Ausdehnung die Gefammt: 
firche das Gefekgebungsrecht hat. ‘Die genaueren Regeln bierüber 
find unten, theils bei Darftellung der Grundjäge über Entjtehung 
von Kirchengefetzen, theils in dem Abfchnitt von der Lehrverfaſſung 
zu betrachten. 

Im Einzelnen find folgende Rechtsſätze hervorzuheben: 

1. Jedes Mitglied einer evangelifchen Gemeinde der Landes⸗ 
firche ijt ohne Rückſicht auf feine bejonderen Ueberzeugungen hin- 
fichtlich fonfefftoneller Unterſcheidungslehren überall zur Theilnahme 
an den gottespienftlichen Handlungen berechtigt 3), und beim Vor— 
bandenjein der übrigen Borausjegungen überall wahlberechtigt und 
wählbar. 


1) Bol. oben ©. 164. 171. 

2) Dies gilt auch für Rheinland und Weftfalen hinſichtlich des vor 1835 
in Geltung gewejenen Rechtes. gl. Jacobſon, evangel. Kirchenrecht 1, 105 
(1864) und Jacobſon, Geſchichte der Duellen 921. 923. 924, Anm. 193. 

8) Bol. Schon Allgemeine Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 39. 
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2. Die von den Konjiftorien unter Mitwirkung der Kommif- 
jüre der Provinzialiynode geprüften und für beftanden erflärten 
Kandidaten des Prebigtamts bejigen die Wahlfähigkeit zu allen 
geiftlichen Aemtern in der ganzen Kirche ?). 

3. In diejem weiteren Sinn ift die evangelifche Landeskirche 
eine „unirte” Kirche. 

In einem engeren Sinn läßt fich aber innerhalb berfelben 
doch noch von „unirten” Gemeinden im Unterjchied von „lutheri⸗ 
ſchen“ oder „reformirten“ reben, infofern nämlich in ſolchen 
unten Gemeinden eine bejondere für Yutheraner und Neformirte 
gleich annehmbare Form der Abenpmahlsfeier angenommen, auch 
meiltend für Predigt und Neligionsunterricht ein gemeinfamer 
weiter geſteckter Boden ermittelt ift. 

Jede lutherijche und jede reformirte Gemeinde hat das Necht 
nah ven barüber bejtebenven älteren Vorfchriften der Union in 
dieſem Sinne ausbrüdlich beizutreten ?). 

Ein ſolcher Beitritt wie auch der Beitritt eines Einzelnen 
zur Union enthält feinen Konfeſſionswechſel 2). 

Der Genuß von Stiftungen, Schenfungen und anderen Vor⸗ 
theilen, welche an das Belenntniß der reformirten Religion, oder 
an dasjenige der lutheriſchen Religion gefnüpft war, geht für feine 
Gemeinde, Kirchenftelle oder Echulftelle verloren, wenn die ©e- 
meinde ausdrüdlich der Union beitritt *). 

4. Durch die Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 
10. September 1873 und die Generalſynodalordnung vom 20. Ja⸗ 
nuar 1876 werden, wie dieſelben ausprüdlich ausjprechen, „der 
Delenntnißftand und die Union in den betreffenden Provinzen und 
den dazu gehörenden Gemeinden nicht berührt.” — In der That 
haben namentlich die den Ortsfirchengemeinden durch die General- 
Ihnodaleronung beigelegten Ablehnungsrechte in allen Glaubens⸗ 


1) König. Verorbnung vom 2. Dez. 1874 (zur Ausführung bes 8. 32, 
Kr. 2 der Kirchengemeinde- und Eynobalorbnung v. 10. Sept. 1873), $. 3 
(8.8. 355\. 

”) Bol. Th. Müller, Kirchenordnung für Wefrfalen u. die Rheinprovinz. 
1573. ©. 19, Anm 5. 

) Minifterialreftript v. 2. Mai 1826 (Vogt 2, 299) u. Königl. Kabinets- 
ordre v. 30. April 1830 (G.⸗S. 64. Vogt 1, 251). 

*) Königl. Kabinetsordre v. 30. April 1830 G.⸗S. 64. 
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ſachen den religiöjen Ueberzeugungen der Gemeinden einen Schuß 
verlieben, den fie bis dahin nicht bejaßen. 

V. Träger der Kirchengewalt find der König in Gemeinſchaft 
mit der Generalſynode, und in gewiſſen Fällen in Gemeinſchaft 
mit der Provinzialſynode. Mit den Synoden übt er das kirch⸗ 
lihe Gefetgebungsredht; ohne fie, aber unter Mitwirkung folle- 
gialiiher Behörden und von den Synoden gewählter Ausſchüſſe 
führt er die Regierung der Kirche. Das Kirchenregiment fommt 
jevem König, ohne Rüdjiht auf feine Konfeffion zu. Beide 
echte, die Theilnahme an der Gefeggebung und die Leitung ver 
Kirche werden mit dem Namen „Kirchenregierung”, „Kirchenregi⸗ 
ment“ bezeichnet. Daß der König „Zräger des Kirchenregiments“ 
oder „der Kirchenregierung” ſei und daß der evangeliſche Ober- 
firhenrath zu Berlin und die acht Provinziallonfijtorien „Organe 
der Kirchenregierung“ find, ift nunmehr ſtaatsgeſetzlich und Durch 
die in der Generalſynode vertretene Kirche ausdrücklich aner⸗ 
fannt 1). 

Eine Aufhebung, und wie fogleih unten zu erwähnen iſt, 
auch eine Aenderung der Zufammenjegung diefer Behörden Tann 
binfort weder auf dem Wege der bloßen föniglichen Verordnung 
noch auch felbjt auf dem Wege der Kirchengejeßgebung erfolgen, 
fondern erfordert ein Staatsgeſetz. Ebenſo kann ihr Beitand nicht 
burch Verweigerung ber Beſoldungen im jährlichen Staatshaushalts⸗ 
etat beeinträchtigt werden, da vielmehr eine Verwilligungs - Ber: 
pflichtung des Landtags beſteht. — Sie find Staatsbehörden, 
weil fie zur Ausübung der landesherrlichen Nechte über bie 
Kirche eingejett find, ihre Mitglieder vom König ernannt werben 
und unter den Staatsgejegen über die Rechtsverhältniſſe der 
Staatsbeamten ſtehen. Die Konfiftorien haben bis jett immer 
den Titel „Königliche” Konfiftorien behalten, wahrend der evange- 
liſche Oberfirchenrath nicht ausprüdlich ale „Königliche“ Behörde 
bezeichnet zu werben pflegt. Die älteren faft unentwirrbar ge- 
wordenen Streitfragen über die Natur der Nechte des Königs 
und die Stellung des Oberlirchenratbes und die Konſiſtorien find 
nunmehr erledigt ?). 





2) Staatsgeſetz v. 3. Juni 1876. Art. 21 Generalfynobalorpnung vom 
20. San. 1876, 8. 6. 
2) Die Kultusmimifterialabtheilung für bie inneren evangel. Kirchenſachen 








Preußen. Evangelifche Landeskirche. 231 


A. Ueberſicht der Organiſation der Kirche. 

1. Jede Kirchengemeinde hat einen Gemeinde Kirchenrath 
(Presbyterium), beitebend aus vier oder mehr Xeltejten und dem 
Pfarrer als VBorfigenden, und eine breimal ftärfere Gemeinde- 
Vertretung, welche zujammen mit dem &emeinbe-Slirchenrath zu 
beichließen bat. Beide Vertretungsförper werben unmittelbar von 
der ganzen Gemeinde gewählt, in Rheinland - Weftfalen nur vie 
weitere Gemeinde-Bertretung. In denjenigen Gemeinden, welche 
einen Patron haben, kann dieſer jelbit am Kirchengemeinberath 
mit Stimmrecht Theil nehmen, oder einen Stellvertreter ernennen. 

Von den 6204 Pfarrftellen werden nur 720 durch freie 
Dahl der Gemeinden befekt, jeit dem 1. Ianuar 1875 ferner 
eva 1900 abwechjelnd durch Gemeindewahl und Ernennung Sei- 
tend des Konfiftoriums. Die Hälfte aller Pfarritellen, nämlich 
3300 bejegen bis auf dieſen Tag Privat-Patrone, großentheils 
Kittergutsbefiger, und einige Behörden, venen das Patronatrecht 
zukommt !). Uebrigens gebührt der großen Mehrzahl ver Gemeinden 
bei der Pfarrbefegung ein Ablehnungsrect. 

2. Jeder Kirchen - Kreis Kreis⸗Synodal-Verband) hat eine 
Kreis⸗Synode und einen kollegialiihen Kreisiynodal-Vorjtand. 

Die Kreisſynode bejteht aus dem Superintendenten als Vor: 
figenden, aus allen Pfarrern des Kreifes, und der boppelten Zahl 
gewählter Mitgliever. Gemeinde-Kirchenrathb und Gemeinde⸗-Ver⸗ 
tretung jeder Gemeinde wählen zufammen aus der Zuhl ber 
jegigern oder früheren Aelteſten fo viele Abgeordnete, als fie 
Pfarrer in der Synode haben; die volkreicheren Gemeinden wählen 
außerdem die andere Hälfte der Abgeordneten, wozu jedes weltliche 
Mitglied des ganzen Kirchenverbands und auch etiwa noch vor- 
handene nicht in Pfarrämtern ſtehende Geiftlihe wählbar find. 


(der fpätere Oberlirchenratb) führte in einer Denkſchrift v. 18. Februar 1850 
aus, daß bie Abtheilung und die Konfiftorien aufgehört hätten Staatäbe- 
börden zu fein; dieſe Anficht hing wefentlich mit der ebenfo ſchwer begreif- 
lihen zufammen, daß ber König nicht al8 König, fondern „als vornehmſtes 
Glied der Kirche” bie Kirche regiere. (Vgl. Altenft. a. d. Verwaltung ber 
Abtheilung 1, 12—17). Eine fehr viel richtigere aber ebenfalls noch in 
manden Beziehungen anfechtbare Anficht vertrat E. Friedberg in feiner 
Schrift Über bie evangel. u. kathol. Kirche in den neu einverleibten Ländern 
1867, ©. 41. 
*) Attenft. des evangel. Oberlirchenraths 7, 153 u. 155. 
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ſachen den religiöſen Ueberzeugungen der Gemeinden einen Schutz 
verliehen, den ſie bis dahin nicht beſaßen. 

V. Träger der Kirchengewalt find der König in Gemeinſchaft 
mit ber Generalſynode, und in gewilfen Fällen in Gemeinſchaft 
mit der Provinzialiynode. Mit den Synoden übt er das kirch⸗ 
liche Geſetzgebungsrecht; ohne fie, aber unter Mitwirkung tolle 
gialifcher Behörden und von den Synoden gewählter Ausſchüſſe 
führt er die Regierung der Kirche. Das Klirchenregiment kommt 
jevem König, ohne Rüdjiht auf jeine Konfeilion zu. Beide 
Rechte, die Theilnahme an der Gefekgebung und die Leitung ver 
Kirche werden mit dem Namen „Kirchenregierung”, „Kirchenregi- 
ment” bezeichnet. ‘Daß der König „Träger des Kirchenregiments" 
oder „der Kirchenregierung” fei und daß der evangelilche Ober- 
firchenrath zu Berlin und die acht Provinziallonfiftorien „Organe 
der Kirchenregierung” find, ift nunmehr jtaatsgejeglich und durch 
die in der Generalſynode vertretene Kirche ausprüdlich aner- 
kannt ). 

Eine Aufhebung, und wie ſogleich unten zu erwähnen iſt, 
auch eine Aenderung der Zuſammenſetzung dieſer Behörden kann 
hinfort weder auf dem Wege der bloßen königlichen Verordnung 
noch auch ſelbſt auf dem Wege der Kirchengeſetzgebung erfolgen, 
ſondern erfordert ein Staatsgeſetz. Ebenſo kann ihr Beſtand nicht 
durch Verweigerung der Beſoldungen im jährlichen Staatshaushalts⸗ 
etat beeinträchtigt werden, ba vielmehr eine Verwilligungs-Ver— 
pflichtung des Landtags bejteht. — Sie find Staatsbehörden, 
weil fie zur Ausübung der landesherrlichen Rechte über die 
Kirche eingejegt find, ihre Mitglieder vom König ernannt werden 
und unter den Staatsgefegen über die Nechtsverhältniffe ver 
Staatsbeamten ftehen. Die Konjiftorien haben bis jekt immer 
den Titel „Königliche“ Konfiftorien behalten, wahrend der evange- 
liſche Oberkirchenrath nicht ausdrücklich als „Königliche“ Behörde 
bezeichnet zu werben pflegt. Die älteren faſt unentwirrbar ge- 
worbenen Streitfragen über die Natur der Nechte des Könige 
und die Stellung des Oberfirchenrathes und die Konfiftorien find 
nunmehr erledigt ?). 





i) Staatsgeſetz v. 3. Juni 1876. Art. 21 Generalſynodalordnung vom 
20. Jan. 1876, 8. 6. 
2) Die Kultusminiſterialabtheilung für die inneren evangel. Kirchenſachen 
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A. Ueberſicht der Organiſation der Kirche. 

1. Jede Kirchengemeinde bat einen Gemeinde⸗Kirchenrath 
Presbyterium), beſtehend aus vier oder mehr Aelteſten und dem 
Pfarrer als Vorſitzenden, und eine dreimal ftärfere Gemeinde: . 
Zertretung, welche zuſammen mit dem &emeinde-Rirchenrath zu 
beichließen bat. Beide Vertretungsförper werden unmittelbar von 
der ganzen Gemeinde gewählt, in Rheinland » Weftfalen nur bie 
weitere Gemeinde⸗Vertretung. Im denjenigen Gemeinden, welche 
einen Patron baben, Tann dieſer jelbft am Kirchenngemeinderath 
mit Stimmrecht Theil nehmen, oder einen Stellvertreter ernennen. 

Bon den 6204 Pfarrftellen werden nur 720 durch freie 
Wahl der Gemeinden bejegt, ſeit dem 1. Ianuar 1875 ferner 
etwa 1900 abwechielnd durch Gemeindewahl und Ernennung Sei- 
tens des Konfiftoriums. Die Hälfte aller Pfarrftellen, nämlich 
300 bejeßen bis auf vielen Tag Privat-PBatrone, großentbeils 
Kittergutöbefiter, und einige Behörden, denen das Patronatrecht 
zukommt !). Uebrigens gebührt der großen Mebrzahl ver Gemeinden 
bei ver Pfarrbejegung ein Ablehnungsrecht. 

2. Jeder Kirchen - Kreis (Kreis -Shnodal- Verband) hat eine 
Kreis⸗Synode und einen follegialiichen Kreisiunodal-Vorjtand. 

Die Kreisſynode bejteht aus dem Superintendenten als Bor: 
figenden, aus allen Pfarrern des Kreifes, und der doppelten Zahl 
gewählter Mitglieder. Gemeinde-Kirchenrath und Gemeinde-DBer- 
tretung jeder Gemeinde wählen zufammen aus der Zuhl der 
jegigen oder früheren Melteften fo viele Abgeordnete, als fie 
Pfarrer in der Synode haben; die volfreicheren Gemeinden wählen 
außerdem die andere Hälfte der Abgeorbneten, wozu jedes weltliche 
Mitglied des ganzen Kirchenverbands und auch etwa noch vor⸗ 
dandene nicht in Pfarrämtern ftehende Geiftliche wählbar find. 


(ter fpätere Oberkirchenrath) führte in einer Denkſchrift v. 18. Februar 185U 
aus, dag bie Abtheilung und die Konfiftorien aufgehört hätten Staatsbe- 
hörben zu fein; dieſe Anficht hing weſentlich mit der ebenfo ſchwer begreif- 
lichen zufammen, baß ber König nicht als König, fondern „als vornehmſtes 
Elied der Kirche“ die Kirche regiere. (Vgl. Aktenft. a. d. Verwaltung ber 
Abtheilung 1, 12—17). Eine fehr viel richtigere aber ebenfalls noch in 
manchen Beziehungen anfechtbare Anficht vertrat E. Friebberg in feiner 
Schrift über die evangel. u. kathol. Kirche in den neu einverleibten Länbern 
1867, ©. 41. 
’) Attenft. des evangel. Oberfirchenraths 7, 153 u. 155. 
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Der Superintendent, welcher vom evangeliſchen Ober-Kirchen⸗ 
rath im Einverſtändniß mit dem Kultusminiſter mit Genehmigung 
des Königs ernannt wird, zuſammen mit vier von der Synode 
gewählten Beiſitzern bildet den Synodal⸗Vorſtand. 

In Rheinland⸗Weſtfalen ſtehen ſich die Zahl der Geiſtlichen 
und Weltlichen auf der Kreisſynode gleich, und die weltlichen Ab— 
geordneten werden bloß vom Presbyterium und zwar aus ſeiner 
Mitte gewählt. 

Die ſtärkere Vertretung der größeren Gemeinden auf den 
Kreisſynoden der ſechs öſtlichen Provinzen iſt die mäßig angewen- 
dete Adoptirung eine in politifchen Verhältniſſen längſt allgemein 
angewenbeten Örundjages, die das unnatürliche Uebergewicht Eleiner 
Dorfgemeinden über die großen Städte weniger fühlbar macht. 
Nothwendig war fie ſchon darum, weil die nunmehr aufzulegenven 
Kirchenfteuern vorausfichtlich nicht nach Gemeinden, fondern mit 
Rückſicht auf Seelenzahl und Steuerfähigfeit umgelegt werben. 
Uebrigens ift auch die jtärfere Vertretung bes Laien-Elements im 
Verhältniß zu den Geiftlichen um fo mehr gerechtfertigt, als die 
größte Mehrzahl der Pfarrer nicht von den Gemeinden ge 
wählt ift. 

3. Jede Provinz Hat ein vom König bejektes Provinztal- 
Konfiftorium mit dern Amtsfigen Königsberg, Pofen, Stettin, 
Berlin, Magdeburg, Breslau, Münfter und Koblenz, ferner einen 
oder mehrere vom König ernannte Generaljuperintendenten,, und 
fodann eine Provinzial» Synode und einen von biejer gewählten 
follegialiihen Vorſtand der Provinzial» Synode, welcher in ge 
wiſſen Fällen an den Beichlüffen des Konjiftoriums Theil nimmt. 

Die Provinzial» Synode wird zu /, von den Kreisſynoden 
gewählt, /, der Abgeordneten müfjen Geijtliche, !/, Weltliche, das 
(ete Drittel, welches von den volfsreicheren Wahlverbänden ges 
wählt wird, kann weltlich oder geiftlich jein. Bis zu !/, der Ab- 
geordneten kann der König ernennen. 

In Rheinland = Weftfalen beſteht die Provinzial» Synode aus 
allen Superintententen und aus einem geiftlichen und vier welt- 
fihen Abgeordneten jeder Kreisſynode, welche aus der Mitte der⸗ 
jelben gewählt werben müſſen. Das geijtliche Element bat aljo 
2, der Stimmen; aber dies wird dadurch gemilbert, daß bie 
große Mehrzahl ver in geiftlichen Aemtern Stebenden von ben 
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Gemeinden, die Superintendenten von ben Synoden gewählt jind, 
und eine nach Sahrhunderten zählende Tradition den Gegenſatz 
zwiſchen Geiſtlichen und Gemeinbeglievern viel mehr ausgeglichen 
hat, al8 anderwärts. — Der König ernennt feine Mitgliever zu 
den weitlichen Provinzial⸗Synoden. 

Die Kirchengemeinden ver drei Graffchaften StolbergeWerni- 
gerode, Stolberg-Stolberg und Stolberg-Roßla find zu drei Kreis- 
ſynoden verbunden und wählen je einen Abgeoroneten zur Pro- 
vinzialſynode der Provinz Sachſen, ftehen auch unter dem König⸗ 
fihen Konſiſtorium zu Magdeburg. Im jeder der drei Graf— 
ihaften, und zwar an ben gräflien Reſidenzen Wernigerobe, 
Reuſtadt in der Grafichaft Hohnſtein und Roßla, beftehen noch 
gräflihe Mediat-Ronfiltorien ?), deren Rechte nunmehr durch König- 
lihen Erlaß vom 30. Dezember 1874 neu beftimmt worden find 2). 

Das Stadt-Konfijtorium zu Breslau bat durch Die neue 
Kirchewerfaſſung aufgehört ?). 

4. Die Behörden und Vertretungen der ganzen Preußiſchen 
unirten Landeskirche find: der vom König beſetzte evangelifche 
Oberkirchenrath zu Berlin, die Generalſynode, ver von dieſer ge= 
wählte Vorjtand der Generaliynode und der begutachtende Sy⸗ 
nodalrath. 

Die Generalſynode beſteht aus 150 Abgeordneten der Pro— 
vinzialſynoden, 6 Abgeordneten der theologiſchen Fakultäten und 
30 vom König Ernannten. Außerdem ſitzen darin die General⸗ 
Superintendenten der acht Provinzen. Der aus ſieben Mitglies 
bern beitehende Generaliynodal:Vorjtand nimmt an gewiffen wich- 
tigen Befchlüffen des evangelifhen Oberkirchenraths Theil, und 
bildet zufammen init 18 weiteren von der Generalſynode Ge⸗ 
wählten den Synodalrath. 

B. Zufammenfegung und vechtlihe Stellung des Evang. 
Ober: irchenrath8 und der 8 Provinzial-Konfiftorien. 


2, Jacobſon, evangel. Kirchenrecht bes Preuß. Staats 1, 181 (1864). 
Epangenberg in Lipperts Annalen, Heft 3, 29. 

2) 8-5. Jahrgang 1875, ©. 2. 

3) Ueber feine Geſchichte und Verfaſſung vgl. das Reglement für das 
evangeliſche Stadt⸗ Konfiſtorium zu Breslau v. 2. Nov. 1859, erlaſſen vom 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten und vom evangel. Oberkirchenrath 
Altenſt. a. d. Verw. des evangel. Oberkirchenraths 5, 167—175). 
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1. Die Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. Sep⸗ 
tember 1873 und die Oeneraljynoval- Ordnung vom 20. Januar 
1876 Haben an den älteren Vorjchriften über die Zujammenfegung 
des Ev. Oberfirchenrathes und der Provinziallonfiltorien Nichts 
geändert, außer daß fie vorfchreiben, daß die Mitglieber des 
Generalſynodalvorſtandes an gewiſſen Beſchlüſſen des Oberfirchen- 
raths, und die Mitglieder des BProvinzialipnodalvoritandes an 
gewiffen Beichlüfjen des Provinzial-Ronfiftoriums mit Stimmredt 
Theil zu nehmen haben t). 

Die Generalſynodal⸗Ordnung $. 7 Nr. 5 beftätigt ausprüd- 
lich den Grundſatz, daß der Evang. Ober» Kircheurath und die 
Provinzial» Konfiitorien Tollegiale, mit geiftlichen und welt: 
lichen Mitglievern bejette Behörden fein müſſen und fprad 
dann ferner aus, daß eine Aenverung dieſes Grundfages „aus: 
ſchließlich der landeskirchlichen Geſetzgebung unterliege.“ In biejem 
Punkte nun hat das Staatsgeſetz vom 3. Juni 1876, Art. 21 
Abſ. 3 eingegriffen und beſtimmt, daß „Veränderungen der kolle⸗ 
gialen Verfaſſung“ des Evang. Oberkirchenrathes und der Konſi⸗ 
ftorien „der Genehmigung durch ein Staatsgeſetz be: 
dürfen.” 

Hiernach gelten folgende Regeln: 

a) Der Oberlirchenrath befteht aus einem weltlichen Präft- 
benten und aus weltlichen und geiftlichen Näthen mit dem Xitel 
„Oberkonſiſtorial-Rath“ 2), deren Anzahl weder ftantsgefetlich noch 
kirchengeſetzlich feſtſteht. Er beſchließt kollegialiſch, alfo nad 
Mehrheit der Stimmen, und zwar ſo, daß bei Stimmengleichheit 
die Stimme des Präſidenten den Ausſchlag gibt. 

b) Die Konſiſtorien beſtehen aus dem Generalſuperintendenten 
(oder wo mehrere vorhanden find, aus diefen), aus geiftlichen 
Näthen und einem weltlichen Rath). 

Der jedesmaligen Entſcheidung des Königs ift e8 vorbehalten, 
ob ein beſonderer Konfiftorialpräfident oder Direktor ernannt 


1) Generalſynodalordnung vom 20. San. 1876. ©. 86. Kirchengemeinde 
und Synobalorbnung vom 10. Sept. 1873. $. 68. Nr. 6. 

2) Königl. KabinetSorbre vom 26. Ian. 1849 und 29. Juni 1850. 
Richter, Beiträge, ©. 77. | 

8) Richter, Beiträge, S. 70. — Auch der Vice-General-Superintenbent 
für Maſuren tritt zu den Königlichen Provinzial-Konfiftorien in die Stellung 





Preußen. Evangeliſche Landeslirche. 235 


werden ſoll, oder ob der Oberpräſident der Provinz oder der 
Generalſuperintendent den Vorſitz führen fol). Thatſächlich 
iſt dies bisher in den einzelnen Provinzen verſchieden gehalten 
worden ?). 

Stellvertreter des Vorſitzenden ift immer der Generaljuper- 
intendent 3). 

Für alle Angelegenheiten der evangeliſchen MilitärsSeelforge 
des Armeekorps ift der Militär» Oberpfarrer ftimmberechtigtes 
Witglied des Konfiftoriums‘). Nach ver bisherigen Verfaſſung 
ſollten auch die bei den Bezirksregierungen angejtellten geiftlichen 
Räthe einigemal im Jahre zugezogen werben, und hatten hierbei 
Stimmredt5). Desgleihen waren die Konfiftorien beftigt, einen 
bei der Regierung angejtellten geiſtlichen Rath mit Genehmigung 
ded Kultusminiſters auf längere oder fürzere Zeit in das Konji- 
ſtorium zu ziehen und an feiner Stelle ein Mitglied des Konfifto- 
tiums in die Regierung abzuoronen ©). 

Nah den Veränderungen, welde in dem Verbältniß der 
Konfijtorien zu den Regierungen und in der Bejchaffenheit der 
Bezirksregierungen durch die neuejten Gejege eingetreten find, be- 
dürfen dieje Beſtimmungen wohl einer Revijion. Ergibt fich bei 
Abftimmungen des Konſiſtoriums Stimmengleichheit, jo enticheibet 
die Stimme des Vorſitzenden?). Außerdem gilt noch die Beſon⸗ 
derheit, daß der Generaljuperintendent alle Angelegenheiten, in 
welden er als folcher mitftimmt, und in denen die Stimmen- 





eine! auswärtigen Raths und hat nicht nur den PBlenar-Sitzungen befjelben 
beizuwohnen, fondern auch ſonſt an einzelnen Sigungen auf fpezielle Be- 
rufung oder bei gegebener Veranlaſſung aus eigener Bewegung fich zu be⸗ 
theiligen. (Dienft-Inftrultion vom 15. April 1868, Nr. 7.) 

1) Die Beſtimmung ber Verordnung vom 30. April 1815, $. 15, wonach 
der Oberpräfident von Rechtöwegen Präfident bed Konfiftoriums fein follte, 
(G.⸗S. 88) it burch die Berorbnung vom 27. Juni 1845, $. 6 aufgehoben 
worden. (G.S. 442.) 

*) Richter, Beiträge, ©. 70. 

3) Zacobfon 193. 

*) Bgl. oben ©. 167—168. 

3) Dienfinftruttion für die Konftflorien vom 23. Oft. 1817, 8. 13, 
(8-5. 241); Berorbnung vom 27. Suni 1845, $. 7 (©.-5. 442). 

9) Berordnung vom 27. Juni 1845, $ 7 (G.-S. 443). 

’) Dienftinftrultion vom 23. Oft. 1817, $. 13 (G.S. 244). 
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mehrheit gegen feine Anficht und jeinen Antrag ausfällt, an ben 
En. Ober⸗Kirchenrath zur Entſcheidung bringen kann). 

c) Ueber das gegenjeitige Verhältniß der Kabinetsorpre vom 
6. März 1852 und vom 12. Juli 1853 bezüglich der konfeffionelien 
Ueberzeugungen der Mitglieder des Oberfirchenrathes und ver 
Konfiftorien, fowie über deren gegenwärtige Bedeutung ift ſpäter 
zu handeln. — 

2. Das Staatsgeſetz vom 3. Juli 1876, Art. 23 Nr. 7 bes 
ſtimmt: „Den Staatsbehörven verbleibt — die Mitwirkung bei 
der Beſetzung kirchenregimentlicher Aemter oder bei ber Anorbnung 
einer kommifjarifchen Verwaltung verjelben. Dieje Mitwirkung 
bleibt in dem bisherigen Umfange beitehen. Insbeſondere 
hat die Anjtellung der Mitglieder der Tirchenregimentlichen Bes 
hörden unter Gegenzeichnung bes Minifters der geijt- 
lihden Angelegenheiten zu erfolgen.” 

Hiernad gelten folgende Regeln: 

a) Der Präfident und die Mitglieder des Oberlirchenrathes 
und der Provinzialfonfiftorien (einfchließlich “der Generaljuper- 
intendenten) werben vom Könige unter Kontrafignatur des Miniſters 
ber geiftlihen Angelegenheiten ernannt. Ohne dieſe Gegenzeich⸗ 
zeichnung können diefe Aemter nicht bejettt werben. 

Der Auftrag zur einftweiligen Verwaltung eines der Aemter 
im Oberkirchenrath erforvert ebenfalls Kontrafignatur des Kultus- 
minifter8, derjenige zur Verwaltung eines Amts in einem Kon- 
filtorium bloß vorher eingeholte Zuftimmung deſſelben. 

b) Der Präſident des Oberfirchenrathes wird vom König 
unter minijterieller Kontrafignatur ganz frei ernannt. 

Vor der Ernennung von Mitgliedern des Oberkirchenraths 
muß der Präſident diejes Kollegiums, nicht aber das Kollegium 
jelbft mit jeinen Anträgen gehört worden fein 2). 

“ Ueber die Befegung erlebigter Stellen in einem Konfiftorium 
braucht dieſes nicht mit Gutachten gehört zu werben, und wird 
auch nicht gehört. Dagegen mus das Oberlirchenraths- Kollegium 


ı) Sefhäftsinftruftion für die_General- Euperintenbenten vom 14. Mai 
1829, Nr. 26. Richter, Beiträge, 71. Boche, 1875, ©. 333, gibt unrichtig an, 
daß die Sache zur Entfheibung bes Kultusminifters zu verftellen fei. 

2) Richter⸗Dove, 1874, 8. 152, Anm. 3. 
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mit feinen Anträgen vernommen werben!). Dafjelbe tritt zu 
diefem Zwed mit dem Kultusminifter in Verhandlung, nach deren 
Abſchluß die königliche Entſcheidung eingeholt wird, was nunmehr 
duch den Kultusminister geſchieht, deſſen Kontrafignatur zur 
Beitallung erforderlich if. War ein Einverftändnig zwiſchen ihm 
und dem Oberkirchenrath nicht erzielt worden, jo find Die ab- 
weichenden Anfichten des letteren zur Kenntniß des Königs zu bringen. 

3. Die Mitglieder des Oberfirchenratbs und der Konfiftorien 
find Staatsbiener, d. b. fie erhalten ihre Bejoldungen und Pen- 
jionen aus der Staatskaſſe und haben die allgemeinen Rechte und 
Bilihten der Staatsdiener, müfjen namentlich den Eid auf bie 
Staatsverfaſſung leiten. Die Praxis freilich ift feit 1850 anders 2). 
Disziplinaritrafen der Entlaffung vom Amt, oder Strafverjegung, 
fowie die unfreiwillige Verſetzung in Ruheſtand werden vom Die- 
aplinarhof in Berlin, und in zweiter Injtanz vom Staatsmini- 
iterumm erfannt), Im Fall das Erfenntnig auf Dienftentlaffung 
lautet, und ein Rechtsmittel nicht mehr jtattfindet, bedarf e8 noch 
der Beftätigung durch den König t). 

Eine Stellung zur Dispofittion mit Wartegeld kann gegen den 
Präfidenten des Ev. Ober⸗Kirchenraths nicht ausgeſprochen wer⸗ 
dend). Ein Thronwechfel Hat auf die rechtliche Stellung der Mit- 
glieder des Ev. Oberfirchenrathes ſowie der Konfiftorien feinerlei 
Ginfluß; Ddiefelben fönnen, da fie auf Lebenszeit angeftellt find, 
nicht anders als aus gejetlichen Gründen auf dem gewöhnlichen 
Weg ihrer Aemter entlaffen werben 6). 


2) Amtliche Zufammenftellung ber Vorfchriften Über bie evang. Kirchen⸗ 
verwaltung von 1857, bei Bode 1875, ©. 348. Bol. Richter-Dove 1574, 
$. 152, Anm. 3. 

2) Bgl. Dentichrift d. Abtheilung vom 18. Febr. 1550. (Attenftüde d. 
Abtheilung S. 12—17.) Bgl. aud oben ©. 6. 

2) Sefez vom 21. JZuli 1552, betr. die Dienftvergehen der nicht richter- 
Iihen Beamten, die Verſetzung berfelben auf eine andere Stelle oder in ben 
Ruheſtand. (G.⸗S. 465— 183.) 

9) 8. 47 dieſes Gelee (G.⸗S. 4751. Sacobfon, Ev. KR. 1, 167, 
Rote 9 (1564) lehrt ebenfo, aber unter Berufung auf Allgem. Landrecht von 
1794, 2, 10, $. 101 und Kabinetsorbre vom 12. April 1822, Nr. 5 
(9.5. 105). Ale andern Schriftfieller ſchweigen. 

9 Das Gefe vom 21. Juli 1852, 8 57 (G.-S. 485) erwähnt beffelben 
nicht unter denjenigen Staatöbeamten, dieber Zurdispofitionsftellung unterliegen. 

°) Bei feinem NRegierungsantritt erließ König Wilhelm unterm 2. Jar. 
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4. Hinfichtlih der dem Evang. Oberlirhenratb und den Kon⸗ 
jiftorien zulommenden Amt3-Rechte trifft das Gejeg vom 3. Juni 
1876 eine Reihe jpezieller Vorfchriften (Artikel 14, 15, 19, 
26, 27); ſodann verfügt e8 allgemein: Daß auf den Evang. 
Oberkirchenrath und auf die Konfiftorien alle Rechte übergeben 
jollen, welche in Beziehung auf die Verwaltung der evangelifchen 
Landesfirche bisher von dem Minifter der geijtlichen Angelegen- 
heiten und von den Bezirfsregierungen geübt worben find. Der 
Zeitpunkt und die Ausführung des Ueberganges bleibt Königlicher 
Verordnung vorbehalten !). 

Ausgenommen hiervon bleiben die Batronatsverbältniffe, ſowie 
die firchlichen Angelegenheiten bei wem Militär und öffentlichen 
Anftalten. In Bezug auf diefe ändert das Geſetz vom 3. Juni 
1876 Nichts in den AZuftändigfeiten der Behörden?). Bei ben 
„Batronatsverhältniffen” handelt e8 ſich nicht bloß um eine Mit- 
wirfung bei der Belegung von Pfarreien landesherrlihen Patro- 
nats, fondern auch um Rechte bei der Vermögensverwaltung. 

Der allgemeine Ausdrud der Königlichen Kabinetsordre vom 
26. Sanuar 1349, dat ber Oberlirchenrath eine „von dem Mi: 
nifter ber geiftlichen Angelegenheiten unabhängige Behörde“ 
fet, die innerhalb ihres Gejchäftskreifes „felbftändig“ arbeite, 
— iſt allezeit nur in einem bejtimmten eingefchränkten Sinne zus 
treffend geweſen und ijt es fo auch noch gegenwärtig. 

5. Der Oberlirchenratb darf durch feinen Präfiventen in 
unmittelbaren und mündlichen Verkehr mit dem König treten und 
forrejpondirt mit allen Staatsbehörden direkt, ohne Vermittlung 
des s Kultusminifters, Der Präfident des Operfirchenraths fungirt 


1861 eine vom Kultusminifter v. Bethmann⸗Hollweg gegengezeichnete Ber- 
fügung an den Evang. Ober-Kirchenrath, worin e8 hieß: „In dieſer Zuver⸗ 
ſicht beftätige Ich ben Präftdenten und die fämmtlichen Mitglieder bes Evang. 
Oberkirchenraths und alle Übrigen landesherrlich beftellten Beamten ber 
Landeskirchen in ihren Funktionen und behalte mir vor, wegen be$ von 
ihnen abzulegenden Dienſteides bas Weitere zu beftimmen.” (Altenſt. a. d. 
Berw. d. Ev. Ober⸗Kirchenraths, 5, 145). Man bat hierbei wohl ältere For⸗ 
mularien angewendet, obne den Sag aufftellen zu wollen, daß diefe Beamten 
nur perfönlihe Diener bed jeweiligen Königs feien, und mit feinem Tod 
ihrer Stellen ledig ſeien. 

1) Art. 21. 

2) Art. 22. 
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auch „als Königlicher Kommiſſär“ bei der Generalipnobe!); da⸗ 
gegen kann er in den beiden Häuſern des Landtags in amtlicher 
Eigenſchaft nicht erſcheinen. Alle Handlungen des Kirchenregiments 
ſind hier vielmehr vom Kultusminiſter zu vertreten. 


Die Ausfertigung der Verfügungen des Oberkirchenrathes 
erfolgt mit der Unterſchrift ſeines Präſidenten. 
VI. Abänderung der kirchlichen Verbände. 


1. Die geographiſchen Gränzen der evangeliſchen Kirche der 
8 alten Provinzen, und zwar ber Geſammtkirche wie der Pro- 
vinziallirchen fönnen nur durch Staatsgeſetz geändert werben. 
Es verjteht fich Dies jett um jo mehr von jelbft, als auch die Ver⸗ 
änderung der politiſchen Provinzialgrenzen als ein Gegenitand der 
Gejeßgebung anerkannt ift?). Insbeſondere bevarf es auch eines 
Staatögefege8 zur Uebertragung der im Gefek vom 3. Juni 1876 
den Provinzialſynoden zugeftandenen Rechte auf bie demnãchſt zu 
bildende Provinzialſynode Berlin). 

2. Veränderungen beſtehender Kreis-⸗Synodalverbände können 
auf dem Wege der kirchlichen Geſetzgebung erfolgen, und zwar 
trifft darüber das Konſiſtorium mit Einwilligung der betreffenden 
Kreisſpnoden oder im Falle des Widerſpruchs unter Zuſtimmung 
der Provinzialſynode Entſcheidung ). Für Rheinland - Weitfalen 
ıjt nur „Anbörung” der betbeiligten Presbyterien, Kreis-⸗Synoden 
und der Provinzial-Synode vorgefchrieben, dagegen Genehmiguug 
des Co. Oberfirchenrath3 erforderlich 9). 

In denjenigen größeren Städten, welche mehrere Kreisſyno⸗ 
dalfreife umfaffen, kann auch eine Vereinigung von mehreren 
Kreisſynoden und die Wahl eines gemeinjchaftlihen Synodalvor⸗ 
itandes zur DBeichlußfaffung über gemeinfame Kirchliche Angelegen- 
beiten der Stadt auf dem Wege der kirchlichen Gefeßgebung Statt 
finden. Hierzu ift die Einwilligung der einzelnen Kreis» 
ſynoden und Anordnung des Konfijtoriums erforderlich, wenn 


— — — 


1) Generalſynodal⸗Ordnung vom 20. San. 1876, 8. 26. 

3) Brovinzialorbnung vom 29. Juni 1875, $. 4 (G. :©. 936). 

9 Art. 8, Schlußſatz diefes Geſetzes. 

8-8» und S.O. vom 10. Sept. 1873, 8. 49, Abſ. 4. 

5) Zuſatz zur Kirchenordnung vom 5. März 1835, $. 34, vom 
25. Aug. 1853. 
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die vereinigte Kreisſynode und ihr Vorſtand diejenigen Rechte aus 
üben follen, welche den einzelnen Kreisſynoden und ihren Vor⸗ 
ftänden nach Staatsgeſetz zulommen?). 

Gegen den Widerſpruch einer oder aller Kreisſynoden Tann 
bie Vereinigung zwar durch das Konfiftorium unter Zuftimmung 
der Provinzialfonode ebenfalls angeoronet werden; allein ver jo 
vereinigten Kreisipnode und deren Vorſtand kommen die genannten 
ſtaatsgeſetzlichen Nechte dann nicht zu. 

3. Die Bildung neuer Pfarrbezirte erfolgt durch gemeinfame 
Verfügung der Bezirks - Regierung und des Konfijtoriums nad 
eingebolter Genehmigung des Kultusminifterd und des Evang. 
Oberfirchenrath8 2). Die Mitwirkung der Staatsbehörden iſt 
durch das Geſetz vom 3. Juni 1876, Art. 23 neu beftätigt 
worden ?). 

Sekt die Bildung einer neuen Parodie die Verkleinerung 
oder fonjtige Veränderung einer oder mehrerer bereits beftehenven 
voraus, fo müfjen außerdem alle Diejenigen, welche ein Intereſſe 
dabei haben, vorher über die Veränderung gehört und die ihnen 
etwa zulommenden Entjchädigungen feitgejegt werben 9). 

Die mangelnde Zuftimmung der bisherigen Parochialgemeinve 
oder ihres Patrons hindert die Veränderung nicht, kann daher auch 
nicht im Weg der Klage vor den ordentlichen Gerichten ange: 
fochten werben 2). 


1) K. G.⸗ u. S. O. vom 10. Sept. 1873, $. 57, Abf. 1 und Staatsgeſet 
vom 3. Juni 1876, Abf. 6. 

2, Allgem. Landrecht von 1794. Thl. 2, Zit. 11, 8. 238. „Neue Pa 
rochien fünnen nur vom Staat unter Zuziehung der geiftlichen Oberen, 
errichtet, und die Grenzen berfelben beftimmt werben.” Berorbnung vom 
27. Juni 1845, betr. die NReflort-Berbältnifie der Provinzialbehörden für 
das evang. Kirchenweien, $.5 (9.5. 442); Reflort-Reglement vom 29. Juni 
1850, 8. 5 (G.⸗S. 343). Jacobſon, Evang. K-R., 170 und 177. 

3) Die Königl. Verordnung vom 9. Sept. 1876, Art. 4 (G.⸗S. 396) 
beläßt es im obiger Hinficht vorläufig bei den bisherigen Zuſtändigkeiten ber 
aufgeführten Staatsbehörden. 

%) Allgem. Landrecht von 1794, 2, 11, $. 239. 

5) Erf. d. Gerichtshofs für Kompetenz Konflitte vom 9. April 1964. 
Zuftiz - Minift.» Blatt 194. Jacobſon, Evang. 8.-R. 230 (wo eine Reihe 
älterer Verfligungen citirt find). Nichter- Dove 1874, ©. 522, Anm. 23. 
8. 179. 





Preußen. Evangelifche Landeskirche. 241 


Eine ſolche Klage findet jedoch Statt, wenn eine Gemeinde 
oder ein Patron Entſchädigungs⸗Anſprüche geltend machen !). 

Das Interefje der Pfarrgemeinde bei Parochialveränderungen 
wird allein durch den Gemeindekirchenrath, ohne Mitwirkung der 
Gemeindevertretung, wahrgenommen ?). 

Die nämlihen Regeln gelten auch für Veränderungen ber 
Porochialgrenzen, welche nicht mit der Gründung einer neuen 
Parodie zujammenbängen. 

Deitehen innerhalb einer und berfelben politifhen Drtöge- 
meinde mehrere felbftändige (nicht unter einem gemeinfamen Pfarr- 
amt verbundene) Parochien, fo kann angeordnet werden, daß die 
Gemeinde⸗Kirchenräthe und beziehungsweiie Gemeinbevertretungen 
einiger oder aller diefer Parochien zum Zweck der Behandlung 
gewilfer gemeinjamer Angelegenheiten zu Einer Berjammlung zu- 
jammentreten >). 

Soll dies zu dem Zweck gejchehen, um über Die Veränderung, 
Aufhebung oder Einführung allgemeiner Gebührentaren für alle 
Gemeinden Beichluß zu fallen oder um aligemeine Umlagen aus- 
wicreiben, fei e8 zum Erjag für bie aufzuhebenden Stolgebühren, 
jet e8 zur Gewährung von Beihülfen an ärmere Parochien, jo er- 
jordert die Vereinigung breierlei: Antrag mindeſtens der Mehrheit 
der Parochien, Zujtimmung aller Parochien oder jobald auch nur 
Cine widerjpricht, Zuftimmung der PBrovinzialfynovde und brittene 
Verfügung des Konfiftoriums ). 

Soll die Vereinigung zu anderen gemeinjamen Sweden ge- 
iheben, jo erfordert dies Einwilligung aller Parochien, oder ftatt 
deiten die Zuftimmung der Kreisiynode und jodann eine Ver⸗ 
fügung des Konſiſtoriums. 

Dei allen dieſen Beſchlüſſen äußern die Parochien ihren 


2) Allgem. Landrecht 2, 11, $. 240. Jacobſon, 230, Anm. 9. Unklar 
Bleibt die Verfügung des Allgem. Landrechts 2, 11, $. 249. » 

2) Sefeh vom 25. Mai 1874, Art. 2, Nr. 4, 8-©. und S.⸗O. vom 
10. Sept. 1873, 8, 25, 

») 8.8. und S.-O. vom 10. Sept. 1873, 8. 2. Geſetz vom 25. Mai 
1574, Art. 4. 

9) Geſetz vom 3. Juni 1876, Art. 9. 

Thudichum, Kirchenrecht 16 
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Willen durch den Gemeinde-Kirchenratb ohne Mitwirkung ver 
emeinde- Vertretung ?). 

4. Die Befreiungen gewiſſer Perjonen oder Grunbjtüde vom 
Parochialverband, welche das allgemeine Landrecht von 1794 2, 
11, 88. 283—287 vorgeichrieben hatte, oder welche nach Lokal⸗ 
recht in ®eltung waren, find vom 1. Januar 1877 ab aufge 
boben. 

Beſtehen an einem Orte mehrere Parochien, jo können die 
bisherigen Erimirten diejenige Parochie wählen, welcher fie als 
Mitglieder dauernd beitreten wollen. Machen fie von diefem Recht 
feinen Gebrauch, jo gelten fie als Mitglieder derjenigen Parodie, 
innerhalb welcher ihre Wohnung belegen ift ?). 

In Rheinland⸗Weſtfalen waren alle Eremtionen jchon früher 
weggefallen 3). 

5. Die Errichtung von Seeljorge»Aemtern, deren Inhaber 
unbedingt abberufen werden dürfen, tjt nur mit Genchmigung bes 
Minijters der geiftlichen Angelegenheiten zuläſſig ). Es find dies 
ſolche Aemter, deren Inhaber die Seelforge über einen beftimmten 
Kreis von Perſonen zu üben hat, ohne daß die Natur des Amts 
eine feſte Anftellung geitattet, wie dies der Fall ift theils bei 
manchen Hülfspredigerjtellen und Pfarrvilariaten, theils insbe 
iondere bei Stellen der Pfarrverwejer für den abgegrenzten Theil 
einer Parochie, deffen förmliche Errichtung zu einem Pfarrfyitene 
noch nicht erfolgen kann). 

VII. Arten, gegenjeitiges Verhältniß und Entſtehung ver 
Kirchengeſetze. 

1. Die von der Kirche ſelbſt ausgehenden allgemeinen Ord⸗ 
nungen, jetzt „Kirchen-Gefege” und „Kirchliche Verordnungen“ ge⸗ 
nannt, find entweder ſolche der ganzen Landeskirche, oder ber 


1) So ift nad) dem Geſetz vom 25. Mai 1874, Art. 2, Nr. 4 und Art. 4 
anzunehmen. 

2) Gefet vom 3. Juni 1876, betr. die Aufhebung der Barochialeremtionen 
(G.S. 154). 

2) Müller, Kirenorbnung. 1873. ©. 20. 

‘) Geſetz vom 11. Mai 1873 über die Vorbilbung und Anftellung ber 
Geiſtlichen, $. 19. 

5) Eirkular-Berfügung des evangel. Oberkirchenraths v. 30. Zuni 1873. 
Attenfüde 7, 101. 
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Prorinzialfirchen. Kirchenkreife und Kirchengemeinden können dann 
noch daneben Örtliche Statuten haben. 

Yanvesfirchliche Geſetze gehen ven provinziallicchlichen und 
beide den örtlichen Statuten vor, foweit nicht die Verfaffung aus⸗ 
drücklich eine Ausnahme von dieſer Regel feſtſetzt. 

Kirchengeſetze können nicht durch bloße Verordnungen des 
Kirchenregiments abgeändert werben !). 

2. Yandestirchliche Gefege bebürfen der Zujtimmung der Ge- 
neralſynode nach zweimaliger Berathung und Beſchlußfaſſung, und 
ver Genehmigung des Königs?); Gefege für einzelne Provinzen, 
jeweit jie nicht von der Landeskirche ausgehen, der Zujtimmung 
ver Provinzialſynode und der Genehmigung des Könige ?). 

Zandesfirchliche Gefeße werden vom König felbit erlaffen, und 
„Behufs der Beglaubigung” von dem Präfidenten des evangelifchen 
Oberkirchenraths gezeichnet 4). Eine Kontrafignatur wie diejenige 
der Miniſter in Staatdangelegenheiten ift dieß nicht, da die 
Kirchenverfaſſung das Zuftandelommen von Kirchengefegen weder 
an die Zuftimmung des Oberfirchenraths-Rollegiums noch feines 
Präfidenten bat binden wollen noch können. Insbeſondere müßte 
der Präſident des Oberkirchenraths wie die Minifter jederzeit ent- 
lapbar fein, wenn jeine Einwilligung für erforderlich erflärt werben 
wollte. 

Inftruftionen zur Ausführung der landeskirchlichen Ge⸗ 
iege erläßt der Oberkirchenrath unter Diitwirkung des General- 
Zynodalvorſtandes 5). 

Yandesfirchliche Gejege, ſowie auch provinzielle Kirchliche Ge— 
iege erhalten ihre verbindliche Kraft durch die Verfündigung in 
dem unter DBerantwortlichleit des evangeliichen Oberkirchenraths 
eriheinenden kirchlichen Gefeß- und Verordnungsblatt. Sie be- 
jimt, fofern in dem Geſetze kein anderer Anfangstermin beftimmt 
ft, mit dem vierzehnten Tage nach demjenigen Tage, an welchem 


28.6.0. v. 20. Ian. 18:6, 8. 8, Abf. 2. 

G. S. O. v. 20. Yan. 1876, 8. 6 u. 32, Abf. 4. 

?) Kirhenvorftandg- und Synobalorbnung v. 10. Sept. 1873, 8. 65. 
Kirhenorbmung f. Rheinland u. Meftfalen v. 5. März 1835, 8. 49. 

9 G.S.O. v. 20. Yan. 1876, 8. 6. Gebilligt durch Staatögefek vom 
3. Juni 1876, $. 21 (11). 

) 9.5.0. v. 20. Ian. 1876, $. 36, Nr. 2. 

16* 


244 Preußen. Evangeliſche Landeskirche. 


das betreffende Stück des genannten Blattes in Berlin ausge⸗ 
geben worden ift?). 

Einige genauere VBorausjegungen für die Entitehung gewiſſer 
Arten von Kirchengefegen find noch unter Nr. 3 anzugeben. 

3. Die General⸗Synodalordnung zählt alle Angelegenheiten 
auf, welde fortan theils ausſchließlich theils eingejchränft der 
landestirchlichen Geſetzgebung unterliegen. 

Auf Antrag ſowohl der Kirchenregiernng wie der General: 
ſynode fönnen auch noch andere Gegenitände der kirchlichen Ord⸗ 
nung, deren allgemeine Eirchengejegliche Regelung beilfam erachtet 
wird, durch landeskirchliche Geſetze geregelt werben. 

Iſt dieſe Regelung erfolgt, jo farın weder eine Veränderung der 

jelben, noch deren Ueberlaſſung an die provinztalkirchliche Geſetzgebung 
ober an das firchenregimentliche Verordnungsrecht anders als im 
Wege der landesfirchlichen Geſetzgebung geicheben ?). 
Ueber die Zuftändigfeit der Landeskirche und der Prorinzial- 
firhen in Hinfiht auf Beſchließung neuer kirchlicher Ausgaben 
und von Kirchenfteuern, kann erſt fpäter im Abjchnitt vom Finanz 
weſen ver Kirchen gehandelt werben. 

Der provinzialkirchlichen Geſetzgebung unterliegen: 
die Zulaſſung von agendariſchen Normen, Katechismus-Erklärungen, 
Neligions-Lehrbühern und Gefangbüchern für den bloß provin- 
jtellen Gebraud 3). Gegen obligatorifche Einführung ſolcher Neue- 
zungen ſteht jeder einzelnen Gemeinde ein ähnliches Widerſpruchs⸗ 
recht zu wie gegen entſprechende landeskirchliche Anordnungen 
(vgl. unten). Dieſes Widerſpruchsrecht iſt auch den Gemeinden 
in Rheinland-Weſtfalen beigelegt. — Veränderungen der revidirten 
Kirchenordnung für Weftfalen und die Nheinprovinz können, wie 
bisher, von den Provinzialiynoden dieſer Provinzen befchloffen und 
durch Beftätigung der Kirchenregierung in Kraft geſetzt werden ®), 
während dieß in den übrigen Provinzen nicht angeht. 


1) Seneral:Synobalorbnung v. 20. San. 1876, 8. 6, Abf. 4 u. Staats⸗ 
geſetz v. 3. Juni 1876, Art. 13, Abf. 3. 

2) General-Synodalorbnung v. 20. Ian. 1876, 8. 8. 

2 G.⸗S. O. v. 20. Ian. 1876, 8. 7, Nr. 3. Kirchenvorftands- u. Sv- 
nodalorbnung v. 10. Sept. 1873, $. 65, Nr. 3. Bgl. auch Kirchenordnung 
f. Rheinland u. Weftfalen v. 5. März 1835, 8. 77 u. 106. 

) 8.8.9. v. 20. San. 1876, 8. 10. 
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Die von den Provinzialſynoden gefaßten Beſchlüſſe werden 
der Generalſynode vorgelegt: findet diejelbe, daß ein Beichluß mit 
ver Einheit der evangeliichen Landeskirche in Bekenntniß und 
Union, in Kultus und Verfaſſung nicht vereinbar ift, jo ijt dem⸗ 
jelben die firchenregimentliche Beftätigung zu verfagen. Sit folche 
bereit8 ertheilt, jo hat die Slirchenregierung ihn außer Kraft zu 
ſetzen ?). " 

Der landeskirchlichen Geſetzgebung find vorbehalten: 

a) Aenderungen der Sirchengemeinde- und Synodalordnung 
vom 10. September 1873 und der General-Synodalordnung vom 
2). Zanuar 1876, ſoweit dieß überhaupt mit Wirkung gegenüber 
den tarüber erlajlenen Staatsgejegen geſchehen kann. Aenverungen 
in Bezug auf die Zufammenjekung oder die Befugniſſe der Ge⸗ 
meindeorgane oder der Synoden können nur mit einer Mehrheit 
von 2%, der abgegebenen Stimmen in der Generaliynode bes 
ihlojfen werben 2). Beſondere Borausjegungen beſtehen für die 
Erlajjung landeskirchlicher Gefette, welche Aenderungen an der 
revidirten Kirchenorpnung für Weftfalen und Rheinland berbei- 
führen jollen. Hierüber müſſen nämlich immer nothwendig 
die Synoden beider Provinzen gutachtlich gehört werden, und 
war, wenn die Kirchenregierung das landeskirchliche Geſetz der 
Generalſynode vorlegt, vor diejer Vorlegung, wenn der Gejekvor- 
ihlag von Mitgliedern der Generaliynode ausgegangen und von 
der Generalſynode bereit8 angenommen tft, vor der Einholung der 
Königlihen Santtion. Aeußern ſich beide Synoden übereinftim- 
mend gegen die Veränderung ihrer Kirchenoronung, jo bleiben 
dieje Provinzen von dem Geltungsbereiche der betreffenden landes- 
kirchlichen Borjchrift ausgenommen 3). 

b) Aenderungen der Kirchenverfafjung, welche den Grundjag 
betreffen, wonach das Kirchenregiment des Königs durch kollegiale, 
mit geijtlichen und weltlichen Mitgliedern bejegte Kirchenbehörden 
auszuüben ift, — vorausgeſetzt, daß der Kirche in Zukunft über- 
haupt ein Entjchetvungsrecht zufommen wird. Gegenwärtig ift die 
Regelung dieſes Punktes ausjchließlich der Staatsgeſetzgebung vor- 
behalten. 

) G.S.⸗O. v. 20. Ian. 1976, 8. 18. 


2) 8. 32, Abſ. 5. 
3) 8. 10. 
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c) Die Disziplinargewalt über Geiſtliche und andere Kirchen⸗ 
diener. 

d) Die kirchlichen Erforberniffe der Anftellungsfähigfeit und 
die kirchlichen Grundſätze über die Bejegung der geiftlichen Aemter. 

e) Die Regelung der firchlichen Lehrfreiheit. 

f) Die ordinatoriiche Verpflichtung der Geijtlichen. 

g) Die zu allgemeinem landeskirchlichen Gebrauche beitimmten 
agendarifchen Normen (Liturgie ꝛc.). In der Regel jollen hier: 
über zuvor die Provinzialiynoden gehört werden !). Soll die Ein: 
führung agendariicher Normen auf dem Weg der landeskirchlichen 
Geſetzgebung nur für einzelne Provinzialbezirfe erfolgen, jo bevarf 
ed außer der Zujtimmung der Generaliynode auch der Zuſtim⸗ 
mung der betreffenden PBrovinzialiynode. 

Injofern beſtehende agendarifche Orbnungen die Verwaltung 
der Sakramente betreffen, dürfen fie in den einzelnen Gemeinden 
nit ohne Zuftimmung der Gemeindeorgane (des Gemeinde⸗ 
Kirchenraths und der Gemeindevertretung) verändert werden. 

h) Die Zulaſſung von Katechismus⸗Erklärungen, Religion: 
Lehrbüchern und Gejangbüchern für den allgemeinen landeskirch— 
lihen Gebrauch. — Gegen obligatoriihe Einführung folder kirch— 
Iihen Bücher fteht jeder einzelnen Gemeinde ein Widerſpruchs⸗ 
recht zu. 

i) Die Kirchenzucht wegen Verlegung allgemeiner Pflichten 
der SKtirchengliever. Den Provinzial-Synoden von Rheinland und 
Weſtfalen ijt ihr bisheriges?) Recht der Beſchlußfaſſung über 
Kirchenzucht hiermit entzogen. 

ki Die kirchlichen Bedingungen der Trauung. 

]) Die Einführung oder Abſchaffung allgemeiner Feiertage. 

4. Statutariihe Ordnungen für den Kreisiynodalbezirt wer: 
den von der Kreisſynode bejchloffen 3), bedürfen der Zuftimmung 
der Provinzialfynode, und nachdem dieje ertheilt ijt, der Beitäti- 
gung des Konſiſtoriums 4). 

1) G.S.«O. v. 20. Yan. 1876, 8. 9. 

2) Kirchenordnung von 1835, 8. 120. 

2) K.G. und S.-D. dv. 10. Sept. 1873, $. 53, Nr. 8 u. $. 57, Staat, 
gefes v. 3. Juni 1876, Art. 2, Nr. 4 und Art. 7. 


%%-©. und S.-O. v. 10. Sept. 1873, 8. 53, Nr. 8 u. 5.65, Nr. 5. 
Staatsgefeh v. 3. Juni 1876, Art. 10, Nr. 1. 
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Statutarifche Ordnungen der firchlichen Ortsgemeinden er- 
fordern übereinftimmende Beichlüffe des Kirchen-Gemeinderaths 
und ber Gemeinbevertretung, darauf folgende Prüfung (Begut- 
achtung) durch die Kreisſynode, Prüfung durch die Provinzial: 
ipnode und- Anerkennung Seitens derjelben, daß die entworfene 
Beſtimmung zwedmäßig und weientlichen Vorfchriften der Kirchen- 
ordnung nicht zuwider jet, fowie enblich der abjchließenden Ge- 
nchmigung des Konſiſtoriums ). 

5. Der Art. 13 des Stautsgejeßes vom 3. Juni 1876 gibt 
neue wichtige Vorjchriften über die jtaatsgejeglichen Voraus: 
jegungen für bie Gültigkeit von Kirchengejegen, welche auch für 
tie Provinzen Rheinland und Weftfalen Anwendung finden. Für 
Kirchengejege oder Gemeinde-Beichlüffe, welde neue Ausgaben 
für firchliche Zwecke feftftellen, oder Kirchenfteuern ausichlagen, 
it ftantlihe Beftätigung gefordert (bei neuen Ausgaben zu 
landestird, lichen Sweden bie Zuftimmung des Staatsminijteriums). 
Tie näheren Grundſätze follen jpäter in dem Finanzrecht ber 
Kirche im Zufammenhang dargelegt werben. 

a) Kirchliche Gefege und Verordnungen, fie mögen für bie 
Yanbesfirche ober für eimelne Provinzen oder Bezirke erlafjen 
werben, find nur joweit rechtsgültig, als fie mit einem Staats- 
gejeß nicht im Widerfpruch ſtehen. Alle Behörden mit Richter 
qualität find daher berechtigt und verpflichtet vor der Anwendung 
von Sirchengejegen zu prüfen, ob ihre Form oder ihr Inhalt nicht 
einem Staatsgeje wiberjpricht, und, went fich Letzteres ergeben 
jollte, dem Kirchengefeg die Anwendung zu verjagen?). 

Die ausprüdliche Aufnahme diefer Beftimmung, welche fich 
für andere Religionsvereine von jelbjt verfteht, war für die evan- 
geliiche Kirche Darum nothwendig, weil deren Gejege durch den 
König felbft verfündigt werben, und Art. 106 der Verfaflungs: 
urlunde den Staatsbehörden die Prüfung der Nechtögültigfeit 
Königlicher Verordnungen nicht geftattet. Diefe Vorjchrift des 
Art. 106 findet Hinfort auf Kirchengejege Feine Anwendung. 

b) Bevor ein von einer Provinzialfynode oder von der Ge⸗ 


8-6. und S.O. v. 10. Sept. 1873, 8. 31, Nr. 11, 8. 46, $. 53, 
Kr. 8. Staatögejeg vom 25. Mai 1874, Art. 3 u. 5. 
2) Art. 13. 
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neralſynode beichlojfenes Gejeg dem Könige zur Sanktion vorgelegt 
wird, tjt durch eine Erklärung des Staatsminiſteriums feftzujtellen, 
daß gegen das Geje von Staatswegen nichts zu erinnern ift. In 
der Berkünbigungsformel ift dieje Yeltitellung zu erwähnen). 

In der Generalipynodalordnung vom 20. Januar 1876, 8. 6 
bieß es ftatt deſſen nur: „Bevor ein won der Generalſynode an- 
genommenes Geſetz dem Könige zur Tirchenregimentlichen Geneh— 
migung vorgelegt wird, ijt die Erllärung des Minifters der 
geiitlihen Angelegenheiten varüber herbeizuführen, ob 
gegen den Erlaß defjelben von Staatswegen etwas zu erinnern jet.“ 

c) Zur Feſtſtellung ftatutarifjher Ordnungen in dem 
der Kreisſynode überwiejenen Gejchäftsgebiete 2) bedarf es der vor: 
gängigen Anerkennung Seitens der Staatsbehörbde, daß die entwor⸗ 
fenen Beftimmungen dem Gejek vom 25. Mai 1874 und dem 
Geſetz vom 3. Juni 1876 nicht zuwider ſeien ®). 

d) Zur Feititellung von Gemeindeftatuten, welche die Kirchen- 
gemeinde- und Synodalordnung (vom 10. September 1873) er- 
ganzen oder modifiziren t), bedarf es der vorgängigen Anerkennung 
Seitend der Staatöbehörde, daß die entworfene Beftimmung ven 
in Artikel 1-4 und Artilel 8 des Staatögejeges v. 25. Mai 1874 
jtaat3gejeglich genehmigten Vorfchriften nicht zuwider jet). 

Wer in beiden Fällen die hierzu fompetente Staatsbehörde jet, 
wird durch königliche Verordnung bejtimmt ®). 


8. 54. 


2. Die evangeliſch⸗lutheriſche und die reformirte Kirche Der Provinz 
Hannover. 


Verzeichniß der Staatögefege und Kirchengefege zur Regelung 
der Verhältniſſe der beiden Kirchen. 

1. Zür beide Kirchen gemeinſam geltende Geſetze: 

Authentifche Deklaration v. 28. Sept. 1824 (G.-&. III. 287). 

Zandesverfaffungsgefet v. 6. Aug. 1840, $. 61 u. 78. 


1) Staatögefe vom 3. Juni 1876, Art. 13, Abi. 2. 

2) Kirchengemeinde» u. Synodalorbnung v. 10. Sept. 1873, 8. 53, Rt. 
d, 8. 65, Nr. 5. 

2) Staatögefeh v. 3. Juni 1876, Art. 4. 

8-8. u. S-D. v. 10. Sept. 1873, 8. 31, Nr. 11 und 8. 46.. 

2) Staatsgeieg v. 25. Mai 1874, Art. 5. 

6) Staatsgeſetz v. 3. Juni 1876, Art. 28. 
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Geſetz v. 5. Sept. 1848, verichiedene Aenderungen bes Yanbesverfaffungs- 
geſetzes betr, 8S. 23, 28, 30 (G.⸗S. 267, 268); Ebharbt, 1. Folge, S. 2. 

Geſetz v. 14. Oft. 1848, betr. die Kirhen u. Schulvorftände (G.S. 401 
bis 306. Ebhardt, 1. Folge, S. 41—44). Dieſes Gefe fand Anmendung 
auf ewangelifhe und katholifhe Kirchengemeinden, ift für bie lutberifchen 
Gemeinden feit 1864 größtentheild® unanwendbar geworben, gilt aber noch 
für die reformirten. 

Belanntmadhung d. Königl. Minifteriums d. geiftl. u. Unterrichts - Ans- 
gelegenbeiten v. 14. Dt. 1548, zur Ausführung bes Geſetzes über bie 
Kirhen- und Schulvorſtände. Ebhardt, 1. Folge, S. 44—51. 

Zuſatz⸗Geſetz Über Kirhen- und Schulvorftände v. 5. Nov. 1850. Eb- 
hart, 1. Folge, ©. 75. 

Zweites Zuſatz⸗Geſetz über Kirhen- u. Schulvorflände v. 9. Oft. 1864. 
(9.5. 1, 439. Ebhardt, 2. Folge, ©. 142. Dove, Sammlung 91). Diefes 
Selen gilt nur noch für die reformirten Gemeinden. 

Belanntmahung ded Kultus-Miniſteriums v. 21. Oft. 1864 zur Aus» 
iührung des Geſetzes v. 9. Oft. 1864. (G.⸗S. 1, 147. Ebhardt, 2. Folge, 
&. 147—148). 

Bekanntmachung des Königl. Preußiſchen General- Gouvernementsd zu 
Hannover v. 24. Oft. 1866, betr. die Eivil-Adminiftration des ehemaligen 
Königreih8 Hannover. (G.⸗S. 1, 293. Ebhardt, 1. Folge, S. 10-41). 

Königl. Preußiſche Kabinetsordre an das 8. Preuß. Tandestonfiftorium 
zu Hannover v. 8. Dez. 1866. (Ebhardt, 1. Folge, S. 251—252). 

Königl. Preußiſcher Erfaß v. 1. Juli 1868, vetr. die Eidesleiſtung ter 
esangeliichen Geiftlihen in der Provinz Hannover. (Preuß. Geſetz ⸗Samm⸗ 
lung ©. 703) 


2. Geſetze für die evangelifch-lutheriiche Provinzialkirche. 


Hannoverſches Staatsgeſetz v. 9. Oftober 1864 betr. die Kirchenvorſtands⸗ 
und Synodalordnung für die ewangelifch-Iutherifche Kirche des Königreichs. 
(8-8. 1, 437. Ebhardt, 2. Folge, 141. Dove's Sammlung 1865. ©. 90). 

Kirhen-Borftands- und Synodalordnung v. 9. Ott. 1864 (G.-©. 1, 
113. Ebhard, 2. Folge, 120—141. Dove, Sammlung 63—90). 

Königl. Hannoverſche Verordnung v. 17. April 1866, betr. bie Er=- 
richtung eines evangel.sluther. Landed-Konfiftoriums. (G.-S. 1, 105. Eb⸗ 
hardt, 2. Folge, S. 47.) 

Königl. Kabinetsordbre vom 8. Dez. 1866 an das Landes⸗Konſiſtorium 
Ebhardt, 2. Folge 252.) 

Königl. Preußiſche Xerordnung v. 4. Mai 1868 betr. die tbeologifchen 
Pröfungen in der evangelifch-Tutherifhen Kirche ber Provinz Hannover. 
Preußiſche Geſetzſammlung 473—475. Ebhardt, 2. Folge, S. 71.) 

Kirchengeſetz v. 22. Dez. 1870, betr. die Wahlen der Pfarrer (erlaflen 
som König von Preußen mit Zuflimmung der Hannov. Landesſynode). 1871. 
&. 1-6. Dove, Zeitfchr. 10, 471—475. 

Kirchengeſetz v. 22. Dezember 1870, betr. die Verbeſſerung ungenügend 
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botirter Piarıftellen (erlaffen vom König mit Zufimmung ber Hannör. 
Landesſynode). G.S. 1871, S. 6—7. Dove's Zeirfchrift 10, 476. 
Kirchengeje vom 16. Zuli 1573, Gmeritirungs - Orbnung (G.:S. 356 
bis 392). 
Kirchengele v. 16. Juli 1873, betr. die Gnadenzeit. (G.⸗S. 393). 
Kirchengeſetz v. 2. Febr. 1876, betr. Abänderung der Gmeritirungsort- 
nung v. 16. Juli 1873 (G.S. 32). 
Kirchengeſetz v. 4. Juli 1876, betr. bie weitere Verbeſſerung ungenügend 
botirter Pfarrftelln. (6-5. 275-276). 
Kirchengeſetz v. 5. Juli 1876, betr. die Wahlen der Pfarrer (G.S. 277). 


3. Quellen-Sammlungen und Yiteratnr. 

Ehhardt, Chr. H., Geſetze und Berorbnungen für den Bezirk d. Königl. 
Conſiſtoriums zu Hannover in Kirhen- und Schulfadyen. 2 Bände. Han: 
nover 1845. — Erfte Folge (Fortſetzung), die Geſetze v. 1845— 1857 begrei- 
fend (1858); zweite Folge, die Gelee v. 18581568 begreifenb (18691. — 
In diefer Sammlung fehlen die Geſetze für die Bezirke der übrigen Kon 
fiftorien. 

Ulrichs, H. Geſetze u. Verordnungen . . . für den Bezirk des Konfifte- 
riums zu Aurid. Aurich 1860. 

Ruperti, ©. E., Kirhen- u. Schul-Gefeßgebung der Herzogthümer Bre: 
men und Berden. Verden 1844. 2 Theile. 4°. 

Lohmann, Th., Kirchengefete der evangelifch-Iutberifchen Kirche bei 
vormal. Königr. Hannover. Thl. 1. Hannover 1874. (Enthält nur bie 
feit 1864 eingeführten Kirchen. Gefehe, mit Kommentar u. einer jur- 
ftifhen Ausführung über das kirchl. Beitragsweſen (5. 250—276). 

Spangenberg, E. (Oberappellationsrath zu Celle), das Territorial 
Kirchenrecht im Königreihe Hannover. (Enthält eine biftorifche Einleitung 
und einen Abriß des proteftantifchen, katholiſchen und jübilchen Kirchenrechte 
nah dem Stande des Jahres 1832). Die Arbeit iſt nicht felbftändig im 
Drud erſchienen, fondern fteht in H. X. Lipperts Annalen des fatbol. 
proteft. und jüdifchen Kirchenrechts, Heft 2, 20—65; 8, 14—60; 4, 65—9. 
Sranffırt a. M. 1832. 1833. 

Schlegel, Joh. K. Fürchtegott, Churhanndverſches Kirchenrecht. 5 Vde. 
Hannover 1801 1506. 

Wiggers, Zul., Kirchl. Statiſtit 2, 219—223. 1943. 

Friedberg, E., die evangel. und kathol. Kirche der neu einverleibten 
Länder in ihren Beziehungen zur Preußifhen Landeskirche und zum Staate. 
1° 67. 

v. Rönne, Staatöreht der Preuß. Monardie 1, b, 636. 670-613. 
2, a, 220. 1870. 1871. 


Dis zum Jahre 1848 waren die Tonfefjionellen Unterſchiede 
zwijchen den Iutberifchen und veformirten Gemeinden des König. 
reichs Hannover nicht mehr von großer Erheblichkeit; im Kirchen- 
regiment waren fie längft verbunden, und wenn damals die Schafr 
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fung einer Shnodalverfaffung zur Ausführung gefommen wäre, 
würde biejelbe auch die reformirten Gemeinden mit umfaßt haben, 
ta auch die Ständererjammlung davon ausging, daß thatfächlich 
die Union bereit bejtehe!). Nachdem dur den Einfluß des 
Hofes die orthodor-lutheriiche Richtung in den Konfiftorien und 
im Rultusminijterium zur Herrichaft gebracht worden war, kam 
es ım Sabre 1864 zur Aufrichtung einer evangelisch - Iutherifchen 
Sonderkirche mit einem eignen evangelifch-Iutberiihen „Landes⸗ 
Konfijtorium” und einer Yandes-Synode, während die 120 refor- 
mirten Gemeinden feine weitere ſynodale Verbindung erbielten, 
und nach wie vor unter die verjchtedenen Fleineren, vorwiegend 
mit Yutheranern bejegten Brovinzial:Konfiftorien geftellt blieben. 

Dur die Einverleibung des Yandes in die Preußiiche Mo- 
narchie ift an biefen Zuſtänden Nichts verändert worden, außer 
iniofern die Nechte des Königs von Hannover und feines Kultus- 
minifters auf den König von Preußen und den Breußifchen Kultus- 
minifter übergegangen find. Cine PBereinfahung des ziemlich 
byzantinischen Konfiftorialbaus und eine Ausfüllung der zwijchen 
ver Iutherifchen und veformirten Kirche aufgethanen Kluft, welche 
tem Wunjche der Mehrheit der Bevölferung wenig zu entjprechen 
ibeint, ift nur unter Mithülfe der Preußiſchen Staatsgefeßgebung 
zu erreichen. | 

1. Die Hannöverſchen Staatögejege und Kirchengeſetze, welche 
zur Zeit der Beſitznahme Hannovers durch Preußen die Verhält 
nije der Kirche regelten, find durch die bloße Thatſache der Ein- 
werleibung nicht außer Geltung getreten, jondern baben diejelbe 
nur verloren, joweit fie mit den Grundjäßen ver Preußiſchen 
Staatsverfaffung in Wirerjpruch jtehen. Die dem Könige von 
Hannover zugeitandenen landesherrlichen Rechte find auf den König 
ton Preußen als neuen Yandesherrn übergegangen und von ihm 
au alsbald in Anjpruch genommen worden ?). 


1) Die Staatsgefetse rebeten längft bloß von einer „evangeliichen“ Kirche, 
nicht von „Intherifcher” und „reformirter” Kirche. 

2) In der an das lutheriſche Landestonfiftorium gerichteten Kabinets⸗ 
ordre König Wilpelms v. 5. Dez. 1866 findet fih der Sag: „Inſonderheit 
bin ih Mir bewußt, daß Sch das mit Meiner Krone verbundene Amt 
dcs oberſten Kirhenregiments in der evangeliihen Kirche, auch für 
die evangelifch = Intherifhe Landeskirche Hannover in dem Umfange, in 
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Daſſelbe gejchah in Schleswig - Holitein, Kurbeifen, Najlau, 
Heſſen⸗-Homburg, indem die Preußiſche Regierung von der durd: 
aus richtigen und bei allen Zerritorialveränderungen jett 1803 
altüberall angewendeten Annahme ausging, das die bejonberen 
Regierungsrechte, welche den deutſchen Landesherrn über die evan⸗ 
geliihe Kirche zuſtehen (die Rechte der Kirchenregierung, dis 
Kirchenregiments), ihnen in ihrer Eigenfchaft als Oberhaupt dee 
Staats zukommen, für fie daher verloren geben jowohl durd Ab: 
dankung als durch Entjegung und ebenjo weiter auch auf jeden 
Nachfolger in der Regierung von ſelbſt übergehn ‘). 

Allerdings ift in den legten Jahrzehnden von einer lange 
einflugreichen Partei die Behauptung aufgeftellt worden, den beut- 
ihen Landesherrn kämen die befprochenen Rechte über die evan⸗ 
geliiche Kirche nicht als Landesherrn, jondern als „vornehmiten 
Gliedern“ der Kirche (ald den praecipuis membris) zu. Mi 
diejer Theorie beweiit man aber entweder Nichts oder zu Bid. 
Will jie befagen, daß der Landesherr vermöge dieſer jeiner ſtaat⸗ 
lihen Stellung das bervorragendfte Slied der Kirche jet, jo geiteht 
man zu, dab das landesberrliche Kirchenregiment eben ein jtuat- 
liches Recht it, d. h. daß es übergeht auf jeden, ver nad ftaat- 
lichem Recht Landesherr wird, ohne daß ver Kirche ein Recht 
zufüme, daran Etwas zu ändern. Ueberhaupt gebt es nicht an, 
einen Landesherrn, der die Kirche in jo großer Ausdehnung durch 
jtaatliche Behörden regiert, ohne deſſen Zuftimmung überhaupt 
gar Nichts geſchehen kann, einfah unter die Klaffe der „Mit 
glieder” der Kirche einreihen zu wollen; es gebt dies jo wenig, 
als man den König als den erjten Unterthan, al® „praecipuum 
membrum civitatis“ bezeichnen darf. Die ganze Theorie hütte 
einen wirklichen Gehalt nur dann, wenn fie ausjprechen wollte, 
daß landesherrlihe und kirchenherrliche Gewalt nur zufällig, 


— — — — — 


welchem daſſelbe von den früheren Landesherrn wahrgenommen worden iſt, 
fo zu führen babe, daß es nicht zur Beunruhigung der Gewiſſen, oder zur 
Störung guter, firhlicer Ordnungen, fondern zur Förderuug und zum Bau 
des Reiches Gottes diene.” Ebhardt, 2. Folge, S. 252. 

1) Die bier vertretene Anficht wurde ſchon im Februar 1867 v. E. Friet- 
berg in feiner Schrift „die evangel. und luther. Kirche der neu einverleibten 
Länder in ihren Beziehungen zur Preußiſchen Landeskirche und zum Staate” 
S. 33—44 vertreten. 
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vermöge geichichtlicher Verhältniffe, aber nicht nach dem geltenden 
Staatsrecht verbunden feien; darnach würde dann König Georg 
von Hannover und die Agnaten von Kurheſſen, Naffau u. ſ. w. 
die Rirchengewalt in ihren ehemaligen Ländern fort zu verwalten 
haben. Allein ein folches Yamilien-Patrimonium ift das lanbes- 
herrliche Kirchenregiment biftorijch nie gewejen und ift es noch 
weniger nach dem geltenden deutſchen Staatsrecht, welches allein 
dafür entſcheidend ijt, und nicht Schmalkaldiſche und andere alte 
Artikel. 

In anderer Wendung iſt die eben bekämpfte Theorie neuerlich 
vertheidigt worden von Friedrich Oetker in den Preußiſchen Jahr⸗ 
büchern 27, 435 (1871), indem er behauptete, in Kurheſſen bilde 
die Iandesherrliche over jtaatsoberhauptliche Eigenichaft nicht ben 
Grund, jondern nur die VBorausjegung für die Ausübung 
der oberbifchöflichen Nechte. Allein auch das tft entweder nur ein 
Vortipiel, oder führt zu der Konfequenz, daß die oberbiichöflichen 
Rechte nicht auf die Krone Preußen übergehen fonnten, welche 
Konſequenz Oetker zu ziehen weit entfernt tit‘‘). 

2. Bezüglih des Umfangs und der Ausübungsweile des 
Iandesherrlichen Kirchenregiments ſtehen folgende Vorichriften noch 
in Geltung: 

Das Gele vom 5. September 1848, betr. verichievene Aen⸗ 
derungen des Landesverfaſſungs⸗Geſetzes, 8. 23, verfügt: „In 
der evangeliichen Kirche werden die Rechte der Kirchengewalt vom 
Könige, fo weit es die Kirchenverfaffung mit fich bringt, unmittel- 
bar, ober mittelbar durch die Konfiftoriale oder Presbhterial- 
behörden, welche aus evangelijchen geijtlichen und weltlichen Per- 
ionen bejtehen, unter Königlicher Dberaufficht ausgeübt, vorbehält- 
ih der den Gemeinden und Einzelnen dabei zuftehenden Rechte.“ — 
„Ueber Abänderungen in der beſtehenden SKtirchenverfaflung wird 
der König mit einer von ihm zu berufenden Verfammlung von 
geiltlichen und weltlichen Berjonen, welche theil® von Ihm be- 
fimmt, tbeil® von den Geiftlichen und Gemeinden auf bie ſodann 
durh Verordnung zu bejtimmende Weile erwählt werden, be- 


1) S. bagegen auch ©. Meyer in Dove's Zeitihr. 10, 433 (1871). 
2, 8.5. 217. Das Grundgefeg vom 26. September 1833, 8. 60, 
lautete kürzer und theilmweife anders. 
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rathen.“ — „Einer jolhen Berathung bedarf e8 auch dann, 
wenn vor Einrichtung von Synoden für das ganze Königreich oder 
einzelne Landestheile neue Kirchenoronungen erlaffen ober in weient- 
lihen Grundſätzen derjelben, und namentlich in ber Yiturgie, Ber: 
änderungen vorgenommen werden jollen.” — „Den Kirchenge- 
meinden joll eine allgemeinere Betheiligung bei der Anitellung 
ihrer Prediger eingeräumt werden, jo weit folches von der allge: 
meinen Landesgefeßgebung abhängt.” 

Zandesverfaffungsgejeß v. 6. Augujt 1840, 8. 67: „Belennt 
fihb der König oder Negent nicht zur evangeliihen Kirche, jo 
werben bie Nechte der Staatsgewalt einjtweilen von den vereinten 
evangeliichen Staatsminijtern ausgeübt. Zur Sicheritellung bes 
Rechtszuftandes der evangelifchen Kirche follen ſodann über bie 
Art und Weije der Ausübung der Ktirchengewalt die erforderlichen 
Anordnungen mit Zuftimmung der allgemeinen Ständeverfamm- 
lung getroffen werben.“ 

3. Für die evangeliſch-lutheriſche Kirche find bie 
Borichriften des Geſetzes vom 5. September 1848 durch umfaj- 
‚jende neue Ordnungen zur Ausführung gebradit. 

a) Das Staatögefet v. 9. Dit. 1864, betr. die Kirchenvorſtands⸗ 
und Synodalordnung, bejtimmt, $.1: „Der heute als Kirchengefeg 
von uns verkündeten Kirchenvorftande- und Synodalordnung für 
bie evangeliih-lutherifche Kirche des Königreichs wird biemit- die 
landesgeſetzliche Beiftimmung, jo weit e8 deren bedarf, er 
teilt, un beſchadet übrigens jowohl einer weiteren Entiwidelung 
beziehungsweife Abänderung diejer Ordnung auf dem dafür zu- 
jtändigen, in ihr jelbft vorgejehenen Wege der Kirchengelek- 
gebung (I), als auch der verfaffungsmäßigen Zuſtändigkeiten ber 
Landesgeſetzgebung 2;." — „Insbeſondere bedarf e8 der Beiftimmung 


) Zm Inhalt ſtimmt biefer Paragraph durchaus mit $. 61 des Grund⸗ 
geſetzes von 1833 überein. 

2) Durch biefen Sat ift auf Verlangen der Stänbeverfammlung aner- 
tannt worden, daß jeder Punkt der Kirchenordnung durch Staatsgeſetz ab- 
geändert werden kann. Dagegen ift in dem Geſetz die von der Stäandever⸗ 
fammlung am 4. Juli 1864 ausgeſprochene Anficht, daß der Begriff der zur 
Wahl der Kirhenvorftände wahlberedtigten Kirchengemeinde nicht anders als 
durch Staatögefe geändert werben lürme, nicht zum Klaren Auebrud ge 
Iommen. (Bgl. bierlüberilobmann, S. 5—7.) 
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der Landesgeſetzgebung bei Abänderungen hinjichtlih der Nechts- 
verhältniffe des Patronats oder Hinfichtlich der die Beitragspflicht 
ver Kirchengemeinden und Kirchenkaſſen betreffenden Beitimmungen 
ver 88. 64, 79 und 81 der Kirchenvorftande- und Synodalord- 
nung.” 

b) Nach diejer Ordnung Bat jeve Gemeinde einen direkt ge: 
wählten Kirchenvorſtand, in welchem ver Pfarrer ven Vorfig führt, 
aber feine weitere Gemeinvevertretung. Die Pfarritellen landes⸗ 
herrlichen Patronats werben feit dem Firchengejeg vom 22. Dez. 
1870 abwechjelnd von der Kirchenregierung und dem Sirchenvor- 
ſiand, oder wenn legterer nicht einhellig gewählt hat, durch Wahl 
der Gemeinde auf Vorſchlag des Kirchenvorſtands beſetzt. In der 
Bezirksſynode (Kreisſynode) ift das geiftliche und weltliche Element 
stemlich gleich ftark vertreten; die weltlichen Mitgliever werben 
vom Kirchennorftand aus feiner Mitte gewählt; der ernannte 
Superintendent und der gewählte Synodalausſchuß find die Voll⸗ 
zugsbehörde des Bezirks. Weber ihnen jtehen bie von früher ber 
beibehaltenen Provinziallonfiftorien, während entiprechende Pro- 
vinzialjpnovden nicht eingerichtet find. Für die ganze lutheriſche 
Kirche beftehen die 1869 ins Leben getretene Landesſynode, der 
von der Landesſynode auf drei Jahre gewählte Ausſchuß und 
das jeit 1866 eingerichtete Landes-Konfiftorium zu Hannover, 
welhes in gewilfen Fällen mit dem Synodalausſchuß beſchließt, 
und theils unmittelbar, theils in zweiter Inſtanz über den Provin⸗ 
ziallonſiſtorien verfügt. 

Ueber Angelegenheiten der reformirten Gemeinden kommt 
ihm feine Zuftändigfeit zu. 

Das Landestonfiftorium joll aus orventlichen und außerorbent- 
lichen Mitgliedern beitehen. Die legteren haben, insgefammt oder 
einzeln mir bei beftimmten Gefchäften des Landestonfiftoriums fich 
zu betheiligen, worüber im Wege der Inftruftion das Nähere feit- 
zuſetzen ift!). 

Das Landestonfiftorium ift dem Kultusminifter untergeorbnet; 
demielben find allgemeine Anorbnungen des Landeskonſiſtoriums 
vor ihrer Erlaffung zur Einficht vorzulegen und rücjichtlich 


') Königl. Hannöverfche Verordnung vom 17. April 1866, $ 1. 
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anderer Verfügungen kann der Kultusminifter ſolche Borlegung 
verlangen. 

In den widhtigeren Firchlichen Angelegenheiten kann ber Kul⸗ 
tusminifter nicht felbftändig verfügen, jondern bat nur Veto- over 
Beſtätigungsrechte. Entſtehen zwiſchen ihm und dem Landeskonſi— 
ſtorium Meinungsverſchiedenheiten über die Gränzen der beiber: 
ſeitigen Zuſtändigkeit, oder können ſie ſich in Angelegenheiten nicht 
einigen, für welche beiderſeitiges Einverſtändniß erforderlich iſt, je 
ift auf den 2ortrag des Kultusminifters die Entſcheidung des 
Königs einzuholen. Wo die Genehmigung des Königs nothwendig 
ift, wird dieſelbe durch Vermittlung des Kultusminifters ein: 
geholt. 

Die erfte Landesſynode der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche 
der Provinz Hannover, von der Krone Preußen im Jahre 1864 
berufen, verlangte auf Grund der den Kirchen in Artikel 15 ver 
Preußiſchen Berfaffungsurfunde gewährten Selbitändigfeit, Weber: 
tragung der wichtigſten Rechte der Preußifchen Krone und ver 
Preußifchen Kultusminifters auf das Hannöverfche Landeskonſiſto⸗ 
rium und den Synodal-Ausſchuß !). 

Desgleichen verlangte fie eine Ergänzung der Kirchenverfai: 
jung dahin, daß die Mitgliever des Landes-Konfiftoriums wider 
ihren Willen weder auf eine andere Stelle verjeßt, noch jonft ihres 
Dienftes follten enthoben werden können, wenn nicht das vereinigte 
Kollegium zuftimme. Ausgenommen follte bleiben der Weg des 
Disziplinarverfahrene und der Fall einer Emeritirung wegen 
förperlicher oder geijtiger Unfähigkeit. — Dieſe Anträge erhielten 
die Königl. Genehmigung nicht. 

ce) Hinfichtlih der Ausübung des kirchlichen Geſetzgebungs⸗ 
rechts gelten nach der Kirchenvorſtands- und Synodalordnung vom 
9. Oktober 1864 folgende Regeln: 8. 64: „Der Wirkungstreis 
ber Landesſynode befaßt: 3) Bewilligung neuer kirchlicher Aus— 
gaben, fofern diefelben durch Neiftungen ber Kirchengemeinden oder 
ſolcher Parochialkirchenkaſſen, für welche nicht im alle der Unzu: 
länglichkeit Dritte ganz oder theilweife einzutreten haben, gededt 


1) Diefes Verlangen wird näher begründet in 2. U. Bruel, die Selb⸗ 
ftändigfeit ber evangel.«Iutb. Landeskirche Hannovers. 1870. (Anonymus): 
Rücklicke auf die erfte Hannöverſche Landesſynode. Berlin 1870, 
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werden follen.” 8. 65: „Kirchengefege werben unter Zuftimmung 
der Landesſynode erlaifen, wieder aufgehoben, abgeändert und 
authentiſch interpretirt.“ 

„Die Zujtimmung ber Landesſynode beſchränkt fih auf ven 
wejentlichen Inhalt ver Geleke. Die Bearbeitung der Geſetze 
nah Maßgabe der Beichlüffe ver Landesſynode verbleibt ver 
Kichenregierung.“ 

„Die Einführung neuer Katechismen, Gejangbücher und Agen⸗ 
den darf von der Sirchen- Regierung nur angeorbnet werben, 
nachdem die Landesſynode zu deren Inhalt und Faſſung ihre 
Zuftimmung ertheilt hat. Auch iſt durch Mittbeilung neuer bei 
der Kirchenvegierung ausgearbeiteter Entwürfe folcher gottesdienft- 
lichen Bücher an die Bezirksſynoden ben letteren Gelegenheit zu 
geben, fich über dieſelben auszuſprechen.“ 

„Die Lehre felbft bildet feinen Gegenftand der Geſetz⸗ 
gebung der Landeskirche !).“ 

4. Die Provinziallonfiftorien haben folgende Amtsfite 2): 

a) Zu Hannover für die Türftenthürıer alenberg 
Srubenhagen mit dem Harze, Göttingen, Lüneburg, Hildesheim 
und die Grafichaften Hoya und Diepholz. Sein Sprengel iſt 
weit größer al8 die aller übrigen Konfiftorien ; es unterjtehen ihm 
6 Generaljuperintendenten, 67 Infpeltoren und 768 Pfarrer, dar⸗ 
unter 4 reformirte. Sein Perfonal bilden: 1 ‘Direktor, ver welt- 
li oder geiftlich jein kann, 6 geiftliche und 3 weltliche Konſiſtorial⸗ 
räthe und eine unbejtimmte Zahl von Affeljoren. 

b) Zu Stade für die Herzogthümer Bremen und Verden, 
dem 1 Generaljuperintendent, 16 Injpeltoren oder Superintenventen 
und 148 Pfarrer, darunter 3 reformirte unterjtehen. Es zählt 
1 weltlihen Direktor, 2 weltliche und 3 geiſtliche Räthe. 

c) Zu Otterndorf für das Land Habeln, mit bloß 10 
Pfarreien. 

d) Zu Osnabrüd mit 39 Pfarreien, worunter 3 reformirte, 
aus 1 weltlihen Direktor und 2 geiftlichen Räthen beftehenb. 
Die Stadt Osnabrüd hat noch ihr eignes Konfiftortum. 


1) Bgl. über diefen $. 65 Lohmann 63—66. 

3) Spangenberg in Lipperts Annalen 2, 36. 53—5$. Etwas abweichend 
Wiggers 2, 220. 

Thudichum, Kirchenrecht 17 
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e) Zu Aurich das gemifchte reformirt⸗lutheriſche Konſiſto⸗ 
rium, bejegt mit 1 weltliden Direktor, 7 weltlichen Räthen 
(ebemals den Mitgliedern der Juſtizkanzlei zu Aurich), dem refor⸗ 
mirten Generaljuperintenventen, dem lutheriſchen Generaljuperin- 
tendenten und dem eriten Prediger der Stadt Aurich. Es unter- 
jtehen ihm 88 reformirte und 104 Iutberiiche Pfarreien. 

f) Zu Nordhorn, der reformirte Oberfirhenrath für 
die reformirte Grafſchaft Bentheim, mit 14 Pfarreien. Derſelbe 
befteht aus 1 weltliden Direktor, 2 geiftlichen Oberfirchenräthen 
und 2 weltlichen Aſſeſſoren. 


8. 55. 


3. Evangeliſch⸗lutheriſche Kirche der Provinz Schleswig» Hofftein 
und Lauenburg. 


Königl. Preuß. Verordnung vom 24. Sept. 1867, betr. die Errichtung 
eines evangeliſch⸗lutheriſchen Konfiftoriums in Kiel (G.⸗S. 1669—1670). 

Gemeinde-Ordnung für die evangel.-Tuth. Gemeinden v. 16. Aug. 1869, 
$. 60 (G.⸗S. 993. 994), tbeilweife aufreht erhalten durch die Kirden- 
gemeinde u. Synodalordnung v. 4. Nov. 1876, 8. 111 (8-5. 447). 

Preuß. Geſetz v. 23. Juni 1876, betr. die Bereinigung bes Herzogthums 
Yauenburg mit der Preußifhen Monardie. $. 5 (G.-©. 170). 

Königl. Erlaß v. 4. Nov. 1676, betr. die Einführung einer Kirchen⸗ 
gemeinde- u. Synodal⸗Ordnung für die evangelifch-Tutberifhe Kirche ber 
Provinz Schleswig-Holftein, mit Ausſchluß des Kreifes Herzogthum Lauen: 
burg (G.-©. 415450). 


E. Friedberg, die ewang. u. kath. Kirche der neu einverleibten Län- 
ber in ihren Beziehungen zur Preuß. Landeskirche und zum Staat. 1867. 
S. 27—32. 

Falck, Handbuch d. Schlesw.⸗Holſt. Privatrechts. 3, 676-760. 1838. 

Sallifen, Chr. Friedr., Abriß des Wiſſenswürdigſten aus ben ven Pre: 
diger und fein Amt in Schleswig und Holftein betreffenden Berordnungen. 
3. Aufl. 1843. (Altona). 

Matthiä, W. Chr., Beſchreibung der Kirchenverfaffung in Schleswig 
u. Holftein. 2 Theile. Flensburg 1778—1786. 

Lau, in Herzogs Realencyklopädie 20, 614. 


1. Die PVerfaffung der evangelifch-lutherifchen Kirche ver 
Provinz Schleswig-Holftein beruht gegenwärtig in erfter Yinie auf 
den aufgezählten Königlichen Verordnungen, welche vom König 
vermöge feiner landesherrlichen Kirchengewalt erlaffen jind, mit 
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vorläufiger Zuftimmung bes Yanbtags, welcher die Mittel zur 
Ausführung bewilligte. Die als „kirchliche“ Ordnung verfündigte 
Berfaffung vom 4. November 1876 bedarf noch zu ihrer vollen 
Gültigkeit der Genehmigung durch Staatsgeſetz. Seit dem 1. Yuli 
1876 find auch die evangelifchen Gemeinden im ehemaligen 
Herzogthum Yauenburg unter das evangelifch-lutheriiche Konſiſtorium 
su Kiel gejtellt, und das Lauenburgifche Konfiftorium aufgehoben !); 
die Verfaſſung vom 4. November 1876 findet aber auf fie bis 
jegt feine Anwendung. 

2. Die neue Berfaffung ftimmt in den meiften Beziehungen 
überein mit derjenigen ver jech3 Sjtlichen alten Provinzen, nur daß 
die „Geſammtſynode“ der Provinz die oberſte Stufe der ſynodalen 
Gliederung bildet. 

Die Geſammtſynode theilt das kirchliche Geſetzgebungsrecht 
mit dem Könige in voller Ausdehnung, unter Einräumung gewiſſer 
Ablehnungsrechte an die Einzelgemeinden 9. 

Der von ihr gewählte aus brei Perfonen beftehende Synodal⸗ 
ausſchuß nimmt an gewiffen wichtigeren Beichlüffen des Konfifto- 
rums Theil). 

3. Die landesberrliche Behörde zur Ausübung der Kirchen- 
regierung ift das evangelifch-lutherifche Konfiftorium zu Kiel, be- 
ſtehend aus 1 weltlichen Vorſitzenden, dem Generalfuperintendenten 
. ir Holftein und dem für Schleswig, fowie den erforberlichen geift- 
Iihen und weltlichen Räthen. 

Das Konſiſtorium bat diejenigen Gejchäfte zu bejorgen, welche 
durch die Inſtruktion vom 23. Oktober 1817, die Königliche Ka⸗ 
binet3ordre vom 31. Dezember 1825 und die Verordnung vom 
27. Juni 1845 und die diefelben erläuternden, ergänzenden und 
abändernden Beitimmungen den Konfiftorien der älteren Landes⸗ 
tbeile überwiejen find *). Vorgeſetzte Behörde des Konfijtoriums 
it der Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, an welchen in 
sällen, welche über die Kompetenz des Ronfiftoriums hinausgehen, 
ju berichten ift. 


ı) Preuß. Staatsgeieg vom 23. Juni 1:76, betr. die Bereinigung bes 
Herzogthums Lauenburg mit der Preuß. Monardie $. 5 (G.⸗S. 170). 
2) 8. 92. v3. G.S. 412. 
2) 6. 95 G.⸗S. 443. 
*) Bol. jedoch d. Einfhräntung in $. 3, Abf. 2 d. Berorbır. v. 24. Sept. 1867. 
17* 
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8. 56. 
4. Die unirte Kirche des Konfiftorialbezirts Kaflel (Kurheflen). 


Königl. Preußiſche Verordnung v. 22. Febr. 1867, betr. die Organilation 
der Berwaltungsbehörben in dem vormal. Kurfürftenth. Heflen (G.⸗S. 273). 

Königl. Preußifcher Erlaß v. 13. Juni 1868, betr. die Bereinigung der 
Konfiftorien in Kaffel, Marburg und Hanau zu einem gemeinfchaftlichen Kon- 
filorium in Marburg (G.-S. 583. 584). 

Königl. Erlaß v. 24. April 1873, betr. die anberweite Beſtimmung bes 
Sites für das für den Regierungsbezirk Kafjel einzurichtende Konftforium. 
(G.S. 184). 

Königl. Erlaß v. 27. Sept. 1873, betr. das Disziplinarverfahren gegen 
Geiſtliche und Kirhenbeamte im Amtsbereich des Konfiftoriums zu Kafiel 
(8.-©. 454). 

Königl. Erlaß v. 22. Juli 1874, betr. die Beſtellung und Beftätigung 
der evangeliſchen Geiftlichen im Amtsbereiche des Konfifioriums zu Kaliel. 
G.S. 271). 


Büff, ©. %, Kurheſſiſches Kirchenrecht, bearbeitet mit Rüdfiht au’ 
Lebberhofe und Pfeiffer. Caſſel 1861 (behandelt nur das proteftantifcde 
Kirchenrecht). 

Ledderhoſe, C. W, Verſuch einer Anleitung zum Heſſen⸗Caſſelſchen 
Kirchenrecht. 1785. 

Pfeiffer, Chr. H., Kurheſſiſches Kirchenrecht. 1821. (Neue Bearbei⸗ 
tung des Werks von Ledderhoſe). 

Meyer, Georg, die Beſtrebungen zur Herſtellung einer Presbyterial⸗ 
u. Synodalverfaffung im Gebiete des ehemal. Kurfürftenth. Hefien (in Dove's 
Zeitſchr. f. K.-R. 10, 403 -441. 1871). 

Detler, F. in den „Preußiſchen Jahrbüchern“ 27. 427—459. 1871. 

Heppe, H. Kirchengefchichte beider Heffen. Heft 2. 1876. 


1. Der NRegierungsbezirt Kafjel beiteht aus dem ehemaligen 
Kurfürftenthum Heflen, dem ehemals Baieriſchen Bezirksamt Gers— 
feld und Landgerichtsbezirk Ort ohne Aura, und aus dem früher 
Großherzoglich Heſſiſchen Kreiſe Vöhl, einjchlieplich der Enklaven 
Eimelrod und Höringhaujen ). 

Ein Königlicher Erlaß vom 13. Juni 1868 ſtellte alle zum 
Regierungsbezirt Kaſſel gehörigen Landestheile unter ein neu er- 
richtetes Konfiftorium zu Marburg, indem die Konfiftorien zu 
Kaffel und Hanau aufgehoben, beziehungsweije mit dem zu Mar: 


1) Königl. Preuß. Verordnung v. 22. Febr. 1567 (G.S. 273). 
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burg vereinigt wurden. Das neue Konjiltorium wurde der Auf- 
jicht des Kultusminifters unterftellt. Hiermit waren alſo auch 
die ehemals Baieriſchen und Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile 
unter diejelben Behörden geftellt wie die Gemeinden ber ehemals 
Kurheſſiſchen Landeskirche. 

Der Königliche Erlaß vom 13. Juni 1868 beſtimmt ferner 
wörtlich Folgendes: „Bei der Zuſammenſetzung des Konſiſtoriums 
iſt auf eine Vertretung der verſchiedenen Konfeſſionen Rückſicht zu 
nehmen. Daſſelbe hat die Aufgabe, das Recht der verſchiedenen 
Konfeſſionen und der in einem Theile des Landes beſtehenden 
Union, ſowie die auf dem Grunde dieſes Rechts ruhenden Ein⸗ 
richtungen zu ſchützen und zu pflegen. Es beſchließt in den zu 
ſeiner Entſcheidung gelangenden Angelegenheiten kollegialiſch nach 
Stimmenmehrheit ſeiner Mitglieder. In ſolchen Sachen jedoch, 
welche das Bekenntniß unmittelbar berühren, iſt die konfeſſionelle 
Vorfrage lediglich nach den Stimmen der Mitglieder der betreffenden 
Konfeſſion zu entſcheiden. Das Kollegium bat alsdann dieſe Ent: 
ſcheidung jeinem Gejammtbeichluß zu Grunde zu legen, oder, wenn 
Beventen dagegen obmwalten, bie Sache zu höherer Entſcheidung 
vorzutragen 1.” 

Das Preußiſche Abgeorpnetenhaus verweigerte aber dieſer 
neuen Schöpfung die Anerkennung, verwilligte nur Mittel für die 
drei Hejliihen Konfiftorien, jo daß das Gejammt-Konfiftorium nicht 
in rechtliche Eriftenz trat. 

2. Im Staatshaushaltsgejeg für 1873 bewilligte endlich 
unter dem Minifterium all, der Landtag die Mittel zu einem 
Selammtlonfiftortum zu Kaſſel, das außer Mitglievern, die das 
Amt nur als Nebenamt verjehen, aus einer Anzahl von Räthen 
beſtehen foll, die fih nur den Gejchäften des Kollegiums widmen. 
Ein Königlicher Erlaß vom 24. April 1873 verlegte hierauf den 
Sik des Konfiftoriums von Marburg nach Kaffel, und erfolgte die 
Ernennung eines rechtögelehrten Präfidenten und von 2 weiteren 
weltlihen und 5 geiftlichen Räthen, welche theil® der reformirten, 
theil der Iutherifchen Konfeflion angehören, während 1. al3 unirt 
bezeichnet iſt 2). 





) 8.6. 583. 
2 9.-5. 184. Es wurbe am 28. Juli 1873 zu Kaſſel eröffnet. 
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Der Erlaß vom 27. September 1873 übertrug ihm die Aus 
übung der vollen Disziplinaritrafgewalt über Geiftliche und Kirchen: 
beamte in erfter Inftanz, während der Kultusminifter Die zweite 
Inftanz bildet; ein zweiter Erlaß vom 22. Juli 1874 ferner das 
Recht der Beltellung und Beftätigung der evangeliichen Geiſt⸗ 
Gchen, unter Aufficht des Kultusminifters. 

3. Die Grundzüge der übrigen bisherigen Kirchenverfaflung 
Bier zu fchildern, erſcheint im Augenblick nicht angezeigt, da eine 
neue Regelung berfelben nahe bevorfteht. 


8. 57. 
5. Unirte Kirche des Konftitorialbesirts Wiesbaden (Naflan). 


Königl. Preußiſche Verordnung dv. 22. Febr. 1867, betr. bie Organifa- 
tion der Berwaltungsbehörben in dem vormal. Herzogthum Naffau u. f. m. 
(8... 273). 

Königl. Preußiſche Verordnung v. 22. Sept. 1867, betr. die Errichtung 
eines evangeliſchen Konfiftorium® in Wiesbaden (G.-&. 1569). 





v. Rönne, Staatöreht d. Preuß. M. 1, b. 677. 678 (1970). 

Dtto, ®., Handbuh des befonderen Kirchenrechts der evangelifchen 
Kiche in Naſſau. Nürnberg 1828. 

Heydenreih, 4. 2. C., Uttenftüde, die Bereinigung der luther. un? 
reform. Kirche im Herzogth. Naflau betr. (in Stäublin’8 und Tzſchirner's 
Archiv 4, 1). 

l. Der NRegierungsbezirt Wiesbaden beſteht aus dem ehe 
maligen Herzogthum Naffau, dem ehemals Landgräflich Heifen- 
Homburgiihen Amte Homburg, einer Anzahl von früher zum 
Großherzogthum Hefjen gehörigen Gemeinden, und der ehemaligen 
freien Stadt Frankfurt a. M. mit ihrem Gebiet 1). 

Für alle evangelifchen Gemeinden des Regierungsbezirks, mit 
Ausnahme der Stadt Frankfurt und ihres Gebiets, iſt durch 
Königliche DBerorbnung vom 22. September 1867 ein „evange: 
liſches Konfiftortum” mit dem Sig in Wiesbaden angeoronet 
worden 9). Daſſelbe befteht aus 1 weltlichen Vorfigenven, dem 
GSeneraljuperintenvdenten, 1 Yujtitiarius und der erforderlichen 
Zahl geiſtlicher Räthe. Der Wirkungsfreis des Konfiftoriums 


1) König. Preuß. Verordnung v. 22. Febr. 1867, 8. 2 (G.S. 273). 
Y G.S. 1569. 
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it der gleiche, wie er bis zum Sabre 1867 bei den übrigen 
Preußifchen Konfiftorien war!). Vorgeſetzte Behörde des Konfi- 
ſtoriums ift der Rultusminijter, an welchen in Fällen, die außer- 
balb der Zuftänbigfeit des Konfiftoriums Tiegen, zu berichten iſt. 

2. Die Berlündigung einer neuen Kirchenverfaffung fteht nabe 
bevor. 


8. 59. 


6. Die Iutheriihen und reformirten Gemeinden der ehemaligen freien 
Stadt Frankfurt a. M. und ihres ehemaligen Gebiets, 


Durch drei Stantsgefege der freien Stabt Frankfurt vom 
d. Februar 1857, nämlich das Organiſche Gefe wegen Abände— 
rung der Konftitutions-Ergänzungs-Alte vom 19. Juli 1816, das 
Geſetz über den Geſchäftskreis des evangelijch » Iutheriichen Konfi- 
itoriums und dasjenige über die Zufammenjetung und ben Ge⸗ 
ſchaͤftskreis des evangelifch-Iutherifchen Gemeinde⸗Vorſtandes wurden 
im Iahre 1857 die Tirchlichen Verhältniſſe der Stadt Frankfurt 
und der zu ihrem Gebiet gehörenden fünf Landgemeinden neu ge- 
regelt 2). Für die evangelifch-lutherijche Gemeinde der Stabt mit 
Sachſenhauſen trat gleichzeitig eine „&emeinde-Orbnnung“ in Kraft, 
welche genauere Beftimmungen über die Gemeindeverfaffung und 
über das geiftliche Amt enthält, und bereit am 3. und 4. No- 
vember 1856 durch Abjtimmung der ganzen Gemeinde unter ber 
Borausfegung des Infrafttretend obiger drei Staatsgeſetze geneh⸗ 
migt worden war. . 

Für die reformirten Gemeinden bejteht eine eigne Verfaffung 
von früher ber, mit einem veformirten Konfijtorium >). 

Nach der Einverleibung der Stadt und ihres Gebiets in ben 
Preußifchen Staat, wurde fie zwar dem Regierungsbezirk Wies- 
baden zugetheilt, nicht aber unter das für diefen Regierungsbezirk 
errichtete Konfiftorium geftellt. Vielmehr beftimmte bie SKönig- 


1) Laut Inſtruktion v. 23. Oft. 1817, Kabinetdorbre v. 31. De. 1825 
u. Berordnung v. 27. Juni 1545, und ben biefelben erläuternden und 
andernden Beftimmungen. 

2) Diefe Staatsgeſetze find abgebrudt in Dove's Sammlung der neuen 
Kirhenorbnungen S. 303—311. 

2) Konftitutiond- Ergänzungs-Alte v. 19. Juli 1816, Art. 37 und Ber- 
ordnung v. 8. Febr. 1820. 
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lihe Verordnung vom 22. September 1867, 8. 3: „Im Gebiete 
der ehemals freien Stadt Frankfurt a. M. bleiben bis auf Wei- 
teres die dort beſtehenden Konfiftorien in Wirkſamkeit ).“ Der 
Stadtgemeinde Frankfurt verbleiben ihre Patronatrechte in ver 
Stadt mit Sachjenhaufen, fowie in den Ortſchaften Oberuriel, 
Schwanheim, Praunheim, Bonames und Haufen 2). 


8. 59. 
7. Unirte Kirche der Fürſtenthümer Walded und Pyrmont. 


Fürftliche Verorbunng v. 2. März 1853, die Organifation des Konfiſtorii 
betreffend. 

Gemeindeordnung für bie enangeliiche Kirche der Fürftenthümer Walded 
und Byrmont vom 1. Auguft 1857. (Allgem. Kirchenblatt 6, 409). 

Verordnung vom 31. Oltober 1863 (Allgem. Kirchenblatt 13, 165). 

Staatögefeg v. 31. Ian. 1873, betr. die Synobalordnung für bie ver- 
einigte Kirche der Fürſtenthümer Walbed und Pyrmont (Dove's Zeitſchrift 
11, 481). 

Spnobalorbnung vom 29. Auguft 1872 (verfünbigt erft umtern 18. Fe⸗ 
bruar 1873 durch das Fürftlihe Konfiftorium). Dove's Zeitfhrift 11, 174 
bi8 481. 

Der Schlußfatz berfelben Tautet: „Die vorfiehende Synobalorbrung, auf 
der im Juli 1872 gehaltenen Borjynode mit den Abgeorbneten ber vereinigten 
evangeliſchen Kirche der Fürftenthlimer Walded und Pyrmont vereinbart 
und am 29. Auguft 1872 von Sereniflimo genehmigt, wirb im höchften 
Auftrage Sr. Durchlaucht des Fürften als Geſetz hiermit verkündigt.“ 


B. Sleinere proteftantifche Religionsvereine. 


$. 60. 


Die Verfaffung der Heineren proteftantiihen Religions⸗ 
vereine zu ſchildern, kann bier nicht bie Abficht fein, da bei der 
geringen Zabl ihrer Mitgliever Tein allgemeines Intereſſe dafür 
beſteht. Dagegen find die Staatsgeſetze, welche fie als Korpora- 


— — — 





1) Königl. Preußiſche Verordnung v. 22. Sept. 1867, betr. bie Errich⸗ 
tung eine® evangel. Konfiftoriums in Wieshaben. 8. 3. (G.-&. 1569). 

Geſetz v. 5. März 1869, betr. die Auseinanderfegung zwifchen Staat 
und Stadt Frankfurt a. M. 8. 1 und 7. (G.⸗S. 379. 381) umb Reh 
v. 26. ehr. 1869. Art. 13. (G.⸗S. 387), Heflätigt durch das eben ge 
nannte Geſetz 8. 1. 
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tionen anerkennen und ihre Verfaſſung feitftellen oder anerkennen, 
wenigitens aufzuzählen und bie vorhandenen wenigen Hülfsmittel 
zur Orientierung über ihre Verhältniffe anzugeben. 


I. Altlutheraner der acht alten Provinzen. 


Generalkonzeſſion für die von der Gemeinſchaft der evangelifhen Landes⸗ 
frhe fich getrennt haltenden Lutheraner vom 23. Juli 1845 (Geſetzſamm⸗ 
Img &. 516—517. Bogt 2, 231). Diefe Generallonzeſſion fällt ihrem 
Inhalte nach ganz in das Gebiet ver Geſetzgebung, kann daher nur durch 
Staatögefe abgeändert werben. 

Cirtular⸗Erlaß des Minifterd des Kultus, der Juſtiz und bes Innern 
vom 7. Auguft 1847 (Minifterialblatt f. d. i. V. 317. Bogt 2, 232. Woche, 
d. Preuß. leg. Pfarrer 75— 78). 

Eine Zufammenftellung weiterer Berfligungen und Rechtsſprüche bei 
L. v. Rönne, Ergänzungen und Erläuterungen be8 Ullgemeinen Landrechts. 
5. Ausg. 2. Abth. ©. 773. 774 (1866); auch Vogt 2, 232—235 (1857). 

Jacobſon, evangel. Kirchenrecht 1, 124 (1564) und in Dove's Zeitſchr. 
Il, 108—410. 

Bode, der Preufifche legale Pfarrer 1875. ©. 72—81. 

v. Hirſchfeld, ©., Religionsftatiftit der Preuß. Monardie im Jahre 
1661. Arnsberg 1866. S. 14 und 82—85. 

Hufchke, Ueber den Sinn der Generalconceffion u. ſ. w. Liegnitz 1846. 


Il. Reformirte der Niederländ. Konfeſſion (Kohlbrüggianer). 
Konzeflion vom 24. Nov. 1849. (Bgl. Berliner Allgem. Kirchenzeitung 
3. 69.) 
Minifterialreffript v. 28. Aug. 1854. 
Jacobſon, evangel. 8.-R. 1, 124 und in Dove's Zeitſchr. 3, 358—359. 
v. Hirſchfeld 15 u. 85. 


III. Reformirte Niederfächjiiche Konföberation. 

Einige wenige urfprüngli franzöſiſch⸗reformirte Gemeinden, 
nämlich zu Celle, Göttingen, Hannover und Münden bilden mit 
den außerhalb des Landes, zu Braunfchweig und Bückeburg be= 
ftehenven, ſeit 1703 die fogenannte Nieberjächfiiche Konföderation ?), 
Diefelberl ftehen nicht, wie die Deutjch-reformirten unter den landes⸗ 
berrlihen Konfiftorien der Provinz Hannover, fondern un- 
mittelbar unter dem Königlichen Ministerium der geiftlichen Ans 
gelegenheiten. Ihre Verfaſſung richtet fi) nach der Kirchenordnung 
vom 4. September 1839 3). 

1) Wiggers 2, 221. 


2) 4.⸗O. für bie konföderirten Gemeinden evangelifch-reformirter Konfeſ⸗ 
fion in Niederfachfen vom 14. Sept. 1849 (Dove! Sammlung 312—323). 
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IV. Die evangelifhen Brüdergemeinden (Herrnäuter). 

Königlihe Konzeflionen vom 25. De. 1742, 7. Mai 1746, 18. Inli 
1763, 20. April 1780. 

Edikt v. 9. Juli 1788, die Religiondverfafiung in Preußen betreffend, 
5. 2 (bei Bogt 1, 54). 

Konzeſſion v. 10. April 1789. 

Erlaß vom 29. Juni 1868, betreffs ber H.-G. zu Norden. Moſer, 
F. 8. v., Friedrich Wilhelms II. Eonceflion ..... . v. 10. April 1789, mit 
erläuternden Anmerkungen. Mannh. und Leipz. 1790. 

Zacobfon, evangel. Kirhenreht 1, 124 und in Dove's Zeitfar. 1. 
395. 396. 

Bode, der Preußiſche legale Pfarrer, 1875, S. 68—72. 

v. Hirſchfeld, S. 9 und 75. 

Eine ausführlie Begründung der Annahme, daß den Brüdergemeinten 
Korporationsrechte zulommen, enthält das Schreiben des Appellationsgeridts 
zu Glogan an das Kreißgeriht zu Freiſtadt in Schlefien v. 21. Dit. 1562. 
abgedrudt in Dove's Zeitſchr. 3, 460—468 und v. Rönne, Ergänzungen u. 
Erläuterungen bed Allgem. Landrechts 2. Abth. (5. Aufl. 1866) ©. 772. 


V. Böhmiſche Brüdergemeinden. 
v. Hirſchfeld, ©., Religionsfatiftil, S. 6, Nr. 3 u. S. 61. 


VI. Dennoniten. 


Das Geſetz vom 12. Juni 1874, betr. die Verbältniife ver 
Mennoniten!) beitimmt 8. 1: „Mennoniten ®emeinden Binnen 
durch gemeinfchaftlihe Verfügung ver Minifter der Juſtiz, de 
Innern und der geiftlichen Angelegenheiten Korporationsrechte er: 
langen. 8. 2: Die Ertheilung der Korporationsrechte ift nur zu 
läffig und darf nicht verfagt werben, wenn 1. der Bezirk der Ge⸗ 
meinde geographiich abgegrenzt ift, 2. nach der Zahl und Ber- 
mögenslage der dazu gehörigen Mitglieder anzunehmen ift, bus 
die Gemeinde den von ihr Behufs Ausübung ihres Gottespienites 
nach ihren Grundfägen zu übernehmenden Verpflichtungen dauern? 
zu genügen im Stand fein wird, — 3. in dem Statut ber Ge— 
meine keine Seftfegungen getroffen find, welche mit ven allgemeinen 
gefeglichen Beftimmungen im Widerjpruch ſtehen.“ 

Abdrüde der älteren Privilegien und Verordnungen von 1780 - 1866 
bei &. v. Rönne, Ergänzungen u. E. 5. Ausg. 2. Abth. S. 765-172. 
(1866). Bol. aud Vogt 2, 238-246. (1857). 

Jacobſon, angel. K.:R. 1, 125 (1864) und in Dove's Zeitſchr. 1, 
394. 417. | 


1) ©.-©. 238, abgedrudt in Dove's Zeitfhr. 13, 237. 
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Bode, der Preußiſche legale Pfarrer. 1875. ©. 85—91. v. Hirſch⸗ 
feld, 10 und 76. 

VO. Baptiften. 

Geſetz v. 7. Zuli, betr. die Ertheilung ber Korporationsrehte an Bap⸗ 
titengemeinben. (G.⸗S. 374). Daffelbe ſtimmt wörtlich überein mit bem 
Geile v. 12. Juni 1874, betr. die Verhältniffe der Mennoniten, $. 1 u. 2. 

v. Hirſchfeld, 39 u. 90. 


C. Katholiſche und altlatholifhe Kirche. 


8. 61. 
1. Gemeinfames Recht der Latholiihen und alttatholiihen Kirche. 


Die fpftematiiche Darftellung des Rechtes der Tatholifchen 
Landeskirche Preußens bietet, feit fie begonnen bat, fi in eine 
neufatholifche oder vatikaniſche und in eine altkatholiſche zu jpalten, 
manche Schwierigkeiten, weil in wichtigen Beziehungen noch un⸗ 
fertige Verhältniffe beſtehen; fie bat aber auf ber andern Seite 
um fo größere praftifche Bedeutung, als die Staatsgejeßgebung in 
ber Zukunft noch beftimmter als bisher Stellung über Die Frage 
zu nehmen genöthigt fein wirb, wie mweit die Autonomie der Kirche 
geben foll und darf. Die provijoriihe Verfaffung insbefondere, 
welche fi die altkatholiſchen Gemeinden bisher gegeben haben, 
wird in viel weiterem Umfang der Genehmigung durch die Staats⸗ 
gewalt zu unterwerfen jein. Wir werben fie in einem folgenden 
Paragraphen für fi kurz fkizziren. 

I. Aufzählung der Staatsgefege. 

1. Staatögefeße, welche für den ganzen Umfang ver Monarchie 
Geltung haben. 

Königl. Verordnung v. 27. Juni 1845, betr. die Reffortwerhältniffe ber 
Previmialbehörden in katholifch-firchlichen Angelegenheiten (G.⸗S. 443. 444). 

Geſetz v. 11. Mai 1873 Über die Vorbildung und Anftellung ber Geift- 
fihen 8. 29. (G.⸗S. 197). 

Königl. Berorbnung v. 6. Dez. 1873, betr. bie Vereidigung ber fatho- 
m ze (Erzbiſchöfe, Fürſtbiſchöſe) in der Preußiſchen Monarchie. 
(8:8. . 

Geſetz v. 20. Mai 1874 Über bie Verwaltung erlebigter katholiſcher Bis⸗ 
thümer (G.S. 135— 139). 

Geſetz v. 22. April 1875, betr. die Einftellung der Leiflungen aus 


Staatsmitteln für die römiſch⸗katholiſchen Bisthümer u. Geiftlichen. (G.S 
14198). 
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Geſetz v. 31. Mai 1875, betr. die geiftlichen Orden und orbensähnlichen 
Kongregationen ber fatholiihen Kirde. (G.⸗S. 217—218). 

Geſetz v. 20. Juni 1865, betr. bie Bermögensverwaltung in den tatho- 
lifchen Kirchengemeinden. (G.⸗S. 241—258). 

Geſetz v. 4. Juli 1875, betr. die Rechte der altkatholiſchen Kirchen⸗ 
gemeinfchaften an dem kirchlichen Vermögen. (&.-5. 333—331). 

Königl. Verorbnung v. 27. Sept. 1875 über die Ausübung der Auj- 
ſichtsrechte des Staates bei ber Bermögensverwaltung in ben fatholiicen 
Kirchengemeinden (G.⸗S. 571. 572). 

Geſetz v. 7. Juni 1876 über bie Auffichtsrechte des Staats bei der Ber 
mögensverwaltung in den katholiſchen Diözefen. (G.S. 149—152). 

Königl. Verordnung v. 29. Sept. 1876 über die Ausübung ber Ani- 
fichtsrechte des Staats bei der Bermögensverwaltung in ven katholiſchen 
Diszeſen. (G.S. 401—402). 


2. Staatsgeſetze, welche nur für einzelne Provinzen Geltung 
haben, und zwar: 


a) Für die acht alten Provinzen. 

Königl. Kabinetsorbre v. 23. Auguft 1821, betr. die Königl. Sanltion 
ber päpftlicden Bulle, d. d. Rom, ven 16. Juli 1821. (©.-&. 113—152.— 
Obwohl die Bulle „De salute animarum“ nicht in allen Punkten bie 8 
niglide Santtion erhalten Hat, ift fie in der Gefekfammlung doch voliftäntig 
Lateinifch und Deutſch verfünbigt. Zu den wenigen Abbrüden, melde auf 
die Ueberfegung beifügen, gehört der bei Hermens, Handb. 2, 696— 743). 

Breve des Bapfted Pius VII. an die Domtapitel vom 21. Juli 1821, 
welches mit den Worten „Quod de infidelium‘“ beginnt; — zuerft 183° 
öffentlich belannt geworben unb zur ſtaatsgeſetzlichen Rorm erhoben durch 
Geſetz vom 11. Mai 1873 über die Vorbildung unb Anftellung ber Geiſt⸗ 
lihen 8. 29 (abgebrudt bei Schulte, die NRechtöfrage S. 53. Friedberg, Staat 
u. Bilhofswahlen. 1874. Beil. S. 244—247. Walter, Fontes 262—263). 


Berabrebung zwifchen König Friedrich Wilhelm IV. und Bapf Gr 


gor XVI. v. 23./24. September 1841, die Bifchofswahlen betreffend, nieder⸗ 
gelegt in gleichlautenden Noten. (Erft im 3. 1869 belannt geworben burd 
Friedberg, das Beto der Regierungen, Anlage K.) 

Im Geltungsgebiet bes Preußifchen Allgemeinen Laudrechts von 17% 
fommen ferner defien Borfchriften, auf dem Iinten Rheinufer die Organifcen 
Artikel v. 8. April 1802 zur Anwendung. (Bgl. oben &. 195. 197—199.) 


b) Hannover. 





Königl. Hannoverfhe Verordnung v. 20. Mai 1821, über die befchränfte 


Santtion ber Bulle des Papfte® Leo XII. v. 26. März 1824. „‚Impensa 
Romanorum Pontificum.“ (G.⸗S. 1, 87; Walter, Fontes 276). 


c) Schleswig-Holftein. 


Herzogl. Holfteinifches Geſetz vom 4. Juli 1863 (in Dove's Zeitſchrift 


4, 209). 
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Berorbnung ber Einillommiffäre Defterreih8 und Preußens für das 
Herzogtum Schleewig v. 23. April 1864 (Dove's Zeitſchrift 6, 144). 


d) Gebietstheile, welche zu den Diözefen der Oberrheiniichen 
Kirchenprovinz gehören. 

Kurfürftl. Heffifche Verordnung v. 31. Aug. 1829, betr. die Berfündigung 
der päpſtlichen Bullen v. 16. Aug. 1821 „Provida solersque‘“ ımb vom 
11. April 1827, „Ad dominiei gregis custodiam“. (Kurbefl. ©.:5. 45; 
Walter, Fontes 339. Die Artikel V. u. VL der letteren find wie in allen 
Staaten der Oberrbeinifchen Kirchenprovinz mit abgebrudt, obwohl fie von 
ber Regierung nicht angenommen mwurben.) 

Kurfürfil. Verordnung v. 30. Aug. 1829 über die Belegung der airchen⸗ 
ömter (Walter, Fontes 350). 

Kurfürſtl. Verordnung v. 31. Aug. 1829 über die bifchöfliche Gewalt in 
Straffachen und an den Unterrichtsanftalten. (Walter, Fontes 351 —353). 

Kurfürftl. Verordnung v. 18. Sept. 1829 Über bie Errichtung bes Bis⸗ 
thums Kulda. (Walter, Fontes 353—358). 

Kurfürfl Verordnung v. 30. Ian. 1830, betr. die Ausübung bed ver- 
afungsmäßigen Schut: und Auffichtsredhtd des Staats liber die katholiſche 
Kirhe (gleihlautend in allen Staaten der Oberrheinifchen kirchenprovinz er⸗ 
laſſen). 

Kurheſſ. Verfaffungsurkunde v. 5. San. 1831, 8. 135. 

Herzoglich Naſſauiſches Edikt v. 9. Olt. 1827. 

Geſetz der freien Stadt Frankfurt a. M. v. 2. März 1830. 


3. Quellen-Sammlungen und Literatur. (Ueber erſtere ver⸗ 
gleiche jchon oben ©. 197.) 

Hinſchius, B., die Preußifchen Kirchengefee der Sabre 1874 und 
1975 mit Kommentar. 1875. (Ueber den Kommentar beflelben Verfaſſers 
zu den die fatholifche Kirche nicht allein berübrenden Staatsgeſetzen bes 
Jahres 1873 vgl. oben ©. 194). . 

v. Rönne, 2., Staatsreht der Preuß. M. 1, b, 646-6593. 1870. 

Laspeyres, E. A. Th., Geſchichte u. heutige Verfafiung ber katho⸗ 
liſchen Kirche Preußens. Bd. 1. 1840; größtentheils geſchichtlichen Inhalte. 
Eine Fortſetzung iſt nicht erſchienen. 

Schroetter, (Kreisrichter), die rechtl. Stellung der kathol. Biſchöfe 
in Preußen ſeit Emanation u. im Geltungsbereiche des Allgem. Landrechts. 
1875. 

Spangenberg, E., das ZTerritoriallichenreht im Königreich Han⸗ 
nover (in Lippert's Annalen bes Kirchenrechts 2, 58—60 u. 3, 39—44. 
1831. 1832). 


DO. Die maßgebenden Staats» und Kirchengejege. 
Die Berfaffung der katholiſchen Kirche Preußens ift in ben 
meilten für den Staat wichtigen Punkten durch die oben aufge- 
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zählten ftaatlichen Geſetze und Verordnungen des 19. Jahrh. ſowie 
durch das Allgemeine Landrecht von 1794 geregelt. ‘Die Satzungen 
der römischen Päpfte, ver Konzilien, der Biſchöfe kommen nur in 
dem Umfang in Betracht, welcher bereits oben S. 210—214 dar- 
gelegt worden ift. 

Einer genaueren Ausführung bevarf an dieſem Orte bie 
Trage, welche Bedeutung der Bulle de salute animarum und 
dem dazu gehörigen Breve, fowie ben in dem neuen Provinzen 
ehemals verfündigten Bullen nad jtaatsrechtlihen Grundſätzen 
zulommt, da bierüber bisher ſehr verichievene Auffafjungen 
berrichten. 

1. Hinfichtlich der Bulle de salute find folgende Thatſachen 
feftzubalten. Nachdem der Preußiſche Staat jeit Beendigung des 
Defreiungslrieges feine neue Geſtalt erhalten hatte, traf der König 
unterm 30. April 1815 und 23. Oktober 1817 einige der noth⸗ 
wendigjten Anordnungen über die vorläufige Verwaltung ber 
katholiſchen SKirchenangelegenheiten, feste fich aber feit Juli 1816 
mit dem Papft in Verbindung, um fich für die zu fehaffenden 
Einrichtungen des Einverftändnifjes veifelben zu verfichern, um 
zwar ließ er fich dazu herbei, die Verhanplungen in Rom, anitatt 
in Berlin führen zu lafjen. Ein Konkordat zu jchließen beabjic- 
tigte die Regierung niemals und bat e8 nicht geichloffen; man 
wechjelte verjchiedene Noten und Die Unterhändler konſtatirten jo 
unterm 25. März 1821 das beiberjeitige Einverftändniß, welches 
der König unterm 9. Juni guthieß. Unterm 16. Juli erließ bar- 
auf der Papft Pius VII. eine Bulle „De salute animarum“, 
welche er dem Könige übergeben ließ (da fie ohne Königliches 
Plazet nicht verkündigt werben konnte) und eine in der Geſetz⸗ 
fammlung ©. 113 abgedrudte Königliche Kabinetsordre vom 
23. Auguft 1821 bradte hierauf den ganzen Wortlaut der Bulle 
zur Öffentlichen Kenntniß, indem fie denjelben mit mehreren aus⸗ 
drücklichen Vorbehalten janlktionirt und fie zum bindenden Statut 
der Tatholifchen Kirche des Preußifchen Staats erklärt. Die an den 
Staatskanzler gerichtete Ordre lautet: 

„Da die Mir von Ihnen vorgelegte päpftlihe Bulle, welche 
mit den Worten: „de salute animarum“ anbebt, und aus Rom 
vom 16. Juli d. 3 (XVII. Cal. Aug.) vatirt ift, nach ihrem 
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weientlichen Inhalt mit jener Verabredung!) zufammenftimmt, 
bie unter dem 25. März d. 9. in Betreff ver Einrichtung, 
Ausjtattung und Begrenzung der Erzbisthümer und Dis- 
tbümer der katholiſchen Kirche des Staats und aller darauf Be⸗ 
zug babenden Gegenſtände, getroffen, auch von Mir bereit unter 
vem 9. Suni d. I. genehmigt worden ift; jo will Ich, auf Ihren 
Antrag, auch dem wejentlichen Inhalt diejer Bulle, nämlich 
dem, was die auf vorerwähnte Gegenſtände fich beziehenden ja ch» 
lihen Verfügungen betrifft, hierdurch Meine Königliche Billigung 
und Santtion ertbeilen, kraft deren dieſe Verfügungen als bin- 
dendes Statut der Tatholiichen Kirche des Staats von allen, 
die e8 angeht, zu beobachten find. Diefe Meine lönigliche Billi- 
gung und Sanftion ertbeile Ich vermöge Meiner Dajeitäte- 
rechte, und dieſen Rechten, wie auch allen Meinen Untertbanen 
Erangelifcher Religion und der Evangeliihen Kirche des Staats, 
unbeihadet Demnach iſt ein Abprud dieſer Bulle in ber 
Geſetzſammlung aufzunehmen, und für die Ausführung verfelben 
durch das Meinifterium der geiftlichen Angelegenbeiten zu jorgen. 
Berlin, den 23. Aug. 1821. Friedrich Wilhelm. An den Staats» 
tanzler Herrn Fürften von Hardenberg.“ 

Die rechtliche Natur dieſes Erlafjes ift folgendermaßen zu 
beftimmen : 

a) Nach dem damaligen Preußifchen Staatsrecht, wonach dem 
König unumſchränktes \Nejeßgebungsrecht zufam, jtellt ſich die Ka⸗ 
binetsordre als eine Vorjchrift dar, die jeit dem Inolebentreten 
ver Berfaffung vom 31. Sanuar 1850 entwever zu den Gejegen 
ever Königlichen Verordnungen zu rechnen iſt. Kin Theil des 
Inhalts der Bulle gehört wohl unzweifelhaft zu den Gegenſtänden, 
welhe im Eonjtitutionellen Staat durch Geſetz zu vegeln find. 
Indeſſen ift thatfächlich nah 1850 Manches an der Bulle im 
bloßen Verordnungsweg geändert worden, und ſchon vor 1850 ift 
dieß ebenfalls gejchehen, nämlich durch Kabinetsordres, welche 
nit in der Geſetzſammlung verfündigt wurden, was bei Geſetzen 
nothwendig gewefen wäre. In neuerer Zeit gerieth dieje Trage 
um jo mehr ins Dunkel, als man mehr und mebr anfing, die 
Bulle als einen Vertrag aufzufaffen. 

ı) Der Ausdrud „Bertrag”, ja felbft der Ausdruck „Bereindarung“ 
werden gefliffentlich vermieden (!). 
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b) Dur die Thatſache der Verkündigung der päpitlichen 
Bulle erlannte der König keineswegs ein Geſetzgebungsrecht des 
Papites über die Fatbolifche Kirche Preußens an, da die Kabinets⸗ 
ordre beftimmt das Gegentheil ausjpricht, indem jie befagt: 
aa) daß die Bulle nur Kraft der Königlichen Sanktion in Gel⸗ 
tung trete; bb) daß der König fie vermöge feines Majejtäteredts, 
alſo vermöge feines unbefchränkten Geſetzgebungsrechts jederzeit 
abzuändern fich vorbebalte; cc) daß die Bulle darum auch nur 
bie Zönigliche Genehmigung erhalten babe in ihrem „iwejentlichen“ 
Inbalt, was die „fachlichen Verfügungen über Einrichtung, Aus- 
ftattung und Begrenzung der Bisthümer u. |. w. betreffe, daß 
alfo feinesmwegs aus ihrer Form, als einer päpftlichen Ber: 
ordnung, etwas den Majeftätsrechten Nachtbeiliges abgeleitet wer- 
den dürfe. 

Es ift in neuerer Zeit von katholiſchen und proteftantifchen 
Schriftftellern die Behauptung aufgeftellt worden, daß der Kabi⸗ 
net8ordre vom 23. Auguft 1821 und der durch fie verfünbigten 
Bulle ein Bertrag, alfo mit andern Worten ein „Konforbat“ 
zwifchen König und Papſt zu Grunde liege, woraus freilich wierer 
ehr verjchievene Folgerungen gezogen werden wollten. “Die 
Vertreter des päpftlihen Standpunkte folgerten: Die Preußiide 
Stantegefeggebung dürfe Nichts ändern ohne Zuſtimmung des 
Bapftes, dem fie Dagegen freies Aenderungsrecht unbedenklich zu: 
ſprechen. 

Zu den früheſten Vertretern der Vertragstheorie gehört 
Laspeyres in ſeiner Geſchichte und heutigen Verfaſſung der katho⸗ 
liſchen Kirche Preußens. 1840. 1, 866 - 874. Nachdem damı 
das Obertribunal fie in einem Erkenntniß vom 11. März 1850 
aboptirt hatte), folgten ihr eine große Zahl auch von proteitan 
tiſchen Schriftitellern *). 


1) Sammlung der Entſcheidungen 19, 409. 

2) Zu ben Proteftanten, welche bie Bulle für einen „Vertrag“ erflären, 
gehören: R. Dove, ber neuere Bearbeiter des Richterſchen Werks, Auflage 
von 1874. ©. 530. (Die Bulle fei ein „völferrehtlicher" Bertrag). Fernet 
Friedrich v. Sybel, das Necht des Staates bei Biſchofswahlen. 1873. 
S. 4; Friedberg, Staat u. Bifhofswahlen. 19874. &. 358.378. 432, welcher 
konſequent folgert, daß aud durch ein Preußiſches Staatsgeſetz bie Bulle 
nicht interpretirt werben könne, fondern daß bieß nur durch neuen Bertrag 
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Den älteren Schriftitellern ift diefe Auffaffung burchweg un- 
befannt; fie verneinen alle, daß ein Vertrag geichloffen werben 
wollte und gejchloffen worden ift; fo Eichhorn, Kirchenrecht 1, 408 
bis 410. 1831; Klüber, öffentliche® Necht, 8. 509, Note 6. 
Neuerdings ift denn auch die ältere Auffaffung wieder lebhafter 
vertreten worden; insbefondere äußerte der Kultusminiſter Falk 
am 14. April 1875 im Preußiichen Herrenhaus: „Was die Bulle 
de salute betrifft, fo ift.die Staatsregierung der Anficht, daß 
beide Theile, ſowohl die Kurie wie der König fich vollitändig be> 
wußt gewejen find, es handle fich bier nur um zwei einfeitige 
Alte, aber nicht um einen Bertrag.” 

Billig entſcheidend fällt die Thatjache ind Gewicht, daß eine 
Bertragsurfunde niemals aufgejett, nicht unterjchrieben, nicht rati- 
fjtrt worden ijt, alfo die bei jedem öffentlichrechtlichen Vertrag 
ebenfowohl gewöhnliche als durchaus nothwendige Form der Ver- 
tragsichliegung nicht beobachtet worden ift. Nach völferrechtlichen 
Kegeln erijtirt demnad fein Vertrag; und noch weniger bürfen 
die Preußiſchen Staatsbehörden einen folchen in der Bulle erbliden, 
da die Geſetzſammlung keinen jolchen verkündigt bat. 

Ob ein DBilchof, Domlapitular, Bilar eine gerichtliche 
Klage auf Ausfolgung der in der Bulle ausgefegten Bejoldungen 
und Bezüge habe, oder ob es nur ein Bejchwerberecht im Ber: 
waltungswege deßhalb gebe, ift eine gan; für fich zu beantwortende 
Stage. Denn nicht nothwendig entipringt aus allen gefeßlichen 
Borichriften ein folches gerichtliches Klagerecht. 

Die ganze eben behandelte Trage bat in der Gegenwart 
nur eine allgemein prinzipielle und biftorifche, dagegen keinerlei 
praftiiche Bedeutung mehr. Denn wenn die Bulle ein Vertrag 
wäre, jo würde fie durch die Kriegserklärung des Papftes gegen 
Preußen längft ihre verbinbliche Kraft verloren haben !). 


geſchehen könne; fchlage freilich diefe vertragemäßige Auslegung fehl, fo müßte 
Ah die Regierung einfeitig ganz von ber Bulle losſagen (). Th. Meier, 
das Preußiſche gemeine und provinzielle Kirchenrecht. 1868. ©. 424, Note 
379. In der Situng des Preußifchen Herrenhaufes v. 14. April 1875 
ſprachen auch Graf Udo zu Stolberg und Prof. Georg Befeler ber 
Bnlle die Ratur eines völlerrechtlidden oder Staats-Bertrages zu. 
) So auch Kultusminifter Salt im Preuß. Herrenhaus am 14. April 
1873. 
Thudihum, Kirchenrecht 18 
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2. Unter dem nämlichen Tag, von welchem die Bulle de sa- 
lute datirt ift, 16. Juli 1821, erließ der Papit ein Breve an 
die Domkapitel, welches dieſelben anmweift, nur ſolche Perjonen 
zu Biichöfen zu wählen, die dem König angenehm feien, und fi 
hierüber vor der feierlihen Wahl zu verfichern. Dieſe Weijung in 
die Bulle jelbjt aufzunehmen, hatte Nom abgelehnt, weil fein 
Bapft fih für ermächtigt halten dürfe, einem nicht katholiſchen 
(kanoniſch geſprochen einem tegeriichen:. Fürſten folche Rechte offen 
zuzugefiehen, dies vielmehr nur in der Stille geichehen vürfe. Der 
Papit hatte übrigens dem Könige die Zuſage gegeben, daß er 
dieſes Breve erlaflen werbe '), und es bilvete die Erfüllung dieſer 
Zufage eine Vorausfegung, dafür, daß der König den Inhalt ver 
Bulle genebinigte. Das Breve wurde auch der Preußiſchen 
Regierung bebändigt und von diefer den Domlapiteln zugeftelt, 
und ihm biermit die Eigenfchaft eines ftaatlichen Befehles bei- 
gelegt. 

Das Breve ließ der Papft auch für die Domkapitel ver öſt— 
Iihen Diözefen ausfertigen, für welche e8 eigentlich überflüllig 
war; und die Regierung verftand jich nach einigem Zögern dazu, 
es auch diejen mitzutbeilen 2). In der Preußiichen Gejegjamm- 
lung wurde e8 nicht verfündigt, alfo auch nicht Staatsgefek im 
formellen Sinne. Sein Inhalt, d. b. die den Domlapiteln auf 
gelegte Verpflichtung, ift erjt fpäter durch das Staatsgeſetz vom 
11. Mai 1873, $. 29 zu einer ftaatögefeglichen Norm erhoben, 
d. b. die Abänderung deſſelben zu einem Gegenſtand ber Gejeh- 
gebung erklärt worden. Auf ven Wunſch des päpftlichen Hofes 
wurde das Breve auch überhaupt nicht öffentlich befannt gegeben, 
jelbft den übrigen deutſchen Regierungen, namentlich der babiicen, 
welche um eine Abfchrift vergebens bat, verheimlicht )). Deffent: 
lih befannt gemacht worden ift es zuerjt tm Jahre 1837 durch 
eine Belgijche Zeitichrift, da8 Journal historique et litteraire | 
de Liege. | 





1) Erklärung des Kardinals Confalei v. 9. Februar 1821. Note der 
Preuß. Regierung v. 20. März 1821 und Antwort Conſalvi's v. 25. Min 
(abgedrudt bei Friedberg, da® Beto, Anlage ©. N. und 9. und Briebberg, | 
Staat und Biſchofswahlen. Fi ©. 58. 357). 

2) Friedberg, das Veto. S. 13. 14. 

Friedberg, Staat und Eiigofßmaßen. 1874. ©. 359 unb 167. 
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3. Bei den Bullen für Hannover und die Oberrheinifche 
Kirhenprovinz liegt die Sache genau ebenfo wie bei der Bulle de 
salute animarum, nur daß bei ihnen noch viel weniger Schein 
für das Vorhandenſein eines Vertrags vorliegt. 

Auf die Frage tft unten bei Württemberg und Baden zurück⸗ 
zulommen. 

II. Rechtsſtellung der Altkatholifen. 

1. Die püpftliche Konftitution vom 24. April 1870 über den 
Glauben, und die Konftitution vom 18. Juli 1870, welche den 
zitel führt „Erfte Dogmatifhe Konftitution über die Kirche 
Chriſti' und mit den Worten „Pastor aeternus“ beginnt, in 
ihrem vierten Kapitel aber „das unfehlbare Lehramt des Römifchen 
Papſtes“ definirt — dieſe Konftitutionen find von den jämmt- 
Iihen Biſchöfen in Preußen als für ji verbindlich angenommen 
und auch dem ihnen untergebenen Klerus und Volk al® verbinplich 
verfündigt worben. 

Die Staatsregierung legte der Verfündigung fein Hinderniß 
un den Weg, glaubte vielleicht auch nach Lage der Preußiichen Ge- 
jetgebung dazu nicht befugt zu fein, umnterließ aber auch alle 
Schritte um ein Verbot diejer Dogmen durch Staatögefe herbei- 
zuführen. Dagegen madıte ver Rultusminifter v. Mühler im 3. 1871 
im Auftrage des Königs den Biſchöfen die Mittheilung: „Tritt (in 
der Lehre der Sirche) eine Aenderung ein, wie e8 durch die Kon⸗ 
intution vom 18. Juli 1870 gefcheben ift, fo ift der Staat weder 
verpflichtet, noch auch nur berechtigt, die Anhänger der alten Lehre 
in ihrem Verhältniß zum Staat als Abtrünnige zu bebanbeln. 
Sie find ihres Anſpruchs auf ven Schu des Staates nicht da⸗ 
durch verluftig gegangen, daß die Kirche ven Inhalt ihrer Lehre 
verändert hat, und dieſer Schug wird ihnen nad) wie vor gewährt 
werden.” 

Ratbolifche Geiftliche wurden indeffen gegen Strafverfügungen 
der Bilchöfe im Verwaltungsweg nur unvollftändig geichütt. 
Kur infofern fie zugleih vom Staat angeftellte Religionslehrer 
waren, verjagte der Kultusminifter den Abſetzungsdekreten der 
Bilhöfe die rechtliche Wirkung !). 


1) Erlaß des Kultusminiftere v. Mühler an den Biſchof von Ermland 
dv. 9. Inni 1871 Dove's Zeitfchrift 11, 103—105). 
18* 
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2. Die volle Tragweite jener Konjtitutionen lernte man in⸗ 
zwifchen mehr und mebr begreifen. Im Zujammenbang mit den 
bereit8 früher von dem Papſte erlaffenen Ausſprüchen jtellen jie 
ſich nämlid dar als Anſpruch einer dem Papfte über alle Chrijten, 
auch alle Proteftanten zulommenden Chergewalt, welche über jeder 
Staatögewalt fteht, fodann als Aufforverung an Klerus und Volt 
ben ftaatlichen Gefegen und Obrigfeiten injoweit den Gehorſam 
zu verweigern, als der Papft die Leiſtung dieſes Gehorſams ver: 
bietet. Umjturz ber meilten geltenden Staatsgejege, namentlich 
Bernichtung aller Kirchen außer der päpftlichen ijt das Endziel 
dieſes Syſtems. 

Daß dem ſo ſei, ſollte ſich ſchnell durch die That bewähren; 
nicht bloß erklärten die ſämmtlichen Biſchöfe Preußens, öffentlich 
und in Eingaben an die Regierung, mehreren neuen von Krone 
und Landtag erlaſſenen Geſetzen nicht gehorchen zu wollen, und 
bethätigten auch dieſen Ungehorſam bei jedem Anlaß, ſondern auch 
der Römiſche Papſt unternahm es in einem Rundſchreiben (Ench⸗ 
klika) an die Biichöfe Preußens vom 5. Februar 1875, die Preus 
ßiſchen Geſetze für „ungültig” und wie für Sklaven gemacht zu 
erklären und alle Preußiihen Untertanen und Staatöbeamten, 
welche fie befolgen oder ausführen Helfen würden, mit dem großen 
Kirchenbann zu belegen !). 

3. Nach diejen jehr deutlichen Berfuchen der Verwirklichung 
des Unfehlbarfeits- Dogmas jchritt die Staatögewalt zur Gegen- 
wehr. Geijtliche und Laien, welche den Staatogeſetzen Gehorſam 
leiften, nahm fie durch die Gejege über Kirchliche Zuchtmittel und 
Dieziplinargewalt gegen Berfolgung Seitend ter Bifchöfe in 
Schuß, [chrieb vor, daß Niemand ein bijchöflihes Amt erhalten 
oder verwalten könne, wenn er nicht zuvor das uneingejchränfte 
eibliche Verjprechen des Gehorſams gegen die Staatögejege ge 
leiftet Habe und jperrte endlich denjenigen Klerifern, welde aus 
Staatsmitteln Bejoldungen bezogen, diefe Bezüge auf fo lange, 
als fie nicht das Verſprechen leiten, die Geſetze des Staats be- 
folgen zu wollen. (Bgl. oben ©. 18 und 19). Im Laufe der 
Zeit wurden ferner die Mehrzahl der Biſchöfe wegen zahlreicher 

1, Abgebrudt in Moy's Archiv f. kathol. Kirchenrecht 33, 373. Acta 


8. vedis, 8, 301. In deutfcher Ueberfegung in Schultheß, europäifcer Ge⸗ 
IchichtSfalender. 1875. ©. 408 - 411. 
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Fälle von Ungehorſam gegen die Geſetze vor den Gerichten verfolgt 
und ihrer Aemter entſetzt. 

Durch die aufgeführten Vorſchriften hat die Staatsgewalt 
das Unfehlbarkeitsdogma als ein ſtaatsgefährliches bezeichnet und 
namentlich Jeden für die Zukunft als zum Biſchofsamt unfähig 
erklärt, der nicht eidlich die vom Papit angeſprochene Obergewalt 
ablehnt. Aber ſie hat die letzten Konſequenzen nicht gezogen; ſie 
bat die Auebreitung des Dogmas in Kirche und Schule nicht bei 
Strafe verboten und auch Biſchöfe und Kleriker, welche ven 
Gehorſam thatſächlich auffündigen und welche das vom Geſetz ger 
forderte Verjprechen des Gehorſams zu geben zögern, noch nicht 
ihrer geiftlichen Aemter entkleidet. 

4. Solange der Römiſche Papft feine Konftitutionen nicht 
zurüdgenommen und die Biſchöfe fammt allen Katholiken Preußens 
nit zur Befolgung aller Staatögefege angewiejen bat, braucht 
die Preußiſche Staatsregierung feinerlei Rechte des Papftes auf 
Preußiſchem Staatsgebiet fürvder anzuerkennen. Der Papft hat 
ihr in fo ausgejprochener Form den Krieg erklärt, daß es als 
Piliht der Regierung erjcheint, die gefährdete Souveränetät des 
Staats mit allen Mitteln zu wahren und nicht durch fortpauernde 
Anerkennung diefer auswärtigen geiftlichen Macht die Preußiſchen 
Untertbanen in ihrer Untertbanenpflicht irre zu machen. ?yreilich 
wäre es mehr Aufgabe der Reichögewalt gewejen nach diejer Seite 
der auswärtigen Angelegenheiten jowohl für Preußen, als alle 
deutichen Staaten abwehrend einzutreten, zumal die Strafgefeg- 
gebung in weiteftem Umfang in der Hand des Reichs ruht. Zur 
Kündigung der dem Papft ehemals eingeräumten Rechte erjcheint 
die Breußiiche Regierung aber nach der Reichsverfaſſung immer 
noch vollkommen zuftändig. 

Die Preußiſche Regierung hat hiernach auch bereits verfahren, 
namentlich den altkatholiſchen Biſchof eingeſetzt, und in ſeinem 
Amte geſchützt, obwohl derſelbe eine päpſtliche Konfirmation nie 
nachgeſucht und nie erhalten hat, vielmehr ſchon vor ſeiner Wahl 
ausdrücklich exkommunizirt war und nach ſeiner Einſetzung vom 
Papſt nochmals verdammt worden iſt). 





2) Encyklika v. 21. Nov. 1873 bei Friedberg, Altenftüde, die altkatho⸗ 
Ihe Bewegung betr. 390— 393. 
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Aus dem Gefagten ergibt fih, daß die Unficherheit, welche 
mit 13948 in Folge der Verfafiungsurfunde in Beziehung auf die 
wichtigften Fragen des Preußiſchen katholiſchen Kirchenrechts ein- 
geriſſen war, jeit 1870 noch wefentlich gefteigert worden ift. 

5. Die Geſetze vom 20. Juni 1875 über die Vermögens 
verwaltung ber Fatholifchen Kirchengemeinden und vom 4. Juli 
1875 über die Rechte der altkatholiichen Kirchengemeinichaften 
an dem kirchlichen Vermögen, ftellten endlich außer Zweifel, baß 
biejenigen Preußifchen Katholiken, welche von den Bijchöfen etwa 
wegen ihrer Nichtannahme der vatifanijchen Dekrete als von ber 
Kirche ausgeichloffen behandelt werben wollten, an allen Ber- 
mögenerechten ihrer Kirche vollen Theil behalten. 

Das eritere Gefeg erkennt fie, wenn noch nicht mit ausdrück⸗ 
lichen Worten, fo doch durch den Inhalt namentlich der 88. 25 
bis 27, als wahlberechtigte und wählbare Gemeindegliever an, 
und legt die Enticheivung über Einſprüche in letzter Inſtanz ver 
bifchöfliden Behörde „im Einvernehmen mit ven Regierungs⸗ 
präfidenten bei !).“ 

Noch entichienener thut Died das jüngere Seieh vom 4. Juli 
1875, welches von denjenigen Katholiken Handelt, die nicht blos 
die vatikaniſchen Dekrete ablehnen, ſondern auch einer altkatholiſchen 
Gemeinſchaft beitreten. Dieſen Gemeinjchaften fichert e8 bejtimmte 
Rechte zu und verfügt zugleich, daß ein „Pfründen-Inhaber, 
welcher der altkatholiihen Gemeinjchaft Beitritt, im DBefig und 
Genuß der Pfründe bleibe”. Hiermit find Gerichte und Ber, 
waltungsbebörden nunmehr ſtaatsgeſetzlich verpflichtet 
worden die genannten Katholiken gegen Verlümmerung ihrer Rechte 
zu ſchützen. 

Die Verfaſſung, welche fich die Altkatholilen des ganzen Reiche 
gegeben Haben, ift damit noch nicht für Preußen ſtaatsgeſetzlich 
anerlannt, aber die proviforifche Anerkennung derfelben durch die 
Negierung, foweit eine folche fich aus der Anerkennung des Bir 
ſchofs Reinkens folgern läßt, im Allgemeinen gutgeheißen. 

Auf die Trage, ob die Altkatholifen ſich durch Annahme 
dieſer Verfaffung, die der Papft ja auch ausbrüdlich verdammt bat, 
von weſentlichen Einrichtungen der fatholifchen Kirche losgeſagt 
haben oder nicht, darf von den Staatebehörden nun nicht weiter 


1) Wahlordnung vom 20. Juni 1875, Art. 2. 














Preußen. Katholiſche uud alttatholifche Kirche. 279 


eingegangen werben, ba der Geſetzgeber ſelbſt dies für irrelevant 
erachtet hat; am Wenigften kann der Umjtand irgend Etwas gegen 
fie entjcheiven, daß fie den Primat des Papftes im dem Sinne, 
wie ihn die Päpite verfteben, verwerfen, da der Staat dieſen 
Primat mit feiner Sylbe garantirt hat und gegenwärtig überdies 
den Papſt nicht anerkennt. 

Bei der Faſſung der Preußiichen Gejege ift im Gegenjaß zu dem 
entiprechenden Badiſchen zu beachten, daß ver vatifaniichen De— 
frete darin mit feiner Sylbe gedacht ift, was fonjequenter erjcheint 
als das Badiiche Verfahren; denn wenn das Geſetz fie ‚erwähnte, 
durfte e8 nur in der Form eines Verbots derſelben geichehen. 
Sodann find nicht wie im Badiſchen Gejeß „alle bezüglich der 
römijchsfatholijchen Kirche des Landes erlaflenen Staatsgeſetze“ als 
anwendbar erklärt auf die Altkatholifen !), weil diefe Vorſchrift, 
wenn fie auc in den meilten Beziehungen zutrifft, nicht zu ber 
Anerkennung des altkatholifchen Biſchofs paßt. der in ganz anderer 
Weife gewählt worden ilt, als die Bifchöfe bisher gewählt wurden. 

IV. Berfaffung der katholiſchen Kirchengemeinden. 

1. Nah dem Staatsgejeg vom 20. Juni 1875 Hat jede 
katholiſche Kirchengemeinde einen Kirchenvorftand, beſtehend aus 
Pfarrer und 4— 12 Kirchenvorftehern, darunter in Patronate: 
pfarreien der Patron oder fein Stellvertreter, und eine dreifach 
größere Gemeindevertretung, welche unter Umständen fehlen darf. 
Deide Vertretungen werden von der ganzen Gemeinde gewählt. 
Der Pfarrer ift nicht Vorfigender derjelben und darf auch nicht 
dazu gewählt werben. 

2. Die Errichtung neuer Parodhien und die Veränderung 
beſtehender erfordert eine von der Bezirks-Regierung und dem 
Biſchof gemeinchaftlich vollzogene Verfügung, für welche zuvor Die 
Genehmigung des Kultusminifters einzuholen iſt?). Es finden in 
diefer Beziehung die ſchon oben S. 240 dargeitellten Grundſätze 


3) Hinfhins, Kommentar. 1875. S. 18U am Ende. 

2) Reftript des Kultusminiſters v. 30. Sept. 1874, betr. die Bildung 
neuer Tatholifher Parochien. (Algebr. bei Hinfhius, Kommentar. 18°5. 
©. 207.) Die Borfchrift der KabinetSorbre vom 7. April 1840, wonach 
vor der Bildung neuer fatbolifcher Parochien Überall Die unmittelbare König⸗ 
lide Genehmigung einzuholen war, iſt durch Kabinetsorbre vom 27. Juli 
1874 aufgehoben worden. 
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des allgemeinen Landrechts ebenfo Anwendung wie bei der evan⸗ 
geliichen Kiche!). Das Intereſſe der Pfarrgemeinden bei Ver⸗ 
änderungen von Parodialgränzen ift von dem Kirchenvorftand 
wahrzunehmen, über die Veränderung aber aud die Gemeinde⸗ 
Vertretung zu hören ?). 

Seit 1848 hatte die Regierung die ftaatlichen Rechte theil- 
weile aus ter Hand gegeben und den Biſchöfen überlaffen, die 
Verhandlungen über die Neugründung oder Veränterung der Pa⸗ 
rochien allein zu führen, allein varüber zu beichließen und die ur- 
kundliche Feitftellung vorzunehmen. Erſt nachträglich wurde bie 
Deftätigung der Regierung eingeholt und diefe wurde nur injofern 
als nothwendig erachtet, um den Kirchenbüchern publica fides zu 
verleihen und die abminiftrative Beitreibung ver Pfarrabgaben zu 
ermöglichen 3). Allein dieje Prarid war eine unrichtige, wie denn 
auch das Obertribunal unterm 31. Mat 1861 erkannte, daß Die 
Beitimmungen des Allgemeinen Yandrechts durch die Verfaſſungs⸗ 
urkunde nicht als aufgehoben anzufeben ſeien ®). 

3. Die Parochialeremtionen find durch Gele vom 3. Juni 
1876 aufgehoben. (Vgl. oben ©. 242.) 

4. Die Errichtung von Seelforge - Yemtern, beren Inhaber 
unbedingt abberufen werben bürfen, ift nur mit Genehmigung des 
Minifters der geijtlihen Angelegenheiten zuläſſig. (Vgl. oben 
©. 242) 5). 


ı) In dem Reſkript des Kultusminifterd vom 30. Sept. 1874 find in 
dieſer Hinficht folgende allgemeine Säte ausgefproden: „Nah den Grund⸗- 
fäten des Preußiſchen Staatsrechts ift die Befugniß, Parochien zu errichten 
und bie Gränzen derfelben zu beftiinmen, eine dem Staat vorbehaltene At- 
tribution. Bei Ausübung derſelben follen bie geiftlichen Oberen ihres dabei 
obwaltenden Interefied wegen gehört werben. Die eigentlihe Entſcheidung 
gebührt dagegen überall der Staatögewalt, bie allein darüber zu beftimmen 
bat, zu welcher Parodie Jemand als beitragendes Mitglied gerechnet wer- 
ben ſoll.“ . 

» Geſetz v. 20. Juni 1875, $. 8 u. 57. Hinfhius, Kommentar, 1875. 
©. 169, Anm. 81. 

9) Richter in Dove's Zeitichrift 1, 116. 1860. 

“) Entf. 46, 31. 

>) Geſetz v. 11. Mai 1873 über die Borbildung und Anftellung ber 
Geiftlihen. 8. 19. 
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5. Das Geſetz v. 4. Yuli 1875, betr. die Rechte der alt⸗ 
katholiſchen Kirchengemeinichaften an dem Tirchlichen Vermögen, 
gibt nach dem Vorbild des Badiſchen Geſetzes vom 15. Juni 1874 
proviforijche Beftimmungen, in welcher Weife die Altfatholiten und 
alttatholifchen Kirchengemeinichaften am Genuß des örtlichen katho⸗ 
liichen Kirchenvermögen® mitbetheiligt fein follen. Es überträgt 
zu diefem Zweck den höheren Verwaltungsbehörden das Entſchei⸗ 
dungsrecht nach gewiſſen geſetzlich feitgeftellten Anhaltspunkten, und 
ſchließt die richterliche Kompetenz aus, weil es fich Hier um Schuß 
nicht bloß gewordener, fondern auch werbenvder Organiſationen 
handelt und um eine fchonende Behandlung in Verhältniffen, bei 
welchen ftrenger Geſetzesbuchſtabe nicht Leicht durchführbar ift. 
Denn nad diefem würden die Altkatholifen die allein zum Genuß 
des Kirchenvermögens Berechtigten jein, und die vatifaniichen Ka⸗ 
tholiken alle Pfründen und Kirchen zu räumen haben. 

Das Geſetz gibt feine Beitimmung des Begriffes „Altkatho- 
Iifen” und nimmt auch auf die Synodal- und Gemeindeordnung, 
welche ſich die Altkatholiten unterm 27.—2Y9. Mai 1874 gegeben 
haben, nirgends ausdrücklich Bezug; aber daß e8 unter Altkatho- 
liken diejenigen Katholiken verfteht, die den vom König anerkannten 
Biſchof Reinkens als ihren Bijchof und die Kirchenverfajfung vom 
27. Mai 1874 als für fich bindend anerkennen, kann nach dem 
Zweck des Geſetzes und nach der Geſchichte feiner Entftehung nicht 
bezweifelt werben. 

a) Als altfatholiihe Gemeinſchaft, welcher Mitgenuß des 
Kirchenvermögens nach Maßgabe des Geſetzes eingeräumt werben 
fann oder muß, gelten: Einmal, die zu gottesdienitlichen Zweden 
gebildeten altkatholiſchen Vereine, jofern diejelben von dem Ober⸗ 
präfidenten als Eirchlih organijirt anerkannt worden find; und 
ſodann die altlatholiichen Parodhien!, Bei Erlaß des Geſetzes 
waren nämlich unter Mitwirkung der Regierung bereits 11 alt- 
tatholiiche Parochien eingerichtet und al8 Korporationen anerlannt ?). 
Die Gründung diefer Pfarreien wird vom Gefeg nun zwar be- 
ftätigt, aber zugleich auch, injomweit es fi um die Theilnahme 
ihrer Mitgliever am katholiſchen Kirchenvermögen handelt, als nicht 


18.5 
3, Hinſchius S. 199. 189. 
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geſchehen fingirt, d. h. ihre Mitgliever als Mitglieder der allge» 
meinen fatholifhen Gemeinde behandelt ?). 

b) Diejer jtaatlid anerkannten altkatholiſchen Gemeinſchaft 
ſpricht das Geſetz Anſprüche auf das örtliche Kirchennermögen der- 
jenigen katholiſchen Gemeinde oder Pfarrei oder der mehreren 
Gemeinden oder Pfarreien zu, aus welchen eine erhebliche Zahl 
von Gemeindegliedern ber betreffenden altkatholiſchen Gemeinſchaft 
beigetreten if. Dieſe Rechte können in: einem geringeren oder 
größeren Mitgebrauh, in einer Xheilung des Gebrauches meb- 
rerer Objefte, unter Umftänden aber auh im Alleingenuß beſtehen, 
je nach der Heineren oder größeren Zahl der Gemeindeglieder, die 
ber altfatbolifchen Semeinfchaft beigetreten oder nicht beigetreten 
find, und der Art des vorhandenen Bermögene. 

Gemeindemitglievder im Einne dieſes Geſetzes find alle männe 
lihen, volljährigen (21jährigen), felbitändigen Katholiten, welche 
in der fatbolijchen Kirchengemeinde wohnen. Selbftändig find die⸗ 
jenigen, welche einen eignen Hausftand haben, oder ein öffentliche® 
Amt befleiven, oder ein eignes Geſchäft oder als Mitglied einer 
Familie deren Gejchäft führen und weder unter Vormundſchaft 
noch unter Pflegichaft ftehen ?). 

Bedingung der Anwendbarkeit des Geſetzes ift nicht, daß fich 
der geographiiche Bezirk der altfatbolifchen Gemeinjchaft mit dem 
Pfarriprengel, um deffen Vermögen e8 ſich Handelt, decke; z. B. 
zählt die altkatholiſche Gemeinichaft zu Köln oder zu Breslau 
Mitglieder, die ihren Wohnfig in verichiedenen Pfarriprengeln 
diefer Städte haben; die Gemeinſchaft kann dann entweder Mit« 
gebrauchsrechte in einem oder dem anbern dieſer Pfarriprengel er» 
halten oder es Tönnen ihr Kirche, Pfründe u. |. w. eines ber 
Pfarriprengel zum Alleingebrauch überwiejen werben ®). 


8.5, Abſ. 2 und 8. 8. Hinfdins ©. 193. 

2) 8. 8. 

2) 8. 2. Aus dieſem Grunde iſt der $. 1 des Geſetzes folgendermaßen 
gefaßt: „In denjenigen katholiſchen Kirchengemeinden, aus welchen eine er⸗ 
hebliche Anzahl von Gemeindemitgliedern einer altlatholiſchen Gemeinſchaft 
beigetreten iſt, wird die Benutzung des kirchlichen Vermögens im Berwaltungs- 
wege bis auf Weiteres nah Maßgabe der folgenden Beſtimmungen ge= 
ordnet.” — Die Kommiflion des Herrenhaufes (Berichterftatter Beſeler) 
batte folgende andre Faſſung des 8. 1 beantragt: „Wenn fi in einer latho- 
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e) Die Regelung der Benukung foll nach folgenden Geſichts⸗ 
punkten erfolgen: 

aa) An der Kirche und dem Kirchhof, ſowie den Firchlichen 
Geräthichaften wird der altfatholifchen Gemeinjchaft der Mitge- 
brauch eingeräumt. Sind mehrere Kirchen (Kapellen u. |. w.), 
mehrere firchliche Geräthe derſelben Art vorhanden, fo kann eine 
Gebraudstheilung nah beftimmten Objekten verfügt werben. 

Iſt die Mehrheit der Gemeinvegliever der altkatholiichen 
Gemeinfchaft beigetreten , jo fteht der Gemeinſchaft der Mitgebrauch 
der Kirche in den Stunden zu, welche zur Abhaltung des Haupt- 
gottesdienſtes berfömmlicherweije beftimmt find. 

Sind mehrere Kirchen vorhanden, jo erhält jie ven Gebrauch 
der Dauptfirche. 

bb) Pfründen, in deren Genuß fich Geiftliche befinden, die 
nicht der altkatholiichen Gemeinſchaft beigetreten find, können einer 
altkatholiſchen Gemeinjchaft nur dann überwiejen werden, wenn 
fie zur Erledigung kommen, und zwar gelten dann folgenve 
Regeln: 

Wo die Mehrheit der Gemeindemitgliever der altkatholiſchen 
Gemeinſchaft beigetreten ift, und nur Eine Pfründe vorhanden ift, 
wird dieſelbe im Erledigungsfall der altkatholiihen Gemeinjchaft 
ũberwieſen. 

Sind mehrere Pfründen vorhanden, jo kann bei deren Er: 
ledigung mit Rüdjiht auf das Zahlenverhältnig der zur katholi- 
ſchen Kirchengemeinde und der zur altkatholifchen Gemeinſchaft ge⸗ 


liſchen Kirchengemeinde eine altkatholiſche Gemeinfchaft gebildet hat (8. 7) und 
diefe nah der Zahl und Bedeutung ihrer Deitglieder die Befähigung zu 
einem dauernden forporativen Verbande aufmeift, jo wird die Benutung des 
firhlihen Bermögens im Verwaltungswege bis auf Weitered nah Maßgabe 
der folgenden Beflimmungen geordnet”. Die Regierung erllärte fich gegen 
diefe Kommiffionsanträge. Diefelben gingen von der unrichtigen Voraus⸗ 
fegung aus, daß man bleibende Rechtsverhältniſſe fchaffen müfle, während 
es fi darım handle, der Entwidelung freie Bahn zu laſſen. Die Forde⸗ 
rung, daß der altlatholifche Verein fih mit der Kirchengemeinde in feinen 
Grenzen decken müſſe, wibderfpreche ganz den realen Berbältnifien; fie lege 
die Ausführung des Geſetzes lahm. Die zweite im Paragraphen geftellte 
Forderung fei unllar, enthalte kein annehmbares Prinzip. Das Herrenhaus 
nahm Hierauf ben S. I nad den Beichlüffen des Abgeordnetenhauſes mit 50 
gegen 20 Stimmen, und die übrigen Baragrapben ebenfo im Ganzen an. 
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hörigen Gemeindeglieder eine Genußtheilung nad beitimmten 
Pfründen verfügt werden, d. b. e8 kann der ftärferen Gemein⸗ 
ichaft Die größere, ver Heineren Semeinfchaft die Heinere Pfründe 
überwiejen, oder auch das Pfründeintommen ſonſt ausgeglichen 
werden (3. B. wenn beide Gemeinden gleich ftark, die beiden vor- 
bandenen PBfründen aber fehr verſchieden gut find). 

cc) An dem übrigen, zu kirchlichen Zwecken beſtinimten 
Vermögen (außer Kirche, Kirchhof, Hirchlichen Gerätbichaften und 
Pfründen) wird der altkatholiichen Gemeinfchaft, mit Rüdjicht auf 
das Zahlenverhältniß beider Theile, der Mitgenuß eingeräumt. 

Umfaßt die altkatholiihe Gemeinſchaft die große Mehrheit 
ber Gemeindegliever, fo daß die Zahl der übrigen Gemeinbemit- 
glieder nicht mehr erbebli ijt, jo fann die Einräumung Des 
vollen Genuſſes an die Gemeinjchaft verfügt werben. 

In diefem Fall, d. H. fobald die Einräumung des vollen Ge⸗ 
nuffes an die altfatboliiche Gemeinjchaft erfolgen fol, muß eine 
Neuwahl des Kirchenvorftandes und der Gemeindevertretung an⸗ 
geordnet werden. 

d) Ueber die Art und den Umfang der den altfatholijchen 
Gemeinjchaften nach den 88. 2—5 des Gefeged einzuräumenden 
Rechte entfcheidet der Oberpräſident. Gegen bie Entjcheivung des 
Dberpräfidenten ſteht die Berufung an den Rultusminijter offen. 
Die Enticheivungen find im Verwaltungswege volljtredbar i). 

e) Die Mitglieder der altkatholiſchen Parochien bleiben 
verpflichtet, zu der Unterhaltung der Kirche, des Kirchhof und der 
fonftigen Bermögensftüde beizutragen, deren Benutzung ihnen nad) 
ben 88. 2—4 dieſes Geſetzes zuiteht ?). 

f) In den Eigenthumsverhältniffen des kirchlichen Vermögens 
tritt durch daS Geſetz feine Aenderung ein ®). 

g) Das Geſetz enthält Eine Vorſchrift, welche ganz allge- 
meiner Natur ift, ſich auf Die ganze fatholifhe Kirche bezieht; es 
verfügt nämlich, daß ein Pfründeninhaber, welcher der altfatholifchen 
Gemeinfchaft Beitritt, im Beſitz und Genuß der Pfründe bleibe. 


1) 8. 6, 

2) 8. 5, Abf. 2. Ueber die Gründe vieler Beſtimmung vgl. Hinſchins 
©. 19%. 

87. 
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Borausjegung iſt, daß er derjenigen altlatboliichen PBarochie oder 
dem vom Oberpräfidenten als kirchlich organifirt anerkannten alt» 
tätholiichen Verein beitritt, welche fich ſchon jett über jeinen Wohn- 
ort erjtreden, over welde gerade durch feinen Beitritt auf feinen 
Wohnort ausgedehnt werben. 

Bedingung des Schuges ift nicht, daß bereits andere Ber- 
jonen in der betreffenden Fatholifchen Kirchengemeinde ebenfalls zu 
einer alttatholiihen Gemeinſchaft übergetreten find, und noch 
weniger, daß eine „erhebliche“ Zahl übergetreten ift!). 

Ob dagegen ein Pfründeninhaber, welcher nicht feinen Bei- 
tritt zu einer altkatholifchen Gemeinfchaft erklärt, ſondern nur die 
vatikaniſchen Defrete nicht annimmt, feiner Pfründe beraubt wer- 
den dürfe, darüber bat das Geſetz feine Beſtimmung, und barin 
weicht es wejentlih vom Badiſchen Gejeg vom 15. Juni 1874 
ab. Es erklärt fih dies daraus, daß das Preußiiche Geſetz feine 
Entjtehung den Anträgen von Mitgliedern der altkatbolijchen Kirche 
verdankt, Die vorzugsweije ein Interefje nur daran hatten, Geift- 
lihe und Laien zu fchügen, die ihrer Kirche förmlich beigetreten 
find ®). 





1) Anders legt Hinfhius, Kommentar ©. 186 den 8. 3 aus. . Er 
meint, das vorliegende Geſetz jchlige einen Pfrlindeninhaber, der einer alt- 
tatbolifhen Gemeinfchaft beitrete, nur unter der Borausfehung, baß aus 
feiner Gemeinde außerdem eine „erheblihe” Anzahl von Gemeindegliebern 
bereit beigetreten ift ober jedenfalls zugleich mit ihm beitritt. Freilich will 
Hinfhing damit nicht fagen, daß wenn die Borausfegung fehle, der Pfründen⸗ 
inhaber von feinem vatikaniſchen Bifchof der Pfrlinde beraubt werben bürfe; 
vielmehr meint er, daß die Brage, ob das gefchehen dürfe oder nicht, nach 
ber Lage der Geſetzgebung zu beurtbeilen fei, die vor dem 4. Juli 1875 be= 
fand. In biefem Einne zitirt er auch eine Stelle aus dem Bericht der 
Kommilfion des Herrenhaufes, dahin lautend: „Die Frage, ob ein Pfründen- 
inhaber überhaupt durch ben Beitritt zum Altkatholicismus und fpeziell zu 
einer altkatbolifhen Gemeinſchaft feine Pfrlinde verliere oder micht, werbe 
durch den vorliegenden Gefegentwurf nicht berührt.” — Der juriftiihe Grund, 
den Hinſchius für fih geltend macht, ift der, dab 8. 1 des Geſetzes als Be⸗ 
dingung aller einzelnen Vorſchriften des Geſetzes Die Vorausſetzung aufftelle, 
Daß aus einer katholifchen Kirchengemeinde eine erhebliche Anzahl von Mit- 
gliedern einer altltatbolifhen Gemeinfchaft beigetreten fein müfje. Allein biefe 
Tragweite bat der $. 1 offenbar nicht. Bedingung ift dies nur für ein Ein- 
greifen der Verwaltungsbehörden; in $. 3, Abf. 1 wird aber eine abfolute 
gefeßliche Borjchrift gegeben, bei mwelder ein Befinden der Berwaltungs- 
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V. Die Pfarreien werben in der ganz überwiegenden Zahl 
von den Bilchöfen frei befegt, namentlich auf dem linken Nhein- 
ufer, wo bie von Napoleon I. getroffenen Anoronungen beibehalten 
wurden, auch die Anftellung auf Widerruf bis 1874 Regel blieb. 
Auf dem rechten Rheinufer erlitt das landesherrliche Patronatrecht 
jeit 1848 fehr große Einfchränkungen, jo daß e8 von viel gerin- 
gerer Bedeutung ift, al8 in den Sübbeutichen Staaten. Privat⸗ 
patronate beſtehen in erheblicher Zahl nur in Schlefien. Das 
Recht zur Pfarrwahl, welches die Geſetze vom 20. und 21. Mai 
1874 den Gemeinden derjenigen Diözejen zuiprechen, wo bie Bi- 
Ihöfe den Staatsgefegen über Anftellung der Geiftlihen den Ger 
horſam verweigern oder es nicht zur gefetlichen Beſtellung eines 
Bisthumsverweſers fommt, ift zu einer praftiichen Bedeutung noch 
nicht gelangt. 

Die Landdekane ernennt der Bifchof theils frei, theils auf 
Grund von Wahlen ver Pfarrer des Dekanats-Bezirks. 

VI 1. Die Kirhenprovinzen, Suffragan-Bisthümer, eremten 
Bisthümer, apoftoliichen Bilariate, Dekanate und Pfarreien, zu 
melden die fatholifchen Staatsuntertbanen Preußens gehören, find 
bereits oben ©. 185 —189 aufgezählt worden y. Beſondere Her- 
vorhebung verdienen in biefer Hinficht folgende Thatfachen. 

a) Eine kleinere Anzahl Tatholifcher Gemeinden fteht unter 
Biſchöfen, welche in anderen deutſchen Staaten ihren Sit haben, 
nämlich unter dem Erzbiihof von Freiburg und den Bilchöfen von 
Mainz und Würzburg, indem bei der Erwerbung der Fürſtenthümer 


behörden gar nicht flattfindet. Die von Hinſchius zitirte Stelle auß dem 
Bericht der Herrenhaus-Kommiffion wilde nicht ins Gewicht fallen können, 
wo das Geſetz ganz Mar redet; fie ift aber auch in Wirklichkeit gar keine 
Aeußerung der Kommiffion, fondern nur bie referirte Aeußerung eine Mit- 
glied8 derſelben. Außerdem würde e8 ſchwer zu glauben fein, daß das Mit- 
glied des Abgeorbnetenhaufes, welches den Geſetzentwurf einbrachte (der Abg. 
Petri, welcher ſelbſt Altkatholit ift), beabfichtigt Habe, den altkatholifchen 
Pfründeninhabern nur unter fo ſchweren Vorausjegungen ben gefeßlichen 
Schutz zu verbürgen. Er würde damit mit den von ihm entwidelten Rechts⸗ 
anfhauungen in Widerfprud getreten fein, und die Frage, ob ein zu einer 
alttatbolifchen Gemeinde lbergetretener Piriindeninhaber feine Pfründe zu 
behalten berechtigt fei, ſehr bedenklich verdunkelt haben. 

1) Bal. Hirſchfeld, ©. v., Religionsftatiftit des Preuß. Staats im Jahre 
1861. Arnsberg 1866. ©. 8—9. 
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Hohenzollern (1849) und von Gebietstbeilen des Großherzogthums 
Heffen und des Königreichs Baiern (1866) die früheren Diözefan- 
Berhältniffe beibehalten wurden. 

Die Amtebefugriffe des altkatholiichen Biſchofs erftreden fich 
auf die altfatholiichen Gemeinden des ganzen Staatögebiet. — 
Dagegen gebört die fatholijche Gemeinde Nordſtrand in der Preus 
ßiſchen Provinz Schleswig - Holftein zur Utrechter Kirchengemein- 
ihaft und fteht unter dem Biſchof von Utrecht ?). 

b) Einige Bezirte Schleſiens ftehen unter den Vefterreicht- 
jhen Erzbifchöfen von Prag und Olmüg, aber allerdings unter 
beftimmten unten zu erwähnenden Beichränfungen. 

ce) Die Preußifchen Biſchöfe von Trier, Münſter und Pader⸗ 
born üben auch Rechte über die Fatholiichen Staatsunterthanen 
benachbarter fleinerer deutſchen Staaten, der Yürftbiihof von 
Breslau über Deiterreichifche Untertbanen. 

2. Nah den Gejegen und Veroronungen des Staats find die 
Erzbiſchöfe und Biſchöfe die kirchlichen Vorgelegten ihrer Pro⸗ 
vinzen und Diözefen ?;, und zwar fo, daß fie Durch andere firchliche 
Behörden in der Kirchenregterung fo gut wie nicht befchränft find, da 
die Domkapitel wejentlih nur die Bedeutung beratbenver Kolle- 
gien haben. In der Provinz Hannover beftehen noch zwei Fönig- 
liche katholiſche Konfiftorien. Den Domlapiteln gebührt das Recht 
ver Wahl der Biſchöfe und Erzbifchöfe unter Mitwirkung der 
Krone, auch auf die Befekung der Domkapitel jelbft bat die 
Krone einen bejtinmten Einfluß. Die näheren Regeln bierüber 
find in dem Abichnitt über die Organtjation der fatholiichen Kirche 
angegeben. 

Die Bilchöfe find nur Vorgefegte derjenigen katholiſchen 
Kirchengemeinden, welche mit Genehmigung des Staats gebildet 





2) Motive zum Gefegentwurf vom März 1875, betr. die Einftellung ber 
Leiftungen aus Staatsmitteln f. d. röm.-fath. Bisthümer und Geiftlichen. 

2) Preußiiches Landrecht von 1794 2, 11, 8. 115: „Bei ven katholi— 
ſchen Glaubensgenoſſen ift der Biſchof der gemeinichaftliche Vorgeſetzte aller 
Kirchengefellfhaften des ihm angewieſenen Diftritts.” — Organifche Artikel v. 
8. April 1802, Art. 9: „Der katholifche Kultus wird unter ber Leitung ber 
Erzbiſchöfe und Bifchöfe in ihren Diözefen und unter derjenigen ber Pfarrer 
in ihren Pfarreien ausgeübt merden.” Bgl. auch das Gefeg vom 20. Mai 
1874 u. 20. Suni 1875. 
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und ihnen unterftellt find, fowte der einzelnen in ihren Sprengeln 
wohnenden Katholiken. Wenn der Biſchof Martin von Paderborn 
in einer von ihm veröffentlichten Drudichrift!) im Jahre 1864 
ausiprah, daß er „von Gottes und Rechtswegen Biſchof ber 
Diözefe Paderborn, d. h. nicht bloß der Katholiken dieſer Didzeje, 
fondern aller Chriften, die innerhalb der Grenzen derſelben 
wohnen, welchen Bekenntniſſe fie auch angehören mögen, jet”, jo 
trug er damit einen Sat des Kanoniſchen Nechts vor, ber in 
Deutichland nicht anerkannt ift, und der in dem Munde eines 
Preußiſchen Biſchofs eine Anmaßung enthielt, zu deren ausbrüd- 
licher Zurüdnahme er vom Staat hätte genötbigt werten müffen, 
die aber vom damaligen Kultusminifter von Mühler nur eine 
ihwächliche Zurückweiſung erfuhr 2). 

Seit Errihtung des Königlichen Gerichtshofs für Tirchliche 
Angelegenheiten ift e8 wieder Hargeftellt, daß Biſchöfe wie alle 
Geiftlihen auf Antrag der Staatsbehörven aus ihren Aemtern 
entfernt werben können. 

3. Die Abgränzung der Diözefen und Kirchenprovinzen der 
römiſch⸗katholiſchen Kirche Preußens ift durch Staatsgefege oder 
Verordnungen feitgeitellt 3). Aenderungen hieran können nur durch 
Staatliche Verfügung, im Zweifel durch ein Gejeg, bewerfftelligt 
werben. Es folgt hieraus, daß ein Preußiicher katholiſcher Biſchof, 
welcher eine päpftliche Verfügung über cine andere Eintheilung 
von Diözefen oder Provinzen verfündigen würde, eine ungejeßliche 
Handlung verübte, und noch mehr, wenn er Anftalten machen 
wollte, fie zur Ausführung zu bringen. 

Auh die Begründung neuer Diözefen u. |. w. in foldhen 
Zanvestbeilen, in welchen bisher eine Organifation der katbolifchen 
Kirche fehlte, ift nur durch Staatsgejeg zuläſſig, und darf fid 
folglich auch Niemand Bifchof, Erzbiſchof, apoitoliicher Vilar u. |. w. 
eines Sitzes oder einer Diözele oder eines Bezirks nennen, welche 
vom Staate nicht als ſolche anerkannt find t). 


1) Ein biſchöfliches Wort an bie Proteftanten Deutſchlands. Paderborn 
1864. ©. 8. 

2), Jacobfon, Evang. K.-R. 2, 722. 

2) Vgl. die oben S. 267—269 aufgeführten flaatl. Verordnungen und 
päpftl. Cirktumffriptionsbullen. 

*) Unfer deutſches Recht fiebt alfo auf dem Standpunkt ber von Lord 
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Kein Biſchof oder Erzbiihof kann Eremtionen von feiner 
geiftlichen Gewalt bewilligen, feine Gemeinde fich derfelben ent- 
ziehen, und ebenjowenig der Papſt folche anoronen, wie noch unten 
zu zeigen ift!). 

VU. Dem NRömifchen Papft ift es nicht geftattet, innerhalb 
des Breußifchen Staatsgebiets neue Tirchliche Aemter zu begründen, 
welche den Preußiichen Landesgejegen unbefannt find, oder Die ge- 
ſetzlich beſtehenden Aemter durch von ihm beauftragte aber nicht 
in landesgeſetzlicher Weife beftellte Stellvertreter (Delegaten, Bi- 
fore) verwalten zu laffen. Ebenſowenig kann er durch ſolche Be⸗ 
auftragte päpitliche Verfügungen oder Entſcheidungen fund maden. 
Auh Disziplinarunterfuhungen dürfen nur innerhalb des Reichs 
geführt und die Enticheivung nur innerhalb deſſelben gefällt 
werben. 

Dieje Regeln ergeben fi ſchon aus dem unter VI. Sejagten; 
fie find aber auch noch anderweit landesgeſetzlich ausdrücklich be- 
ftätigt. * 

Das Gefeß vom 12% Mai 1873, 8. 1 beftimmt: „Die firch- 
lihe Disziplinargewalt über Kirchendiener darf nur von deutjchen 
firchlichen Behörden ausgeübt werben.“ 

Ganz allgemein verfügt das Allgemeine Preußiſche Landrecht 
von 1794 2, 11, 8. 135: „Kein auswärtiger Biſchof oder anderer 
geiftlihe Obere, darf fich in Kirchenfachen eine gefeggebenpe 
Macht anmapen. 8. 136: Auch darf er irgend einige andere 
Gewalt, Direction, oder Gerichtsbarkeit in ſolchen Sachen, ohne 
ausdrüdliche Einwilligung des Staats, nicht ausüben. $. 137: 
Kein Unterthan des Staats, geiftlichen over weltlichen Standes, 


Aufjell im J. 1851 in England durchgeſetzten fog. Kirchentitel-Bill, melde 
den römifchefatholifchen Bilchöfen den Gebraud von Titeln der anglitaniichen 
Kirche verbot, und welche durch den Einfluß eines weniger umſichtigen Pre- 
miers (Gladſtone) 1870 beſeitigt wurde. 

1) Preuß. Allgem. Landrecht v. 1794 2, 11, 8. 116: „Obne ausdrückliche 
Genehmigung des Staats kann feine Kirchengeſellſchaft von dieſer Unterord⸗ 
nung gegen den Bifchof ber Didzes ausgenommen werben." Organiſche 
Artitel v. 8. April 1502 (18 Germinal an X) Art. 10: „Alle Privilegien, 
welhe auf eine Exremtion von ber bifhöflihen Gewalt oder auf eine Bei⸗ 
legung diefer Gewalt lauten, find abgeſchafft.“ Vgl. auch Königl. Preuß. 
Patent v. 30. März 1847. 

Thudichum, Kirchenrecht. 19 
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kann unter irgend einem Vorwande zu der Gerichtsbarkeit aus- 
wärtiger geijtliher Oberen gezogen werben. 8. 138: Iſt der⸗ 
dergleichen auswärtigen Obern eine Direktion oder Gerichtsbar⸗ 
feit innerhalb der Grenzen des Staats zugeftanden, fo müffen fie, 
zu deren Berwaltung, einen vom Staat genehmigten PVicarius 
innerbalb Landes beftellen. $. 139: Kin folder PVicarius muß 
nicht nur felbft die den einlänbifchen Biſchöfen vorgeichriebenen 
Grenzen genau beobachten, fondern auch nicht geitatten, daß dieſe 
Grenzen von feinen auswärtigen Obern überjchritten werben. 
8. 140: Vielmehr muß er, wenn etiwa® dergleichen, fo er nicht 
bintertreiben kann, unternommen wird, bem Staat davon in Zeiten 
getreue Anzeige machen.“ 

Auf dem linken Rheinufer fteht noch folgendes Verbot ber 
Franzöſiſchen Organiſchen Arrifel vom 8. April 1802 in Geltung: 
Art. 2: „Niemand, er möge fih Nuntius, Xegat, apojtoliicher 
Vilar oder Kommijjär nennen oder einen Namen führen, welchen 
er wolle, kann ohne die Ermächtigung der Regierung auf franzd- 
fiihem Boden oder anderswo eine Thätigkeit ausüben, welche ſich 
auf die Angelegenheiten der Gallitanifchen Kirche bezieht !).“ 


ı) Dergleihen ift in Preußen niemals von der Regierung zugegeben 
worden. Schon die dem Reſidenten in Rom, Wilhelm von Humboldt, im 
3. 1800 vom König ertheilte geheime Inſtrultion (mitgetheilt bei Mejer, 
Propaganda 2, 357) befagte in dieler Hinfiht: Es bat aud der römiſche 
Hof von Zeit zu Zeit Verſuche gemacht, dem von mir obgebacdhtermaßen 
feftgehaltenen Geſchäftsgang — durch das Miniſterium nämlich — eine andere 
ihm vortheilbafte, Mir und Meiner Unterthanen Interefle aber nachtheilige 
Richtung zu neben. Dabin gehören insbeſondere folgende unzuläffige Ber- 
ſuche: I. Einen päpftlihen Legaten oder Nuntius anhero abzuordnen, oder 
irgend ein Subjekt, unter irgend einer Benennung, was diefe oder ähnliche 
Eigenfchaiten babe. Diefed nun, oder irgend etwas Aehnliches werde Ich 
nicht zugeben, aus Grlnden, welde von ſelbſt Iprehen. Da ih nun 
weiß, daß der römifhe Hof immer das Vorhaben Hegt und nährt, und auf 
einen vermeintlich günftigen Zeitpunkt der Ausführung deſſelben harrt: fo 
haben Sie Ihre Aufmerkſamkeit auf Alles, was ſich darauf bezieht, zu 
richten sc. II. Ebendaſſelbe gebe ich Ihnen hiermit zur Beachtung zu er⸗ 
kennen in Anfehung ber etwaigen Ideen de Srömifhen Hofes, einen Vicarium 
Apostolicum Generalem für Meine tatholifhen Unterthanen, oder irgend 
eın ähnliches Subject, unter irgend einer Benennung zu beftellen; weil hier 
völlig par ratio, wie ad Tl. if. III. So ift aud jeder Berfuch unzuläflig, 
von Rom aus irgend einem ausländifchen Prälaten Aufträge zu ertheilen, 
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VID. Borausjegungen für die Entftehung neuer Kirchengeſetze. 

1. Ueber das Gebiet, in welchen ven Biſchöfen und fonftigen 
Oberen ber katholiſchen Kirche Preußens Seitens des Staates 
Freiheit der Anordnung gelaffen fein fol, fehlt e8 noch durchaus 
an neuen und Haren Borichriften, die bei der Erjchütterung der 
älteren ftaatlichen und kirchlichen Rechte und auch wegen der Ent⸗ 
ftehung der altfatholifchen Kirche nothwendig erjcheinen. Viel zu 
weit ijt namentlich die den Bilchöfen gelafjene Befugniß in Hin- 
fiht des kirchlichen Disziplinarverfahrens. Alle Eirchlichen Anord- 
nungen fönnen nur vom Bifchof verfündigt werden, da nur er ber 
alleinige vom Staat anerfannte Vorgejegte ver Diözefe ift. Zur 
Ausübung eines Zwangs gegen den Biſchof, um ihn zur Verkün⸗ 
digung päpftlicher Anoronungen zu nöthigen, ift Die Staatsregie- 
rung nicht verpflichtet. 

Die andere Frage, ob die Staatsregierung berechtigt fei, 
päpitlihen Anoronungen gegen die Biſchöfe mit äußerem Zwang 
Geltung zu verfchaffen, laſſen wir bier auf fich beruhen, va fie 
augenbiidlih nicht praftifch ift. 

2. Die älteren lanbesgeieglichen Vorſchriften über das Er⸗ 
forderniß ftaatlider Genehmigung zur Gültigkeit kirchlicher Ver⸗ 
ordnungen find durch Verkündung der Verfaſſungsurkunde keines⸗ 
wegs in dem Umfang weggefallen, als die Verwaltungspraris nach 
1850 annahm. 

Dagegen hat die Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850, 
Art. 16 das frühere Recht der Staatsregierung beſeitigt, alle 
kirchliche Anordnungen ohne Ausnahme vor ihrer Bekanntmachung 
auf ihre Zuläjfigkeit prüfen und die Bekanntmachung geeigneten 
Falls verhindern zu dürfen (Hecht des Plazet). Die Berfaffungs- 
urfunde ſchrieb pofitiv vor, es follten nur die Beſchränkungen An⸗ 
wendung finden, welden auch alle Veröffentlichungen von Privat- 


welche fih auf meine Staaten und Unterthanen berieben. Bor mehreren 
Jahren machte der römiſche Hof einen ſolchen Verſuch in Anfehen des Prä- 
laten Litta zu Petersburg, welcher päpftlicher Nuntius in Polen geweſen war. 
Ich habe es aber nicht geftattet und werde dergleichen niemals geftatten zc. 
IV. In ganz neuen Zeiten, während der Bapft in Sranfreih war, find Ehe⸗ 
di8penfen für Berfonen, welche Meine Untertbanen find, durch den Nuntius 
zu Wien, von Meinem Gefandten daſelbſt negotiirt worden. Künftig muß 
und wird das megfallen ꝛc.“ . 
19 
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perſonen unterliegen, nämlich die in dem Preßgeſetz und den all⸗ 
gemeinen Strafgeſetzen aufgeſtellten !). 

Durch Einführung der Verfaſſungsurkunde in Hannover, 
Schleswig⸗Holſtein, Kurheſſen, Naſſau und Frankfurt vom 1. Oft. 
1867 an, find auch dort alle früheren Plazetrechte des Staats 
erloſchen. 

Durch das Verfaſſungsgeſetz vom 18. Juni 1875 iſt nun 
dieſe Vorſchrift wieder aufgehoben, und damit an Krone und 
Landtag das Recht zurückgegeben, im Weg der ordentlichen Geſetz⸗ 
gebung Beſchränkungen aufzuftellen. 

Hierzu find denn aud Anfänge gemadt. Das Gefeg vom 
20. Juni 1875 über die VBermögensverwaltung in ben katholiſchen 
Kirchengemeinden, jowie das Geſetz vom 7. Juni 1876 über die 
Auffichtsrehte des Staats bei der Vermögensverwaltung in den 
katholiſchen Didzefen fchreibt für eine größere Anzahl allgemeiner 
oder fpezieller Anordnungen des Biſchofs oder der Gemeinde⸗Vor⸗ 
ftände vorgängige Einholung der ftaatlichen Genehmigung vor. 
Eine generelle Vorfchrift aber, wie fie für die evangeliſche Landes⸗ 
firche ergangen iſt, fehlt bis jetzt noch. 

Einige Rüdblide auf das ältere Recht dürften bier zur Ber- 
gleihung am Plage fein. 

Das Preußiihe Allgemeine Landreht von 1794, Thl. 2, 
Tit. 11, verfügte: 8. 117: „Kein Bifchof darf in Religions⸗ und 
Kirchenangelegenbeiten, ohne Erlaubniß des Staats neue Verord⸗ 
nungen machen, ober dergleichen von fremden geiſtlichen Obern 
annehmen.” 

8. 118: „Alle päpftlihen Bullen, Breven, und alle Verord⸗ 
nungen ausmwärtiger Obern der Geiftlichfeit müfjen, vor ihrer 
Publikation und Volljtredung dem Staat zur Prüfung und Ge- 
nehmigung vorgelegt werden.“ 

In Frankreich iſt das Plazet von altersher durch König und 
Parlamente geübt worden, und als feit 1789 vie fonftitutionelle 
Staatsform eingeführt und auch die Stellung der Kirche durch 
Staatsgefet neu geregelt wurde, erging unterm 9./17. Juni 1791 


2) Die Beftimmung ift der” Belgifhen Verfaſſungsurkunde v. 25. Febr. 
1831, Artikel 16 nachgebildet (1).,; Die Grundrechte des deutfchen Volls vom 
27. Dez. 1848 enthielten Nichts dergleichen. 
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auh ein Gefeg über die künftige Ausübungsweife des Plazet, 
welches vorfchrieb, daß päpftliche Verfügungen nur mit Zu» 
fimmung des gejeggebenden Körpers umd des Könige 
und auch nur durch den König im Geſetzblatt verfündigt werben 
bürften, indem es zugleich ſtrenge Strafen gegen die Uebertreter 
anjegte ?). 

Die Organifhen Artitel vom 8. April 1802 beftimmen: 
Art. 1: „Reine Yulle, fein Breve, Reſkript, Dekret, Mandat, 
feine Amtöverleihung (provision), feine als Verleihung zählende 
Unterfchrift noch ſonſtige Ausfertigungen des Römiſchen Hofes, 
ſelbſt wenn fie jich nur auf Privatperjonen beziehen, können an« 
genommen, verkündet, gebrudt oder fonjt auf irgend eine Weife 
in Bollzug gejegt werben, ohne die Ermächtigung der Regierung ?).” 
Ferner Art. 3: „Die Dekrete der auswärtigen Synoden, felbft die 
der allgemeinen Konzilien können in Frankreich nit verkündigt 
werden, bevor die Regierung ihre Form, ihre Uebereinftimmung 
mit den Gefegen, Rechten und Freiheiten der ranzöfiihen Re- 
publit und überhaupt alle Umftänve geprüft hat, welche bei ihrer 
Verfündigung die öffentliche Ruhe ftören oder berühren könnten.“ 


1) Desenne, Code general Frangais. Hermens, Handbuch 1, 263. 
269— 270. Das Geſetz lautet: „L’assemblde nationale, apr&s avoir en- 
tendu ses comites de constitution et ecelesiastique r&eunis, considerant 
qu’il importe à la souverainetd nationale et au maintien 
de l’ordre public dans le royaume, de fixer constitutionellement les 
formes conservatrices des antiques et salutaires maximes par lesquelles 
la nation frangoise s’est toujours garantie des entreprises de la cour 
de Rome, sans manquer au respect dü au chef de l’eglise catholique, 
deer&te ce qui suit: Art. 1: Aucun brefs, bulles, rescrits, constitu- 
tions, decrets, et aucunes expeditions de la cour de Rome, sous quel- 
que denomination que se soit, nme pourront ätre reconnus pour tels, 
regus, publies, imprimes, affiches, ni autrement mis & exécution dans 
le royaume, mais y seront nuls et de nul effet, s’ils n’ont ét presentes 
au corps legislatif, vus et verifis par lui, et si leur publication ou exe- 
eution n’ont été autorisdes par un decret sanctionne par le roi, et 
promulge dans les formes etablies pour la notification des lois.“ 
Art. 2 enthält die Strafbeftimmungen. 

2) Als im Oltober 1803 der Kardinal ⸗Legat Caprara einen vollſtändigen 
päpftlihen Jubilãums⸗Ablaß verkündigt hatte, jo eritattete Staatsrath Por- 
tali® an Napoleon einen Bericht über die Frage, ob zu folden Verkündi⸗ 
gungen bie Genehmigung der Regierung erforberlid erſcheine. Ein Abbrud 
des Berichts bei Hermens, Handb. 4, 381—383. 
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Art. 4: „Kein National: oder Metropolitan-Konzil, feine Did⸗ 
zefan- Synode, feine beratbende Verſammlung darf ohne bie 
ausdrückliche Erlaubniß der Regierung Statt haben.” 

Ein Dekret Napoleons vom 28. Tebruar 1810 verfügte in- 
beffen, daß die dem forum internum angehörigen Defrete ver 
Poenitentiaria eines Plazet nit bepürften. 

Alle Schriftftüde der Biſchöfe unterlagen der Zenjur des 
Präfelten und wurven in der Präfeltur-Truderei, und zwar um- 
ſonſt gedrudt. Auf dem bijchöflihen Schriftjtüd brauchte darum 
aber auch der ertbeilten ‘Druderlaubniß feine Erwähnung zu ge: 
heben. Später übertrug Napoleon die Zenfur einem Zentrals 
bureau in Paris ). 

Bei der neuen Organifation der Staatöverwaltung feit 1815 
behielt fich die Regierung das Recht des Plazet im vollften Um 
fang vor. Die Beitimmungen des Preufijchen Allgemeinen Lands 
techt8 und der Organifchen Artikel wurden in keiner Weile auf 
gehoben, vielmehr durch die Dienftinjtruftion für die Provinzial 
fonfiftorien vom 23. Dftober 1817, 8. 3 und 4 noch verjchärft 9). 
Diele letzteren lauten wörtlich: 

8. 3: „Die Angelegenheiten der landesherrlichen Rechte circa 
sacra der römijch » fatholifchen Kirche, verwaltet, infofern fie die 
interna derjelben betreffen, ver Oberpräſident, unbeſchadet ber ger 
feg- und verfaffungsmäßigen Amtshefugniffe der, diefer Kirche un- 
mittelbar vorgefegten Biſchöfe. Das Konfiftortum iſt in Anjehung 
diefer Angelegenheiten blos eine berathende Behörde. Es hängt 
von dem Tberpräfidenten ab, welche von denſelben er darin durd 
die Tatboliichen Näthe zum Vortrag bringen laffen will. Ihm ge 
bührt inbeffen bie Entſcheidung; die Verfügungen werben in feinem 
Namen ausgefertigt, blo8 von ihm vollzogen, nnd die Berichte 
und Geſuche in vergleichen Angelegenheiten namentlid an ihn 
gerichtet.” 

8. 4: „Unter den dem Oberpräfiventen beigelegten innern 
Angelegenbeiten der römiſch Fatholifchen Kirche werden verjtanden: 
1. Die Erörterungen über die Zuläſſigkeit päpftliher Bullen 





1) Friebberg, Gränzen zwilhen Staat und Kirche 518. 

2) G.S. 238—239. Bei v. Rönne, d. Preuß. Monardie 1, b, 628 
1970 ift dieſe wichtige Inſtruktion ganz überſehen und nur ein Minifterial- 
reſtript vom 31. Auguft 1818 ausgezogen. 
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und Breven, oder von andern auswärtigen geiftlichen Obern her: 
rübrende Verordnungen, wegen deren Genehmigung ſtets an 
das vorgejegte Deinifterium zu berichten und von biefem mit 
Unjerm Staatsfanzler zu fommuniziren ift; 2. die Beſorgung 
ber Geſuche an den Papft, oder an auswärtige geijtliche Oberen, 
um Tanonifche Bejtätigung der Unjerer Seits ertheilten geiftlichen 
Würden, fowie um Dispenjation von Eheverboten nach den Grund⸗ 
lägen des kanoniſchen Rechts. Es verfteht fich, daß dieſes auf dem 
vorfehriftsmäßigen Wege geſchehen, und fofern die Sache zmweifel- 
haft oder bevenklich ift, an das vorgefegte Minifterium zur Mit- 
tbeilung an den Staatsfanzler berichtet werden muß; 3. die Er» 
örterung und Erledigung der Streitigfeiten mit andern Religions» 
parteien über Gegenſtände des öffentlichen Kultus. Auch Hier muß 
nicht allein in zweifelhaften, ſondern auch in wichtigen und folge- 
reihen Fällen an das vorgelegte Minifterium berichtet werden ; 
4, die Erörterungen über NRevifion und Berichtigung ber Kirchen» 
geiege, welche ohne Genehmigung der angeordneten Minifterial- 
bebörde nicht befannt gemacht werben bürfen; 5. Beaufjichtigung 
der Prüfungen, welchen die Kandidaten des geiftlichen Standes 
Seitens der geiftlihen Behörden unterworfen werden; 6. alle im 
8.2 berührte Religionsangelegenbeiten, in fo weit fie ihrer Natur 
nach unter dem jure circa sacra der latholiſchen Kirche mit bes 
griffen werden können.” — (Diejer 8. 2 handelt unter 12 Num- 
mern von den Rechten der Konfijtorien bezüglich der firchlichen . 
Angelegenbeiten der evangeliihen Konfefjionen, und foll alfo 
analoge Anwendung auf die Fatboliiche Kirche finden, in einer 
Ausdehnung, die nicht genau beftimmt war und eine jehr nach⸗ 
drüdlihe Ueberwachung der bijchöflihen Verwaltung auch in 
anderen als ven in 8. 3 und 4 genannten Dingen ermöglichte.) 

Im Jahre 1838 ordnete der König aus Anlaß der Aufleh- 
nung des Erzbiihofs von Köln durch eine Kabinetsordre vom 
9. April 1838 ftrenges Einfchreiten gegen alle Berjonen an, weldye 
Erlajje auswärtiger Oberen oder ihrer Agenten über 
religidfe und firchlide Verhältniffe mit Umgehung der Königlichen 
Behörden verbreiteten '). 

Nicht ganz drei Jahre nachher befiegelte König Friedrich 


1) G.S. 240. Hermens 3, 813. 814. 
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Wilhelm IV. die Niederlage der Politik feines Vaters durch faft 
gänzliches Fahrenlaſſen des Blaze. Ein Rundſchreiben des 
Kultusminifters Eichhorn vom 1. Januar 1841, weldes nidt in 
der Geſetzſammlung erichten !), machte den Bifchöfen folgende Mit: 
theilung: | 

„Se. Majejtät der König, unjer allergnädigiter Herr, haben 
zu beichließen gerubt, daß in alfen geiftlichen Angelegenheiten, 
wo das hierarchiſche Verhältniß zwifchen den Biſchöfen des Landes 
und ihrem geiltlihen Oberbaupte zu gegenfeitigen Mittbeilungen 
Anlaß gibt, der diesfällige Verkehr mit dem Römiſchen Stuhle 
fortan frei von allen Beſchränkungen Statt finden könne, und die 
Vermittelung defjelben durch die Königlichen Behörden nur in den 
Fällen einzutreten babe, wo ſolche von den Bilchöfen oder dem 
Römiſchen Stuhle jelbjt nachgefucht werden ſollte. Allerböchitvie: 
jelben Hegen das volle Vertrauen, daß bei dieſem PVerfehr die 
Biſchöfe jtetS ihres, dem Landesherrn geleifteten Eides der Treue 
uud des Gehorſams eingedenk fein, und auch in Abficht der An⸗ 
wendung oder Ausführung von Erlaffen, welche fie von dem Rö⸗ 
miichen Stuhle erhalten, die Vorjchriften ber beſtehenden Geſetze 
und Verfaſſung nie unbeadhtet laffen werden.“ 

„Demgenäß erwarten Se. Majeftät von ihnen nicht nur die 
jevesmalige Anzeige von dem Inhalte der Verhandlungen zwilchen 
ihnen und Rom, fondern auch inabejondere, daß fie die am fie 
gelangenden Cchreiben over Erlaffe des päpftlichen Stuhls, welche 
nicht ausſchließlich die Xehre betreffen, jondern zugleich ven 
Etaat und die bürgerlichen Verhältniſſe, wenn auch nur mittelbar, 
berühren, ohne die vorangegangene Zuſtimmung der 
weltlihen Behörde weder verkündigen, noch fonft irgend 
in Anwendung bringen. Dagegen wird die weltliche Be— 
börde die Zuftimmung überali bereitwillig ertheilen, wo bie Be⸗ 
kanntmachung oder Anwendung jener Schreiben und Erlaffe weder 
dem Staate, noch den Rechten Einzelner nachtheilig ift.“ 

„Es gereicht mir zur bejonderen Freude, Ew.... . von 
biefem Königl. Beichluß, dem Ausfluffe des großartigften Ber- 
trauens (I!!), in Kenntniß zu fegen. Se. Majeftät haben keinen 
aufrichtigeren Wunfch, als daß der nun garız freigegebene Verkehr 


ı) Ein Abdrud bei Hermens, Handbuch 3, 861. 862 (1841). 





Preußen. Katholiſche und altlatbolifche Kirche. 297 


unmterbrochen aufrecht erhalten, und Allerhöcjt venfelben nie 
buch Mißbrauch die Pflicht auferlegt werden möge, zu Maß- 
regeln zurüdzufehren, welde vie Erhaltung der Nechte Ihrer 
Krone und die landesväterlihe Sorge für das Wohl und den 
Frieden aller Ihrer Untertbanen als nothwendig erjcheinen laffen 
fönnte.” 

Die PVerfaffungsurfunde von 1843 und 1850 räumte dann 
auch die in der Kabinetsorpre aufrecht erhaltenen Reſte des Pla- 
zet vollends weg. 

IX. Hinfihtli der Theilnahme der Geiftlichen, namentlich 
der Bilchöfe, an Verſammlungen und ber Korreſpondenz mit dem 
Papft oder päpftlichen Nuntien beitanden ſowohl nach Preußiſchem 
Kandrecht als nach Franzöſiſchem Necht gefeglihe Beſchränkungen. 

Das Allgemeine Landrecht von 1794 2, 11, 8. 142 bejtimmt: 
„Den Einladungen zu auswärtigen Sirchenverfammlungen 
bürfen inländijche Geijtliche ohne bejondere Erlaubnif des Staats 
nicht Folge Teiften.“ 

Die Organiſchen Artikel vom 8. April 1802, Art. 20 ver- 
fügen daffelbe mit folgenden Worten: „Die Bilchöfe find ver- 
bunden, ſich innerhalb ihrer Diözefen aufzuhalten; fie können bie- 
jelben nur mit Erlaubniß des erjten Konfuls verlafien !).“ 
Außerdem fordern fie in Art. 4 zur Abhaltung von National- 
oder Provinzial Kongilien, Diözejan-Synoden und allen jonftigen 
beratbenden Berfammlungen ausdrückliche Erlaubniß der Regie 
rung. 
Der Code penal von 1810, Art. 207 u. 208 enthält ftrenge 
Verbote der heimlichen Korreipondenz der Geijtlichen mit auswär- 
tigen Mächten über religiöje Angelegenheiten. 

Nah den für ganz Preußen bis 1841 beitehenden Vor⸗ 
ihriften?) war e8 den Bilchöfen und bei erlevigtem Stuhl auch 
den Domkapiteln und Kapitelsvilaren unterfagt, fich direft an den 
päpftlichen Stuhl zu wenden; alle Gefuche, welche überhaupt an 
den Bapit gebracht werben durften, waren dem Ober-Präfidenten 


1) Bol. ſchon Dekret v. 12. Juli (24. Aug.) 1790, Tit. 4, Art. 1 u. 2. 

*) Königl. Inſtruktion für die Provinziallonfiftorien v. 29. Dit. 1817, 
8.4 (vgl. oben ©. 295). Neftript des Kultusminifters v. 31. Aug. 1818 
(Rampk, Annalen 2, 717. v. Rönne, Staatsreht 1, b, 628). 
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der Provinz zu übergeben, der ihre Weiterbeförderung beſorgte; 
die von Domkapiteln, Prieſtern oder Laien ausgehenden mußten 
erſt dem Biſchof vorgelegen haben und von ihm beglaubigt ſein. 

Auch die Kurheſſiſche Verfaſſungsurkunde von 1831, 8. 135 d. 
beſtimmte: „Von allen biſchöflichen, unmittelbaren oder mittel⸗ 
baren Kommunikationen mit dem Römiſchen Stuhle, welche nicht 
etwa lediglich in Beziehung auf einzelne Fälle der eigentlichen 
Seelſorge, oder auf gewöhnliche der Römiſchen Kurie unftreitig 
zulommende Dispenfationen beabfichtigt werden möchten, noch 
bloß in Glückwünſchungs⸗,, Dantjagungs- und anderen bergleichen 
Ceremonialjchreiben beiteben, wird die Staatsregierung durch ben 
landesherrlichen Bevollmächtigten bei dem Bisthume nach wie vor 
Einfiht nehmen laſſen.“ 

Diefe Vorſchriften berufen auf dem volllommen richtigen 
Grundgedanken, daß, wenn ein auswärtiger geijtlicher Souverän 
innerhalb des Staates überhaupt Verfügungsrechte haben joll, die 
Verhandlung darüber, wie bei allen auswärtigen Angelegenheiten 
durch Die Staatsregierung ober wenigitend unter ihrer Kontrole 
gejcheben muß. Die Regierung muß willen, was die Bilchöfe und 
Kapitel dem Papit berichten und muß wiffen, welche Forderungen 
der Papft an dieſe ftellt, damit fie nicht durch Thatſachen über- 
raſcht und hintergangen werde. 

Insbefondere dienten die Verbote auch dazu, e8 den Bifchöfen 
unmöglich zu machen, hinter vem Rüden ber Regierung dem Papit 
einen Geborfamseid zu leiften, oder ihn in anderer Form zu 
leiften, als die Regierung geftatten wollte. Die Leiſtung eines 
folchen Eides mit Umgebung der Regierung enthielt dann fchon 
an fich eine Pflichtverlegung, die Diententlaffung zur Folge haben 
konnte. 

Endlich aber iſt das Verbot geeignet, den Papſt von ſtaats⸗ 
widrigen Zumuthungen an die Biſchöfe abzuhalten und ebenſo 
auch den Biſchöfen es zu erleichtern, päpſtliche Zumuthungen 
zurückzuweiſen. 

König Friedrich Wilhelm IV. hob dieſe Vorſchriften durch 
die Kabinetsordre vom 1. Januar 1841 auf, und erklärte, von 
ven Biſchöfen nur „jedesmalige Anzeige von dem Inhalt der 
Varbandlungen zwiichen ihnen und Rom zu erwarten !).” Die 


2) Abgebrudt bei Hermens, Handbuch 3, 861. Bgl. oben S. 296. 
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Verfofjungsurkunde vom 31. Sanuar 1850, Art. 16. verfügte ſo⸗ 
dann: „Der Berlehr der Religions-Gejellichaften mit ihren Oberen 
ift ungehindert”, was bie Vermwaltungspraris feit 1852 in ber 
dem Bapft günftigiten Weije auslegte !). 

Die üblen Früchte dieſer Politik, welche die Erfahrungen 
der Jahrhunderte Furzfichtig mißachtete, find in der Gefchichte der 
legten Jahrzehnde deutlich genug hervorgetreten, fowohl in ven 
Angelegenheiten der Preußiichen Diözefen als den allgemeinen 
Angelegenheiten der Kirche. Ein vatitanifches Konzil wie das von 
1869 und 1870 ift nach dreifundertjähriger Paufe nur möglich 
geworden durch Aufgeben der ftaatsgejeglihen Vorſchriften über 
die dazu nothwendige Staatserlaubniß. 

Das Berfaffungsgefeg vom 18. Juni 1875 Bat nunmehr 
den Artifel 16 der Berfafjungsurtunde von 1850 wieder aufge» 
hoben. 

X. Berbot der geiftlichen Orden und ordensähnlichen Kon⸗ 
gregationen ?). 

1. Vom 3. Juni 1875 an find alle Orden und ebenfo alle 
ordensähnlichen Kongregationen der Fatholifchen Kirche von dem 
Gebiete der Preußiichen Monarchie ausgejchloffen und die Errich- 
tung von Niederlaffungen derjelben unterjagt ?). 

2. Niederlaffungen der Orden oder ordensähnlicher Kongre⸗ 
gationen, welche ſich ausjchließlih der Krankenpflege widmen, 
bleiben fortbeſtehen; fie können jedoch jederzeit durch königliche 
Verordnung aufgehoben werden; bis bahin find die Minifter des 
Innern und der geiftlihen Angelegenheiten ermächtigt, ihnen bie 
Aufnahme neuer Mitglieder zu geftatten. 

1) Richter in Dove's Zeitfchrift 1, 111. 

3, Geſetz v. 31. Mai 1875, betr. die geifll. Orden u. orbensähnl. Kon⸗ 
gregationen der katholiſchen Kirche. (G.-S. 217. 218; vertindigt unterm 
3. Juni 1575.) Hinſchius, Kommentar 1875. S. 83—104. 

8) Eine vorübergehende Einſchränkung fügt der britte Abſatz des $. 1 
bei: „Die zur Zeit beftehenden Niederlaflungen bürfen vom Tage der Ver⸗ 
fündigung dieſes Geſetzes ab neue Dlitglieder nicht aufnehmen und find 
binnen ſechs Monaten aufzulöfen. Der Minifter ber geiftlihen Angelegen- 
beiten ift ermächtigt, biefe Friſt für Niederlafjungen, weldye ſich mit dem 
Unterricht und der Erziehung der Jugend befchäftigen, um für deren Erſatz 
burch anderweitige Anftalten und Einrichtungen Zeit zu laflen, bis auf vier 
Sabre zu verlängern.” 
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Die fortbeftehenden Nieverlaffungen der Orden und ordens⸗ 
ähnlichen Kongregationen find der Aufficht des Staated unter- 
worfen. Die näheren Bejtimmungen hierüber werden von ven 
Miniftern des Innern und der geijtlichen Angelegenheiten erlaffen. 

3. Das Bermögen der aufgelöften Niederlafjungen der Orden 
und ordensähnlichen Kongregationen unterliegt nicht der Einziehung 
durch den Staat. Die Staatsbehörden haben daſſelbe einjtweilen 
in Verwahrung und Verwaltung zu nebmen. 

Der mit der Berwaltung beauftragte Kommiljarius ift nur 
der vorgefegten Behörde verantwortlich; bie von ihm zu Legende 
Rechnung unterliegt der Nevifion der königlichen Oberrechnungs⸗ 
fammer in Gemäßheit der Vorjchrift des 8. 10, Nr. 2 des Ges 
fege8 vom 27. März 1872. Eine anderweite Verantivortung 
oder Rechnungslegung findet nicht ftatt. 

Aus dem Vermögen werben die Mitglieder der aufgelöften 
Nieverlaffungen unterhalten. Die weitere Verwendung bleibt ges 
feglicher Bejtimmung vorbehalten. 

Diefe Beichlagnahme des Vermögens bildet das hauptfäch- 
lihe Ywangsmittel der Staatsverwaltung, um dem Gejeß Gel: 
tung zu verfchaffen. Strafbeitimmungen gegen feine Webertretung 
oder Umgebung fehlen, und um foldyen Berjonen, welche ſich eines 
Ungehorſams gegen das Geſetz fchuldig machen, einen bejtimmten 
Aufenthaltsort verbieten oder anweiſen zu können, würbe es einer 
reichögejetlichen Ermächtigung bevürfen 1). 

4. Mitgliedern von Orden und orvensähnlichen Kongregationen 
darf die Erlaubniß, an öffentlihen Schulen oder privatim Unter« 
richt zu erteilen, nur noch an den Orten und auf fo lange Zeit 
gegeben werden, als dieß nothwendig ericheint, um Erſatz durch 
andere Lehrkräfte zu gewinnen, und dieſe Erlaubniß fann nur von 
dem Kultusminifter felbjt ausgeben ?). 


— — — — — 


1) Hinſchius S. 93, Note 10. 

2) Schlußſatz des 8. 1 des Geſetzes. Dieſe geſetzliche Vorſchrift beſtätigt 
das Reſkript des Kultusminiſters vom 15. Juni 1872 (abgedruckt bei Hin⸗ 
ſchins S. 104) und erweitert ſein Verbot auch auf den Privatunterricht. 
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8. 62. 
2. Die altlatholiidhe Reichskirche. 


Friedberg, €, Sammlung der Aftenflüde zum erften vatikaniſchen 

Concil mit einem Grundriſſe der Geſchichte defielben. Tübingen 1872. 
Friedberg, E. Altenftüde zur alttatholiihen Bewegung. Tübing. 1873. 
Berichte Über die Verhandlungen der altkath. Synoden, herausgegeben 

von der Synodal-Repräfentan;. 

Mejer, O., Die Propaganda 2, 90. 94. 1853 (über die Utrechter 
Kirche). 

L Die altfatboliiche Kirche des deutſchen Reichs, welche nach 
der oben ©. 189 gegebenen Etatiftif gegenwärtig etwa 118 Ge— 
meinden und Vereine und 50,000 Seelen zählt, und deren Bifchof 
in Preußen, Baden und Helfen ſtaatlich anerkannt iſt, hat auf 
ihrer eriten Synode zu Bonn, am 27. Mat 1874, ihre Verfaſ⸗ 
fung feitgeitellt ). An der Synode nahmen 28 Geiftliche und 
57 von den Gemeinden gewählte Abgeorpnete Theil, und Bifchof 
Reinkens führte den Vorſitz. 

Die angenommene Verfaſſung ift die „Synodal⸗ und Ge⸗ 
meindeorbnnung”, welche der Altkatholiken-Kongreß in Konitanz am 
12.—14. September 1873 vorläufig gut gebeißen batte. Der 
8. 1 derfelben erklärt übrigens ausprüdlih: „daß dieſe Organi- 
fation injofern einen proviforifchen Charakter babe, al8 durch bie 
Bejegung ber beſtehenden Bisthümer und Pfarreien mit altkatho- 
liihen Biſchöfen und Prieftern andere PVerhältniffe eintreten 
würben.” 

Die erſte altkatholiiche Synode hat ferner die Erflärung be- 
ihlofjen, „daß die verfaffungsmäßigen Organe der Kirche die Sy⸗ 
noden ſeien“, und daß es denjelben zuſtehe „bie beſtehenden kirch⸗ 
lihen Gefege zu ändern und neue Geſetze zu erlaffen.” Die Sy- 
noden feien theils allgemeine, theils partifuläre. Die Synode der 
deutſchen altkatholifchen Kirche dürfe fich für berechtigt halten, 
ſolche Anordnungen zu beichließen, wie fie nach dem alten fird- 
lihen Rechte jede Partikularſynode zu erlaffen befugt war ?). 

Das freie Gefeggebungsrcht des Papftes (Papalſyſtem) hat 


2) Abgebrudt bei Friedberg, Aktenſtücke zur alttath. Bewegung ©. 359 
bie 374. 
2) Schultheß, Europ. Geſchichtskalender 1874. ©. 132—133. 
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ſie damit verworfen, ebenſo die Lehre, daß Beſchlüſſe der Synoden 
zu ihrer Gültigkeit der Beſtätigung des Papſtes oder des Biſchofs 
bedürften. Darüber ob auf allgemeinen Synoden der ganzen 
Kirche weltliche Abgeordnete der Gemeinden Sitz und Stimme 
haben könnten, iſt ein Ausſpruch nicht erfolgt. 

Uebrigens nimmt die neue Verfaſſung in mehreren Hinſichten 
auf das „gemeine Recht“, d. h. das gemeine katholiſche Kirchen⸗ 
recht Bezug (8. 5 11. 51). 

U. Die Organifation der Kirche ift folgende: 

1. Jede Gemeinde wählt unter Theilnahme aller Gemeinde: 
glieder ihren Pfarrer, der lebenslänglich angejtellt it, und 6—18 
Kirchenräthe, welche mit dem Pfarrer den Kirchenvorftand bilden. 
Der BVorfigende des Kirchenvorftands wird von biefem jelbft ge- 
wählt. 

2. Die Synode, welche jährlich zufammentritt, befteht aus dem 
Biſchof, der Synodal⸗Repräſentanz, allen Geitlihen und aus ‘Des 
legirten der Gemeinden. Auf je 100—200 Männer kommt ein 
Delegirter; größere Gemeinden wählen auf je 200 Männer einen 
Delegirten. In der Synode hat demnach das weltliche Element 
das entjcheidende Webergewicht. 

3. Die Synode wählt mit Stimmenmehrheit ven Biſchof und 
die aus 4 Geiftlichen und 5 Laien beftehende Synodalrepräfentang, - 
in welcher der Bijchof den Vorſitz bat, die aber zum zweiten Bor- 
ftand einen Laien erfürt. 2 Geiftlihe und 3 Laien find die 
ordentlichen Mitglieder und müſſen am Wohnort des Biſchofs 
oder in nicht großer Entfernung davon wohnen. Außerdem wählt 
fie 6 Synodal-Eraminatoren, aus welchen der Biſchof 3 Theologen 
und einen Kanoniften zur Vornahme der tbeologiihen Prüfung 
unter Vorſitz des Biſchofs oder feines Stellvertreters beruft. 

Die Synode erfennt über Entlajjung der Pfarrer und über 
Beichwerden wegen Verweigerung der bijchöflichen Beſtätigung einer 
Pfarrwahl. 

4. Die Synode beichließt mit Stimmenmehrheit. Wird jedoch 
ein Beichluß mit einer Mehrheit von weniger als zwei Drittel 
der Stimmen gefaßt, fo kann fowohl die Minderheit als auch 
die Synodal⸗Repräſentanz, jofern letztere bierin einjtimmig ift, 
verlangen, daß die Trage der nächſten Synode vorgelegt werde. 
Bon diejer kann fie dann mit einfacher Mehrheit entfchieden werden. 
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D. Die Israelitiſchen Kirden-Gemeinden und Verbände, 
8. 63. 


Die kirchlichen Verhältniſſe der Juden find im 3. 1847 für 
den ganzen damaligen Umfang der Preußifhen Monarchie durch 
Staatsgefeß einheitlich geregelt worden, und biefe Ordnung der 
Dinge dauert in den acht alten Provinzen noch ziemlich unver- 
ändert fort. In den im 9. 1866 neu erworbenen Gebieten find 
die älteren Staatögejege und Verordnungen ebenfalls bis jegt im 
Geltung geblieben, jo daß e8 nun neun oder mehr verfchiebene 
Provinzialrechte in dieſer Hinficht gibt. 

An einer ſyſtematiſchen Daritellung berfelben gebricht es 
bis jegt noch völlig. Die beſte Ueberficht, mit Vorfchlägen für bie 
fünftige Geſetzgebung gewährt die Echrift von Malower „über bie 
Gemeinde-Berhältniffe der Juden in Preußen“. 

Die gegenwärtig in Geltung fteheriven Gelege find: 

Für das ganze Königreich: 

Geſetz v. 28. Juli 1876, betr. den Austritt aus den Jüdiſchen Syna- 
gogen-Semeinben (G.S. 353—355). 

Tür die acht alten Provinzen: 

Geſetz v. 23. Zuli 1847 über die Berhältniffe der Juden. 8. 35—70. 
(9.6. 270-277). 

Geſetz v. 26. Iuli 1876, betr. die Zuftändigteit der Verwaltungsbehör⸗ 
den und der Berwaltungsgerichtöbehörben im Geltungsbereihe der Pro⸗ 
binzialordnnung v. 29. Yumi 1875. $. 161 (G.S. 339). 

Für Hannover: 


Hannöverſches Geſetz v. 30. Sept. 1842 Über die Rechtsverhältniſſe der 
Juden. Tit. III. (G-S. 1, 24). 

Minifterial-Belanntmadung v. 19. Ian. 1844, betr. das Jüdiſche Sy: 
nagogen-, Schul- und Armenweſen (G.S. 1, Nr. 6). Ausſchreiben ber 
Landdroſtei Hildesheim v. 28. Febr. 1853, betr. die Jüdiſchen Synagogen- 
Bezirke (B.-©. 3, Nr. 2). 

Königl. Verordnung v. 31. De. 1860, betr. die Betätigung einer von 
ben Landrabbinern beantragten allgemeinen Synagogen-Orbnung (G.⸗S. 1, 
Rr. 47). 


Für Schleswig-Holjtein: 


Verordnung v. 8. Febr. 1854 über die Verbältniffe der Juden im Her- 
zogthum Schlesrmig. Holfteinifches Geſetz v. 14. Yuli 1863, betr. die Ber- 
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hältniffe der Iuden (abgebr. in Dove's Zeitfchr. f. K.-R. 4, 269-272 und 
410—474). 

Königl. Breußiicher Erlaß v. 24. Juni 1567, betr. die Abänberung bes 
8. 11 des Geſetzes f. Holftein und bes 8. 16 der Verordnung f. Schleswig 
(G.⸗S. 1308). 


Für Rurbefien: 
Berorbnung dv. 30. Dez. 1823, die gemeinheitlichen Berhältnifie der Is⸗ 


raeliten betr. 
Geſetz v. 29. Oft. 1833. 


Für Naſſau: 


Verordnung des Minifl. d. Innern v. 7. Ian. 1852, betr. die Kultns- 
verbältnifie der Juden. 


Für Frankfurt a. M.: 


Reglement v. 8. März 1839. 

Raths⸗Protokoll v. 1. Mai 1849. 

Senatsbeſchluß v. 25. April 1854. 

Verfügung des Königl. Preuß. Polizei-Präfidenten v. 9. März 1868. 


Quellen-Sammlungen und Riteratur. 


Makower, über die Gemeinde-Berbältniffe der Juden in Preußen. 
Berlin 1873. (Auf S. 3T—104 find bie geltenden Geſetze theil® vollftändig, 
theils auszugsweiſe abgebrudt.) 


Lediglich das Recht der acht alten Provinzen berückſichtigen: 
Boche, der Preuß. legale Pfarrer. 1875. ©. 120—146. 
Ergänzungen und Erläuterungen der Preußiſchen Rechtsbücher. 5. Ausg. 
beforgt v. 2. v. Rönne DB. 2. 775-783. 1966. 

Vogt, Kirden- und Eherecht der Kathol. und Evangel. 2, 246—256. 
1857. | 

Altmann, 9., Praxis. 1861. ©. 259—261. 

v. Hirschfeld, Religionsftatifit d. Preußiſchen Staats im 9. 1861. 
Arnäberg 1866. ©. 13. 77—82. 


Aeltere Literatur: 


L. v. Rönne und H. Simon, bie Berfaflung und Verwaltung des 
Preuß. Staats. Th. 8, Bd. 3: „Die früheren und gegenwärtigen Berbält- 
nifie der Juden in den fämmtlihen Lanbestheilen bes Preuß. Staates.” 
Breslau 1843. 

Heinemann, 3. Sammlung ber bie religiöfe und bürgerliche Ber- 
faffung der Juden in den Preuß. Staaten betr. Gelee. Bd. 1. 2. Aufl. 
mit einem Nachtrage. Berlin 1835. Bd. 2. Breslau 1837. 
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II. Berleihung des Korporationsredt3 an Reli» 
gionsvereine und geiftlihe Geſellſchaften und Wie- 
dberentziehbung des Korporationsredts. 


8. 64. 


1. In Art. 31 enthält die Verfaffungsurfunde vom 31. Ja— 
nuar 1850 die allgemeine auf alle Vereine bezügliche Vorſchrift, 
daß bie Feitjtellung der Bedingungen, unter welchen Korporations- 
rechte zu ertbeilen oder zu verweigern feien, Gegenſtand ver Ge⸗ 
jeggebung jet; und in Art. 13 verfügt fie insbejondere weiter, 
daß „die Weligionsgefellichaften, jo wie die geiftlichen Gejell- 
ichaften, welche feine Korporationsrechte haben, dieſe Rechte 
nur durch befondere Geſetze erlangen können.“ 

Dieſe Vorſchrift entzieht ver Regierung das Recht, neu fich 
bildenden NReligionsvereinen Korporationsrechte zu gewähren; im 
jedem einzelnen Fall muß ein Spezialgejeg erlajfen werden, wobei 
der Landtag dann auch Gelegenheit hat, dafür zu forgen, daß dem 
Berein die nothwendige Verfaffung vorgefchrieben werde. 

Es verſteht fich von jelbit, daß der Art. 13 unter „Religions 
Geſellſchaften“ nicht bloß einzelne Ortsgemeinden verfteht, und 
daß daber das Geſetz bie Regierung ermächtigen kann, fünftigen 
Gemeinden eines gewilfen Bekenntniſſes Korporationsrechte beizu- 
legen, wie dies dann auch in den Gefegen von 1874 und 1875 
über die Korporationsrechte der Mennoniten und Baptiften ge- 
ſchehen ift?) | 

Unter den „geiftlichen Gejellihaften”, welchen ebenfalls nur 
durch Spezialgejeg Korporationsrechte verliehen werden dürfen, 
find nicht bloß Orden mit dauernden Gelübden zu verjtehen, fon- 
dern überhaupt alle auf die Religionsübung bezüglichen Vereini- 
gungen, Kongregationen und Gefellfchaften. 

Die Verfaſſungsurkunde Hat bei diefem Ausprud ſich im Alls 
gemeinen an die Definitionen gehalten, welche das Preußiiche 
Landrecht von 1794 2, 11, 8. 11 und 12 aufftellt, und welche 
lauten: „WReligionsgejellichaften, welche fich zur öffentlichen eier 
des Gottesdienftes verbunden haben, werden Sirchengefellichaften 
genannt.” — $. 12: „Diejenigen, welde zu gewiffen anberen 


1) Bol. oben S. 266—267. 
Thudichum, Kirchenrecht. 20 
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bejonderen Religionsübungen vereinigt find, führen den Namen ber 
geiftlihen Geſellſchaften !).” 

2. Die durch Gejeß begründeten Korporationsrechte können 
nach allgemeinen ftaatsrechtlichen Grundjägen nur durch elek 
zurüdgenommen werden. Nur infoweit ein Ermeſſen der Regie— 
rung binfichtlich der Anerkennung einer Einzelgemeinde als Kor- 
poration ftattfindet, könnte ein ſolches Ermeſſen auch binfichtlich 
ber Stage eintreten, ob die Bedingungen fortdauern, unter welchen 
die Anerkennung erfolgte, oder ob fie nicht mehr vorhanden' find. 

Hierüber find neue, Hare und einheitliche ftaatsgejegliche Vor⸗ 
Ihhriften dringendes Bedürfniß. 


IV. Sreiheit ver Öründung neuer Keligionsvereine 
und Nechtsftellung der Vereine ohne Korporationg- 
recht. 


8. 65. 


Verfaſſungsurkunde v. 31. Jan. 1850, Art. 12. 13. 29. 30. 81. 

Geſetz v. 11. März 1850 über die Verhütung eines die geſetzliche Frei⸗ 
heit und Ordnung gefährdenden Mißbrauchs des Verſammlungs⸗ und Ber- 
einigungsrechtes (G.⸗S. 277—283). 

Jacobſon, in Dove's Zeitſchr. I. 422—443. 1861. 

Schulze, Herm., Preuß. Staatsredht 1, 403—406. 

Meier, Th., das Preußifhe gemeine und provinzielle Kirchenrecht für 
ba8 Geltungsgebiet des allgemeinen Landrechts. 186. ©. 6-11. 

G. v. Hirſchfeld, Religionsftatiftit der Preuß. Monardie im Sabre 
1861. Arnsberg 1866. S. 10-52: Ausführliche Gefchichte der Religiond- 
vereine.. ©. 53—62: Juriſtiſche Ausführungen. S. 77—94: Statifiil, 
101: Ueberfichten. 

Boche, der Preuß. legale Pfarrer. 1875. ©. 91—120. 


Die Verfaffungsurtunde vom 31. Januar 1850, Artikel 12, 
iprit den allgemeinen Grundjag aus: „Die Freiheit des reli- 
giöſen Belenntnijjes, der Vereinigung zu Religiong-Ge- 
ſellſchaften (Art. 30 u. 31), der gemeinfamen häuslichen und 
öffentlichen Religionsübung ift gewährleiftet". — ‘Der hierin aus: 
drüdlich in Bezug genommene Artikel 30 lautet: „Alle Preußen 
baben das Recht, fich zu ſolchen Sweden, welche ven Strafgejegen 
nicht zumviderlaufen, in Gejellfchaften zu vereinigen. — Das Gejek 





1) Beſondere Beſtimmungen bierliber enthalten dann noch 2, 11, 8. 939 
bis 1073 u. 1219—1232. 
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regelt, insbejondere zur Aufrechtbaltung der öffentlichen Sicherheit, 
die Ausübung der in dieſem und in bem vorftebenden Artikel 
(29) gewährleifteten Nechte. Politiſche Vereine können Beſchrän⸗ 
tungen und vorübergehenden Verboten im Wege ver Gefetgebung 
unterworfen werben.” 

Hieran jchließt fich fofort das DVereinsgefeg vom 11. März 
1850, $. 2 mit folgender Beitimmung: „Die Vorſteher von Ver- 
einen, welche eine Einwirkung auf öffentliche Angelegenheiten be⸗ 
zweden, find verpflichtet, Statuten des Vereins und das Verzeich- 
niß der Mitglieder binnen drei Tagen nach Stiftung des Vereins, 
und jede Aenderung der Statuten ober der Bereinsmitglieder 
binnen drei Tagen, nachdem fie eingetreten ift, der Ortspolizei- 
behörde zur Kenntnißnahme einzureichen, verjelben auch auf Er- 
fordern jede darauf bezügliche Auskunft zu ertheilen. — Die Orts» 
polizeibehörvde hat über die erfolgte Einreichung der Statuten und 
der Berzeichniffe, oder der Abänderungen berjelben, fofort eine Be⸗ 
jheinigung zu ertheilen.” — „Die Beitimmungen dieſes und bes 
vorhergehenden Paragraphen bezieben fich nicht auf Tirchliche und 
religidje Vereine und deren Verſammlungen, wenn dieſe Vereine 
Korporationsrechte haben.“ 

Damit ift ausgefprochen, daß die Vorichrift auf Religions- 
Bereine ohne Korporationsrecht Anwendung findet ?). 

Nach ven eben aufgeführten Gejegen gelten num im Einzelnen 
folgende Regeln: 

1. Die Gründung eines neuen Religionsvereins ift nicht von 
einer vorangehenden ftaatlichen Genehmigung abhängig. Sie ift 
eine in jeder Dinfiht erlaubte Handlung ?) und Verträge über 
Bermögensrechte, welche zu dieſem Zweck unter den Mitgliedern 
gejchloffen werden, find volllommen wirkjam. 

Der Grundfat des Allgemeinen Landrechts von 1794 2, 11, 
8. 10 und des Patents vom 30. März 1847, betr. die Bildung 
neuer Religionsgejellihaften, wonach eine Religionsgeſellſchaft erſt 


x 
— — — — — 


1) Ueber den Zuſatz „wenn dieſe Vereine Korporationsrechte haben“ vgl 
Reſkript des Miniſt. bes Innern v. 1. Aug. 1850 (Miniſt.⸗Bl. der innern 
Verw. 1550, ©. 204; auch bei Vogt 1, 49). 

2) Erlenntniß des Obertribunal8 v. 18. März 1853 (Entſcheidungen Bd. 
25, 228). Jacobſon in Dove's Zeitfhrift 1, 422 —425; 431—433. 

20 * 
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durch ftaatliche „Genehmigung“ entfteht, ijt durch die Verfaſſungs⸗ 
urtunde vom 31. Januar 1850 Binfällig geworben. 

2. Die Vorſteher des Vereins müfjen binnen drei Tagen nach 
ber Stiftung Statuten und Mitglieververzeichniß bei der Orts: 
polizeibehörde einreichen, ebenjo jede Aenverung daran. Ein Re» 
ligionsverein ohne Statuten ift nicht wohl denkbar. Sollten die 
fchriftlih übergebenen Statuten unvollitändig fein, jo kann die 
Drtspolizeibehörde weitere Auskunft fordern. 

Die Folge der Unterlaffung ver fchriftlichen Einreichung der 
Statuten und Verzeichniſſe beftebt nur in Geldſtrafen für die 
Borfteher im Belauf von 15—150 Mark). | 

3. Für ſolche Verſammlungen eines Vereins, für welche Zeit und 
Drt im Voraus feitfteht und der Drtspolizeibehörde bekannt iſt, 
bedarf es feiner bejondern Anzeige; wohl aber ijt von außerordent- 
lichen Vereinsverfammlungen 24 Stunden vorher Anzeige zu 
machen. 

4. Die Ortspolizeibehörde iſt befugt, in jede Verſammlung 
1 oder 2 Polizeibeamte oder andere als Abgeordnete der Polizei 
fenntliche Berjonen zu ſenden. Diefen fteht in den im Geſetz be 
zeichneten Fällen das Recht zu, die Verjammlung aufzulöfen. 

5. Sobald der Verein beginnt politijche Gegenftänve tn 
feinen Verfammlungen zu erörtern, wird er zu einem politifchen 
Verein, und unterliegt dann den beſondern Beichränkungen folcher 
Vereine ?). 

6. Das Vereinsrecht it laut Art. 30 der Berfaffungsurkunve 
nur zu folden Zwecken gewährleiftet, „welche den Strafgefegen 
nicht zuwiderlaufen“ ®). 

In andern Fällen haben weder die Gerichte, noch weniger die 
Verwaltungsbehörden gejetliche Bollmachten, Religionsvereine wegen 
einer nur gemeinſchädlichen Tendenz zu unterprüden. Nur Die 


1) Gele vom 11. März 1850, 8. 13. 

2) 8. 8. 

8) In diefer Hinficht kommen nunmehr in Betracht: Die Beſtimmungen 
bes Strafgeſetzbuchs v. 26. Febr. 1876, 8. 128 und 129, ſowie das Reichs⸗ 
gefeg vom 4. Zuli 1572 über das Verbot des Jeſuitenordens und der ihm 
verwandten Orden; ferner das Preußifche Geſetz v. 31. Mai 1875 liber das 
Berbot der geiſtlichen Orden und orbensähnlichen Kongregationen (vgl. oben 
S. 299). 
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einzelnen Mitglieder können wegen der ihnen zur Laft fallenden 
ungejeglichen Handlungen oder Unterlaffungen beftraft werben 1). 
3. B. kann kein Berbot ergeben gegen einen Verein, welcher 
Ölaubend- oder Sittenlehren verbreitet, wodurch ftaatsgejeglich 
verbotene Handlungen als erlaubt, oder ftaatliche Einrichtungen 
ald unfittlich und unerlaubt Hingeftellt werben. 

7. Die höheren zujtändigen Aufſichtsbehörden über die Be- 
folgung der gejeglichen Vorfchriften über das Vereinsweſen find 
die Bezirks⸗Regierungen ?). 

8. Jeder neue Religionsverein hat, folange er nicht durch 
gerichtliches Urtheil für verboten erklärt ift, diejenigen echte, 
welche ein erlaubter Verein überhaupt hat, nämlich das Recht: 

a) jein Glaubensbekenntniß feltzuftellen ; 

b) die Form und Feier des Gottesdienſtes zu regeln; 

ce) feine Verfaffung zu ordnen, aljo die Wahl von Vorftehern, 
Deftellung von Geiftlichen, Lehrern u. ſ. m., desgleihen die Ent- 
laſſung verjelben nach Gutdünken zu regeln; 

d) beliebige Umlagen auf die Mitglieder zu verabreden. 

In allen diefen Dingen redet der Staat gar nicht mehr mit. 

Welche Regeln bezüglich des Religionsunterrichts fchulpflich- 
tiger Kinder von DVereinsmitglievdern in Anwendung zu kommen 
baben, iſt an einem andern Drt zu unterjuchen. 


Zweites Kapitel. 
Baiern. 
J. Allgemeine ſtaatsgeſetzliche Beſtimmungen. 
8. 66. 


Geſetze für das ganze Königreich. 
Organiſches Edikt vom 8. September 1808, betr. die Anordnung einer 
Seltion in Kirchengegenſtänden bei dem Miniſterium des Innern. 


ı) Eine andere Meinung äußert Iacobfon in Dove's Zeitſchrift 1, 483. 
1861. . Daß freilich „der Staat“ das Recht hat, Vereine wegen ihres Glau: 
bensbelenntniffes aufzuheben, ift unbeftreitbar; aber diefe Rechte des Staats 
Können nicht durch bloße Verwaltungsverfügung wahrgenommen werben. 

2) v. NRönne, Preuß. Staatsrecht 2, a, 221, Anm. 1, b. 
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Berfaffungsurkunde v. 26 Mai 1818, Tit. IV., 8. 9. 

II, Beilage zur Beriaffungsurtunde: Edikt über die äußern Rechtsver⸗ 
bältniffe der Einwohner des Königreichs Baiern in Beziehung auf Religion 
und kirchliche Gefellihaften (gemöhnlid Religions-Edikt genannt). 

Königl. Verordnung v. 17. Dey. 1625, betr. die für die Angelegenheiten 
ber Kirche und des Unterricht8 errichtete Minifterial-Sektion (Reg.Bl. 1036). 

Königl. Verordnung v. 17. De. 1525, betr. die Formation, den Wir- 
kungskreis und ben Geſchäftsgang ber oberften Berwaltungsftellen in ben 
Kreifen. 

Königl. Berorbnung v. 27. Febr. 1847. 

Königl. Berorbnung v. 16. März 1849, die oberfle Leitung ber Kirchen- 
und Schulangelegenbeiten betr. 


Provinzielle Geſetze. 

Das Preußifhe Allgemeine Landrecht v. 5. Febr. 1794 ſteht als ſub⸗ 
fipiäre8 Recht in Geltung (foweit e8 nicht feit 1803 und 1806 abgeändert 
worden ift) in ben ehemaligen Fürſtenthümern Ansbach und Bayreuth, den 
ehemaligen Reichsſtädten Dinkelsbühl, Weißenburg und Windsheim, fowie 
einigen Diftritten ber ehemaligen geiftlichen Fürſtenthümer Bamberg, Würze 
burg und Eichftädt, bis 1806 Tauter Preußifher Beſitz. (Bgl. P. v. Roth, 
Baperifches Civilrecht 1, 119, Anm. 8 und oben ©. 195). In der Rhein- 
pfalz gilt noch ein Theil der bis 1814 eingeführten Franzöfifchen Geſetze. 


Quellenfammlungen. 


Dillinger, ©., Sammlung ber Bayerifhen Berorbmungen. Bd. 8: 
Religion und Kultus betr. 1838 (umfaßt die Berorbnungen von 1606 bis 
1835). 3b. 9: linterrichtsweien. 

Pözl, Eammlung der Bayerifchen Berfafjungsgefete. 1852. 


Literatur. 


Silbernagel, J. VBerfaffung und Verwaltung ſämmtlicher Religions- 
genoffenfhaften in Bayern. Landshut 1870. 

Brendel, Sebald (ehemals Prof. in Würzburg), Handbuch des fath. 
u. protefl. Kirchenrecht. Bamberg 1823. 3. Aufl. in zwei Bänden. Nürn⸗ 
berg 1850 (nimmt in außgebehnter Weife auf das Baierfche Recht Rüdficht). 

Srünpdler, C. Aug, das im Königreich Bayern geltende katholiſche 
und protefiantifhe Kirchenrecht. Nürnberg 1839). 

v. Sicherer, Herm. (Prof. an der Univerfität München), Staat und 
Kirche in Bayern vom Negierungsantritt des Kurfürften Marimilian Jo⸗ 
ſeph IV. bis zur Erklärung von Tegernfee, 1799-1821. 1873. (Mit 
45 größtentbeils bisher geheim gehaltenen Attenftüden !11). 


1. Die rechtliche Stellung der Kirchen oder Religionsvereine 
in Baiern ift gegenwärtig noch in der Hauptſache nach den Vor—⸗ 
ihriften der Staats⸗Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818 und 
ihren Beilagen und Anhängen zu beurtheilen. Von ber Berfaf- 
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ſungsurkunde ſelbſt kommt namentlich die Vorſchrift des Titels IV. 
S. 9 in Betracht, ſodann das ſehr ausführliche ſog. Religions⸗ 
edikt, welches die II. Beilage der Verfaſſungsurkunde bildet und 
deren rechtliche Natur in jeder Hinſicht theilt. 

Die Schlußſätze des 8. 103 des Edikts lauten folgender— 
maßen: „Diefes allgemeine Staategrundgejeg beitimmt, in Ans 
ſehung ver Religionsverhältnijfe der verjchievenen Kirchen-Gejell- 
fchaften, ihre Rechte und PVerbinblichfeiten gegen den Staat, die 
unveräußerlihen Majeftätsrechte des Regenten, und die 
jevem Untertban zugefiherte Gewiffensfreiheit und Religionsaus⸗ 
übung.” — „In Anjebung der übrigen innern Kirchen» Ange- 
legenheiten find die weitern Beftimmungen, in Beziehung auf die 
katholiſche Kirche, in dem mit dem päpftlichen Stuhle abgefchlofjenen 
Konlorvat vom 5. Junius 1817; und in Beziehung auf die pro= 
teftantifche Kirche in dem hierüber unterm heutigen Tage (26. Mai) 
erlaffenen eigenen Edikte enthalten.“ 

Die Verfaffungsurfunde wurde am 26. Mat 1818 zunädjit 
durch Mittheilung an alle öffentlichen Behörden und durch öffentlichen 
Anſchlag fund gemacht; am 6. Juni erichien jie im Gejegblatt, 
am 17. Juni die IL Beilage, am 22. Juli das Konkordat und 
das Edikt über die proteftantiiche Kirche!). — Im Rheinkreis er- 
folgte die Verkündigung der Verfaffungsurkunde am 12. Sunt 1818 
unter Vorbehalt gewiſſer Mopdififationen?), welde 
ein Königliches Rejtript vom 5. Oktober 18182), fowie Hinfichtlich 
der vereinigten protejtantifchen Kirche ‚des Rheinkreiſes die König» 
liche Beltätigung der Vereinigungsurfunde vom 10. Oftober 1818 
feitftelite *). 

1. Das Edikt über die proteftantifche Kirche, welches der 
König, fo wie die ganze Verfaffungsurfunde aus jouveräner Macht- 
vollkommenheit erließ, Hat in allen Punkten ohne Ausnahme bie 
Natur eines Staafsverfajjungsgejeges, ar welchem nur auf dem 
erihwerten Wege der Verfaſſungsgeſetzgebung geändert werben 
fann, nämlih mit Zuftimmung von %, Majoritäten in beiden 


1) Pözl, Sammlung, Einleitung S. XIV. 9. v. Sicherer 276. 
2) Döllinger, Sammlung 1, 381. 382. 

3, Döllinger, |, 382—385. 

*, Döllinger 8, 8, 1280. 
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Kammern bei Anweſenheit von 3/, der gefetlichen Mitgliederzahl. 
Es ift dies bei der Annahme des Berfafjungs-Gejetes von 
4. Juni 1848 von beiden Kammern anerkannt worden, und kann 
daher jegt nicht mehr in Frage gezogen werden. An fi würde 
fonft auch die Anficht vertheidigt werben können, daß dem Edikt 
nur die Natur eines einfachen Staatsgeſetzes zulomme, wofür fich 
die Autorität Braters anführen läßt. 

2. In Bezug auf den größten Theil des Inhalts des Kon- 
forbats verhält es ſich genau cbenfo, nur nit in Bezug auf 
jeinen ganzen Inhalt, nämlich nicht diejenigen Bejtimmungen, 
welche den Vorſchriften der Verfaſſungsurkunde und ihrer II. Bei- 
lage widerjprechen. ‘Diefe widerjprechenden Artikel haben dadurch, 
daß fie mit dem übrigen Inhalt zujammen verfündigt worden find, 
in Baiern doch niemals gejetliche Kraft erlangt. CS verbält fich 
in diejer Hinficht wie mit den oben S. 270— 275 beſprochenen päpit- 
lihen Bullen für Preußen und die Oberrbeiniiche Kirchenprovinz. 
Der entſcheidende Grund hierfür ift, daß die Verfündigung erfolgte 
auf Grund des $. 103 der II. Berfaffungsbeilage, welcher beftimmt, 
daß die PVerfafjungsurkunde und ihre II. Beilage den Vorrang 
behaupten follen vor denjenigen Beitimmungen, welche noch für die 
einzelnen Kirchen verfündigt werben würden. Nur für die „übri- 
gen“ inmern Kirchen-Angelegenbeiten ver fatholiichen und bezieh- 
ungsweiſe proteftantifchen Kirche, aljo für die in der Verfaſfungs⸗ 
urfunde und ihrer II. Beilage nicht bereits geregelten Angelegen- 
beiten, jollten das Konkordat und das Edikt über die proteftantifche 
Kirche maßgebend werden!) Bei der Verkündigung der legteren 
ift dDieß auch nochmals ausprüdlich betont worben, indem beide 
Geſetze als „Anhang Nr. I. und II. zu dem $. 103 des Religions- 
edikts“ publizirt worden find. 

Das Konkordat wurde fowohl in dem Lateiniſchen Zert, in 
welchem e8 ratifizirt ift, als in einer Deutichen Weberjegung ver- 
kündigt, welche in einer Minifterialfonferenz mit Stimmenmehrheit 
feftgeftellt und vom König genehmigt worden war, und in manchen 
Ausdrücken weniger günjtig für den päpftlichen Stuhl lautet. Da 
in Baiern die Geſetzesſprache die deutfche ift, und Die deutſche 
1) Ueber die Entſtehung und Bebeutung bed Ausbruds „übrigen“ vgl. 
v. Sicherer 269. 
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Ueberfegung den Sinn wiebergibt, welchen ver Geſetzgeber mit 
dem Lateiniſchen Xert als gegeben annahm, fo tjt der beutiche 
Text als der im Zweifel maßgebende zu betrachten. ‘Daß über 
die Auslegung von Staatöverträgen andere Regeln gelten, fällt 
bier nicht in’8 Gewicht, weil dieſe Regeln, wie unten noch zu zeigen 
ift, auf das Konkordat nicht Anwendung leiden. 

a) Zu denjenigen Bejtimmungen des Konkordats, welde ir 
Baiern niemals ſtaatsgeſetzliche Kraft erlangt haben, gehören vor 
Allem die Artilel 1 und 17 veffelben, welche folgendermaßen 
lauten: Art. 1: „Die römifchsfatholifche-apoftoliiche Religion wird 
in dem ganzen Umfange des Königreichs Baiern und in den dazu 
gehörigen Gebieten unverfehrt mit jenen Rechten und Prärogativen 
erhalten werden, welche fie nach göttliher Anordnung und 
den fanonifhen Sakungen zu genießen bat.“ Art. 17: 
„Alles Vebrige, was firchliche Seyenftände und Perſonen betrifft, 
wovon in dieſen Artileln nicht ausprüdliche Meldung gefchehen 
ift, wird nach der Lehre ver Kirheundnad der beſtehen— 
den und angenommenen Disziplin derfelben behan— 
delt werden (juxta doctrinam Ecclesiae, ejusque vigentem et 
approbatam disciplinam). Sollte aber in Zufunft ſich ein An- 
ftand ergeben, jo behalten Sich Seine Heiligkeit und Seine Königl. 
Majeſtät vor, Sich darüber zu benehmen, und die Sache auf 
freundjchaftlihe Weife beizulegen.“ 

Ob unter ber. „beitebenden Disziplin der Kirche“ Die im 
Jahre 1818 im Königreich Baiern oder in der ganzen römifchen 
Kirche beitehende Disziplin gemeint fei, oder überhaupt die jeweilen 
beftehende Disziplin, bleibt Dunkel, ebenjo wie auch ver Ausprud 
„angenommen“ ebenfowohl auf die Annahme Seitens des Baier- 
ſchen Staates als der Kirche geben fann!). Von irgend welder 
Bedeutung ift e8 nicht, welcher Auslegung man folgen mag, weil 
„Die Lehre der Kirche” ganz unbedingt als maßgebend hingejtellt 
ift, und alle wejentlihen Punkte der Disziplin der römijchen 
Kirche zugleich Glaubensfäge find. Daß der Papſt die Stelle Des 
Konkordats in dem ihm günftigiten Sinne verjiand, wird Niemand 
bezweifeln wollen, fowie fich andererfeits nicht leugnen läßt, daß 


1) Im Oeſterreichiſchen Konkordat v. 1855, Art. 34 hieß es beftimmter: 
„a Sancta Sede adprobatam“. 
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er in die Wahl von Ausdrüden willigte, die feine Anjprüche nicht 
deutlich anerkannten. 

Nah der Verfaffungsurkunde kommen Kirchenjagungen (Ra- 
nonifhes Recht) nur zur Anwendung, joweit über eine Frage nicht 
ſtaatliche Geſetze beitehen und insbejondere können neue Kirchen 
fagungen nur mit Plazet des Könige eingeführt werben. 

b) Ein weiterer, ebenfall® nicht feinem ganzen Inhalt nach 
zur Geltung gefommener Artitel des Konkordats ijt Artilel 18, 
welcher lautet: „Beide Tontrabirende Theile (nämlich Papſt und 
König) verjprechen für Sich und Ihre Nachfolger die genaue Be⸗ 
obachtung alles defjen, worüber man in dieſen Artifeln gegenjeitig 
übereingefommen ijt, und Seine Königliche Diajeftät werden gegen- 
wärtige Uebereinkunft als Staatsgeſetz erklären.” — „Ferner 
veriprechen Seine Königliche Majeftät für Sih und Ihre Nacdhs 
folger, nie aus irgend einem Grunde ven Artikeln etwas beizu- 
. fügen, oder daran etwas abzuändern, oder diefelben auszulegen (I), 
ohne Dazwiſchenkunft und Mitwirkung des apoftoliihen Stuhls“ 
(der Lateinifche Text bat aber: „absque Sedis Apostolicae 
auctoritate et cooperatione‘“), 

Nach ver PVerfafjungsurfunde Zit. VIL, 8. 2 und Tit. X., 
8. 7 erfolgt die Abänderung und autbentifche Auslegung aller 
Geſetze, auch der Berfaflungsgefege durch König und Yanbtag 
und nach Tit. IL, 8. 1 vereinigt der König, al8 Oberhaupt des 
Staats, in ſich alle Rechte der Staatögewalt und übt fie unter 
ben von ihm in der Verfaſſungsurkunde feitgejegten Beitimmungen 
aus. Auch das Konkorvat kann Hiernah, da e8 zu den Staats. 
gefegen gehört, auf dem Wege der Geſetzgebung geändert und aus⸗ 
gelegt werben, und e8 bat der Schlußſatz feines Artikels 18, fo- 
fern er etwas Anderes befagen wollte, niemals rechtliche Geltung 
erlangt. Dieß ift um fo weniger zweifelhaft, als ver 8. 103 des 
Religionsedikts, auf Grund deſſen das Konkordat publizirt worden 
ift, ausprüdlich „vie unveräußerlichen Majejtätsrechte des Regenten“ 
vorbehält, das wichtigfte Majeftätsrecht aber gerade das der Gejeß- 
gebung tft. — 

Die eben vorgetragene Anficht über Verhältniß von Konkordat 
und Verfaffungsurfunde ift bisher mit geringen Abweichungen von 
allen Minifterien und namentlich von allen Yandtagen Baierns als 
bie richtige angenommen und thatjächlich befolgt worden. Neben 
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dem Konkordat fam fett 1818 nicht das Kanonifche Recht zur An⸗ 
wendung, ſondern zunächſt die zahlreichen ftaatlichen Geſetze und 
Verordnungen, welche bei Verkündigung der Verfaffungsurkfunde 
bereit8 in Geltung jtanden und ver Berfaffungsurfunde nicht 
wiberjprachen, — während fie dagegen mit dem Kanoniſchen Recht 
überall in Widerſpruch ftehen. 

Auch ſehr zahlreiche ſeit 1818 erlaffene Staatsgejege und 
Verordnungen ſtehen mit dem Konkordat in Widerfpruch, find aber 
dennoch von Krone und Landtag gutgeheißen worden. Die oben 
vorgetragene Anficht ift auch die der Baierſchen Staats» und 
Kirchenrechtslehrer !), mit Ausnahme derjenigen, welche dem Glauben 
huldigen, daß alle Ehriften nach göttlichen Necht dem Papſt unter- 
worfen feien, und daß alle Kronen und Staaten feinen Befehlen 
unbedingten Gehorſam jchulden ?). 

Daß der Berfailler Verfaſſungs⸗Vertrag vom 23. November 
1870, welcher das Deutfche Reich ins Leben rief, ebenfalls richt 
zu manchen Artikeln des Baierfchen Konkordats ftimmt, ift leicht 
zu erſehen; nichtSpeftoweniger iſt er mit *%/, Majorität von den 
Baierjchen Kammern angenommen worden. Durch Reichsgeſetze 
fönnen an dem Baierſchen Staats: und Kirchenrecht noch unab⸗ 
ſehbar viele Aenverungen erfolgen, die mit dem Konkordat nicht 
zu vereinigen find,. und find auch bereits ergangen. 

Gegen die Einführung Eines diefer Neichsgefege in Baiern 
— warum nur gegen diefes Eine bleibt dunkel — bat fich der 
Papſt bemüßigt gejehen, dem Baierfchen Geſandten in Rom einen 
feierlichen Proteſt zuftellen zu laſſen, unter dem Anführen, 
daß fie eine Verlegung bes Konkordats enthalte. Es dürfte hierin 


1) Brendel, Sebald, Profeflor in Würzburg, Handbuch des Kirchen⸗ 
rechts. 1823. ©. 193-199. BözT, Sof, Lehrbuch des Bayerifchen Ber. 
fafjungsredts. 8. 17. Henner, die katholiſche Kirchenfrage in Bayern. 
Bürzburg 1854. Roth, P. v., Bayeriſches Civilrecht 1, 228, Anm. (1871). 
Sidherer, 9. v. Staat und Kirde in Bayern 1799-1821. Münden 
1874. Silbernagel, 3, Berfafiung u. Verwaltung fämmtlicder Religions» 
genofienihaften in Bayern. 1870. ©. 6—8. 

2) Ein ungenannter „Bayerifher Kanoniſt“ in Lipperts Annalen des 
Kirchenrechts. Heft 2. ©. 5—20: Das Bayeriſche Konkordat im Verhältniſſe 
zum Religions: Edit. 1832. Moy, Lehrbuch bed Bayer. Staatsrechts 1, 
345 (1840). 
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der Anfang einer Kündigung des Konkordats Seitens der Aurie 
zu erbliden fein. 

Daß die Urheber der Baierifchen Verfaffungsurfunde, die zu⸗ 
gleich die lIrbeber des Konfordats find, gerade von der Abficht 
ausgingen, dem Konkordat lediglich innerhalb des Rahmens der 
Berfaflungsurfunde Geltung zu geben, wird umtiderleglich auch 
durch die Gejchichte der Entftehung und Cinführung beider bes 
wieten, welche erft in allerneuefter Zeit, namentlich durch die For⸗ 
Ihungen Hermann von Sicherers völlig Har gejtellt worden ift. 
Die durch legtere belannt gemachten Thatjachen find fo jchwer 
wiegend, daß fich behaupten läßt, e8 würden viele unrichtige Aus- 
legungen vermieden worden fein, wenn man fie jchon früher ge= 
fannt hätte. 

Das Konkordat ift nach dem Sturze des Minifters Mont⸗ 
gelas (2. Februar 1817) auf Betreiben der dem päpſtlichen Hof 
ergebenen Minifter, ver Grafen von Nechberg und von Thürbeim, 
am 5. Juni 1817 von den Unterbändlern unterzeichnet, am 24. Oft. 
1817 vom König, am 9. November vom Papſt ratifizirt worven 1). 

Um die Mitte des Dezember brachten die Zeitungen ven 
Zert der Uebereintunft 2). - Der Eindrud, den fie auf alle Prote- 
ftanten und auch auf den aufgellärten katholiſchen Klerus bervor- 
brachte, fonnte nur der des höchiten Erjtaunens und des Unwillens 
fein. Die in den Artileln 1 und 17 über die Herrichaft der fatho- 
lichen Religion und des Kanonifchen Rechts in Batern ließen die 
ganze bisherige Staatsgeſetzgebung über die Rechtsſtellung der Pro- 
teitanten, namentlich das Religionsedikt vom 24. März 1309 ale 
binfällig erjcheinen, und ftellten die Unterbrüdung berielben in 
nähere oder entferntere Ausficht. Die proteftantiichen Städte des 
Königreihs: Augsburg, Lindau, Memmingen, Kempten, Bayreuth, 
Erlangen, Nürnberg, Regensburg und die proteftantifche Geiftlich- 
feit wandten fih an den König mit der Bitte um ftantsgejegliche 
Seftftellung ihrer Rechte. Im den Zeitungen und vielen Flug» 
Ihriften entbrannte ein lebhafter Kampf und auch die übrigen 
beutichen Regierungen ließen ihr Befremden nach München melden, 
wozu um jo mehr Anlaß vorlag, als ver Inhalt des Konkordats 


1) 9. Sicherer 253. 254. 
2) v. Sicherer 261. 
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mit dem Artikel 16 der deutſchen Bundesakte vom 8. Juni 1815 
in Widerſpruch ftand ?). 

Unterm 12. März; 1818 ließ der König zur Beruhigung der 
Brotejtanten an die proteftantifchen Generaldekanate eine Erflärung 
ergeben, worin er zuficherte, „daß er nicht nur alle in Beziehung 
auf die Firchlichen Verhältniſſe der Protejtanten erlajjenen früheren 
Edikte und Verordnungen aufrecht erhalten, ſondern auch denſelben 
in der bevoritebenvden Verfaſſung des Reiches und den damit in 
Verbindung jtehenden konjtitutionellen Gejegen gegen jeden Einfluß 
der fatholifchen Geiftlichkeit eine vollfommene Sicherjtellung ver» 
Ichaffen werde ?).“ 

Am 26. Mat 1818 erhielt die Verfaffungsurfunde die Unter: 
ihrift des Könige und wurde am nämlicen Tag in München 
durch öffentlichen Ausruf und Vertheilung der Urkunde verfündigt 
und auf diefe Weile auch in den Provinzen die Verkündigung be- 
wirkt, jofort auch in den folgenden Tagen von allen Staatsbeamten 
und den Geiſtlichen aller Konfeſſionen der in der Verfafjung vor⸗ 
geichriebene Eid auf biejelbe gefordert). Der katholiſche 
Pfarrklerus leiftete diefen Eid allerwärts unbe» 
dingt, mit Ausnahme weniger Berfonen‘). 

Daß der König das Konkordat nicht feinem ganzen Wortlaute 
nah ausführen könne und werde, hatte er den Papft [bon 
vor dem Abſchluß wijjen laffen, und es war dagegen ein 
Widerſpruch nicht erfolgt; vielmehr Hatte der päpftliche Nuntius 
della Genga dem Grafen Nechberg ſelbſt erklärt, daß der päpit- 
liche Hof ein Auge zudrüden werde, wenn der König die Ausfüh- 
rung des Konkordats mit den Rückſichten bewerlitellige, zu denen 
ibn die Baierſchen Verhältniſſe nöthigten. Indeſſen, daß es freis 
lich ſo ſtark in ſeiner Wirkſamkeit beſchnitten werden würde, und 
daß durch eine konſtitutionelle Verfaſſungsurkunde dem Proteſtan⸗ 
tismus ein ſo ſtarker Halt geboten werde, darauf war man wohl 
nicht gefaßt geweſen. Der Papft gab feinem Unwillen über das 


1) v. Sicherer 257 ff. 

2) 9. Sicherer 266 und Urkunden ©. 77, Nr. 20. 

2) Pözl, Sammlung, Einl. XIV. 

# v. Sicherer 277. 278. Gegen bie ſich Weigernden wurde Temporalien⸗ 
Iperre verhängt. (W. Kahl, über die Tenporalienfperre. 1876. ©. 166 ff.)- 


318 Baiern. Allgemeine ſtaatsgeſetzliche Beftimmungen. 


Geſchehene auch fofort den lauteften Ausprud, nahm aber doch 
Anftand, einen Abfagebrief nach München zu fenden, da die Ver- 
faflungsurfunde vom Baierſchen Volk und Klerus mit allgemeiner 
Freude angenommen worden war. Man verſuchte es daher lieber 
mit einem Kunftgriff. Kardinal Confalvi überredete nämlich den 
Kardinal Häffelin, der immer noch baierſcher Gefandter in Rom 
war, unterm 27. September 1818 „im Namen des Königs” eine 
Erklärung abzugeben, wonach das Religionsedift nicht ale 
ein für die Katholifen verbindliches Geſetz verfün- 
bigt worden fei?!). 

Die Erklärung, die Häffelin am 27. September 1818 im 
Namen des Königs abgab, lautete dahin): „daß Seine, des 
Königs, Abficht allzeit gewejen jet und fein werde, daß das Kon- 
lordat getreu und heilig in allen feinen Theilen vollzogen 
werben foll; daß dieſes al8 Reichsgeſetz verkündete Konkordat allzeit 
als folches werde betrachtet und geachtet werben; daß das der 
Verfaſſung angehängte Edikt, deſſen Hauptzwed ift, die Ordnung, 
die Nechte und die gute Harmonie unter allen Unterthanen des 
Reihe zu handhaben, nur für diejenigen, die fih nidt 
zur fatbolifhen Religion befennen, als Richtfchnur bie- 
nen foll und werde, während das Konkordat für alle 
Ratboliten als Richtſchnur dient und dienen foll; 
daß der auf die Verfaffung zu leitende Eid auf feine Weife ſowohl 
den Dogmen, als den Geſetzen der Kirche zu nahe treten kann, 
weil bei der Verfündigung der VBerfaffung der entjchievene Wille 
und die beftimmte Abjicht des Königs gewejen iſt, daß ber zu 
leiftende Eid fich auf nichts anders, als auf die bürgerliche Ord⸗ 
nung beziehe, und daß er diejenigen, die ihm leifteten, niemals zu 
einer Handlung verbindlich mache, welche den Gejegen Gottes und 
der Kirche entgegen fein könnte.“ 

Am 2. Oktober drüdte der Papft in einem Konfiftorium jeine 
Freude darüber aus, und diefe Allokution wurde jofort in Baiern 


1) 9. Sicherer 278—299. 

2) Der Italienifhe Text im Bullarium Romanum, Continuatio Tom. 
15, 120 u. biernad bei O. Mejer, zur Gel. der Röm.-Deutfhen Frage 2, 
183, Note 3. H. v. Sicherer 287. Lipperts Annalen des Kirchenrechts 2, 
13. de Schenkl, Institutiones jur. eccles. $. 224. 225. 
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verbreitet, wo die Ultramontanen lauten Jubel darüber aufichlugen. 
Der neue päpftliche Nuntius fand fich gleichzeitig in München ein, 
um den Erfolg des Schachzugs zu retten!,. Allein diefe an Ver- 
rätherei gränzende Weberfchreitung jeiner Inftrultionen Seitens 
Häffelins blieb doch wirkungslos. Der König ließ allen oberiten 
Landesbehörden am 7. November 1818 eine Mittheilung zugehn, 
daß die Auffaffung feines Geſandten in Rom unrichtig ſei?), und 
erließ auch eine ähnliche Note nach Rom. 

Hierauf griff Rom zu Drohungen; in verfchievenen Noten 
vom 13. Januar 1819 jtellte der Papſt in Ausficht, daß er dem 
katholiſchen Klerus in einem öffentlichen Erlaß die bevingungslofe 
Eidesleiftung auf die baieriſche Verfaflung verbieten werde. Frei⸗ 
lich Hatte der niedere Klerus den Eid bereit geleiftet, aber am 
23. Sanuar 1819 follten die beiden Kammern zujammtentreten, 
wobet von den in denjelben figenden Geiltlichen der Ständeeid ge» 
fordert wurde. Die Mehrzahl der Bilchöfe und alle in ber 
zweiten Kammer fitenden Geiftlihen leifteten ihn, troß den An⸗ 
ftrengungen des Nuntius, ohne Vorbehalt, der Erzbifhof von 
München, v. Gebfattel und einige andere Geijtlihe, nachdem der 
Verſuch einer bedingten Leiftung von der Negierung als verfaf- 
ſungswidrig zurüdgewiejen war. Der Papft wagte Angefichts der 
Stimmung des Bolfs und der Regierung feine Drohung nicht zu 
verwirklichen; man 309 ed vor, lieber durch Verbandeln nod Etwas 
ju erreichen, und dies gelang enplich, wentigftens theilweiſe. Der 
König ließ fi zu dem Verſprechen berbei, eine Erklärung über 
die Geltung des Konkordats und die Bedeutung des Verfaffungs- 
eids zu erlaflen, deren Wortlaut mit Nom abgerebet war, bie 
zwar nicht deſſen Verlangen befriedigte, aber ihm Anhalt genug 
für fünftige Operationen lief. 

Im Regierungsblatt (nicht im Gefekblatt) vom 19. Sep- 
tember 1821, ©. 804 erſchien aljo eine „Königliche Allerhöchfte 
Entjchließung, den Vollzug des Konkordats betreffend”, datirt 
Zegernfec, den 15. September 1821, und kontraſignirt 
vom Minifter Freiberrn v. Zentner, in Abwefenheit des Dirigi- 
tenden StaatSminijtere Grafen von Thürheim, deren entſcheidende 


ı) Am 10. November 1818 überreichte er feine Beglaubigungsſchreiben. 
”), Döllinger 8, 287. 
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Stelle folgendermaßen lautet 1): „Zugleich fügen wir zur Beſei⸗ 
tigung aller Diißverjtändniffe über den Gegenſtand und die Be- 
ichafjenheit des von Unſern katholifhen Unterthanen auf die Kon⸗ 
ftitution abzulegenden Eides die Erklärung bei, daß, indem Wir 
Unjern getreuen Untertbanen die Konftitution gegeben baben, 
Unjere Abficht nicht gewejen jet, dem Gewiljen derfelben im Ge⸗ 
ringiten einen Zwang anzuthun; daß daher nach den Beſtimmungen 
der Ronftitution felbit der von Unjern katholiſchen Untertbanen 
auf diefelbe abzulegende Eid Lediglich auf die bürgerlichen 
Verhältniſſe ſich beziehe, und daß fie dadurch zu nichts werden 
verbindlich gemacht werden, was den göttlichen Geſetzen ober 
den Fatholifhen Kirbenjagungen entgegen wäre. Auch 
erflären wir neuerdings, daß das Konkordat, weldes als Staats- 
geje gilt, al folches angejehen und vollzogen werben fol, und 
daß allen Behörden obliege, fich genau nach feinen Bejtimmungen 
zu adıten.“ 

Dieje berühmte Zegernfee'r Erklärung ift von den beiden 
Kammern des Königreichs niemals weder gutgebeißen noch zurüd» 
gewiejen worden; fie tft eine vom König unter Kontrafignatur des 
damaligen Juftizminifters einfeitig ausgeſprochene Erklärung über 
die Abfichten, die er bei Verleihung der Staatsverfafjung gehabt 
babe, und welcher Einn einigen Beitimmungen dieſer Verfaffungs- 
urkunde beimohne. Eine „autbentijche” d. h. die künftigen Könige, 
ferner die Kammern und alle Staatsbehörden bindende Auslegung 
tonnte die Verfafjungsurfunde dadurch nicht erfahren, weil nad 
allgemeinen Rechtsgrundſätzen und ausprüdlicher Beitimmung der 
Verfaſſungsurkunde Tit. 7, 8. 2 Geſetze nicht ohne Zuſtimmung 
des Landtags authentiſch erläutert werden können. Dieſe Auf— 
faſſung theilen alle oben S. 315 genannten Schriftſteller, während 
die Anhänger der päpſtlichen Suprematie natürlich über alle ſtaats⸗ 
rechtlichen Gegengründe leicht hinauskommen. Schon im Jahre 
1823 wurde die Königliche Erklärung von einem derſelben als eine 
einſchränkende Auslegung des Eides und als ein Sieg bes eid⸗ 
weigernden Klerus ausgerufen). Mehrdeutig und nur eine Fort- 


1) Döllinger 8, 289. v. Sicherer 335. 
2) Schenkl, instit. jur. eccles. ab Josepho Scheill, S. 323. 
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jegung bes ſeit 1817 von den Begünftigern Roms eingehaltenen 
umäühnlicen Schaufeliyftems tft fie allerdings )). 

Unterm 2. November 1850 überreichten vie baierifchen Erz 
bifchöfe und Biſchöfe dem König Marimilian II. eine von ihnen 
auf einer Zufammenkunft zu Treifing am 20. Oktober berathene 
Dentichrift ?), worin fie die trogige Erklärung „zu den Füßen“ des 
Königs nieverlegten, daß fie die II. Verfaſſungsbeilage, ſoweit fie 
in direftem Widerſpruch mit dem Konkordat jtehe, nie anerkennen 
würden und Verwahrung einlegten gegen jebe einfeitige, nicht in Ueber⸗ 
einftimmung mit dem Oberhaupt ber Kirche vorgenommene Inter: 
pretation des Konkordates. Es war, auf Deutjch gefprochen, eine 
Aufjagung des Gehorjams gegen die Staatsverfaffung, welche 
einer ber Unterzeichner, Bifchof Peter von Augsburg, durch die 
Deifügung des Motto’8 Mar hervorhob: „für das Konlorbat, das 
ganze Konkordat, nichts als das Konkordat ?).“ 

Einem großen Theil ihrer Forderungen entiprach der König 
durch eine „Allerhöchite Entſchließung vom 8. April 1852, einige 
Beitimmungen der Beilage II. zur Verfaſſungsurkunde betr. *).“ 
Beſonders bedeutungsvoll war der erite Sat jener Entjchließung, 
dahin lautend: „Bei Auslegung und Anwendung mebrbeutiger und 
zweifelbafter Stellen der zweiten Verfafjungsbeilage ift jene Inter- 
pretation anzunehmen, welche mit den Beitimmungen bes Konlor- 
bats übereinftimmend ift, oder fich denjelben annähert).” Die 


ı) Nach Angabe eines ungenannten Baieriſchen Schriftftellers in Lipperts 
Anmalen bes Kirchenrechts 2, 16. 1832 wäre e8 ben fatholifchen Geiftlichen 
bald daranf geftattet worben, ben Eid nach folgender Lateiniſchen Form ab- 
zuleiften: „Ego infra scriptus juramentum constitutioni praesto sub 
hac conditione, ut non respiciat, nisi ordinem civilem, nec ullo modo 
me ad aliquod obliget, quod aut dogmatibus, aut Dei et ecclesiae 
catholicae romanae legibus et juribus adversari possit.“ — Die Richtig. 
feit diefer Angabe zu prüfen, fehlt mir das nöthige Material. 

2) Abgedr. in Ginzeld Archiv f. Kirchengeſch. u. Kirchenrecht 2, 173—225 
und Henner, bie fath. Kirchenfrage in Baiern. 1854. 118. 

2) Silbernagel S. 10, Anm. , 

*) Ein Abdrud bei Walter, Fontes 233; Bermaneber, Handbuch bes 
Kirchenrechts. 1865. S. 1053—1057. 

5) Wenn Pözl, Lehrbuch 8. 17, Note 10 meint: „Es fei gegen dieſe Ver⸗ 
fügung Nichts zu erinnern, da fie bloß eine allgemeine Auslegungsregel ein- 
Ichärfe”, jo iſt dies doch ein Irrthum, weil das Konlordat unzweifelhaft von 

Thudichum, Kirchenrecht 21 
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Biſchöfe waren mit dieſem großen Erfolg natürlich nicht zufrieden, 
fie richteten unterm 15. Mai 1853 neue Erklärungen an das Mi⸗ 
nifterium, welde diejes unterm 9. Oktober 1854 beantwortete !). 

Endlih nach 21 Jahren bat ein mit Königlicher Genehmigung 
ergangener Minifterialerlap vom 20. November 1873 ben früheren 
vom 8. April 1852 außer Wirkſamkeit gefegt?). Derfelbe gibt 
eine Reihe einzelner Borfchriften über die zu beobachtende Ver⸗ 
waltungspraris, enthält aber auch unter I. folgende Eröffnung an 
die Königlichen Kreisregierungen, Kammer des Innern: „Es follen 
in allen bei den Verwaltungsftellen und Behörden vorkommenden 
Gefchäftsgegenftänden kirchlicher und Firchenpolitifcher Natur, wie 
es der Staatsverfaffung entipricht, vie beftebenden Grund- 
geſetze des Staates, fowie die übrige hierher bezügliche Ge- 
jfeßgebung des Landes die Norm geben und nad) ten Regeln des 
Rechtes ihrem ganzen Inhalte nah zur Anwendung 
gebracht werden; in gleicher Weife behält e8 bei den auf Grund 
diefer Gefeßgebung erlaffenen Verordnungen und Inſtruktionen jein 
Dewenden; demzufolge tritt in allen jenen Fällen, in welchen und 
foweit die angegebenen Abſchnitte der Minifterialentichliegung vom 
8. April 1852 auf das bejtehende Recht hinweiſen, oder Zuftänbig- 
feiten der Staatsorgane, wie fie im Jahre 1852 fchon beſtanden 
haben, vorbehalten, durch die Zurüdnahme ver eben allegirten 
Entſchließung Teine Veränderung ein.” 

U. Die Verfaffungsurfunde und ihre II. Beilage zieht dem 
orbentlichen Gejetgebungsrecht von Krone und Landtag, jowie dem 
Königlichen Verordnungsrecht eine Reihe fefter Schranken im In⸗ 
terefje der Selbitänbigleit der Kirchengejellichaften. 

Die Verfaffungsurtunde Tit. 4, 8. 9, Abi. 5 bejagt: „Die 
geiftlihe Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungsfreije nie ge- 
hemmt werben, und die weltliche Regierung darf in rein 
geiftlihen Gegenftänden der Religionslehre und des 
Gewiſſens fih nicht einmiichen, als in foweit das Oberft- 


— — — — 


Grundanſchauungen ausgeht, die mit der Verfaſſungsurkunde unvereinbar 
find. Die Verfaſſungsurkunde und das Religionseditt find vielmehr lediglich 
aus ſich felbft zu erklären. 

1) Abgedr. in Moy und Bering, Archiv f. tath. Kirchenrecht 8, 395. 

9) Dove's Zeitſchr. 12, 259-260. 
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bobeitliche Schutz⸗ und Auffichtsrecht eintritt, wonach feine Ver— 
orbnungen und Geſetze der Kirchengewalt ohne vorgängige Ein- 
fiht und das Plazet des Königs verkündet und vollzogen werben 
bürfen.” 

Die II. Beilage der Verfaſſungsurkunde wiederholt diefe Vor⸗ 
ihrift und feßt fie namentlich in den 88. 38—43, 5I—61 in ein 
genaueres Licht. Dennoch bietet die Auslegung derfelben auch jo 
noch, wie es bei folchen allgemeinen Berfajfungs-Paragrapben 
meiſtens der Fall zu fein pflegt, erhebliche Schwicrigfeiten, die ſich 
nur dann vermindern, wenn man aus der Gejchichte derjelben ſich 
die Abſicht des Geſetzgebers veranſchaulicht. 

Der größte Theil des Religionsedikts iſt nämlich bereits 
unterm 24. März 1809 für den damaligen Umfang des König: 
reichs in ©eltung geſetzt worden ), und die Art und Weife, wie 
e3 damals durch Spezialgefege und Verordnungen zur Ausführung 
fam, darf in vielen Hinfichten ohne Weiteres als diejenige ange⸗ 
nommen werden, welche auch für die Ausführung der entiprechenden 
Borichriften des neuen Religionsedikts maßgebend ift, namentlich 
aber dann, wenn auch nach 1818 die gleiche Praris der Staats⸗ 
gejeßgebung und Staatsverwaltung herrſchend blieb. Wie nad 
biefen Geſichtspunkten die einzelnen Beftimmungen der VBerfaffungs- 
urkunde auszulegen ſeien, ift mit mehr Sicherheit bei den jpeziellen 
Lehren zu beantworten, und bier zur Orientirung nur einige all- 
gemeine Geſichtspunkte hervorzuheben. 

Die IL Berfafiungsbeilage behält in verſchiedenen Kapiteln, 
namentlich in SS. 62-75 die Regelung einer Reihe von Gegen- 
jtänden als rein ftaatliher oder bürgerlicher der aus— 
ſchließlichen Regelung durch den Staat vor; in anderen og. 
„inneren“ Kirhenangelegenheiten, fchließt fie in 8. 38 
jeve ſelbſtändige Anordnung durch Staatsgeſetz oder ftaatliche Ver» 
ordnung aus, indem .fie jeder genehmigten Kirchengejellichaft das 
Recht zufpricht, dieſe innen Kirchen Angelegenheiten felbft zu 
ordnen, mit folgenden zwei wichtigen Maßgaben: a) „unter ber 
oberjten Staatsauffiht nach den im III. Abfchnitt (8. 50—79) 
enthaltenen Bejtimmungen“, alſo namentlich mit Vorbehalt des 
itaatlihen Plazet und des Recursus ab abusu; ſodann b) „nach 

1) Döllinger 8, 15—27. 
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der Formel ihrer Kirche“ und „nad der von ber Staatsgewalt 
anerkamnten Verfafjung ihrer Kirche.“ Aus ven lebten Worten 
ergibt fi, wie auch aus anderen Stellen des Religionsedilts, 
2. 8. 27, daß Teine Kirche eine andere Berfaflung baben 
fann, al8 welche vom Staat anerkannt ift. 

Für die proteftantifche Kirche der fränkiſch-altbaierſchen Pro⸗ 
pinzen ift die Zuſicherung ver jelbftändigen Ordnung der inneren 
Angelegenheiten darum von geringerem Werth, weil ber König 
gerade eben „nach der Berfaffung der Kirche” — die er ber 
jelben aus Königlicher Machtvollkommenheit gab — mehr Rechte 
üben darf, als in den meilten andern beutjchen evangelifchen 
Kirchen. 

Die DI. Berfafjungsbeilage 8. 7679 zählt noch eine dritte 
Kategorie von Angelegenheiten anf, die fie „Gegenjtände gemitchter 
Natur“ nennt, welche zwar „geiftlich” feien, aber zugleich irgend 
eine Beziehung auf den Staat und das weltliche Wohl ver Ein- 
wohner vefjelben haben. Bei diefen Gegenftänden findet nicht bloß 
das Plazet, fondern auch eine „Mitwirkung“ ber weltlichen Obrig- 
feit Statt und die Staatögewalt Tann „durch eigne Anord- 
nungen“ dabei alle dasjenige hindern, was dem öffentlichen 
Wohle nachtheilig fein könnte 

DI. Der König übt die ihm über die Kirchen zulommenven 
Negierungsrechte in der Hauptjache durch das „Staatsminifterinm 
des Innern für Kirchen und Schulangelegenheiten”, gewöhnlich 
Kultusminifterium genannt, aus. 

Früher beſtand fein eignes Kultusminifterium, fondern jeit 
1808 eine Seltion für evangeliihe Kircbenangelegenheiten beim 
Minifterium des Innern, von welcher im Jahr 1818 das prote- 
ftantifche Oberfonfiftorium ausgeſchieden wurde, und die im Jahre 
1825 eine neue Organifation und den Namen „Oberlirden- und 
Schulrath“ erhielt. Sie zählte 2 Tatholifche und 1 proteftantifchen 
Rath und zwar lauter Laien. Im Jahre 1846 wurbe ein eignes 
„Minifterium des Innern für firchliche Angelegenheiten“ gefchaffen, 
diefem dann durch Verorbnung vom 27. Tebruar 1847 aud 
das Schulwefen übertragen, und dieſe Einrichtung, welche im 
Jahre 1848 aufer Kraft trat, durch Verordnung vom 16. März 
1849 neu beftätigt. 
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Eine berathende, in einigen Fällen auch oberfte entſcheidende 
Behörde ift der Staatsrath ). 

Unter dem Kultusminifter find die Bezirks-Negierungen zur 
Ausübung ftantlicher Rechte über alle Kirchen berufen, während 
die proteftantifchen Konfiftorien die Doppelte Eigenfchaft von Staats⸗ 
und Kirchenbehörden haben. 

IV. Ueber das Recht der Kenntnißnahme und des Plazet 
beftimmt im Anflug an Titel 4, 8. 9 der Verfaſſungsurkunde 
die II. Beilage verjelben Folgendes: $. 57: „Da bie bobeitliche 
Dberauffiht über alle innerhalb der Grenzen des Staats vorfal- 
ende Handlungen, Ereigniffe und Verhältniſſe fich erſtreckt, jo it 
die Staatögewalt berechtigt, von demjenigen, was in den Verſamm⸗ 
Iungen der Kirchengefellichaften gelehrt und verhandelt wird, Kennt- 
niß einzuziehen.” 8. 58: „Hiernach dürfen feine Gefeke, Vervrd⸗ 
nungen over jonftige Anordnungen der Kirchengewalt nach ben 
hierüber in den Königlichen Landen ſchon längſt beſtehenden 
Generalmandaten ohne Allerhöchſte Einficht und Genehmigung 
publizirt und vollzogen werben. Die geijtlichen Obrigfeiten find 
gehalten, nachdem fie die Königliche Genehmigung zur Publikation 
(Blazet) erhalten haben, im Eingange der Ausfchreibungen ihrer 
Verordnungen von derfelben jederzeit ausdrücklich Erwähnung zu 
thun.“ $. 59: „Ausſchreiben ver geiftlichen Behörden, die fich 
blos auf die ihnen untergeoronete Geiſtlichkeit beziehen, und 
aus genehmigten allgemeinen Berorbnungen hervorgehen, be- 
bürfen Teiner neuen Genehmigung.” $. 61: „Die vorgejchriebenen 
Genehmigungen können nur von dem Könige felbft, mitteljt des 
Königlichen Staatsminifteriums des Innern ertheilt werben, an 
welche8 die zu publizivenden Firchlichen ©efee und Verordnungen 
eingejendet, und jonjtige Anordnungen ausführlich angezeigt werben 
müljen.“ 

Der genauere Sinn biefer VBerfaffungsbeftimmungen ift theils 
aus den von ihnen angezogenen Generalmandaten und fonftigen 
älteren Vorfchriften zu ermitteln 2). 

Eine anders Tautende Beſtimmung enthält Artikel XIle. des 


— — 


1) Pözl, Lehrbuch des baier. Verfaſſungsrechts 8. 175, Note 5 u. 6. 
2) Ein Abdrud der von 1770—1833 deßhalb ergangenen Verfügungen 
bei Döllinger 8, 64— 79. 
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Konkordate. Den Erzbiſchöfen und Biſchöfen ftünde e8 darnach 
zu, „nach Erforberniß des geiftlichen Hirtenamts fi dem Klerus 
und dem Volke der Diözefe mitzutbeilen, und ihren Unterricht 
und ihre Anordnungen in kirchlichen Gegenftänden frei fund zu 
machen“; woran ſich der weitere Sag anreiht: „übrigens bleibt 
die Kommunikation der Bilchöfe, des Klerus und des Volles mit 
dem beiligen Stuble in geiftlihden Dingen und kirchlichen 
Angelegenheiten völlig frei.” 

Diefer Artikel ift niemals in rechtliche Geltung getreten. 
Uebrigens würden die Bilchöfe nah ihm auch nur das Necht 
haben, ihre eignen Anorbnungen, nicht Bullen des Papites, fund 
zu maden, und nur Anordnungen in „Lirchlichen“ Gegenftänden, 
nicht in folchen, welche nicht rein firchlich find. 

Seit 1850 behaupteten die Bifchöfe, die Einführung ber 
Preßfreibeit und die Aufhebung der Cenfur babe auch das König⸗ 
liche Plazet hinfällig gemacht. Allein die Königliche Entſchließung 
vom 8. April 1852, Ziffer 2 wies diefe Auffaffung zurüd, und 
verfügte nur, daß „für die von dem Oberhaupte der Kirche ober 
von den Bifchdfen ausgehenden Jubiläums- und Ablaßverkündi⸗ 
gungen, dann für die Faftenpatente das Plazet bis auf Weiteres 
im Voraus ertbeilt werde”; verbieß auch ferner, daß „die in 
8. 57 refervirte boheitliche Oberaufficht nicht jo gehandhabt werben 
jolle, daß die freie Berathung kirchlicher Gerichts: und Synodal⸗ 
verfammlungen gejtört würde.“ Nicht unbeutlih war damit auf 
bie Ueberwachung etwaiger Provinzial. und Diözefan-Shnoben ver- 
zichtet. 

Die Minifterial- Entfchließung vom 20. November 1873 Hat 
die frühere von 1852 wieder außer Kraft gejekt. 

V. Ueber den recursus ab abusu beftimmt die II. Verfaſ⸗ 
jungsbeilage (Religionsebilt) vom 26. Mai 1818 Folgendes: 
8. 52: „Es fteht .... den Genofien einer Sirchengejellichaft, 
welche durch Handlungen der geiftlichen Gewalt gegen die feſtgeſetzte 
Ordnung bejchwert werden, die Befugniß zu, dagegen den König⸗ 
lihen Ianvesfürftliden Schug anzurufen.” $. 53: „Ein folder 
Rekurs gegen einen Mißbrauch der geiftlihen Gewalt kann ent- 
weber bei der einjchlägigen Regierungsbehörbe (Bezirks⸗Regierung), 
welche darüber alsbald Bericht an das Königliche Staatsminifterium 
des Innern zu erftatten bat, ober bei Sr. Majeftät dem König 
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unmittelbar angebracht werben.” 8. 54: „Die angebrachten Bes 
ſchwerden wird das Königliche Staatsminijterium des Innern 
ımterjuchen laſſen und, eilige Fälle ausgenommen, nur nad Ver⸗ 
nehmung der betreffenden geiftlichen Behörde das Geeignete darauf 
verfügen.” 

Das Verfügungsrecht fteht jet dem Staatsminijterium des 
Innern für Kirchen» und Schulwejen zu. 

Die Miniſterial⸗Entſchließung vom 8. April 1852) Hatte 
verjucht, al8 „Handlungen gegen bie feitgefegte Ordnung“ vier 
Fälle namentlich zu bezeichnen, um auf dieſe Weiſe eine einjchrän- 
kende Auslegung des Religionsedikts einzubürgern. ALS ſolche 
Handlungen jollten hiernach „vornehmlich“ betrachtet werden: 

a) wenn die Kirchenbehörbe, ihren geiftlichen Wirkungskreis 
überichreitend, über bürgerliche Verhältniffe urtheilt und in die 
Rechtsſphäre des Staats eingreift, 

b) wenn biejelbe ein pofitives Staatsgeſetz verlegt, 

c) wenn jelbe behufs des Vollzugs ihrer Erkenntniſſe fich 
äußerer Zwangsmittel bevient, 

d) wenn fie die Befcheidung in geiftlichen Sachen anhängiger 
Beſchwerden verzögert, den Inftanzenzug behindert oder abändernbe 
Erlenntaiffe höherer Injtanzen nicht in Vollzug bringt.” 

Die mit Königliher Genehmigung ergangene Mintfterial- 
Entichließung vom 20. November 1873 hat jene frühere wieder 
aufgehoben ?). 


D. Die einzelnen Religionsvereine. 


A. Proteſtantiſche Kirche. 


8. 67. 
Ueberſicht. 


Die Proteſtanten des Königreichs bilden zwei verſchiedene, 
unter Leitung des Staats ſtehende Kirchen: die Proteſtantiſche 
Kirche der rechtsrheiniſchen Landestheile und die Unirte Kirche ber 
Rheinpfalz. 

Bis zum Iahre 1848 machten beide zujammen die „Prote⸗ 


1) Walter, Fontes 233. 
2) Dove's Zeitihr. 12, 259. 
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ftantifche Gefammttgemeinbe“ aus, wie fie in der Verfaſſungsurkunde 
vom 26. Mat 1818 genannt wird, und ftanden unter ben Ober- 
Tonfiftorium zu München. Die Pfälzifche unirte Kirche genoß nur 
injofern Selbftändigfeit, als an ihrer Gottesbienft- und Lehrorb- 
nung, fowie ihrer Synobalverfaffung Nichts ohne Zuftimmung ber 
Prälziihen Generalſynode geändert werben konnte. 

Unter König Ludwig L wurde e8 Syſtem der ultramontan 
gefinnten Miniſter, fo viel wie möglich pie Konfiftorien und nament- 
lich das Oberkonfiftorium mit Männern zu befeßen, welche ber 
extrem lutheriſchen Richtung zugethan waren, und welche fich be- 
ftrebten, die Grundlagen der Union in der Rheinpfalz in jeber 
Weife zu untergraben. Auf Verlangen der Pfälziichen General- 
ſynode wurde daher durch Staatsverfaffungsgefeg vom 4. Juni 
1848 die Unterorbnung der Pfälzifchen Kirche unter das Münchener 
Dberlonfiftorium aufgehoben, womit freilich wenig erreicht war, 
feit die ultramontanen Miniſterien der 1850er Jahre auch das Kon- 
fiftortum zu Speyer der jtreng Iutberiichen Partei in die Hände 
lieferten. 

Die Lostrennung der Pfälzischen unirten Kirche gab einigen 
einflußreichen Mitgliedern im Miniſterium und im Oberfonfijtorium 
bie Möglichkeit, die rechtsrheiniiche Kirche zu einer „Lutherifchen“ 
in ftrengem Sinne zu maden, und jeit 1853 die Neformirten aus 
den Ronfiftorien und aus den Synoden zu verbrängen. Den 
wenigen Eonftituirten veformirten Gemeinden wurde geftattet, fich zu 
einer Art jelbftändiger Kirche zufammenzuthun, von weldyer Frei⸗ 
beit die Mehrzahl Gebrauch machte. 

Die beiden Generaliynoden der Konfiftorialbezirte Ansbach 
und Bayreuth find gemäß der durch Staatsverfaffungsgejeß vom 
4. Juni 1848 ertheilten Ermächtigung zu Einer Generalfynode 
vereinigt worben. 

Die Staatsgeſetze und Ianbesherrlichen Verordnungen, welche 
bis zum Sabre 1848 und beziehungsweife 1853 die Verwaltung 
der proteitantifchen Geſammtkirche geregelt haben, blieben für bie 
unirte Kirche der Pfalz auch nad ihrer Abtrennung großentheils 
in Geltung. Namentlich gelten für die Amtsbefugniffe des Kon- 
jiftoriums zu Speyer und feine Unterorbnung unter das Kultus- 
miniftertum dieſelben Vorfjchriften, wie für das Oberlonfiftorium 
zu München. 
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8. 68. 
1. Die Proteſtantiſche Kirche der Provinzen rechts des Aheins, 


J. Maßgebende Geſetze und Literatur. 


Berordnung v. 8. Sept. 1808, betr. die Anordnung einer Sektion in 
Kirchengegenſtänden bei dem Minifterium bed Innern. 

Inftruttion v. 23. Jänner 1809 über die Prüfung der Proteftantifchen 
Blarramts- Kanbibaten und deren Beförderung (mobifizirt unterm 8. Nov. 
1813). 

Organiſches Edikt v. 17. März 1809, betr. bie Bildung der Mittelftellen 
für die proteftantifchen Kirchenangelegenbeiten und ihre Verhältniſſe zu dem 
bei dem Minifterium de8 Innern angeorbneten General-Konfiftorium (Reg.⸗ 
Bl. 569. Döllinger 8, 1329—1335). 

Konfiftorialorbnung v. 8. Sept. 1809, Nr. I. Inftruftion fir das Ge- 
neral- Konfiftorium ber proteft. Gefammt-®emeine des Königreich8 Baiern. 
Nr. IL Speial-Inftruftion für die Kreis-Kommiffariate in Beziehung auf 
das Kirchenweſen. (Reg.⸗Bl. 1459 u. 1521. Döllinger 8, 1308—1322 und 
1335 - 1338. Wand 164—177 u. 177—181.) 

Anhang Nr. II. zu dem $. 103 der II. Berfaffungs - Beilage (bes Reli: 
giongebitts): Edikt v. 26. Mai 1818, Über die innern firchlichen Angelegen- 
beiten ber Proteftantifchen Gefammtgemeinde im Königreich. 

Königliche Entfchließungen v. 15. Dez. 1818, betr. die neukonſtituirten 
proteft. Konfiftorien zu Ansbach und Bayreuth. (Intelligenzblatt für ben 
Rezat⸗Kreis S. 1929. Döllinger 8, 1344—1345 und Anmerl. zu ©. 1345.) 

Königl. Entſchließung v. 28. Oft. 1824 auf bie Petition ber beiden 
General-Synoden zu Ansbach u. Bayreuth v. 3. 1823 (Döllinger 8, 1299, 
$. 1497). 

Minifterial-Entfhliegung v. 12. Ian. 1829 über die Gefhäftszuftändig- 
teit bes Oberkonfiftoriums. (Döllinger 8, ©. 1325.) 

Königl. Entſchließung v. 2. Juli 1831 zur Erläuterung der Entſchließung 
v. 12. Ian. 1829 (Döllinger 8, 1326 und Wand 152, Anın.). 

Staatsverfafſungsgeſetz v. 4. Juni 1848, bie proteftantifchen General- 
Synoden und den Konfiftorial-Bezirt Speyer betr. (G.⸗Bl. 149. — Böll, 
Sammlung 114. Wanb 159—160. Dove, Sammlung 94.) 

Minifterial- Entfchliefung v. 17. Mai 1849, die Stellung bes Königl. 
proteftantifchen Konftftoriums zu Speyer betr. (Wand 161. Dove, Samm- 
lung 95.) 

Königl. Entſchließung v. 7. Dit. 1850 über die Einführung von Kirchen⸗ 
vorftänden. | 

Königl. Entſchließung v. 26. Febr. 1853 über die Synobalverhältnifie 
der reformirten Bfarrgemeinden. (Urkunden u. f. w. ©. 102—106.) 

Wahlordnung für die proteftantifchen Generalfynoden v. 31. Juli 1853 
(Urkunden u. |. w. ©. 79-85. Dove, Sammlung S. 116—120). 
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Geſchäftsordnung für die proteft. Generaliynoben v. 31. Aug. 1853 
(Urkunden ©. 85— 102). 

Minifterial-Erlaß v. 27. Suni 1856, bie reformirten Gemeinden betr. 

Königl. Entfcliegung v. 7. Febr. 1861, betr. Abänderung ber Wahl: 
orbnung für die Generalipgnoden. (Dove, Sammlung 116—118, Aum.) 

Königl. Entfhliefung v. 4. Oft. 1863, betr. Abänderung des 8. 21, 
Abf. 2 der Kirhenvorfiandsorbuung v. 1850. (Dove's Zeitichrift 11, 105). 

Königl. Entſchließung v. 20. Sept. 1871, betr. Abänderung der Wahl- 
ordnung zur Generalfynode. (Dove's Zeitfchr. 11, 106—109.) 

Königl. Verordnung v. 12. Aug. 1876, betr. bie Gehalte der Staate- 
diener (G.⸗ u. V.⸗Bl. 570. 572). 


Quellen-Sammlungen. 


Dölinger, Sammlung der Berorbnungen 8, 1272—1771 (enthält bie 
Geſetze v. 1808— 1838). Neue Folge, heransgeg. v. Strauß. Bd. 3, Bd. 23 
ber ganzen Sammlung (enthält die Geſetze bis 1852). 

Amtshandbuch für die proteftantifche Geiftlichleit bes Königreichs Baiern. 
Sulzbach 1821. Neues Amtshandbuch für die proteft. Geiftlicden diefſeits 
(recht) des Rheins. 2 Bände. Nördlingen 1862 u. 1864. 

Urkunden über die Verfafjung der proteflantiihen Kirche im biefjeitigen 
Bayern und über die kirchlichen Streitfragen. Erlangen 1857. ©. 153. 


Silbernagel, J. Verfafiung u. Berwaltung ſämmtlicher Religions- 
genofienfchaften in Bayern. 1870. &. 105-161. 369 - 385. 435. 

v. Dobened, ſyſtematiſche Zufammenftellung der geltenden allgemeinen 
Beftimmungen für die proteftantifhhe Kirche in Bayern. Ansbach 1844. 

Wiggers, kirchliche Statiſtik 2, 181—184. 1843. 

Hommel, Fr., Krei®- und Stabtgeridhtsaffefior, die wahre Geftalt ber 
bayer. Landeslirche und bie Generalſynode von 1849. Nördlingen 1850. 

Hommel, Fr., Recht der Kirche, Union und bie bayerifche proteftant. 
Landeskirche. Stuttgart 1853. Bertheidigt ben Unionscharafter der Landes⸗ 
kirche. 

Scheurl, Ab. v., über die Intberifche Kirche in Bayern. Grlangen 
1853. ©. 52. (Gegen Hommel gerichtet.) 

Scheurl, Ab. v., die verfafiungsmäßige Stellung ber evangelifch-Tuthe- 
riſchen Kirche in Bayern zur Staatögewalt. Erlangen 1872. 

Kahl, W., die Selbfändigkeitsftellung der proteft. Kiche in Bayern 
‚gegenüber dem Staate. 1874. 


I. Die proteftantifchen Gemeinden in den Provinzen rechts 
des Rheins, oder wie es in ber offiziellen Sprache zu beißen 
pflegt „bieffeits des Rheins“, bilden die „PBroteftantifche Kirche”, 
zu der verfaffungsmäßig auch die reformirten Gemeinden und alle 
einzelnen Reformirten immer noch gehören, da die Ausjcheidung 


J 
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der Reformirten, welche ſeit dem Jahre 1853 erfolgte, keine voll⸗ 
ſtändige war und die ſtaatsgrundgeſetzliche Beſtätigung noch nicht 
erhalten hat. 

Statt des Namens „Proteſtantiſche Geſammtgemeinde“ iſt 
auf Wunſch der Generalſynoden von Ansbach und Bayreuth durch 
Königliche Entſchließung vom 28. Oktober 1824, 8. 13 der Ge⸗ 
brauch der Benennung „Proteſtantiſche Kirche“, „als der Analogie 
und der ausgeſprochenen Gleichheit der Rechte der chriſtlichen Kon⸗ 
feſſionen gemäß”, gejtattet worden !); dagegen wurde bie Bezeich⸗ 
nung „Evangeliſche Kirche”, „Eoangelifches Konſiſtorium“, „Evange- 
tiiches Pfarramt” u. |. w. in amtlichen Aeußerungen als verfaf- 
jungewidrig unterjagt 2). 

Die Bezeichnung „evangelifchslutherifche" Kirche iſt ſpäter 
doch einmal, nämlich in der Geſchäftsordnung für die proteftan- 
tiihen Generalſynoden vom 31. Auguft 1853, $. 9 in beiläufiger 
MWeije angewendet worden. Schon vorher war in der Königlichen 
Entichließung vom 7. Oktober 1850 über die Einführung von 
Kirchenvorjtänden, 8. 5, beftimmt worden, daß ftimmberechtigt und 
wählbar nur Diejenigen Mitglieder der Kirchengemeinden fein 
jolften, „welche der proteftantifchen Kirche, lut her iſchen Belennt- 
nifjes, angehören”, was den erſten entjcheivenden Anfang zur Aus- 
ihließung der Reformirten bildete. 

Die Kirche zählt etwa 828 Kirchengemeinden, in 64 Deka⸗ 
naten. 
1. Das Dekanat München mit den wenigen Gemeinden 
des Regierungsbezirks Oberbaiern iſt dem Oberkonſiſtorium zu 
München unmittelbar untergeordnet. Im Jahre 1867 zählte es 
5 Pfarrſtellen (nicht Pfarrbezirke) und 6 Pfarrvikariate. 

2. Dem Konfiftorium zu Ansbach find untergeordnet: 


Delanate. Pfarrftellen, 


Im Regierungsbezirt Mittelfranken 26 428 
" » Schwaben u. Neuburg 7 91 
. Sa. 33 519 


2) Dölfinger 8, 1301. 

2, Minifterial- Entfchließung v. 1. Oft. 1834 u. 8. März 1835. (Dl- 
linger 8, 1308 und 1304.) Die lettere Verfügung erläutert bie frühere da⸗ 
bin, daß an der Benennung ber Pfätzifhen Kirche Nichts geändert fein folle. 
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3. Dem Konfiftorium zu Bayreuth 
Dekanate. Pfarrſtellen. 
208 





im Regierungsbezirk Oberfranken 17 

n Unterfranten 9 120 

„ „ Oberpfalz 

. . Nieberboien ]) ” * 
Sa. 30 370 


Dieſe Eintheilung befteht ſeit 18381). 


II. Die Verfaſſung der Kirche iſt in allen wichtigen Bezieh⸗ 
ungen durch Die Staatöverfafjungsurfunde und Staatögefete beſtimmt, 
fo daß infoweit eine Umgeftaltung verfelben nicht ohne Mitwir- 
fung des Landtags erfolgen kann. 

Die Einführung von Presbpterien konnte ohne Geſetz ge- 
iheben, weil dieje Presbyterien feine erheblichen Rechte erhielten, 
namentlich mit der Vermögensverwaltung Nichts zu thun haben; 
die Aenderung des Wahlmobus für die Synoden war möglich, 
weil das Edikt von 1818.Nichts über den Wahlmodus beſtimmt. 
Die Generaliynobe ift aber bi8 auf diejen Tag eine berathenbe 
Körperfhaft, die kein Recht der Einwilligung befikt, und kann 
ohne Staatöverfaffungsgefeg nicht zu mehr werben. 

Das Tirchliche Geſetzgebungsrecht d. h. das Recht, die nicht 
ſtaatsgeſetzlich feſtſtehenden heile der Kirchenverfaffung und bie 
Lehr⸗ und Gottesbienftorbnnung zu ändern, fowie die übrigen kirch⸗ 
lichen Regierungsrechte (Ernennungs-, Beftätigungs-, Beitrafungs-, 
Auffichts-Rechte ur. |. w.) fommen dem Könige unter Kontrafignatur 
des dem Landtage verantwortlichen Kultusminiiters nach Anhörung 
und auf den Grund von Anträgen des Ober-Ronfiftoriums zu. 

Ueber die wefentliche Frage, inwieweit der König oder ber 
Rultusminifter auch ohne Anhörung und Anträge des Oberkonſi⸗ 
ftorium® verfügen könne, ift unten genauer zu banbeln. 

IV. Die Einrichtung und Stellung der Konfiftorialbehörben 
ift folgende: 

1. Das Oberkonfiftorium iſt zufammengefeßt aus einem Prä- 
fiventen, welcher weltlich ober geiftlich fein fan, 1 weltlichen und 


1) Königl. Entfhließung v. 7. März 1838 (Reg.Bl. 193. Döllinger 8, 
1349). Silbernagel 1870. ©. 436. 
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4 geiftlichen Oberkonfiftorialräthen ). Wenn ver Präfivent, wie 
die® feit lange der Fall ift, dem geiftlichen Stande angebört, ſo 
befindet ſich das weltliche Element in der entichiedenen Minorität. 
Berfaffungsmäßig joll einer der geiftlichen Räthe der reformirten 
Religion angehören; diefe Stelle ift aber feit der Organifirung 
einer reformirten Kirche unbeſetzt gelaffen worden, obwohl bie 
Reformirten noch unter dem Oberklonfiftorium ftehen ?). 

Die Konfiftorien zu Ansbach und Bayreuth beftehen aus einem 
weltlichen Vorſtande, 1 weltlichen und 2 geiftlihen Näthen. Das 
Amt des Borftandes befleivet ver Direktor (nicht der Präfident) 
der Bezirksregierung oder der älteſte proteftantijche Math verfelben 3) ; 
bie geijtlichen Konfiftorialräthe find zugleich Hauptprediger an den 
Stadtpfarrlirchen. Vielfach gehörte einer derſelben der reformirten 
Konfeſſion an, wozu jedoch keine rechtliche Nothwendigkeit beitand. 

Alle Mitgliever der drei Kollegien müffen übrigens verfal- 
jungsmäßig der „proteftantifchen” Konfeſſion angehören. 

Das Oberlonfiftorium und die Konfiftorien bebanbeln alle 
Segenftände ihrer Zuſtändigkeit „mittelft gemeinfchaftlicher Be⸗ 
rathung in fürmlichen Sigungen“. „Bei fich ergebender Stimmen- 
gleichheit ift die Stimme des Vorftandes entfcheidend 4.“ 

Mit dem Konfiftorium zu Ansbach ift die tbeologiiche Prü⸗ 
fungs-Rommifjion für die Aufnahme- Prüfung der Proteftantijchen 
Pfarramts-Kanbivaten verbunden >). 

General-Superintendenten gibt e8 nicht, und ihre Einfegung 
würde auch ohne Verfaffungsgefeg nicht thunlich fein, da der An- 
bang II. die Hirchlichen Behörden und die Rechte der Konfiftorien 
und Delane gefetzlich feſtſtellt, die Einfegung von Superintenventen 
hieran aber Aenverungen bervorbringen würbe. 

Die Mediat-Konfiftorien der Standesherrn find jchon feit 
Jahrzehnden eingegangen. 

2. Die Ernennung des Präfidenten, der Vorjtände und der 
Näthe erfolgt durch den König unter Kontrafignatur des Kultus- 





1) Anhang II. v. 26. Mai 1818, 8. 2. 
3) Silbernagel 106, Anm. 1. 

5) Anbang II., 8. 4. 

*) Anhang II, 8. 22. 23. 

5) Anbang II., 8. 8. 
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miniſters. Worjchlagsrechte Tommen dem Oberkonfiftorium umb 
auch dem Oberkonfiltorial-Präjidenten nicht zu. 

3. Die Gehalte und beziehungsweife Yunktions- Zulagen aller 
Mitglieder des Oberkonſiſtoriums und der Konfiftorien werden aus 
der Staatsfaffe beitritten !). Dieſelben find gegenwärtig durch Die 
Königliche Verorbnung vom 12. Auguft 1876 feitgeitellt 2). 

Die Mitglieder der genannten Kollegien haben in jever Be⸗ 
ziehung die Pflichten und Rechte der Staatöbiener. 

4. Ueber die Stellung des Oberlonfiltoriums zum Kultus- 
minifterium und zum König enthält ver Anhang II. zum Religions- 
edikt vom 26. Diat 1818 folgende Beftimmungen: $. 1: „Das 
oberite Episfopat und die daraus hervorgehende Leitung der Pro- 
tejtantifchen inneren Kirchen-Angelegenbeiten ſoll künftig durch ein 
jelbftftändiges Ober-Konfifterium ausgeübt werben, welches dem 
Staats - Minijterium des Innern unmittelbar untergeorpnet ift.” 

8. 11: „Der Wirkungstreis des Ober-Ronfiftoriums fo wie 
ber — — Konfiftorien — — iſt beſchränkt auf Die Gegenftände der 
inneren Kirchen-Polizey, auf bie Ausübung des mit der Staats- 
gewalt verbundenen Episkopats und bie Leitung der innern Kirchen: 
Angelegenheiten.” $. 18: „Das Ober» Konfiftorium ift ein dem 
Staats-Minifterium bes Innern unmittelbar untergeorpnetes Kol- 
legium; es empfängt hiernach von demjelben Aufträge und Befehle 
durch Reſkripte und erftattet an bafjelbe Berichte.” 8. 19: „Daf- 
felbe bat Hiernadh an genanntes Staats - Minijterium gutachtliche 
Berichte zu erftatten und durch dieſes die Allerböchite Entfchliegung 
zu erholen: a) in allen Gegenftänden — — (folgt unter ven 
Buchſtaben a bis k eine Aufzählung der Fälle). 

Aus diejen Paragraphen ergibt fich zunächſt, daß alle wich- 
tigeren Maßnahmen in Kirchenſachen nur durch Königliche 
Entſchließung getroffen werden können, daß dieſe nur durch 
Bermittlung und unter Kontrafignatur des Kultus— 
minifters eingeholt werben kann, und daß der Königlichen Ent- 
ihliegung ein „gutachtliher Bericht” des Oberfonii- 
ftorium& vorausgegangen fein muß. ‘Das Recht des Königs zur 


1) Anhang II. v. 26. Mai 1818, 8. 3 u. 5. 
ı G.⸗ u. V.⸗Bl. 570. 572. Der Etat war früher dur Königl. Ent⸗ 
ſchließung v. 15. Dez. 1818 feftgeftellt. (Döllinger 8, 1322—1325.) 
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Berjagung der Genehmigung ift ein vollkommen unbeichränttes. 
Dem König kommt aber ferner auch das Recht zu, pofitive Ver⸗ 
fügungen zu treffen, welche von den Anträgen des Oberfonfiftoriumse 
abweihen, da dieſes im Allgemeinen nur „gutachtlichen” Bericht 
zu erftatten hat, eine Regel, vie übrigens wichtige Ausnahmen hat. 

In minder wichtigen Suchen, welche der Königlichen Ent: 
ichließung nicht unterliegen, Tann das Oberfonfijtorium feineswegs 
fret fchalten; vielmehr Tann fich der Kultusminifter das Beſtäti⸗ 
gungsrecht vorbehalten, und auch felbitändig Verfügungen an das 
Oberlonfiftorium erlaffen. Zwar iſt dieß vom Oberlonfiftorium 
im einer Eingabe vom 10. Dezember 1828 beftritten und biejer 
Einwand auf das im 8. 19 gebrauchte Wort „hiernach“ geſtützt 
worden; allein das Minifterium bat diefe Einwendungen mit 
Grund für unzutreffend erflärt ). 

Auf den in 8. 1 gebrauchten Ausprud, daß das Oberlonfifto- 
rium eine „jelbftändige” Behörde jein folle, ift gegenüber ver Mar 
ausgeiprochenen Unterordnung unter das Kultusminifterium gar 
fein Gewicht zu legen, um fo weniger, als diefer Ausdruck fich 
genügend daraus erflärt, daß bis zum Sabre 1818 die Bermal- 
tung der proteftantijchen Sirchenangelegenheiten einer Sektion des 
Minifteriums des Innern unter dem Namen „Sektion für evange— 
liſche SKirchenangelegenbeiten” und „&eneral-Ronfiftorium” über: 
tragen war, worin auch Katholiken ſaßen und welcher eine fefte 
tollegtalifche Verfaſſung fehlte. 

Eine ganz unzweifelhafte allgemeine Beihränfung des 
Königlichen Verfügungsrechts ergibt ſich dagegen aus der bereits 
oben ©. 322. 323 mitgetheilten Vorſchrift der Verfafjungsurkunde 
Titel 4, 8. 9, Abf. 5 und ſodann aus 8.38 der II. Verfaffungs- 
beilage. In Fragen diefer Art können am beftebenden Recht nur 
ſolche Aenderungen vorgenommen werden, welche vom Oberkonſi⸗ 
ftortum beantragt find. Im Uebrigen ift zur Auslegung des 
II. Anhangs zum Religionsedift auf die älteren Ordnungen von 
1808, 1809, 1813 und 1817, welde in $. 8, 11 und 19 des 
I. Anhangs als fortgeltend bezeichnet werben, zurüdzugehen ?). 


—. — 


2) Erlaß v. 12. Ian. 1829 (Döllinger 8, 1326). 
2) Eine andere Meinung bat v. Scheurl, bie verfaffungsmäßige Stel- 
fung der evangel.-lutber. Kirche in Baiern zur Staatsgewalt, 1872, ©. 8 


336 Baiern. Proteſtantiſche Kirche ber rechtsrheinifchen Provinzen. 


Wenn die Verordnung vom 8. September 1808, VL, Nr. 4 
dem Oberlonfijtorium „pie oberfte Leitung des Gottesdienſtes, die 
Bewahrung oder Berbejferung der Liturgie und bes Gottes⸗ 
dienſtes“ beilegt, fo folgt daraus nicht, daß erhebliche Umge- 
ftaltungen ohne freie Zuftimmung der einzelnen Gemeinden vor- 
genommen werden lünnten. 

Unterm 28. Oltober 1824 ertheilte König Marimilian I. auf 
eine Vorftellung der Ansbacher General= Synode „pie feierliche 
Verficherung”, daß er „in den inneren Kirchenangelegenheiten ber 
Proteftanten ohne Mitwirkung des proteftantiichen Oberkonſifto⸗ 
riums, weldes darüber die Meinung ber General» Sypnoben nad 
Umftänden einholen mag, niemals irgend eine Veränderung vor- 
nehmen oder vorzunehmen geftatten werbe!).” Großen Werth 
hatte dieſe Zuficherung nicht, weil die Ausbrüde „Mitwirkung“ 
und „innere Kirchenangelegenbeiten” fich auf verfchievene Weife 
verstehen laſſen, ber König auch ſchwerlich mehr zuzuſagen beab- 
fihtigte, als die Verfaffung und die Gejeke an die Hand geben. 
König Ludwig I. wiederholte unterm 2. Juli 1831 die Zuſiche⸗ 


aufgeftellt und behauptet, das Ebikt fei vielmehr „aus dem gemeinen beutfchen 
proteftantifchen Kirchenrecht zu erklären und zu ergänzen“. Allein wenn es 
wirffid ein gemeines proteftantifche® Kirchenrecht gäbe, was zu längnen ifl, 
fo könnte es doch offenbar höchſtens infoweit eine fubfidiäre Anwendung 
finden, als nit ein gemeine® oder lokale Baieriſches proteftantifches 
Kirchenrecht in Wirkfamkeit if. Wenn v. Scheurl zur Unterflütung feiner 
Anficht fi) auf die im Kontorbat, Art. 17, enthaltene entiprechende Vorſchrift 
beruft, welche das Kanonifche Recht als fubfidiäre Rechtsquelle bezeichnet, To 
ift dieſe Analogie ſchon darum ganz verfehlt, weil diefer Sat des Kontor- 
dats zu demjenigen gehört, welche nie in Geltung getreten find. Ob nad 
den Belenntnißfchriften der Iutberifhen und reformirten Kirche, ober nad 
dem Wetpbälifchen Frieden ein katholiſcher Landesherr Auſpruch auf die Re⸗ 
gierung der proteflantifchen Kirche feines Landes haben könne, ift für bie 
Beantwortung ber Frage, was das Baierifche Verfafiungsrecht darüber be- 
fimmt, ganz gleichgültig. Ebenſowenig läßt fih aus dem Gabe folgern, 
dag ein Tatbolifher Fürft nah Kanonifhen Recht Über Protefanten keine 
kirchlichen Regierungsſrechte Haben tönne, weil das Kanoniſche Recht alle 
Chriſten als allein dem Papſt und den Biſchöfen unterworfen betrachte; denn 
das Baieriſche Staats⸗ und Kirchen⸗Recht iſt himmelweit vom Kanoniſchen 
Recht verſchieden. 
1) Döllinger 8, 1302. 
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rung unter gleichzeitiger Erläuterung des Erlaffes vom 12. Ja⸗ 
nuar 18292). | 

Am 19. Oktober 1873 beſchloß die Generaliynode eine Bitte 
an ben König zu richten, Einleitungen zur Beſeitigung der Unter- 
ordnung des Oberlonfiftoriums unter das Kultusminijterium treffen 
zu lajfen. ‘Der Kultusminifter v. Lug erflärte jedoch am 13. Juli 
1874 in der Abgeoronetenfammer, daß er dem König nicht an⸗ 
rather werde, irgend welche Schritte in diefer Hinficht zu thun, 
daß Dagegen eine ausgedehntere Mitwirkung der Gemeinden bei 
ber Kirchenverwaltung als angezeigt erfcheine”). Im der That 
baben bie protejtantiihen Gemeinden bisher gegen vie bierarchifchen 
Uebergriffe des von der Kirche felbft ganz unabhängigen, faft ganz 
aus Geiftlihen beſtehenden Oberlonfiftoriums öfters ihren Schuß 
beim Kultusminifter gefunden, der durch die protejtantifchen Mit⸗ 
glieder der Abgeoronetenfammer über die Wünjche ver Bevölkerung 
beffere und ficherere Auskunft erhalten Tann, als durch Erklärungen 
einer Generalſynode, in welcher die Gemeinden nicht zum Worte 
iommen und die der Präfident des Oberkonfiftoriums leitet und 
zügelt. 

5. Nach ver II. Berfaffungsbeilage, 8. 76 c. gehört die „Ein- 
tbeilung der Diözefen, Dekanats- und Pfarr - Sprengel” zu den 
Gegenftänden „gemifchter Natur”, über welde die Kirchengewalt 
nicht ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit einfeitige Anords 
nungen treffen darf. Die Abgränzung ver beiden Konfiltorial- 
bezirfe beruht nicht auf Staatögejeß, kann daher nah Anhörung 
des Oberkonſiſtoriums durch Königliche Verordnung verändert 
werden. Die Beränderung beſtehender Pfarrfprengel und bie 
Gründung neuer Pfarreien erfolgt nach Anhörung des Oberlonfi- 
ftortums durch Königlihe Entihließung?). Bei Veränderungen 
haben vie Kreisregierungen die betheiligten Gemeinden und Pfarrer 
vorher zu hören und über die Veränderung gutachtlich zu berichten *). 
Eine Zujtimmung der Gemeinden ift nicht erforderlich. 

Das Religionsevilt vom 26. Mai 1813 (II. Berfaffungs- 


1) Dillinger 8, 1326. 1327. 

2) Echulthei, Gefchichtsfalender S. 154— 155. 

3) Anhang 11. zum Religionsedikt v. 26. Mai 1818, S. 19c. u. fi. 
+) Sifbernagel 134— 136. 

Thudichum, Kirchenrecht. 22 
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beilage) $. 88 ertbeilt die Zufage: „Den Mitgliedern ver öffent- 
lich aufgenommenen Kirchen-Gefellichaften fteht die Bildung einer 
eigenen Gemeinde aller Orten Trey, wenn fie das erforberliche 
Vermögen zum Unterhalt ber Kirchendiener, zu den Ausgaben für 
ben Gottesdienit, dann zur Errichtung und Erhaltung der nötbigen 
Gebäude befiten, oder wenn fie die Mittel hiezu auf geſetzlich ge⸗ 
ſtattetem Wege aufzubringen vermögen.“ 

V. Organiſation der Kirchenvorſtände und Synoden. 

1. Jede Kirchengemeinde hat einen Kirchenvorſtand, beſtehend 
aus den ſämmtlichen Gemeinde-Geiftlichen und 4 bis 12 weltlichen 
Gemeindegliedern, welche von der Gemeinde in öffentlicher Ab- 
ftimmung gewählt werden. Der Pfarrer führt den Vorfig und 
bat bei Stimmengleicyheit die entſcheidende Stimme. 

Die wichtigfte Aufgabe des Kirchenvorftandes ift die Wahl 
eines Abgeordneten zur Diözefan-Synobe ; font bat er wenig Be⸗ 
deutung, da ihm in Bezug auf Verwaltung des Kirchendermögens 
alle Kompetenz fehlt. Bierfür bejteben nämlich „Kirchenverwal- 
tungen”, die noch proteftantifch, nicht „Iutheriich“ find. Eine wei- 
tere Semeinbevertretung ift nicht vorhanden. 

Die Pfarrer werben größtentheild vom König auf Anträge 
des Oberlonfiftoriums und des Kultusminijters ernannt; in einer 
Anzahl von Städten, namentlich ehemaligen Reichsftäbten, fommt 
der Stadtgemeinde das Patronatrecht zu; die meiften Patronate 
befigen Stanvesherrn und andere Adelige. Im Ganzen werben 
322 Pfarsitellen von Patronen und 570 vom König vergeben. 

2. In der Diözeſan⸗Synode ftimmen der Dekan, alle Pfarrer 
und diejen gleichitehenden Geiftlichen und eine gleiche Anzahl welt: 
licher Abgeorbneten jeder Gemeinde, welche der Kirchenvorſtand 
aus feiner Mitte!) wählt. Der Dekan leitet die Synode. 

3. Zur vereinigten General⸗Synode wählt jede der 64 Diö— 
zejan-Synoben einen geijtlichen und einen weltlichen Abgeoroneten 
in geheimer Wahl; der geiftliche Abgeordnete kann nur aus den 
Mitgliedern der Diözefanfynode, der weltliche nur aus dem be- 
treffenden Delanatsbezirt genommen werben. 

Die tbeologifche Fakultät zu Erlangen fendet einen Abgeord- 
neten. . 


— — — — — 


1) Berordnung v. 24. Aug. 1851, 8. 2 (Urkunden ©. 71.) 
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Alle Wahlen bedürfen ver Beftätigung des Königs auf Vor⸗ 
trag des Kultusminijters (!). 

Die Synode tagt „unter der Leitung eines Mitgliedes bes 
Oberkonſiſtoriums“ 1), wählt aljo ihren Vorfigenden nicht. Wem 
die Bezeichnung diefes Mitglieds zuſtehe, dem König nach Gut: 
achten des Oberlonfijtoriums, oder leßterem in jelbjtändiger Weiſe, 
ift nirgends ausdrücklich bejtimmt. Den Sigungen ber General- 
ſynode wohnt ferner, jedoch ohne an den Berathungen Antheil zu 
nehmen, ein SKöniglicher Kommifjär bei*). Außerdem find Mit- 
glieder der Konfiftorien zur Ertheilung von Auskunft gegenwärtig ?). 
Ein ftändiger Ausſchuß der Generaliynode befteht nicht. 

VI Bon den 7 reformirten Gemeinden haben 5 fich zu einer 
Kirchengemeinfchaft mit Synode und Moderamen vereinigt. Maß- 
gebend find dafür der Königlihe Erlaß vom 26. Februar 1853 
und der Minifterial-Erlaß vom 27. Suni 1856 4). 


8. 69. 
2. Die Unirte Kirche der Rheinpfalz. 


L Quellen-Sammlungen und Literatur. 


Bereinigungsurkunde beider proteftantifchen Koufeſſionen im Königl. 
Bayer. Rheinkreife , beichlofien v. d. Generalſynode zu Kaifersfautern vom 
2.—5. Auguft 1818 und beflätigt durch Königl. Reſkript v. 10. Oft. 1818. 
(Verfündigt im „Kreisamtsblatt” ber Pfalz. Abgebrudt bei Wand, Hand⸗ 
buch 46—68. Döllinger, Sammlung 8, 1280—1293.) 

Die fett 1821 ergangenen Kirchengefege find in der Form Königlicher 
Entfhliegungen auf Anträge der Pfälzifchen Generalfynode abgefaßt und 
zwar fo, daß in erfleren der Inhalt der Anträge nicht volltländig aufgenommen 
M, fo daß ber Wortlaut des neuen Kirchengefeged nur aus Antrag und 
Entfchließung zufammen entnommen werben fann. (Ein vollfländiger Ab- 
drud der Anträge und Beſchlüſſe der General⸗Synoden v. 1821—1857, mit 
den hierauf ergangenen Königl. Entichließungen bei Wand, Handb. 68— 149.) 

Revidirte Wahlordnung für die Presbyterien, Didzefan- und General- 
Synoden v. 17. Juni 1876. 


) Anbang IL, 8. 7. 
2) Anbang IL, 8. 7. 
”) Wahlordnung zur Generalfynobe 8. 4 u. 5. 
4) Eingebende Angaben barüber bei Silbernagel. 1870. ©. 157—161 
und 497. 
22* 
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Inſtruktion des Konfifloriums zu Speyer v. 15. Aug. 1876 zur revi- 
birten Wahlordnung vom 17. Juni 1876. 

Königl. Verordnung v. 17. Juni 1876, bie Einführung von fländigen 
Synodalausſchüfſen betr. 


Band, Heinr. (Regierungs- u. Konfiftorialrath), Haudbuch der Ber- 
fafjung und Verwaltung der protefiant.-evangel. chriſtlichen Kirche der Pfalz. 
Speier 1859. 

Döllinger, Sammlung (f. oben S. 330). 

Siebenpfeiffer, Handbuh ber Berfaffung und geſammten Berwal- 
tung ber Pfalz. Bd. 2. Zweibrücken 1832. Fortfegung von Luttringb- 
hauſen, Bd. 1. Speier 1846. 

Ueber Sammlungen ver Geſetze aus ber Zeit der Franzöſiſchen Herr- 
haft vgl. ſchon oben ©. 197. 

(Umbſcheiden) Kirchengeſetz und Rirhengemalt in der Bayeriſchen 
Pfalz. Münden 1860. ©. 84. 

Kolb in von Rotted® u. Welders Stantslerifon 4, 542 - Ba 1846. 

Silbernagel, J. Verfaſſung und Verwaltung. 1870. S. 162—177. 


I. Die „Proteftantifch - Evangeliich - Chrijtliche Kirche” Der 
Rheinpfalz, wie die Bereinigungsurlunde vom 10. Ditober 1818 
fie nennt, zählt 227 Gemeinden in 16 Delanaten (früher Inipel- 
tionen genannt). Die 3 Pfarrftellen zu Speyer ftehen unmittel: 
bar unter dem Konfiftorium zu Speyer und werben theilweiſe von 
den geiftliden Konſiſtorialräthen verjeben!). 

II. Die Kirchengewalt übt ver König unter Verantwortlich- 
feit des Kultusminifters, unter Beirath des Königl. Konfiftoriums 
zu Speyer, und foweit es die kirchliche Geſetzgebung betrifft unter 
Zujtimmung der Generalſynode. 

IV. Die Organifation der Gemeinden und der Gefammtlirche 
iſt nach den neueften Ordnungen folgende: 

1. Jede Kirchengemeinde hat ein Presbpterium (Kirchenvor- 
ftand), beftehend aus 5—12 Presbptern und dem Pfarrer als 
DBorfigendem. Sind mehrere Pfarrer in der Gemeinde angeftellt, 
jo haben diefelben alle Sig und Stimme im SKirchenvorftand. 
Die Presbyter werden von der ganzen Gemeinde in unmittelbarer 
geheimer Wahl gewählt. Cine meitere Gemeinbevertretung be- 
ſteht nicht. 


1) Silbernagel 1870. S. 436. 
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Die Pfarrer werden allefammt vom König auf Antrag Des 
Konfiftoriums ernannt, ohne daß ben Gemeinden eine Mitwirkung 
zuſtünde; denn das den Gemeinden ehemals unter Franzöſiſcher 
Herrichaft eingeräumt gewejene Wahlrecht wurde gleich bei ber 
Beſitznahme des Landes durch das Oeſtreichiſch⸗Baieriſche Gouverne- 
ment befeitigt. 

Das Konfiftorium ift jedoch nunmehr angewiefen, ven alfen- 
falls ſich kundgebenden Wünjchen der Kirchengemeinden jede thun- 
lihe Berüdfichtigung zuzumwenden. 

2. Die kirchlichen Behörden und Vertretungen des Dekanats- 
bezirks find: Der vom König auf Lebenszeit ernannte Dekan, die 
Didzeſanſynode und der von diejer gewählte Synodal⸗Ausſchuß. 
In der Synode, welche der Dekan leitet, haben alle Pfarrer, 
Pfarrverwejer und erponirten Vikare von Amtswegen Sit und 
Stimme und eine gleich große Zahl von weltlichen Abgeoroneten, 
welche das Presbhterium jeder Gemeinde wählt, und zwar aus 
den Kirchenmitglievern des ganzen ‘Delanatsbezirts wählen Tann. 
Für diefe Wahlen ift e8 unter Umſtänden von Wichtigkeit, daß 
im Presbyterium bei Stimmengleichheit der vorfigende Pfarrer 
den Ausſchlag gibt. 

3. Die Generalſynode beſteht aus 32 geijtlichen und 32 welt⸗ 
lihen Abgeorbnieten unter Borfig eines Mitglieds des Konfifto- 
riums zu Speyer. Jede der 16 Diözeſanſynoden wählt 2 geift- 
fihe und 2 weltliche Abgeordnete, und kann dazu jeden Pfarrer 
und beziehungsweife jedes weltliche Mitglied der Kirche der ganzen 
Pfalz erkiefen. Die Generaliynode wählt einen General⸗Synodal⸗ 
ausichuß. 

4. Die oberfte Tonfefjionelle Staatsbehörbe der unirten Kirche 
der Rheinpfalz iſt das Konfiftorium zu Speyer, welches aus einem 
weltlichen ‘Direktor, 1 weltlichen Rath und 2 geiftlichen Nätben, 
alfe proteftantifcher Konfeſſion, beſteht. Der Direktor ift nicht 
zugleich wie früher ‘Direltor oder Rath der Bezirköregierung !), 
indem das PVerfaffungsgefeg vom 4. Juni 1848, Art. 3 verfügt, 
daß das Konfiftorium zu Speyer „mit einem felbftändigen 
Borftande verjehen und foweit nöthig, mit geiftlichen Mitgliedern 
verſtärkt werben joll. 

„Bei Belegung der erledigten Konfiitorialratheitellen wird 


1) Der Regierungs-Präfident war nie zugleich Dirigent des Konfiftoriums. 
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jederzeit das Konfiftorium mit feinem Gutachten vernommen wer- 
den, wobei e8 jeboch der General⸗Synode unbenonmen bleiben foll, 
auch ihre Wünfche bierüber zu äußern ?).“ 

Dei Stimmengleichheit ift die Stimme des Direltors ent- 
icheidend 9). 

Mit dem Konfiftorium zu Speher ift die theologiihe Prü- 
fungs⸗Kommiſſion für die Aufnabms- Prüfung der Proteftantiichen 
Pfarramts-Randivaten aus dem Rheinkreiſe verbunden ?). 

V. Hinfihtlih der Ausübung der Tirchlichen Geſetzgebung ift 
folgende Bejtimmung der Bereinigungsurfunde vom 10. Oktober 
1818, 8. 17 maßgebend: „Die von ber gegenwärtigen Synode 
feitgefeßten und von Sr. Königl. Majeftät auf den Antrag des 
Therkonfiftoriums genchmigten Beitimmungen über Lehre, Ritus, 
Liturgie, religiöfen Schulunterricht, Kirchenvermögen und Kirchen⸗ 
verfajfung können auf feine Art, ohne die Zuſtimmung der fünftigen 
Synode des Rheinkreiſes, Abänderungen erleiden, noch benfelben 
etwas Entgegenlaufendes verordnet werden ).“ 


B. Katholiſche Kirche. 
8. 70. 


I. Die Berfaffung der fatholifhen Kirche Bayerns beruht 
in erjter Linie auf den bereit im 8. 56 beiprochenen Verfaſſungs⸗ 
gejegen, ſodann auf den hierdurch beftätigten älteren und den feit 
1818 ergangenen neuen Staatsgejegen und SKöniglihen Verord⸗ 
nungen. Hervorzuheben find bier beſonders folgende: 

Indultum des Papſtes Pins VII. v. 13. Nov. 1817, betr. die Ernen- 
nung der Erzbifhöfe und Bifchöfe. (Bullarii Romani continuatio 14, 432. 
Romae 1849.) 

Circumferiptiondhulle des Papſtes Pius VII. v. 1. April 1818 „Dei 
ac domini nostri Jesu Christi“. (Bullarii Romani continuatio 15, 17 
dis 31. Döllinger 8, 361—382; am 23. Sept. 1821 in der Domlirdye zu 
Münden vom päpftlihen Nuntius vertündigt. Byl. v. Sicherer 335.) 


1) Bereinigungsurlunde v. 10. Dt. 1818, $. 17. 
*) Anhang II., 8. 23. 

2) Anhang II, 8. 8. 

) Döllinger 8, 1290. Wand 64. 
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Minifterial-Reflript v. 25. März 1841, betr. den Verkehr der Biſchöfe 
mit dem Bapf 

Minifterial-Erlaß v. 20. Nov. 1873, betr. ven Vollzug des Konlorbats. 
(Dove, Zeitfhr. 12, 259-260. Dieſer Erlaß fest die Miniftertal-Ent- 
hließung v. 8. April 1852 pollſtändig außer Kraft und gibt in mehreren 
Sinfihten neue Beftimmungen.) 

Quellen-Sammlungen und Literatur. 

Döllinger, Sammlung 8, 271—1263. (1838). Fortfegung von F. 
v. Strauß. Bd. 3. (1853). | 

Silbernagel 33—104; 193—196; 203—236 , 330—365 ; 425—135. 
(1870). 

Gutachten der JIurifienfalultät zu Münden v. 1869, das Unfehlbar- 
teit8dogma betr. (Augsburger Allgem. Zeitung v. 16. u. 17. Novo. 1869, 
Nr. 320 u. 321). . 

Berchtold, Joſ., die Unvereinbarfeit der neuen päpftlichen Glaubens: 
tefrete mit der Bayerifhen Staatöverfafiung. 1871. 

Mechtögutachten Über bie Frage ber Anerlennung des altkatholifchen 
Biſchofs Dr. Reinkens in Bayern. Belannt gemacht vom königl. bayer 
Staat8minifterium des Innern für Rirdhen- und Schulangelegenbeiten. 
Münden 1874. 

Niedermaier, %., Seftaltung der rechtlichen Verhältniſſe der Tatholi- 
hen Kirchengeſellſchaft in Bayern durd Verkündung ber Batilanifchen Be⸗ 
ſchlüſſe v. 18. Juli 1870 und deren Nichtanerkennung durch die Altkatholiten. 
Würzburg 1875. 

Dürrfhmidt, H., die klöſterlichen Genoffenihaften in Bayern und 
die Aufgabe der Reichsgeſetzgebung. 1875. 


DB. Im Jahre 1871 zählte die Fatholiiche Landeskirche 
3,464,364 Seelen in 2872 Pfarrbezirken, welche zu 204 Dekanaten 
und 8 Diözefen verbunden find). Kloſter⸗Niederlaſſungen be> 
ftanden im Jahre 1874 620 mit 6148 Mitgliedern 2). 

Ehe wir auf die Rechtsſtellung der Altkatholifen eingeben, 
geben wir eine Ueberficht der kirchlichen Einrichtungen, wie fie nach 
den Staatögefegen in Geltung jtebt. 

1. Die Eintheilung der Diözejen, Dekanats⸗ und Pfarr: 
Sprengel kann von der Kirchengewalt nicht ohne Mitwirkung der 
weltlichen Obrigkeit verändert werden). Die Kirchenpropinzen 


2) Bol. oben S. 188. 

2) Dürrfhmibt, bie Möfterlihen Genoſſenſchaften. 1875. ©. 188. 

2) II. Verfaſſungsbeilage 8. ;6e. u. 8. 77. Bol. oben ©. 337 und 
Konlorbat Art. 12, Lit. f. 
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und Dibzeſen) find im L Anfang zur II. Berfaifungsbeilage 
Art. 1 aufgezählt und ihr Umfang in einigen Beziehungen be⸗ 
ftimmt, und dann beigefügt: „Die neuen Grenzen ver einzelnen 
Diözefen werben, joweit es nöthig befunden wirb, noch beftinmter 
ausgefchteven werben”. Dieß geichab durch die vom König ge— 
nehmigte Circumſkriptionsbulle v. 1. April 1818, verlündigt im 
Sabre 1821. Erft Hierdurch wurden auch die Katholilen im den 
ehemals proteftantifchen Gebieten den Sprengeln zugetheilt. Ein 
Antrag auf Veränderung beitebender Pfarriprengel kann jowohl 
von der betreffenden Kreisregierung als vom Ordinariate aus» 
geben. Die Kreisregierung bat dann die betreffenden Gemeinden 
und Pfarrer zu vernehmen, mit dem Orbinariat Verhandlung zu 
pflegen und die Sache endlich dem KRultusminifterium zur Erholung 
der Königlichen Entſcheidung vorzulegen. — Hinfichtlic des 
Rechts zur Gründung neuer Gemeinden findet die allgemeine Be⸗ 
ftimmung der II. Verfaffungsbeilage 8. 88 (vgl. oben S. 338) 
auch Hier Anwendung. 

2. Die Pfarrgemeinden baben zur Verwaltung des örtlichen 
Kirchenvermögens, welches nicht Pfründe ift, eine Kirchenverwal⸗ 
tung“ von ähnlicher Zufammenfegung wie bei den proteitantifchen 
Gemeinden. (Vgl. oben S. 338). 

3. Die Hälfte aller Seelforge- Pfründen wird vom König 
vergeben, mehr als !/, von Gemeinden, Korporationen und Privat: 
perjonen, nur !/,; von den Bilchöfen. 

4. Der katholiſche König ernennt die Erzbiichöfe und Bilchöfe, 
fowie die Dechanten der Domlapitel, und beſetzt die in den Mo— 
naten Ianuar, März, Mai, Juli, September und November zu 
Erledigung gefommenen Ranonilate®). 

5. Die Erzbiſchöfe und Biſchöfe, fowie bei unbejegten Stuhl 
bie Kapitelsvikare können mit dem päpftlichen Stuhl unmittelbaren 
Verkehr unterhalten. Bis zum Sabre 1841 mußten fie alle an 
1, Metropolitanftugl München - Freifing mit ben Suffragan - Bifhöfen 
Augsburg, Paflau und Regensburg; Dietropolitanftubl Bamberg mit den 
Suffragan:Bifchdien Würzburg, Eichſtedt, Speyer. 

2) Minifterial- Erlaß v. 13. Zuli 1811 u. 13. Dez. 1844. Silbernagel 
50-52. 

2) J. Anhang zur II. Verfafiungsbeilage (Köntorbat) Art. 9 u. 10. 
Inbult v. 13. Nov. 1817. 
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den Bapft gehenden Sachen durch den Baieriſchen Gejandten in 
Rom übergeben lafjen und empfingen umgelehrt die päpftlichen 
Berfügungen durch diefe Vermittlung. Ein Deinifterial-Erlaß vom 
25. März 1841 bob dieß nach dem Vorbild Preußens auf?). 
Uebrigens Tann der Papſt den Biſchöfen feine Meinungen und 
Befehle auch durch feinen Nuntius mittheilen, der vom Könige 
als Gefandter fürmlih anerkannt wird. 

6. Im Konkordat vom 24. Dftober 1817, Art. 7 machte der 
König von Baiern die fehr dehnbare und daher gefährliche Zu- 
jage: „Se. Königliche Majeſtät werven in Anbetradht der Vor⸗ 
theile, welche die religiöfen Orden der Kirche und dem Staate (!) 
gebracht haben, und in der Folge auch noch bringen könnten, und 
um einen Beweis Allerhöchft Ihrer DBereitwilligfeit gegen den 
heiligen Stuhl zu geben, einige (!) Klöfter der geiftlihen Orden 
beyderlei Gefchlechts entweder zum Unterrichte der Jugend in der 
Religion und den Wiffenfchaften, oder zur Aushülfe in der Seel- 
jorge, oder zur Kranlen-Pflege, im Benehmen mit dem beiligen 
Stuhle mit angemefjener Dotation (!) berftellen laſſen.“ 

Der König verfpricht hierin die Herjtellung einiger Klöfter, 
jogar ziemlich deutlich Die Herftellung auf Staats⸗ oder Tönigliche 
Koften, nach vorgängiger Berathung mit dem Papft. Welche Arten 
von Orden und Klöftern, wie viele, zu welcher Zeit und unter 
welchen genaueren Bedingungen fie zuzulaffen jeien, bleibt ber 
Entſcheidung des Königs vorbehalten. An Freiheit der Klofter- 
gründumg ift nicht entfernt gedacht, noch weniger an Freiheit des 
Beitritt zu geiftlichen Orden. Ja e8 hat der König dem Wort- 
laute nach keineswegs darauf verzichtet, diejenigen künftig herzu⸗ 
jtellenden Klöfter auch wieder eingehen zu lafjen, welche der Kirche 
und dem Staat den erwarteten Vortheil nicht gebracht haben 2). 

Die 11. Beilage der Verfaffungsurfunde fprach denn aud in 
8. 76—78 aus, daß bezüglih der „Errichtung geiftlicher Geſell⸗ 
Ihaften und fonftiger Inftitute und Beftimmung ihrer Gelübde“ 
„von der Kirhengewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigfeit 
feine einfeitigen Anordnungen gejchehen dürften”, und daß ber 


1) Sifbernagel 33, Anm. 1. 
2 So hat fihon der baier. Katholit Brendel in feinem Handbuch bes 
Kirchenrechts 1823, ©. 356 angebeutet. 
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Staatsgewalt die Befugniß zuitehe, „durch eigne Verordnungen“ 
dabei alles dasjenige zu bindern, was dem öffentlichen Wohle nach⸗ 
tbeilig fein könnte. 

Die Zahl der Orbensanftalten ift jeit dem Jahre 1823 von 
etwa fünfen auf 620 gejtiegen ?). 

II. Die päpftlihen SKonftitutionen von 1870, namentlich 
diejenige über das unfehlbare Lehramt des Papites (ogl. oben 
S. 275) bejigen in Baiern feine rechtliche Geltung, da das zu 
ihrer Verkündigung nothwendige Königliche Plazet verfagt worden 
iſt. Unterm 9. Auguft 1870 machte das Baieriihe Rultusmint- 
jterium die Biſchöfe Baierns darauf aufmerlfam, daß die Ber: 
fünbigung und Vollziehung der bisher ergangenen Konzilsbejchlüfie 
und auch der einfache Abdruck derjelben in den oberhirtlicden Ver⸗ 
oronungsblättern ohne Erfüllung der von der Staatsverfalfung 
geforderten Vorausfegungen (ohne das placetum regium) nicht 
jtattfinden dürfe). Deffenungeachtet verfündigte der Erzbiſchof 
von München am 18. Augujt in dem Pajtoralblatt für die Ery- 
diözeſe München⸗Freyſing den Text der päpjtlichen Konititution vom 
18. Juli 18703). Im September 1870 wendete fich der zweite 
Baieriſche Erzbifchof, der zu Bamberg, an bie Regierung, und 
juchte um Ertheilung des Königlichen Plazet nad. Erſt nach ſechs 
Monaten, im April 1871, erhielt er vom Kultusminijter Antwort 
und zwar eine abfchlägige. Wenige Wochen darauf, am 25. April 
1871 verfündigte der Erzbifchof trotzdem die päpftlichen Konſtitu⸗ 
tionen und drohte zugleich in einem Erlaß an die @eiftlichkeit 
jedem Xeugner des neuen Dogmas, jebem Unterjtüger oder Begün⸗ 
jtiger Döllingerd, und jedem Anhänger einer geheimen Gejellichaft 
den Kirchenbann 4). Die fämmtlichen Biſchöfe folgten diejen Bei⸗ 
jpielen. 

Die Königliche Staatsregierung hat gegenüber dieſer Ver⸗ 
letzung der verfajlungsmäßigen Hoheitsrechte des Staats folgenpen 
Standpunlt eingenommen. 


1) Dürrſchmidt, H, die Höfterlihen Genoſſenſchaften in Bayern und bie 
Aufgabe der Reichsgeſetzgebung. 1875. 

2) Schultheß, europ. Geſchichtskalender S. 207. 

2) Dove's Zeitichr. 10, 365. 

+, Schultheß, Geſchichtskalender S 121. 
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1. Die päpftlichen Konftitutionen betrachtet fie als für bie 
Baieriihen Staatsunterthanen nicht verbindlih und nermeigert 
jede Mitwirkung zu ihrer Durchführung. Am 14. Oftober 1871 
gab fie in Folge einer Interpellation von 46 Abgeordneten der 
liberalen Partei die Erklärung ab!.: a) Die Staatsregierung 
iſt gewillt, allen fatholifchen Staatsangebörigen geijtlichen und 
weltlihen Standes, welde die Lehre von der Unfehlbarkeit des 
Papites nicht anerkennen, den vollen in den Gejeßen des 
Yandes begründeten Schug gegen den Mißbrauch geiftlicher Ge- 
malt zu gewähren, und fie, fomeit ihre Zuſtändigkeit reicht, 
in ihren woblerworbenen Rechten und Stellungen zu fchügen. 
b) Sie ift entjchloffen das religidje Erziehungsredht der Eltern 
gegenüber dem Dogma von der Unfehlbarfeit des Papftes anzuer- 
fennen. c) ®enn von Anhängern der alten Tatholifchen Lehre Ge- 
meinden gebildet werden, fo gedenkt bie Staatsregierung, wie fie 
den Einzelnen fortwährend als Katholiken betrachten zu wollen er- 
Härt bat, auch die Gemeinden als katholiſche anzuerkennen und 
folglich denſelben fowie ihren Geiftlichen alle jene Rechte einzu- 
räumen, welche fie gehabt hätten, wenn bie Gemeinbebildung vor 
dem 18. Juli 1870 vor fich gegangen wäre. 

In Gemäßheit diefer Erklärung fchüßte die Negierung diejenigen 
Brofefforen und Lehrer, welche die Unterwerfung unter das Un- 
fehlbarleitspogma verweigerten und deßhalb von dem Biſchof exkom⸗ 
muntzirt und entjegt wurden, in ihrem Amt und Gehalt, bie 
alttatholiihen Pfarrer wenigftens in ihrer Pfründe, altkatholiſche 
Gemeindeglieder in der Ausübung ihrer Wahlrechte bei der Wahl 
der firdhlichen Gemeinbevertretung (der fog. Kirchenverwaltung). 
m Mitgebrauc der Kirchhöfe, des Grabgeläutes u. |. w. Werner 
wurden die Kinder altfatholifcher Eltern von dem in öffentlichen 
Schulen ertheilten Religionsunterricht neufatholifcher Prieſter dis⸗ 
penfirt. Alttatholifche Geiftliche, deren Gemeinden ihnen nicht 
folgten, blieben zwar im Genuß ihrer Pfründe, wurben aber in der 
Ausübung ihres geijtlichen Amts gegen die Exkommunikation der 
Biſchöfe nicht gejchügt ?). 


1) Schultheß, Geſchichtskalender S. 207—214. 

2) Das Rechtsgutachten S. 8 führt dafür ben merkwürdigen Grund an, 
daß ein folder Schuß eim Eingriff in die „Gewiſſensfreiheit“ dritter Per⸗ 
fonen fein würde. 
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Ueber die Frage, welchen ſtrafrechtlichen Schutz die Altkatho⸗ 
liken und ihr Gottesbienft in Baiern anzufprechen haben, vergleiche 
das Erkenntniß des oberften Gerichtshofs vom 15. September 1873 
bet Stenglein, Zeitjchrift für Gerichtspraxis 3, 101 und bie 
Kritik deffelben von Meves im Gerichtsjaal 27, 346. 

Dereit8 im Sabre 1871 wurde ferner dem altfatholiichen 
Biſchof von Utrecht, 2008, fein Hinderniß in den Weg gelegt, 
bijchöfliche Funktionen, namentlich die Ertheilung des Sakraments 
der Firmung auszuüben und jeit 1873 wurbe auch dem von der 
altkatholiſchen Reichsſynode gewählten Biſchof Reinkens Freiheit 
gelaſſen in Baiern zu firmeln, Prieſter zu weihen und andere 
prieſterliche und biſchöfliche Amtshandlungen vorzunehmen. Die 
Staatsregierung ſagte ſich mit Recht, daß jedes Verbot hiergegen 
eine ſtaatliche Beihülfe zur Durchführung des Unfehlbarkeitsdogmas 
enthalte und daher als rechtswidrig erſcheine. Die Altkatholiken 
ſind von den neukatholiſchen Biſchöfen mit Unrecht aus der Kirche 
ausgeichloffen worben, und e8 werben ihnen von ben Biſchöfen 
und neulatbolifd;en Brieftern alle Wohlthaten der Kirche 
widerrechtlich verweigert. Die Staatsregierung hat bisher 
feine Mittel gefunden, diefem verfajjungswidrigen Zuſtand 
abzubelfen; unmöglich kann fie den Altkatholifen wehren, ſich für 
ihre Rultusbepürfniffe zu helfen, fo gut fie eben vermögen. Auch 
nach diejer Seite alfo muß die Staatsregierung Davon ausgehen, 
daß die Nechte der Biſchöfe fuspenbirt jeien. 

Dis Hierher ftimmt das Verhalten der Regierung mit bem- 
jenigen der Regierungen von Preußen, Baden und Heſſen überein; 
im Weiteren aber trennen fich ihre Wege. 

2. Unterm 23. Oktober 1873 wenbeten fich der altfatholifche 
Biſchof Reinkens und die .Mitgliever der altkatholiſchen Synodal⸗ 
Nepräfentanz an das Staatsminifterium mit der Bitte, dem Bilchof 
Neintens für Baiern die Königliche Anerkennung „als katholiſcher 
Biſchof“ erwirken zu wollen!,, Das Minifterium beauftragte 
eine Kommiffion von Nechtögelehrten mit der Begutachtung der 
rechtlichen Zuläffigkeit diefer Anerkennung ?), und da dieſes Gut⸗ 

1) Abgedrudt in dem „Rechtsgutachten“ ©. 34—44. 

2) Die Kommillion befand aus dem Reichsrathe von Neumayr als 
Vorſitzenden, Appellationsgerichtspireftor von Kleinfhmid aus Münden, und 
den Profefloren von Pozl aus München (Referent) und von Helb und Edel 
and Wilrzburg. 
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achten verneinend ausfiel, jo wurde das Geſuch abichläglich be- 
ſchieden ). Auch altkatholiſchen Vereinen, welche fich innerhalb der 
vorhandenen katholiſchen Pfarrbezirte bildeten, ift bis jet Korpo⸗ 
rationsrecht, das Recht ver Pfarrei, in feinem alle zugeftanden 
worden. Die Erflärung vom 14. Dftober 1871 unter c. wurde 
nur auf folche Gemeinden bezogen, deren Majorität ſammt dem 
Pfarrer beim Altkatholizismus verharrten ?). 

Die Regierung gebt nämlich von der Anfchauung aus, daß 
die Altkatholifen, obwohl fie von den Bifchöfen erfommunizirt und 
der kirchlichen Wohlthaten beraubt find, dennoch immer noch in 
der Hauptſache unter der Iurisdiction der Biſchöfe ſtehen). Die 
Bildung katholiſcher Pfarreien fünne nad Baieriſchem Recht nur 
mit Zuftimmung des Biſchofs erfolgen *), diefer Biſchof fei aber 
derjenige der betreffenden Diözeje, einerlei ob er dem verfaſſungs⸗ 
widrigen Vatikanismus anbänge und bie Altkatholiten erfommuni- 
zirt oder nicht; und fo lange die Altkatholiken nicht die Erlaubnig 
der Vatikaniſchen Bifchöfe erbrächten, könne ihren Vereinen auch 
fein Korporationsrecht beigelegt werden’). Die Nichtanerfennung 
des Biſchofs Reinkens macht e8 biernach überhaupt den Altkatholifen 
unmöglich, fih auf die Dauer zu behaupten. Sie können nur 
ichwer für die nöthigen Geiftlichen forgen, von einer bifchöflichen 
wirffamen Aufficht über ihre Geiftlichen kann nicht die Rede fein, 
fie müffen die Beiträge zu den Kultuskoſten ver neufatholiichen 
Gemeinden fortleiften, während fie von jedem Genuß bes firchlichen 
Bermögens ausgeſchloſſen find. , 

Hiernach iſt die Behauptung aufzuftellen: Die Altkatholiken 
Baierns werden ungünftiger behandelt al8 Solche, die aus ber 
Katholiſchen Kirche ausgefchloffen worden oder freiwillig ausgetreten 
find; fie haben von ihrer Eigenichaft, die nach dem Geſetz allein- 
berechtigten Katholiken zu fein, nur nachtheilige aber nicht vortheil- 
hafte Wirkungen zu empfinden. 


ı) Am 10. April 1874 veröffentlichte das Kultusminifterium das Rechts⸗ 
gutachten. 

2) Rechtsgutachten S. 8. 

2) Rechtsgutachten S. 9. 

9) Wir wiſſen nicht, ob dies genau dem Baieriſchen Recht entſpricht 
Bgl. oben S. 337 u. 343. 

5) Rechtsgutachten S. 27—28. 
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Unſere rechtliche Anſicht geht dahin, daß die Regierung nach 
Baieriſchem Verfaſſungsrecht vollkommen in der Lage iſt, ſowohl 
den Biſchof Reinkens vorhaltlich Königlichen freien Ernennungs- 
rechts in jedem künftigen Fall anzuerkennen oder zu ernennen, als 
auch den altkatholiſchen Gemeinden oder Pfarreien Korporations⸗ 
rechte beizulegen, und zwar ſowohl, wenn man von der Voraus⸗ 
ſetzung ausgeht, daß die Altkatholiken eine neue Kirchengeſellſchaft 
ſeien, als wenn man ſie lediglich als Theil der beſtehenden katho⸗ 
liſchen Kirche anſieht 

Daß dem Könige verfaſſungsmäßig das Recht zuſteht, neue 
Kirchengeſellſchaften mit dem Recht öffentlicher Korporationen auf⸗ 
zunehmen, und daß es keines Geſetzes, am wenigſten eines Ver⸗ 
faſſungsgeſetzes dazu bedarf, werden wir unten nachweiſen. Hier 
unterſuchen wir nur die andere Alternative, die Gründe, warum 
die Gründung altkatholiſcher Gemeinden und Pfarreien und die 
Anerkennung eines altkatholiſchen Biſchofs auch dann zuläſſig 
bleiben, wenn man die Altkatholiken als Theil der beſtehenden 
Kirche betrachtet. 

Die Verkündigung des Unfehlbarkeitsdogmas in Baiern bat 
eine doppelte Bedeutung für den Staat. 

Ste enthält einen Umfturz der bisherigen katholiſchen Kirchen: 
verfaflung, indem der Papft fi nunmehr Nechte beilegt, die die 
Staatsfouveränetät zu vernichten bejtimmt find, und den Baieriſchen 
Staatsgejegen ihre Kraft entziehen werben, wenn es dem Papft 
gelingen jollte, die Baieriihen Unterthanen zur Befolgung jeiner 
Befehle zu bewegen. 

Seitens der Bilchöfe enthält jie aber zweitens eine Verlegung 
ihres Verfaſſungseides und den Beginn einer direkten Auflehnung 
gegen die Nechte des Könige. 

Eine Verpflichtung des Königs von Baiern, Rechte des 
Papftes und der neulatholiihen Biſchöfe in Baieriſchen Kirchen- 
angelegenbeiten ferner anzuerkennen, aus dem Grunde, weil dieje 
Kechte in der Verfaſſungsurkunde von 1818 garantirt jeien, iſt 
undenkbar '). Denn die Rechte des Königs und des Staats find 


1, Ich flimme hierin überein mit Schulte, Dentichrift Über das Verhältniß 
des Staates zu ben Säten ber päpfl. Konflit. v. 18. Juli 1870. Prag 
1871. S. 71—74. Die BDefterreichifche Regierung erflärte bereitd unterm 
3. Zuli 1870 ihr Konlordat für hinfällig (vgl. oben S. 10). 


Baiern. Katholifche Kirche. 351 


ebenfalls in der Berfaflungsurkunde gemwährleijtet, und fie find 
nicht etwa von jchwächerer Befchaffenheit als die des Papftes 
over von Baieriſchen Unterthanen, was die Baieriichen Bifchöfe 
bislang noch nicht aufgehört Haben zu fein. 

Dem Könige kommen vielmehr, um fich in feinen Nechten zu 
behaupten, alle Zwangsrechte zu, welche der Zwed erfordert. . Dar- 
auf, ob die geltenden Strafgeiege die Mißachtung des Königlichen 
Plazet Seitens der Bifchöfe, die laut der II, Verfaſſungsbeilage 
die Rechte und offenbar auch die Pflichten „öffentlicher Beamten“ 
baben, mit Strafe beproben ober nicht, ferner ob den Adminiſtrativ⸗ 
behörden die Befugniß zulomme over fehle, durch Androhung von 
Geldſtrafen ihren Befehlen die Befolgung zu fichern, kann gar 
Nichts ankommen, da die Hauptfrage bleibt, wie der Staat und 
die Staatsangehörigen gegen die Folgen einer verfaffungswidrigen 
Handlung zu fchügen jeien. Zu dieſem Zweck alles Nothwendige 
vorzufehren ift Die Regierung ebenfowohl berechtigt als verpflichtet. 
Zu allem Veberfluß erflärt die Verfaffungsurlunde vom 26. Mai 
1818, Tit. 1, 8. 2 ausbrüdlich das Königreich für einen „jouve- 
ränen” Staat und verfügt in Titel 2, $. 1: „Der König ift das 
Dberhaupt des Staats, vereinigt in jih alle Rechte der 
Staatdgewalt, und übt fie unter den von Ihm in der gegen: 
wärtigen Berfaffungs- Urkunde feftgejegten Bejtimmungen aus.” 
(gl. oben ©. 4.) Die Regierung wäre hiernach befugt, die 
Weigerung der Bilchöfe, ihre verfafjungswidrigen Verkündigungen 
zurüdzunehmen, als Nieverlegung ihres Amtes anzujehen und neue 
Biſchöfe zu ernennen, oder, was weniger wäre aber venfelben 
Srundjag entbielte, jede Vollziehung bijchöfliher Verfügungen 
durch die Staatsbehörden einzujtellen. Daß fie von diefen Rechten 
feinen Gebrauch gemacht, jondern die Yurispiktion der Biſchöfe, 
mit den vorhin angegebenen Ausnahmen fortwährenn reipektirt 
hat, war eine Inkonfequenz, welche die Biſchöfe ermuthigte, wieder⸗ 
holt beim König und beim Landtag gegen das Minijtertum wegen 
Berfaffungsverlegung Beichwerde zu führen, dieſelben Biſchöfe, 
welche fich zuerft der wahren Verhöhnung der Verfaffung ſchuldig 
gemacht baben. 

Biel weniger ale die eben als zuläffig bezeichneten Maßregeln 
enthält die Anerkennung der altkatholiſchen Pfarreien als Tatho- 
Ifcher Pfarreien und die Anerkennung des Bischofs Reinkens als 
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Baieriſchen Biſchofs für die Altkatholiken, indem den neukatholi⸗ 
ſchen Biſchöfen alsdann, in Fortſetzung der bisherigen Inkonſequenz, 
die meiſten ihrer Rechte verbleiben. 

Wir glauben, daß ſich die Baieriſche Regierung ſehr bald 
überzeugen wird, daß ſie nicht auf halbem Wege ſtehen bleiben 
kann, daß die Altkatholiken entweder völlig im Stich gelaſſen oder 
völlig geſchützt werden müſſen, wozu nach katholiſcher Lehre das 
Vorhandenſein eines Biſchofs und nach der Natur der Sache eine 
die verſchiedenen Gemeinden verbindende Verfaſſung gehört. 

Die Thatſache, daß der Baieriſchen Regierung bei der gegen⸗ 
wärtigen Zuſammenſetzung der Kammern des Landtags die Unter⸗ 
ſtützung der Volksvertretung fehlt, daß in der Kammer der Reichs⸗ 
räthe bis auf dieſen Tag ſogar Erzbiſchöfe und Biſchöfe mitſtimmen, 
welche ſich von ihrem Verfaſſungseid losgeſagt haben, erſchwert 
der Regierung zwar ihre Aufgabe, entbindet ſie aber nicht von 
ihren verfaſſungsmäßigen Pflichten. Die Schwierigkeiten, welche 
neuerdings den Rechten des Königs zur Beſetzung der Bisthümer 
entgegengeftellt werden, dürften dazu beitragen, die Situation zu 
Hären. 


C. Griechiſche Kirche und Israeliten. 


8. T1. 


J. Das Verfaſſungsgeſetz vom 1. Juli 1834 beſtimmt: „Die 
Bekenner der unirten ſowohl, als der nicht unirten griechiſchen 
Kirche genießen mit den Bekennern der in dem Königreiche bereits 
verfaſſungsmäßig beſtehenden drei chriſtlichen Kirchen-Gefellfchaften 
gleiche bürgerliche und politiſche Rechte !).” Ob der Geſetzgeber 
zu den „bürgerlichen” Rechten auch das Recht zählen wollte, Res 
ligionsgemeinden mit Korporationsrechten zu gründen), ift aus 
dem Wortlaut ded Geſetzes zwar nicht ficher zu entnehmen, aber 
zu bejahen ®). 


G.⸗S. 41. Bol, Sammlung ©. 43. 

2) 8. 88 der II. Berfaffungsbeilage. 

2) Diefe Anfiht vertreten Moy, Lehrbuch des Bayer. Staatsrechts 1, 91. 
Silbernagel S. 177, während bie entgegengefette Meinung ihren Vertheidiger 
in Pözl, Lehrbuch des Bayer. Berfafjungsrehts 8. 90, Anm. 6 bat. Aud 
Roth, Bayer. Civilrecht 1, 228, Anm. 4. 
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Bis jetzt befteht nur die Eine Gemeinde zu München. 

I. Nah der Zählung von 1871 waren in ganz Baiern 
50,662 Israeliten vorhanden, welche zu 42 Rabbinaten verbunden 
find). Den Rabbinats- Gemeinden kommen Korporationsrechte 
zu?). Die Verfaſſung der Gemeinden in den rechtörheiniichen 
Provinzen beruht auf dem Edikt vom 10. Juni 1813, im Uebrigen 
aber lediglich auf Königlichen Verorbnungen und Minijterial-Ber- 
fügungen). In der Rheinpfalz fommt die Königliche Verordnung 
vom 27. Januar 1854, betr. die Israelitiſchen Kultusgemeinven 
in Betracht %). 

Eine überfichtliche Darftellung der Rabbinatsverfaffung gibt 
Silbernagel ©. 182—-1%0 11800) 


II. Die Gründung neuer Religionsvereine und die 
Berleibung von Korporationsredhten an biejelben. 


8. 72. 


Das Geſetz vom 26. Februar 1850, betr. die VBerfammlungen 
und Vereine, welches Freiheit der Abhaltung von Verſammlungen 
und der Gründung von Vereinen gewährt, erftredt ſich nicht auch 
auf Berjammlungen zur Ausübung der Religion und auf bie 
Gründung von Weligionsvereinen. — Hierüber nämlich enthält 
bie II. Berfajjungsbeilage vom 26. Mai 1818 Beftimmungen, 
welche nicht ausprüdlich aufgehoben worden find und burch ein 
einfaches Geſetz, wie e8 das Geſetz vom 26. Februar 1850 tit, 
nicht aufgehoben werben konnten 5). 

Allerdings waren die von der Frankfurter Nationalderfamm- 
lung beſchloſſenen und vom Reichsverweſer verfündigten Grund- 
rechte des deutſchen Volks vom 21./27. Dezember 1848, welche in 
Artikel 5, 8. 15 und 17 Religionsfreiheit und Freiheit der Grün- 


i) Silbernagel 438. 

2) P. v. Roth, Bayer. Eivilrecht 1, 261, Anm. 3 (1871). 

2) Töllinger, Verorbnungen- Sammlung Bd. 6 und 22, Abjchnitt 3. 

4) Mebicus, €. 2. F. die Gemeindeorbn. für die Pfalz. 1869. ©. 135. 

8) Bözt, Lehrbuch des Bayer. Berfaflungsrechts 8. 29, Anmerk. 7 und 
8. 90; berfelde in Dollmanns Gefetgebung Bayerns 4, 457 (Kommentar 
zum Geſetz v. 26. Fehr. 1850, Art. 4). 1863. 

Thudigum, Kirchenrecht 23 
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dung von Religionsvereinen zuficherten, auch in Baiern verfünbigt 
worden; allein nach dem Scheitern der Frankfurter Neichsverfaj- 
jung und nad der Wieveraufhebimg der Grundrechte durch ben 
bergeitellten Bundestag (25. Augujt 1851) waren Regierung und 
Yanbtag Baierns ftetS darin einig, daß die Verfaffung von 1818 
in unveränderter Geltung ftebe. 

Die II. Berfaffungsbeilage beftimmt num Folgendes: 8. 2: 
„Auch darf Niemanden, zu welcher Religion er fich bekennen mag, 
bie einfache Hausandacht unterfagt werden“. 8. 3: „Sobald aber 
mehrere Samilien zur Ausübung ihrer Religion fich verbinden 
wollen, fo wird jeberzeit hierzu die Königliche ausprüdtiche Ger 
nehmigung nad den im II. Abſchnitte folgenden näheren Beftim- 
mungen erfordert.” Der II. Abjchnitt verfügt alsdann weiter: 
5. 26: „Religions oder Kirchen -Gejellfchaften, die nicht zu den 
bereit8 gejeglich aufgenommenen gehören, bürfen ohne ausdrückliche 
Königliche Genehmigung nicht eingeführt werden.“ 8.27: „Sie 
müſſen vor der Aufnahme ihre Glaubensformeln und innere kirch⸗ 
lihe Berfaffung zur Einfiht und Prüfung dem Staatsminiftertium 
des Innern (jet dem Kultusminifterium) vorlegen.“ Die 88. 28 
u. ſ. f. enthalten genauere Vorjchriften über die Aufnahme neuer 
Religionsvereine. Hiernach ftellt fich als geltendes Recht Folgens 
des bar: 

1. Kein Neligionsverein kann ohne ausbrüdliche Königliche 
Genehmigung entſtehen; die Bildung eines jolchen ohne dieſe Ge⸗ 
nehmigung und die Abhaltung von Verſammlungen deſſelben find 
verfaffungswidrig ) und können folglich verhindert werben. Ob 
Strafen darauf ftehen, mag bier ununterjucht bleiben. 

2. Die Genehmigung oder Aufnahme eines Neligionsvereins 
Tann unter verjchiedenen Bedingungen erfolgen). Enthält fie 
feine Vorjchriften über die Verfaſſung des neuen Religionsvereing, 
jo find diejenige Verfafjung und diejenigen Glaubensformeln als 
genehmigt anzujeben, welche dem Deinifterium vorgelegt worden 
waren 3). 


1) So Pl in den ©. 353, Anm. 5 angeführten Schriften. Anderer 
Meinung fdeint Übrigens Silbernagel S. 18-19 und 393 zu fein. 

2) Religionsedikt 8. 32. 37. 45. 89. 

5) 8. 27. 
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Jeder genehmigten Religionsgejellichaft iſt kraft Gejetes bie 
freie Ausübung ihres Privat» Gottesvienftes gejtattet, wozu auch 
die Anftellung gottespienjtlicher Zujammenlünfte in gewiſſen dazu 
beitimmten Gebäuden gehört !). 

3. Wird einem Weligionsverein Korporationsrecdt 
ſchlechthin ertheilt, jo Hat dies die Beurtbeilung deſſelben, als 
jurtjtiiche Berjon zur Yolge, und den bejonderen jtrafrechtlichen 
Schutz für jeinen Gottesdienft und die bejondern Vorzüge für feine 
Geijtlichen, welche das Reichsrecht oder auch das Baieriſche 
Yanbesrecht für jolche Religionsvereine mit Korporationsrecht ges 
währt 2). 

Sole Religionsgejellichaften werben in Baiern ebenjo wie 
Religionsgejellfchaften ohne Korporationsrechte als „nicht öffent- 
liche” oder auch als „Privat:Gejellichaften” bezeichnet?) und dieſen 
Namen führen z. B. auch die Israelitiſchen Kirchenverbänbe, 
welchen Korporationsrechte zukommen *). 

Die Ertheilung von KRorporationsrechten ift nur injoweit an⸗ 
zunehmen, als fie ausdrüdlich ausgeſprochen it). 

Einem NReligionsverein kann aber auh das Recht einer 
„öffentlichen“ Korporation beigelegt werben, mit der Wir- 
fung, daß 

a) die zur Feier ihres Gottesdienſtes und zum Religions- 
unterrichte beitellten Perjonen vie Rechte und Achtung „öffentlicher 
Deamten” genießen 9); 

b) daß fie Eigenthum erwerben können?) und dieſes Eigen- 
thum unter dem bejonderen Schute des Staats ſteht ®); 


1) Berfaffungsbeilage $. 33 u. 34. 

2) Bol. oben S. 129. 

9) II. Berfaffungsbeilage 8. 32. 45. 

% Vgl. oben ©. 353. 

) Die DI. Berfaflungsbeilage 8. 45 befagt: „Die Eigenthumsfähigkeit ber 
nicht Öffentlichen Kirchen - Gefellichaften wird nach ihrer Aufnahmsurkunde, 
oder wenn in biefer darüber nichts feftgefett ift, nach den Nechten ber Brivat- 
Geſellſchaften beſtimmt.“ — Hier ift der Ausdruck „Privat- Gefellichaft" im 
gewöhnlichen privatrechtlihen Sinn gebraudt. 

e, Il. Berfaffungsbeilage $. 30. 

7,8. 44. 


5) 6. 31. 
23* 
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c) daß fie berechtigt find, fich der Glocken und jonjtiger Aus- 
zeichnungen zu bevienen, weldhe Gejege oder Gewohnheit den öffent» 
lichen Kirchen angeeignet haben !). 

In Bezug auf Verwaltung der Angelegenheiten ſolcher ein⸗ 
fahen oder „öffentlichen Korporationen finden die allgemeinen 
Vorſchriften des Religionsedikts Anwendung ; namentlich unterliegen 
ihre Beichlüffe vem Königlichen Plazet und der Königlichen Ober- 
aufjicht, dem recursus ab abusu u. j. w. 

Die Beilegung des Rechts der „öffentlichen” Korporation iſt 
nur anzunehmen, wenn die Genehmigungsurkunde dies ausdrücklich 
beſagt ?). 

4. Zur Beilegung des Rechts einer einfachen Korporation 
oder des Rechts einer öffentlichen Korporation in dem eben dar⸗ 
gelegten Sinn, genügt die Königliche Genehmigung ?) und bebarf 
e8 feiner Zuſtimmung des Landtags. ‘Die VBerfaffungsbeilage 
fordert nirgends ein Gejeß, redet überall nur von „Königlicher 
Genehmigung“ 9 und fordert als Borbedingung nur, daß die be- 
treffende Kirchengejellichaft ihre Glaubensformeln und innere fird- 
lihe Berfajfung „dem Staatsminijterium des Innern” zur Ein- 
fiht und Prüfung vorlege, nicht aljo auch, daß den Kammern 
deren Einficht und Prüfung zulommen müſſe. 

Die vom Kultusminifterium im Jahre 1874 zur Begutachtung 
der Trage, ob der König auf dem Verwaltungsweg den altfatho- 
liſchen Biſchof Reinkens als Biſchof der Baieriſchen Altkatholiken 
anzuerkennen berechtigt ſei, niedergeſetzte Kommiſſion von Baieriſchen 
Rechtsgelehrten hat in ihrem Rechtsgutachten S. 16 die Anſicht ent⸗ 
wickelt, es ſei ein Geſetz erforderlich, um eine neugebildete Reli⸗ 
gionsgeſellſchaft mit ven Befugniſſen einer „öffentlichen“ Korporation 


N) II Berfaffungsbeilage 8. 35. 

2) Dies ergibt $. 32, welcher den unklaren $. 23 beflimmt erläutert. 

2) Daß jedenfalls Königliche Genehmigung erforderlich iſt, kann nach ber 
Verfafſungsbeilage nicht bezweifelt werben und ift auch umnbeftritten. Bergl. 
Roth, Bayer. Civilrecht 1, 202—207, namentlih ©. 205, Anm. 14; ſodann 
258—261, namentlih ©. 261, Anm. 1; 271. 272. Pðzl in Dollmann's 
Geſetzgebung 4, 475—476. (Kommentar zum Geſetz v. 26. Febr. 1850 über 
Verſamml. v. Vereinen Art. 11). 

9) 8. 28: „Die mit ausprüdlicher Königliher Genehmigung aufgenon- 
menen Kirchen-Gefellfchaften genießen bie Rechte öffentlicher Korporationen.” 
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oder auch überhaupt mit Korporationsredhten auszuftatten. Wir 
halten feinen einzigen der von der Kommiffion dafür angeführten 
Gründe für erheblich. Wenn die Verfaffungsurfunde den drei chrift- 
lichen Kirchen das Recht öffentlicher Korporationen gewährleiftet, und 
ferner ausjpricht, daß die Israeliten nach den beftehenden beſon⸗ 
deren Geſetzen und Verordnungen zu behandeln feien, jo folgt 
daraus nur, daß es nicht erſt einer Königlichen Gewährung für 
diefe Neligtonsvereine bedarf, daß alles Königliche Belieben in 
Bezug auf fie ausgefchloffen if. Wenn ſodann ein Verfaffungs- 
gejeg (vom 1. Juli 1834) für nothwendig gehalten wurde, um den 
Belennern der Griechiſchen Kirche gleiche bürgerliche und politifche 
Rechte mit den beftehenven drei chriftlichen Konfeſſionen beizulegen, 
jo erklärt fich dies einfach daraus, daß die Verfaſſungsurkunde 
den Bollgenuß diefer Rechte an das Bekenntniß der drei alten 
Ronfejfionen band. Eine folche weit über die firchliche Seite der 
Frage hinausgehende Gleichſtellung konnte alfo natürlih nicht durch 
Königliche Verfügung erfolgen‘). Seitdem aber das Reichsgeſetz 
vom 3. Juli 1869, welches die bürgerlichen und politiichen 
Rechte für unabhängig vom Weligionsbefenntniß erklärt, auch in 
Baiern gilt, bebarf e8 für feinen neuen Religionsverein mehr eines 
diefen Punkt betreffenden Geſetzes. Am wenigjten endlich beweiit 
ter Umſtand, daß jett Entitehung der Verfafjung der König noch 
nie einem neuen Religionsverein das Recht einer öffentlichen Kor⸗ 
roration beigelegt babe. Die Anjicht der Kommiſſion finden wir 
auch in der bisherigen jurijtifchen Literatur Baierns, foweit fie 
uns befannt ijt, nicht vertreten. 


1) Pözl lehrt fogar felbfl, wie oben S. 352, Anm. 3 erwähnt wurde, 
dag das Geſetz fi auf die Frage der Verleihung des Korporationsrechts gar 
nicht besiche. 
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Drittes Kapitel. 
Rönigreich Sachſen. 
J. Allgemeine ſtaatsgeſetzliche Beſtimmungen. 


8. 73. 


oder des m Königreihe Sachſen geltenden Kirchen- und Schulrechts 
mit Einfhluß de8 Rechts der frommen Stiftungen und der Ehe, bearbeitet 
v. W. Nichter. Leipzig 1840. Kl.⸗-Fol. 579 S. 2. Aufl. Bearbeitet von 
Ed. Schreyer. 1864. 

Codex Augusteus oder neupermehrte® Corpus juris Saxonici, 
zuerſt 1724 von I. Chr. Lünig herausgegeben. 2 Theile. Fol. Dann 
von Andern fortgefett: Continuatio I. 1772. II. 1805. 2 Theile. II. 1824 
2 Theile in Quart, bis 1818 reihend. (If eine Sammlung aller Ge 
fetge, auch ber auf Kirchenrecht bezüglichen, Übrigens Brivatarbeit. al. 
Weber 1, 10. 1843.) 

Weber, ©. Gottl. v., ſyſtematiſche Darftellung des im Königreiche 
Sachſen geltenden Kirchenrechts. 1. Bd.: Deffentlihe Kirchenverfaffung. 
2. Bd. Abtheilung 1 und 2: Privatkirchenrecht. 1. Aufl. 1818. 1825. 
1829. 2. Aufl. 1843 u. 1845. (Bezüglich des Älteren Rechts nimmt die 
2. Auflage vielfach auf die erſte Bezug, fobaß letztere nicht entbehrt werde ı 
fan. Vgl. Vorrede zur 2. Aufl. S. X.) 

Neubert, 8. Zul., Handbuch des tm Königreide Sachſen mit Ein«- 
ſchluß der Oberlaufit geltenden Kirchen-, Ehe- und Schulrechts. Thl. I—3. 
Leipzig 1837. (Bon weit geringerer Brauchbarkeit als das Wert Webers.) 

Weiſſe, Chr. Ernft, Lehrbuch des Königl. Sächſiſchen Staatsredhts. 
- 8b. 2, 408 - 439 (Kirchenftaatsrecht). 1827. 

Neher, Kirhl. Geographie u. Statiftil 2, 376—379, 


1. Die Verfaffungsurkunde vom 4. September 1831 fteht in 
ter Oberlaufig nur mit gewiſſen Einfchränfungen in Geltung; 
namentlich fommt Krone und Landtag fein freied Gejekgebungs- 
recht über diejelbe zu, ſondern es iſt theils Begutachtung , theils 
Einwilligung der Provinztaljtände ver Oberlaufig zu gewiſſen An- 
gelegenbeiten erforderlihd. (gl. 8. 61 der Berfaffungsurkunde.) 
Dieje bejonderen Rechte find geregelt in der Verordnung des 
Königlichen Gejammtminijteriums vom 2. Dezember 1834, betr. 
bie Uebereinkunft mit den Ständen der Oberlaufit wegen bei 
burch die neue Verfaſſung des Königreichs Sachſen bedingten Mo- 
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vififation der beſonderen Verfafjung diefer Provinz vom 17. No- 
vember 1334 (Gej.-Samml. 481. 485. ober des im König- 
reih Sachſen geltenden Kirchen- und Schulrechts. 1867. ©. 386 
bis 390). 

2. Die Verfaffungsurfunde vom 4. September 1831 enthält 
einige allgemeine Vorſchriften über Kirchliche Verhältniſſe. Zu⸗ 
nächſt verfügt 8. 32: „Jedem Landeseinwohner wird völlige Ge: 
wilfensfreiheit, und in der bisherigen oder ber künftig ge⸗ 
feglich feitzuftellenden Maaße, Schu in der Gottesverehrung 
feines Glaubens gewährt“, womit das Verorbnungsrecht in Kirchen» 
fachen auf eim engſtes Gebiet eingefchränft und alles Wefentliche 
der Staatögejekgebung, aljo der Vereinbarung zwijchen Krone und 
Landtag, vorbehalten worden iſt. 

Die Berfaffungsurtunde erwähnt in $. 33 und 56 der Vor- 
rechte der „aufgenommenen“ chriftlichen Konfeffionen, und bejtimmt 
in 8. 56, daß weitere chrijtliche Konfeflionen nur „mittelit bejon- 
dern Geſetzes“ aufgenommen werben könnten!). Nach ber ge- 
ſammten Gejetggebung Sachſens find unter „aufgenommenen“ oder 
„anerkannten“ ?) Konfeſſionen folche Religionsvereine verjtanden, 
denen außer der öffentlichen Gottesverehrung in Kirchen mit 
Glocken auch Korporationsrechte zulommen. — Zu den anerkannten 
Religionsgejellichaften gehören gegenwärtig die Evangeliſch-Luthe— 
riiche, die Reformirte, die Römijch- Katholiiche und die Deutjch- 
Katholiſche 3). 

3. Nah 8. 57 übt der König die Staatsgewalt über Die 
Kirchen (jus circa sacra), insbeſondere die Auffiht und das 
Schugrecht über viefelben aus, und zwar „nach ven biesfalljigen 
gejeglichen Beſtimmungen“. Durch die legten Worte empfängt 
der etwas dunkle Ausdruck der vorausgebenden feine genauere Aus- 
legung. Ferner verorbnet die Verfaſſung, daß der König dieſes 
fih über alle Kirchen und Konfeljionen eritredende ftaatliche 
Hoheitsrecht vurch den VBorftand des Kultusminijteriums 


ı) Berfaflungsurkunde vom 4. September 1831: $. 56: „Nur den im 
Königreiche aufgenommenen ober fünftig, mittelft befondern Geſetzes, auf 
zunehmenden, chriftlihen Konfeflionen fteht die freie Öffentliche Religions— 
übung zu.” 

2) Geſetz v. 20. Juni 1870, 8. 1 (DDove's Zeitſchr. 9, 461). 

8) Coder ©. 327, Anm. 15. 
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zu üben babe, welcher ftetS der evangeliſchen Konfeſ— 
ſion zugetdan fein müfje!). Dieſen Grundſatz betätigt für bie 
evangelifch-lutherifche Kirche Das Staatsgejeg vom 16. April 1873 
8. 2 durch folgende Vorſchrift: „Das ſtaatliche Oberauffichtsrecht 
über die evangelifch »-Tutherifche Kirche und folglich auch über das 
evangeliſch⸗lutheriſche Tandestonfiftorium (jus circa sacra) führt 
das Minijterium des Kultus und öffentlichen Unterrichts (8. 57 
der Verfaflungsurkunde, Abi. 1)”. — „Der Vorftand biefes Mini⸗ 
jteriums ift den Ständen dafür verantwortlich, daß feine Befchlüffe 
und feine Anordnungen der Vertretungen oder Behörden Der 
evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche in Wirkſamkeit treten, welche in die 
Kompetenz der Staatsbehörden oder ber Stände eingreifen.” — 
Auch das Gele vom 23. Augujt 1876, betr. die Ausübung des 
itaatlichen Oberauffichtsrechts über die katholiſche Kirche, 8. 35, 
bejagt: „Die Staatsregierung wird in allen durch dieſes Geſetz 
berjelben zugewieſenen Berechtigungen und Obliegenheiten durch 
das Minijterium des Kultus und öffentliben Unterricht ver- 
treten ?).” Das Kultusminiftertum ift bei Ausübung biejer Be⸗ 
fugniſſe jelbftändig, d. 5. an die Genehmigung des Königs, außer 
in gewiljen Fällen, nicht gebunden. 

Der Kultusminifter gehört übrigens auch Kraft ausprüdllicher 
Vorſchrift der Verfaſſungsurkunde in 8. 41 zu den Staatsmini- 
jtern, welchen die felbjtändige Ausübung der landesherrlichen 
Kirchengewalt über die evangeliihen Glaubensgenofjen übertragen 
wird. 

4. Beſchwerden über Mißbrauch der Eirchlichen Gewalt können 
auch bis zu der oberften weltlichen Staatsbehörde gebracht werben >). 
Dieje oberfte Behörde ift das Gefammtminifterium*). Die bes 
jondern nur für die katholiſche Kirche geltenden Beftimmungen 
des Gejeße8 vom 23. Auguſt 1876 werben unten angegeben 
werden. 


1) Verfaffungsurkunde 8. 41 u. 57. Berordnung v. 7. Nov. 1831, betr. 
die Einrichtung der Miniſterialdepartements. 

2) G.⸗ u. V.⸗Bl. 341. 

2) Berfafjungsurtunde $. 58. 

*) Berfaffungsurtunde 8. 41, Abf. 2. v. Weber 1, 52 (1843). 
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II. Die einzelnen Religionsvereine. 


A. Evangeliſche Kirche. 


8. 74. 
1. Evangeliſch⸗lutheriſche Kirche, 


Für die Erblande kommen vorzugsweiſe die folgenden Staats» 
und Kirchengeſetze in Betracht: 


Verfaſſingsurkunde v. 4. Sept. 1831, $. 41. 56- 60. 

Staatsgeſetz v. 30. März 1868, betr. die Publifation ber Kirchenvor⸗ 
ftande- ımb Synodalordnung, fowie die Vertretung ber evangel.-Tutherifchen 
Kirchengemeinden. (Gefek- ‚und Berorbnungsblatt 1, 201—203. Dove, 
Zeitfhr. 9, 454-456.) 

Kirhenvorftands- und Synobalordnung v. 30. März 1868, erxlaffen 
von den in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern. (®.- u. V.Bl. 204 
bi8 219. Dove, Zeitfhr. 9, 347—359 und 450-454). Belanntmahung 
v. 30. San. 1871, die Wahlbezirke für die Landesſynode betr. (G.⸗ u. V.⸗Bl. 
4-8). 

Kirchengeſetz v. 3. Juni 1871, betr. authentiſche Erläuterung des zweiten 
Abſatzes des 8. 38 der Kirchenvorftande- und Synodalordnung v. 30. März 
1868. (G.- u. V.⸗Bl. 79. Dove, Zeitfchr. 10, 463.) 

Berordnung des Kultusminifteriums v. 27. Juli 1871, betr. die Ver- 
pilihtung ber Geiftlihen und Neligionslehrer (G.- u. B.-Bl. 179. Dove's 
Zeitichr. 10, 464— 465). 

Staatsgeſetz v. 16. April 1873 zur Publikation bed Kirchengeſetzes 
wegen Errichtung eines evangelifch-Iuiherifhen Landeskonſiſtoriums (G.⸗ u. 
V.Bl. 374—376. Dove, Zeitſchr. 12, 98 u. 99). 

Kicchengefets v. 15. April 1873, betr. die Erridtung eine ewangelifch- 
lutherifhen Landeslonfiftoriums. (®.- u. B.-Bl. 376—382. Dove's Zeitfchr- 
12, 99-104. Das Geſetz ift mit dem 15. Oftober 1874 in Wirkfamteit 
gerreten; vgl. Berorbnung v. 26. Aug. 1874.) 

Kirchengefeß v. 15. April 1873, betr. den von jeder orventlichen Landes⸗ 
ſynode zu beftellenden ftändigen Ausfhuß. (G.- u. V.⸗Bl. 382—383. Dove 
Zeitſchr. 12, 104.) 

Kirchengeſetz v. 15. April 1873, betr. eine Abänderung der Beftimmungen 
in 8. 25 ber Kirhenvorftande- und Synodalordnung über die Befetung 
geiftliher Stellen. (®.- u. B.-Bl. 383—385. Dove, Zeitichr. 12, 105—107.) 

Kirchliche Verordnung v. 15. April 1873 zur Ausführung bes Kirchen- 
geſetzes v. 15. April 1873 (®.- u. B.⸗Bl. 386). 

Berorbnung bed Kultusminifteriums v. 26. Aug. 1874, betr. den Ein⸗ 
tritt der veränderten Zuftändigleit der Behörden fir Kirchen-, Schul- und 
Stiftungsfadhen (©.- u. B.-Bl. 216—217). 
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Verordnung des evangel.⸗luther. Landeskonſiſtoriums ‘vom 22. Sumi 
1875 (erlaſſen mit Genehmigung ber in Evangelicis beauftragten Staats⸗ 
minifter), betr. das Verfahren bei Beſetzung geiftliher Stellen in ben Erb— 
landen. &.- u. B.⸗Bl. 271—276. 

Verorbnung des evangel.⸗luther. Landeskonfiſtoriums v. 30. Nov. 1575, 
clafien mit Genehmigung der in Evangelicis beauftragten Staatsminifter, 
betr. einige Veränderungen in ber kirchlichen Orbnung (namentlich 8. 22 über 
tichlihe Zucht). (G.⸗ u. VB.Bl. 399—404.) 


Bezüglich des Markgrafthums Ober-Yaufit fommt bejondere 
in Betradt: 

Uebereintunft mit den Ständen ber Oberlaufit v. 17. Nov. 1334, 8. 9. 
(Coder 356—390). 

Verordnung bed Kultusminifteriums v. 28. Mai 1868 (mit Genehmi«- 
gung bed Königs und Zuftimmung der Provinzialftände erlafjen), betr. Ein- 
führung der Kirchenvorſtands- und’Synobalordnung v. 30. März 1868 in 
der Oberlauſitz. ©.- u. V.Bl. 309— 310. 

Kirchliche Verordnung v. 26. Juni 1874, betr. bie Einführung bes 
Kirchengeſetzes v. 15. April 1873 (megen Abänderung bes 8. 25 der Kirchen⸗ 
vorftands- u. Synodalordnung v. 1565) in der Oberlaufig (G.- u. B.-BI. 
85). Diefe Einführung erfolgte mit Zuſtimmung der Provinzialftände ber 
Oberlaufig und mit einigen Einſchränkungen, welche von den in Evangelicis 
beauftragten StaatSminiftern und der Landesſynode zugeftanden find. 

Verordnung des Kultusminifterd v. 12. Sept. 1874, betr. die Konfifto- 
rial⸗Inſpektionsbefugniſſe über die enang.-lutberifchen Kirchen ber Oberlaufig 
(®.: u. B.:Bl. 299—303). 

Berorbnung der Kreishauptmannihaft zu Bauten als Konfiftorial- 
bebörde v. 10. Juli 1875, betr. das Berfahren bei Befetung geiftlicher 
Stellen in der Oberlaufit. (©.: u. V.⸗Bl. 279— 285). 


Für das Unterfonfiftorium zu Glauchau find maßgebend: 


Nee v. 4. Mai 1740. 

Rezeß v. 9. Oft. 1835. 

(Beftätigt durch Kirchengefeh v. 15. April 1873, betr. die Errichtung 
eines evangel.-Tuther. Lanbeslonfiftoriums $. 8. G.⸗ u. V.⸗Bl. 381). 


I. Nach der Volfszählung vom Dezember 1871 umfaßt die 
evangelifch »Tutheriiche Kirche des Königreichs etwa 2,490,000 
Seelen, in mehr al8 925 Pfarrgemeinden mit 1072 Prediger⸗ 
ſtellen. Die Gemeinden der Erblande waren bisher zu 37 Diö⸗ 
zejen oder Ephorien verbunden, an deren Spike ein Superintendent 
ftebt, während in ver Oberlauſitz eine ähnliche Organiſation fehlte. 
Es iſt beabfichtigt, die Ephorien mit der neuen politiichen Bezirks⸗ 
eintheilung in Webereinitimmung zu bringen. 
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Die Gemeinden der Oberlaufig mit 123 Predigerftellen, find 
mit der Kirche der Erblande in allen wichtigeren Beziehungen 
verbunden, baben aber in anderen noch ihr bejonveres Recht. 
Dafielbe gilt von den Gemeinden des Konfiftortal-Sprengels 
Glauchau, worin ſich 39 geijtliche Stellen befinden ?). 

IH. Die Verfaffung der evangelifchslutherifchen Kirche beruht, 
abgeieben von der Verfaſſungsurkunde und anderen älteren Vor⸗ 
ihriften, Hauptfächlih auf den oben angeführten Staatsgeſetzen vom 
30. März 1868 und 16. April 1373, fowie den bierburch ge- 
nehmtigten Kirchengeſetzen. Inwieweit diefe Kirchengejege in Zu⸗ 
tunft ohne Mitwirkung des Landtags geändert werben können, 
oder ein Staatsgeſetz dazu erforberlich ift, bleibt unficher, weil die 
zwei Staatögejege ſich nur an zwei Kirchengejege anlehnen, und 
über die Bedeutung ihrer Genehmigung fich nur unklar ausiprechen. 
Dies gilt namentlich vom Eingang des Staatögefeges vom 30. März 
1868, aljo lautend: „Wir Johann, von Gotte8 Gnaden König 
von Sachſen, haben die von Unferen in Evangelicis beauftragten 
Staatsminiftern vorgefchlagene Kirchenvorjtande- und Synodal⸗ 
ordnung für die evangeliich-lutheriiche Kirche des Königreichs 
Sachſen Unjeren getreuen Ständen zur Begutachtung (!) be- 
ziebentlih Senehmigung vorlegen laffen und ertheilen nunmehr 
derjelben, wie ſolche mit Rückſicht auf die ftändiihe Erklärung 
unter heutigem Tage erlafien wird, Unſere landesherrliche Ge- 
nehmigung ?).” 

Ueber die ſubſidiäre Anwendbarkeit des Römiſchen und Ka- 
noniichen Rechts in evangelifchen Kirhenfachen vgl. Weber, Syſt. 
Darit. 1, 19 u. 20. 1843 

UI. Die „in Evangelicis beauftragten Staatsminifter, nämlich 
der Borftand des Kultusminifteriums, welcher ſtets der evangeli- 
ſchen“ Konfeffton zugethan fein muß und mindeſtens zwei andere 
Mitglieder des Gejammtminijteriums evangeliicher Konfeſſion, find 
zujammen mit der Landesſynode Träger der Kirchengewalt; jie 
üben die landesherrliche Kirchengewalt (jus episcopale oder jus 
in sacra) über die evangeliich-Iutheriiche Kirche aus, und zwar 
völlig jelbftändig ohne jede Mitwirkung des Königs, 





ı, Coder 1864. ©. 538, Anm. 4. 
2) Dove, Zeitſchr. 9, 454. 
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jo lange ſich derſelbe nicht zur evangeliihen Kirche bekennt. 
Die Rechte deſſelben befchränten ſich auf die Ernennung der Mi⸗ 
nifter?). 

Unter ihnen fteht das im Jahre 1873 errichtete Landeskon⸗ 
fiftorium zu Dresden, und unter biefem wieder einige Unterfonii- 
jtorien. General-Superintenventen gibt es nicht. 

IV. A. 1. Jede Gemeinde Kat einen Kirchenvorftand, be= 
ſtehend aus dem Pfarrer als regelmäßigem Vorfigenden und 4—16 
von der Gemeinde gewählten weltlichen Mitgliedern, „Kirchenvor- 
ſteher“ genannt. Wo mehrere Geiftliche find, nehmen auch Diele 
Theil. Der Patron kann den Sitzungen beimohnen, regelmäßig 
ohne Stimmredt. Eine weitere Gemeinde : Vertretung fehlt; es 
fann aber vom Konfiftorium over den in Evangelicis beauftragten 
Staatsminiftern, wo fie es für angemeſſen halten, die Entſcheidung 
einer vollen Gemeindenerfammlung erholt werben. 

Die Beſetzung ˖der Pfarreien findet in der Weife ftatt, daß 
das Landeskonſiſtorium, beziehungsiweije der Patron dem Kirchen- 
voritand 3 Kandidaten vorichlägt, aus welchen der Kirchenvoritand 
einen wählt. Lehnt diejer alle Kandidaten ab und es erfolgt nicht 
eine gütliche Verftändigung, fo geht das Ernennungsrecht auf bie 
in Evangelicis beauftragten Staatsminifter, bei Patronatitellen 
auf das Landeskonſiſtorium über. — Die ©eiftlichen an ver evan- 
gelifchen Hoffirche werben von den in Evangelicis beauftragten 
Staatsminiftern ernannt. 

2. Eigentliche Kreisſynoden und Kreisiynodal-Vorftände gibt 
e8 nicht; an der Spike der Ephorien ſteht nur der Superintendent, 
welcher von den in Evangelicis beauftragten Staatsminijtern auf 
Borichlag des Pandeskonfiftortums ernannt wird. In der Ober: 
laufit fehlen die Superintenbenten. 


Staats⸗Verfaſſungsurkunde v. 4. Sept. 1831, 8. 57, Schlußſatz: 
„Snöbefondere wird die Ianbesherrliche Kirchengemwalt (jus episcopale) über 
die evangelifchen Glaubensgenoſſen, fo lange der König einer andern Kon- 
feffion zugethan ift, von der 8. 41 bezeichneten Diinifterialbebörbe ferner in 
ber zeitberigen Maße ausgeübt.“ (gl. auch Staatsgeſetz v. 16. April 
1873, 8. 2.) 8. 41: „Auf den Borftand des Minifterii des Kultus, welcher 
fiet8 der evangelifchen Konfeſſion zugethan fein muß, in Gemeinſchaft 
mit wenigfiens zwei andern Mitgliedern des Gefammtminifterii 
derfelben Konfeflion, geht ber bisherige Auftrag in Evangelicis über.” 
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3. Die Yandesiynode beſteht aus 73 Mitgliedern, von welchen 
10 durch die in Evangelicis beauftragten Staatsminiſter ernannt, 
61 in 27 Wahlbezirken von den Geijtlichen und Abgeorbnieten der 
Kirchenvorftände gewählt werden. Jeder Bezirk wählt 1 geijt« 
lichen und 1 weltliden Abgeorpneten und 7 Bezirke außerdem 
noch je 1 weltlicyen !). 

Jede ordentliche Landesſynode wählt vor ihrem Schluß aus 
ihrer Mitte einen aus 3 geiſtlichen und 3 weltlichen Mitgliedern 
beſtehenden jtändigen Ausjchuß, mit lediglich berathender Auf- 
gabe ?). 

B. 1. Das Landestonfijtorium zu Dresden beſteht aus einem 
rechtsgelehrten Präſidenten, einer gleichen Zahl weltlicher rechts⸗ 
gelebrter und geijtlicher Räthe und dem jevesmaligen evangelifchen 
Dberbofprediger zu Dresden, dem der Vorrang vor allen Räthen 
zulommt. — Wenn gegen Entſcheidungen des Landeskonſiſtoriums 
in reinen Verwaltungsſachen oder gegen Disziplinar-Straferfennt- 
niſſe deſſelben Rekurs verfolgt wird, jo wird das Kollegium durch 
ee Anzahl weltlicher und geiſtlicher außerorbentlicher Beiſitzer 
verſtärkt. Bei Abhaltung der Prüfungen der Kandidaten werben 
außerordentliche theologiſche Beifiger beigezogen >). 

2. Alle ordentlichen und außerordentlichen Mitglieder werden 
von den in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern frei ernannt; 
dem SKonjiftorium und dem Synodalausſchuß kommt fein Vor⸗ 
Ihlagsrecht, dem König fein Genehmigungsrecht zu. 

3. Die ordentlichen Mitglieder, jowie die bei der Kanzlei 
angejtellten Beamten haben die Rechte und Pflichten der Staats» 
biener ). „Die Mitglieder des Landeskonſiſtoriums haben vie 
übliche firchlihe Verpflichtung zu leiften ).” 

4. In allen wichtigen Angelegenheiten bat das Landeskonſiſto⸗ 
rium tollegialifch zu beratben, namentlich auch in Disziplinar- 
jachen gegen Geiftliche ©). 


1) Belauntmadhung v. 30. Ian. 1871 (G.⸗ u. V.⸗Bl. 4-8). 

2), Kirchengefe v. 15. April 1873. 

3) Kirchengefe v. 15. April 1873, $. 2. 

*) 8.8. — &8 findet auf fie das Geſetz v. 7 .März 1835, die Verhältnifie 
ber Civilſtaatsdiener betr., fowie dag Geſetz v. 24. April 1851 Anwendung. 

) 8.3. 

8.6. 
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5. Auf das Lanbeskonfiftorium jind alle Geſchäfte und Be⸗ 
fugntffe des evangelijch-Iutheriihen Kirchenregimentd übergegangen, 
welche bi8 1373 dem Kultusminijter zujtanden. 

Es Hat theils felbftändig und definitiv zu verfügen und zu 
entjcheiden, theils nur Anträge an die in Evangelicis beauf- 
tragten Minijter oder an ven Kultusminijter zu ftellen. 

„DBeichwerden über das Yanbestonfiftorium können in allen 
reinen Verwaltungsjachen und in Disziplinarfachen bei ben 
in Evangelicis beauftragten Staatsminiftern angebracht werten i.“ 
Diejelben führen auch die Aufficht über das Landeskonſiſtorium. 

6. In der Oberlaufit werden die Konjiftorials®ejchäfte von 
vem Königlichen Kreishauptmann?) und einem getitlihen „Kirchen- 
rath“ oder „Konfiftorialrath“, welchen die in Evangelicis beauf> 
tragten Staatöminijter ernennen, bejorgt. Diefelben behandeln 
alle wichtigen Sachen kollegialiſch. Die Vollziehung der Erlaife 
erfolgt unter Bezeichnung der Kreishauptmannſchaft „als Konfi- 
ftorialbehörde”. Die vorgefegten Behörden find das Landeskon⸗ 
jiftorium zu Dresden und die in Evangelicis beauftragten 
Staatsminifter 3). 

In ähnlicher Unterordnung verwaltet ein Unterfonfiftorium 
zu Glauchau die Firchlichen Angelegenbeiten in ven Schönburgifchen 
Rezeßherrſchaften. 

V. Die Errichtung neuer Kirchenbezirke, die Veränderung der 
beſtehenden, die Errichtung neuer geiſtlicher Stellen, die Einziehung 
ſchon beſtehender, die Verminderung oder Einziehung ihrer Dota⸗ 
tion und ihres Einkommens erfordert Begutachtung des Landes⸗ 
fonfiftoriums und unter gewillen Vorausſetzungen Genehmigung 
ber in Evangelicis beauftragten Staatsminifter *). Es ijt aber 
auch wohl noch wie früher Genehmigung des Aultusminifters als 
jtantlicher Aufſichtsbehörde erforderlich 9. Bei Veränderungen der 
Grenzen des PBarochialbeziris ift der Kirchenvorftand, damit er 
bie Intereſſen der betbeiligten Gemeinden wahren könne, zu 





— 


1) 8. 7. 

2) Das ganze Königreich iſt in 4 Kreishauptmannſchaften getheilt. 

3) Kirchengeſetz v. 15. April 1873, 8. 8. Verordnung bes Kultus⸗ 
minifterium® v. 12. Sept. 1874. 

*) Kirchengeſetz v. 15. April 1873, 8. 5, Nr. 19 und 8.7 c. 

°) Verfügung dv. 20. Juni 1835, Lit. e. g. i. (Cober 5. 431, Anm.). 
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hören. Bon der Nothwendigfeit einer Zuftimmung ift nirgends 
De Rede 2). 

VI. 1. Rirchengefege werben von den in Evangelicis beauf- 
tragten Staatsminiſtern nach Begutachtung durch das Landeskon⸗ 
iiftorium ®) und Zuftimmung der Synode erlajfen*), und im jtaat- 
(ihen Geſetz⸗ und Verordnungsblatt verfündigt. 

Der firchengefetlichen Regelung unterliegen: 

a) Beitimmungen, welche die Kirhenverfaflung betreffen, over 

b) die Abänderung allgemeiner kirchlicher Einrichtungen be— 
zweden, ober 

ce) den Kultus angehen. 

2. Kirchliche Verordnungen erlafjen die in Evangelicis be- 
auftragten Staatsminiſter felbjtändig, werden jedoch alle wichtigeren, 
das Intereife der Landeskirche berührenden Fragen der Synode 
„zur Erklärung” vorlegen. — Namentlich befchließen fie über Auf- 
bebung oder Verlegung von Feittagen, jo wie über die Anordnung 
außerorbentlicher Buß⸗ over Fefttage in allen evangelifchen Kirchen, 
über Veränderung von Stiftungen, Anordnung allgemeiner Kol- 
letten 5). 

3. Auf Bortrag des Landeskonſiſtoriums können fie auch Abs 
weichungen von Kirchengeſetzen geftatten ®). 

4. Rolalftatuten find in mehreren Beziehungen zuläſſig. In⸗ 
joweit allgemeine Kirchengejege oder Verorpnungen Etwas von der 
Zujtimmung der einzelnen Gemeinden abhängig machen oder ben» 
ielben die Wahl frei laſſen, iſt ver Kirchenvorſtand zu befragen 
und bat fich für die Gemeinde zu erflären, 3. 3. bei Einführung 
eines neuen im Lande genehmigten Gejangbuches, Katechismus und 
dergleichen 7). 


) 8-B.- 0. S. O. v. 30. März 1868, 8. 24. 

2) Weber, Sächſ. K.-R. 2, 497 u. 498, Anm. 5 (1845) Hält wenigſtens 
Scabloshaltung für rechtlich geboten. 

3) Sirchengefe v. 15. April 1873, 8. 5—7. 

)8B.- u. S.⸗O. v. 380. März 1868, $. 40. 

s) Kirchengefe v. 15. April 1873, $. 7, Ziffer b. d—g. 

° 8. 7, Ziffer c. 

1) 8.-B- u. S.O. v. 30. März 1568, $. 24. 
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8. 75. 
2. Reformirte Gemeinden. 


Die Reformirten zählen im Ganzen etwa 5000 Seelen, 
welche zu zwei Kirchengemeinden in Dresden und Leipzig verbunden 
find, und zujammen 4 Prediger haben. Die Berfafjung der Ge- 
meinden und ihre Unterorbnung unter das Kultusminiiterium 
richtet fi nach folgenden Vorichriften: 

Mandat v. 18. März 1811 betr. die Gleichftellung der reformirten Re- 
ligionswerwandten (Coder 1864. 220); unterm 9. April 1811 aud in ber 
Dberlaufit verfündigt. 

Regulativ v. 7. Auguft 1818 über die kirchlichen Rechtsverhältniſſe ber 
evangelifch-reformirten Blaubendgenofien (G.-5. 57. Coder 1864. 248 bie 
251); in der Oberlaufig verlündigt durch Verordnung v. 22. Aug. 1821 
(G.S. 92). 

Geſetz v. 1. Dez. 1837, betr. die Errichtung einer Prediger - Wittwen- 
und Waifentafle 8. 3 (®.- u. B.⸗Bl. 155. Kober 1864. S. 538, Anm. 1). 

Berorbnung des Kultusminiſteriums v. 11. Oft. 1841, betr. bie Eibes- 
formel für die Berpflihtung ber reformirten Weiftlihen (Coder 1564. &. 249. 
Anm. 8). 

Dekret des Kultus-Diiuifteriums (mit Königl.| Genehmigung erlaffen) v. 
29. März 1570, betr.b die Berfaflung der evang.-reformirten Gemeinden im 
Königreih Sachſen. (Dove's Zeitichr. 9, 456460.) 

Dekret des Kultug-Minifteriums v. 6. Juni 1876, mit Königl. Geneh- 
migung erlaffen (®.- u. V.⸗Bl. 267); ändert ben $. 3a. bed Dekrets vom 
29. Mär; 1870. 


B. Katholiſche Kirde. 
8. 76. 


Königlihe® Mandat v. 19. Febr. 1827, betr. die Ausübung ber fatho- 
liſch⸗ geiſtlichen Gerichtsbarkeit in den Sächſiſchen Kreislanden (aljo mit Aus- 
nahme der Oberlaufig!) und die Grunbfäge der Regulirung ber gegenfeitigen 
Verhältniſſe der katholiſchen und evangelifhen Glaubensgenofien. (oder 
1865. ©. 281—287). 

Berorbnung des Kultusminifterd v. 14. Sept. 1874, betr. die, Competenz⸗ 
verhältnifie in Bezug auf die katholiihen Kirchen und Stiftungen im ber 
Ober lauſitz (G.⸗ u. V.⸗Bl. 303—305). 

Geſetz vom 23. Aug. 1876, betr. die Ausübung des ſtaatlichen Oberauf⸗ 
ſichtsrechis über die katholiſche Kirche im Königreich Sachſen betr. (G.⸗ u. 
B.⸗Bl. 335—341). Im 8. 37 beſtimmt daſſelbe: „Wegen Anwendung dieſes 
Geſetzes auf die Oberlaufig, inſoweit dabei deren verfaſſungsmäßige Verhält⸗ 
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niſſe in Frage kommen, wird nach Einvernehmen und ſoweit nöthig, er⸗ 
langtem Einverſtändniſſe der Oberlauſitzer Provinzialſtände beſondere Beſtim⸗ 
mung ergeben.“ 


Weber 1, 40-60 (1843). Bgl. oben S. 858. 

D. Mejer, Propaganda 2, 327—333 u. 505—506. 1553 (wo aud 
geſchichtliche Nachrichten). 

Neher, kirhlihe Geographie u. Statiftit 2, 377. 


1. Die katholifche Kirche zählte im Jahre 1871 53,642 Seclen, 
in 27 Pfarreien). Sie bejteht aus zwei jelbftändigen Kirchen» 
bezirten: dem Bezirk des upoftolifchen Vikars für die ſächſiſchen 
Erblande (der vier Kreife) und dem Bezirk des Dekans des Dom- 
jtfts zu Budiſſin (Bauten), welche beiden Würden freilich feit 
langer Zeit in Einer Perjon vereinigt zu jein pflegen. 

Der apojtolijche Vikar führt die firchlihe Verwaltung in den 
Erblanden unter Mitwirkung des ihm untergeorpneten „fatholiichen 
Konfiftoriums” zu ‘Dresden, welches aus einem geijtlichen Präfes, 
2 geiftlichen und 2 weltlichen rechtögelehrten Konjijtorialräthen be» 
ſteht). Ein „Bilariatsgericht”, beftehend aus dem apoſtoliſchen 
Bilar als Vorſitzenden, 2 geiltlichen Bilariatsräthen und 3 welt» 
lichen Räthen, nämlich 1 aus der Yandesregierung und 2 aus dem 
Therappellationsgericht, bildet bie oberfte richterlihe Inſtanz ?). 
Die Räthe des Vilariatägerichts, mit Ausnahme der aus dem 
Oberappellationsgericht zu Deputirenden, besgleichen Die Mitglieder 
des Fatholifch = geiftlihen Konfiftoriums werden auf Vorjchlag des 
apojtoliihen Vikars und auf Vortrag. der Staatsregierung vom 
Könige beftätigt. Alle müſſen den Verfaſſungseid leilten *). 

In der Oberlaufiß ift die oberite Kirchenbehörde das „Dom= 
ſtiftliche Konfijtorium” zu Budiſſin, beftehend aus dem Dechanten 
des Domitifts St. Petri als Präfes, 3 geiltlichen Mitgliedern 
und 1 Syndifus). Diejes ‘Domitift überbauerte die Reformation, 


1) Eoder_1865, ©. 695—702. Neber, kirchl. Geogr. u. Stat. 1865. 
2, 378. 

2) Mandat v. 19. Febr. 1827, 8. 1. 4. 7. 

2) Mandat v. 19. Febr. 1827, 8. 14. 

*) Geſetz v. 23. Aug. 1876, $. 17. 

8) Gober 1865, S. 282, Anm. 

Thudichum, Kirchenrecht. 24 
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bat aber einen proteftantifchen Propft und theilt auch ven Gebraud 
der Domlirche mit den Proteitanten !). 

In der Oberlaufig dauern auch von Alters her zwei Klöſter 
fort. 
Die katholiſchen Bewohner der Oberlaufig find theilweiſe 
Wendticher Nationalität und es dürfen daher auch Theologen, 
weldhe auf dem Wendiſchen Seminar zu Prag gebildet worden 
find, zu einem geiftlichen Amt berufen werden ?). 

2. Die päpftlihen Konftitutionen von 1870 über die Unfehl⸗ 
barkeit des Papftes dürfen im Königreich weder in Kirche noch 
Schule gelehrt und zur Geltung gebracht werden. Im Februar 
1873 richtete in der zweiten Kdmmer der Abgeorbnete Ludwig 
folgende Interpellation an die Regierung: 1. Hat die Regierung 
ihre Genehmigung zur amtlichen und formellen Bromulgation des 
Unfehlbarteitspogma’s verweigert? 2. Was gebenft bie 
Regierung zu thun, um bie dem Rultusminiftertum unterjtehenden 
katholiſchen Schulen vor dem Einfluffe infallibiliftiicher Priefter, 
denen die Beauffichtigung und ver Religionsunterricht in jolchen 
Schulen zugewiefen ift, zu fügen? 3. Wie gedenkt die Regie⸗ 
rung diejenigen fatbolifchen Eltern zu unterftüken, welche ihre 
Kinder in katholiſche Schulen ſchicken müſſen und wollen, fie aber 
doch vor der Linfehlbarfeitslehre bewahrt wiffen wollen?‘ Am 
26. Februar ertbeilte der Kultusminiſter v. Gerber darauf fol- 
gende Auskunft: 1. Die Regierung bat es feiner Zeit abgelehnt, 
auf die Ertheilung des Königlichen Plazet bezüglich der amtlichen 
Promulgation des Unfehlbarkeitsdogma's anzutragen, und in Folge 
deſſen ift dieſe Publikation unterblieden. 2. Die Regierung 
würde nicht dulden, daß bei Beauffichtigung und Ertbeilung des 
Religionsunterrichts in den katholiſchen Schulen ein aus jener 
Glaubenslehre abgeleiteter, dem öffentlichen Rechte unſeres Landes 
widerſtrebender Einfluß ausgeübt werde. 3. Bei der großen Ver⸗ 
ſchiedenheit der Umſtände läßt ſich ein allgemeines Prinzip nicht 
aufſtellen, jedoch wird die Regierung vorkommenden Falles alle 
zuläſſigen Mittel anwenden, um die Gewiſſensfreiheit der Eltern 
ſicher zu ſtellen. 








2) Neher 2, 378. 
2) Geſetz v. 23. Aug. 1876, 8. 21. 
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Wenige Tage nachher, am 10. März 1873, kam der apofto- 
liſche Vikar, Biſchof Forwerk, bei der Negierung um förmliche 
Ertbeilung des Plazet für die Publikation der Batilanifchen Kon- 
ftitutionen ein, erhielt aber einen abjchlägigen Beſcheid, wovon zus 
nächſt Öffentlich Nichts bekannt wurde. Einige Zeit nachher brachte 
das „Katholiiche Kirchenblatt”, eine Zeitung, welche ber apofto- 
liſche Vikar zwar nicht felbit herausgab, aber in umfaſſender Weile 
zur Mittheilung amtlicher Erlafje an Klerus und Gemeinden be» 
nußte, Ausführungen, daß das Unfehlbarleitspogma im Königreich 
„birtenamtlich” verfündigt fei, indem nämlich der apoftolifche Vilar 
einen Hirtenbrief der zu Fulda verfammelten Biſchöfe, worin das 
Unfehlbarkeitsdogma als verbindlich bezeichnet werde, von allen 
tatholifchen Kanzeln Sachjens habe verlefen laffen. Dies gab zu 
einer neuen Imterpellation in der zweiten Sammer Anlaß, auf 
welche der Kultusminijter am 5. November 1873 mittheilte, daß 
das Plazet ausprüdlich verweigert worden jet, und daß die Negie- 
rung in der Verkündigung des Fuldaer Hirtenbriefs feine amtliche 
Publikation erbliden könne, da der Hirtenbrief den Wortlaut der 
Konftitutionen nicht mit enthalte und ferner von einer Verſamm⸗ 
lung berrübre, die in Sachjen mit feiner amtlichen Autorität be⸗ 
Heivet jei. Allein die zweite Kammer glaubte fih damit nicht zu- 
frieden geben zu dürfen, namentlich ſeitdem befannt wurde, daß 
der frühere KRultusminifter v. Falkenſtein die Genehmigung zur 
Berlefung jenes Fuldaer Hirtenbriefs ertheilt hatte. Am 5. Der 
zember 1873 beichloß die zweite Kammer des Landtags mit 70 
gegen 3 Stimmen an die Staatsregierung das Erſuchen zu richten, 
„in geeigneter Weife alsbald öffentlich zu beurkunden, baß eine 
Berfündigung des Unfehlbarfeitspogmas durch die Verlefung des 
Hirtenbriefes von den Kanzeln nicht ftattgefunden habe und nicht 
Babe ftattfinden können.” Die erite Kammer lehnte am 9. Februar 
1874 den Beitritt zu diefem Beichluß ab, nachdem der apoftoliiche 
Bilar, Biſchof Forwerk, welcher zu den Mitgliedern der Kammer 
gehört, in der Situng erklärt hatte, daß das Unfehlbarkeitspogma 
„weder amtlich noch - Hirtenamtlich in Sachſen verkündigt worben 
fei”, — daß e8 einer ſolchen Verkündigung zu feiner Gültigkeit 
auh für Sachſen gar nicht bebürfe (I1!), eine Erklärung, gegen 
welche der Kultusminifter von Gerber, mit aber die Kammer, 


Verwahrung einlegte. 
24° 
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3. Kirchliche Streitigkeiten in allen äußern Angelegenheiten 
der katholiſchen Kirche ſind von den deshalb im Lande beſtehenden 
Behörden und nach den Landesgeſetzen, ſoweit dieſe darauf An⸗ 
wendung finden, zur Erledigung zu bringen, und dürfen unter 
keinerlei Vorwande, auch nicht im Inſtanzenzuge, außerhalb des 
Landes und vor auswärtigen Richtern verhandelt werben !). 

Zur BVollftredung von Disziplinarerfenntniffen ausländijcher 
Kirchenobern dürfen die Staatsbehörden nicht mitwirken ?). 

4. Schon das Königlihde Mandat vom 19. Februar 1827, 
8. 3, forberte für alle kirchlichen Erlaffe Königliches Plazet ?). 
Das Gefeß vom 23. Auguft 1876 giebt hierüber folgende neue 
Beltimmungen: 8. 1: Verordnungen der katholiſch-geiſtlichen Be⸗ 
hörden dürfen nichts enthalten, was den Geſetzen des Staates 
oder den auf Grund derſelben von den zuſtändigen Behörden er- 
laffenen Anordnungen widerſpricht. $. 2: Verordnungen allges 
meinen Inhalts, welche ausſchließlich und allein dem Gebiete ber 
inneren Hirchlichen Angelegenbeiten angehören, find vor der Ber- 
fündigung der Staatsregierung (dem Kultusminiſterium) vorzu⸗ 
legen. — Als Verordnungen allgemeinen Inhalts im Sinne dieſes 
Geſetzes find diejenigen anzujehen, welche die Geijtlichleit oder vie 
Didzefanen im Bezirke der verordnenden Behörde insgefammt an- 
geben. 8. 3: Verordnungen allgemeinen Inhalts, welche gunz 
oder theilweiſe, jet es auch nur mittelbar, in jtaatliche oder bürger- 
lihe Verbältniffe eingreifen, bebürfen zu ihrer Verkündung ber 
Iandesberrlichen Genehmigung und find daher dent Könige vorzu- 
legen. — Die Borlegung erfolgt dur das Minifterium des 
Kultus und öffentlichen Unterrichts, welches in der hierauf zu er- 
laffenden Verfügung ausprüdlic zu bemerken bat, daß das Plazet 
ertheilt worden ſei. — Die Genehmigung wird ertheilt werben, 
wenn fie vom ftaatlichen Gefichtspunfte unbevenklih iſt. — Die 
Genehmigung ijt in der Verordnung zu befunden. — Die Gene) 
migung gilt fo lange, als fie nicht durch neue Anordnungen außer 
Kraft gelegt wird. — Verordnungen im Sinne bed Abfak 1, 
welche ohne Iandesherrliche Genehmigung verkündet oder angemendet 


1) Geſetz v. 23. Aug. 1876, 8. 16. 


2) 8. 11. 
2) Coder 1864. S. 281. 
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werden, find rechtlich unwirkſam. 8. 4: Erlaſſe des römiſchen 
Stuhls jeder Art dürfen im Königreiche nur von den inländiſchen 
katholiſch⸗geiſtlichen Behörden und nur nad Maßgabe der Beſtim⸗ 
mungen in 88. 1, 2 und 3 verkündet unb angewendet werben. 
8. 5: Ueber Zweifel bei Anwendung der 88. 1—4 entjcheibet bie 
Staatsregierung (d. h. laut $. 35 das Kultusminifterium). 

Der 8. 29 feßt hinzu: „Neue geiftliche Einrichtungen jeder 
Art, welche in irgend einer Hinficht die jtaatlichen oder bürger- 
lichen Verhältniſſe berühren, dürfen nur mit Genehmigung ver 
Staatsregierung ausgeführt werden. — Die Genehmigung barf 
nur aus ftaatlihen Gründen verjagt werben.” 

Die Errichtung neuer Gemeinden und geiftlicher Aemter 
konnte ſchon nach früherem Recht nur mit Genehmigung bes 
Rultusminifteriums erfolgen !). 

5. In Ergänzung des Art. 58 der Berfaffungsurkunde 
(vgl. oben S. 360) beſtimmt das Geſetz v. 23. Auguft 1876, 
8. 9: „Gegen Berlegimg eines Staatsgejeges durch Mißbrauch 
der kirchlichen Straf» und Zuchtgewalt bat die Staatsregierung 
von Amtswegen vorzufchreiten. — Auch im Falle erbobener Be⸗ 
ſchwerden bat fich die Staatsregierung auf Prüfung und Entjchei- 
dung vom Standpunkte des Staatögefeges zu beſchränken. — Die 
Staatsregierung darf proviſoriſche Verfügungen treffen, wenn ber 
Mißbrauch der kirchlichen Straf- und Zuchtgewalt ein Civil» ober 
Strafverfahren begründet.“ 

6. In der Oberlaufig bejtehen von Alters ber zwei Frauen» 
Höfter des CiſterzienſerOrdens, St. Marienjtern und St. Marien» 
tbal. Die Berfaffungsurfunde vom 4. September 1831, 8. 96, 
verfügt: „ES dürfen weder neue Klöjter errichtet, noch Jeſuiten 
oder irgend ein anderer geiftlicher Orden jemals im Lande aufge- 
nommen werben.” — Das Geje vom 23. Augujt 1876 vervoll- 
jtändigt dieſes Verbot, lodert e8 aber zugleich durch folgende Vor⸗ 
ichriften: 8. 30: Mitgliever von Orden oder orbensähnlichen Kon⸗ 
gregationen bürfen auch als Einzelne ihre Ordensthätigkeit inner- 
halb des Königreichs nicht ausüben. — Nur reichsangehörige 
Mitglieder folder Frauen-Ktongregationen, welche innerhalb bes 
deutſchen Neiches ihre Niederlaffung haben und fich ausſchließlich 


iV v. Weber 1, 47 (1843). 


374 Sachen. Deutſch⸗Katholiſche Kirche. 


der Kranken⸗ und Kinderpflege widmen, dürfen auch ferner ale 
Einzelne mit Genehmigung und unter Aufficht der Staatsregie- 
rung ihre Orbenstbhätigleit im Lande ausüben. ‘Die Genehmigung 
ift jederzeit wiverruflih. 8. 31: Geiftliche Brüderfchaften, welche 
mit Orden oder orvensähnlichen Kongregationen in Verbindung 
fteben, dürfen nicht errichtet werben. 

7. Um die Befolgung des Geſetzes vom 23. Auguft 1876 
über die Ausübung des ftaatlichen Oberauffichtsrechts über bie 
katholiſche Kirche zu fichern, ift die Staatsregierung ermächtigt, 
wegen Handlungen oder Unterlafjungen, welde vielem Geſetz zu⸗ 
wider find, oder den auf Grund defjelben von den zuftändigen 
Behörden erlafienen Anordnungen entgegenlaufen, ©elpftrafen ale 
Ordnungsſtrafen zu verhängen. ‘Die Höhe verjelben kann und fol 
den Bermögensverhältniffen der ungehorſamen Kirchenoberen oder 
Geiſtlichen angemeſſen fein. — Außerdem kann die Staatsregierung 
andere gejelich zuläſſige Zwangsmittel in Anwendung bringen !). 


C. Deutſch⸗Katholiſche Kirche. 


8. 77. 


Durch das Staatägejeh vom 2. November 18482) wurden 
die Deutich- Katholifhen Glaubensgenoffen, welche ſich zu ben 
Glaubensjägen ber auf Oftern 1845 zu Leipzig gehaltenen Kirchen: 
verſammlung befennen, als chrijtliche Kirchengejellichaft aufgenom- 
men, und ihren Kirchengemeinden „torporative Rechte” beigelegt. 
Ihre Rechtsverhältniſſe ſind im Allgemeinen durch das Gefeg vom 
2. November 1848 beftimmt, im Uebrigen die Einrichtung ber 
Gemeinde: und Kirchenbebörven ven Beichlüffen einer Kirchenver- 
fammlung vorbehalten, welche der Königlichen Genehmigung zu 
unterbreiten find. Alle allgemeinen Anordnungen der jo geichaf- 
fenen Behörde unterliegen dem Königlichen Plazet, welches zu jeder 
Zeit zurückgenommen werden kann ()). 

Das von der Kirchenverfjammlung am 8. Auguft 1858 be- 


1) Geſetz v. 23. Aug. 1876, 8. 34. 
2) &.- u. B.-Bl. 204. Eoder 681—685. Die Glaubensartifel v. 1845 
find dem Geſetz beigefügt. 
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ſchloſſene Statut wurde unterm 19. Februar 1859 vom König 
beftätigt 1). 

Im Jahre 1865 zählte die SKirchengefellichaft 1722 Seelen 
in 4 Pfarrgemeinden, unter einem Königlichen „Landeskirchenvor⸗ 
ſtand“ zu Dresden 


II. Verleihung von Korporationsrechten an neue 
Religionsvereine und Zulaſſung von Bereinen ohne 
Korporationsrecte. 


8. 78. 


Die Ertheilung von Korporationsrechten an Religionsvereine 
erfordert ein Gejek (vgl. oben ©. 359). 

Vereine ohne Korporationsrechte können fich nach dem Geſetz 
vom 20. Juni 18709 unter folgenden VBorausfegungen und mit 
folgenden Rechten bilden: $. 21: „Wollen Vereine oder Genoffen- 
haften einen befonveren religiöfen Kultus üben, jo bebürfen fie 
hierzu der ftaatlichen Genehmigung, welche durch die Beſtätigung 
ihrer Statuten Seiten des Minifteriums des Kultus und öffent- 
lichen Unterrichts ertheilt wird.“ 

„Die Senehmigung wird ertbeilt, wenn bie in ben Sta⸗ 
tuten feftzuftellenven Neligionsgrundjäge und Normen für die Ne- 
ligionsübung mit der Ehrfurcht gegen Gott, dem Gehorfam gegen 
die Gefege und der allgemeinen Sittlichleit vereinbar find und 
nicht in der geringen Zahl ver Theilnehmer ober in deren Perjön- 
Iichleiten Grund zu Zweifeln über ven zwedentiprechenven Fortbe- 
ftand Liegt.“ 

„Durch die Beſtätigung derjelben erlangt die Religionsgejell- 
ſchaft das Recht, unter Oberaufficht des Staates gottesdienſtliche 
Zuſammenkünfte in dazu beftimmten Räumlichkeiten zu veranftalten 
und jowohl bier als in Privatwohnungen ver Mlitgliever die ihren 
Religionsgrundfäten entiprechenden Gebräuche auszuüben, auch 
eigene Prediger und Religionslehrer anzunehmen.“ 


') Abgebrudt im Coder ©. 685—690. 
2) Dove, Zeitihr. 9, 465. 
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Viertes Kapitel. 
Königreich Württemberg. 
I. Allgemeine ftaatsgejeglihe Beftimmungen. 


8. 79. 


Berfafiungsurkunde v. 25. Sept. 1819, Art. 47, Abf. 2; 56; 59; 60; 
70; 84; 138. 

Geſetz v. 29. Sept. 1836, betr. die Volksſchulen Art. 72. 76. 78 (Reg.- 
Bl. 526.) 


Reyſcher, A. 2, Sammlung der Württembergifhen Geſetze, Bd. 8. 
9. 10 u. 15 (1834— 1836 u. 1847), bearbeitet von Cifenlohr, Lang und 
Mayer. 

Mohl, R. v., Staatsrecht bed Königreichs Württemberg 2, 3I—35 u. 
438. 518. 1840. 

Stängel, €., die kirchenſtaatsrechtlichen Verhältniſſe der kathol. und 
protefl. Ortögemeinden. 1863. 
Stälin, Paul F., das Rechtsverhältniß der religiöfen Gemeinſchaften 
und ber fremden Neligionsverwandten in Württemberg nach feiner gefchicht- 
lihen Entwidelung (in den Württembergiihen Jahrbüchern für Statiftik u. 
Landeskunde. Jahrgang 1868, erfchienen 1870. S. 151—312 mit Inbalte« 
überfiht auf S. 312. Ein Auszug deſſelben ſteht in Dove's Zeitſchr. 11, 
420—459). 

Sarwey, zur Frage liber die Vertretung der Kirchengemeinden (im 
Württembergifhen Archiv von v. Kübel u. Sarwey 14, 412—435. 1R71'. 

Bericht der ſtaatsrechtlichen Kommiffion der Kammer der Abgeordneten 
v. 3. Juni 1874, u. zwar Bericht ber Minorität, erftattet vom Abg. Hölber: 
I. Beilagenband, 4. Abth. S. 2281— 2315; Bericht der Majorität, erftattet 
vom Abg. v. Gemmingen. S. 2315— 2323. 

Verhandlungen der Kammer ber Abgeorbneten v. 11—12. Juni 1874, 
Protololle Bd. 10, S. 5685—5737. 


1. Die Verfaffungsurfunde vom 25. September 1819, 8. 70, 
beftimmt: „Jeder der drei im Königreich beſtehenden chriftlichen 
Konfeffionen wird freie öffentliche Neligionsübung und ber volle 
Genuß ihrer Kirchen», Schul- und Armenfonds zugefichert“ ; for 
dann in 8. 71: „Die Anordnungen in Betreff der inneren kirch⸗ 
lihen Angelegenheiten bleiben der verfaffungsmäßigen Autonomie 
einer jeden Kirche überlaffen.” 
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a) Unter dem Ausdruck Kirche“ verfteht vie Verfaſſungs⸗ 
urkunde die enangelifch-lutherifche, reformirte und katholifche Kirche, 
wie fie feit 1803 durch Staatsgefege neu geichaffen worden waren 
und mit derjenigen Organifation, die in ihren Grundzügen durch 
die Verfaſſungsurkunde jelbjt (in den Artikeln 72—83) und durch 
die hiermit nicht in Widerfpruch ftehenden damals geltenden, durch 
die Verfaſſungsurkunde nirgends aufgebobenen Staatsgefege, vor- 
gefchrieben war. — Wer die inneren Angelegenheiten in der katho⸗ 
liſchen Kirche zu „leiten“ Habe, ift in Art. 73 mit ausprüdlichen 
Worten angegeben, nämlich Biſchof und Domkapitel als die zu. 
ftändigen Behörden bezeichnet, jedoch unter der in Artikel 72 für 
alle Kirchen vorbehaltenen Kontrole (Plazet) des Königs. Für 
die evangelifch-lutheriiche ift e8 laut Artikel 75 und 76 der evan⸗ 
geliſche König mit Konfiftortum und Synodus, nach näherer Maß» 
gabe der im Jahre 1819 in Geltung ſtehenden Geſetze. Die 
Frage, ob und in welchem Umfang die evangelifchen Gemeinden 
oder der evangeliiche Pfarrklerus bei Anordnungen in inneren 
Rirhenangelegenheiten mitzuwirken hätten, war ebenfalls nach ben 
damals in Geltung ſtehenden ®ejegen zu beurtheilen. Ein neues 
Recht follte der Artikel 71 den Gemeinden und der Pfarrgeiftlich“ 
fett nicht beilegen; und es ift volllommen ohne Grund, wenn 
Jahrzehnde nachher die Behauptung aufgeftellt werden wollte, bie 
in Artikel 71 der evangelifchen Kirche. gewährleijtete „Autonomie“ 
ſei unerfüllt, folange die Gemeinden und Pfarrer nicht in einer 
Synode eine Vertretung hätten, und der Artikel 71 fichere aljo 
ſtilljchweigend eine ſolche Synode zu?). 

b) Was unter inneren Kirchenangelegenbeiten zu verjtehen 
jei, gibt die Verfaffungsurkunde nirgends näher an, außer daß fie 
in Artitel 24 und 27 Gewiffensfreiheit gewährleiftet. Einen 
wichtigen Wint enthält aber der Artikel 79, welcher die vom 
König durch den fatholifchen Kirchenrath auszuübenden Rechte über 
die katholiſche Kirche als „in der Staatsgewalt begriffene” Rechte 
degeichnet, und folglich nicht zu den innern Kirchenangelegenbeiten 
rechnet. Die Amtsbefugniffe des katholifchen Kirchenrathes waren 
aber im Jahre 1819 die auogedehnteſten, und blieben e8 mehr als 
4) Jahre hindurch bis zum Konkordat und zur neuen Regelung 


i) von Gemmingen, Bericht 2315. 2317. Verhandl. 10, 5635. 
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im Jahre 1862. Alles, was Regierung und Landtag bei der 
katholiſchen Kirche nicht als innere Kirchenangelegenbeit anjaben, 
haben fie Zonfequenterweife auch bei den andern Kirchen nicht als 
innere Angelegenheit anjehen können. 

Die Berfaffungsurfunde ruht, wie alle Verfafjungen jener 
Zeit, auf dem Grundgebanten, dag Staat und Kirche innig mit 
einander verwachſen feien. Nur den drei chriftlichen Glaubens⸗ 
befenntniffen gewährte fie den vollen Genuß der ftaatsbürgerlichen 
Rechte (Art. 27 und 135), beftimmte, daß der König fich zu einer der 
chriſtlichen Kirchen bekennen müfje (Art. 6), ficherte der evangelifchen 
und katholiſchen Kirche eine befondere Vertretung in der Kammer 
der Abgeoroneten zu (Art. 133), und ftellte die Geiftlichen ver 
drei Kirchen in Bezug auf Dienftentlaffjung den Staatsdienern 
gleich, jo daß fie nur auf Antrag des vorgeletten Kollegiums (des 
evangeliſchen SKonfiftoriums, bez. des katholiſchen Kirchenrathes) 
und des Geheimenrathes vom König follen entlaffen werden können 
(Art.47 u. 80). Den Kirchen waren außerdem wichtige Befugniffe in 
Beziehung auf Schulweien, Armenpflege, Führung der Eivilftande- 
regifter, Mitwirkung bei der EhegerichtSbarfeit u. dergl. eingeräumt, 
wodurch jebe Aenderumg der kirchlichen Verfaffung jofort die ftaats 
liche Ordnung in Mitleivenfhaft zog, ganz abgefehen von der Rück⸗ 
wirkung auf die Leiftungspflichten von Staat und Gemeinden zu firch- 
lichen Sweden. Dieſe Thatſachen lehren, daß es den Anjchauungen 
der Gründer der Staatsverfafjung ferne liegen mußte, die Nege- 
Yung der Kirchenverfaffung als eine „innere“ Kirchenangelegenbeit 
zu betrachten; dies geihah im Jahr 1819 überhaupt in Deutjch- 
land nirgends!) und ift binjichtlich der evangelifchen Kirche auch 
ihon früher gänzlich unüblich geweſen. Erſt jeit 1840 und 
namentlich ſeit 1848 bat Die entgegengefette Theorie allmählich 
Boden gewonnen und ift namentlich von katholiſcher Seite mit 
Erfolg verfochten worden. 

Hiernach bleibt als Rejultat unferer Unterjuhung, daß im 
Sinne der Berfaffungsurfunde unter „inneren“ Kirchenangelegen- 
beiten vie Anorpnungen über Lehre und Gottesdienit- 
ordnung und die Handhabung diefer Anordnungen zu verſtehen 
find ?), und daß dieje Anoronungen auszugeben haben von ben 
- 4) Ueber Baiern vgl. oben S. 311 u. 322— 324. 

2) Bol. Hölder, Beriht S. 2300 - 2311. 
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Behörden und in den Formen, welche bie Verfaffungsurkunde und 
bie verfafiungsmäßigen Geſetze hierzu berufen. 

Denn man die Ausprüde „verfaffungsmäßige Autonomte 
jeder Kirche“ dahin ausgelegt bat, daß unter „verfaffungsmäßig“ 
die „Kirchenverfaffung” verftanden jet und nicht die Staatsverfaf- 
fung, fo ift dabei überſehen, daß dieſe Kirchenverfaffung in allen 
weſentlichen Punkten „ſtaatsverfaſſungsmäßig“ feitfteht, ein folcher 
Gegenſatz aljo geradezu unmöglich ift. 

Hiermit ftimmt denn eine vierzigjährige Praxis nicht bloß 
ber Regierung, jondern auch des Landtags überein. Das Staats» 
gefeg vom 28. Juni 1821 über die Verbältniffe der Civilftaats- 
biener, 8. 1, erllärte vie Regelung der Rechtsverhältniſſe ber 
evangeliichen und katholiſchen Geiftlichen in Bezug auf Penjiont- 
rung und Orbnungsftrafen für einen Gegenftand Iandesherrlicher 
Verordnung, das Verwaltungsedikt vom 1. März 1822 regelte 
die Zuſammenſetzung und die Nechte der Stiftungsrätbe, Kirchen- 
fonvente, gemeinfchaftlichen Dberämter, das Geſetz vom 25. April 
1828 gab den Israeliten eine vollftändige Kirchenverfaffung, ver 
Autonomie derjelben nur das Gebiet des Glaubens überlafjend; 
landesherrliche Verordnungen von 1828, 1830 u. ſ. w. ftellten 
die katholiſche Kirchenverfaſſung noch genauer, als e8 vor 1819 
geiheben war, feit; und ebenjo that das Geſetz vom 30. Januar 
1862, welches die Autonomie der katholiſchen Landeskirche in Hin- 
fiht auf ihre Verfaffung entjchieden verneinte, und das gerabe auf 
diefe angebliche Autonomie gebaut geweſene Konkordat in allen 
Punkten außer Kraft feste. Wie die gefegebenden Faktoren früher 
die Berfaffungsurfunde verftanden haben, kann aljo nicht im 
Zweifel gezogen werben. 

2. Das oberfte Staatsamt zur Ausübung der ftaatlichen 
Regierungsrechte über bie Kirchen ift das Kultusminifterium oder 
„Minifterium des Kirchen- und Schulwejens“. Dafjelbe blieb, 
obwohl nad ausdrücklicher Vorfchrift der Verfaflungsurfunde das 
Tepartement des Kirchen» und Schulweiens einen felbftänpigen 
Staatsverwaltungszweign ausmachen follte!), bi8 zum Jahr 1848 


N Der Berfaffungsentwurf von 1819 zählte in $. 56 unter ben Ver⸗ 
waltungsbepartement® unter Einer Ziffer auf: „Das Minifterium des In- 
nen; des Kirchen- und Schulweſens.“ Es wurde darauf in der Stänbes 
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mit dem Minifterlum des Innern in Einer Hand vereinigt, und 
zwar jo, daß es feine eignen Minifterialräthe des Kultusminifte- 
riums, ja nicht einmal eine eigne Kanzlei deſſelben gab‘). Erit 
jeit 1848 ift die volle Trennung verwirklicht. Wejentlih nur bes 
rathende oberſte Staatsbehörden find: das aus allen 6 Minifterial- 
Chefs beftehende Staatsminifterium und der Geheimerath, ein 
burch weitere Beamte verftärltes Staatsminifterium. Das Gut» 
achten derjelben tjt einzuholen für Abänderungen von Staatsgejegen, 
Königlichen Verordnungen und fonftigen Vorfchriften, „welche ſich 
auf die allgemeinen Verhältniſſe ded Staats zu den Religions 
gefellichaften beziehen ?).” ‘Dem @eheimenrath kommen ferner bei 
der Ausübung der Disziplin über evangelifche Geiftliche und 
jüdiſche Rabbinen wichtige Befugniffe zu, und er enticheidet in 
manchen Fällen über Rekurſe gegen Berfügungen des Kultus 
miniftere. In andern Fällen iſt die Entſcheidung an die Ver: 
waltungsgerichte übergegangen °). 

Unter dem Rultusminifterium werben bie ftaatlichen echte 
über die Neligionsvereine von den vier Kreißregierungen, in 
unterfter Inftanz von dem Oberamt und dem fog. gemeinjchaft- 
lihen Oberamt (Oberamtmann und Delan) wahrgenommen. 
Unter dem Kultusminifterium ſtehen ferner folgende konfeſſionelle 
Landes-Kollegien : das Evangeliiche Konfiftorium, in jeiner Verftär- 
hung durch die 6 Generalfuperintendenten „Eoangelifher Synodus“ 
genannt; der Katholiſche Kirchenrath und endlich Die Israelitiſche 
Oberkirchenbehörde; viejelben haben fämmtlih ihren Sig in 
Stuttgart. 

3. „Dem Könige gebührt das oberjthoheitliche Schutz⸗ und 
Auffichtsrecht Über die Kirchen. Vermöge deffelben können bie 
Verordnungen der NKirchengewalt ohne vorgängige Einſicht und 


verfammlung beantragt, das Wort „da6” vor den Worten „bes Kirden- 
und Schulmefens“ einzufügen, um auszuſprechen, daß beide Miniſterien ge- 
trennt fein follten, weil ihre Vereinigung unpaflend fe. Mohl 2, 12—14 
u. 34. Eiſenlohr bei Reyſcher 9, Einleitung S. 194. 

1) Mohl 2, 13 und 34 (1540). 

s Geſetz v. 1. Yuli 1576, betr. die Bildung eines Staatsminiſteriums 
Art. 6—9 (Reg.-Bl. 276—277). 

2) Sefe v. 16. Dez. 1876 über die Berwaltungsrectspflege, Art. 2, 
10, Nr. 10 und 17 (Hey. Bl. 455-4191). 
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Genehmigung des Staatsoberhauptes weder verkündet, noch voll- 
zogen werden.“ Dieſe Vorſchrift des 8. 72 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde ift auch auf neu zugelaffene Religionsvereine, nicht bloß 
auf die Drei alten Kirchen zu beziehen. Denn das Recht wird 
als cin „Hoheitsrecht“ bezeichnet, welches demnach allgemeine An- 
wendung finden muß. 

Hinfichtlich der Fatholiichen Kirche, und nur binfichtlich dieſer, 
iit ed durch das Geſetz vom 30. Sanuar 1862, Artikel 1, abge- 
ſchwächt. 

4. Die Verfaſſungsurkunde enthält feine ausdrückliche Be⸗ 
ftimmung über den recursus ab abusu, aber fie legt in 8. 72 
dem König ein allgemeines „oberjtboheitliches Schug- und Aufe 
ſichtsrecht“ bei, aus welchem fich auch das Rekursrecht mit Noth⸗ 
wendigfeit ergibt V. 


II. Die einzelnen NReligionsvereine. 


8. 80. 
1. Evangeliſche Kirdje. 


Königliches General:Reftript v. 2. Jan. 186 (Einziehung des evangel. 
Kirchenguts bes Herzogthums Württemberg). Reyſcher, Sammlung 3, 244. 

Organifationd-Manifeft v. 15. März 1506, $. 59—62. Reyſcher, Samml. 
3, 260. 261. 

V. Edikt v. 18. Nov. 1517, 8. 33, ©. 14 (Beilage zu ©. 541 des 
Req.⸗Bl.). | 

Berfaffungsurfunde v. 25. Sept. 1819, Art. 47, Abi. 2; 59. Nr. 4; 
70-77. 83. — Der Art. 76 beftätigt zugleich gewiſſe Beſtimmungen ber 
älteren Landesgefete des Herzogthums, nämlih: Herzog Karl Alexander's 
Verfiherung der Landes⸗ u. Kirchen-Verfafjung v. 17. Dez. 1733 (Repfcher, 
Sammlung 2, 460-469). Reſkript Herzog Karl Alerander’8 an den Ge⸗ 
beimenrath v. 27. März 1734, betr. die unabhängige Berfügung bes Ge- 
heimenrathes in Religions“ und Kirchen-Angelegenbeiten (Reyſcher, Samml. 
2, 169470). 

Erlaß bes Kultusminifteriums an das Königl. Konfiftorium (ergangen 
mit Königl. Genehmigung v. 26. Oft.) v. 30. Oft. 1819, betr. die Beſtra—⸗ 
fung der Geiftlihen (Reyſcher, Samml. 9, 496—499). 

Königliche Verfügung v. 7. Sept. 1823 in Betreff der Vereinigung ber 


1) R. v. Mohl, Württemb. Staatsreht 2, 483. Reyſcher, das Oeſter⸗ 
reichiſche und das Württemb. Konkordat. 2. Aufl. 1858. ©. 25. 
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reformirten Kirchengemeinden bed Landes mit ben Iutherifchen, verfünbigt 
durch Erlaß des Konfiftoriums v. 19. Sept. 1823, betr. die Einrichtung des 
reformirten Kirchenweſens (Reyſcher, Sammlung 9, 612—616). 

Berfügung des Miniſteriums des Innern v. 18. Oft. 1823, betr. die 
neue Bezirks⸗Eintheilung der evang.-Iuther. Generalate (erlaflen auf Grund 
Königl. Entſchließung). Reg.Bl. S. 775—777. 

Königl. Verordnung v. 25. Ian. 1851, betr. die Einfährung von Pfarr- 
gemeinberäthen (Reg-Bl. 1851. S. 5—12. Dove, Sammlung 137—144). 

Königl. Verordnung v. 18. Nov. 1854, betr. bie Einführung von Did- 
zefan-Synoben (Reg. Bl. S. 111—115. Dove, Sammlung 144—147). 

Königl. Verordnung v. 20. Dez. 1867, betr. bie Einführung einer Landes- 
Synode in ber enangel. Kirche von Württemberg. (Reg.- BL. ©. 203—311. 
Dove, Zeitihr. 9, 339— 346.) 

Königl. Verordnung v. 20. Dez. 1867, betr. die Stellung des Minifte- 
riums bes Kirchen⸗ und Schulweiend bei Angelegenheiten ber evangelifchen 
Kirche. ıMeg-BL. 211. 212. Dove, Zeitfehr. 9, 346.) 


Duellen-Sammlungen und Literatur. 


Reyiher, Sammlung ber Württembergifgen Geſetze, Bd. 8 u. 9, be- 
arbeitet von Th. Eifenlobr, Dialonus in Marbad. Bd. 8 enthält tie 
Gelee von 1418—1802, Bd. 9 von 1803—1834 und auf S. 1—220 eine 
umfafiende hiftorifhe Einleitung. 

Süstind und Werner, Repertorium ber ewangelifhen Kirchengeſetze 
in Württemberg. Stuttgart 1860. 2 Theile. 

Gaupp, C. ©. (Konfiftorialaffeffor zu Stuttgart), das beftchende 
Hecht der evangel. Kirche in Württemberg. 2 Bde. in 3 Abtheil. 1830 bis 
1832. 

Hauber, Fr. Alb. (Prälat), Recht und Brauch der evangel.-Tuther. 
Kirche in Württemberg. 1. Theil, 1554 (Theil 2, 1856, enthält nur das 
Eherecht.) 

Kapff, F. G., Handbuch für geſammte Amtsführung der evang. Geiſt⸗ 
lichen Württembergs. 39. Aufl. 1869. Blerichtigungen und Zuſätze 
dazu v. C. Sauberſchwarz. 1873. 

Mohl, Württemb. Staatsrecht 2, 34. 453—478. 1840. 

Hölder und v. Gemmingen, Bericht der ſtaatsrechtl. Kommiffion 
und Verhandlungen der Abgeorbnetentammer (vgl. oben S. 376). 


I. Im Jahre 1871 zählte Württemberg 1,248,860 evange- 
liche Einwohner, welche bis auf wenige Ausnahmen der Landes- 
firche angehören. Die Zahl der Kirchengemeinden beträgt 905, 
bie zu 49 Delanaten verbunden find. Die Seelforge bejorgen 
49 Delane, 912 Pfarrer und Diakone oder Helfer (Namen der 
zweiten und vritten Pfarrer in den Stäbten) und 54 ftänbige 
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Pfarrverweſer und Bilare!). Unter dem evangelifchen Konfifto- 
rium zu Stuttgart führen 6 Generalfuperintendenten ober Prä⸗ 
laten die firchliche Aufficht in den ſechs fog. Generalaten. Dies 
jelben find zugleich Mitglieder der Kammer der Abgeordneten. 

Zur Zeit der Verkündigung der Verfaffungsurfunde vom 
25. September 1819 war ed noch nicht zu einer Union ber refor- 
mirten Gemeinden mit der evangelijch » lutherifchen Kirche gekom⸗ 
men, und werden daher in den Artikeln 70. 75. 77. 83 beide 
Belenntniffe unterfchieven. Reformirte Gemeinden gab es nur 
etwa 7 mit 2366 Seelen. Seit dem Jahre 1822 iſt die Union 
nah und nach bewerkitelligt worden und zwar auf Grund von 
Verhandlungen des Kirchenregiments mit einer reformirten Synode 
und einer darauf erlaffenen Königlichen Verfügung vom 7. Sep⸗ 
tember 18239. Ein Heiner Theil der Neformirten zu Stuttgart 
und Canſtatt ijt feit 1847 mit Königlicher Bewilligung wieder von 
ber Union zurüdgetreten und bildet eine eigne Gemeinde, bie nicht 
unter dem Konfiftorium ſteht?). Die Union iſt nicht in der Weife 
erfolgt, daß die Gottesdienſtordnung, namentlih die Form ber 
Abendmahlsfeier eine Veränderung erfahren hätte, jondern ihre 
Wirkungen find nur folgende: 

1. Die reformirten Gemeinden gehören zum Verband der 
Landeskirche, ftehen unter Konfiftorium und Synodus, ſowie unter 
dem Königlichen Kirchenregiment in derſelben Ausdehnung, wie bie 
übrigen Gemeinden; namentlich werben auch ihre Geiftlichen vom 
Rirchenregiment ernannt und hat das ihnen früher zulommende 
Wahlrecht aufgehört. — Volksſchulen reformirter Konfeſſion gibt 
e8 nicht; vielmehr bat in diefer Hinficht der konfeſſionelle Unter» 
ſchied aufgehört. 

2. Diejenigen Gemeindeglieder, welche fich zur reformirten 
Anſchauung bekennen, find in allen Gemeinden ver Landeskirche, 
wo fie ſich aufhalten, vollfommen gleichberechtigt ; fie nehmen an 
allen gottesdienftlichen Feiern Theil und Haben Anjpruch auf alle 
feelforgerlihen Handlungen 9. 


ij Württemberg. Jahrbücher 1874, S. 26 u. 45. 

2) Reyſcher 9. 612—616. 

2) Näheres bei Stälin 234—235. 

*) Beim Abendmahl kommen die Austheilungsmworte zur Anwendung, wie 
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3. Sie find wahlberechtigt und wählbar zu dem evangelischen 
Stiftungsrath, Kirchentonvent und Bürgerausihuß, zum Pfarr- 
gemeinveratb, zu den Dekanatsſynoden und zur Landesſynode. 

4. Die Söhne von Neformirten erwerben durch Beſtehen 
der vorgejchriebenen Kramina das Recht zur Aufnahme in bie 
evangelifchen Seminare wie die Lutheraner au, und besgleichen 
zur Aufnahme in die evangelilchen Lehrer-Seminare!). Auch zum 
Genuß von Stiftungen find fie vollkommen gleichberechtigt. 

5. Reformirte find zu allen geiftlichen Stellen der Landes⸗ 
firche wählbar ?), jowie umgekehrt Lutherauer zu den reformirten 
Pfarreien gewählt werden können 3). 

Ihre Verpflichtung erfolgt nach demjelben Ordinations⸗For⸗ 
mular, welches nach Einleitung ber Union entworfen worden ijt, 
und dem Geiftlichen die nöthige Freiheit läßt. Kein reformirter 
Geiſtlicher iſt berechtigt, weſentliche Glaubenslehren der lutheriſchen 
Kirche als irrthümliche zu bezeichnen und gegen dieſelben zu pole⸗ 
mifiren %); und umgekehrt darf die reformirte Auffafjung nicht von 
der Kanzel als eine irrige oder gar verdammte bingeftellt werben. 
Auch beim Neligionsunterriht in ven Schulen ift jeve jolche kon⸗ 
fejfionelle Polemik zu unterlaffen. 

Diefe duldjamen Grundſätze entiprechen den Ueberzeugungen 
der ſehr großen Mehrheit der Gemeindegliever und Geiftlichen 
Württembergs und ihre ftete Handhabung durch das Kirchen- 
regiment jeit 1806 ermöglichte den Reformirten den Beitritt zur 
xandestirche. Freilich fehlt e8 auch nicht an jolchen, welche vie 
heutige evangeliiche Kirche des Königreichs nur als Sortfegung der 
Kirche des Herzogthums betrachten, in welcher ein abjolut vegie- 


in der Iutberifchen Kirche; aber im Uebrigen wird ihnen auf Verlangen Brod 
und Kelch nad reformirter Weife gereicht, ſowie umgekehrt bie Lutheraner 
in den reformirten Gemeinden die Anwendung der lutheriſchen Form be- 
gehren können. (Näheres hierüber bei Stälin 231 u. 232 u. Reyſcher 9, 612 
bis 616.) 

1) Königl. Verfügung v. 7. Sept. 1823, Nr. 4. 

2) Königl. Verfügung v. 7. Sept. 1823, Nr. 4. 

2) So ift 3. B. an der reformirten Kirche zu Stuttgart ein lutheriſcher 
Theologe angeftellt. (Palmer in Herzogs Real⸗Encyklopädie 18, 301.) 

) Vor jeder Anftellung bei einer lutheriſchen Gemeinde haben fich refor- 
mirte Geiſtliche verbindlich zu machen, das Zigenthlimliche der württembergifch- 
lutheriſchen Kirche zu beobachten. (Stälin 231—232.) 
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rendes Konfiftorium ſchonungslos das ftrengfte Lutherthum hand⸗ 
haben durfte; allein die evangeliſche Kirche iſt eine neue Kirche, 
in welcher von altwürttembergiſchen Ordnungen und Lehrvor— 
ſchriften nur dasjenige gilt, was ausdrücklich beibehalten und auf 
die neuerworbenen Gebiete ausgedehnt worden ijt!). 

II. Die Verfaſſungsurkunde vom 25. September 1819, 8. 75 
verfügt: „Das Kirchen-Regiment ver evangelifchelutherifchen Kirche 
wird durch das Königliche Konfiftorium und den Synodus nach 
den bejtehenden, oder fünftig zu erlaſſenden verfaflungsmäßigen 
Gejegen verwaltet.” $. 76: „Sollte in fünftigen Zeiten fich der 
Fall ereignen, daß der König einer andern als der evangelijchen 
Konfejjion zugethan wäre, jo treten alsdann in Hinficht auf veffen 
Episkopal⸗Rechte die dahin gehörigen Beitimmungen ver früheren 
Religions-Heverjalien ein.” 

A. Der 8. 76 bezeichnet den König als den Inhaber ver 
Episkopal⸗Rechte, womit der Ausdruck „Kirchenregiment“ wohl ale 
identijch anzunehmen iſt. Sollte der König nicht mehr der evan- 
geliichen Konfeilion angehören, fo würden dieſe Rechte in äbn- 
liher Weife, wie e8 im 18. Jahrhundert unter ven Tatholifchen 
Herzogen geſchah, durch die oberfte Follegialiihe Staatsbehörde, 
den Geheimenrath, jowie durch SKonfiftorium und Synodus in 
mweitefter Selbftändigfeit ausgeübt. In der Verficherung vom 
17. Dezember 1733 verjprach Herzog Karl Alerander, daß „pas 
Konſiſtorium und Shynodus in ihrer — — Verfaffung, Anfehen 
— — nicht nur konſervirt, fondern auch, jo in Ecclesiasticis 
Etwas gemehret und gebefjert werben könnte, Solches jevesmahlen 
und allezeit von bejagtem Konfiftorio und Synodo in das Werf 
gerichtet — — werden folle2)." Von der Stirchenverfaffung ift 
hierbei nicht die Rede, Da diefe durch die Staatsgrundgeſetze feſt⸗ 
ftand. — In dem Reſkript an das Geheimeraths-Rolle- 
gium vom 27. Mär; 1734 weiſt der Herzog Karl Alerander 
baffelbe an, über die genaue Befolgung der Reverjalien zu wachen 
und ermächtigt es fobann in &emäßbeit diefer Reverſalien „alle 


1) Dieß iſt auch in der Abgeorbnetenfammer am 12. Juni 1864 von 
v. Sarwey anerlannt worben (Prot. 10, 5729). Die proteftantifche Bevöl⸗ 
terung ber feit 1803 neu erworbenen Landestheile [hätt man auf 250,000 
Seelen. 

3) Reyſcher, Samml. 2, 465. 

Thudichum, Kirchenrecht. 25 
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und jede die evangelifche Religion Augsburger Konfeſſion, das 
Kirchen⸗ und dahin einfchlagendes Delonomie- und Bolizei-Wefen 
betreffende Angelegenheit nah dem Erempel von Chur— 
Sachſen allein ohne Anfrag zu beforgen!).” 

Der Uebergang der Königlichen Rechte auf eine Staats- 
bebörpde, ven Geheimenrath, beweilt Mar, daß die Episkopal⸗ 
Nechte jtaatliche Nechte find, die der König als Staatsoberhaupt 
bat, und die er alſo jeit 1819 in den Formen wie andere Regie 
rungsrechte ausüben muß. Die eine dieſer Formen ift Die 
Nothwenpdigleit der Kontrafignatur des Kultus: 
minifters, die andere die VBernebmung des Ge- 
heimenraths, feit 1876 auch des Staatsminijteriumes, vor 
Erlaß allgemeiner oder prinzipiell wichtiger Verfügungen ?). 

Außerdem folgt aus dieſer Natur der Episfopalrechte, daß 
der König nicht beliebig auf diejelben verzichten kann, fondern daß 
eine Beſchränkung berjelben und eine Uebertragung auf Andere nur 
auf Grund von Staatsgejeken erfolgen fannı?). 

B. Die Berfaflungsurtunde, $. 75 jchreibt ferner vor, daß 
das Kirchen-Regiment „durch“ das Königliche Konfiftorium und 
den Synodus zu verwalten, König und Kultusminifter aljo an 
eine Mitwirkung dieſer Behörden gewiejen feien. 

1. Ueber die Zufammenfegung des Konfiftoriums und 
Synodus enthält die Verfaffungsurtunde keinerlei Beſtimmung, 
nimmt vielmehr in biejer Hinficht auf „Die beſtehenden oder künftig 
zu erlaſſenden verfafjungsmäßigen Gejege" Bezug. Die zur Zeit 


1) Reyſcher, Samml. 2, 469. 470. | 

2) Verfafſungsurkunde v. 25. Sept. 1819, 8. 51. 58. 59. 

s) So auch Hölder, Bericht in Beilagen 1, 2310—2311 und v. Rümelin 
in den Verhandlungen 10, 5692. Die Mehrheit der Kommilfion ber Ab- 
georbnneten-Rammer (Berichterftatter v. Gemmingen) war der Meinung, der 
König habe die Episfopalgewalt nicht fraft ſtaatsrechtlicher Grundfäge, fon- 
dern vermöge Uebertragung durch bie Kirche. „Es Fünnte daher der Regent 
als oberfter Landesbiſchof ſelbſt an einem Berziht auf die Epis- 
kopalrechte dur ven Staat nicht gehindert werden. Auch bedärften bie 
Anordnungen defjelben in Betreff der inneren kirchlichen Angelegenheiten nicht 
als folhe behufs ihrer Giltigkeit, ſondern lediglih in Folge des in $. 72 
der Berfaflungsurkunde feftgeftellten ftaatlihen Auffichtsrehts zum Behuf 
ihrer Verkündigung und Wirkſamkeit der Kontrafignatur des ver: 
antwortliden Miniſters.“ (Beil. 1, 2319.) 
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der Verfaffungsgründung geltenden Gejege waren namentlich Das 
V. Edikt vom 18. November 1817 und die bierburch beftätigten 
älteren Borfchriften, welche ſämmtlich von der Staatsgewalt er- 
laſſen waren und feit 1819 zur Gattung der Geſetze zu rechnen 
iind. An diefen „beſtehenden“ Gejegen ſoll nur durch Fünftig zu 
erlaſſende „verfaffungsmäßige Geſetze“ Etwas geändert werben 
innen, alſo durch Geſetze, die in Gemäßheit der Staatsverfaſ⸗ 
jungsurfunde nach Anhörung des Geheimenratbs und Zuftimmung 
der beiden Kammern der Stände vom König erlaffen und im Re- 
gierungsblatt verfündigt find. Durch dieje Berfafjungsbejtimmung 
war aljo die Zujammenjegung der oberjten Kirchenbehörven der 
evangeliichen Kirche gegen willfürliche Veränderung im Wege 
bloßer Königlicher Verordnung ſicher geftellt. 

An „Kirchengejege” ift im Artikel 75 der Berfaflungsurkfunde 
in feiner Weiſe gedacht; denn die „beſtehenden“ Gejete waren 
feine Kirchengeſetze, ſondern Staatsgeſetze und unter den künftig 
zu erlaſſenden verfaffungsmäßigen Gejeten konnten daher wiederum 
nur Staatsgefege gemeint jein. Dafür jpricht auch der Umftand 
daß die Berfajfungsurfunde pas Wort „Geſetz“ überall jonft nur im 
Sinn von Staatsgeſetz gebraucht, Vorjchriften der Kirchengewalt 
Dagegen nur „Anordnungen“ oder „Verorbpnungen ,dver Kirchen» 
gemalt” nennt (Art. 71 u. 72)%). 

Daß fie nicht an Kirchengefege denken fonnte, iſt ferner um 
jo einleuchtender, al8 damals Konfiftorium und Synodus reine 
Staatöbehörden, ihre Mitgliever Staatsdiener waren, das Kon⸗ 
ſiſtorinm auch die Leitung bes gefammten evangelifchen Elementar: 
ſchulweſens hatte?), wie fich dieß Alles auch noch jet gerade fo 
verhält. 

a) Das Konfiftorium befteht nach den neueren Etats aus 


1) So auch der Abg. Mori v. Mohl in den Verhandl. 10, 5700—5702 
md Hölder, Bericht I, 2301. Anders Robert v. Mohl in feinem Württem- 
bergiſchen Staatsrecht 2, 461, Anm. 1840. — In Staatögefegen kommt 
aud nach 1819 der Ausdruck „Kirchengefege" meines Erinnerns nicht vor, 
insbefondere rebet das Staatsgefey v. 30. Sanuar 1862, Art. 1 nur von 
„allgemeinen Anordnungen“ des Biſchofs u. ſ. w. 

2), Das V. Edikt v. 18. Nov. 1818, $. 33 beließ dem Konfiftorium 
tıahin den Wirkungstreis, den es bis dahin gehabt Hatte, nur bag das 


Lateiniſche Schulweſen unter den Stubienrath kam. 
25* 
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einem weltlichen rechtögelehrten Borftand (PBräfident), aus 4 geiftlichen 
und 4 weltlichen Räthen (Konfiitorialräthen), außerdem einigen außer: 
ordentlichen Räthen mit vollem Stimmrecht, und 2 Beiräthen für 
das Volksſchulweſen Y. Wenn die 6 Generafjuperintendenten an 
jeinen Sigungen Theil nehmen, heißt dieſes jo erweiterte Konſi⸗ 
ftortum „Synodus“. Dieß gejchieht jährlih im November und 
Dezember auf 4 bis 6 Wochen und jonft nad Bebürfnig 2). Die 
Mitglieder des Konfiftoriums und Die Generaljuperintendenten 
müffen ver evangelifchen Landeskirche angehören. 

b) Die Ernennung der Mitglieder des Konfiitortums und 
der Generaljuperintendenten gejchicht durch den König unter 
Kontrafignatur des Kultusminifters, nach gutachtlicher Vernehmung 
des Konſiſtoriums, laut Art. 43 der Staatsverfafjungsurkunde. 

c) Die Mitglieder des Konfiftoriums und des Synodus find 
Staatsdiener, haben alle Rechte und Pflichten derfelben, nament- 
lich auch den Eid auf die Stautöverfaflung zu leiften und werben 
vom Staat beſoldet. Die Disziplinargewalt über biefelben übt 
der Disziplinarhof?). 

2. Die Verfaſſungsurkunde enthält keinerlei Borfchriften 
tarüber, welche Rechte unter den Episfopaltechten ober dem 
Kirchenregiment des Königs alle begriffen feien, und in welcher 
Weiſe Konfijtorium und Synodus bei deren Ausübung mitzu- 
wirlen haben, jondern jie verweilt in Art. 75 auch in diefer Ber 
ziehung auf die „beitehenden Geſetze“ und bie fünftig zu erlaſſenden 
verfafjungsmäßigen Geſetze, worunter jelbitverftänplich wiederum 
lediglich Staatsgejege gemeint find. Nach diejen beantwortet ſich 
alfo die Frage, in welchen Fällen der König an eine Mitwirkung 
von Konfiftorium und Synodus überhaupt nicht gebunden ift, in 
welchen andern eine Begutachtung durch dieſelben erforverlich 
erfcheint, ob andere Angelegenheiten nur in Uebereinftimmung mit 


1) Kapfi, Handbuch 1869, ©. 47. Staatshandbuch für 1873, S. 256. 
Nach dem V. Edikt v. 18. Nov. 1817, 8. 93 follte das „evangelifch - prote- 
ſtantiſche Konfiftorium beftehen aus 1 Diretor, 3 weltlichen und 3 geiſtlichen 
Räthen“ (Reg. BL Anlage V. S. 14). 

2) Kapff, Handbuch 1869, ©. 47. 

2) Verfaſſungsurkunde v. 25. Sept. 1819, Art. 45. Geſetz v. 28. Inni 
1376, betr. die Rechtsverbältnifie der Staatsbeamten, welches in dieſer Hin- 
fiyt an den Grundſätzen des Geſetzes vom 25. Juni 1521, 8. 3 feſthält. 
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Anträgen dieſer Behörden geordnet werben dürfen, endlich inwie- 
fern das Konfijtorium ganz jelbjtändig verfügen barf. 

Daß in dem Artikel 75 des Königs und des Kultusminifters 
nicht ausprüdlih Erwähnung geſchieht, läßt nicht von Weiten den 
Schluß zu, als wenn bier nur von Rechten die Rede jei, welche 
Konfiftorium und Synodus in vollfter Unabhängigkeit zu üben 
hätten. ‘Dem wiberfpricht ſchon der gebrauchte Ausprud „Durch“, 
welcher auf einen anderen höheren Träger des Kirchenregiments 
Dinveutet, der fich diefer Behörden als feiner Organe bedient, 
ganz jo wie das Wort auch im Art. 79 gebraudt iſt. Es heißt 
nit: Konfiftorium und Synodus verwalten das Kirchenregiment, 
jondern: das Kirchenregiment wird (von jeinem Träger) durch 
Konfijtorium und Synodus verwaltet. Obnehin ergab ſich ja aus 
den im Jahre 1819 beftehenden Geſetzen die untergeoronete Stel: 
lung diejer Behörden aufs Klarſte. Aus dem fchon Geſagten er: 
belt auch, daß in dem Artikel 75 der Nachbrud auf dem Worte 
„Rirchenregiment” ruht, und nicht auf dem Wort „verwaltet“ und 
daß aus letterem nicht gefolgert werben kann, e8 handle jich bier 
blog um Anwendung bejtehender Anordnungen und nicht auch um 
Erlafjung von neuen; vielmehr muß man jagen: Soweit der 
Artikel 71 der PVerfaffungsurfunde die Regelung innerer Ange- 
legenheiten jeder Kirche überläßt, Tann das evangeliiche Kirchen: 
regiment viefelben nach den näheren Maßgaben des Artikels 75 
ordnen, alfo 3.3. Religionslehrbücher, bibliiche Geſchichten, Geſang⸗ 
bücher, Liturgien, Orbinationsformulare einführen oder ihre Ein- 
führung zulaffen. Eine ſolche „Eicchliche Geſetzgebung“, um ben 
modernen Ausdruck zu gebrauchen, ift in dem Ausprud „wird ver: 
waltet” mit begriffen ?). 

Die Frage, ob zur Einführung folcher Rirchengefege in den 
einzelnen Gemeinden die Zujtimmung derſelben nothwendig jet 
oder nicht, ijt in den Geſetzen nicht beantwortet. Thatſächlich hat 
man bei Einführung eines neuen Geſangbuches jeden Zwang ver- 
mieden, aber eine Abjitimmung der Gemeinden nicht jtattfinden 
laffen und daß jeder Zwang in ſolchen Fragen dem Geiſt ber 


1) Rimelin 10, 5689. — Entgegengefetst Hölder, Bericht 1, 2304 
welcher meint, die Verfaſſung fage nicht, wem bie kirchliche Geſetzgebung ge= 
büßre, weßbalb fie dem Landtag und dem König zuzutheilen fei. 
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evangeliſchen Kirche wiberjpricht, ift längſt allgemeine Ueberzeugung 
auch in Württemberg‘). Würde man ein fürmliches Necht der 
&emeinden hierzu anzunehmen haben, fo würde, um es benjelben 
zu entziehen und auf die Landesſynode zu übertragen, ein Staats, 
geſetz nothwendig fein. 

Die förmliche Zuſtimmung des Synodus bildet nicht eine 
nothwendige Vorausſetzung für die kirchenregimentliche Erlaſſung 
eines ſolchen Kirchengeſetzes, ſondern nur die Anhörung des Sy—⸗ 
nodus ?). 

Anträge des Konſiſtoriums find laut Artikel 47 der Ver⸗ 
faſſungsurkunde rechtliche Vorausjegung für die bisziplinäre Ent- 
laffung eines Geiftlichen ; nur gutachtliche Aeußerung deſſelben Bor- 
ausfegung für die Belegung geiftlicher Stellen. 

Rechte, welche nach den Staatögejegen dem König, Dem 
Kultusminifter, Konfiitorium und Synodus zujtehen, können nur 
durch Staatögeje geändert werben). 

Eine Königliche Verordnung vom 20. Dezember 1867 gibt 
neue Regeln über die „Stellung des Kultusminiftertums bei Ans 
gelegenheiten ver evangel. Landeskirche”, weil darüber „Zweifel“ 
(wohl doch erft ſeit neuerer Zeit?) beſtünden ). Dan kann varüber 
ftreiten, ob fie bie Ungewißheit vermindert oder vermehrt Habe 
und ob fie in allen Punkten dem Geift und Wortlaut der Ber- 


2) Bergl. Aeußerungen Hölver’8 im angeführten Beriht u. vo. Gemmin- 
gen's 5686. v. Hauber’8 5697. Bitzer's 5723. 

2) Rümelin 10, 5690. 5721. Es war bie auch fhon zur Zeit bes 
Herzogthums gerade fo. Hölder, Bericht 1, 2306 und 2307. 2310, In 
dem von ber Kommifjion ber Landftände im Jahre 1816 bearbeiteten Ber. 
fafjungsentwurf war in Kap. X. 8. 8 eine Beſtimmung bed Inhalts vor- 
geihlagen: „Bei ber evangel.-Tuther. Kirche ift der — — Synodus bie ge- 
felihe Stelle, auf deren Antrag der König — — kirchliche Geſetze im 
engeren Sinn (1) zu fanktioniren bat.” Diefe Beſtimmung tehrt auch noch 
im Königlichen Entwurf v. 1817, $. 156 wieder; fie blieb aber ſchließlich aus 
der Berfaffungsurtunde weg, weil man ben Synodus nicht als dazu ange⸗ 
tban anſah, um ihn zu einem wahren Faktor der kirchlichen Geſetzgebung zu 
erheben, vielmehr von der Staatsgefeßgebung bie Einführung einer Synode 
mit Vertretung der Gemeinden in nächfter Zeit erwartete. 

3) v. Rümelin 10, 5690 u. 5691. 

) Reg.⸗Bl. 211. Dove, Zeitſchr. 9, 346. 
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faffung und der Geſetze entſpricht). Die Kammern haben feinen 
Anlaß zu ihrer Beanjtandung gefunden und ftaatsrechtlich fällt fie 
nicht ſchwer ins Gewicht, Da fie jederzeit Durch eine neue König: 
lihe Verordnung abgeändert werben kann. 

3. An den oben bargeftellten Grundfäßen der Verfaffungs- 
urkunde haben die von ber deutſchen Nationalverfammlung befchloffe- 
nen und vom Reichsverweſer verfündigten Grundrechte des deut- 
ichen Volks vom 27. Dezember 1848 nur in vorübergebender Weile 
Aenderungen hervorgerufen. Diefelben wurden auch in Württem⸗ 
bera verfündigt und brachten den Grundſatz zur Geltung, daß 
„jede Neligionsgefellichaft ihre Angelegenheiten jelbjtändig orbnen 
und verwalten könne” (Art. 5, 8 17), was zu Vorbereitungen 
für eine neue Regelung der Kirchenverfafjung mit wefentlicher Ver⸗ 
ringerung der lanbesherrlichen Rechte Anlaß gab. Nah nicht 
ganz zwei Jahren entzog eine Königliche Berorbnung vom 5. Of- 
tober 1851, in Befolgung eines Beſchluſſes des wiederhergeſtellten 
Bundestags vom 23. Augujt 1851 den Grundrechten ihre Gültig. 
feit wieder, und ein Staatögejek vom 2. April 1852 beftätigte Dies, 
womit Die Vorſchriften der Württembergiichen Berfaffungsurkunde 
über die Stellung der Kirchen wieder unbeftritten in Geltung traten. 

III. Organiſation der kirchlichen Vertretungen. 

1. In den Gemeinden find verjchievenerlei Gemeinbe-Organe 
mit verjchtevenen Aufgaben vorhanden: 

a) der „evangelifche Stiftungsrath“ und der „evangeliiche 
Kirchenkonvent“ zur Verwaltung der den evangelifchen Gottesbienft 
ausichlieglich angehenden Stiftungen und Hebung der Kirchenzucht. 
In jedem von beiden fiten alle ewangelifchen Ortsgeiftlichen, ver 
Borftand (Schultheiß) der politiichen Gemeinde und der Stiftungs- 
pfleger; außerdem gehören. zum Stiftungsrath alle evangelifchen 
Mitglieder des politiichen Gemeinderaths, zum Kirchenkonvent das 
gegen regelmäßig nur 2 bis 3 vom Stiftungsrath dazu ausge- 
wählte. Wichtigere Beichlüffe unterliegen der Genehmigung des 
„evangeliſchen Bürgerausſchuſſes“, d. h. der evangelifchen Mit- 
glieder dieſer weiteren Vertretung der politiſchen Gemeinde. — 
Zählen die politiſchen Vertretungen nicht die genügende Zahl von 


1) Eine juriſtiſche Ausführung darüber enthält Hölder's Bericht für bie 
flaatsrechtl. Kommiſſion 1, 2311- 2313. 
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evangeliſchen Mitgliedern, fo werden von ben evangeliſchen Ge⸗ 
meindegliedern etliche Vertreter hinzugewählt 9). 

b) Oertliche Stiftungen allgemeiner Art werden vom allge⸗ 
meinen Stiftungsrath verwaltet, zu welchem die evangeliſchen und 
katholiſchen Geiſtlichen und alle Mitglieder des Gemeinderaths 
gehören, während ein Ausſchuß deſſelben Kirchenkonvent heißt. 
Wichtigere Beſchlüſſe unterliegen der Genehmigung des vollen 
Bürgerausſchuſſes. 

c) Zur Zeit, als noch die deutſchen Grundrechte in Geltung 
jtanden, führte eine Königliche Verorpnung vom 25. Januar 1851, 
erlafien „auf Antrag des evangeliihen Synodus und nad An⸗ 
börung des Geheimenrath8”, in allen Gemeinden einen „Pfarr- 
gemeinberath“ ein, beſtehend aus dem Pfarrer, als Vorfigenden, 
und 4—15 Meltejten, welche von der ganzen Gemeinde durch 
unterfhriebene Wahlzettel gewählt werben. An den Befug- 
nifjen der Stiftungsräthe, welche auf Geſetz beruben, konnte dieſe 
Verordnung nichts ändern ?), und die Pfarrgemeinderäthe erhielten 
daher feinen Einfluß auf die örtliche VBermögensverwaltung und 
die Hebung der Kirchenzucht. 

2. Dei der Beſetzung der Pfarreien und Helferftellen fommt 
den Gemeinven feinerlei Mitwirkung zu, vielmehr werben — ab- 
gejehen von ven Stellen, mit welchen ein Dekanat verbunden ift — 
771 Stellen vom König auf Borjchläge des Konfiftorims und 
Kultusminijterd und 141 von Patronen bejegt; zu letzteren gehört 
auch der akademiſche Senat der Univerfität Tübingen mit fieben 
Patronaten und zwei Wechiel-Patronaten. Die Brüdergemeinden 
Kornthal und Wilhelmsdorf, jowie die reformirte Gemeinde zu 
Stuttgart dürfen ihre Pfarrer wählen. 

3. Bon den 49 Delanaten werden 42 durch den König auf 
Vorſchlag des Konfiftoriums und des Kultusminifters ernannt. 
Zu 5 Delanaten präfentiren mittelbar, vermöge Patronatsrechts 
über bie betreffenden Pfarritellen, die Fürften von Hohenlohe, zu 
2 andern der alademijche Senat zu Tübingen. 

Die Dekane find nicht Staatsbeamte, jondern theilen in jeder 
Dinfiht die Rechtsſtellung der Pfarrer; ihr Amt ift lebenslänglich. 


— — — 


1) Reg⸗Bl. 5—12. 
2) Die Berordnung erlennt dies ſelbſt in den Eingangsworten und in 
$. 30, 32 u. 34 an. 
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In jevem ‘Dekanat (Diözefe) tritt jährlich unter Vorjig des 
Defans eine Diözeſan⸗Synode zufammen, beitehend aus allen 
ordentlichen Geijtlichen und ebenjo vielen Kirchen - Aeltejten jeder 
Pfarrgemeinde, welche der Pfarrgemeinderathd aus jeiner Mitte 
oder aus der Zahl früherer Kirchen-Aeltejten diefer Gemeinde 
wählt. Zwei von der Dekanatsſynode aus ihrer Mitte gewählte 
„Deifiger”, 1 geiftliher und 1 weltlicher, bilden mit dem Dekan 
den Ausjchuß der Diözeſanſynode. Diefe Synodalorgane find ein- 
geführt durch Königliche Verordnung vom 18. November 1854, 
erlajfen auf Antrag des evangelifchen Synodus und nad Anhörung 
des Geheimenrath8!); da ihnen nur beratbende Befugnijje beige: 
legt wurben, welche mit ven bisherigen Geſetzen nirgends in 
Widerſpruch jtanden, jo ließ fich dieſe Verordnung jtaatsrechtlich 
nicht weiter beanitanden. 

4. Eine Königlihe Verordnung vom 20. Dezember 1867, 
erlajfen „auf den Antrag des evangeliihen Synodus und nad 
Anhörung des Geheimenraths ?)”, hat eine Landesſynode ins Leben 
gerufen und derjelben eine entjcheidende Mitwirkung an der Ge⸗ 
jeggebung über die wichtigjten Angelegenheiten ver Kirche einge- 
räumt. Die Synode trat am 18. Februar 1869 zum erften Deal 
zujammen. Gin Staatsgeſetz hielt die Regierung zu dieſer Umge⸗ 
italtung nicht für nöthig und auch die beiven Kammern bes Land» 
tags Haben fich im Jahre 1874 mit Mehrheit dieſer Anficht an- 
geichlojjen, auf deren Prüfung wir unten noch eingehen werben. 

Die Landesſynode bejtebt aus 57 Mitgliedern, nämlich 
50 Abgeoroneten der Dekanats⸗Synoden, 1 Abgeordneten der 
. theologijchen Fakultät zu Tübingen, und 3 geiſtlichen und 3 welt- 
(idee nom König nach Vernehmung des Konfiftoriums zu ernen 
nenden Mitglievern. Von den 49 Delanats:Synoden jenbet nur 
diejenige der Stadt Stuttgart 2 Abgeordnete, einen geijtlichen und 
einen weltlichen, die übrigen 48 nur einen, nämlich in einem 
Wechjel von 5 Iahren das eine Dal einen geiftlichen, das nächjte 
Mal einen weltlichen. 

Die Landesiynode wählt für die Zeit, in welcher ſie nicht 
verſammelt ijt, einen Synodal⸗Ausſchuß, beitehend aus ihrem 


— 


1) Reg.⸗Bl. 111—115. 
2) Reg. Bl. 203—211. 
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Präſidenten und zwei geiſtlichen und zwei weltlichen Mitgliedern 
der Synode, welchem Ausſchuß übrigens nur begutachtende Be⸗ 
fugniffe zukommen. 

IV. Ueber die Vorausſetzungen, unter welchen die beſtehenden 
Pfarrbezirte abgeändert und neue gegründet, auch Pfarrpfründen 
getheilt oder vereinigt werben können, fehlen geſetzliche Vorichriften ; 
desgleichen über Aenverung ber Dekanatsbezirke '). 

V. 1. Die Königlihe Verordnung vom 20. Dezember 1867 
Thafft zuerft eine Unterſcheidung zwijchen „Verordnungen des 
Kirchenregiments” und „Kirchen⸗Geſetzen“. Letztere find Orbmmgen, 
welche der König nach eingebolter Zuſtimmung der Landesſynode 
verkündigt. Die Mitglieder der Landesſynode haben fein Recht, 
Kirchengefege vorzufchlagen; fondern nur die Aeußerung von Wün⸗ 
ſchen in Antrag zu bringen?). Ob der König den Beichlüffen ver 
Landesſynode auch gegen ven Antrag des Synodus feine Beſtäti⸗ 
gung ertheilen könne, und ob er der Landesſynode kirchliche Geſetz⸗ 
entwürfe in anderer Geftalt, als fie der Synodus beantragt hat, 
oder deren Borlegung verjelbe widerräth, vorlegen laffen kann, er- 
gibt fich nicht aus den Worten der Verordnung. Die Frage beant- 
wortet fich nach dem älteren Recht, und zwar in bejabendem Sinn. 

2. Die Gegenftände, binfichtlich welcher Aenderungen binfort 
nicht durch Firchliche Verordnung, fondern nur durch Kirchengeſetz 
getroffen werben können, find: a) Die Verfaffung der Yandesfirche 
jowohl in Betreff der Kirchenleitung (I) als der Gemeinbevertre- 
tung in allen ihren Stufen (!) einjchlieglih der Organtfation ber 
firhlihen Aemter (!) und ver zu erlaffenden Normen über bie 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten der Kirche, insbeſondere über 
Beitimmung (!) der von der Oberkirchenbehörde verwalteten kirch⸗ 
Iihen Fonds. (8. 14.) b) Die Lehr- und Gottespienft - Orbrumg, 
namentlich die Einführung firchlicher Bücher; die kirchliche und 
fittliche Vebensorbnung in den Gemeinden, fofern Pflichten, welche 
nicht Schon in den beftebenden Kirchengejegen begründet find, ben 
Kirchengenoffen auferlegt (!) over vorhandene Rechte und Verpflich- 


1) Die Angaben Gaupps 1, 134-136 über die vor 1530 befolgte 
Praris laſſen viele juriftifhe Fragen dunkel; auh Stängel S. 163—171 


bringt nichts Neues bei. 


2) 8. 14—16. 
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tungen der Kirchengenojjen aufgehoben oder verändert (!) werben 
follen; Alles „innerhalb und auf Grundlage des unantaftbaren Be⸗ 
kenntniſſes“. „Das Bekenntniß ber evangelijch-Tutherifchen Kirche 
nämlich bildet Teinen Gegenjtand der Firchlichen Gefeßgebung und 
liegt außerhalb der Verhandlungen der Landesſynode.“ Auch bie 
authentiſche Interpretation einer in dieſe Gegenjtände einjchlagenden 
Beitimmung erfordert ein Sirchengefeß. 

Im Jahre 1874 Fam im Landtag die Trage zur Verband- 
lung, ob die Königliche Veroronung vom 27. Dezember 1867 in 
allen Hinfichten al8 verfaſſungsmäßig angefehen werben könne oder 
nicht. Die Deinderheit der ftaatsrechtlichen Kommiſſion der Ab⸗ 
georonetenfammer hatte den Antrag geitellt: „Tie Kammer wolle 
die Verorpnung vom 27. Dezember 1867, foweit durch dieſelbe 
Beitimmungen über das Geſetzgebungsrecht in kirchlichen Angelegen- 
beiten getroffen ober die Episkopalrechte des Königs befchräntt 
werben, in ihrer verfaffungsmäßigen Giltigfeit beanjtanden und für 
die Gefeßgebung reflamiren." Während der Verhandlungen änderte 
fie den Antrag dahin ab, daß die ganze Verorbnung zu bean» 
itanden jet‘). Die Mehrheit der Kammer verwarf diefen Antrag 
und bewilligte die Mittel für die Synode?) welchen Befchlüffen 
bie erite Kammer beitrat. 

Wenn die Beitimmungen ber Verfaſſungsurkunde nach Wieber- 
aufbebung ver Grundrechte des deutichen Volks, wie oben gezeigt, 
jeit 1851 wieder in Kraft getreten find und bie oben von ung 
entwidelte Auslegung verjelben die richtige ift, fo gelangt man mit 
Nothwendigkeit zu den von der Minorität der ftaatsrechtlichen 
Kommifjion der Abgeordnetenkammer gezogenen Schlußfolgerungen, 
und daran vermögen auch die eben erwähnten Landtagsbeſchlüſſe, 
folange fih ihr Inhalt nicht in Geſetzesform verkörpert, Nichts 
zu ändern. Hiernach glaube ich folgende Sätze aufitellen zu 
müffen: 

1. Alle Staatögefete, welche die Verfaffung der evangelifchen 
Kirche bis zum 20. Dezember 1867 geregelt haben, ſtehen auch 
noh nad Erlaß der Königlichen Verordnung vom 20. Dezember 
1867 in unveränderter Geltung. — Das Kirchenregiment kann 


N) 10, 5716. 
9 10, 5736, 





396 Württemberg. Evangeliſche Kirche. 


immerbin bie Landesſynode berufen, den Mitgliedern verjelben 
Tagegelder und Reiſekoſten aus der Staatskaſſe verwilligen, aud) 
den Grundſatz befolgen, Anordnungen, die e8 bisher ohne bie 
Landesſynode treffen durfte, fortan nur in Uebereinjtimmung mit 
berjelben zu treffen, aber nichts hindert daffelbe, von diejer Zur 
ſtimmung in Zukunft auch wieder abzujeben. 

2. Infoweit ferner nach bisherigem Recht vor der Erlaffung 
Königliher Anordnungen der evangeliihe Synodus mit Gutachten 
gebört werden mußte, tft dies auch noch jetzt der Fall; die An- 
börung der Landesſynode erjegt die Anhörung des Synodus nicht. 

3. Für alle Königlichen Anordnungen, für welche nach bis— 
berigem Recht Begutachtung Durch den Geheimenrath vorgefchrieben 
war, und neuerdings Begutachtung durch das Staatsminifterium, 
ferner Kontrofignatur durch den Kultusminister nothwendig war, 
ift dies auch jegt noch ver Tall. 

4. Königliche Verorbnungen in Angelegenheiten der evangeli- 
ihen Kirche können wie bisher nur im Regierungsblatt gültig ver- 
fündigt werben. 

5. Königliche Verorbnungen, wodurch Beſchlüſſe der Landes⸗ 
ſynode über die in $. 14 der Königlichen Verordnung vom 
27. Dezember 1867 aufgeführten Gegenftände zur Verkündigung 
fümen, würden in allen den Beziehungen, welche bißher nicht durch 
Königliche Verordnung geregelt werden konnten, verfafjungswibrig 
fein. Dies gilt ganz befonvers von der ZJujammenfegung und 
Stellung des Konfiftoriums und des Shnodus, der vermögens- 
rechtlichen Vertretung der Kirchengemeinden, der Kirchenzucht, der 
kirchlichen Beſteuerung. 

6. Der Staatsgeſetzgebung ſteht nach wie vor die Befugniß 
zu, die Angelegenheiten der evangeliſchen Kirche in allen den 
Punkten zu regeln, welche der Staatsgeſetzgebung von 1867 unter⸗ 
lagen. Eine Einwilligung der Landesſynode ift zu feinem Staate- 
geſetz erforderlich). — Uebrigens genügt zur Abänderung ber 





— — 


1) Wenn die Verfaſſungsurkunde unter innern Kirchenangelegenheiten 
auch die Regelung der Verfaſſung der Kirche mitverſtünde, und wenn fie das 
Recht zur Innern Kirchengefetgebung König und Synodus zufpräde (vgl. 
oben &. 376—379), jo würde es damit zugleih dem Landtag abgeiprochen, 
die Auläfligleit der ordentlichen Staatsgeſetzgebung barüber verneint baben- 
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Kirhenverfaffung ein gemwöhnliches Geſetz, außer infoweit das 
Kirchenregiment des Königs und das Konfiftorium und der Sy⸗ 
nodus gänzlich bejeitigt werben iollten, wozu ein Verfaſſungsgeſetz 
nötbig wäre. Soweit e8 fih nur um näbere Beitimmung und 
Begränzung der Rechte verjelben und die Zuſammenſetzung des 
Konfiftoriums und Synodus handelt, ift ein gewöhnliches Gejet 
ausreichend, weil dieje Rechte fchon bisher nur durch gewöhnliche 
Geſetze geregelt waren und der Art. 75 der Verfaſſungsurkunde 
die Regelung durch die orbentliche Geſetzgebung bereits vorſieht Y. 


8. 81. 
2. Katholiſche Kirche. 


Verfaſſungsurkunde v. 25. Sept. 1819, Art. 47. 48. 70—74. 78—82. 
59. 135, Ziffer 3. 

Königl. Verordnung v. 24. Oft. 1827, betr. bie Verkündigung der päpft- 
fihen Bullen v. 16. Aug. 1821 „Provida solersque“ und vom 11. April 
„ad dominici gregis custodiam‘“. Reg.⸗Bl. 1827, S. 435. Nepfcher, 
Sammlung 10, 874. Die Artilel V. und VI. der letteren mwurben zwar 
mitabgebrudt, aber nicht für verbindlih erklärt. Ein Theil der in ben 
Bullen enthaltenen Borfchriften find zu Rantegeiegfichen Normen erhoben 
durch Geſetz vom 30. Ian. 1862, Art. 4. 

Breve des Papſtes Leo XII. v. 22. März 1828. „Re sacra“; zur 
ſtaatsgefetzlichen Rechtsnorm erhoben durch Geſetz v. 30. Ian. 1862, Art. 4. 
Das Breve ift für alle Diözefen der oberrheinifhen Kirchenprovinz gleich“ 
lautend abgefaßt, aber für die einzelnen verfchieben batirt; für Baben vom 
28. Mai 1828. (Abgebrudt bei Friedberg, Staat und Bifhofswahlen 1874. 
Beil. Nr. 93. ©. 244-247. Schulte, die Rechtsfrage S. 75) 

Königliches Yundations-Inftrument für das neu errichtete Bisthum 
Rottenburg v. 14. Mai 1828; — in einigen Theilen als geſetzliche Rechtsnorm 
anerlannt durch Geſetz v. 30. Ian. 1862, Art. 4. Das Fundationg - In» 
Arument wurbe im Negierungsblatt nie verkünbigt, fondern nur eine Aus⸗ 
fertigung dem Ardiv bes Landesbisthums übergeben. Ein Abbrud fteht bei 
Reyſcher, Sammlung 10, 1067. 

Königl. Berorbnung v. 30. Ian. 1830, betr. bie Auslibung des ver⸗ 
faffiungsmäßigen Schug- uud Aufſichts-Rechts des Staates über die katho⸗ 
life Kirche. (Neg.- Bl. S. 81. — Reyſcher, Sammlung 10, 980-989 mit 
Anmerlungen.) 

Königl. Verordnung v. 1. März 1853, betr. bie Ausübung bed verfaf- 


2) Anderer Meinung war v. Rümelin in ber Abgeoronetenlammer am 
11. Zuni 1874. ©. 5691 u. Morig v. Mobl am 12. Juni 1874. ©. 5732. 
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fungsmäßigen Schut- und Auffichtsrechts des Staats über die latholiſche 
Landeskirche. (Reg⸗Bl. 49.) 

Verfügung des Kultusminiſteriums v. 9. März 1858, betr. die Belannt- 
madung des Ergebniſſes der vorgenommenen Pfründen-Ausfcheidung (ohne 
ausbrüdlihe Namhaftmachung befiätigt durch Staatsgejek vom 30. Januar 
1862, $. 2. Reg.-Bl. 1858, S. 25—59). 

Geſetz v. 30. Jan. 1862, betr. die Regelung des Berhältnifies der 
Staatsgewalt zur kathol. Kirche (NReg.-Bl. 59. Auch in Dove's Zeitjchr. 2, 
339). Der Schlußfag erklärt bie Konvention (das Kontordat) mit dem 
Römifchen Stuhl, wie es die Königliche Verordnung v. 21. Dez. 1857 ver⸗ 
kündigt batte, ihrem ganzen Inhalt nad für kraftlos. 

Berfügung des Minifteriums des Kirchen- und Schulweſens v. 30. April 
1571, betr. die Beichlüffe des vatikaniſchen Konzils in Rom (Reg.-BL. 115). 


Quellen-Sammlungen und Literatur. 


Bogt, Ad. v., Sammlung kirchlicher und ſtaatlicher Verordnungen für 
das Bisthum Nottenburg. 1876. Neue Bearbeitung der früheren Samm- 
lung: Kirchliche Verordnungen für das Bisthum Rottenburg. 1863. Neue 
Folge. 1870. 

Reyfher, Sammlung der Württembergifchen Gefege. Bd. 10: Samm- 
lung der katholiſchen Kirchengeiege vom Jahre 1803—1834, bearbeitet von 
%. 3. Lang, Brofefior der Rechte zu Tübingen. (S. 1—96 enthalten eine 
treffliche Hiftoriihe Einleitung. 

Tongner, Ignaz (Domkaplan), Darftellung der Rechtsverhältniſſe der 
Biſchöfe in der oberrheinifchen Kirchenprovinz. Tüb. 1840. 

Longner, Beiträge zur Geſchichte der oberrheinifhen Kirchenprovinz. 
Tüb. 1863. Gehandelt die Zeit von 1501 — 1530.) . 

Sauber, F. A. v., in Dove's Zeitfchrift 2, 357—411. 1862. „Die 
ficchenrechtlihen Verhandlungen auf dem Württernbergifchen Landtag v. 1861 
und bie Daraus bervorgegangenen Gejete.“ 

Solther, 2. (ehemals Kultusminifter), der Staat und die Tatholifche 
Kirche im Königreich Württemberg (unter Beziehung auf die Preußifchen 
ſeirchengeſetze v. 1873). Stuttgart 1871. S. 547. 

Ruckgaber, Aem., die Diözefe Rottenburg und ihre Ankläger. Tüb. 
1869. 

Das vatitanifhe Konzil und die Württembergifhe Staatsgefeßgebung. 
Stuttgart 1871. 

Mohl, R. v., Staatörecht des Königreichs Württenberg 2, 35. 478 
bis 510. 1840. 


I. Nach der Zählung des Jahres 1871 betrug die katholiſche 
Bevölkerung Württemberg 553,542 Seelen, welche 661 katholiſchen 
Kirchengemeinden (Bfarrbezirten) zugehörten, die zu 29 ‘Delanaten 
verbunden find. — Die Seelſorge-Geiſtlichkeit befteht aus 666 
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Pfarrern, worunter jich die 29 Delane befinden, aus 143 Raps» 
länen und etwa 100 weiteren Klerikern !). 

IH. Die Berfajjung ver Landeskirche ift in allen wichtigen 
Beziehungen durch Staatögejege feitgejtellt, in erfter Linie durch 
die Staatsverfaffungsurfunde vom 25. September 1819 und das 
Staatsgejeg vom 30. Ianuar 1862, welches auch mehrere ältere 
Beitimmungen mit Geſetzeskraft befleivet, dagegen das Konkordat 
vom 8. April 1857, troß päpftlichen Protejtes, in allen feinen 
Theilen aufgehoben bat. 

Der beiden päpftlichen Bullen, einmal die vom 16. Auguft 
1821 ,„Provida solersque“, welche die Umijchreibung der ober- 
theiniichen Kirchenprovinz und ihrer Diözejen enthält, und ſodann 
bie Bulle „Ad dominici gregis custodiam“ vom 11. April 1827, 
find durch Königliche Berorpnung vom 24. Oftober 1327 verfünbigt 
worden, aber mit bejtimmten Einſchränkungen, unter Vorbehalt 
weiterer Negierungsverorbnungen zu ihrer Vollziehung, und über- 
haupt unter Vorbehalt aller Staatshoheitsrechte. 

Die Formel, über welche fich alle betheiligten Regierungen 
verjtändigt hatten, und welche daher in allen Staaten in gleicher 
Weife angewendet worden ift, lautet: „Da die päbjtliche Bulle 
vom 16. Auguft 1821, welche mit den Worten: „Provida solers- 
que“ und diejenige vom 11. April 1827, welche mit ben Worten: 
„Ad dominici gregis custodiam“ beginnt, in jo weit folde 
die Bildung der oberrheinifchen Kirhen-Provinz, die Begrenzung, 
Austattung und Cinrichtung der dazu gehörigen fünf Bisſthümer 
mit ihren Domfapiteln, fo wie die Bejegung der erzbiichöflichen 
und bijchöflichen Stühle und ver vomftiftlichen Präbenden zum 
Gegenſtand Baben, von Uns angenommen werben, und Unfere 
landesherrlihde Staats- Genehmigung erhalten, 
ohne daß jedoch aus venfelben auf irgend eine Weife etwas 
abgeleitet werben könnte, was Unfern Hoheitsrechten ſchaden 
oder ihnen Eintrag thun möchte, oder ven Landes» Gejegen und 
Regierungs-Verorbnungen, ven erzbiſchöflichen und biſchöf— 
liden Rechten, oder ven Rechten der evangelifchen Confeſſion 
und Kirche entgegen wäre, jo wird folches hiermit unter dem 


1) Württembergiſche Jahrbücher 1874, ©. 28 u. 45. 
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Borbehalte, daß wegen der Vollziehung weitere Anordnungen 
werden getroffen werden, zur Nachachtung befannt gemacht.“ 

Welche Beitimmungen der Bulle zu den nicht angenommenen 
gehörten, jolite fich eben aus diejen vorbebaltenen Vollzugsvor- 
fhriften des Näberen ergeben. Der Rultusminifter v. Schmiblin 
machte dem Biſchof und Domkapitel von Rottenburg bei der Ein- 
jegung diefer Behörden am 19. Mat 1828 ausdrücklich die Mit- 
theilung, daß „namentlih“ die Artikel V. und VI. ver Yulle vom 
11. April 1827 nicht angenommen feten?). 

Der Art. V. bejagt nämlich, daß in jeder Diözefe biichöfliche 
Seminarien beitehen jollten, worin Klerifer „nach Vorſchrift des 
Konzils von Trient“ (!) gebildet und erzogen würden, und Art. VI., 
daß der Verkehr mit dem heiligen Stuhl freigegeben fei und den 
Biſchöfen in ihren Diözejen die volle bijchöflihe Gerichtsbarkeit 
zukommen jolle, „welche ihnen nach den jeßt geltenden Kanones 
und nach der gegenwärtigen Disziplin der Kirche gebührt“ (quae 
juxta canones nunc vigentes et praesentem ecclesiae dis- 
ciplinam eisdem competit). Die letteren Worte bezwedten nicht 
weniger, als dem ganzen Kanoniſchen Recht Gültigkeit beizulegen. 
Keine der betbeiligten Regierungen hat je daran gedacht dergleichen 
zuzugeftehen, am wenigſten die Württembergijche, welche damit 
gegen den Wortlaut der Berfaffungsurfunde vom 25. September 
1319 verftoßen haben würde (vgl. unten). 

Friedberg, Staat und Bilchofswahlen 1874, S. 409 nimmt 
wie bei Preußen an, daß die beiden Bullen nebft Breve die Kraft 
eines „völferrechtlichen Vertrags” Hätten. Allein der Wortlaut Der 
Bullen ift mit den Regierungen nicht vereinbart, ein Vertrag 
oder auch nur eine Art Uebereinfommen nie gejchlofjen worden; 
vielmehr hatten die Regierungen nur den päpftlichen Stuhl wiffen 
laſſen, unter welchen Bedingungen fie päpftliche Anorbnungen für 
ihre Staaten anerfennen würden, und fie hatten daher freie Hand, 
die Bullen anzunehmen oder abzulehnen oder fie mit Beichrän- 
tungen anzuerfennen. Das Xettere gefchab. 

Die vatikaniſchen Konftitutionen, namentlich auch diejenige 
vom 18. Juli 1870 über die päpftliche Unfehlbarkeit find vom 


I) v. Longner, Beiträge zur Gefchichte der oberrheinifchen Kirchenprovim 
1863. ©. 592, 3. 1 u. 2. Bgl. auch ©. 584. 
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Biſchof von Rottenburg, Dr. Hefele, unterm 10. April 1871 durch 
Abdrud im bifchäflichen Amtsblatt, unter Beifügung einiger „uns 
maßgeblicher“ Bemerkungen über ihren Sinn, verkündigt worden. 
Das biſchöfliche Rundſchreiben beginnt mit folgendem bemerfens- 
wertben Sag: „Wenn ich dem hochwürdigen Klerus den authen- 
tiihen Text der beiden dogmatiſchen Konjtitutionen des vatifani- 
ſchen Konzils mittheile, jo geſchieht e8 nicht in der Meinung, als 
ob der obligatoriiche Charakter allgemein Tirchlicher Dekrete von 
ihrer Verkündigung durch die einzelnen Diözeſanbiſchöfe abhänge.” 
Er belehrt alle feine Untergebenen, daß päpitliche Erlafje für ben 
Württembergiichen Klerus ſchon durch die Verkündigung in Rom 
„obligatorifch” werben, während das Staatsgeſetz vom 30. Januar 
1862, Art. 1 beftimmt, daß päpftliche Erlafje eine Gültigkeit für 
die fatholiiche Kirche Württembergs immer erft durch die Verkündi⸗ 
gung ſeitens des dafür verantwortlichen Landesbiſchofs erlangen '). — 
Unterm 30. April 1871 erließ Hierauf das Kultusminijterium 
mit Genehmigung des Königs und nach Anhörung des Geheimen- 
raths eine öffentliche Belanntmachung, „daß die Königliche Regie⸗ 
rung den Beſchlüſſen des vatikaniſchen Konzils keinerlei Nechts- 
wirfung auf ftaatliche oder bürgerliche Verhältniſſe zugeſtehe 2).” 

II. Die Organilation der Landeskirche ijt gegenwärtig fol- 
gendermaßen beichaffen: 

1. Eine Vertretung der Tatholiichen Kirchengemeinden, welche 
ausſchließlich von Mitglievern berjelben gewählt wäre, gibt es 
niht. In manchen Gemeinden bejtebt neben bem allgemeinen 
Stiftungsrath und Kirchenkonvent ein katholiſcher Stiftungsrath 
und Kirchenkonvent ®), welcher letztere aus den katholiſchen Pfar- 
vern, dem Schultheiß und zwei von biejen ernannten Tatbolt- 
hen Mitgliedern des Gemeinderaths zujammengefegt ift. 

2. Bon den 809 Pfarreien und Raplaneien werden bejekt: 
vom König auf Vorjchläge des Fatholifchen Kirchenraths und des 
Kultusminifters 267 Pfarreien und 56 Kaplaneien, von Privats 


ı) Mit Recht hebt der Verfafler der Schrift: „Das Batilanifhe Konzil 
u. die Württ. Staatsgeſetzgebung“ ©. 54 u. 55 hervor, baß in diefem Vor⸗ 
geben des Biſchofs eine offenbare Rechtsverletzung enthalten fet. 

2) Reg.⸗Bl. 115. 

2) Bol. oben S. 391. 

Thubichum, Kirchenrecht. 26 
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patronen (meijt jtandesherrlihem Adel) 220 Pfarreien und 59 
Kaplaneien!), vom Biſchof auf Gutachten des Domtapitele 178 
Pfarreien und 29 Raplaneien 2). 

3. Die 29 Dekane werden von der Pfarrgeiitlichkeit des 
Dekanats gewählt und vom Biſchof beftätigt, die Regierung bat 
nur ein Einſpruchsrecht wie bei allen geiftlichen Aemtern. 

4. Die Gränzen der Diözefe Rottenburg fallen mit ben 
Gränzen des Königreich8 zujammen und können nicht ohne Staats⸗ 
geſetz, ja ſogar nicht ohne Verfaffungsgele verändert werben). 
Auch Eremtionen finden nicht ftatt *). 

5. „Die Leitung der „„innern““ Angelegenheiten ver Tatho- 
liſchen Kirche fteht dem Landes-Biſchofe nebſt dem Domtapitel zu. 
Derjelbe wird in dieſer Hinficht mit dem Kapitel alle diejenigen 
Rechte ausüben, welche nad den Grundfügen des katholiſchen 
Kirhenrechtes mit diefer Würde wejentlich verbunden find 5).“ 

In der verfajlunggebenden Ständeverjamnilung vom 15. Sep⸗ 
tember 1819 hatte der Generalvikar, Biſchof von Evara, den Ans 
trag geitellt, dem Schlußſatz des Artikels 78 die Faſſung zu geben: 
„welhbe nah den kanoniſchen Sakungen und nad den 
Grundſätzen des katholiſchen Kirchenrechts damit verbunden find“, 
wonach aljo auch das Wort „wejentlich” wegfallen jollte. Er begrün- 
bete dies damit, daß „die Anjichten und Grundſätze des Kirchen, 
rechts” nach den verjchievenen Zeit⸗Syſtemen und dem Einfluß 
ber Zeitbegriffe eine öftere Abänderung oder Umgeftaltung erlitten, 
wie die zahlreichen Handbücher des Kirchenrechts lehrten, während 
die „Kirchengeſetze, oder die von der Kirche janktionirten kanoniſchen 


2) Der alademifche Senat der Univerfität Tübingen präfentirt zu einer 
Bfarrei (Ringingen).. Gaupp 2, 1. 25. 

2) Württemb. Jahrb. 1874, ©. 28, mit Berüdfihtigung des im 3. 1575 
mit Baden geſchloſſenen Staatsvertrages. Die Minifterialbelanntmachung 
v. 9. März 1853 hat etwas abweichende Zahlen. 

®) Berfaffungsurlunde v. 25. Sept. 1819, Art. 78. Königl. Verord⸗ 
nung v. 24. Oft. 1527. 

*) Königl. Verordnung v. 30. Iau. 1830 (vereinbart unter ben bei ber 
oberrheiniihen Kirchenprovinz mitbetheiligten Aegierungen), $. 2: „Es kann 
in feinem der oben erwähnten Bisthümer irgend eine Art von kirchlicher 
Sremtion Fünftig ftattfinden.” 

5) Berfafjiungsurfunde v. 25. Sept. 1819, Art. 78. 
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Sagungen fich nicht änderten“, auf diefen bleibenden Grund aber 
zurüdgegangen werden müſſe. Das fanonifche Recht für maßgebend 
zu erflären erachtete der evangeliiche Prälat v. Schmid als ben 
andern Kirchen präjudizierlich, und es wurde darauf von ver Ver⸗ 
fammlung dem Antrag des Biſchofs nur injoweit nachgegeben, 
dag e8 an Stelle der Worte „nah den Grundſätzen des katholi⸗ 
hen Kirchenrecht” heißen follte „in Gemäßheit der katholiſchen 
Kirhengejege" Der König aber verjagte biejer Aenderung 
feine Zuftimmung ). Hiernach find unter den Grundſätzen bes 
tatboliichen Kirchenrechts diejenigen Grundſätze zu verjtehen, welche 
man damals in Deutichland allgemein als die wahren, urfprüng- 
lichen, auch allein gültigen betrachtete und wie fie ein Menſchen⸗ 
alter vorher die vier deutſchen Erzbijchöfe vertreten hatten und 
im Jahr 1819 noch die Mehrzahl der Erzbifchöfe und Biſchöfe 
bandhabten. Dieß tft um jo jicherer, als an der Spike Des 
Württembergiſchen Miniftertums damals der Freiherr von Wangen: 
beim ftand, der bei den Konferenzen der Süddeutſchen Kegierungen 
zu Frankfurt a. M. eben erft die weitgehendſte Unabhängigkeit der 
deutſchen katholiſchen Landeskirchen vom Papſt mitbetrieben hatte. 
Die in der Königlichen Verordnung vom 30. Januar 1830 über 
bie Anwendbarkeit päpſtlicher Anordnungen enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen (j. unten) ſtimmten daher durchaus mit der Verfaſſungs⸗ 
urkunde überein. Erſt das Konkordat vom 8. April 1857, Art. 4 
eröffnete den Kanoniſchen Satzungen wieder Ausficht auf vollere 
Geltung in Württemberg, die mit der Beſeitigung des Konkordats 
wieder geſchwunden iſt. 

6. „Die in der Staatsgewalt begriffenen Rechte über die 
katholiſche Kirche werden von dem Könige durch eine aus katho⸗ 
liſchen Mitgliedern beſtehende Behörde ausgeübt, welche auch bei 
Beſetzung geiſtlicher Aemter, die vom Könige abhängen, jedesmal 
um ihre Vorſchläge vernommen wird ).“ Dieſe Behörde iſt ver 
„katholiſche Kirchenrath“ zu Stuttgart, welcher zur Zeit der Ver⸗ 
fündigung der Verfaffungsurfunde bereits beſtand und dem Mini- 
fterium des Innern und des Kultus untergeorbnet war. Daß 





i) Fricker, die Berfaflungsurtunde für d. Könige. Württemb. mit dem 
offiziellen Auslegungsmaterial. 1865. (S. 351—352. 484. 632—633.) 
2) Berfaffungsurkunde v. 25. Sept. 1819, Art. 79. 
26 * 
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biefe Unterordnung unter das Minifterium durch die Verfafjung 
nicht aufgehoben werben jollte, liegt auf ver Hand und wird durch 
die ganze folgende Staatsgeſetzgebung, 3. B. jchon gleich durch das 
Geſetz vom 28. Juni 1821 über die Verhältniſſe der Civilſtaats⸗ 
diener bewiejen. — Der fatbolifche Kirchenrath beiteht aus einem 
Vorftand und fünf orbentlichen Mitgliedern (Regierungsräthen, 
Negierungsaffefforen). Da er zugleich unter dem Kultusminijte- 
rium das gejammte katholiſche Volksſchulweſen zu leiten bat, jo iſt 
ihm ein Sculmann als außerorventlihes Mitglied beigegeben, 
welches allen Sigungen des Kollegiums in Schulfachen mit Stimm- 
recht anzumohnen bat. Sämmtlihe Mitglieder find Staatsdiener 
mit der gleichen Stellung wie die Mitglieder des evangelijchen 
Konſiſtoriums. — Die Amtsbefugniffe des Kirchenraths haben 
jeit dem Konkordat und dem Gefeg vom 30. Januar 1862 eine 
erhebliche Einbuße erlitten. 

7. Dem Papfte fommen innerhalb Württembergs keinerlei 
unmittelbaren Verfügungsredhte zu. Die Verfaffungsurfunde vom 
25. September 1819 thut feiner gar nicht Erwähnung und beharrt 
alſo in dieſer Hinficht bei dem Standpunkt, den die Regierung 
ihon früher eingenommen batte. Das Gejek vom 30. Januar 
1862, Art. 1 verfügt, daß Bullen, Breven und jonftige Erlaffe 
des Papftes, was auch immer ihr Inhalt jein möge, in Württem: 
‚ berg nur vom Lanbesbifchof verkündet werden bürfen und zwar 
unter Beobachtung ver gefeglichen Vorjchriften über Mittbeilung 
an die Staatsbehörde, beziehungsweiſe Einholung des Plazet (vgl. 
unten), womit alfo allen päpftlichen Verkünbigungen, die auf 
andere Weife erfolgen, etwa durch einen Nuntius oder Yegaten, 
oder welche nur in Rom im Vatikan felbft gefchehen, jeve Wir» 
fung für Klerus und katholiſche Gemeinden Württemberge abge- 
ſprochen iſt. 

Ferner verfügt das Geſetz vom 30. Januar 1862, Art. 1, 
daß alle vom Papjt ausgehenden und vom Biſchof in Württem⸗ 
berg verfünbigten . Erlaffe auh nur vom Biſchof angewenvet 
werben dürfen, nicht alfo von einem anderen firchlichen Oberen, 
feinem päpjtlihen Beauftragten, auch nicht dem Erzbiſchof der 
Provinz). Die Negierungen, welche bei der oberrheiniichen 


3) Diefe Beftimmungen bes Geſetzes ſtimmen wörtlich mit ber Königl. 
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Kirchenprovinz betheiligt find, waren fchon feit 1818 üdereinge- 
fommen, einem päpftlichen Nuntius überhaypt eine bauernde Reſi⸗ 
denz in ihren Staaten nicht zu geftatten. 

Der Bapit darf gegen feinen Württembergiihen Kleriker 
außerhalb des Bodens des beutichen Reichs eine Unterjuchung 
führen oder ein Urtheil fällen laffen, oder dieß felber thun, weder 
in erfter noch höherer Inſtanz; vielmehr find diefe Saden durch 
beauftragte Richter innerhalb Deutichlands zu beforgen und zwar 
durch deutſche Kirchliche Gerichte, aljo nicht etwa einen päpftlichen 
Nuntiust). Daifelbe gilt für Ehefachen, binfichtlich welcher über- 
baupt eine geiftliche Gerichtsbarkeit mit bürgerlicher Wirkung nicht 
mehr beitebt. 

IV. „Die Bildung neuer firchlicher Gemeinden und die Ab- 
änderung bejtebender kirchlicher Gemeinde- und Bezirkseintheilungen 
kann von dem Biſchof nur im Einverſtändniſſe mit der Staats- 
vegierung verfügt werben ?). 

Daffelbe gilt von der Errichtung, Theilung und Vereinigung 
von Pfründen, auch wenn eine neue kirchliche Gemeindetheilung 
nicht damit verbunden iſt.“ 

V. Das Gejet vom 30. Januar 1862, Art. 1 bat die Vor- 
ihrift des zweiten Satzes des 8. 72 der Verfaſſungsurkunde über 
das PBlazet, joweit es Verorbnungen der Fatholifchen Kirchengewalt 
angebt, durch folgende Vorſchriften erſetzt ?): 


Berorbnung v. 1. März 1853, $. 3 überein, deren Inhalt von allen Regie⸗ 
zungen ver Oberrheinifchen Kirchenprovinz vereinbart ift. 

1) Geſetz vom 30. Ian. 1862, Art. 10: „Disziplinar- und Eheſachen 
bürfen auch im Inftanzenzuge nicht vor ein außerdeutſches kirchliches Gericht 
gezogen werben.” — Das Königliche Yundationd-Inftrument für das Bis⸗ 
tum Rottenburg v. 14. Mai 1828, Nr. 5 und die Königl. Verorbnung v. 
30. Jan. 1830, $. 10 hatten ben Rechtszug auf Die Grenzen ber Ober- 
tbeinifchen Kirchenprovinz beſchränkt. Das erftere verfügte: „Es dürfen keine 
lirchlichen Streitigleiten der Katholiten Unferer Lande außerhalb der Kirchen- 
provinz und vor auswärtigen Nichtern verhandelt, oder etwa von biefen ver- 
bängte Straferfenntnifie gegen Unfere katholiſchen Untertbanen ohne Unfere 
Genehmigung vollzogen werben." Set, nad dem Gele v. 30. Ian. 1862 
lann auch die Königliche Genehmigung ein von außerdeutſchen firchlichen Ge⸗ 
richten gefälltes Strafurtbeil nicht mehr gültig machen. 

2) Geſetz v. 30. Ian. 1862, Art. 17 (Reg.-Bl. 64). 

2) Dem Xrtilel 1 des Geſetzes kommt bie Natur eines Verfafſungs⸗ 
geſetzes zu. Vgl. die Schrift: „Das Batilanifhe Eoncil und die Württem⸗ 
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1. Ohne die zuvor!) eingebolte Genehmigung des Staats 
bürfen von dem Erzbiihof, Biſchof und den übrigen kirchlichen 
Behörden, 3. B. Domkapitel, Kapitelövifar, keine allgemeinen 
Anordnungen und Kreisichreiben an bie Weiftlichleit und bie 
Didzefanen erlaffen werden, wodurch biefelben zu etwas ver- 
bunden werben jollen, wa® nicht ganz in dem eigenthümlichen 
Wirtungskreiſe der Kirche liegt, ebenjo wenig fonftige Erlafle, 
welche in ftaatlie oder bürgerlide Verhältniſſe eingreifen. 
Diejelbe Staatsgenehmigung iſt erforderlich für Beſchlüſſe ver 
Didzefan- und Provinztaliynoden und für Bullen, Breven und 
fonjtige Erlaffe des Papftes, jofern fie einen Inhalt der eben be- 
fchriebenen Art haben. Daß nur der Bifchof berechtigt ift, fie zu 
verkündigen, wurde fchon oben angegeben. 

Als Beiſpiele jolcher gemifchten Sachen wurden von der 
Kommiſſion der Abgeorpnetentammer bezeichnet: Verfügungen über 
Eberecht, Verordnungen über die Gottesdienſtordnung, welche einen 
Vermögensaufwand öffentlicher Kaffen over Einzelner zur Folge 
haben, Verfügungen über die Sonntagsfeter, Anoronungen über 
Walfahrten und Brozefjionen ?) u. |. w. 

2. Algemeine Kirchliche Anordnungen und öffentliche Erlaffe, 
welche rein geiftliche Gegenftände betreffen, find der Staats- 
behörde nur gleichzeitig mit der Verkündigung zur Einficht mitzu- 
theilen 3). 

Dis zum Jahre 1853 waren folgende Beitimmungen ver 
Königlichen Verorpnung vom 30. Januar 1830, $. 4 und 5 in 
Geltung gewefen, welche auf Vereinbarung aller bei der Kirchen» 
provinz betheiligten Regierungen berußten: 8. 4: „Die von dem 
Erzbifchof, dem Biſchof und den übrigen firchlichen Behörden aus- 
gehenden allgemeinen Anordnungen, Kreisichreiben an die Geijt- 
Lichkeit und Diözefanen, durch weldye diefelben zu etwas verbunden 


bergiſche Staatsgefegebung”. Stuttgart 1871. ©. 55. Der Inhalt des 
Art. 1 ſtimmt wörtlich mit der Tanbesherrlihen Verordnung vom I. März 
1853, 8. 2 u. 3 überein, welde von allen Regierungen ber Oberrheinifchen 
Kirchenprovinz vereinbart war. 

1) Golther 264. 266. 

2) Verb. d. Kammer d. Abg. 2692. 

2) Die Abgeordnetenkammer verwarf mit 70 gegen 10 Stimmen ben 
Antrag Moriz v. Mobile, das Plazet in der von der Berfafiungsurkunde 
vorgefchriebenen Allgemeinheit aufrecht zu erhalten. 
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werden follen, jo wie auch befondere Verfügungen von Wichtigkeit 
unterliegen der Genehmigung des Staates, und können nur mit 
der ausdrüdlichen Bemerkung der Staats » Genehmigung (Placet) 
hmd gemacht oder erlaffen werben. 

Auch ſolche allgemeine kirchliche Anordnungen und öffentliche 
Erlaſſe, welche rein geiftlihe Gegenftände betreffen, find ven 
Staatsbehörden zur Einficht vorzulegen, ihre Kundmadhung kann 
erit alsdann erfolgen, wenn dazu die Staats-Bemwilligung ertbeilt 
worden ift.“ 

8. 5: „Alle römiichen Bullen, Breven und jonjtige Erlaffe 
müffen, ehe fie fund gemacht und in Anwendung gebracht werden, 
die landesherrliche Genehmigung erhalten, und jelbft für angenom- 
mene Bullen dauert ihre verbindende Kraft und ibre Gültig- 
feit nur jo lange, als niht im Staate burd neuere 
Berordnungenetwas anderes eingeführt wird!). Die 
Staatö-Genehmigung ift aber nicht nur für alle neu erjcheinenven 
päbitlihen Bullen und Conftitutionen, ſondern auch für alle 
jrübern päbftlichen Anorbnungen nothwendig, fobald davon 
Gebrauch gemacht werden will.” Dieje lettere Vorſchrift 
jellte der Anwendung von Bullen einen Riegel vorjchieben, welche 
bisher nicht in Gebrauch gewejen waren ?;. 

Dieſe Verordnung wiederholte nur, was zur Zeit der Verfal- 
jungsgründung im Sabre 1819 und auch nach verjelben ſtets 
Rechtens gewejen war. Daß ältere päpftliche Anordnungen, welche 
im Jahre 1819 in Württemberg nicht in Gebrauch gemejen find, 
daſelbſt auch jet noch nur unter denſelben VBorausfegungen wie 
neue Anordnungen Geltung erlangen können, wurde fchon oben 
S. 403, gezeigt. 

Die Ausübung des Plazetrehts war dem katholiichen Kirchen- 
rath zu Stuttgart übertragen. Außerdem war dem bifchöflichen 
Trdinariat zu Rottenburg von Anfang an ein Königlider Kom⸗ 


— —— 





1) Bol. öſterreichiſche Verordnung v. 17. März 1791, welche in ben ſeit 
1805 zu Württemberg gekommenen vorderöſterreichiſchen Beſitzungen noch 
galt. Ueber Erllärungen des Geheimenraths v. 18. Juni 1832 und 10. Ian. 
1833 vgl. Reyfcher 10, Einleitung von Lang S. 84 u. 982, Anm. Golther 
12—73, 

2) Erklärung des Königl. Geheimenrathes bei Reyſcher, Samml. 10, “4. 
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miffär beigegeben, welcher allen Situngen beizuwohnen und alle 
biichöflichen Erlaſſe mitzuunterjchreiben, mit feinem „Vidit“ zu 
verjeben hatte. Erſt im Sabre 1847 verzichtete die Regierung 
auf diefe Form der Ueberwachung }). 

VL Die Königliche Verordnung vom 30. Januar 1830 (Die 
jog. Kicchenpragmatif) 8. 36 verfügt: „Den Geiftlichen, jo wie 
den Weltlichen, bleibt, wo immer ein Mißbrauch ver geijtlichen 
Gewalt gegen ſie Statt findet, der Rekurs an die Landes⸗ 
bebörben 2)". Diefe Bejtimmung erlangte allerdings feine große 
praftiihe Bedeutung, weil das katholiſche Kirchenweſen in weiteſter 
Ausdehnung theild unter birefter Leitung einer Staatöbehörbe, 
des katholiſchen Kirchenratbs, theils unter ftrenger Kontrole ver 
Staatsbehörvden jtand. Sie ijt aber noch gegemmwärtig volllommen 
in Gültigkeit, wie auch bei den Verhandlungen über das Geſetz 
vom 30. Januar 1862 von Seiten der Regierung anerkannt 
wurde 9). In den Motiven zu dem Negierungsentwurf ift Bezug 
genommen auf ein Reſkript des Kultusminifteriumd an den 
Biſchof vom 5. März 1853, worin es hieß: „Obgleich e8 feines: 
wegs in der Abficht Liege, gegen jedes Erfenntniß der geiftlichen 
Gerichte gleihfam eine Appellation an die Staatsbehörde als 
höhere Inftanz zu geftatten, jo fünne doch die Regierung nicht 
darauf verzichten, einzujchreiten, wenn Organe der Kirchengewalt 
ihre vom Staat anerkannten Befugnifje überjchreiten oder weient- 
lihe Grundſätze eines vechtlichen Verfahrens, unter deſſen Vorauss 
ſetzung allein der Staat eine Kirchliche Strafgewalt anzuertennen 
vermöge, außer Acht laſſen follten.” Sodann fahren die Motive 
fort: „In diefem Sinne muß die Königliche Regierung jeder» 
zeit an dem fog. recursus ab abusu feithalten; denn der Staat 
würde jeinen eigenen Beruf gänzlich mißlennen, wollte er einen 
feiner Angehörigen gegen rechtswidrige Eingriffe, von welder Seite 
fie auch fommen mögen, jchutlos lajjen. Kine erſchöpfende Aufr 
zählung der Fälle, die als Mißbrauch der geiftlichen Gewalt zu 

1) Lang bei Reyſcher, Samml. 10. Einl. S. 492. v. Longner, Beiträge 
1863. ©. 398. v. Golther ©. 74. 258. 

2) Reyſcher 10, 958. 

3) Val. v. Hauber in Dove's Zeitfehr. 2, 388. Golther, Staat u. kath. 
Kirche. 1874. S. 323—328. Verhandl. d. Abgeorbnetentammer v. 21. De; 
1861. ©. 5702. 
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bezeichnen fein mögen, tit nicht wohl möglich; doch laſſen fich als 
nabeliegende Beiſpiele erwähnen: (folgen eine Anzahl von Bei⸗ 
ipielen). Einen Relurs gegen Exkommunikation (Ausfchließung) 
aus der katholiſchen Kirche, meinen jchließlich die Motive, könne 
bie Regierung nicht annehmen !). 

Die Abgeorpnetenfammer hatte e8 wegen ber jest der Tatho- 
liſchen Kirche gewährten Selbitändigleit für geboten erachtet, die 
Fälle, in welchen ver Rekurs zuläffig fein folle, beftimmt zu be- 
zeichnen und dem entiprechende Bejchlüffe gefaßt; allein fie ver= 
zichtete dann auf diejelben, weil die erjte Kammer dagegen war 
und weil auch die verjuchte Aufzählung fih als unvollftändig er» 
wies ?). 

VD. Geiſtliche Orden und Kongregationen Tönnen nur vom 
Bischof, nicht vom Papft, und nur mit ausprüdlicher Genehmigung 
der Staatsregierung eingeführt, auch neue Nieberlaffungen eines 
etwa bereit zugelaffenen Ordens nur mit diefer Genehmigung 
gegründet werben. 

Der Regierung bleibt das Necht, die ertheilte Genehmigung 
jederzeit zurücdizunehmen, und fie kann auf dieſes Necht nicht ver- 
zichten 3). 

Ein ftantliher Zwang, um Ordensmitglieder zur Beobachtung 
ber von ihnen geleifteten Gelübde zu nöthigen, findet nicht Statt; 
biefelben können jebverzeit aus dem Orden austreten und die Ges 
lübbe widerrufen *). 


2) Bol. die Motive bei Dove, Zeitichr. 2, 111—113. 

2) Bol. Golther, Staat u. fathol. Kirche in Wiürttemb. 1874. ©. 326. 
Sitzungen v. 20. Nov. und 21. Dez. 1861. ©. 5204 und 5705. 

9 Geſetz v. 30. San. 1862, Art. 15. Reg.⸗Bl. 63. Bgl. Hauber In 
Dove's Zeitſchr. 2, 395 —397. 

*) Geſetz v. 20. Ian. 1862, Art. 16: „Die Gelübbe der Orbensmit- 
glieder werben von der Staatsgewalt nur als wiberrufliche. behandelt.” 
(Reg.- Bl. 63). 
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$. 82. 
3. Die Israelitiſche Landeskirche. 


Die maßgebenden Geſetze find folgenve: 


Geſetz v. 25. April 1828, betr. bie öffentlichen Berbältnifie der Israeli⸗ 
tifhen Slaubensgenofien Art. 37, 2. Abſatz, Art. 38. 39. 48-61 (Neg WI 
301-320. 9 Art. 52 muß es ftatt „Betätigung“ „Ernennung“ beißen, 
Vgl. die Berichtigung im NReg.- Bl. 1831. ©. 564. Ein Abdrud flebt im 
Dove's Beitfchr. 5, 499—502.) 

Königl. Verordnung v. 27. Oft. 1831, betr. die Bildung unb ben 
Wirkungskreis der Vorſteherämter der Israelitifchen Kirben-Gemeinden und 
ber Israelitiſchen Ober-Kirchenbebörde (Reg.-BL 551—563). 

Königl. Verordnung v. 25. März 1851, betr. die Wahl u. die Amts- 
‚ bauer ber Beifiker der Israelitiſchen Kirchenvorfieherämter (Reg.⸗Bl. 43—47). 

GSefe dv. 13. Augujt 1864, betr. die bürgerl. Verhältniſſe der Israeli⸗ 
tifhden Glaubensgenofien. (Reg.-Bl. 137. 138. Dove's Zeitſchr. 5, 498 
bis 502.) 

Gefe v. 23. Dez. 1873, betr. die Aufhebung der Israelitiſchen Per- 
fonalftener (Reg.⸗Bl. 453). 

Geſetz v. 23. Juni 1874, betr. die Penſions⸗Verhältniſſe ber Israeli⸗ 
tiſchen Voltsfhullehrer und Vorſänger (Reg.⸗“Bl. 187—189). 


Literatur. 


Reyſcher, Sammlung Bd. 15. L Anhang. (Sammlung der Würt⸗ 
tembergiſchen Geſetze in Betreff der I8raeliten vom 3. 1521 —1846, bear- 
beitet von Player, %. F., Oberamtmann. 1847). 

Mohl, Württemberg. Staatsrecht 2. 515—518 (1640). 


DI Gründung neuer Religionsvereine. 
8. 83. 


1. Korporationsrechte erlangen WReligionsvereine nur durch 
Königliche Verleihung. Geſetzliche Vorichriften über die Vorbe⸗ 
bedingungen fehlen. 

2. Die Bildung religidjer Vereine außerhalb der vom Staat 
als öffentlicher Körperfchaften anerkannten Kirchen ift von einer 
ftaatlihen Genehmigung unabhängig. Solche Vereine dürfen jedoch 
nad ihrem Bekenntniß, ihrer Verfaſſung oder ihrer Wirkſamkeit 
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mit den Geboten der Sittlichfeit oder mit der öffentlichen Rechts⸗ 
ordnung nicht in Widerfpruch treten !). 

a) Wer einen NReligionsverein mit befonveren Statuten 
gründet, ift nur auf beionveres Verlangen der Regierung ver- 
pflichtet, die Statuten vorzulegen, bei Geldſtrafe bis zu 36 Marl. 
Im Uebrigen liegt ihm feine Anzeigepflicht ob ?). 

b) Sp lange ein Verein nicht verboten ift, ſteht ihm das 
Recht der freien gemeinfamen Neligionsübung im häuslichen und 
öffentlichen Gottesdienſt, ſowie der jelbjtändigen Ordnung und 
Verwaltung feiner Angelegenheiten zu 3). 


Fünftes Kapitel. 
Baden. 
I. Allgemeine ftaatsgejegliche Beftimmungen. 
8. 84. 


II. Konftitutionsebilt v. 14. Mai 1807, die kirchl. Staatsverfaflung betr. 
(Winkopp, Rheinifher Bund 8, 257). 

Sroßherzogl. Verordnung v. 24. März 1808 über die Ausübung der 
Kirchenlehnsherrlichleit (Patronatsrechte). Spohn, Staatsfirchenrecht 174—184, 
aud Kirchenrecht der ewang.-prot. Kirche 2, 308—318. 

Berfafjungsurkunde v. 22. Aug. 1818, Art. 9. 18. 20. 27. 30. 37. 

Geſetz v. 7. Juni 1848 über die Beeidigung der dffentl. Diener auf bie 
Berfaffung (Reg-BL. 167— 168. Spobn, Staatskirchenrecht 185). 

Geſetz v. 9. Oft. 1860, die rechtliche Stellung ber Kirchen und kirchlichen 
Vereine im Staate (Reg.Bl. 375. Dove's Zeitſchr. 1, 157. Friedberg, 
Staat und katbol. Kirde in Baden 1871. ©. 237—238. Mit Erläute- 
rungen bei Spohn, Staatslirchenreht 1868. S. 3—35 und nad deren 
Stand bes Jahres 1874 bei Spohn, ev. K.-R. 2, 524—562.) 


— — — — 


1) Geſetz v. 9. April 1862, betr. die religiöfen Diſſidenten⸗Vereine (Reg.⸗ 
DL. 151). Vgl das entfprechende Sächſiſche Geſetz, oben S. 375. Ctälin 
in Dove's Zeitfehr. 11, 420—459. Golther 240. 

2) Geſetz vom 27. Dez. 1871, betr. Aenderungen des Polizeiftrafrechts 
Art. 9 (Neg.Bl. 393). 

3) Geſetz v. 9. April 1872, Art. 1. 
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Geſetz v. 9. Oft. 1860 Über die Aufhebung bed Verzichts des Herrn 
Fürften von Fürſtenberg und von Leiningen auf die Batronatsrechte. (Neg.- 
DI. 378. Spohn, Staatsfirhenreht 184—155 und befielben 8.-R. der ev.- 
prot. Kirche 2, 319 mit Anmerkungen.) 

Großherzog. Berorbnung v. 5. März 1869 (?) zum Bollzug bes Geſetzek 
v. 7. Juni 1848 über den Berfaflungseid (Spohn, Staatslirhenredht. 1868. 
©. 186.) 

Geſetz v. 5. Olt. 1863 über die Organifation der innern Berwaltung. 
8.5, 6 und 15. (Spohn 246 und evang. K.-R. 2. 20). 

Sroßberzogl. Verordnung v. 6. Sept. 1867, die allgemein⸗wiſſenſchaft⸗ 
liche Borbildung der Beiftlichen betr. (Triebberg 270—272. Spohn, Staats- 
tirchenrecht 186 —189). 

Geſetz v. 5. Mai 1870, betr. die Nechtsverbältniffe und die Verwaltung 
ber Stiftungen (©.- u. V.Bl. 399. Friedberg 484—192. Spohn 2, 465 
bis 482 mit Erläuterungen.) 

Großherzogl. Verordnung v. 18. Mai 1870, betr. den Bollzug des Ge- 
fees über die Rechtsverhältniſſe u. d. Berw. d. Stiftungen. (G. u. B.⸗Bl. 
459— 464. Friedberg 492—495. Spohn 2, 482 - 487.) 

Verordnung des Minifteriums de8 Annern v. 19. Mai 1870, den Boll 
zug des Geſetzes Über die Nechtsverbältniffe u. die Verwaltg. der Stiftungen 
betr. (G.⸗ u. B.-Bl. 464. Friedberg 495398. Spohn 2, 487—494.) 

Geſetz v. 23. Dez. 1871, betr. den Vollzug der Einführung bes deut⸗ 
ſchen Neichöftrafgefetsbuches im Großherzogth. Baden (©.- u. B.-BI. Nr. 51. 
Spohn 2, 515 im Auszuge. Art. 2 defielben hebt das Geſetz v. 9. Okt. 
1860, betr. die Veflrafung von Amtsmißbräuchen ber Geiftlichen, völlig auf. 
Abbrüde dieſes letzteren bei Triebberg 239—240 und Spohn, Staatskirchen⸗ 
recht 205 bis 212 mit Erläuterungen.) 

Großherzogl. Verordnung v. 2. Nov. 1872, die allgemein - wiſſenſchaft⸗ 
lihe Vorbildung der Geiſtlichen betr. (&.- u. V.⸗Bl. 355. Friedberg 557.) 

Geſetz v. 19. Febr. 1874, betr. Die Aenberung einiger Beſtimmungen bes 
Geſetzes v. 9. Oft. 1860, die rechtl. Stellung ber Kirchen unb kirchl. Vereine 
im Staate. (G.- u. V.Bl. 93—96. Dove’ Zeitſchr. 12, 255—258. Spohn, 
516-519; auf ©. 524—562 folgt eine Zufammenftellung und Erläuterung 
ber beiden Geſetze. 

Großherzogl. Verordnung v. 3. Mai 1874, betr. das Verfahren bei der 
ftaatlichen Prüfung der Geiftlichen über ihre allgemein wifienfchaftliche Vor⸗ 
Bilbung. (G.⸗ u. B-BL 194—195. Spohn 2, 146—147.) 

Geſetz v. 25. Aug. 1876, betr. die Aufbefferung gering befolbeter Kirchen. 
biener aus Staatemitteln. 


Spobn, ©., Badiſches Staatskirchenrecht 168. 

Spohn, G., Kirchenrecht der Vereinigten Evangelifch -Proteftantifchen 
Kirche im Großherz. Baden. 2 Abtheilungen. 1871 u. 1875 (enthält den 
Wortlaut der Geſetze u. f. w. mit Erläuterungen, unter Weglaffung des nicht 
mehr Geltenben). 
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Sriebberg, Em., der Staat und bie katholifche Kirche im Großh. 
Baden. 1871. Mit Anbang vom 3. 1873. Die Seiten 237 —532 und 
553—588 enthalten Geſetze und andere Urkunben. 


I. Die Berfaffungsurkunde vom 22. Auguft 1818 enthält jo 
gut wie feine Bejtimmungen über die Stellung der Religionsvereine 
im Staate und ihre Verfaſſung, und es dauerten aljo bis zum 
Sabre 1860 im Wefentlichen die Vorjchriften der früheren Ge» 
jeße, namentlich des II. Konftitutionsevifts vom 14. Mat 1807 
fort. Eine völlige Umgeftaltung erfuhr dieſes ältere Recht durch 
das Geſetz vom 9. Dftober 1860, betr. die rechtliche Stellung der 
Kirhen und Firchlichen Vereine im Staate und das ergänzende 
Gejeg vom 19. Februar 1874, welche beide übrigens nicht bie 
Natur von Berfafjungsgejegen haben. Alle bezüglich ver römijch- 
fatholifchen Kirche erlaflenen Staatögefege finden auch auf bie 
Altkatholiken Anwendung nad Maßgabe des Gejeges vom 15. Juni 
1874. Die wichtigeren allgemeineren Vorſchriften des Geſetzes 
vom 9. Dftober 1860 find folgende: 

1. Der vereinigten evangelifch-protejtanttfchen und der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche iſt das Necht öffentlicher Korporationen mit 
dem Rechte der öffentlichen Gottesverehrung gewährleiftet. ‘Die 
Befugniſſe der übrigen Religionsgemeinfchaften, welche bisher auf- 
genommen oder geduldet waren, richten fich nach den ihnen’ er- 
tbeilten bejonveren Verwilligungen y. Aufgenommene, d. 5. mit 
Korporationsrechten ausgejtattete Neligionsvereine find zur Zeit 
außer beiden Hauptlirchen die Israeliten) und Deutfchlatholiken 3). 

2. Die vereinigte evangelifch = protejtantiiche und die römijch- 
katholiſche Kirche ordnen und verwalten ihre Angelegenheiten fret 
und jelbftändig. Beichränfungen können alſo nur durch Geſetz 
oder auf Grund von Geſetzen jtattfinden. Daß Staatsgejege den 
Kirchengefegen vorgeben tjt in folgenden Süßen ausgeſprochen: 

a) In ihren bürgerlichen und jtaatsbürgerlichen Beziehungen 
bleiben die Kirchen, deren Anftalten und Diener den Staatögejegen 
unterworfen. Keine Kirche kann aus ihrer Verfaffung ober ihren 
Verordnungen Befugniffe ableiten, welche mit der Hoheit bes 
Staats oder mit den Staatögefegen in Widerfpruch fteben. 

2) Gefeß v. 9. Oft. 1860, $. 1 u. 2. 


2) Edikt v. 13. Ian. 1809. 
2) Staatsminifterialentfchließungen v. 20. April 1846 u. 19. Mai 1818° 
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b) Keine Verorbnung der Kirchen, welche in bürgerliche ober 
ftaatSbürgerliche Verhältniffe eingreift, Tann rechtliche Geltung in 
Anſpruch nehmen oder in Vollzug geſetzt werben, bevor fie Geneh⸗ 
migung des Staats erhalten bat. — Alle Kirchlihen Verordnungen 
müfjen gleichzeitig mit der Verfünbigung der Staatsregierung mit- 
getheilt werben. 

3. Das Maß der Selbitändigkeit iſt ſodann noch in folgenden 
wichtigen Punkten genauer bejtimmt: 

a) Die Kirchenämter werden durch die Kirchen ſelbſt verliehen, 
unbeſchadet der auf öffentlichen oder auf Privatrechtstiteln, wie 
insbejondere dem Batronate, beruhenden Befugniſſe. Die landes⸗ 
berrlichen Patronate bleiben in ihrer Wirkfamteit, bie im Wege 
der Verordnung ihre Aufhebung in Vollzug geſetzt wird. 

b) Das Vermögen, welches ven kirchlichen Bedürfniſſen, jet 
e8 bes ganzen Landes, oder gewiljer Diftrikte, oder einzelner Orte 
gewidmet ilt, wird, unbeichadet anderer Anordnungen durch die 
Stifter, unter gemeinfamer Yeitung der Kirche und des Staates 
verwaltet. — Bei der Verwaltung des Ffirchlichen Diftrilte- und 
Drtövermögens müſſen die berechtigten Hemeinden vertreten 
fein. — Die Verordnungen über die Verwaltung des firchlichen 
Bermögens bleiben in ihrer bisherigen Wirkſamkeit, bis im 
Wege der Verordnung ihre Aufhebung in Bollzug gejekt 
wird. 

c) Eingehende ftaatsgejeglihe Beitimmungen find endlich über 
bie Vorbildung der Geiftlichen, kirchliche Lehranſtalten, Kirchenzucht 
n. ſ. w. getroffen. 

DO. Die Staatsbebhörden zur Wahrnehmung der dem Staat 
zulommenden Ernennungs-, Beſtätigungs⸗ Einſpruchs⸗ und Ueber- 
wachungsrechte find: 1. das Minifterium des Innern, 2. das 
Gefammtminifterium, und 3. der Gerichtshof für Kirchliche Ange⸗ 
legenheiten, bejtebend aus den Mitgliedern des Staatsminijte- 
riums und 5 Mitgliedern der Gerichtshöfe, welche jeweils für zwei 
Jahre durch Iandesherrliche Entichliegung bezeichnet werden. Eines 
biefer richterlichen Mitglieder hat den Beivortrag zu geitatten '). 





—— 


1) Geſetz v. 19. Febr. 1874, Art. 3 (8. 16d.). 
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I. Die einzelnen Religionsvereine. 


8. 85. 
1. Die Vereinigte Evangeliſch⸗Proteſtantiſche Kirche. 


Reſtript bes Markgrafen Karl Friebrih dv. Baben v. 6. Auguft 1794, 
betr. die Pfarr⸗Beſetzungs⸗ u. Promotions⸗Ordnung. Spohn 1, 365—374. 

Inſtruktion des Markgrafen Karl Friedrich von Baden für das fürſtl. 
Kirchenraths⸗Kollegium (d. g. Kirchenraths - Inftruktion) v. 6. Juli 1797. 
Spohn 1, 317—364. j 

Großherzogl. Verordnung v. 23. Yuli 1821, betr. Die Bereinigung ber 
beiden evangelifchen Kirchen in dem Großherzogtum Baden. Spohn 1, 89 
bis 91. 1871. 

Erlaß des Minifterinms des Innern. Evangeliſche Sektion v. 13. Sept. 
1921, Belanntmahung ber mobiftzirten Bereinigungsurtunde mit Beilagen. 
A. Kirdenorbnung. B. Kirchenverfafiung. C. Kirchengemeindeordnung. D. 
Kirdenvermögen. (Spohn 1, 93—148. Die Beilage B. „Kirchenverfaſſung“ 
wird von Spohn jedoch gar nicht, die Beilage C. Kirchengemeindeordnung“ 
nur theilweiſe mitgetheilt.) 

Synodalordnung v. 18. März 1844 für bie evangelifchen Pfarrfynoben. 
Spobn 2, 98—106. 

Großberzogl. Verordnung v. 28. Dez. 1860, betr. die Stellung bes 
Oberkirchenraths (Reg.⸗Bl. 553—554. Dove, Samml. 181. 182.) 

Belanntmahung des Evang. Oberlirchenratb® v. 9. April 1861, betr. 
die Gründung eine® Verordnungsblattes für bie vereinigte evangel.=protefl. 
Kiche des Großh. Baden. (Berorbnungsblatt‘filr die ewang. » proteft. Kirche 
©. 1. Spohn 2, ©. 1—2.) ’ 

Großherzogl. Erlaß v. 5. Sept. 1861, betr. Verkündigung und Santtion 
der Verfaſſung ber vereinigten evangelifch » proteftantifchen Kirche des Groß⸗ 
herzogthums. (Derſelbe vertündigt die zwei folgenden Kirchengefege.) Spohn 
1, 165—176. Dove, Sammlung 148. 

Kirchliches Geſetz v. 5. Sept. 1861, betr. die Verfaſſung ber vereinigten 
evangelifheproteftantifchen Kirche nebft zwei Anlagen: I. Wahlorbnung. 
I. Wahlbezirke. — Diefe beiden Anlagen haben laut $. 76 nur die Natur 
eined einfachen Kirchengejees, nicht eines Verfaſſungsgeſetzes. (Spobn 1, 
163 u. 240. 252. Dove, Samml. 149. 171. 177.) 

Kirchliches Geſetz v. 5. Sept. 1861 über Einführung der Kirchenverfaf- 
fung (Spohn 1, 253—254. Dove, Samml. 177—179.) 

Belanntmahung des Minifteriums des Innern v. 27. Sept. 1861, wo⸗ 
duch die Berfaffungsgefege im Hegierungsblatt ebenfalls zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht werden. (Reg.⸗Bl. 335—373.) 

Berorbnnung bes Evang. Oberkirchenraths v. 20. Febr. 1862, betr. das 
Verfahren bei ber Belegung der Pfarreien und bei der Pfarrwahl. V.⸗Bl. 
19. Spobn 1, 307—309.) 
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Großherzogl. VBerorbnung dv. 23. Febr. 1862 Über bie Verwaltung bes 
evangelifchen Kirchenvermögend. (Reg.Bl. 87—90. Spohn, Staatskirchen⸗ 
tet. 1868. ©. 197—201 und Evang. K.-R. 2, 572—576.) 

Verordnung bed Oberkirchenraths v. 25. April 1862 über die Bildung 
ber Didzefanfynoden. Spobn 1, 283—284. 

Proviſoriſches (feit 1867 definitives) Kirchliche Geſetz v. 24. Febr. 1863, 
betr. die Wahl der weltlihen Mitglieder für bie Diözeſanſynoden. (B.⸗Bl. 
11. Spobn 1, 285—286.) 

Verordnung bed Evang. Oberkirchenraths v. 3. März 1863, betr. bie 
Beftreitung der Koften der Diözefangemeinden. (V.⸗Bl. 13. Spohn 1, 243 
bis 295.) 

Proviſoriſches (1867 von der G.⸗S. beftätigtes) kirchliches Geſetz vom 
22. Zuli 1863, betr. Die beſonderen Einrichtungen für bie evangel. Diözefen 
Mannheim u. Heidelberg. (B.-Bl. 71. Spohn 1, 296—297.) 

Berordnung des Evangel. Oberkirchenrathes v. 14. Aug. 1863, Über bie 
Bifitation der Kirchengemeinden und Delanate. (B.-BL. 75. Spobn 2, 595 
bis 604.) 

Verordnung des Evangel. Oberfirchenrathe v. 2. März 1865, betr. bie 
Geſchäftsordnung für die Diözeſanſynoden (B.-BI. 29. Spohn 1, 286 
bis 292.) " 

Verordnung des Exangel. Oberkirchenraths v. 20. Suni 1865. „Orb 
nung für die ewangel.»proteft. Pfarrkandidaten“ (V.⸗Bl. 53. Spohn 2, 157 
bis 162.) 

Kirchliches Geſetz v. 9. Mai 1867, betr. die Gefchäftgorbnung für bie 
Generalſynode (V.Bl. 37. Spohn 1, 298—306.) 

Kirchliche Gele v. 14. Juni 1867 bie Verpflichtung ber Geifllichen betr. 
(G.⸗Bl. 61. Spohn 2, 162. 163.) 

Verordnung des Evangel. Oberkirchenraths v. 2. Juli 1867, bie Ber- 
pflihtung ber Geiſtlichen betr. (B.-Bl. 63. Spohn 2, 163—166.) 

Kirchliched Geje v. 26. Aug. 1867, betr. die Eintheilung der evang.- 
proteft. Pfarreien nah Einkommensklaſſen. (V.⸗Bl. 76. Spohn 1, 255 
bis 260.) 

Kirchliches Geſetz v. 26. Aug. 1867, betr. die Aufbringung ber Dedungs- 
mittel für die Bedürfnifſe des evangeliſchen Oberlicchenrathe. (B.-BL. 83. 
Spohn 1, 310-312.) 

Kirchliches Gefe dv. 26. Auguft 1867, betr. die allgemeinen kirchlichen 
Ausgaben und deren Dedungsmittel. (B.⸗Bl. 85. Spohn 1, 323—316.) 

Großherzogl. Verordnung v. 17. Oft. 1867 über die Errichtung eines 
evangelifch-proteftantifhen Seminars an ber Univerfität Heidelberg. (Reg.- 
Bl. 431—435. V.⸗Bl. 102. Spohn, Staatslirchenrecht 201—205 u. evang. 
KR. 2, 141—144.) 

Kirchliches Gele v. 29. Sept. 1871, bie Verfaſſung der vereinigten 
evang.-proteft. Kirche betr. (B.-Bl. 71. Spohn 2, 563— 564.) 

Konfirmationsorbnung v. 29. Sept. 1871 (firdhliches Geſetzſ. VB.⸗Bl. 
72. Spohn 2, 257—260. 








Baden. Evangelifche Kirche. 417 


Berorbnung be Oberkirchenraths v. 13. OH. 1871, die Kirchenverfaf- 
fung betr. (V.Bl. Nr. 81. Spobn 2, 564.) 

Kirchliche Verordnung v. 1. Nov. 1872, betr. die Prüfungsordnung für 
die Kandidaten ber evangel. Theologie. (B.-Bl. 103. Spohn 2, 148—156.) 

Verordnung des Großberzogl. Minifteriums d. Inner v. 19. Dez. 1872, 
betr. die Aufnahme in das evangel.-proteft. Seminar an ber Univerfität in 
Heidelberg. (&.: u. V.⸗Bl. 409. Kirchlihes V.Bl. 126. Spohn 2, 145.) 


Spohn, ©., Kirchenrecht der Vereinigten CEvangelifch - Proteftantifchen 
Kirche im Großherzogth. Baden. 2 Abtbeilungen. 1571. 1875. (Bol. oben 
©. 412.) 

Rieger, I. H., Bollftändige Sammlung von Gefegen und Berord- 
nungen über das Evangel.:Proteft. Kirden-, Schul», Ebe- und Armenweſen 
im Großherzogth. Babden, mit Fortfegung v. Schmidt. 9 Bde. 1833—1857. 


I. Die „Vereinigte Evangeliich- Proteitantiiche Kirche“ Dee 
Großherzogthums Baden zählte im Jahre 1871 491,008 Seelen 
in 350 Kirchengemeinden ober Kirchipielen, von welchen 20 mit 
einer Nachbargemeinde zu einer Pfarrei verbunden find!) Die 
Zahl der Delanatsbezirfe oder Diözefen beträgt 35. 

OD. Die Berfaffung der Evangelifchen Kirche ift nur in 
wenigen Punkten durch Staatageleg geregelt; in der Hauptſache 
richtet fie fich nach dem Kirchengefeg vom 5. September 1861 über 
die Verfaffung ver Kirche und den auf Grund biefer ergebenden 
Kirchengeſetzen. 

Als das Staatsgeſetz vom 9. Oktober 1860, 8. 7 der evan⸗ 
geliichen Kirche das Necht verlieh, „ihre Angelegenheiten frei umd 
jelbftändig zu regeln“, befaß die Kirche bereits eine Vertretung in 
der Generalſynode. ‘Diefelbe wurde im Mai 1861 vom Grof- 
berzog einberufen und ihre Beichlüffe unverändert genehmigt 2). 

Der Landtag hat eine Mitwirkung bei ver Regelung ber 
Kirchenverfaffung nicht angefprochen ®). 

III. Träger der Kirchengewalt ift ver Epangeliſche Grof- 


1) Spobn 1, 86. 
2) Spobn 1, 72. Belanntmahung des Minifteriums des Innern vom 
21. September 1861. (Reg.⸗Bl. 335.) 
°) Vgl. die Mittheilungen aus ben Verhandlungen der zweiten Kammer 
v. 24. April 1862 bei Spohn 1, 257—260. 
Ihudihum, Kirchenrecht. 27 
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berzog *) theil in Gemeinjchaft mit der Generalſynode, theils ohne 
fie, aber unter verfaffungsmäßiger Mitwirfung des Oberkirchenraths. 
„Durch“ legteren übt er das Kirchenregiment aus ?), ein Ausprud, 
ber feine nähere Erläuterung durch die Verfaffung und übrigen 
Kirchengeſetze erhält. 

Was geichieht, wenn einmal der Großherzog nicht der evan- 
geliichen Kirche angehören jolite, ift nirgends ausgeſprochen. Die 
Geueralfynove würde dann wohl als einzig übriger Träger der 
firhlichen Geſetzgebungsgewalt das Weitere anzuorpnen haben. 

IV. Die Organijation der firchlichen Vertretungen und Bes 
hörden ift folgende: 

1. Jede Gemeinde bat einen „Kirchengemeinderath“, beftehend 
aus dem Pfarrer als Vorfigenden und 4— 16 Xelteften. Hat 
eine Gemeinde mehrere Pfarrer, fo gehören viejelben ſämmtlich 
zum irchengemeinverath. Patrone figen in bemjelben nicht. — 
Die Mitglieder des Kirchengemeinderathes in Gemeinjchaft mit 
20-80 von der ganzen Gemeinde gewählten Vertretern bilden bie 
„Kirchengemeinveverjammlung“. Dieſe bat die Kirchenälteften zu 
wählen. In Gemeinden von weniger ald 80 jtimmberechtigten 
Bemeindegliedern macht die Gefammtheit verjelben die Gemeinde 
verſammlung aus ?). 


2) Der 8. 4 der Kirchenverfaflung v. 5. September 1861 befagt: „Der 
evangelifche Großherzog bat als Landesbiſchof das den evangeliſchen Fürſten 
Deutſchlands herkömmlich zuftehende Kicchenregiment unb übt dafſelbe nad 
den Beflimmungen diefer Berfaffung aus.” — Der Markgraf Karl Friedrich 
von Baden erließ am 6. Juli 1797 unter dem Namen „Iuftruftion für den 
Kirhenrath" eine neue Kirdenorbnung für die lutheriſche Landeskirche ber 
Marlgrafihaft und zwar, wie er im Eingang berfelben jagt „kraft derjenigen 
Kirchengewalt, die ihm als evangeliſchen Regenten und erften Mitglied ber 
evangeliſchen Kirche feiner Lande zuftehe”. (Spohn 1, 318.) Nachdem ihm 
aber im I. 1803 beträchtliche reformirte Gebiete vom Kurfürftenthum Rhein⸗ 
pfalz angefallen waren, erflärte er in dem Konftitutionsebift vom 14. Mai 
1807, die kirchliche Staatsverfaffung betr., $. 17: „Die Kirchengewalt ber 
evangelifhen Kirche beider Konfeflionen lann nur im Namen des Souve⸗ 
rains, weldher Religion er auch für feine Perfon zugethan fei, und 
durch ein von ihm aus Gliedern der evangelifchen Kirche beſtelltes Ober- 
tonfitorium beforgt werden“. (Wintopp, Rhein. Bund, Bd. 3, 272.) 

2) 8. 110. 

2) Kirchliches Geſetz v. 29. Sept. 1871, Art. 1. 
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In 270 Rirchipielen werden die Pfarritellen in der Weife 
bejegt, daß Oberkirchenrath und Synodalausſchuß mit Genehmigung 
des Großherzogs von den Bewerbern 6 vorfchlagen, und Die Ges 
meindeverfammlung Einen wählt. In 80 Kicchipielen präfentiren 
Patrone ohne Mitwirkung der Gemeinden !). 

2. Jeder der 35 Delanatsbezirte oder Diözefen bat eine 
Tiszefan-Synobe, beſtehend aus allen ein Pfarramt befleivenven 
Geiftlihen und einer gleichen Zahl von Kirchenälteften, welche von 
den weltlichen Mitgliedern jedes Kirchengemeinderaths aus ihrer 
Mitte ober aus der Zahl der früheren Aelteften auf 2 Jahre ge= 
wählt werden. — Die Synode wählt den Didzefan-Ausihuß, näm- 
ih den Dekan als Vorfigenden auf 6 Jahre, und 2 geiftliche 
und 2 weltliche Mitglieder auf 2 Jahre. 

Unter-Konfiftorien gibt e8 nicht. 

3. Die Generalſynode beſteht aus 56 Mitgliedern, nämlich 
24 geiftlihen und 24 weltlichen Abgeoroneten, dem Prälaten und 
T vom Großherzog Ernannten, unter welchen ſich ein Mitglied 
ber tbeologijchen Fakultät zu Heidelberg befinden muß ?). 

Zum Zweck der Wahl der Abgeorbneeten find 24 Wahlbezirke 
gebildet; die in der Didzefaniunode ftimmberechtigten Geiftlichen 
des Wahlbezirks wählen für ſich einen geiftlichen Abgeorbneten, 
wozu jeder jeit 2 Jahren im geiftlichen Amt ſtehende Geijtliche der 
ganzen Kirche wählbar iſt; die 24 weltlichen Abgeoroneten Dagegen 
werden von weltlihen Wahlmännern des Wahlbezirks gewählt. 
Die Kirchenälteften jedes Kirchengemeinderatbes ſenden nämlich 
hierzu aus ihrer Mitte foniel Wahlmänner als felbitändige Pfar- 
reien in der Gemeinde beftehen, und das fo gebifvete weltliche 
Wahlkollegium nimmt die Wahl des Abgeordneten vor, welche auf 
jedes Mitglied der Kirche fallen kann. 

Dieſe Wahlart unterfcheidet fich von derjenigen in ben übrigen 
beutichen Kirchen dadurch, daß die Geiftlichen für fich die geift- 
lichen Abgeordneten, die Weltlichen die weltlichen Abgeorpneten 
wählen. 


N Spohn 1, 86. | 
2) Die Beſtimmung, daß fih aud ein orbentlicher Lehrer bes ewangel 
Predigerfeminars darunter befinden müfje, ift Durch kirchl. Geſetz v. 29. Sept. 


1871, Art. 4 aufgehoben worden. (Spohn 2, 563.) 
27% 
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Am Schluß ihrer Sitzungen wählt die Generalſynode auf 
5 Yahre einen Synodalausſchuß von 4 Mitgliedern, welche übri- 
gens nicht für fich allein, fondern als außerorventlihe Mitglieder 
bes Oberfirchenrathes befchließen !). 

4. Die oberfte Behörde, durch welche der Großherzog das 
ihm zuftehende Kirchenregiment ausübt, ift ver Oberkirchenrath zu 
Karlsruhe. In einer Anzahl wichtiger Fälle nehmen die vier von 
der Generalſynode gewählten Mitgliever des Synodal⸗Ausſchuſſes 
an feinen Berathungen und Bejchlüffen Theil ?). 

a) Der Oberfirchenrath befteht aus einem Präfidenten und 
der nötbigen Anzahl geiftlicher und weltlicher Mitglieder). Das 
Zahlenverhältniß iſt Tirchengejeglich nicht genauer beftimmt. 

b) Die Mitglieder des Oberlirchenratb8 werben vom Groß⸗ 
berzog ernannt. Gutächtliche Anträge hierfür werben vom Ober- 
firchenrath mit Zuziehung des Synodalausſchuſſes geftellt; nur bie 
Stelle des Präfiventen und des Prälaten bejett der Großherzog 
ohne Befragung). Bon wen foldhe Ernennungen zu kontraſig⸗ 
niren feien, ift nirgends beftimmt. — Bei ihrem Dienftantritte 
werben die Mitgliever des Oberlirchenrath8 (einjchließlich der Mit- 
glieder des Synodalausſchuſſes) auf die Beobachtung und Auf 
rechterhaltung der Kirchenverfaſſung verpflichtet 5). 

c) Der Aufwand für den Oberlirchenrath wird vom Groß» 
berzog feftgejegt, jedoch, wenn zu deſſen Dedung die vom Staate 
bafür bewilligten Meittel nicht ausreichen, nur mit Zujtimmung 
ber Generalſynode 9). 

d) In Beziehung auf die Befoldungsverhältnifje, Penfionirung 
und Entlaffung der Beamten des Oberfirchenrathes jollen bie für 
Staatsdiener geltenden Grundfäte Anwendung finden?). Es find 
bierunter nicht bloß die ftaatsgefeglichen Regeln veritanden, die im 
Sabre 1861 galten, fondern auch diejenigen mitbegriffen, welche 
fünftig von der Staatsgeſetzgebung aufgeftellt werden. Auch die 


8. 87—89; 66; 114. 

8. 89. 

$. 108. 

S. 89, Ziffer 1 u. $. 108. 
8. 108. 

8. 109. 

8. 109, Abf. 2. 
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Handhabung diefer Staatsgeſetze erfolgt durch dieſelben ftantlichen 
Behörden, welche auch bei Staatsdienern die Penfionirung ober 
Entlafjung auszujprechen haben. 

e) Seine Geihäftsordnung und Dienftinitruftion erhält ber 
Oberkirchenrath vom Großherzog. Diefelbe beitimmt auch, in 
welchen Fällen an den Großherzog Vortrag zu erjtatten und 
höchſte Entfchließung einzuholen if. In ven Fällen, in welchen 
der Oberfirchenrath zuerjt, oder aber gegen die Anträge und Er- 
ienntniffe aller Stellen, welche vor ihm erlannt oder verfügt 
haben, entſchieden bat, ift eine Beſchwerde an den Großherzog zu- 
läffig ). 

f) Der Oberkirchenrath ift dem Staatsminifterium des In⸗ 
nern nicht untergeorbnet, ſondern gilt als „rein kirchliche“ Be⸗ 
börbe 2), ein Begriff, ver keineswegs zu völliger Klarheit ent» 
widelt ijt. 

V. Die Neubilvung und Auflöjung von Kirchengemeinden 
findet nur mit Zuftimmung der ©eneraljiynode ftatt 3), — Ver⸗ 
änderungen im Umfang einer Diözefe können nach Anhören ber 
betheiligten Kirchengemeinberäthe und Diözefaniynoben, vorbehalt- 
ih der Zuftimmung der Generalſynode, von dem Oberfirhenrath 
angeorpnet werben *). — Staatliche Beftätigung ift nach allgemet- 
nen Grundſätzen für nothwendig zu erachten; doch fehlen neuere 
Beitimmungen hierüber. 

VI. Die allgemeine firchlihe Geſetzgebung folgt nachftehenden 
Regeln: 

1. Kirchengejege bebürfen ver Zuftimmung der Generalſynode 
und der Beftätigung und Verkündigung durch den Großherzog auf 
gutächtlihen Vortrag des Oberlirchenrath8 5); Vorſchläge zu 
Kirchengefegen können ſowohl vom Großherzog nach Anhörung des 
Oberfirchenrath8 vorgelegt als von Mitgliedern der Synode ein- 
gebracht werden), Zu „Aenderungen der Verfaſſungsgeſetze“, 
d. 5. zunächft der Verfafjung vom 5. September 1861 (mit Aus- 


1) 8 111 u. 112. 

2) Spohn 1, 72 u. 230. 

38.7 n. 8. 114. 

9 8. 46. 

8. 79, Rr. 2; 8. 80; 8. 110, Nr. 21. 
8. 79, Nr. 2; 8. 110, Rr. 1. 


422 Baden. Evangeliſche Kirche. 


ihluß der Wahlordnung und der Wahlbezirks⸗Eintheilung) bevarf 
es der Zuftimmung einer Zweibrittelemehrheit in der Landes» 
ſynode ?). 

Kirhlihe Verordnungen erläßt der Oberkirchenrath mit Ge- 
nehmigung des Großherzogs, minder wichtige Ausführungsbeitim- 
mungen felbftändig 2); ob er die Mitglieder des Synodalausſchuſſes 
zuzieben will, hängt von feinem Ermeſſen ab °). 

Unter Umftänden können Gegenftände ver kirchlichen Geſetz⸗ 
gebung in proviforifcher Weife durch eine mit Zuftimmung des Sy 
nodalausichuffes erlaffene Verordnung geregelt werden ). Die Ber: 
fündigung von Kirchengeſetzen und Kirchenverorbnungen gefchiebt in 
dem „Verorpnungsblatt für die vereinigte enangelifch-protejtantiiche 
Kirche“, mweldhes fett dem Jahre 1861 ins Xeben getreten iſt ). 
Daß Kirchengejege die Zuftimmung ber Generalſynode gefunden 
haben, muß in der Verkündigungsformel ausprüdlid erwähnt jein 9). 

Ortsſtatuten find unter oberfter Ueberwachung durch die Ger 
neralſynode zuläffig ”). 

2. Gegenſtände der firchlichen Gejeßgebung find: a) Abände⸗ 
rungen der Kirchenverfaffung; b) Bewilligung der allgemeinen 
Ausgaben und der Dedungsmittel derjelben; c) die Kirchenzucht; 
d) Beitimmungen in Bezug auf Lehre und Liturgie; e) die Ein 
führung neuer Katechismen, bibliihen Geichichten, Gejangbücher 
und Agenden. 

Bevor die Generaliynode neue Katechismen, biblijche Ger 
ſchichten, Geſangbücher und Agenvden in Berathung nimmt, jollen 
diejelben den Diözefanipnoden und Kirchengemeinberäthen zur 
Kenntnißnahme und etwaigen Aeußerung mitgetheilt werden ®); der 
Kirchengemeinderath joll auch die Kirchengemeindeverjammlung da⸗ 
von unterrichten ?). 


1) 8. 76, Abf. 2. 

2) 8. 110, Nr. 1 u. 21. 

2) 8. 89, Schlußſatz. 

*) 8. 114. 

) Bekanntmachung v. 9. April 1861. 
°, Berfaflung v. 5. Sept. 1861, $. 81. 
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8. 86. 
2. Katholiſche und altkatholiſche Kirche. 


Großherzogl. Verordnung v. 24. März 1808 über die Ausübung der 
Kirchenlehensherrlichleit ( Patronatsrechte). Spohn, bad. Staatskirchenrecht. 
1868. ©. 174- 184. 

Großherzogl. Verordnung v. 16. Oft. 1827 über Verkündigung ber 
päpſtl. Bullen „Provida solersque‘ v. 16. Aug. 1621 und „Ad dominiei 
gregis custodiam‘“ v. 11. April 1627 über Errichtung und Beſetzung bes 
Erzbisthums und Domkapitels zu Freiburg. (Neg.-BL. 211—238. Spohn, 
Staatskirchenrecht 161— 164.) 

Breve bes Papſtes Leo XII. v. 28. Mai 1827 „Re sacra“ (gebrudt 
bei Friedberg, Staat und Bilhofswahlen. 1874. Beil. Nr. 93. S. 244 
bis 247). 

Großherzogl. Verordnung v. 30. Yan. 1830, betr. die Ausübung bes 
verfaffungsmäßigen Schug- und AuffichtsrechtE des Staat über die kathol. 
Kirche. 

Großherzogl. Berorbnung v. 20. Nov. 1861, betr. die Befekung ber 
latholiſchen Kirchenpfründen. (Reg.⸗Bl. 443—464. Friedberg, Staat und 
Kirche im Großh. Baden 245. Spohn 164—174.) 

Großherzogl. Verordnung v. 20. Nov. 1861, die Verwaltung bes katho⸗ 
hfchen Kirchenvermögens betr. (Reg.⸗Bl. 465—469. Friedberg. Staat und 
Kiche 456 —-459. Spohn 192—197). 

Großherzogl. Verordnung v. 1. Dez. 1862, betr. die Aufhebung des 
tathol. Oberlirchenraths. (Reg.⸗Bl. 561 - 562. Dove, Zeitfchr. 4, 272.) 

Belanntmadung des Minifteriums bes Innern v. 16. Sept. 1870, betr. 
die Berfündigung mehrerer bogmatifchen Konftitutionen durch das Anzeigeblatt 
für die Erzbiögefe Freiburg. (Reg.⸗Bl. 663.) 

Geſetz v. 2. April 1872, betr. die öffentliche Lehrwirkſamkeit der Mit- 
glieder eines religidfen Ordens. (G.- u. BB. 173. Dove, Zeitfchr. 11, 
334. Friedberg, Staat u. Kirche, Anhang S. 541.) 

Geſetz v. 3. April 1872, die Abhaltung von Miffionen durch Mitglieber 
zeligidfer Orden. (G.- u. B.-Bl. 174. Dove, Zeitſchr. 11, 385. Friedberg, 
Staat u. Kirche, Anh. 541.) 

Geſetz v. 15. Juni 1874, die Rechtsverhältniſſe der Altkatholiken betr. 
(9 u V.⸗Bl. ©. 277—278. Dove, Zeitſchr. 12, 258. Friedberg, Altenft. 
zur alttath. Bewegung 443 — 444.) 

Bollzugsverorbnung d. Diinifteriums db. Innern zum Geſetz v. 15. Juni 
1574, die Rechtsverhältniſſe der Altkatholiken betr. v. 27. Juni 1874. (G.⸗ 
u. V.⸗Bl. 277. Friedberg, Altenfl. 444—445.) 


Friedberg, E., Staat u. kathol. Kirche im Großh. Baden. 1871 u. 
1873, 
Spohn, bad. Staatskirchenrecht 1868. S. 161—164. 
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Bering, 8, Lehrbuch bes fathol. u. prot. Kirchenrechts 1, 160—203. 
1874 (eine vom Römiſchen Standpunkt ausgehende Darftellung und Beur- 
tbeilung ber neueren Geleke.) 


I Die katholiſche Kirche des Großherzogthums zählte im 
Sabre 1871 942,560 Seelen in etwa 751 katholiſchen Pfarr- 
bezirken und 36 Delanaten; zufammen mit der Tatholiichen Kirche 
der benachbarten Preußischen Fürftenthümer Hohenzollern-Hechingen 
und Sigmaringen, welche 65,558 Seelen, 74 Pfarrbezirte und 
4 Delanate zählt, ftand fie unter dem Exzbifchof von Freiburg, dem 
Metropoliten der oberrheiniichen Kirchenprovinz. 

Seitdem find 44 altkatholiſche Gemeinden und Vereine ent- 
ftanden, welche an 20,000 Seelen zählen und dem altkatholiſchen 
Biſchof Reinkens, der altfatholiichen Synodal⸗Repräſentanz und 
Synode untergeben find. 

II. Durd das Staatögejeg vom 9. Oktober 1860 wurbe, 
nad dem Vorbild der damals geltenden Beitimmungen der Preußi⸗ 
ſchen Berfaffungsurfunde, dem Erzbiſchof und auch dem Papit eine 
Berfügungsgewalt von ungewilfer Ausdehnung eingeräumt und 
ähnlich wie in Preußen ins Unklare geſetzt, wieviel von dem älteren 
ſtaatlichen Recht in Bezug auf Kirchenwejen noch auf verbindliche 
Kraft Anfpruch zu mahen babe. Diefe Ungewißheit ift ſeitdem 
in einigen der wichtigeren Beziehungen durch neue Gejege befeitigt, 
noch immer aber bem alten Webelftand des Badiſchen Kirchen- 
rechts, daß es zuviel durch bloße Iandesberrliche Verordnungen 
und zu wenig durch Gefege georonet war, nicht genügend abgeholfen 
worden. 

1. Der 8. 8 des Geſetzes vom 9. Oktober 1860, welcher 
lautet: „Die Kirchenämter werben durch bie Kirchen ſelbſt ver- 
lieben, unbejchadet ber auf Öffentlichen ober auf Privat- 
vechtstiteln, wie insbejondere dem Patronate, beruhenden Befug- 
niffe”, wollte damit die Nechte des Staats Hinfihtli der Be⸗ 
fegung des erzbifchöflichen Stuhls, des Domkapitels, der Dom- 
präbenden und der geiftlichen Stellen beim Militär und anderen 
öffentlichen Anftalten aufrecht erhalten‘). An den diesbezüglichen 
DBeitimmungen der Bullen Provida solersque und Ad dominici 


Spohn, Staatslirhenredht 16 und evang. K.⸗R. 2, 542. 
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gregis custodiam jowie des ergänzenden Breve kann hiernach 
ohne Staatögefe Nichts geändert werben. 

2. Unterm 14. September 1870 verkündete der Erzbisthums- 
verwejer in dem Anzeigeblatt für die Erzpiözeje die dogmatiſchen 
Konititutionen des vatilaniichen Konzils. Das Ministerium des 
Innern erließ bierauf unterm 16. September im Gejeg- und 
Berorbnungsblatt eine Belanntmachung, daß für biefe Konftitu- 
tionen die Genehmigung des Staats nicht eingeholt und nicht er» 
theilt worden fet und daß fie deßhalb laut $. 15 des Geſetzes vom 
9. Oftober 1860, inſow eit fie unmittelbar oder mittelbar im 
bürgerlihe oder ftaatsbürgerliche Verhältniſſe eingreifen, feine 
techtlihe Geltung in Anſpruch nehmen und nicht in Vollzug gejegt 
werben könnten. Am 9. März 1872 gab die Negierung in der 
Abgeordnietenlammer die erläuternde Erklärung ab, daß fie ben 
Batilaniihen Dekreten feinerlet ftaatsrechtliche Geltung zuer- 
fenne, folglich Prieftern und Gemeinden, welche dieſelben nicht an- 
nehmen, vollen Staatsfchug leihen werde!). Durch Entſchließung 
des Großherzogs aus Großherzoglichem Staatsminiftertum vom 
7. November 1873 wurde ber Bilchof Reinkens für Baden „ale 
katholiſcher Biſchof“ anerkannt 2),. und hierauf am 22. November 
im Dienjtgebäude des Miniſteriums zu Karlsruhe als folcher be= 
eidigt. 

Wenn auch diefes Verhalten ver Negierung die Zuftimmung 
ber beiden Kammern des Landtags hatte und die Altkatholiken 
nirgends in beſſer geficherter Lage fich befanden, fo ftellte fich 
doch bald das Bedürfniß Haren ftaatsrechtlichen Schutes heraus 
und es kam daher auf Antrag von Mitgliedern der zweiten 
Kammer das Gefe vom 15. Juni 1874 zur Verabſchiedung °). 

Die beiden erften Artikel deſſelben haben folgenden Wort« 
laut: Art. 1: „Alle bezüglich der römiſch-katholiſchen Kirche bes 
Landes erlaffenen Staatsgefege finden auch Anwendung auf den⸗ 
jenigen Theil der Katholiken, welcher den vatikaniſchen Konftitutionen 


1) Schultheß, Gefhichtäfalenter 94. 

2) Staatsanzeiger S. 319. Friebberg, Attenftüde zur altkatholiſchen Be- 
wegung 375. 

9 Ein Abdrud des Gefegentwurfs mit Motiven, ſowie des Berichts ber 
Kommiffion der zweiten Kammer bei Friebberg, Altenftüde, bie alttatholifche 
Bewegung betr. 405—443. 
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vom 18. Juli 1870, insbefondere ven Lehrſätzen von der „böchiten 
orbentlichen und unmittelbaren Jurisdiktion und von dem unfehl- 
baren Lebramte” des römiſchen Papſtes die Anerkennung verwei⸗ 
gert. Diefelben (bie jogenannten Altkatholiken) erleiden feinen 
Berluft der ihnen als Katholiken zuftehenden Rechte, insbejondere 
bleibt den Benefiziaten, Präbendaren und den übrigen Inhabern 
firchlicher Aemter ohne Rüdficht auf die Nichtanerfennung biejer 
Lebrfäke der Genuß ihrer Pfründen und Ginfünfte gefihert. — 
Art. 2: Die Yurispiktionsgewalt der bisherigen kirchlichen Oberen 
bat den (Alt)Ratbolifen gegenüber einftweilen feine Wirkſamkeit. 
Es ſteht diefen Katholiken behufs Einrichtung und Abhaltung eines 
befonderen öffentlichen Gottesdienſtes und Vornahme fonftiger 
firdlider Handlungen das Recht zu, innerhalb der Kirchipiele be- 
ziebungsweife der Gemeinden eigene kirchliche Gemeinjchaften zu 
bilden.” — Die Artilel 3 u. 4 werden unten mitgetbeilt werben. 

3. Unterm 12. November 1873 verlünbigte der Erzbisthums- 
verivefer v. Kübel in dem Anzeigeblatt für die Erzdiözeſe Freiburg 
die vom Papft Pius IX. erlaffene Konftitution über bie Kapitular- 
Vikare. Eine Bekanntmachung des Minifteriums des Innern 
vom 22. November 1873 im Geſetz⸗ und Verordnungsblatt brachte 
darauf zur öffentlichen Kenntniß, daß dieje Konftitution die Staatd- 
genehmigung nicht erhalten babe und deßhalb nach 8. 15 des Ge⸗ 
jeßes vom 9. Dftober 1860 weder rechtliche Geltung in Anjprud 
nehmen, noch in Vollzug gelett werben könne. Die Zurüdnabme 
der Verkündigung wurde von dem Erzbisthumsverweſer nicht ge- 
fordert. In ähnlicher Weife waren auch fchon durch Minifterial- 
erlaffe vom 23. Dezember 1864 und 9. Dezember 1868 Ber: 
fügungen des Erzbisthumsverweſers, welche das Schulwejen u. j. w. 
betrafen, für ungültig erklärt worben?). 

DI. Die gegenwärtige Organifation der Kirche ift folgenve: 

1. In jeder katholiſchen Pfarrgemeinde befteht eine Stif- 
tungstommiffion zur Verwaltung des örtlichen Kirchenver⸗ 
mögens, d. b. desjenigen Vermögens, welches den firchlichen Be⸗ 
bürfniffen des Pfarrbezirks gewidmet iſt, mit Ausſchluß der 
Pfründen und Meßnereien. VBorfigender der Stiftungskommiſſion 


1) Diefe Vorgänge mögen als Beleg dienen fir unfere oben ©. 132 bis 
134 über die Nothwendigkeit bes Plazets gemachten Bemerkungen. 
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ift der Pfarrer; von Amtöwegen gehört ihr ferner der Bürger: 
meijter, ober, wenn biejer nicht Tatholiich fein jollte, das dienite 
ältefte katholiſche Mitglied des Gemeindevorſtands an; eine An 
zahl weiterer Mitglieder wird von den Katholiken der Pfarrei 
unter Zeitung des Pfarrers auf 6 Jahre gewählt). 

In den Preußifchen Gebietstbeilen Hohenzollern find bie 
oben ©. 279 geichilverten Gemeindevertretungen eingeführt. 

Bon den 751 Badiſchen Pfarreien und Benefizien werben 
304 vom Großherzog, 163 vom Erzbiichof, 132 vom Großherzog 
und Erzbiihof in Gemeinfchaft, 152 von Privatpatronen befett, 
darunter allein I1 vom Fürften von Fürftenberg ?). 

Hinfichtlih der Bildung altkatholiiher Gemeinjchaften und 
ihrer Befugniffe enthält das Gejeß vom 15. Juni 1874 folgende 
Deitimmungen: „Zur Bildung einer jolchen kirchlichen Gemein- 
ichaft ijt die Genehmigung der Regierung erforderlich. Dieje wird 
jedoch einer Firchlich Eonftituirten Gemeinſchaft nicht verjagt werben, 
fobald im Berhältniß zur Geſammtheit der Kirchipield- beziehungs- 
weife Gemeindegenofien eine erhebliche Anzahl von Altkatholiten 
vorhanden, für die Pajtoration verjelben geforgt it und die zur 
Beftreitung der kirchlichen Bedürfniſſe erforderlichen Mittel für 
einige Iahre nachgewiejen find. Zu den Kirchipield- beziehungs- 
weile Gemeindegenofjen im Sinne dieſes Gefees werben alle voll: 
jährigen Katholifen männlichen Geſchlechts gerechnet, welche in dem 
Kirchipiel beziehungsweiſe der Gemeinde ihren dauernden Aufent- 
balt Haben und im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte find.” 
(Artikel 3.) Nach der miniiteriellen Vollzugsverordnung vom 
27. Zunt 1874 ift das Geſuch um ftaatlihe Anerkennung ents 
weder vom altkatholiihen Biſchof unmittelbar beim Minifterium 
einzureichen, oder die neue Gemeinde thut dieß felbft beim Bezirks⸗ 
amt, unter Beilegung einer Genehmigungsurfunde des altlatholi⸗ 
ſchen Biſchofs. 

„Nach der ſtaatlichen Anerkennung einer ſolchen kirchlich kon⸗ 
ſtituirten Gemeinſchaft werden die Verhältniſſe derſelben im Ber: 


1) Großherzogliche Verordnung v. 20. Nov. 1861, die Verwaltung des 
tathol. Kirchenvermögens betr. (Friedberg 456—459). Bgl. Geſetz v. 9. Oft. 
1860. S. 10 (oben S. 414). 

2) Großherzogliche Verordnung v. 20. Nov. 1861. (Friedberg 246. 
Dove's Zeitſchr. 2, 214.) Neher, kirchl. Statiſtik 307. 
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waltungswege bi8 auf Weiteres, wie folgt georpnet: 1. Der Ge- 
meinihaft wird bie Mitbenügung der Kirche und ver lirchlichen 
Gerätbichaften eingeräumt. Ueber die Art und Weile der Aus- 
übung und den Umfang der Mitbenügung trifft die Regierung die 
nöthigen Bejtimmungen. Bejtehen in einem Kirchipiel beziehungs⸗ 
weile einer Gemeinde mehrere Kirchen, Kapellen u. j. w., jo kann 
eine Gebrauchstheilung nach beftimmten Objekten mit Rüdficht auf 
das Zahlenverhältnig beider Theile vorgenommen werden. 2. Bei 
einer Erledigung der Pfründe wird ihr auch dieſe übermwiefen, 
wenn die Gemeinschaft in diefem Zeitpuntte die Mehrheit in dem 
Kirchipiele bildet. Sind mehrere Pfründen (wobei auch Benefizien, 
Raplaneien, Präbenden, Prädilaturpfründen, Vilariate in Betracht 
fommen) in dem Kirchipiele beziehungsweile der Gemeinde vor- 
Banden und ift eine ober bie andere erledigt, jo fann eine Genuß⸗ 
tbeilung nach bejtimmten Pfründen mit Rüdfiht auf das Zahlen- 
verbältnig beider Theile vorgenommen werben. 3. Dinfichtlich des 
übrigen örtlichen Kirchenvermögens kann je nach den thatfächlichen 
Berhältniffen eine Theilung des Genufjes angeorbnet, ober ber 
überwiegenden Mehrheit der volle Genuß zugewiejen werden. In 
letzterem Falle fteht auch die Verwaltung des Vermögens dem aue- 
ſchließlich genußberechtigten Theil zu.” (Art. 4.) 

2. Das Vermögen der Landkapitel wird von dieſen jelbit 
verwaltet, das Vermögen der Firchlichen Diftriktsftiftungen Dagegen 
von Kommifjionen, deren Mitglieder zur Hälfte von der Staate- 
vegierung, zur andern Hälfte vom Bilchof aus den Katholiken des 
TDiitrift3 gewählt werden und fämmtlich beiden Theilen genehm 
jein müfjen. Die Kommilfion wählt ihren Vorfteher jelbft )). 

3. Bei der Belegung des erzbifchöflidyen Stuhle Tommen der 
Badiſchen Regierung Berwerfungsrechte zu, und biejelbe Bat fich 
ferner durch Staatsvertrag verpflichtet, allen bei der oberrheint- 
ihen Kirchenprovinz betbeiligten Regierungen die Kandidatenliſte 
mitzutbeilen, und denſelben jo Gelegenheit zu geben, binnen 
3 Wochen motivirte Einwendungen zu erheben ?). — Bezüglid 
des altkatholiſchen Bilchofs und der Synodalrepräfentang vgl. oben 
©. 302 u. 425. 

2) Großherzoglihe Verordnung v. 20. Nov. 1861, bie Verwaltung bes 


kathol. Kirchenvermögens betr. $. 2 u. 6. (Friedberg 426. 457.) 
2) Friedberg, Staat und Bifhofswahlen. 1874. ©. 419. 
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4. Eine halb Staatliche Halb Kirchliche Behörde ift der „katho⸗ 
fiihe Oberftiftungsrath”, welcher durch Großherzogliche Verord⸗ 
nung bom 20. November 1861, die Verwaltung des Tatbolifchen 
Kirhenvermögens betr., 8. 8 geichaffen wurde. Seine Aufgabe 
ift die unmittelbare Verwaltung mehrerer allgemeiner katholiſch⸗ 
firhlichen Landesfonds und die Beauffichtigung der Verwaltung 
des kirchlichen Orts⸗ und Diftriktsvermögens, fowie auch ver 
Pfründen. Er befteht aus Katholiken, und zwar einem weltlichen 
Vorfteher (Direktor), welcher vom Großherzog und vom Erz- 
biihof „in gegemjeitigem Einverſtändniß gewählt und ernannt 
wird”, und aus mehreren weltlichen und geiftlichen Rüthen, wovon 
die Hälfte und zwar bie weltlichen vom Großherzog, bie andere 
Hälfte vom Erzbiichof ernannt werben. Alle müſſen aber beiden 
Theilen genehm fein. Der Vorſteher ſowohl als die weltlichen 
Mitgliever follen in der Pegel mit Staatsdienereigenichaft (I) 
und zu biefem Behufe mit lanbesherrliher Signatur angejtellt 
werben. Sollte einer berjelben dem erzbifchöflichen Ordinariat 
„gegründeten“ Anlaß zur Unzufriedenheit geben, jo wird die Groß- 
berzogliche Regierung denſelben aus dem Oberftiftungsrath ent- 
fernen (1); umgekehrt wird das erzbiichöfliche Ordinariat ein geift- 
liches Mitglied daraus entfernen, wenn daſſelbe der Staatsregie- 
rung gegründeten Anlaß zur Unzufrievenbeit gibt. — 

Es iſt begreiflih, daß ſolche Beitimmungen nur zu einer 
Quelle von Streitigkeiten geworben find!) und daß es der Regie⸗ 
rung ſchwer werden muß, Beamte zu finden, welche fich zu einem 
Amte von fo fonderbarer ‘Doppelnatur hergeben mögen. 

Der „katholiſche Oberkirchenrath“ zu Karlsruhe ift durch 
landesherrlihe Verordnung vom 1. Dezember 1862 aufgehoben 
und feine Befugniffe, joweit fie nicht auf ben Oberftiftungsrath 
oder den unterm 12. Auguft 1862 eingeführten Oberfchulrath 
übergingen, auf das Minifterium des Innern übertragen worden 2). 

IV. Ohne Genehmigung der Staatsregierung Tann Fein 
religidjer Orden eingeführt und feine einzelne Anftalt eines einge- 
führten Ordens errichtet werden. Dieje Genehmigung ift wider» 
ruflih 3). Mitgliedern religiöfer Orden, welche im Großherzogthum 

1) Bering, Kirchenrecht 192—193. 

2) Dove's Zeitichr. 4, 272. 

9 Geſetz v. 9. Oft. 1860, $. 11. 
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nicht mit Stantögenehmigung eingeführt find, tft die Abhaltung 
von Miſſionen und die Aushülfe in der Seeljorge verboten !). 
Mitgliedern eines religiöfen Ordens oder einer orbensähnfichen 
religiöfen Kongregation tft jede Lehrwirkſamkeit an Lehr⸗ und Er- 
ziehungsanftalten unterfagt. Die Staatsregierung ift ermächtigt, 
für einzelne Perſonen in widerruflicher Wetje Nachſicht von dieſem 
Verbote zu ertbeilen 2). 


8. 87. 
3. Söraelitiihe Landeskirche. 


Edikt vom 13. Jannar 1809 über bie kirchlichen Verhältnifſe der Juden. 

Berorbnung v. 4. Mai 1812 über bie näheren Beſtimmungen bes jüdi- 
[hen Kirchenregiments. 

Berorbnung v. 5. März 1827 Über die Aufhebung ber Provinzſynagogen 
und ben ißraelitifchen Oberrath. 

Verordnung vom 13. März 1827 über die Eintheilung ber ifraelitifchen 
Gemeinden in Rabbinatshezirke. 

Berorbnung v. 13. Mai 1833 über die Bildung der Synagogenräthe. 

Berorbnung v. 30. Jan. 1849 Über die Umlagen zur Beftreitung ber 
fichlichen Bedürfniſſe der israel. Gemeinden. 

Verordnung des Miniſteriums des Innern dv. 11. Febr. 1875, betr. bie 
Aufbringung des Aufwandes für die kirchl. Bedürfniſſe der einzelnen Is⸗ 
raelitifhen Gemeinden und ber Beirtd- Synagogen (Bejeg- u. Berorbnnugs- 
blatt 131). 


Spohn, Badiſches Staatslirhenrecht 1868. S. 67—86 (ein Abdrud 
ber Gefetze, foweit fie noch in Geltung fliehen). Bgl. auh Spohn, KR. 
ber evang.=proteft. Kirche 2, 533. 


DI. Gründung neuer Bereine. 
8. 88. 


Die Bildung religiöfer Vereine ift geftattet. Ihre Verfailung 
und ihr DBelenntniß darf den Staatögefegen und der Sittlichleit 
nicht widerſprechen. Es fteht ihnen das Recht der freien gemein- 


1) Geſetz v. 2. April 1872. Kommiffionsbericht der erfien Kammer, er: 
flattet von Herrmann (Dove's Zeitſchr. 11, 340— 342). 

2) Geſetz v. 2. April 1872. Kommiffionsbericht der erften Kammer, er⸗ 
flattet von Oblicher (Dove's Zeitſchr. 11, 336— 340). 





Heffen. Allgemeine ftaatsgefetliche Beftimmungen. 431 


jamen Gotteöverehrung unter dem Schuge des Staates zu (nicht 
aber wie den anerkannten Kirchen das Recht der „öffentlichen“ 
Öottesverehrung) !). 


Sechftes Kapitel. 
Großherzogthum Heſſen. 
I. Allgemeine ftaatsgejeglihe Beſtimmungen. 
8. 89. 


Berfafjungsurkunde v. 17. De. 1920, Art. 39. 41—44. 52. 

Edikt (landesherrliche Verordnung) v. 6. Juni 1832, die Organifation 
der Kirchennorftände evangelifher und katholiſcher Konfeſſion betr. (Bgl. 
Geſetz v. 23. April 1875, Art. 4, Abſatz 3.) 

Geſetz v. 2. Aug. 1848, die religidfe Freiheit betr. 

Geſetz v. 18. Juli 1858 über die Nechtöverhältnifie der Stanbeöherrn. 
Daffelbe ftellte die Patronatrechte bes Adels wieder ber.) 

Geſetz v. 23. April 1875, betr. die rechtliche Stellung ber Kirchen und 
Religionsgemeinfchaften im Staate betr. (Reg.-Bl. 247—249. Dove's Zeit- 
ſchrift 13, 212— 214.) 

Geſetz v. 23. April 1875, betr. ben Mißbrauch der geiftlihen Armts- 
gemalt. (Reg.Bl. 249— 255. Dove's Zeitfchr. 13, 214—219.) 

Geſetz v. 23. April 1875, betr. die Vorbildung und Anftellung ber 
Geiſtlichen (Reg.⸗Bl. 256—260. Dove's Zeitſchr. 13, 219—223). 

Geſetz v. 23. April 1875, betr. das Beſte nerungsrecht der Kirchen und 
Religionsgemeinſchaften. (Reg.⸗Bl. 262—265. Dove's Zeitſchr. 13, 225 bis 
228). 


Inſtruktion des Miniſteriums v. 17. Juli 1875 zur Ausführung des 
Geſetzes gegen den Mißbrauch der geiſtlichen Amtsgewalt. 


Köhler, C. W., Handbuch der kirchl. Geſetzgebung des Großherzogthums 
Selen. 2 Bde. 1847 u. 1848. 

Eigenbrodt, 8. Ehr., Handbuch der Großherzogl. Heſſiſchen Berorb- 
mmgen vom Jahre 1803 an (nach Materien georbnet). 4 Bde. 4°. 1816 
bis 1818, befonders Bd. 3, 343—403 „Kirchen: und Schulwelen”. 

Küchler, Berwaltungsgefebgebung im Großherzogth. Heflen. 2 Bde. 
1875. 


1) Geſetz v. 9. Oft. 1860, 8. 3. Spohn, Staatskirchenrecht 8 u. evang. 
KR. 2, 535. 
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(Thudichum, Friedrich), kirchliche Rückſchritte im Großbergogthum 
Heſſen. Frankfurt a. M. 1862. 

Thudichum, F., die Kirchenfrage vor der Heſſiſchen Vollsvertretung. 
1863 und 1873. 


1. Die Verfaſſungsurkunde vom 17. Dezember 1820 enthält 
nur wenige allgemeine Verfügungen über die Kirchen. Nicht ge- 
rade bie beutlichite, aber eine der wichtigften tft die des Art. 39: 
„Die innere Kirchen-Verfaffung genießt auch den Schub der poli- 
tiſchen“, womit den Landſtänden das Necht eingeräumt fein follte, 
barüber zu wachen, daß Seitens der Regierung nicht in Glaubens 
fachen eingegriffen werbe!). 

Das Geſetz vom 23. April 1875 über bie rechtliche Stellung 
der Kirchen, Art. 4, beitimmt: „Die evangeliiche und die katho— 
liſche Kirche, ſowie jede andere Religionsgemeinſchaft ordnet und 
verwaltet ihre Angelegenheiten jelbftändig, bleibt aber den Staats- 
gefegen und der Oberaufficht des Staats unterworfen. Insbe⸗ 
fondere kann feine Kirche oder NReligionsgemeinfchaft aus ihrer 
Verfaſſung oder ihren Verorpnungen Befugniffe ableiten, welche 
mit der Hoheit des Staats oder mit den Staatsgefegen in Wider: 
fpruch ſtehen.“ Dieje Vorjchrift ift theils dem Badiſchen Geſetz 
vom 9. Dftober 1860, theils dem Preußiſchen Verfaſſungsgeſetz 
vom 5. April 1873 (vgl. oben ©. 4, Anm. 1) nachgebilvet und 
in ihrer Faſſung viel zu allgemein, wenn auch die fünf Gefeke 
vom 23. April ihren Sinn weſentlich verengern. Hervorzuheben 
find namentlih zwei allgemeine Vorbehalte: Das Geſetz vom 
23. April 1875, betr. die Vorbildung und Anftellung ver Geijt- 
lichen, Art. 6, beftimmt: „Soweit die Mitwirkung des Staats bei 
Beſetzung kirchlicher Aemter auf Grund des Patronats oder ber 
fonderer Rechtstitel anberweit geregelt ift, behält es dabei fein 
Dewenden. Desgleichen werben die beſtehenden Rechte des Staats 
bezüglih der Anjtelung von Geiſtlichen beim Militär und an 
öffentlichen Anftalten durch das vorliegende Gejeß nicht berührt.“ 
Das Gefe über die rechtliche Stellung ver Kirchen, Art. 4, 
Abi. 3 befagt: „In Beziehung auf die Verwaltung bes Ber- 
mögend der Kirchen und NWeligionsgemeinjchaften bleiben bis zur 
anberweitigen Regelung (nämlich durch Geſetz) die beftehenven DBe- 
ftimmungen in Kraft.“ 


1) Bol. Thudichum, kirchliche RJuckſchritte. S. 17—19. 
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2. Die Wahrnehmung der Regierungsrechte des Staats über 
die Kirchen gehört zum Gefchäftsbereich des Miniſteriums des 
Innern. Als Gerichtshof für Tirchliche Angelegenheiten fungirt 
das oberfte Landesgericht. Es entfcheidet in voller Verfammlung 
in Anweienbeit von wenigitens °/, feiner Mitglieder ?). 

3. Das Ianbesherrliche Plazet ift nur in der nichtsfagenden 
Saffung beibehalten, wie e8 in Baden beiteht (vgl. S. 414) und 
der Artikel 40 der Verfaſſungsurkunde aufgehoben ?). 

4. In Ausführung des bereit8 von der Verfaffungsurkunde 
Art. 42 feftgeftellten Grundſatzes, daß „Beſchwerden über Miß- 
brauch der firchlichen Gewalt jederzeit bei der Regierung angebracht 
werben können“, beitimmt das Gejet vom 23. April 1875 Art. 1: 
„Beſchwerden über Mißbrauch der geiltlichen Amtsgewalt können 
jeverzeit bei Uns (d. h. dem Großherzog) oder bei Unjeren Ber: 
waltungsbehörden angebracht werden. Erſcheint eine Beſchwerde, 
nach jtattgehabter Ermittlung des Sachverhalts, begründet, worüber 
Unfer Sefammt-Minifterium auf Antrag des Miniſteriums 
bes Innern zu enticheiden bat, fo wird zur Abftellung berjelben das 
Erforderliche im Verwaltungswege angeorbnet, wegen etwaiger 
Beitrafung des geichehenen Amtsmißbrauchs aber die Sache dem 
zuftänbigen Gericht übergeben. — Gegen einen Mißbrauch geift- 
licher Amtsgewalt Finnen Unfere Behörden auch von Amtswegen 
einfchreiten, ſobald ein öffentliches Interefje dies erheiſcht.“ Art. 2: 
„Ein Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt Liegt insbejondere 
dann vor, wenn die nachfolgenden Beſtimmungen über Die Örenzen 
bes Strafrechts ber Kirchen und Neligionsgemeinfchaften verlegt 
werben.” (Folgen eine Reihe von Artikeln hierüber.) Die Strafen 
beftimmt Art. 12. 


HD. Die einzelnen NReligionsvereine. 


8. 90. 
1. Evangeliſche Kirche. 


General⸗Ausſchreiben der proteftantifchen Kirchen und Schulrätbe zu 
Darmfladt ımb Gießen v. 30. Olt. und 6. Nov. 1817, bie Union betr. 
(Köhler 1, 280 u. 281.) 


1) Geſetz v. 23. April 1875, betr. ben Mißbrauch ber geiftlihen Amts⸗ 
gewalt Art. 23. 24 (Reg.⸗Bl. 252). 

2) Geſetz v. 23. Aprile1875, Art. 5. 

Thudichum, Kirchenrecht. 28 
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Urkunde über die Bereinigung ber beiden proteftantifhen Konfeflionen 
in der Provinz Rheinheſſen zu einer vereinigten evangelifch-hriftlichen Kirche 
v. 28. Nov. 1822 (bei Köhler 1, 290—295). 

Berorbnung v. 6. Juni 1832, die Verwaltung des Kirchenvermögens 
Betr. 

Ebift v. 8. Dez. 1870 über die proviforifhe Organifation ber Kirchen- 
vorſtände evangel. Konfeflion. 

Großherzogl. Edikt v. 6. Yan. 1874, die Berfaffung ber evangelifchen 
Kirche des Großherzogthums betr. (Reg.- Bl. Nr. 2. Dove's Zeitfehrift für 
Kirchenrecht 13, 136-159). 

Großderzogl. Verordnung v. 23. März 1874, betr. die Einführung ber 
Berfafjung der evangel. Kirhe (Reg.- BL. 179). Hiernach follte die Berfaf- 
fung mit dem 15. April 1974 in Wirkfamteit treten. 


Köhler, Handbuch. 2 Bde. (Oben ©. 431.) 


(Thudichum, %) Kirchliche Rüdichritte im Großherzogthum Heſſen. 
Frankfurt a. M. 1862. 
Heppe, H. Kirchengefchichte beider Heſſen 2, 396488. 1876. 


I. Die evangelifche Bevölkerung des Großherzogthums beträgt 
laut der Zählung vom Dezember 1871 585,399 Seelen (moron 
116,771 in Rheinheſſen), in über 400 Pfarrbezirken !). 

Die ganze Heflifche Kirche ift im nämlichen Sinne, wie bie 
Landeskirche der acht alten Provinzen Preußens und Württembergs 
eine unirte; in der ganzen Provinz Rheinheſſen fir alle refor- 
mirten und Iutberifchen Gemeinden auf Grund einer allgemeinen 
Abftimmung der Union ausprüdlich beigetreten?) und bajffelbe ift 
in ben meiften Städten und anderen Gemeinden der anbern 
Provinzen geſchehen ®). 

H. Die PVerfaffung beruht auf einer unter Kontrafignatur 
des Miniſters bes Innern im NRegierungsblatt verkündigten landes⸗ 
herrlichen Verordnung (Edikt genannt) vom 6. Januar 1374, deren 
Inhalt größtentheils mit den Beſchlüſſen einer zur Berathung ber 
Berfaffung berufenen Vorſynode übereinftimmt. In anderer Ge: 
jtalt publiziert al® von der Synode angenommen find die SS. 1 
und 38. 

1) Durch die GebietSabtretungen an Preußen Im 3. 1866 haben ſich die 
oben S. 184 angegebenen Ziffern verkleinert. Der Delanate waren es bi 
zum Jahr 1866 46. 


2) Bereinigungsurfunde v. 28. Nov. 1822. Köhler 1, 290. 
» Ein Theil diefer Urkunden bei Köhler 1, 295 —305. 
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Der $. 138 Hält mehrere ältere Vorfchriften über die Ver⸗ 
waltung des evangelifchen Kirchen- und Stiftungsvermögensd auf. 
techt. 

DI. Die Kirchengewalt übt der „enangelifche” 1) Landesherr 
tbeil8 in Gemeinſchaft mit der Landesſynode, tbeild allein, aber 
„durch“ das Oberlonfiltorium aus ?). 

IV. Die kirchlichen Vertretungen und Behörden find nad 
der Verfaſſung vom 6. Ianuar 1874 folgendermaßen organifirt: 

1. Iede Gemeinde wählt eine Gemeindevertretung von 12 bis 
70 Mitgliedern, und diefe 4—12 Kirchenvorſteher, welche unter 
Vorſitz des Pfarrers und unter Theilnahme der übrigen felbitän- 
digen Geiftlichen den Kirchenvorftanp bilden. 

Bon den Pfarrftellen werden etwa 150 durch Patrone, die 
übrigen durch den evangelifchen Großherzog auf Vorfchläge des 
Oberlonfiftoriums ohne Mitwirtung der Gemeinden befegt ?). 

2. Die Dekanatsſynode befteht aus den Pfarrern und Pfarr- 
verivaltern des Delanats und einer gleichen Anzahl von Abgeord- 
neten, welche bie &emeinvevertretung aus ber Zahl der 
gegenwärtigen oder früheren Kirchenvorſteher auf 
ſechs Jahre wählt. 

Der Dekanatsausſchuß zählt 5 Mitglieder, nämlich den Dekan, 
beffen Stellvertreter, 2 weltliche Mitglieder und 1 Mitglied, 
welches geiftlih oder weltlich fein kann. Diefelben werben auf 
6 Jahre von der Dekanatsſynode gewählt, Dekan und feine Stell 
vertreter vorbehaltlih der Beſtätigung des Großherzogs. 

3. Die Landesſynode bejteht aus 1 geijtlichen und 1 welt» 
lihen Abgeoroneten jeder Delanatsiynode, die aus der ganzen 
Kirche genommen werben können; ferner dem evangeliichen Prä—⸗ 
laten und 3 geiftlichen und 4 weltlichen Mitgliedern, bie ber 
Landesherr nach gutächtlicher Vernehmung des Oberkonſiſtoriums 
ernennt. Sie wählt den Synodal-Ausihuß, nämlich ihren Präfi- 
benten und 8 getitliche und 2 weltliche Mitglieder. 

4. Das Oberkonfiftorium befteht aus 1 Präfidenten und einer 
regelmäßig gleichen Zahl weltlicher und geiftlicher Mitglieder, die 


1) Verfaſſung v. 6. Ian. 1874, 8. 4. 
2) 8. 129. 
s) 8. 123 u. 125, $. 131, Nr. 8. 
28 * 
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vom Großherzog „nach Anhörung des Oberkonſiſtoriums“ ernannt 
werben. Sie genießen diejenigen Nechte, welche den Staatsdienern 
durch die Civildienſtpragmatik gewährt find, bis Durch Kirchengeſetz (!) 
etwas Anderes feftgeftellt wird. Regelmäßig follen fie fein fonftiges 
Kirchenamt und fein Staatsamt befleiven!),, Das Oberlonfifto- 
rium erhält vom Großherzog feine Geſchäftsordnung und Dienft- 
inftruftion. Durch diefe wird auch beitimmt, in welchen Yällen 
an den Großherzog Bericht zu erftatten und Allerhöchſte Ent- 
ſchließung einzubolen. ift, und in welchen Bällen das Oberkonſiſto⸗ 
rim felbjtändig zu verfügen bat”). Bei gewilfen wichtigeren Ans 
gelegenbeiten nehmen die Mitgliever des Synodal- Ausfchuffes an 
jeinen Beſchlüſſen Theil (erweitertes Oberlonfiftorium). 

Das Oberlonfiftorium ift übrigens zugleich immer infofern 
noch Staatsbehörde, als es die Rechte des Staats in Bezug 
auf Verwaltung des evangelifchen Kirchenvermögend wahrzunehmen 
bat, und der Staat die Bejoldungen und Penfionen zahlt, auch 
das Amtslofal und andere Bebürfniffe ftellt. Hieraus ergibt fich, 
daß die Ernennung der Mitgliever der Kontrafignatur des Mini⸗ 
ſters des Innern bedarf und biejelben ihre Staatsdienerſtellung 
nicht durch Kirchengejeß verlieren können. Der in der Abgeorbneten- 
fammer im Sabre 1876 geftellte Antrag, dem Oberkonſiſtorium 
biefe Staatlichen Aufträge zu entziehen, blieb in ver Minverbeit, 
und es ift jo vorläufig noch ein Recht minifterieller und damit 
landftändifcher Einwirkung auf die Leitung der evangelifchen Kirche 
verblieben, deſſen Befertigung fchwerlich zum Segen ber Kirche aus⸗ 
ichlagen bürfte, zumal folange den Gemeinden jede Mitwirkung 
bei der Beſetzung der Pfarritellen fehlt und ihre Vertretung in 
den Dekanatsſynoden fo ungenügend iſt. 

V. Keine Kirchengemeinde, welche ein Glied der evangelifchen 
Kirche des Großberzogthums fein oder bleiben will, Tann fich bilden 
oder umgeltalten obne Zuftimmung der Landesſynode. Das Näm- 
liche gilt vom Pfarrverbande. In vorläufiger Weile kann Das 
Verhältniß durch das Oberkonfiftorium unter Zuziehung des Sy⸗ 
nobalausfchuffes unter Genehmigung des Großherzogs georonet 
werben 3). Die provilorifhe oder definitive Errichtung neuer 


2) 8. 129. 130. 
2) 8. 133. 
8) 8. 6, 134, Nr. 5 und 136. 
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Bfarrftellen, fowie die Aenderung beftebender Pfarrbezirke darf 
nır mit Genehmigung der Staatsregierung erfolgen !). 

Die Zahl und den Bereich der Delanate beftimmt ein befon- 
deres Kirchengefet. Weränberungen im Umfange eines Dekanats 
können nach Anhörung ver beteiligten Gemeinbevertretungen und 
Delanatsiunoden mit Zuftimmung der Lanbesfunode von dem 
Oberlonfiftorium unter Zuziehbung des Synodal⸗Ausſchuſſes ange» 
ordnet werben ?). , 

VI. Rirchengefege werden vom Großherzog mit Zuftimmung 
der Landesſynode erlaffen und verfündigt, Ausführungs » Verord- 
nungen auf Antrag des Oberlonfiftoriumg >). Eines Kirchengeſetzes 
bedarf es: zur Abänderung der Kirchenverfafjung, zur Regelung 
der bienftlichen Stellung ber Geiftlichen und der Kirchenzucht, zur 
Einführung neuer Religionslehrbücher, Geſangbücher, Agenven, 
und neuer Vorſchriften und Lehre. Das Belenntniß bildet feinen 
Gegenftand der Geſetzgebung +). 

Handelt es fih um Aenderung von Kirchenverfaffungsge- 
jegen, ver Gottesbienftorbnung oder der Firchlihen Bücher, fo kann 
bie Synode nur bei Anmefenheit von ®/, ihrer Mitglieder und 
mit Mehrheit von 2/, der Anweſenden befchließen 6). | 

Jede Gemeinde bat das Recht Kirchengefeke, welche Gegen- 
ftände ver Lehre oder des Kultus (der Gottesbienftorbnung) be» 
treffen, innerhalb 3 Monaten nad ihrer Verkündigung für fich 
abzulehnen ). Der desfallfige Beichluß tft von der Gemeindever- 
tretung zu fallen, Tann aber freilih durch das erweiterte Ober- 
konſiſtorium umgeftoßen, und namentlich eine Aeußerung der ge⸗ 
jammten Gemeinde herbeigeführt werben ”). 


1) Geſetz v. 23. April 1875, betr. bie Vorbildung und Anftellung ber 
Geiflihen in Art. 5 (Reg.⸗Bl. 257). 

2) 8. 57. $. 134, Nr. 5. 

s) 8. 109. 
8. 47, Rr. 57. 106. 107; Nr. 1; $. 120. 126. 130, Abf. 4. 
$. 102. 
&: 3 u. 108. 
8 
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8. 91. 
2. Katholiſche und altkatholiſche Kirche. 


Geſetz v. 23. Aprif 1875, betr. die Vorbilbung und Anftellung ber 
Geiſtlichen, 8. 10—12. (Reg.-Bl. 256. Dove's Zeitſchr. 13, 222). 

Gele v. 23. April 1875, betr. bie religidfen Orden und orbeneähn- 
lien Kongregationen. (Dove's Zeitſchr. 13, 223—224.) 


1. Die katholiſche Bevällerung des Großherzogthums belief 
fih im Jahre 1871 auf 238,080 Seelen, ‘von welchen über bie 
Hälfte, nämlich 121,494 auf Rheinheſſen kommen, die Zahl der 
Pfarrbezirle auf etwa 150, die der Dekanatsbezirke auf 172). 

Die kirchlichen Vorgeſetzten find, foweit ſich nicht Einzelne 
und Gemeinden unter ben altkatholiſchen Biſchof gejtellt Haben, 
Biſchof und Domkapitel zu Mainz. Die Belegung des bifchöf- 
lichen Stuhls und der Domtlapitularftellen richtet ſich nach den⸗ 
jelben Bullen und Breven, wie in Württemberg und Baden. 

2. Unterm 15. Dezember 1873 wurbe der altlatbolifche 
Biſchof Dr. Reinkens durch Tandesherrliche Urkunde als katholi⸗ 
iher Biſchof für das Großherzogthum anerkannt, „unbejchabet 
aller landesherrlichen Oberboheite- und Oberaufſichtsrechte“ 9. 
Das Minifterium des Innern fette burch Ausfchreiben vom näm⸗ 
lihen Monat ſämmtliche Kreisämter Hiervon in Kenntniß und 
fügte eine Anweiſung über bie Folgen bei, welche fich am biefe 
Anerkennung knüpfen. Diefe feien nämlich folgende: 1. das Recht 
des Bifchofs, im Gebiete des Großherzogthums bezüglich der Alt 
katholilen alle kirchlichen Akte vornehmen und alle jene Rechte 
üben zu dürfen, welche nach dem katholiſchen Kirchenrechte, wie es 
bi8 zu den vatikaniſchen Beſchlüſſen galt und foweit ed vom 
Staate anerlannt war, bijchöfliche Alte find, nach Maßgabe ber 
am 12. September 1873 zu Conftanz angenommenen Synodal⸗ 
und Gemeinde-Orbnung und innerhalb der Gränzen der Staat 
gejege; 2. der volle Schuß, der im Reichſsſtrafgeſetzbuch 8. 166 
bi8 168 den anerkannten Kirchen gewährt wird; 3. die Berech⸗ 
tigung des Biſchofs, mit Genehmigung der Regierung altkatholifche 


2) Belanntmachung des Minifieriums bes Innern v. 29. Juni 1830. 
2) Bei Friedberg, Altenft. zur altlath. Bewegung &. 376 fteht irrtbüm 
lich das Jahr 1874. 
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Pfarreien zu errichten, die Anerkennung der nach Maßgabe der 
im Großherzogthum beſtehenden Vorſchriften anzuſtellenden Pfarrer 
und ſomit deren Recht, für die Angehörigen ihrer Gemeinden auch 
die kirchlichen Standesbücher zu führen; 4. Nichterhebung des 
Kompetenzkonflikts, falls die Allkatholiken, wie fie ſich vorbehalten, 
wegen Mitgebrauchs der katholiſchen Pfarrkirchen und des katho⸗ 
liſchen Kirchenvermögens gerichtliche Klage erheben; 5. die Entbin⸗ 
dung aller Altkatholiken von der Verpflichtung, zu den Kirchenum⸗ 
lagen der die vatikaniſchen Beſchlüſſe anerkennenden Katholiken, 
beizutragen. Alle, welche ſich beim Kreisamt oder bei den Bürger⸗ 
meiſtern als Altkatholiken erklärten, ſeien aus den Liſten der Um— 
lagepflichtigen für römiſch-katholiſche Kirchenzwecke zu ſtreichen. 

3. Die proviſoriſche oder definitive Errichtung neuer Pfarr⸗ 
ſtellen, ſowie die Aenderung beſtehender Pfarrbezirke, darf nur mit 
Genehmigung der Staatsregierung erfolgen . 

4. Das Geſetz vom 23. April 1875 verbietet die Grünbung 
neuer Niederlaffungen oder Anftalten von religiöfen Orden over 
ordensähnlichen Kongregationen und bahnt die Befeitigung der be: 
ftehenden durch das Verbot ber Aufnahme von neuen Mitgliedern 
an. Ausnahmen gelten bezüglich weiblicher Orden, die fich dem 
Unterricht und der Krankenpflege widmen. Aus Gründen des 
Öffentlichen Wohls Tann übrigens in Zulunft jede fortbeſtehende 
Anftalt auf Antrag des Minifteriums des Innern durch Be⸗ 
ſchluß des Sefammt-Minifteriums aufgelöft und gefchloffen werben. 


8. 92. 
8. Seraelitiihe Gemeinden. 


Im Jahre 1871 zählte das Großberzogthum 25,373 Israe⸗ 
liten, welche zu einer größeren Anzahl von Gemeinden ohne oberfte 
Landeskirchenbehörde vereinigt find. Die Gemeindeverfaſſung ift 
durch landesherrliche Verordnungen feftgeftellt, namentlich die Ver⸗ 
ordnung vom 2. November 1841, betr. die Bildung der Vorſtände 
der Israelitiſchen Neligionsgemeinden und die Verwaltung des 
Vermögens berfelben. 


1) Geſetz v. 23. April 1875, betr. bie Vorbilbung und Anftellung ber 
Geiftlichen, Art. 5. 
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UL Bildung neuer Religionsvereine. 
8. 93. 


Jedem Einwohner des Großherzogthums fteht die freie und 
öffentlihe Ausübung feines veligiöfen Kultus zu !). 

Die Bildung neuer Neligionsgemeinfchaften ift geftattet. 
Ihre Verfaffung und ihr Belenntniß darf den Staatögefeken und 
der Sittlichleit nicht wiberfprechen und nicht zum Vorwande bienent, 
Andere in ihren politifchen, bürgerlichen ober religidfen Nechten 
zu beeinträchtigen. Es ftebt ihren das Recht der öffentlichen 
Gottesverehrung zu. Korporationsrechte follen den Neligionsver- 
einen auf den Nachweis der entfprechenden Erforberniffe verliehen 
werben ?). 


2) Geſetz v. 2. Aug. 1848, Art. 1. Dieſes Gefet genießt Tant Art. 3 
ben Schuß der Berfaflung. 

2) Geſetz v. 23. April 1875, Art. 2 u. 3. Bol. F. Thubichum, bie 
Kicchenfrage vor ber Heſſiſchen Volksvertretung. 1863 u. 1873. S. 8—10. 


Vierer ſche Dofbuäbruderet. Stephan Geibel & Go. tn Witenburg, 
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Vorwort. 
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Die Wiedererftehung Deutichlands im neuen Reiche bat in 
belebender und Härender Weife auch auf die Behandlung aller 
derjenigen Fragen eingewirkt, welche mit religiöfen und kirchlichen 
Angelegenheiten in Zufammenbang fteben. Dur das Reich ſelbſt 
wurde die Gleichitellung aller Konfeffionen im bürgerlichen Leben 
ihnell zur vollen Wahrheit gemacht und in der Landesgejeh- 
gebung andererfeits eine fett Deenfchenaltern nicht mehr erlebte 
Thätigkeit zur Derjtellung eines ficheren, den Zeitbebürfniffen 
entiprechenden Rechtszuſtandes entfaltet. Embli nach fünfund- 
zwanzigjährigem Ringen und Schwanken gelang es in Preußen, 
dem größten Theile der evangelifchen Kirche eine freiere, den 
Grundgedanken der großen Reformation entiprechende Verfaſſung 
zu fichern, und gegenüber ven Vebergriffen der fatholifchen Hier: 
archte raffte ſich die. allzulange nachgiebig gemwejene Staatsgewalt 
zu einer Reihe von Maßregeln auf, welche bezweden, dem nieberen 
Klerus die erforderliche Bildung des Geiftes und Gemüthes, eine 
geficherte Rechtsſtellung und feite Anbänglichleit an das Vater: 
land und feine Gefege zurüdzugeben, hiermit aljo die Bebingungen 
wiederberzuftellen, unter welden allein mächtige Kirchliche Orga⸗ 
nifationen mit dem nationalen Rechtsſtaate der Gegenwart ver- 
träglich ericheinen. 








VI Vorwort. 


Dieſe weit über die Grenzen Preußens und Deutſchlands 
fühlbar gewordenen Reformen ſind bereits zu einem ſolchen Ab⸗ 
ſchluß gediehen, daß ſich eine Darſtellung des neuen Rechts unter⸗ 
nehmen ließ, ja daß es endlich möglich iſt, das geltende Kirchen- 
recht in ein wiflenjchaftliches Syſtem zu bringen, in welchem auf 
der feften Grundlage unferes ftaatlichen Verfaſſungsrechts die Ge- 
biete Fargeftellt werden, in welchen ver Staat oder die Religions⸗ 
vereine allein, oder worin zum beiderfeitigen Frommen beide tn 
Gemeinfhaft zu beftimmen haben. Möge ver bier bargebotene 
Berfuch einer Löſung diejer umfangreichen Aufgabe dazu beitragen, 
die richtige Würbigung der großen ftaatlich » firchlichen Tragen der 
Gegenwart zu erleichtern. 


Tübingen am 13. April 1878. 
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8. 94. 


1. Vorſchriften über religiöſe VBerfammlungen und Feiern und Auf- 
rechterhaltung des veligidien Friedens. 


1. Die Deutſchen Landesgejege!), welche jeit dem Sabre 
1848 den Bürgern Freiheit gewähren, ſich zur Beiprechung öffent» 
liher Angelegenheiten zu verjammeln, finden im Zweifel auch auf 
Verjammlungen Anwendung, worin religiöfe Fragen verhandelt 
werben follen, oder welche einen eigentlichen Gottesdienſt zum 
Zwed Haben. Auch Mitglieder beftehender Neligionsvereine find 
nicht mehr gehindert, neben ben gewöhnlichen Vereins⸗Gottes⸗ 
dienten beſondere religiöfe Verfammlungen, ehemals oft „Konvent 
titel” genannt, zu veranftalten. Die Pflicht zu gewifjen Anzeigen 
bei der Polizeibehörde fällt für die regelmäßigen gottesbienftlichen 
Berfammlungen von Vereinen, welche eine bejtimmte ftaatliche An⸗ 
erfennung genießen, weg. 

2. Außerordentliche Verjammlungen und Feiern bevürfen 
entweder der vorgängigen Anzeige bei der Polizeibehörbe, over, 
wenn fie unter freiem Himmel Statt finden follen, was nament» 

2) Das Reich Hat bis jetzt keine Vorfchriften gegeben, fonbern in 8. 2 
des Einführungsgefehes zum Strafgefetsbuch die Landesgeſetze beſtehen laſſen. 
Bl. au Bp. 1, 173 — 174. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 1 
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lich bet öffentlichen Prozeſſionen zutrifft, ver vorgängigen Erlaub- 
niß. In Bayern muß die fpezielle Königliche Bewilligung erholt 
werden !). 

Die Einführung neuer kirchlicher Feit- oder Feiertage, mit 
ber Wirkung, daß es ben Vereins. Mitglievern zur kirchlichen 
Pflicht gemacht wird, von der Arbeit zu ruben und die Verrich⸗ 
tung von Arbeit mit Kirchenftrafen geahndet werben kann, bebarf 
für alle proteftantifchen Kirchen Ianvesberrlicher Genehmigung ?). 
Für die katholiſchen Kirchen ift dieß in Bahern und Elfak » Loth 
ringen der Bald), — Die Abichaffung beftehender Feiertage ift 
im Zweifel für einen Gegenſtand der Gefeßgebung, nicht des Ver⸗ 
ordnungsrechts, zu erachten. 

3. Das Strafgefepbuh vom 26. Februar 1876 enthält in 
den 88. 166. 167. 304 und 360 zu Gunften aller innerhalb des 
Reichs beſtehenden Weligionsgejellichaften beſondere Strafbeitim- 
mungen, welche den Zweck haben, das Recht ver freien Gottes⸗ 
verehrung in Schuk zu nehmen fowohl gegen Religionsfanatifer, 
feien dieß Private oder obrigfeitlihe Beamte, als gegen gewalt- 
thätige und vohe Perfonen überhaupt. Die Trage, unter welchen 
VBorausfegungen ein Verein als „Religionsverein“ anzufehen fei, 
und als folcher „rechtliches Beſtehen“ anzufprechen babe, beant- 
wortet fi) nach den Landesgeſetzen?). Der im 8. 166 gewährte 
befondere Schuß gegen Beihimpfung kommt nur den mit Kor- 
porationsrechten begabten Weligionsvereinen zu Gut. 


— — — — 


1) II. Verfaſſungsbeilage vom 26. Mai 1818 8. 79. Verordnung vom 
20. Juni 1851. Vgl. Badiſches Verbot der päpſtlichen Jubiläumsprozeſſionen 
durch Miniſterial⸗Verordnung vom 4. Juni 1875. 

2) Val. Bd. 1, 123. 

3) Organifche Artitel vom 8. April 1802. I, Art. 41: „Aucune fete, 
à l’exception du dimanche, ne pourra éêtre ctablie sans la permission 
du Gouvernement.'' — Aehnlich ehemals das Preuß. Landrecht von 1794, 
2, 11, $. 34, deſſen Beftimmung die Praris als weggefallen betrachtet. 

* So auch Meves im Gerichtsſaal 27, 355 — 356, 16875. — Man 
kann zweifeln, ob die firengen VBeflimmungen bes Strafgefegbuchs auch in 
den Fällen angemefien erfcheinen, wo bie betonten Thatfachen nicht genügend 
Kar bervortreten. Richtiger würde e8 fein, ihre Anwendung auf folde Ber- 
eine und foldhe Berfammlungsorte zu befchränten, welche burch obrigkeitliche 
Belanntmahung ausprüdlih als beſonders geſchützt bezeichnet oder au- 
erfannt worden find. 











Prozeſſtonen. 3 


Der Aufreizung gegen Andersglaubende, aus welcher ſchließlich 
Beſchimpfung und rohe Gewaltthätigkeit hauptſächlich hervorgehen, 
widmet das Strafgeſetzbuch zu geringe Aufmerkſamkeit. Nur die 
direkte Aufreizung zu „Gewaltthätigkeiten“ und nur die „öffentlich“ 
erfolgte, bedroht es in 8. 130 mit Strafe, während bie ältere 
Strafgefeßgebung forgfältiger auf den Schuß des religidfen Frie- 
dens in Staat, Gemeinde und Familie bedacht gewejen war !). 

4. In einen Staate, wo alle Religionsvereine gleiche Rechte 
genießen, können Brozeffionen auf öffentlihen Straßen 
und Plägen nicht gejtattet werben; einmal weil letztere allen 
Bürgern gemeinfam gehören und nur zu gemeinfamen Zwecken 
beftimmt find; fodann weil folde Aufzüge erfahrungsmäßig zur 
Beeinträchtigung Andersglaubenber führen, indem vie katholiſche 
Seiftlichfeit und das von dieſer geleitete nievere Volt den Anfpruch 
erhebt, für vie Hierbei berumgeführten Gegenftände der Ver⸗ 
ebrung, fowie für das öffentlich erfcheinende Priefterfleiv von 
Jedermann gewilfe Ehrenbezeugungen gezolit zu feben, und bie 
Berfagung derjelben mit Drohungen und Thätlichkeiten gerächt zu 
werden pflegt. Die Prozejfionen haben envlich auch gerabezu den 
Zwei einer Demonftration gegen Andersgläubige oder Gleich- 
gültige, fie find eine Heerfchau über das gläubige Volt, wie es 
bie ultramontanen Zeitungen, felbjt laut genug verfündigen. Sie 
nähren aljo ven Religionshaß und veranlafjen etwa auch Gegen⸗ 
demonjtrationen ähnlicher Art, melde offenbar nicht füglich im 
Voraus polizeilich verboten werden fönnen, wenn man bie erite 
Temonftration erlaubt hatte. Bis zum Jahre 1848 waren ber- 
gleihen Brozeifionen in vielen Deutichen Staaten ganz verboten 
oder nur an einzelnen Orten ausnahmsweiſe zugelafjen, jedenfalls 
nur in wenigen Gegenden üblich. Seitvem die neuere Gejeg- 
gebung den Polizeibehörden freiere Hand gelaffen Hat, zu erlauben 
oder zu verbieten, famen fie jchnell wieder in Schwang, vor Allem 
in Preußen,. wo auch in diefem Punkt die Iarefte Praris einriß, 
bis in neuefter Zeit hierin eine Umkehr eintrat2). 


i) Auch in der Schweiz bat man die Nothwenbigkeit befielben neuer« 
ding8 wieder Marer erfannt. Vgl. 3. B. die Gefehe des Kantons St. Gallen 
von 1873 und des Kantons Bern vom 13. September 1875, Art. 1. 

2%) Preußiſches Geſetz vom 11. März; 1850 über Berfammlungs- und 
Bereinigungsrecht $. 10. Bayeriſches Geſetz vom 26. Februar 1850 Art. 4. 

1* 


4 Wallfabrten; Seiligenbilder u. f. w. auf ber Straße. 


Nod mehr Gründe fprechen für ein Verbot ver Wallfahr- 
ten over Landes» Brogefjionen, weil fie, wegen ihrer Miſchung 
von Männern und Weibern aus dem niederen Bol, zu Unfittlid- 
feiten Anlaß bieten, die Arbeitsicheu befördern und Krankheiten 
ausbreiten. 

Leichenzüge beivegen fich zwar ebenfalls über Straßen und 
Pläge, unterfcheiden ſich aber doch ganz wefentlich von anderen 
kirchlichen Aufzügen; es fehlt bei ihnen von vorneherein der Demon: 
fteative Zwed, die Begleitung beichräntt fich regelmäßig nicht auf 
Anhänger nur Einer Konfeifion, und es werben auch Feine Heilig- 
tbümer öffentlich mitgeführt. 

5. Die Aufftelung von Heiligenbildern, Kruzifizen, Dent: 
jäulen zu Ehren gewilfer kirchlicher Dogmen (3. B. der unbe 
fledten Empfängnig Mariä) auf öffentlihen Pläten over Straßell 
oder in ihrer unmittelbaren Umgebung erjcheint ebenfo unverein- 
bar mit unjerem heutigen öffentliche Recht, wie öffentliche Bro» 
zeifionen; Staats» und Gemeindebehörden können daher nicht als 
ermächtigt gelten, die Aufftellung neuer dergleichen Bilder ober 
Dentzeihen zu geftatten. Ebenſowenig gehören, immer aus ben» 
ſelben Gründen, kirchliche Amtstrachten auf die Straße, welche 
Geiftliche oder ihre Gehülfen, 3. B. Chorknaben, bei gottesdienſt⸗ 
fihen Berrichtungen tragen; auch nicht die Trachten von geilt- 
lichen Orvensperfonen, am wenigften von Orden, welche ſtaats⸗ 
geſetli verboten ſind Y. 


—— — — — N 


Heffifches Geſetz vom 23. April 1875 Art. 4, Abſ. 5. Für Elfaß-Lothringen: 
Organ. Artitel vom 8. April 1802, I, 45. (Bgl. auch Franzöfifches Gele 
vom 29. Eeptember 1795 — 7 Vend. IV — Section 3, Art. 16.) 

1) So unterfagte in Preußen Friebrih der Große den Sefuiten, die er 
dort als Einzelne buldete, das Tragen ber Iefuiten- Uniform und in Würt⸗ 
temberg wurde im Jahre 1808 nad Aufhebung der öfter das öffentliche Her- 
umgeben in Ordenskleidung verboten (Reyfcher, Samml. 10, 229). Seitbem 
im größten Theile Dentichlands die Orden mwieber aufgehoben find, wirb bie 
Geſetzgebung wohl auch in diefem Punkt zu früheren richtigen Regeln zurüd: 
fehren. In Sranlreich erging ein allgemeine® Verbot durch das Geſetz vom 
18. Auguft 1792 Art. 9 und 29. Ecptember 1795 (7 Vendemiaire an IV, 
welches freilich durch die Organiſchen Artitell vom 8. April 1802 et. 1, 
wenn auch nicht mit ausbrüdliden Worten, aufgehoben worden ifl. — Im 
Kanton Génève hat das Gefek vom 25. Auguft 1875 Art. 3 ähnliche Ber- 
bote aufgeftellt. 











Ausbreitung von Religions⸗ und Sittenlehren. 5 


8. 96. 


2. Schranken der Freiheit zur Ausbreitung don Religions⸗ und 
Sittenlehren und zur Uebung religiöfer Gebräuche, 


Das Recht der freien Meinungsäußerung, wie c8 bie Geſetze 
in ihren Beftimmungen über Nebefreibeit, Preßfreiheit, Freiheit 
der Wiſſenſchaft anerkennen, erſtreckt fich jelbftverftändlich auch auf 
Fragen ver Religion und Moral, und ift überhaupt von dem der 
Gewiſſens⸗ und Religionsfreibeit untrennbar!). Seine Beichrän- 
tungen ergeben fich theils aus dem Strafgeſetzbuch, theild aus der 
Defugniß der Behörden, Verfammlungen aufzulöfen oder Vereine 
zu fehließen, ober fie fommen zum Vorſchein bei Verweigerung des 
landesherrlihen Plazetd für neue Religions» oder Sittenlehren 
oder Gebräuche, am umfaſſendſten endlich bei der Feſtſtellung ber 
Lehrbücher für den öffentlihen Unterricht in Religion und Moral. 
Die Handhabung folcher Verbietungsrechte kann nicht den Gerichten 
übertragen werben, ſondern muß der Staatöregierung verbleiben, 
weil e8 fich dabei nicht um Anwendung von Rechtsgrundſätzen, ſon⸗ 
bern um Wahrung des Staatswohls handelt. Im Folgenden fol 
verfucht werden, an einigen näher liegenden Beifpielen den Stand 
bes heutigen Rechts darzulegen. 

1. Es gibt gegenwärtig in Deutſchland feine ftantsgefetlich 
privilegirte Auffaffung vom Weſen Gottes und feinem Verhältniß 
zu der finnlich wahrnehmbaren Welt, keine Etrafgefege gegen das 
leugnen der Eriftenz eines höchſten Weſens, oder gegen die DVer- 
ehrung von Himmelsförpern (Sonne, Mond), von Naturerichet- 
nungen (Feuer, Meteorfteinen) oder irdiſchen Gefchöpfen (Thieren, 
Menſchen) oder menſchlichen Bildwerken (Fetifhen u. ſ. w.), ale 
wenn ihnen göttliche Eigenfchaften beimohnten. Das Strafgefeß- 
buh 8. 166 kennt nur eine ftaatliche Verfolgung und Beitrafung 
öffentlich verübter befchimpfender Aeußerungen über Gott, fofern 
fie Aergerniß erregt haben. Uebrigens denkt der Staat bis jekt 
nicht daran, zu geftatten, daß die Jugend im öffentlichen ober dem 
ihn vertretenden privaten Unterricht im Atheismus ober im Hei- 
benthum unterwiejen werde, und braucht auch Vereine, welche fich 
die Verbreitung folcher Lehren zur Aufgabe ftellen, keineswegs zu 


2) Bel. Bd. 1, 33 und 54. 
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bulden 2). Atheiften: Vereine würden jedenfalls keine veligiöfen, 
Sondern rein weltliche Vereine fein. &lüdlicherweije wird, mit 
Ausnahme von bejonders aufgeregten revolutionären Zeiten, die in 
Deutſchland bis jegt nie wie in Frankreich vorgekommen find, die 
Frage nicht leicht eine praftifche Bedeutung erlangen. 

2. Nah dem gegenwärtigen Stand unjerer Strafgefeßgebung 
bildet es fein ftrafbares Vergehen, GOlaubensſätze zu lehren, wo- 
nach der Kindsmord zuläffig, der Selbjtmord, die körperliche Ver⸗ 
jtümmelung, 3. B. Kaftration, fromme That oder gar von Gott 
geboten jein follen 2); ebenjowenig tft es ftrafbar, die Vielweiberei 
als erlaubt und gottgefällig zu rühmen (Mormonen » Lehre) oder 
bie Verpflichtung zur ehelichen Treue zu leugnen (Lehrſatz vom 
Recht der „freien Liebe”), die Rechtmäßigkeit des Privateigenthums, 
bie Pfliht zum eiblichen Zeugniß, zur Vertheidigung des Vater. 
landes mit den Waffen u. |. w. zu leugnen (Lehren ver Kommu⸗ 
niften, Wiedertäufer, Herrnhuter)), das Betteln als Beruf zu 
empfehlen (Statuten der Bettelorden).. Beſtrafung und Zwang 
tritt immer erjt ein, wenn ein Kindsmord, eine Verjtümmelung 
wirklich vollzogen 4), eine Doppelehe eingegangen , ein Weib ver- 
laffen, das Eigenthum gewaltfam angetaftet, ver Eid oder vie 
Waffenpflicht nerlegt, gebettelt worben ift. 

Auch das Neich8« Preßgeieg vom 7. Mai 1874 kennt feine 
Strafbeftiimmungen und feine vorbeugenden Maßregeln mehr gegen 
ſolche Lehren. 

Ob Berfammlungen, in welchen folche vertheidigt werben, 
aufgelöft, und Vereine, die ſich ihre Verbreitung zur Aufgabe 
maden, gejchloffen werden können, und ob die Entſcheidung darüber 
der Regierung oder den Gerichten gebühre, läßt fich nicht für alle 
Deutſchen Staaten übereinftimmend beantiworten. Der Orden der 


— 





1) Bgl. ſchon Bd. 1, 33 und 54. 

2) Joſ. Thompſon, Kirche und Staat in den Vereinigten Staaten von 
Amerila, Berlin 1873, S. 9 — 12. 

2) Bgl. den vom Bundesrath vorgelegten Entwurf einer Novelle zum 
Strafgefegbuh 8. 130. 

*) Eine Ausnahme macht die noch zuläffige Beſchneidung bei den Juden. — 
Tanfen Erwachſener in öffentlichen Flüſſen können verbindert werben, wenn 
bie polizeilichen Vorſchriften über bie Benutung öffentlicher Gewäſſer oder 
die Geſetze des Anftandes verlegt werden. 








Staatliche Vorkehrungen gegen Aberglauben. 7 


Jeſuiten und die ihm verwandten Orden find im ganzen Reich, 
bie übrigen Orden im größten Theile deſſelben verboten, wegen, 
der Schäblichleit ihrer Sittenlehren und Bejtrebungen. Die 
Jejuitenmoral darf aber in der Prefje frei ausgebreitet, fogar noch 
in der Kirche gelehrt werden, und ift nur von der Schule aus- 
geichlofien. 

3. Zahlreiche neuere Vorgänge haben der Trage, was bie 
Aufgabe der Staatögewalt gegenüber Lehren und Gebräuchen, 
welche den Aberglauben ausbreiten over erzeugen, fein müſſe und 
dürfe, wieder eine erhöhte praftiiche Wichtigleit gegeben. Wir 
müflen und verjagen, an diefem Orte diejenigen Arten von Aber» 
glauben, welche nach unjerer Meinung eine ſtaatliche Bekämpfung 
erbeifchen, genauer zu bezeichnen; es jind im Allgemeinen jolche, 
welche den Dienfchen in jeinem Denken und Thun unficher machen, 
ihn zu unfittlihen, unter Umſtänden fogar verbrecheriichen Hand⸗ 
lungen verführen, ober etwa auch um jeinen Verſtand bringen 
Seitdem die Völker in ihrer gebildeten Mehrheit und damit auch, 
die Gefetgeber fich von der Herrichaft des Aberglaubens befreit 
haben, haben fie es auch ſtets für Recht und Pflicht des Staats 
gehalten, dem Aberglauben entgegenzumwirten, und namentlich ift 
dieß in Deutjchland gejchehen. Diefem Zwecke dient zunächſt Alles, 
was der Staat für die Pflege der Wiflenfchaft und für Volks⸗ 
unterricht überhaupt thut. Nirgends mehr ift es in Deutichland 
öffentlichen Lehrern oder Geiftlichen, welche Religionsunterricht in 
Öffentlichen Schulen ertbeilen, geftattet, ven Aberglauben zu näbren. 
Ueberall, wo e8 fi) um Thatſachen Handelt, welche einer Prüfung 
auf ihre Wahrheit fähig find, iſt e8 die Aufgabe der öffentlichen 
Behörden, dur glaubwürdige Sachverftändige eine folche Prüfung 
vornehmen zu laffen und das Ergebnif, womöglich ven vollſtändigen 
Bericht der Sachverftändigen, öffentlich befannt zu machen. ‘Diefer 
Aufgabe haben fich die Behörden auch bisher meiftens in anerfen- 
nenswertber Weije unterzogen !). Nur gegenüber ganz barmlojem 
Aberglauben wird fich der Staat auf pas Mittel ver Belehrung 


1) Sollten etwa ben Polizeibehörben die erforderlichen Vollmachten noch 
fehlen, um Saden over Perfonen, um welche es ſich hanbelt, ſehen und be⸗ 
obachten zu lönnen, oder Zeugen über Thatfachen zu vernehmen, fo würde 
es Aufgabe ber Geſetzgebung fein, diefe Vollmachten zu ergänzen. 
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beihränten dürfen. Sobald durch folche ftantliche Sachverſtändige 
die Unwahrbeit von Thatſachen feitgeftellt erfcheint, würde es regel- 
mäßig am Plate fein, die weitere Förderung des Aberglaubens 
durch Fortſetzung der Behauptung des Gegentheild unter äffentliche 
Strafe zu ftellen, insbeſondere den Beiftlichen die Verbreitung 
des Aberglaubens bei Strafe zu verbieten, Die ift denn aud 
im 18. und 19. Jahrh. in Defterreih, Bayern, Württemberg und 
anderen Staaten in einer langen Reihe ftaatlicher Berorbnungen 
gefcheben, deren wohlthätige Wirkungen nur diejenigen nicht zu ſchätzen 
verfteben, denen der früher in jenen Gebieten verbreitete Unfug 
unbelannt iſt. Diefer ftaatlichen Infpektion ift e8 auch, neben ber 
Fürſorge für die philojophifche Vorbildung der Geiftlichen zu dan⸗ 
ten, daß es in Deutichland keine Heiligenbilder mehr gibt, welche, 
wie 3. DB. der heilige Ianuarius in Neapel, bei gewiſſen Gelegen- 
beiten Blut jchwigen oder Thränen vergießen, oder fich bewegen, 
obwohl fie von Holz find, und daß eine Louife Yateau bisher nur in 
dem ultramontan regierten Belgien, aber nicht innerhalb der Deut- 
fhen Gränzen auftauchen konnte. Die Beftimmungen des Straf 
gefegbuch8 reichen übrigens bis jegt nur für die gröbften und 
plumpften Fälle des religiöfen Betrugs aus. Nach 8. 263 wird 
von Amtswegen Derjenige als Betrüger verfolgt und beftraft, der 
durch Borfpiegelung faljcher oder durch Entftellung wahrer That⸗ 
fadhen einen Irrthum erregt oder unterhält in der Abficht, fi 
oder einem ‘Dritten einen rvechtöwibrigen „Vermögensvortheil” zu 
verſchaffen ). Unbetroffen bleiben alſo die Fälle, in welchen biele 
Abficht nicht beiwiejen werben kann oder in welchen fie fehlte, in- 
dem etwa nur mittelbar auf Gewinn gerechnet ift oder ver Betrug 
zu anderen Zweden geübt wird, 3. B. um beim ungebilveten 
Bolt den Glauben an eine übermenjchliche Kraftbegabung Geiſt⸗ 
licher zu erzeugen, oder ven Glauben, daß gewilje von der Staats⸗ 
regierung getroffene Maßregeln durch Wunder und Beichen als 
Gott mißfällig gelennzeichnet feien, endlich überhaupt zum Zwed 
der Erzeugung von Furcht, Aberglauben, Haß gegen Anders— 
glaubende 2). Die älteren Deutfchen Strafgefege waren in dieſen 


) 9. Meyer, Lehrb. des Deutfchen Strafrechts, 2. Aufl. 1877, &. 501 ff. 
2) Cine nur für Notbfälle allenfalls zu gebrauchende Auskunft gewährt 
etwa noch bie Generalllauſel des Strafgeſetzbuchs $. 360 Nr. 11. 
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Beziehungen mit Recht vollftändiger 1). Die buch das Neiche- 
itrafgefegbuch geſchaffene Lücke ift wenigftens in Bayern durch fol- 
gende Beſtimmung des Polizeiftrafgefeges vom 26. Dezember 1871 
Art. 54 ausgefüllt worden: „Wer gegen Kohn oder zur Erreichung 
eines ſonſtigen Vortheils fich mit angeblichen Zaubereien ober 
Geifterbefchwörungen , mit Wahrfagen, Kartenfchlagen, Schatgra- 
ben, Zeichen« und Zraumbdeuten oder anderen vergleichen Gau⸗ 
feleien abgibt, wird an Geld bis zu 50 Thalern oder mit Haft beftraft.“ 

4. Der Staat bat endlich vielfache Veranlafjung, Religions- 
gebräuchen, welche die Geſundheit beeinträchtigen, entgegenzutreten, 
und es bejtehen in dieſer Hinficht aus früherer Zeit überall zahl« 
veiche Polizeiverordnungen, wie über: Zaufen neugeborner Kinder, 
Beſchneidung, Theilnahme von Kindern an gottespienftlihen Feiern 
bei falten Wetter, Vornahme von geiftlichen Amtshandlungen bei 
Kranken (namentlih in öffentlichen Anftalten), WAusftellung von 
Leichen. 


8. 96. 
3. Staatliche Verpflichtung der Religionspereine zu beitimmten 
Lehren, Gebeten und Ordnungen. 

Wenn auch der Staat in Deutichland im Allgemeinen nicht 
mehr den Anſpruch erhebt, ven Neligionsvereinen Glaubenslehren 
und Feiern vorzufchreiben, fo ift er doch zu einigen Forderungen 
berechtigt, welche fich auch vom Standpunkte ver Gewiſſensfreiheit 
aus vertheidigen lafjen. 

1. Alle Religionsvereine find verbunden, dafür zu forgen, 
daß beim Unterricht in Religions- und Sittenlehre die Pflicht 
zum Geborfam gegen die Geſetze und zur Treue gegen die Obrig- 
feit nicht mit Stillihweigen übergangen oder gar geleugnet werde. 
Diefe Obliegenheit ift theils allgemein in den Staatsgefegen aus» 
geiprochen 2), theil® in dem Amtseid der Geiftlichen zur Geltung 
gebracht. (Vgl. Br. 1, 17— 27.) 

2. Vermöge Geſetzes oder Herfommens find fie ferner ver- 
bunden, beim Gottesvienft eine Fürbitte für die Obrigkeit ®), des⸗ 


1) Preuß. Landrecht von 1794, 2, 20, $. 220 — 226. 

2) Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 13. 

2) Für Elfaß-Lothringen laut der Organ. Artikel vom S. April 1802 
Art. 51; für Hamburg laut Geſetz vom 9. Dezember 1870 8. 4. 
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gleichen für ven Kirchenpatron, auch wenn er nicht Mitglied ver 
Kirche ift, einzulegen. 

3. Ebenſo bei gewiflen Anläffen auf Verlangen der Staats⸗ 
regierung öffentliche Gebete oder Dankfeſte zu veranftalten 9). 

4. Endlich gebührt herkömmlicherweiſe oder Kraft gejelicher 
Borjchrift ven obrigkeitlichen Perfonen bei religidjen Feiern in den 
evangelifchen und katholiſchen Kirchen ein beionderer Ehrenplag ?). 


8. 97. 


4. Reichs⸗ und Iandesgetetliche Strafbeftimmungen gegen ſtaats⸗ 
feindliche Umtriebe der Geiſtlichen. 


Die Strafgefeßbücher faft aller Deutſchen Staaten enthielten 
bi8 zum Jahre 1870 eine Reihe von Strafbeftimmungen, welde 
bezwedten, die Souverainetät des Staates und die Staatsordnung 
gegen einen Mißbrauch des eigenthümlichen Einfluſſes zu ſchützen, 
welchen bie @eiftlihen, vor Allem die Geiftlichen der Römiſchen 
Kirche, vermöge dieſer Stellung über die Gemüther eines Theils 
des Volle erfahrungsmäßig auszuüben vermögen. 

Durch das Reichsitrafgefegbuch von 1870 wurden bie meiften 
dieſer Beſtimmungen befeitigt, obwohl die Regierungen inzwijchen 
von ihren ehemaligen weitgreifenden Verfügung» und Ueber⸗ 
wachungsrechten in kirchlichen Angelegenheiten jehr Vieles ein- 
gebüßt hatten und alfo Strafbeftimmungen um fo nothwenbiger 
blieben. Seitdem hat fich die ſyſtematiſche Belämpfung der Deut- 
ihen Staatsgefeke durch Papſt und Biſchöfe auf den böchiten 
Punkt gefteigert und es nimmt der Rapft wieder wie im Mittel⸗ 
alter das Recht in Anſpruch, oberjter Richter über den Glauben 
und die Sittenpflichten, aljo auch die Untertbanenpflichten, aller 
Katholiken und überhaupt aller Menſchen. zu fein. Daß für ſolche 
Zeiten die VOrfchriften des Reichsſtrafgeſetzbuchs nicht ausreichten, 
trat fchnell zu Tage, und im Sabre 1871 und 1876 wurben 


ı) Preuß. Landrecht von 1791, 2, 11, 8. 34. II. Beilage zur Bayeri⸗ 
fen Berfafiung vom 26. Mai 1818 8. 55. Sächſiſches Gele vom 23. Aug. 
1876 8. 6. Für Elfaß-Lothringen: Organ. Artilel vom 8. April 1802, 
I. Art. 41. 

2) Organ. Xrtifel von 1802 I, 47. Dekret Napoleons I vom 13. Juli 
1804 (24 Messidor XII); Defret vom 30. Dezember 1809 Art. 21. 30. 69. 
Für Hamburg: Kirchenverfaflungsgefeg vom 9. Dezember 1570 8. 4. 
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einige feiner fühlbarften Lücken ausgefüllt; aber in genligender 
Weiſe ift dieß noch nicht geicheben, ſodaß die Landesgeſetzgebungen 
fih genöthigt fahen, durch zahlreiche Strafbeftimmungen, Diezipli- 
narvorichriften, Temporalien- Sperre und andere Mittel nach 
zubelfen. | 

I. Das NReichsitrafgejegbuch enthält gegenwärtig folgende 
bierber gehörige Beftimmungen: — 1. Nach 8. 110 ift die „öffent- 
liche" Aufforderung zum Ungehorfam gegen Geſetze oder rechtögül« 
tige Verordnungen oder gegen Anorbnungen, welche obrigfeitliche 
Behörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit getroffen haben, ftrafbar. 
Das Erforderniß der Deffentlichkeit ift nur im Balle des 8. 112 
entbehrlih. — 2. Nah 8. 131 trifft Denjenigen Strafe, ver 
„Einrichtungen” des Staats oder Anoronungen ber Obrigfeit da⸗ 
durch „verächtlich” zu machen fucht, daß er wider beſſeres Wiljen 
öffentlich Thatfachen behauptet oder verbreitet, welche erdichtet ober 
entjtellt find 2). — 3, Bon hervorragender Bedeutung ift die erft 
durch Die Gejeke vom 10. Dezember 1871 und 26. Februar 1876 
eingejchaltete Vorjchrift ves 8. 1308, wodurch ven Deutfchen Straf. 
gerichten ein Mittel an die Hand gegeben wird, ven jchlimmiten 
Ausfchreitungen der Geiſtlichen erfolgreich entgegenzutreten?). 
Es fallen unter $. 130.8: päpftliche Verfügungen, welche in ber 
vorm der Erfommunilation oder in anderer offener oder verdeckter 
Weile Deutſche Fürften für abgefegt erklären, ebenjo päpftliche 
oder bifchöflihe Exkommunikationen oder andere kirchliche Zenfuren 
gegen Mitglieder des Bundesraths, des Reichstags, der Landtage, 


) Bgl. H. Meyer, Lehrbuch des Deutfchen Strafrechts, 2. Aufl. 1877, 
©. 675 und 677. 

*) „Ein Geiftliher ober anderer Religionsbiener, welcher in Ausübung 
oder im Beranlaffung ber Ausübung feines Berufes öffentlich vor einer 
Menichenmenge, oder welcher in einer Kirche oder an einem anberen zu 
religiöfen Verſammlungen beftimmten Orte vor Mebreren Angelegenheiten 
des Staats in einer ben äfientlichen Frieden gefährbenden Weife zum Gegen- 
fande einer Berkündigung oder Erörterung macht, wird mit Gefängniß ober 
Feſtungshaft bis zu zwei Jahren beſtraſt. — Gleiche Strafe trifft denjenigen 
Geiftlicden ober anderen Religionsbiener, welcher in Ausübung ober in Ber- 
anlafjung der Ausübung feines Berufes Schriftftüde ausgibt ober verbreitet, 
im welchen Angelegenheiten de8 Staats in einer den öffentlichen Frieden ge- 
fährdenden Weife zum Gegenflande einer Verkündigung oder Erörterung 
gemacht find.” 
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gegen Minifter und anbere Staatsbeamte oder gegen Gemeinde⸗ 
beamte. Ferner Erlaffe oder Aniprachen, welche Deutiche Staats: 
gefeße, geſetzmäßige Negierungsmaßregeln, gerichtliche Urtbeile ale 
ungültig Binjtellen, ven Ungeborfam gegen biefelben als gerecht- 
fertigt ober verbienftlich bezeichnen, oder welche ven Trieben und 
die freundfchaftlichen Beziehungen zu auswärtigen Staaten beein- 
trächtigen können. — Auch wenn Erlaffe und Erörterungen ſolchen 
Inhalts in die Form religidjer Dogmen oder frommer Gebete 
eingefleivet find, — und das wirb von den klügeren Geiftlichen 
immer geicheben — werben fie von der Strafbeftimmung des 
8. 1302 nod erreicht. Wenn auch zu hoffen fteht, daß die Deut⸗ 
fhen ®erichte mehr und mehr die ihnen geftellte wichtige Aufgabe 
Har erfaffen werben, fo dürfte doch die Frage fein, ob nicht die 
Reichsgeſetzgebung jelbjt durch genauere Beſtimmungen ver Recht⸗ 
ſprechung eine ficherere Grundlage und Direltive zu geben und Um⸗ 
gebungen des Geſetzes zu verbüten hätte. Insbeſondere jcheint 
ung ein reichögejegliches Verbot der Unterweifung der Jugend in 
dem Dogma von der päpftlichen Unfehlbarkeit, geichehe dieſelbe 
durch Geiſtliche oder nichtgeiftliche Religionslehrer, ebenfowohl ge- 
rechtfertigt als ummmgänglich nothwendig und der Würbe des 
Staats angemeffen zu jein. — Desgleichen dürfte e8 Aufgabe des 
Reichs fein, die Verlegung ſtaatlicher Plazet- Rechte unter Strafe 
zu ftellen. 

D. Die landesgefeglidhen Beitimmungen über Straf: 
barfeit der Auflehnung der Geiftlihen wider fogenannte Staat 
kirchengeſetze und über disziplinäre Entlafjung unbotmäßiger Geift- 
lichen find im VI. Abfchnitt zu betrachten. Bier verbienen nur 
folgende neuere Strafvrohungen befonvere Erwähnung. Das 
Badiſche Gele vom 19. Februar 1874 Art. 3 (8. 16. c.) ver- 
fügt: „&eiftliche, welche aus Anlaß öffentlicher Wahlen ihre Kirch 
lihe Autorität anwenden, um auf die Wahlberechtigten in einer 
beftimmten Parteirichtung einzumirken, werden an Geld von 60 bie 
600 Mark beitraft.” Heſſiſches Gejek vom 23. April 1875 
Art. 11: „Kein Geiftliher darf öffentliche Vorträge in einer 
Kirche oder in einem anderen zu religidjen Verfammlungen be- 
ftimmten Orte dazu anwenden, um aus Anlaß üffentlicher, nicht 
rein firchliher Wahlen auf die Wahlberechtigten in einer be 
jtimmten Parteirichtung einzuwirken.“ (Art. 12 enthält die Straf 
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anfäge.) Dieſes Heffiiche Geſetz trifft Hirtenbriefe nicht. Das 
Bayeriihe Wahlgefeß vom 4. Juni 1848 Art. 25 beftimmt zwar 
ebenfalls: „Jede Beichräntung der Freiheit der Wahl und jebe 
Benütung eines obrigkeitlichen Cinfluffes auf die Wähler wird 
ftrenge geahndet, und nach Umſtänden mit der Dienftentlaffung 
beftraft;" und gewiß erjcheinen hiernach bijchöfliche Dirtenbriefe, 
wie fie im Jahre 1875 ergingen, als unzuläffig; aber bis jet 
Hat jener Art. 25 fie nicht zu verhindern vermocht. 


VI. Abſchnitt. 


Die ſtaatsgeſetzlichen befonderen Pflichten nnd Rechte der 
Geiſtlichen, die ſtaatsgeſetzlichen Vorausſetzungen für die 
Bekleidung geifliher Aemter und die Aberkennung 
folder durch Staatsbehörden. 


I. Unterabſchnitt. 
Die ſtaatsgeſetzlichen beſonderen Pflichten und 
Rechte der Geiſtlichen. 


8. 98. 

Mit Rüdfiht auf die befondere Natur des geiftlichen Berufs 
und feine Wichtigkeit ftellt der Staat gewiſſe befondere Anforbe- 
rungen an die Geiftlichen und räumt ihnen auf der andern Seite 
gewilfe Vorrechte ein. Dieje Beftimmungen finden größtentheils 
auf die Geiltlichen aller Neligionsvereine Anwendung, einige aber 
nur auf die Geiftlichen der großen Kirchen. 

Die Rechte und Pflichten von Staatsdienern ober „mittel⸗ 
baren Staatsdienern“ kommen den Geiftliden als foldhen wohl 
nicht mehr in vielen beutfchen Staaten zu. 

Eine andere Klaſſe von ftaatögejeglichen Vorjchriften ijt nur 
hervorgerufen durch die abweichenden Beftimmungen ver älteren 
Zeit und namentlich auch des kanoniſchen Rechts und beziweden 
nur, die Geiftlichen dem gemeinen Recht zu unterwerfen. 

1. Die Geiftlihen aller Konfeſſionen jind in vorzüglichem 
Maße zum Geborfam gegen die Gefege und zur Treue gegen 
bie Obrigfeit verpflichtet. — Der Staat fordert von ihnen, daß 
fie in ihren religidjien Vorträgen in diefem Sinne lehren und 
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ihren Religionsgenoſſen mit gutem Beiſpiel vorangehen. Dieſe 
Pflichten finden zunächſt ihren Ausdruck in dem Verfaſſungs und 
Zreueid, welden alle Geijtlichen zu letiten Baben!), in ben be 
ſonderen allgemeinen und bisziplinären Strafbeftimmungen gegen 
Geiftliche, welde Ungehorfam üben ober empfehlen, jowie in dem 
Recht der Staatsregierung, der Anftellung oder Beförderung von 
Geiftlichen zu widerfprechen, welche dieſe Pflichten mifachtet haben. 

2. Aus diejer bejonderen Treuepflicht ergibt fich Die Obliegen- 
heit, zur Vereitelung von Anjchlägen beizutragen, welche gegen bie 
Rechte, die Intereffen oder die Sicherheit des Staates gerichtet 
find, und insbefondere der Wegierung davon rechtzeitig Anzeige 
zu maden?). a) Hatte ein Geiftlider glaubhafte Kenntniß er- 
Balten, daß die Verübung eine Hochverraths, Landesverraths, 
Kriegsverraths, Münzverbrechens, Mordes, Raubes, Dienichen- 
raubes ober eines gemeingefährlichen Verbrechens im Plane fet 
und er unterläßt, hiervon der Behörde oder der dadurch bedrohten 
Perſon zur rechten Zeit Anzeige zu machen, jo trifft ihn, wenn 
das Verbrechen zur Ausführung gebracht over ein ftrafbarer Ver— 
fuch deffelben begangen worten ift, Gefängnißftrafe (von einem 
Zag bis zu fünf Iahren), beim Sriegsverratb die Strafe der 
Mittbäterfchaft ?). Es Tommt auch dabei gar nicht weiter 
darauf an, ob die Wiſſenſchaft des @eiftlichen von dem beabjich- 
tigten Verbrechen fich gründet auf vertrauliche, im Seelforgever- 
fehr gemachte Mittbeilungen des zur That Entichlojfenen ober 
eines Dritten), over ob der Geiſtliche fie fonft woher erfuhr. 
b) Außerdem kann der Geiftliche jür Unterlaffung der Anzeige, 
mag das Verbrechen verübt oder verfucht worben fein oder nicht, 
ſowohl von den kirchlichen Vorgefegten, als auch von den zuftän- 
digen Staatsbehörven zur Nechenichaft gezogen, in Preußen ins» 


) Bol. Bb. 1, 16 — 27. 

2), Bgl. 3. B. die Berpflihtungsformel der katholiſchen Biſchöfe in Preu⸗ 
gen, der katholifchen Pfarrer in Bayern, Bd. 1, S. 19, Anm. u. 22— 24 Ann. 

2) Strafgefesbud vom 26. Kebruar 1876 $ 139 und Militärftrafgefek- 
buch vom 20. Juni 1872 $. 60, welche keinerlei Ausnahme zu Gunften von 
Seiftlihen machen. Hugo Meyer, Strafredht 1875 ©. 687. Geyer in 
vo. Holtenporff. Hanbb. 2, 392, Anm. 

% Bol. auch unten Nr. 3. 
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bejondere vom Gerichtshof für firchliche Angelegenheiten zum Amts- 
verluft verurtbeilt werden). 

3. Geiftliche find beredtigt, vor Gericht das Zeugnik zu 
verweigern in Anſehung besjenigen, was ihnen bei Ausübung der 
Seeljorge anvertraut worden if. In Zivilprozeſſen jollen fie 
über ſolche Punkte auch gar nicht gefragt werben 2). Als „ane 
vertraut” gelten Thatfachen, welche unter dem Verlangen over 
ber gerechtfertigten Vorausſetzung der Geheimhaltung mitgetheilt 
worden find; ob dieß in der Beichte gefhah oder nicht, darauf 
kommt e8 nicht an, da ja die meiften Heligionsvereine eine Privat- 
beichte nach Art der römiſchen Kirche gar nicht kennen?). Aus 
nabmen von dem Recht der Zeugnikverieigerung find in der Zivil⸗ 
und Strafprozeßordnung nicht gemacht; bafjelbe gilt aljo unbedingt, 
auch bei Anklagen wegen Hochverrath u. |. w. Neben der Zeugniß- 
freiheit beiteht jevoch die unter Nr. 2 beiprochene Anzeigepflicht, 
welche die Verhütung von Verbrechen bezwedt ). 

4. Die Nichtbewahrung des Seeljorge-Geheimniffes Seitens 
GSeiftlicher ift im Reichsftrafgefegbuch nicht mit äffentlicher Strafe 
beproht?) und kann auch durch die Landesgeſetzgebung nicht mit 
folcher bedroht werben. — In einigen beutichen Staaten beftebt 
beffenungeachtet eine ftaatsgefegliche Pflicht ver Geiftlichen 
zur Vewahrung des Seelſorge⸗Geheimniſſes, ſo daß die Verletzung 





1) Bgl. z. B. Preuß. Allg. Landrecht von 1794, 2, 11, 8. 82. Jacobſon, 
Ev. KR. 2, 497. 

* Straf-P. DO. vom 1. Februar 1877, 8. 52. Civil⸗P. O. vom 
30. Januar 1877, 8. 348. 350. 351. 

s, Sin Recht des Beichtlindes, das Zeugniß Über eine vom Prieſter 
oder Seelforger ihm gegenüber gemachte Ausfage oder Aufforderung zu ver- 
weigern oder gar eine Pflicht dazu, ift von ben beutichen Staatsgeſetzen 
nit anerkannt. 

9) Auch ſchon nach dem früheren Recht beftanben beibe neben einander. 
Preuß. Landrecht 2, 11, 8. 82. Allgem. Gerihtsordnung 1, 10, $. 180. 
Kriminalorbnung 8.313. Anders das Wurttembergiſche Geſetz vom 13. Auguſt 
1849, Art. 21 (Reg. Bl. 520). Vgl. auch Brendel, Handb. d. Kirchenrechts, 
1823, ©. 582. 


°) Der $. 300 des Strafgeſetzbuchs vom’ 26. Februar 1876 bebroht nur 
Bertrauensmißbrauch der Rechtsanwälte, Aerzte, Apotbeler u. |. w. Anders 
ehemals das Vreußiſche Strafgefegbuh vom 14. April 1851, $. 155, ber 
Code penal Art. 378. 
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deſſelben von den firchlichen Oberen mit Disziplinaritrafen geahndet 
werden Tann !); und ebenfo iſt dieſe Pflicht Häufig durch kirchliche 
Vorſchriften ausgeiprochen 2). 

5. Es ift allgemeiner Grundſatz des deutichen Staatsrechts, 
daß die Verleihung von Titeln, Würden und Orden ein Hoheits- 
recht bildet, und daher fein Deuticher ohne Genehmigung des 
Kaiſers oder feines Landesherrn folche von auswärtigen Regie- 
rungen annehmen und führen darf. Dieſer Grundjag gilt auch 
für alle deutſchen Geiftlichen ; namentlich Tönnen katholiſche Geiſt⸗ 
liche ohne jene Genehmigung feine folcden Auszeichnungen aus 
den Händen des römijchen Papftes annehmen, 3. B. die Würde 
eined Cardinals, Primas, Biſchofs in partibus infidelium, Päpft- 
lichen Hausprälaten u. |. w. — In Württemberg, Baden, Heſſen, 
im ehemaligen Kurfürftentbum Heſſen, in Naffau und Frankfurt 
dürfen katholiſche Geiftliche ohne Eimvilligung des Landesherrn 
auch feine „Penfionen”, in Sachſen feine „Pfründen” von aus: 
wärtigen Tirchlichen Oberen oder Souverainen annehmen ?). Die 
Vebertretung ift nach 8. 360, Nr. 8 des Strafgeſetzbuchs vom 
26. Februar 1876 ftrafbar. 

6. Die den Geiftlichen zutommenden Ehrenbenennungen (Titel, 
Prädikate), ſowie meilt auch ihre Amtstracht find durch Staatliche 
Verordnungen feitgeftellt. Auch ift ihnen in der NRangorbnung 
der öffentlichen Diener ein beftimmter Ehrenrang vorbehalten. 

T. In einigen deutichen Staaten beftehen noch jett jtaatliche 
Vorſchriften über die Ehrenbezeugungen, welche Geiftlichen zu er» 
weijen find, wenn fie in geiftlichen Amtsgeichäften fich zeigen ober 
reifen. — Zur Leiftung folder Ehrenbezeugungen werden öffent⸗ 


‘ 
— — — — — 


) Das Preußiſche Landrecht von 1794, 2,11, 8. 80, droht dem Geift- 
lihen, welder das ihm unter dem Siegel der VBeichte oder der geiftlichen 
Amtsverfchwiegenheit Anvertraute nicht geheim hält, mit Amtsverluſt. 
(Sacobfon 2, 497.) 

2) Sie findet ihre Beſchränkung in ber unter 2 angegebenen Pflicht zur 
Anzeige ſchwerer Verbrechen. 

2) Bayeriſche Verfafiungsurtunde vom 26. Mai 1818, Beil. I, 8. 10, 
Nr. 2. — Württemb. u. f. w. Verordnung vom 30. Januar 1830, $. 33. 
(Bgl. dazu Reyſchers Samml. 10,94). Sächſ. Gef. vom 23. Auguſt 1876, 8. 28. 
Für Elfaß - Lothringen Dekret vom 7. Januar 1808, bei Dupin, Manuel 
1845, p. 78. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 2 
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liche Beamte, Militärperfonen, Lehrer und Schuljugend für ver- 
pflichtet erflärt!). Die Zuziehung der Schuljugend kann auch 
mittelbar dadurch erreicht werben, daß die kirchlichen Oberbehörden 
das Schulweien zu leiten haben, ober dadurch, daß die Geiftlichen 
die Orts» oder Diftriktsfchulinfpeltoren find. In Preußen ift in 
neuerer Zeit die Aufbietung der Lehrer und Schüler zu folcen 
Empfangsfeierlichleiten,, wie überhaupt zu kirchlichen Prozeffionen, 
unterfagt worden. — Ueber das in einigen Staaten iwieber an« 
erkannte Vorrecht der Bifchöfe, in Kirchen beerdigt zu erden, 
vgl. Bd. 1, 93— 9. 

8. Die Beleidigung oder Verläumdung von Geiftlichen oder 
Neligionsdienern wird lediglich nach den allgemeinen VBorfchriften 
über die genannten Vergeben beurtbeilt *). Bewirkt die DBelei- 
bigung auch eine Störung des Gottesdienſtes, jo fällt fie zu- 
gleih unter 8. 167 des Strafgeſetzbuchs. Wenn eine Beleibigung 
gegen einen Neligionsviener verübt wurde, während er in Aus: 
übung feines Berufs begriffen war, oder in Beziehung auf feinen 
Beruf verübt ift, jo hat nicht bloß der Beleidigte ſelbſt, ſondern 
auch fein amtlicher Vorgejetter das Necht, den Strafantrag zu 
ftellen *). 

9. Bejondere Strafbeftimmungen gegen Geiftliche enthält das 
Reichsſtrafgeſetzbuch vom 26. Februar 1876, 8. 1308, 174, 181, 
338, ſodann das Gejek vom 6. Februar 1875 über die Beur: 
fundung des Perfonenitandes und die Ehefchliefung, 8. 67. — 
Landesgeſetzliche Strafbeitimmungen gegen ungejegliche Ausübung 
des geiftlichen Amts u. j. w. find noch unten zu bejprechen. 

10. In Preußen find Geiftliche aller Religionsvereine wie 
andere Bürger verpflichtet, Vormundſchaften zu übernehmen ‘). 
Fungirende (und zugleich befoldete) Geiftliche der evangeliichen und 


1) Dekret Napoleons I. vom 13. Juli 1804 (24 messidor X); Baye⸗ 
riſche Dinifterialverfügungen vom 31. Auguft 1844 und 3. März ımb 11. Iuli 
1845; Geſchäftsordnung für bie proteftantifchen Generalſynoden bes rechts⸗ 
rhein. Bayern, 1853, $. 10. (Neues Amtsbanbbuch 1, 194.) 

2) Die älteren Strafgefegblicher hatten firengere Beftimmungen. Bal. 
3 8. Preuß. St. ©. B. von 1851, 8. 102. 

8, Strafgeſetzb. 8. 196. 

) Nah dem Preuß. Landrecht v. 1794, 2, 18, 8. 213 konnten fie ab- 
lehnen. 
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katholiſchen Kirche und fonjtige bejolvdete Beamte diejer Kirchen 
(wie Mitgliever der Konfiftorien, Beamte der katholiſchen Bis⸗ 
thümer) können jedoch zur Uebernahme einer Bormundichaft, welche 
nur eine von dem Vormundfchaftsgericht eingeleitete ift, nur bann 
angehalten werden, wenn die zunächft vorgejegte Tirchliche Behörde 
ihre Genehmigung ertheilt bat. Gehören fie zu. den Berjonen, 
welche kraft Geſetzes zur Führung der Vormundſchaft berufen find, 
fo iſt diefe Genehmigung nicht erforderlich ). — Auch in Würt- 
temberg und im Gebiet des franzöfifchen Rechts haben Geiftliche 
im Allgemeinen fein Ablehnungsrecht ?), wohl aber in manchen 
Theilen Baherns 3) und im Königreih Sadfen +). — Nach römi- 
ſchem Recht find Biſchöfe und Mönche abjolut unfähig zur Vor- 
mundſchaft, andere Geiftliche dürfen nur Die gefegliche Vormund⸗ 
jchaft über Verwandte führen °). 

11. „Religionsviener“ jollen nicht zum Amte eines Schöffen 
oder Geſchworenen berufen werben ®); fie find aber nicht unfähig 
zu dieſem Amte und ihre Zuziehung bildet keinen Nichtigkeits- 
grund, während nach älterem Recht vielfach ein ftrengerer Grund» 
jag galt. — Sobald ein NReligionsdiener aus feinem Berufe 
ſcheidet, ftebt auch feiner Heranziehung zu ſolchen Dienften nichts 
mebr im Wege. Doc werben die mit der Feititellung ver Ge⸗ 
ſchwornenliſte beauftragten Behörden wohlthun, Tatholifche Priefter 
allezeit von der Lifte fernzuhalten, weil benfelben wegen der mittel» 
alterlihen Verbote des kanoniſchen Rechts über Theilnahme von 
BPrieftern an fogenannten Bluturtheilen die volle Unbefangenbeit 
fehlen fönnte. 


12. In ganz Deutjchland darf Geiftlichen und anderen Res 


1) Breußifche VBormundfchafts : Ordnung vom 5. Juli 1875, $. 14. 17. 
22. 23. Dernburg, Bormundfchaftsredht, 2. Aufl., 1876, ©. 157— 158. 
Den kirchlichen Oberbehörden anderer mit Korporationsrechten begabten Res 
ligionsvereine kommt ein folches Hecht des Einſpruchs nicht zu, was freilich 
nicht Jedermann aus den Worten des Geſetzes fo leicht entnehmen kann. 

2) Code civil a. 427. Zadariä-PBuchelt 1,264, $. 107 (1874). 

2) Roth, Bayr. Civilrecht 1, 192. 

*) Bürgerl. Gefetb. v. 1863, $ 1897. 

5) C. 25 de episcop. (1, 3). Nov. 123, cap. 5. 

®), Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1577, 8. 34, Nr. 7 und 
8. 85. Bgl. Motive zum Regierungsentwurf, $. 21, ©. 45. 

2* 
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ligionsdienern (aller Konfeffionen) das Amt eines Standesbeamten 
oder die Stellvertretung eines folchen nicht übertragen werben !). 
In Preußen find Geiftlihe ausgefchloffen von der Wählbarkeit 
zur Gemeinbevertretung und zur Bekleidung von Ortsvorſteher⸗ 
ämtern 2), desgleichen können fie nicht Mitglieder des Kreisaus- 
ichuffes fein, während fie die Wählbarkeit zum Kreistag befigen *). 
Ausnahmen gelten in Bezug auf Schulaufficht und Armenpflege. 
(Bol. unten.) — In Bayern können Geiftlihe und andere von 
ber Kirche befoldete Vedienftete, fo lange fie im altiven Dienſte 
ftehen,, nicht die Stelle eines Bürgermeifters, Beigeorbneten (Ad⸗ 
junften) und Magiſtratsraths bekleiden, find dagegen zu andern 
Aemtern und zu Vertretungen wählbar, dürfen die Wahl aber 
ablehnen %). — In Sacfen find Geiftliche zu Stadtverordneten 
und zu unbejoldeten Stabträthen, in Landgemeinden zu Mitgliedern 
des Gemeinderaths und Gemeindevorftänken wählbar. Zur An⸗ 
nahme der Wahl bedürfen jie der Genehmigung ihrer Vorgeſetzten, 
welche nicht ohne erhebliche, in bem Weſen des Amts beruhende 
und dem Stabtrathe mitzutbeilende Gründe verweigert werben 
darf. Wird die Genehmigung ertbeilt, jo ift der Geiftliche auch 
ftantögejeglich zur Uebernahme des Amts verpflichtet 5). Die näm⸗ 
lichen Regeln gelten für die Wahl zur Bezirksverfammlung ®). — 
In Württemberg find Geiftliche zu (allen?) Gemeinbeämtern wähl- 
bar; aber fie bevürfen zur Uebernahme des Amts der Geneh⸗ 
migung der böberen Dienftbehörde und fie haben das Recht, die 
Wahl abzulehnen ?). 


1) Neichögefeu vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung bed Per⸗ 
fonenftande® und die Eheſchließung, 8. 3, Abf. 3. Weber bie Gründe vgl. 
Hinſchius, das Preuß. Gefeh vom 9. März 1874, ©. 27-29. 

2) Nachweiſe bei v. Rönne 2, a, 317. 1864. 

2) Kreißorbnung vom 13. Dezember 1872, 8. 106 u. 131. — v. Hahn 
190. 216. 

) Gemeindeordnung für das rechtärhein. Bayern vom 29. April 1869, 
Urt. 173.174. Abſ. 2 (©. Bl. 979-981). ©. O. für die Pfalz v. 29. April 
1869, Art. 102. 103. Medicus, Kommentar, S. 264. 

2) Rev. Städteordnung vom 24. April 1873, 8. 47. 48. 87. (Meg. BL. 
304. 311.) Rev. Landgemeinbeorbnung vom 24. April 1873, 8. 38. 57. 60. 
(Reg. BI. 336. 338.) 

6) Geſetz vom 21. April 1873, 8. 18. 19. (Reg. Bf. 287.) 

7) Bürgerrechtsgeſetz vom 4. Dezember 1833, Art. 61 u. 59, e. 
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13. Die Geiftlichen derjenigen Religionsvereine, welche Kor⸗ 
porationsrechte haben, nicht aber Geiftliche anderer Religionsgejell- 
fbaften, genießen gewiſſe Vorzüge hinfichtlich der Wehrpflicht. (Vgl. 
Bd. 1, 82.) 

14. Das Dienfteinlommen und die Penfion von Geiftlichen 
aller NReligionsvereine kann bis zum Betrag von 1500 Mark für 
das Jahr nicht zum Zweck der Schuldenbeitreibung gepfändet 
werben; ber Mehrbetrag des jährlichen Einkommens oder ber 
Benfion unterliegt der Pfändung nur bis zu einem Dritttheil. 
Die nämliche Regel gilt Hinfichtlich des Sterbenachgehalts und der 
Wittwen⸗-⸗ und Watijenpenfionen !). Der bereits auögezahlte Ge⸗ 
halt wird in derſelben Weije wie der noch nicht fällige gefchügt *). 
Bon der Pfändung ausgenommen find ferner die zur Verwaltung 
des Dienjtes erforderlichen Gegenjtände, fowie anftändige Kleidung >). 
Ueber Ausnahmen und die Wirkung der erfolgten Pfändung vgl. 
Zivilprozeßorbnung $. 749, Abſ. 4, 733 und 734. Dur Ver⸗ 
trag (freiwillige Verpfändung) Können die Rechte ver Gläubiger 
nieht erweitert werben. 


15. Die Rechte und Pflichten der Geijtlichen in Bezug auf 
das öffentliche Unterrichtöwefen Haben durch die neuefte Geſetz⸗ 
gebung in den meijten deutichen Staaten erhebliche Aenderungen 
erfahren, find aber noch jehr ausgedehnte und für ben ganzen 
Volksunterricht hochwichtige. 

a) Der Religionsunterricht in den Volksſchulen wird im 
weitaus größten Theil von Deutfchland durch die vom Staat er: 
nannten oder wenigſtens beftätigten Lehrer ertheilt, jedoch nach 
den von den einzelnen Religionsvereinen dafür beftimmten und 
von der Staatsfchulverwaltung zugelaffenen Lehrbüchern“). Den 
Religtonsvereinen gebührt das Necht, von der Art und Weiſe ver 
Ertbeilung des Neligionsunterrihts Kenntniß zu nehmen. 
Zur Ausübung diefes Rechtes können fie fich im Zweifel beliebiger 


— — 


1) Zivilprozeßordnung vom 30. Ian. 1877, 8. 749, Nr. 7 u.8. Motive 
zum Entwurf ©. 573. 
2) Der bereits ausgezahlte Gehalt in derſelben Weife wie ber nod 
micht fällige geſchützt. 8. 715, Nr. 7. 
8) 8. 715, Nr. 6 u. 7. 
9 Bgl. unten Gottesdienft - und Lehr - Ordnung. 
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Organe bedienen, höhere Geiftliche fenben oder die Ortsgeiftlichen 
oder den Gemeinde-Kirchenrath (Presbhterium) Damit beauftragen. 
In einigen Staaten ift ſtaatsgeſetzlich beftimmt, daß, wenn bie 
Kirche nicht andere Beauftragte fende, der Ortspfarrer als zur 
Aufficht ermächtigt gelte). — In allen Fällen ift die Schulver- 
waltung aber al® befugt zu erachten, Perſonen zurückzuweiſen, 
gegen welche fie gegründete Einwände erbeben fann. 

b) In einem heile von Deutichland ift den verſchiedenen 
Religionsvereinen theils gefeglich, theil8 laut Herkommen oder 
Verwaltungspraris das Recht zugeftanven, den Kindern ver Bereind- 
mitglieder, welde die Volksſchule beſuchen, Religionsunterricht 
durch ihre eigenen Geiftlichen ertheilen zu laifen. Bei höheren 
Lehranſtalten, namentlich bei Gymnaſien, befteht daſſelbe nicht, 
und die Erfahrung fpricht nicht für jeine Zweckmäßigkeit. Es 
verfteht fich übrigens von felbft, daß auch der von Geiſtlichen er- 
theilte Religionsunterricht wie aller Unterricht unter der Aufficht 
der Staatlichen Schulauffichtsbehörven ftebt. 

c) Mit der Beauffichtigung des weltlichen Unterrichts und 
ber Verwaltung der Schulangelegenbeiten haben vie Geiftlichen 
gegenwärtig nur noch in geringerem Umfange zu thun als ehe 
mals. Es find auf der andern Seite auch meiſtens die ftaat- 
lihen Vorfchriften weggefallen, welche von allen evangeliichen uud 
tatholifchen Geiſtlichen eine gewiſſe praftifche Vorbildung in ver 
Schulpädagogif forderten. 

aa) Das Amt eines Kreisichulinipektors (Bezirksſchulinſpektors) 
wird in Sadien, Baden und Helfen nur einem tbeoretifch und 
praftifch gebilveten Schulmann übertragen, und zwar in unwider⸗ 
ruflicher Weife mit Staatsdienerrechten. Der Regierung ift bier» 
mit die Möglichkeit entzogen, fungirende Geiftliche mit diefem Amt 
zu betrauen®). — In Preußen baben vie höheren Schulbehörden 
freie Hand, wem fie das Amt übertragen wollen; wird es jedech 
einem Geiftlihen al8 Nebenamt übertragen, jo darf dies nur in 
jederzeit widerruflicher Weife gefchehen ). ‘Die evangeliichen Super: 


1) Sächſ. Schulgefet vom 26. April 1873, $. 29. 

2) Sächſ. Schulgefe vom 26. April 1873, $. 32. Badiſches vom 8. März 
1568, 8. 21. Heffifches vom 16. Juni 1874, Art. 77. 

s) Geſetz vom 11. März 1872. 
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intendenten und bie katholiſchen Dekane haben jett nicht mehr die 
jtantliche Pflicht, folche Aufträge anzunehmen, und vie Kirchen 
feine ftantliche Pflicht, ihre Geiftlichen zu dieſer Uebernahme an» 
zubalten. — In Württemberg, wo es feine Simultan-Bolfejchulen 
gibt, muß für die evangelifchen Schulen jedes Bezirks ein evan- 
gelifcher und für die katholiſchen Schulen ein fatholifcher Geijt- 
licher zum Bezirksichulinipeftor ernannt werden. Das evangelifche 
Konſiſtorium und der fatholifche Kirchenrath haben jedoch freie 
Wahl unter allen Geiltlichen des betreffenden Bezirks, und fie 
brauchen aljo nicht die Dekane zu beitellen, auch ijt die Beſtellung 
vermöge Geſetzes ſtets eine ohne Weiteres widerrufliche (!). 

bb) Die örtlihe Behörde zur Negelung und Verwaltung der 
Schulangelegenheiten und zur Führung der Aufficht ift der Tolle- 
gialiſche Ortsſchulvorſtand (Ortsſchulrath, Schulveputation). In 
dieſem haben faſt überall die Ortsgeiſtlichen kraft Geſetzes Sitz 
und Stimme, und zwar in denjenigen Ländern oder Gemeinden, 
wo die Schulen Simultanſchulen find, die Ortsgeiſtlichen aller 
in der Schulgemeinde vertretenen Konfejfionen. Zum Vorſitzenden 
des Ortsfchulvorftands können fie jedoch in vielen Ländern nicht 
gewählt werben, während fie anderwärts noch Traft Geſetzes den 
Borfig führen oder eine Art von Mitvorjigrecht genießen. Das 
Amt eines beionvderen Ortsfhulauffehers hat man neuer- 
dings in ‚einigen Staaten al8 überflüffig fallen gelaſſen; im größten 
Theil von Deutichland beſteht e8 aber noch fort. In Preußen 
werden bie Drtsichulaufjeher vielfach von Gemeinden, meiftend 
aber vom Staat in widerruflicher Weiſe ernannt, und es können 
auch Geiftliche dazu berufen werden). — In Sachſen ift der 
Ortspfarrer zwar kraft Gefeges Ortsfchulinipektor, aber doch nur, 
wenn das Rultusminifterium nicht dieſen Auftrag wiberruft und 
ihn einer beliebigen anderen geeigneten Perjon ertheilt 2). — In 
Dayern und Württemberg dauert das alte Monopol der evan⸗ 
gelifchen und katholiſchen Ortögeiftlichen auf die Ortsichulaufficht 
fait ungefchmälert bis auf diefen Tag fort; die Uebernahme dieſes 
Amtes ift aber dem entiprechend auch ftuatsgefegliche Pflicht. 

Nach den geltenden evangeliichen Kirchenrecht faft aller deut- 


— — — — 


1) Geſetz vom 11. März 1872. 
2) Sächſ. Schulgefeg vom 26. April 1873, 8. 29. 
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ſchen Länder gebört es zu den kirchlichen Amtspflichten bes 
evangeliichen Geijtlichen, fih an den Verhandlungen bes Ortsichul- 
porstandes in angemefjener Weije zu betbeiligen, auch das Amt 
des Vorfitenden der Ortsſchulbehörde oder des Ortsſchulaufſehers, 
wenn er dazu gewählt oder es ihm vom Staat angetragen wird, 
zu übernehmen. Ablehnung ift nur mit Zuftunmung der oberen 
Kirchenbebörde zuläſſig. Mehrere Kirchenverfaffungen jprechen 
bieje Verpflichtung ausdrücklich aus!), fie ergibt fih auch aus der 
bisherigen Rechtsentwicklung. So lange die Schulaufficht kraft Ge- 
ſetzes mit dem geiftlihen Amt verknüpft war, war bie Ausübung 
berjelben immerhin auch zugleich eine kirchliche Verpflichtung Des 
Geiftlihen; und wenn das Geſetz nun die Nothwendigleit der Ver⸗ 
bindung beider Aemter befeitigt und dem Staat freie Auswahl 
vorbehalten bat, hat es damit keineswegs die kirchlichen Ver⸗ 
pflichtungen der Geiftlichen verringern wollen. So lange dieſelbe 
aljo durch Kirchengejeg nicht geändert oder aufgehoben ijt, Dauert 
fie fort. Und zu einer Aufhebung wird fich feine Synode und 
Kirchenregierung jo leicht entfchließen ?). 

In der evangelifchen Landeskirche der acht alten Provinzen 
Preußens befteht auch noch eine kirchliche Pflicht der Superinten- 
denten zur Uebernahme der Schulinfpektion in ihrer Epboric®). 
So weit, als die Kirchliche Pflicht reicht, bedarf es natürlich auch 
nicht einer vorgängigen Ermädtigung ber Konfiftorialbehörde zur 
Erfüllung derſelben; und Gebote der Konfiftorien, daß die Pfarrer 
fih der Mitwirkung bei der Schulaufficht enthalten follten, würden 
gegen die Kirchenverfaffung veritoßen. 

1) Rbeinifch: Weftfälifche Kirchenorbnung vom 5. März 1935, $ 66. 
Für die ſechs öftlihen alten Provinzen Preußens fpricht es die K. G. und S.D. 
vom 10. September 1873, 8. 16 aus (bemn bie Pflichten des Gemeinbe- 
kirchenraths find in erfter Linie auch Pflichten feines Borfigenden, des Geift- 
lihen). Badiſche K. V. vom 5. September 1831, 8. 37 und 92 (Spohn 
1,199 und 223). Heſſiſche 8. 8. vom 6. Januar 1874, $. 46 und 116. 

2) Mit Recht erflärte der Preußiſche Evangelifche Oberkirchenrath unterm 
19. April 1872: ‚Das Wefen bes geiftlichen Amtes in ber evangelifchen Kirche 
bringt es mit fih unb fordert als eine beflimmte Pflicht des @eiftlichen, 
baß er, wo immer es ihm in georbneter Weife möglich gemacht ift, zu ber 
gefammten Bildung der Jugend der Gemeinden feine Mitwirkung leiht.‘' 


2) Berf. des Evang. Oberlirchenraths vom 19. April und 16. Dezember 
1572 (At. 6, 342—346). 
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4 der fatboliichen Kische ift ebenfalls die Kirchliche Pflicht 

‘lichen anerkannt. Die preußifchen Bifchöfe haben unterm 

‘872 eine übereinftimmenve Verfügung getroffen, dahin 

oder Pfarrer bat die Lokalinſpektion über die Schulen 

zu führen, ohne daß es einer beionderen biichöf- 

.ymigung bedarf. 2. Dagegen iſt eine ſolche Geneh⸗ 

„„ nöthig, wenn es fich um Uebernahme ver Kreisichulinipeltion 

„der einer Ortsfchulinipeftion außer der eigenen Pfarrei handelt. 

Für die bereits fungirenden Schulinfpeltoren diefer Kategorie joll 

es einer jolden Genehmigung nicht bebürfen. — Die katholiſchen 

Bifchöfe legen fi aber das Recht bei, den Geiftlichen die Ueber⸗ 

nahme jolcher Aemter allgemein oder im einzelnen Tall zu ver- 
bieten. 


16. Auf die Verwaltung der Armenpflege ift den Geiftlichen 
in Preußen und Hefjen !) ein privilegirter Einfluß nicht gewährt. 
In Preußen kann die Gemeinvevertretung, wenn fie eine befonvere 
Deputation für Armenpflege unter dem Gemeindevorſtand ein- 
ſetzt, auch Geiftliche aller oder einiger Konfeffionen in diefe De- 
putation wählen?). In Bayern gehören zum Armenpflegichafts- 
rath von rechtöwegen: „vie fämmtlihen Pfarrvorftände der (poli⸗ 
tifchen) Gemeinde und der Vorftand der ifraelitifchen Kultusver⸗ 
waltung, wenn eine folche in der ®emeinde befteht“); in Würt- 
temberg find „vie Ortsgeiftlichen aller Belenntniffe” ftimmberech- 
tinte Mitglieder ver „Ortsarmenbebörve”*); in Baden bildet der 
Gemeinderath unter Zuzug eines Ortöpfarrers jeder Konfefjion, 
des Armenarztes u. ſ. w. den „Armenrath” >). 

17. Geiftlihe und Religionsdiener aller Belenntnilje haben 


1) Heffifches Gefeh vom 14. Juli 1871, Art. 2 (Reg. BI. 266). 

3) Preuß. Geſetz vom 8. März 1871 betr. die Ausführung des Bundes- 
geſetzes über den Unterfilgungswohnfig, 8. 3, und Inftrultion des Minifters 
bes Innern bazu vom 10. April 1871. F. Arnoldt, Freizügigkeit und 
Unterflügungswohnfig. 1872, ©. 507—508. 

V Geſetz vom 29. April 1869, betr. die öffentliche Armen: und Kranlen- 
pflege, Art. 22 (G. Bl. 110, 7). 

2) Wurttemb. Geſetz vom 17. April 1873, Art. 9 und 10 (den. Blatt 
112—113). 

6) Bad. Geſetz v. 5. Mai 1870, 8. 26. Bgl. auch Geſetz v. 24. Juni 
1874 über die großen Städte, $. 19b. 
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das Recht, die von den Stanbesbeamten geführten Stanbesregifter 
toftenfrei einzufeben ?). 

18. Zum beutfchen Reichstag können Geiftliche gewählt wer- 
den, wie auch zu den meiften Landtagen. In Babern, Sachien, 
Württemberg, Baden und Heſſen befigen die evangelifche und die 
katholiſche Kirche noch eine befonvere Vertretung im Landtag. Im 
Bayern wählen die proteftantifchen und die Tatholifchen Pfarrer 
im Ganzen drei Vertreter zum Kreislanbtag ?). 

19. Nah Heutigem deutſchen Staatsrecht ift ein fatho- 
liſcher Priefter nicht fähig, zur Regierung eines deutfchen Landes 
zu gelangen, fowohl weil die von ihm verjprochene Ehelofigkeit 
den Grundfägen der Erbmonarchie widerjpricht, als auch weil bie 
von ihm geleifteten Gehorſamsgelübde und überhaupt feine aus» 
geprägt Tonfeifionelle Stellung ihn für die Stellung eines Staats» 
oberbaupts in einem fonfeifionslofen Staat unfühig machen. 

20. Ueber die in einigen Ländern noch fortvauernden Steuer- 
freibeiten der Geiftlichen, welche fich als Privilegien der betreffenpen 
Kirchen darftellen, ift im kirchlichen VBermögensrecht zu handeln. 

21. Alle Tatbolifchen Kleriker und Drbensperfonen können 
über ihr Vermögen, bie Weltgeiftlichen auch über das in ihrem 
Amt Eriorbene, unter Lebenden und von Todeswegen frei ver- 
fügen. Die Beſchränkungen, welche das Römiſche und Kanonifche 
Recht in diefer Beziehung aufftellten, find theils ſchon in früheren 
Jahrhunderten, theild durch die neuere Geſetzgebung weggefallen °). 


— 





II. Unterabſchnitt. 
Staatsgeſetzliche Vorausſetzungen für die Ueber— 
tragung geiſtlicher Aemter oder die Ausübung 
geiſtlicher Amtsverrichtungen. 

8. 99. 


Vorbedingungen für die Uebertragung geiſtlicher Aemter find 
mit ziemlicher Uebereinſtimmung in allen deutſchen Staaten ent⸗ 





1) Verordnung des Bundesraths v. 22. Juni 1875, 8.11. VBgl. Bd. 1,58. 
2) Landrathsgeſetz vom 28. Mai 1852 und Vollziehungsinſtruktion vom 
10. Juni 1852. Silbernagel 67 — 68. 
*) Bal. Schulte, Lehrbuch des katholifchen Kirchenrechts 1873, ©. 559— 562. 
Roth, Bayer. Civilrecht 3, 641—645, 1875. 
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weder für alle Religionsvereine oder doch für Die evangeliſche und 
tatbolifche Kirche und die Yiraeliten: 

1. Befig der Neichsangehörigfeit oder auch der Landes⸗ 
angebörigteit, 

2. Nachweis einer beftimmten wiflenfchaftlichen Vorbildung, 

3. Beftätigung der Amts Verleihung Seitens des Landes- 
beren oder einer höheren Staatsbehörde, oder Doch Nicht » Erhebung 
von Einſpruch dagegen. 

Damit find dem Staate namentlich die Mittel an die Hand 
gegeben, die Befolgung der Staatsgeſetze über die Fähigkeit zur 
Erlangung geiftlicher Aemter zu überwachen und Perſonen von 
ſolchen fern zu halten, welche biefelben zum Nachtheile des Staats 
mißbrauchen könnten). — Ausgeichloffen find bie zu fchweren 
oder entehrenden Strafen over zum Verluft der Fähigkeit zu geift 
lichen Aemtern gerichtlich Verurtbeilten. Weber die legtgenannten 
Ausichliegungsgründe wird im ILL. Unterabichnitt, zufammen mit 
verwandten Lehren, beſonders gehandelt werben; im vierten Ka⸗ 
pitel des II. Unterabfchnittes find der befferen Ueberficht wegen 
auch die Borfchriften über die praftifche Tirchliche Vorbildung ver 
Geiſtlichen und die Wahlfähigfeitsprüfungen einzufchalten, wenn⸗ 
gleich dieje Vorichriften nur theilweife vom Staate herrühren. 


Erſtes Kapitel. 
Beſitz der Deutfhen Reihsangehbörigleit und be- 
ziehungsweiſe ver Landesangebörigfeit. 


8. 100. 


I. In allen Deutjchen Staaten können geiftliche Aemter in 
der evangelifchen und Fatholifchen Kirche nur Deutfche befleiven, 
und von dem Erforverniß der Reichsangehörigkeit findet feine Dis⸗ 
penſation Statt?). Nichtveutihe können von Kirchengemeinden 
oder anderen Berechtigten (Patronen) nicht auf die Wahl gebracht 
und von Kirchenbehörden nicht ernannt werden, ohne vorauß- 


2) Bol. Bd. 1, 139 und 143. 

2) Preuß. Gefes vom 11. Mai 1873 8. 1. Weber die Praxis von 
1850 — 1873 vgl. Richter in Dove's Zeitfchr. 1, 115. binſchius, Kommen⸗ 
tar ©. 103. 
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gehende Erlaubniß der zuſtändigen Staatsbehörde oder der 
Landesherren ſelbſt, weil die Inländereigenſchaft eine ftaatliche 
Borbedingung der Wählbarfeit bildet. 

War jedoch die Erlaubniß eingeholt worden und wird Die An- 
ftellung im Sirchendienft durch bie Negierung ober eine Zentral: 
behörde over höhere Verwaltungsbehörde des betreffenden Bundes⸗ 
ſtaats vollzogen oder wenigftens beitätigt, to gilt dieſer ftaatliche 
Akt zugleich von Rechtöwegen als Naturalifation, das Heißt Bei- 
legung der Reichs- und Landesangebörigfeit '). Für die Preußi⸗ 
ihen Bisthümer der oberrheinifchen Kirchenprovinz, nämlich Fulda 
und Limburg, ſowie für die Nichtpreußifchen Mainz, Rottenburg 
und Freiburg, jchrieb die landesherrliche Verordnung vom 30. Ja⸗ 
nuar 1830 8. 15 vor: „Zum Biſchof kann nur ein Geiftlicher 
gewählt werden, welcher ein Deutiher von Geburt und Staats 
bürger des Staats, worin fich der erledigte Biſchofsſitz befindet, 
oder eines der Staaten iſt, welche fich zu diefer Diözeſe vereinigt 
haben.” Aehnlich lauteten auch Die Fundationsinſtrumente. Diejee 
Erforberniß der Deutſchen Abjtammung muß als weggefallen be- 
trachtet werden, ba nach dem Neichögejeß vom 1. Juni 1870 vie 
Naturalifation alle Nechte eines Deutſchen verleiht. 

In Preußen dürfen die meiften kleineren Weligionsvereine, 
auch wenn fie Korporationsrechte haben, Nichtdeutiche in geiftlichen 
Aemtern anftellen, weil nach der Anſicht des Gejetgebers für ihre 
Ausichliepung „kein Bedürfniß“ vorliegt ?). Uebrigens müflen 
ſolche Ausländer in einigen Provinzen wenigftens einen Gehor⸗ 
ſamseid leiften. (gl. Bb. 1, 21, Ann. 3.) 


I. In der Mehrzahl der Bundesländer wird außerdem 
Beſitz der bejonderen Yandesangebörigfeit oder was im Weſent⸗ 
lihen ebenjoviel ift, Ableiftung des Verfaſſungs⸗ oder Treueids 
gefordert. In diefer Hinficht find folgende Rechtsgrundſätze map- 
gebend: 


3) Reichsgeſetz vom 1. Juni 1870 $. 9. Gin entgegengeſetzter Vorbe⸗ 
halt, der nach Reichsrecht zuläffig ift, ericheint nach den meiften Landes⸗ 
geſetzen nicht als zuläfſſig. Die Genehmigung bed Bundesrathe zur Ra- 
turalifation ift erforberlih im Falle des Reichsgeſetzes vom 4. Mai 1874 
(R.G. Bl. 43 — 44). 

Motive zum Geſetz vom 11. Mai 1873. 
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1. VBermöge des Art. 3 der Reichsverfaffung vom 16. April 
1871 iſt jeder Deutfche in allen Deutichen Staaten als Inländer 
zu behandeln und namentlich zu öffentlichen Aemtern, zur Erlarıs 
gung des Staatsbürgerrechts und zum Genuffe aller fonftigen 
bürgerlichen Rechte unter denſelben Vorausfegungen, wie der Eins 
heimifche zuzulajjen. Hiernach muß jeder Deutfche zu den Prü- 
fungen zugelaffen werden, deren Beftehen nach den Staatsgeſetzen 
oder den ſtaatlich⸗kirchlichen Vorſchriften zur Bekleidung geiftlicher 
Aemter erforderlich ift; desgleichen zu den hierzu erforderlichen 
prattifchen Vorbereitungsfurfen ). Ferner hat jeder Deutſche ein 
reichögefegliches Recht auf Aufnahme in den Staatsverband des⸗ 
jenigen Deutjchen Staates, wo er fich niedergelajien bat, wozu 
weiter nichtd, als der Nachweis gehört, daß er fich dort eine 
eigne Wohnung oder ein Unterfommen mit der Abficht des blei- 
benden Wohnfiges verichafft Habe und nach dem Freizügigkeitsgeſetz 
nicht der Aueweilung unterliegt ?). Als Aufnahme in den Staate- 
verband gilt auch eine Anftellung eines Deutfchen im Kirchen: 
bienft, wenn dieſelbe von der Regierung ober von einer Zentral« 
behörde oder einer höheren Verwaltungsbehbörde des betreffenden 
Bundesſtaats vollzogen oder wenigſtens bejtätigt ift, fofern nicht 
in der Anftellungsurfunde ein entgegengefeßter Vorbehalt aus⸗ 
gedrückt wurde. Hiernach beitebt in feinem Deutſchen Staat ein 
ſtaatliches Hinderniß mehr, nichtlandesangehörige Deutſche zu 
firchlichen Aemtern (geiftlichen und weltlichen, 3. B. zum Synodal⸗ 
abgeordnetenamt) zu wählen oder vorzuihlagen; bie Verweigerung 
der Staatlichen Betätigung ift nur ftattbaft unter den nämlichen 
Borausjegungen wie bei Staatsangehörigen auch. Der Mangel 
der Staatsangebörigfeit allein begründet alfo feinen Ablehnungs- 
grund, oder mit anderen Worten, e8 fann nicht die voraus— 
gehende Erwerbung der Staatsangehörigfeit gefordert werben, 
welche ohnehin für jeden Deutſchen aufs Teichtefte zu erreichen wäre. 
Selbitverftändlich ift, daß die landesgeſetzliche Verpflichtung zur 
Yeiftung eines Verfaſſungs⸗ oder Huldigungseides von jedem für 


’) Anerlannt in dem Erlaß des Preußiſchen Evangelifchen Oberkirchen⸗ 
raths an die Eonfiftorien vom 20. Juni 1870 (Alt. d. Ev. O.K. R. 6, 333— 
340). Der Erlaß vom 6. September 1845 ift dadurch abgeändert. 

2) Neichögefet vom 1. Juni 1870 über die Erwerbung und ben Berluft 
der Bundes- und Staatsangebörigleit S. 7. (R.G.Bl. 356.) 
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ein geiſtliches Amt Beſtätigten wie von jedem Inländer zu er- 
füllen iſt. 

2. Die landesgeſetzlichen Beſtimmungen hierüber find 
gegenwärtig im Weſentlichen folgende: 

In der evangeliſchen und katholiſchen Kirche Preußens iſt der 
Beſitz der Reichsangehörigkeit ausreichend. Die Preußiſche Staats⸗ 
angehörigkeit iſt weder vor noch nach der Uebertragung des geiſt⸗ 
lichen Amtes erforderlich; doch wird von den evangeliſchen und einem 
Theil der katholiſchen Geiſtlichen wenigſtens ein Gehorſamseid ge⸗ 
fordert. — Bezüglich des Biſchofsamtes in den acht alten Pros 
vinzen beftimmte die Kabinetsordre vom 23. Auguft 1821 über 
die Bulle de salute animarum, daß die Biſchöfe „aus der ge 
fammten Geiftlichleit des Königreichs Preußen" gewählt werben 
bürfen und müſſen; ähnlich die Hannoverifche Verordnung vom 
20. Mai 1824 über die Bulle Impensa Rom. Pont. — Diele 
Beitimmungen find infofern nicht mehr als geltend zu betrachten, 
als nah dem Reichsrecht jeder Deutſche auf die Wahl gebracht 
werben kann !), während dagegen jeder Gewählte fortwährend ver: 
pflichtet bleibt, die Preußiſche Staatsangehörigfeit zu erwerben. 
Bei den Biſchöfen hat diefe Erweiterung der Wählbarteit praftifch 
feine Wichtigkeit, weil die Regierung den Nichtitaatsangehörigen 
als Persona minus grata ablehnen Tann. 

In Bayern, Württemberg, Baden wird allgemein, in Sachſen 
für evangeliiche Geiſtliche die Landesangehörigkeit erfordert ); in 
Helfen, Elja - Lothringen und, für katholiſche Priefter, in Sachſen 
genügt Reichsangehörigkeit; doch wird ein Verfaffungs- oder Treu- 
eid gefordert ?). 


I) Anderer Meinung ift Friedberg , Staat und Bifchofswahlen 1874, 
©. 379. 407 — 408. 

2) Bayerifhe Berf.Url. vom 26. Mai 1818, I. Beilage Über das Imbi- 
genat $. 7. Sächfifhe® Gef. vom 2. Juli 1852 8. 9d (Codex 756). Würt 
tembergifche® Gef. vom 30. Januar 1862 Art. 3 und Rev. Bürgerrechtögefeh 
vom 4. Dezember 1833 $. 1 und 5. Babifches Gef. vom 9. Dftober 1860 
Art. 9. 

°) Heffiiche® Geſ. vom 23. April 1875 Art. 1. Articles organiques 
vom 8. April 1802 1,32 und II, 1. Sächfifches Gef. vom 23. April 1876 $. 19. 
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Zweites Kapitel. 


Deftätigung oder Nichtbeanſtandung Seitens des 
Landesherrn oder ftaatliber Behörden. 


8. 101. 


I. In den evangelifchen Kirchen werben alle geiftlichen Aemter 
entweder vom Landesherrn felbjt oder von reinen Staatsbehörven 
oder ftaatlich „Tirchlichen Behörden, deren Mitglieder ganz oder theil« 
weile vom Landesheren ernannt find, beſetzt. Es gefchieht dies 
entweder ganz frei, oder auf Grund von Vorichlägen oder von. 
Wahlen der kirchlichen Verbände oder anderer Berechtigten !). 

I. Auch in der fatholifchen Kirche ftehen den Landesherren 
oder Staatsbehörden zu zahlreichen Stellen Nominations⸗ oder 
Patronatsrechte zu (in Preußen zu Yo (d, in Bayern Y/,, in 
Württemberg %,, Baden 1/, aller Stellen). In Bezug auf die 
von den Biſchöfen frei oder auf Präfentation von Privat» Batro- 
nen zu verleibenden Stellen gelten verfchiedene Grundfäge ?). 

In Bayern, Sachſen, Elfaß- Lothringen; Braunjchweig und 
anderen Heineren Staaten Tommt dem Staat noch ein freies 
Necht der Genehmigung oder Beftätigung zu, fo daß für die Ver⸗ 
weigerung feine Gründe angegeben zu werben brauchen und ein 
Rekurs nicht ftattfindet 9). Bis zum Jahr 1848 galten ähnliche 


ı) Die Borfchriften des Preußifchen Gef. vom 11. Mai 1873 8. 1—3, 
10, 12, 15 und 16 über bie Anzeige und die Erhebung von Einſpruch bei 
Beſetzung geiftlicher Acmter finden daher, laut 8. 28, auf bie evangelifche 
Kirche feine Anwendung. (Vgl. auch Eirk.-Berf. des Ev. Oberkirchenraths 
som 30. Juni 1873. Alt. 7, 100.) Anders it e8 mit den entiprechenben 
Beitimmungen des Heffifchen Geſetzes vom 23. April 1875 8. 1 und 4. 

2) Die bezüglich der Beſetzung der bifchöflicden Stühle und der Dom- 
tapitel geltenden befonderen Vorfchriften follen in dem von biefen handelnden 
Abſchnitt angegeben werden. 

3) Anbang 1. ber IT. Beilage zur Bayerifchen Berfafjungsurtunde vom 
26. Mai 1818 (das Konlordat vom 5. Juni 1817) Art. 11 Abf. 6 verorbnet: 
daß zu Pfarreien, Enrat- und einfachen VBeneficien, welde von den Erz⸗ 
bifchöfen und Biſchöfen frei vergeben werben, nur Perfonen ernannt werben 
dürfen, welhe dem König angenehm find. (Vgl. auch Minifterial- 
Erfa vom 20. November 1573). Organ. Artilel vom 8. April 1802, I 
Art. 19: „Les evöques nommeront et institueront les cures. Nean- 
moins ils ne manifesteront leur nomination, et ils ne donneront l'in- 
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Regeln in allen Staaten. In Preußen unterlag jede biichöfliche 
Ernennung zu einem geiftlihen Amt ber Beftätigung des Ober: 
Präfidenten (früher der Bezirks-Regierung), in Württemberg, 
Baden, Hefjen der Beftätigung durch den Landesherrn. In Preu- 
Ben bejeitigte die Verfaſſungsurkunde vom 5. Dezember 1848 und 
vom 31. Ianuar 1850 Art. 18 dieſe Beftätigungsrechte, und ber 
Staat übte bis 1873 keinerlei Kontrole mehr. In Baden und 
Württemberg begnügte man fich, nachdem die Regierungen ihre 
früheren Befugniffe durch die Konkordate aus der Hand gegeben 
hatten, durch die Geſetze vom 9. Oktober 1860 und bezw. 30. Ja⸗ 
‚nuar 1862 dem Staat ein bloßes Einfpruchsrecht vorzubehalten, 
und zu diefem Shitem ging man 1873 auch in Preußen, 1875 
in Heſſen über. 

Diefes Einſpruchsrecht bat im Allgemeinen folgende Be⸗ 
ichaffenbeit : 

1. Bevor katholifche geiftliche Obere ein geiſtliches Amt 
übertragen, haben fie in Preußen dem UOberpräfidenten der Pro- 
vinz den Kandidaten und das zu übertragende Amt jchriftlich zu 
benennen, und dreißig Zage von ber Uebergabe ver Mittheilung 
an zu warten, ob dagegen Einipruch erhoben wird. Der Ober- 
präfident Tann innerhalb dreißig Tagen dem geijtlichen Oberen 
mittbeilen, daß er Einipruch erbebe. Dieſe Vorichrift gilt auch 
bei Berfegung eines Geiftlichen in ein anderes geiftliche® Amt 
und bei Umwandlung einer wiberruflichen Anftellung in eine 
dauernde; desgleihen beim Auftrag mit einer Stellvertretung oder 
Hülfeleiſtung?). — In Württemberg, Baden und Heſſen gelten 
ähnliche Regeln, nur daß die Anzeige dem Miniſterium des Kultus 
oder des Innern zu machen ift und deſſen Erklärung ohne Zeit 
beſchränkung abgemwartet werden muß. 

2. Der Einſpruch ift in Preußen nur aus ven im Gejek 
aufgezählten Gründen zuläjfig, und es müfjen vie Thatfachen, 
welche ihn verurfachen, angegeben werben. Diefe Gründe find: 


stitution canonique, qu'après que cette nomination aura dt agreee 
par le premier Consul.“ Nebnli II, Art. 26. Hermens 1, 489. Bol. 
auch das Konlordat (Convention) Art. 10. Braunſchweigiſches Geſetz vom 
10. Mai 1867 8. 22. 

1) Dellarationg- Gefeh vom 21. Mai 1874 Art. 2. (Hinfhius, Kom- 
mentar 5. 22.) Bgl. Heſſiſches Geſetz vom 23. April 1875 Art. 4. 
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a) wenn dem Anzuftellenden die gefeglichen Erfordernifje zur 
Belleivung des geiftlichen Amtes fehlen; 

b) wenn der Anzuftellende durch gerichtliches Urtheil eines 
Verbrechens oder Vergebene für ſchuldig erkannt wurde, welches 
mit Zuchthaus oder mit dem Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte 
oder dem Berlujte der öffentlichen Aemter bedroht ift, oder wenn 
er wegen eines ſolchen fich in Unterfuchung befindet; 

c) wenn gegen den Anzuftellenden Thatfachen vorliegen, welche 
die Annahme rechtfertigen, derſelbe werde den Staatsgejegen over 
den innerhalb ihrer gejeglichen Zuſtändigkeit erlaſſenen Anordnungen 
der Obrigfeit entgegenwirfen oder den öffentlichen Frieden ftören. 

In Württemberg, Baden und Helen iſt das Einfpruchsrecht 
ein weniger bejchränftes, indem es genügt, wenn die Regierung ben 
Bewerber als ihr „in bürgerlicher oder politifcher Beziehung mip- 
fällig“ bezeichnet, und Thatſachen oder Gründe bierfür angibt !). 

3. Der geiftlihe Obere fowohl wie auch derjenige, gegen 
welchen der Einſpruch erhoben wurbe, kann in Preußen innerhalb 
dreißig Tagen Berufung an den Königlichen Gerichtshof für Die 
firchlichen Angelegenheiten einlegen. ‘Der Gerichtshof entjcheidet 
endgültig). In den übrigen Staaten gibt e8 feinen folden 
Rekurs. 

4. Die Uebertragung eines geiſtlichen Amts, welche vor Ab⸗ 
lauf der dreißigtägigen Friſt oder unter Nichtachtung des erhobe⸗ 
nen Einſpruchs erfolgt, gilt als nicht geſchehen?). Außerdem 
treffen den getjtlichen Oberen und den das Amt unbefugterweije 
Ausübenden öffentliche Strafen, und e8 kann das Vermögen der 
Stelle mit Befchlag belegt werden, wie no an anderem Ort zu 
zeigen fein wird. 

5. In Heſſen erhält außerdem jeder katholiſche Geiftliche, 
welchem eine Pfarrei oder ein fonitiges, mit dem Genuß einer 
Pfründe verbundenes Kirchenamt unter Beobachtung der gejetlichen 
Borfchriften übertragen iſt, eine landesherrliche Beftäti- 
gungsurkunde, woburh er als gejegmäßiger Inhaber bes 
Amtes von Seiten des Staats anerlannt wird und für bie Dauer 


s 2) Bol. hierliber Hauber in Dove's Zeitfchr. 2, 380. 
2) 8. 16 Abf. 3 und 4. 
s) 8. 17. 
Thubichum, Kirchenrecht. II. 3 
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des Amtes Anſpruch auf den Genuß der damit verbundenen 
Pfründe erlangt‘). 

IH. Hinſichtlich der Heineren Weligionsvereine fommen in 
Preußen dem Staat feine Beſtätigungs⸗ oder Einfpruchsrechte mehr 
zu, da die Verfaſſungsurkunde fie befeitigt bat und fein Geſetz fie 
bis jetzt wieder herftellte. In Bayern dagegen bebürfen die Iſrae⸗ 
litiſchen Rabbiner und deren Stellvertreter der Beſtätigung durch 
bie Kreisregierung?); in Württemberg werben fie auf Borichläge 
der Iſraelitiſchen Oberkirchenbehörde von der Staatsregierung er- 
nannt 8). 


Dritte Kapitel. 


Nachweis der vom Staat für erforderlich erachteten 
wiſſenſchaftlichen Vorbildung. 


8. 102. 
ueberſicht. 


I. Staatliche Vorſchriften, welche für die Geiſtlichen ver 
evangeliichen und katholiſchen Kirche eine beftimmte wilfenfchaft- 
liche Vorbildung verlangten, haben vor dem Jahre i848 fchon in 
allen Deutſchen Staaten beitanden. Für die evangelifchen Geiſt⸗ 
lichen blieben fie auch überall in unveränderter Geltung, während 
die Praris der Staatsregierung in Preußen und im Großherzog 
thum Heſſen auf jeve Kontrole der Vorbildung katholiſcher Geiſt⸗ 
lichen verzichtete, in Bahern und andermwärts dieſe Kontrole zu 
einer mehr fcheinbaren berabfinten ließ. — Die fchnell gezeitigten 
ihlimmen Früchte der den Bilchöfen eingeräumten Freiheit haben 
zu einer Umkehr zu dem älteren Recht genötbigt, und die meilten 
größeren Deutſchen Staaten veranlaßt, neue deutliche und zwar 


1) Geſetz vom 23. April 1875, betr. die VBorbilbung und Anftellung der 
Geiſtlichen Art. 10. 

2) Ediktt vom 10. Juni 1813 $. 26 und 28. Gilbernagel 185. 

3) Geſetz vom 25. April 1828 Art. 52 (NReg.Bl. 316). Im Defterreid 
find den Staatsbehörden Einſpruchs- und Beſtätigungsrecht hinfichtlich der 
Seelforgerfiellen bei allen neuen NReligionsvereinen beigelegt. (Geſetz vom 
20. Mai 1574, betr. die gefetlihe Anertennung von Religionsgeſellſchaf⸗ 
ten $. 11.) 
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gefegliche Beftimmungen in dieſer Hinficht zu geben), welche 
nun auch für die evangelifche Kirche dem wichtigeren Inhalte des 
bisher bloß verordnungemäßigen Rechts die Gewähr unverrüdter 
Dauer verleihen. 


1. Im größten Theile von Deutichland ift nunmehr durch 
Staatsgejege beitimmt, daß in der evangelifchen und katholiſchen 
Kirhe Niemand ein geiftliches Amt erbalten oder auch nur ver: 
walten oder geiftliche Amtsverrichtungen vornehmen dürfe, bevor 
er die Entlafjungsprüfung auf einem Deutichen öffentlichen Gymna⸗ 
jium beftanden, auf einer Deutjchen Staatsuniverfität eine gewiſſe 
Zeit hindurch ftudirt und endlich nach Zurücklegung biefes Univer- 
jitätsjtudiums vor einer ftantlihen Prüfungsbehörde eine bejtimmte 
wifjenjchaftliche Vorbildung nachgewieſen bat. Auch fhon die Zu- 
laffung zum Examen für das evangeliiche Predigtamt und ‚zum 
Empfang der Subdiakonatsweihe in der fatholijchen Kirche iſt von 
der vorgängigen Erfüllung diefer Bepingungen abhängig gemacht 2). 
In Württemberg und Heflen darf ferner Niemand in ein theolo- 
gilch » praftifches Seminar aufgenommen werben, der nicht die ger 
nannte Prüfung beitanden bat, in Baden wenigſtens Niemand, ber 
nicht das vorgeſchriebene Univerfitätsitudium bereitS beendigt Bat. 
Eine Dispenfation von den bejchriebenen Erfordernifien ijt nur 
in gejeglich feitgeftellten Schranken zulälfig. 

2. Die Rnaben- Seminare und Konvilte, welche die römifch- 
katholiſchen Biſchöfe feit 1850 fowohl zur Heranbildung künftiger 
Kleriter als überhaupt zur Ausbreitung ihres Einfluffes auf die 
woblhabenderen Klaſſen eingerichtet hatten, find faft allerwärts, 
ausgenommen Bayern, aufgehoben. — Sodann iſt beftimmt, daß 
Stubirente der Theologie während des Univerfitätsjtudiums feinem 
firchlichen Seminar angehören dürfen. 

3. Den Kirchen ift es freigejtelit, die von ihnen noch weiter 
für erforderlich erachtete wiljenfchaftliche oder praktiſche Vorbildung 
auf dem Weg der kirchlichen Gejeßgebung vorzuſchreiben. Es iſt 
ihnen auch geftattet, Seminarien für die theologijch » praftifche 


1) Diefe Geſetze find in Bd. 1 bei ben einzelnen Staaten angeführt. 
3) Preußiſches Gefeg vom 11. Mai 1873 8. 11: „Kleriler und Prebigt- 
amts - Kandidaten müflen bie fir Geiſtliche vorgefchriebene Vorbildung 
befigen.” 
3 x 
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Ausbildung zu errichten. Die Staatsgejebgebung bat aber auch 
für dieſe Seminarien neue Vorſchriften gegeben. 

II. Für das Iſraelitiſche Rabbinat wird wenigftens in Bayern 
und Württemberg eine ähnliche Vorbildung verlangt, wie für die 
evangelifchen und katholiſchen Geiftlihen ). Die übrigen Religions: 
vereine Dagegen find bis jett jolchen Vorichriften meiſtens noch 
nicht unterworfen worden, weil ein Bebürfnik dafür nicht vorzu⸗ 
liegen fchien. Es dürfte aber ebenſowohl fonfequent als zweckmäßig 
fein, für fie feine Ausnahme zu geftatten ?). 


$. 103. 
1. Ablegung der Reifeprüfung auf einem Deutihen Syumnaflum. 


° 1 Für die Beurtheilung der Tragweite bes eriten Erforber- 
nifjee, der Ablegung der Entlafjungsprüfung auf einem Deutfchen 
Gymnaſium, fommen folgende Umftände in Betracht: 

1. Unter einem Deutſchen Eymnaſium ift eine innerhalb 
des Reichs beitehende, auf das Univerfitätsftubium worbereitende 
öffentliche Tehranftalt zu verjteben, welche unter oberjter Leitung 
‚des Staats fteht, und in Bezug auf Einrichtung, Unterrichtsplan 
und NReifeprüfungen dem im April 1874 unter allen ‘Deutfchen 
Regierungen abgejchloffenen Staatsvertrag entiprit 3). Die Lehrer 
müſſen die vorgejchriebene akademiſche Bildung befiten, werben 
entweder vom Staat unmittelbar oder auf Vorſchlag ftäbtijcher 
Behörden ernannt, und haben die Nechtsftellung von Staatsbeam- 
ten. Sefuiten find vermöge Reichsgeſetzes überall, Mitglieder geift- 
liher Orden allerwärts, mit Ausnahme Bayerns, vom Lehramt 
ausgejchloffen. Die weitaus größte Zahl der GEymnaſien jind 
konfeſſionsloſe Lehranftalten, d. h. es fteht der Beſuch berjelben 


1) Ueber Bayern vgl. Sitbernagel 184. Württembergiſches Gefetz vom 
25. April 1828 Art. 52 und 53 (Reg.Bl. 316 und 317). 

2) In Oeſterreich kann nunmehr feit 1874 bei allen neu entſtehenden 
Religionsgefellihaften als Seelforger nur ein Mann angeftelt werben, „deſſen 
allgemeine Bildung mindeftens durch Vollendung des Gymnaftalftubiume er: 
probt if.” (Geſetz vom 20. Mai 1574, betr. die geſetzliche Anerleunung von 
Religionsgefellichaften 8. 10.) 

8) Abdrücke des Vertrags in Hirth's Unnalen 1874 ©. 1671— 1674 
Wiefe, Höheres Schulweſen in Preußen 3, 386— 387 und S. 7 und 8. 
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Jedermann ohne Rüchkſicht auf die Konfeffion offen, der Religions- 
unterricht wird nach Konfeffionen getrennt ertheilt, und auch zu 
allen Lehrämtern, mit Ausnahme des Religionsunterrichts, können 
Berjonen jeden Belenntnifjes ernannt werden. Bei den konfeſſio⸗ 
nellen Gymnaſien ift zwar der Beſuch meift ebenfalls frei, aber 
die Lehrer müſſen einer bejtimmten SKonfeffion angehören. Auf 
die Beſetzung der Lehrftellen kommt den Weligionsvereinen von 
Rechtswegen fein Einfluß zu, fie haben einen folchen aber durch 
Zugelländniffe gar mancher Minifterien oft und lange üben dürfen. 
In Württemberg beitehen vier fog. nievere Seminarien für evan- 
gelifche Schüler (zwei für das Alter von 14— 16, zwei für das 
Alter von 16 — 18 Jahren) und zwei niedere Konvikte für katho- 
liche Schüler von 14 — 18 Yahren, welche die Staatsgumnafien 
zu Rottweil und Ehingen bejuchen. Die Schüler werben unent- 
geltlih verpflegt und unterrichtet, gegen die Verpflichtung, fich 
jpäter dem Dienft der evangeliichen, bezw. katholiſchen Kirche oder 
dem Lehrfache in Württemberg zu widmen. Dieje Anjtalten find 
Staatsanftalten, wenn auch feit 1862 bezüglich der fatholifchen 
Konvikte dem Biſchof eine größere Einwirkung eingeräumt worden 
iſt. Aehnliche jtaatliche Konvikte beftehen auch noch in anderen 
Deutſchen Staaten, 3. B. zu Mainz‘). 

IL Ueber die Reifeprüfung gelten folgende Regeln: 1) Ein 
gejegliches Recht auf Zulaffung zu derfelben haben in den meijten 
Staaten nur Sole, welche die oberjte Klafje des Gymnaſiums 
während zwei Jahren bejucht haben. Bei fürzerem Beſuch ift Dis⸗ 
penjation notbwendig 2). 2) Nothwendige Gegenftände ver Prüfung 


2) In der Stadt Pofen beftand ein ſolches am Mariengymnafium bis 1874. 

2) Eine ſolche Dispenfation kann nad dem Bertrag von 1874 nur auf 
‚Antrag der Prüfungslommiffion des Gymnaſiums, nämlich der in der erſten 
Klaſſe unterrichtenden wiſſenſchaftlichen Lehrer ertheilt werden, nicht felbft- 
ftändig durch eine Negierungsbebörde (3. B. nicht durch ben Oberftudien: 
oder Oberſchulrath). Im Fällen außerorbentliher Art ift die Zuflimmung 
der Sentralbehörbe des betreffenden Staats (des Minifteriums) erforberlich. 
Zunge Männer, welde in der legten Zeit überhaupt kein Gymnaſium be» 
ſucht haben, fog. Extranei, können in vielen Staaten beflenungeadhtet zur 
Maturitätsprüfung zugelaflen werden. Für bie Zulafiung folder Extranei 
haben die Regierungen jedoch die bindenden Vorjchriften vereinbart, daß folche 
immer nur in demjenigen Staate, weldhem fie angehören, 
zugelaffen werben bürfen, und daß ihnen nicht geftattet fein darf, fih das 
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find die Deutfche, Yateiniiche, Griechiſche, Franzöfiiche Sprache, 
Mathematik und Geſchichte. 3) Ueber die Ertheilung oder Ber- 
ſagung des Zeugniffes der Reife entſcheiden ausſchließlich die in 
ber erſten Klaſſe des Gymnaſiums unterrichtenden wiſſenſchaft⸗ 
lichen Lehrer!) und ein Regierungs⸗Kommiſſär, welcher bei der 
mündlichen Prüfung zugegen ift und die Zeugniſſe mit zu unter- 
fchreiben bat. Ein Recht, das Urtbeil der Prüfungs - Kommilfion 
umzuftoßen, fommt den Auffichtsbehörden nicht zu. 4) Den Ma⸗ 
turitäts - Zeugnifjen, welche nach diejen Regeln in einem Deutjchen 
Staat ausgeftellt worven find, ift in allen Deutſchen Staaten 
gleiche Wirkung beigelegt, wie den Maturitäts- Zeugniffen inlän- 
biicher Prüfungsbehörden. 


8. 104. 
Verbot von Anaben - Seminarien und Knaben⸗Konvbikten. 


Unter Knaben⸗Seminarien und Konvikten find ſolche kirch⸗ 
liche Anſtalten zu verſtehen, welche dazu beſtimmt find, in Ge- 
mäßheit der Vorfchriften des Tridentiner Konzils?) Knaben mit 
Rückſicht auf ihren künftigen Beruf als Geiftliche vorzubilden, fei 
e8 durch Unterrichten und Erziehung (eigentliche Knaben» Semi- 
nare), jei e8 nur durch Erziehung, jo daß die Knaben ten Unter⸗ 
richt außerhalb der Anftalt erhalten (Knaben-Konvikte). ‘Diele 
Eigenſchaft wird auch durch den Umftand nicht ausgefchloffen, daß 
auch Knaben, welche nicht ausgefprochener Maßen dem geiftlichen 
Stande fih widmen wollen, Aufnahme finden, da es auf den Cha⸗ 
rafter der Anitalten im Ganzen ankommt). Soldye Anjtalten 
waren jeit dem achtzehnten Jahrhundert faft überall in Deutfchland 
verichwunden gewefen; fie famen erft jeit 1848 in Folge der Be 
günftigung ultramontaner Beitrebungen durch die Regierungen 


Gymnaſium zu wählen, bei welchem fie fich prüfen laſſen wollen, fonbern bie 
Beſtimmung der betreffenden Schulauffichtsbebörde einzuholen haben. Die 
Kenntniffe, welche ın der Entlafiungsprüfung nadzumeifen find, laſſen ſich 
jedenfalls nicht Leicht erwerben ohne Gymnaſialbeſuch. 

3) Nicht auch die Nebenlehrer. 

2) Sessio 23, cap. 18. 

3) Nundfchreiben der Königl. Oberpräfidenten aller Preuß. Provinzen 
von 1873. 
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wieder auf, ftanden meilt unter Leitung von Jeſuiten und waren 
die Pflanzitätten des Jeſuitismus im Klerus, im jüngeren Be- 
amtenftand und unter dem Adel. Erſt ſpät hat die Geſetzgebung 
dieſen Schaden wieder gut zu machen unternommen. Dies ijt in 
Breußen, Baden, Heflen geichehen!), weniger gründlich in andern 
Staaten. 

1. Die Errichtung von Knaben-Seminarien und Knaben⸗ 
Konvikten ift in Preußen, Baden und Heſſen ſtaatsgeſetzlich ver⸗ 
boten, der Regierung alſo die Möglichkeit entzogen, dieſelbe zu- 
zulaffen. In den übrigen Staaten hat die Regierung Freiheit, fie 
zu geftatten?), aber auch ebenfo die Befugniß, die Errichtung zu 
Bindern. * 

2. In den erft genannten Staaten, fowie in Eljaß - Koth- 
ringen find die Anftalten diefer Art, welche bis 1873, bezw. 1875 
vorhanden waren, geichloffen (aufgelöſt). Es geſchah Died des⸗ 
halb, weil die Biſchöfe oder fonftigen Vorfteher fich weigerten, ben 
ftaatsgefeglihen Borjchriften über ftaatliche Reviſion und Quali: 
fifation der Lehrer Folge zu leiften. Webrigens hätten die Anftalten 
bort nach wenigen Jahren aufgehört, weil ihnen verboten war, 
neue Zöglinge aufzunehmen. In voller Blüte ftehen bie Knaben⸗ 
Seminarien noch jest in Bahern ?). 


8. 105. 
2. Beſuch einer Deutichen Stants-Univerfität und theologiiches 
Studium während deffelben. 


Die zweite Hauptbedingung für den Nachweiß der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Vorbildung ift in Preußen, wie in faft allen übrigen 
Staaten, die Zurüdlegung eines dreijährigen Studiums auf einer 
Deutichen Staats -Univerfität ‘). 


2) Breußifches Gefek vom 11. Mai 1873 8. 9. 13 und 14. (GHinſchius, 
Kommentar S. 116— 128.) Badiſches Gele vom 19. Februar 1874 Art. 2 
(verfügte die Schließung vom 15. Auguft 1674 an). Heffifches Beleg vom 
23. April 1875 Art. 3, Abf. 3. 

2, In Württemberg wlrbe bie Geftattung allerdings gegen den Sinn 
verfioßen, in welchem der Art. 3 im Geſetz vom 30. Januar 1862 angenom- 
men worben ift gl. Golther 287 — 289. 

9 Silbernagel 76— 79 (1870). 

*) Die theologifch- philofophifche Akademie au Münfter gilt Übrigens als 
Univerfität im Sinne des Geſetzes. (Hinſchius S. 109) — In Preußen 
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1. In Unrehnung kommt nur das Studium auf einer 
Staats-Univerfität!), nicht auf einer LXehranftalt, welde viel- 
leicht den Namen Univerfität führt, aber fi) in den Händen von 
Privatvereinen oder Kirchen befände, beren es übrigens bisher in 
Deutichland nirgends gegeben bat. 

2. In Preußen fordert der Staat nicht ein breijähriges 
Studium an einer Preußiichen Univerfität, fondern läßt fich ges 
nügen an einer Univerfität, welche innerhalb des Deutſchen 
Reichs beſteht?). Ein katholiſcher Theologe kann auch in Tü- 
bingen, Freiburg i. Br., Würzburg und München ftubiren, aljo 
an fatholiih-theologiichen Fakultäten, auf deren Beſetzung bie 
Preußiſche Regierung feinen Einfluß bat, und welche zum Theil, 
wie die zu München, von Anhängern der Unfchlbarkeit beberricht 
werden. Allerdings ift diefe weite Faſſung des Gejeges nur zu 
rechtfertigen in der Doffnung, daß alle Deutfchen Regierungen 
gewillt und im Stande fein werben, ihre theologifchen Fakultäten 
zu Stätten freier Wifjenjchaft zu erheben. Bis zum Jahr 1873 _ 
beftanden im größten Theil der Monarchie ftaatliche Vorſchriften, 
wonach die evangeliichen Theologen einen Theil ihrer Studienzeit 
auf einer Preußiſchen Univerfität zugebracht haben mußten; in ber 
evangeliſchen Landesfirche der acht alten Provinzen und in ber 
evangelifch -Lutherifchen Kirche Hannovers drei von den vorgeſchrie⸗ 
benen ſechs Semejtern), in Kurheſſen zweit). Das Geſetz vom 
11. Mat 1873 bejeitigt zwar dieſe älteren Vorfchriften, jpricht 
war für evangelifhe Theologen dreijährige Univerfitättftubium feit 1604 
vorgefchrieben und feit 1819 jebe Dispenfation bievon ausgeſchloſſen. Der 
8. 6 bes Preußiſchen Geſetzes vom 11. Mai 1873 enthält befondere Vorbe⸗ 
balte zu Gunſten des Studiums in einigen kirchlichen Seminarien. Dier 
ſelben find indeß bereits unpraftifch geworben. 

2) Das Prenßifche Gef. vom 11. Mai 1873 $ 4 und das Heſſiſche Geſ. 
vom 23. April 1875 Art. 2 Sprechen dies ber Borforge wegen ausdrücklich 
aus; es gilt aber der Grundfag überall, du man bisher in Deutichland 
unter Univerfitäten Staatsanftalten verftanden Bat. 

2) Nicht gerechnet wird das Studium an einer Univerfität Dentſch⸗ 
Defterreich® (3. B. Innsbrud, wo bie Iefuiten die theologiſche Satultät be 


berrichen), der Deutfchen Schweiz, Dorpat. 

3) Kabinetsordre vom 30. Juni 1841 (G.S. 139). Königl Berorbnung 
für Hannover vom 4. Mai 1868, 8. 2. 

*) Büff 247 Anm. 2 (1861). 
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h aber nicht genügend deutlich barüber aus, ob es den Theo- 
es Stubirenden nur gegenüber den ftaatlichen Behörden wiſſen⸗ 
‚naftliche Freizügigfeit im ganzen Weich gemwäbrleiften will, over 
auch gegenüber den Kirchenbehörden. Daß die Staatsgefeßgebung, 
wenn fie auch letteres thut, nicht etwa in bie berechtigte Selbft- 
ſtändigkeit der Kirchen eingreift, folgt einfach daraus, daß es fich 
hierbei lediglich um eine Unterrichtöfrage, aljo eine Trage des 
öffentlihen Rechts, Handelt; ja wir huldigen der Ueberzeugung, 
daß, wenn nicht der Buchftabe ver Reichsverfaffung und des Reichs⸗ 
freizügigfeitögejeges, jo doch der Geiſt derfelben die Sicheritellung 
der wiljenichaftlichen Freizügigkeit gebieterifch fordern. Das In⸗ 
terejje der Kirchen ift volfftändig gewahrt, folange ihnen überlaffen 
bleibt, die Prüfungen vor der Anftellung im Kirchendienft jelbit 
vorzunehmen. Wer ihnen die Befugniß beilegt, auch die wiſſen⸗ 
ichaftliche Ausbildung nah Willfür vorzufchreiben, räumt bamit 
3. B. jeder evangelifchen Kirche in Preußen und jedem Biſchof die 
Befugniß ein, den Theologen den Beſuch einzelner Preußiſcher 
Univerfitäten zu verbieten, ober ihnen den Befuch einer nichtpreu- 
ßiſchen Deutſchen Univerfität zu befehlen, und auch die durch die 
Deutichen Regierungen vertragsmäßig vereinbarte Freizügigkeit in 
Bezug auf Gpmmnafialbejuh und Maturitätsexamen für die fünf- 
tigen Theologen zu Nichte zu machen‘). Die evangeliichen Theo⸗ 
Iogen im rechtrheiniichen Bayern mußten bisher von den vier 
Univerfitätsjahren zwei Jahre in Erlangen zubringen ?), während 
bie evangelifchen Theologen der Bayeriſchen Rheinpfalz ihre Stu: 
dien ganz auf jeder Deutfchen Univerfität machen konnten). Die 
evangeliichen Theologen Sachfens mußten von drei Jahren zwei in 
Leipzig‘) ftubiren. Für katholiſche Geiftliche ijt dreijähriges 





1, Der Ev. Oberlirchenrath geht von der Anficht aus, daß bie Kabinets⸗ 
orbre vom 30. Juni 1841 zwar als „ſtaatliche“ Vorfchrift aufgehoben fei, 
aber für die enangeliiche Landeskirche „als kirchliche“ fortbauere (Verfügung 
vom 30. Juni 1873 Alt 7, 101) und der Kultusminifter ift dieſer Anficht 
beigetreten (Allg. Kirchenblatt, 1876, ©. 317). Diefelbe beruht auf einer 
Grundanſchauung, welche der im Tert vertretenen gerade entgegengefett if, 
und außerdem auf einer Interpretation, deren Richtigkeit man bezweifeln ların. 

 Dobened 170. Silbernagel 142. 

2) Silbernagel 173. Wand 452. 

9) Regulatio vom 3. Januar 1833 $. 5. (Codex 360.) 
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tbeologijches Studium auf einer Deutfchen Univerfität geſetzlich 
porgeichrieben, ‚‚bi8 auf weitere Beſtimmung der Staatöregierung‘‘ 
aber zugelajien, daß Theologen, welche auf dem fog. Wenbifchen 
Seminar in Prag (aljo im Ausland) gebildet worben find, zu 
einem geiftlihen Amt berufen werben bürfen, eine Ausnahme, die, 
fo lange fie dauert, dem Gejeg feinen Wertb nimmt!) In 
Württemberg wird "ür evangeliihe und katholiſche Theologen drei⸗ 
jähriges Studium gefordert bei ganz freier Wahl der Univer- 
fitäten ?). In Baden und Heffen hat die neue Staatsgeießgebung 
denjelben Inhalt wie in Preußen, und auch die Firchlihe Geſetz⸗ 
gebung der evangeliichen Kirche bat dort keinerlei Zwang zum 
Beſuch der Univerfität Heidelberg, bezw. Gießen feitzubalten ge- 
ſucht?). Die vom Staat von feinem Standpunkt aus gewährte 
Freizügigkeit der Theologie - Studirenden wird aber burch andere 
Umftände illuſoriſch gemacht, nämlich durch die unentgeltliche Auf⸗ 
nahme eines großen Theils der Stubirenden in ftaatlie Kon- 
vifte oder den Genuß von Stipendien, welche an den Beſuch einer 
beſtimmten Univerfität gelnüpft find; bei Fatholiichen Theologen 
außerdem durch ihre durchgängige Mittelloſigkeit und Verbote der 
Biſchöfe, bei proteitantifhen durch bie große Ausdehnung ber 
adeligen Batronatrechte, indem viele Patrone ihre Präfentation 
davon abhängig machen, daß der Bewerber an gewiljen, nament- 
lich freifinnigen Fakultäten nicht ftudirt habe. 

3. Das dreijährige Univerfitätsftubium muß nach dem preußi- 
ſchen Gejet ein Studium der Theologie gewelen fein, was nad 
den Univerfitätöftatuten Immatrikulation als Studirender der 
Theologie und das Belegen theologiſcher und einzelner philofophi- 
iher Vorleſungen vorausfegt. In Bayern, Sadjen und Würt- 
temberg ift vermöge ftaatlicher Verordnungen die Zulaffung zur 
tbeologifchen Prüfung durch den Ausweis über den Beſuch ſowohl 
tbeologifcher als auch philofophifcher und geſchichtlicher Vorlefungen 


— . — — 





1) Geſetz vom 23. Auguſt 1876, 8. 21. 

) Verfafſungsurkunde vom 25. September 1819, 8. 29. K. Verord⸗ 
nımg vom 17. Juni 1818. 

2) Bad. Gefeh vom 19. Februar 1874, Art. 1. Kirchl. Prüfungs 
ordnung vom 1. November 1872, 8. 5. Heſſiſches Geſetz vom 23. April 
1875, Art. 2. 
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bedingt; in Württemberg auch die Zulaffung zur erjten Prüfung 
ber Rabbinatsfandidaten!). In Baden und Heffen fordert das 
Geſetz nicht ausdrücklich Theologieſtudium“, jondern überläßt bie 
nähere Beitimmung dem Verordnungsweg. In Baden muß ver 
Kandidat fih im Ganzen nur darüber ausweifen, daß er während 
des dreijährigen Univerſitätsbeſuchs drei Worlefungen aus dem 
Lehrkreiſe der philojophilchen Fakultät gehört habe 2). Die Heſſiſche 
Verordnung vom 9. November 1875 jagt auch darüber nichts. 
Die firhlihen Prüfungsorpnungen der verſchiedenen evange- 
liichen Kirchen enthalten genauere Vorfchriften über die Bor» 
lejungen, weldye ver Theologie Studirende auf der Univerfität ge- 
bört haben muß. 

4. In Preußen ift der Kultusminifter nur unter Beſchrän⸗ 
tungen ermächtigt, von dem vorgefchriebenen dreijährigen theolo- 
gifhen Studium an einer beutfchen Staatsuniverfität einen an⸗ 
gemefjenen Zeitraum zu erlafjen, wenn nämlich der Theologe zwar 
drei Jahre jtudirt, aber in den erjten Semejtern nicht Theologie 
ftupirt Hat; oder wenn er auf einer außerdeutſchen Staatsuniver- 
fität ftubirt bat, oder fein jonftiger bejonderer Bildungsgang eine 
Ermäßigung der vorgejchriebenen Studienzeit rechtfertigt). ‘Die 
Dispenfationen, welche der Kultusminijter ertheilt, find nur für 
den Staat ausreichend. Tür ven Bereich der evangeliichen Landes⸗ 
fire der acht alten Provinzen ift von den evangelijchen Theologen 
außerdem Dispenjation beim ewangelifchen Oberkirchenrath nach⸗ 
zujuchen*. Auch in Sachen, Baden und Hejjen kann der Kultus- 
minifter, bezw. Miniſter des Innern Dispenfation ertheilen; es 
ift aber ausprüdlich beftimmt, daß Niemand dispenſirt werben 


ı) Württemb. Gefe vom 25. April 1828, Art. 52. (Reg. BI. 316—317.) 

2) Verordnung vom 2. Nov. 1872, welche bezüglich bes Lehrkreiſes der 
philofophiichen Fakultät auf 8. 15 der Verordnung vom 1. Oftober 1869 
über die Organifation der Gelehrtenfchulen verweilt. — Die Verordnung 
vom 3. Mai 1874 bat Nichts geändert. Spezieller hatte die Verordnung 
vom 6. September 1867, 8. 3, gelautet. 

»)$.5. Bol. Hinfhius, Kommentar, S. 110-111. 

*) Berfligung bes Evangelifhen Oberlirchenrath8 vom 30. Juni 1873. 
Atenftüde 7, 101. Cine Verfügung von 1819 hatte alle Dispenfationen 
ausgeſchloſſen (vgl. Prüfungs - Regulative ©. 15). 
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bürfe, der jeine Studien an einer Anftalt gemacht bat, an der 
Jeſuiten oder Mitglieder anderer verwandter Orden lehren’). 

5. Während des vorgefchriebenen Univerſitätsſtudiums bürfen 
die Studirenden einem „kirchlichen“ Seminar nicht angehören ?), 
d. 5. in einer von kirchlichen Behörden geleiteten Anftalt weder 
wohnen noch Unterricht Haben. Sie follen vielmehr bei den vom 
Staat angeftellten alademifchen Lehrern mit den übrigen Stubi- 
renden zujammen die öffentlichen Vorlefungen befuchen. — Die an 
Preußiſchen Univerfitäten bis 1873 vorhanden gewefenen kirchlichen 
Seminare jind gejchloffen worden, weil die Biſchöfe fich weigerten, 
die ftaatliche Inſpektion anzulaffen und Lehrer mit den ſtaatsgeſetz⸗ 
lien Qualifikationen anzujtellen. Diefe Anftalten hätten auch 
nur noch Ausſtudirte oder Nichtpreußen aufnehmen Binnen). In 
Baden find die kirchlichen Konvikte für Studirende feit Herbſt 
1844 ftaatsgejeglich geichloffen *), in Heffen feit April 18752). 


8. 106. 


Die evangeliihen und Tatholiichen theologiſchen Yalultäten. Berbot 
firhlicher Univerfitäten und Falultäten. 


I. Univerfitäten find Staatsanftalten zur Pflege und freien 
Lehre der Wiffenjchaften, mit einer biefen Zwed ſichernden ſelb⸗ 
ſtändigen Verfaſſung. 

1. Dieſe Verfaſſung iſt in allen wichtigeren Beziehungen 
durch Staatsgeſetz feſtgeſtellt und jedenfalls dieſe Feſtſtellung als 
Gegenſtand der Geſetzgebung anzuſprechen. Die oberſte Leitung 
gebührt überall dem Kultusminiſter, unter Kontrole der Landes⸗ 
vertretung, wozu namentlih bei der Berwilligung von Staats⸗ 
mitteln audgiebige Gelegenheit geboten ijt. 





1) Bab. Geſetz vom 19. Bebruar 1574, Art. 1. Heſſiſches Geſetz vom 
23. April 1875, Art. 2. Sächſ. Geſetz vom 23. Auguft 1876, 8. 21. 

2) Preuß. Gefet vom 11. Mai 18:3, $. 7. Heſſiſches Geſetz vom 
23. April 1875, Art. 2, Abf. 4. 

2) Eine Ueberficht der in Preußen im Jahre 1873 vorhandenen Klerilal⸗ 
Seminare, welde bie Univerfität erfegen follten, bei Dove, Zeitfchrift 12, 
125—128. 

*) Geſetz vom 19. Februar 1874, Art. 2, Abf. 3. Spohn 2, 517. 

) Geſetz vom 23. April 1875, Art. 3, wonad in kirchliche Seminare 
nur Theologen aufgenommen werden bürfen, welde ausftubirt haben. 
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2. Die heutigen Deutjchen Univerfitäten find, entjprechend 
dem Charakter des Reichs, konfeſſionsloſe Anftalten, d. h. 
alle Lehrämter, auch die für Gefchichte und Kirchenrecht, mit Aus- 
nahme nur der Theologie, find allen Konfejjionen zugänglich, 
und die Stubirenden können jeder Konfeffion angehören. 

3. Bei der Bejegung ber Lehrämter und der Zulaffung von 
Privatdozenten fommt ven Fakultäten und meijtens auch dem afa- 
demifchen Senat eine einflußreiche Mitwirkung zu. 

4. Die Profefforen haben diejelbe rechtlich geſchützte Stellung 
wie Staatsdiener und genießen in Bezug auf ihre Thätigkeit als 
Schriftſteller und Lehrer volle Unabhängigkeit. 

II. Die theologiſchen Fakultäten find integrivende Theile dieſer 
Staateumiverfitäten. Innerhalb des Deutſchen Neich8 beitehen 
fiebzehn evangelifch- theologifche und fieben Fatholijch = tbeologifche 
Fakultäten; die erjteren zu Berlin, Halle, Breslau, Königsberg, 
Greifswald, Bonn, Göttingen, Kiel, Marburg, Erlangen,’ Leipzig, 
Zübingen, Straßburg; — die katholiſchen zu Breslau, Bonn, 
Münfter, Münden, Würzburg, Tübingen, Freiburg. — An den 
Univerfitäten Breslau, Bonn und Tübingen finden fich aljo beiberlet 
Fakultäten nebeneinander. — Die katholiſche Fakultät zu Gießen 
ift feit 1850 durch Biſchof Ketteler brachgelegt und bis jett nicht 
wieder bergeitellt worben. 

1. Zu den Lebrgegenftänden, welche in den Fakultäten vor- 
getragen werben, gehören auch Kirchengejchichte, Sittenlehre, Kirchen» 
recht, jodann evangelifche, bezw. katholiſche Glaubenslehre (Dog: 
matif), Gefchichte der Glaubenslehre und Anleitung zur praftifchen 
Seelforge ). 

2. Die Profeſſoren und Privatdozenten der enangelijch - theo- 
logifchen Fakultäten müſſen Mitgliever der evangelifchen Kirche 
fein, ohne daß es auf die Zugehörigkeit zu einer der mehreren 
evangelifchen Konfeffionen anfäme ; die Fakultäten find aljo rechtlich 
faft alle unirte Fakultäten, auf welchen die verſchiedenen theologiſchen 
oder Tirchlichen Richtungen in der evangeliichen Kirche nur that« 
jächlich ihre eigene Vertretung finden. Wo fpeziell lutheriſches 


1) In den Niederlanden verlangte 1876 die Mehrheit der Landesver⸗ 
vertretung Entfernung biefer letzten Lehrgegenflände aus dem Lehrplan ber 
evangeliſchen Fakultäten. 
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oder reformirte® Bekenntniß gefordert wird, beruht dies zum Theil 
nicht auf Geſetz, fondern bloßer Verwaltungsvorichrift. An keiner 
Deutſchen evangelifchen Fakultät brauchen die Lehrer ordinirte 
Geijtliche zu fein, viele berfelben find e8 aber und befleiven Pre- 
dDigerämter als Nebenämter 1). Die Lehrer der katholiſch- theolo- 
giihen Fakultäten müfjen ver katholiſchen Kirche angehören; Em- 
pfang der Subdiakonats⸗ oder Priefterweihe ift nirgends vor» 
geſchrieben; aber thatfächlich beſaßen bisher faſt alle Yakultäts- 
mitglieder höhere Weihen und waren in Folge davon auch zZur 
Eheloſigkeit firchlich verpflichtet. In Bonn ift nach den Statuten 
der fatbolifch -theologiichen Fakultät jeder neu angeftellte ordent⸗ 
liche und außerordentliche Profeffor, wie auch jeder Privatdozent 
gehalten, ehe er feine Vorlefungen anfängt, das fatholiiche Glaubens: 
befenntniß nach Vorſchrift des Tridentiniſchen Kirchenraths (des 
Zridentiner Konzils) und in der in der Kirche üblichen Form in 
die Hände des Deland in Gegenwart der übrigen ordentlichen 
Tafultätsmitgliever abzulegen. Dieje Befenntnißablage bat aber 
feit Erlaß der Verfafjungsurkunde vom 31. Januar 1850, Art. 230, 
nur noch die Bedeutung einer Vergewifferung, daß fich der Dozent 
zur Tatbolifchen Kirche befennt, nicht die Bedeutung einer Lehr⸗ 
'verpflichtung, wie unten zu zeigen ift. Uebrigens begnügen fich 
die Biſchöfe und der Papſt feit 1870 überhaupt nicht mehr mit 
diefem jett veralteten Bekenntniß 

3. Die Ernennung erfolgt wie bei anderen Profeſſoren durch 
ben Landesherrn unter Contrafignatur des NRultusminifters auf 
gutachtliche Vorſchläge der betreffenden theologischen Fakultät und 
an vielen Univerfitäten außerdem des ganzen akademiſchen Senats; 
in ähnlicher Weife verhält es ſich mit der Zulaffung von Privat- 
Dozenten. Wenn Kirchen oder Kirchliche Parteien innerhalb der» 
jelben darauf ausgeben, auch andere Richtungen auf dem afade- 
mischen Katheder zur Geltung zu bringen, als fie von den ftaat- 
lichen Profefjoren vertreten werben, jo können fie dies dadurch er- 
reichen, daß fie Privatdozenten aufftellen und bezahlen, bie ihrer 
Richtung zugethan find, und von diefem Mittel ift fchon oft Ge- 


ı) Nach der Stiftungsurkunde der Univerfität Zilrih vom 28. September 
1832, 8. 43, darf fein orbentliher Profeſſor der theologifchen Fakultät eine 
Predigerftelle befleiben. 
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brauch gemacht worden. Ernennungs⸗, Präfentations» oder Ab⸗ 
lehnungsrehte kommen den evangelifhen Konfiftorialbehörben 
nirgends zu. Durch landesherrliche Verordnungen ober bloße 
Berwaltungsverfügungen, nur felten durch Geſetz, ift benfelben bie 
-Zuficherung gegeben, daß ihnen die Namen der in Vorjchlag ge- 
brachten Gelehrten mitgetbeilt und ihnen fo vor ber Ernennung 
Gelegenheit gegeben werben fol, ihre Meinung darüber zu äußern, 
welchem der Vorgeſchlagenen fie von ihrem kirchlichen Standpunkt 
aus den Vorzug geben, oder auch Gründe geltend zu machen, 
welche einen Vorgefchlagenen als ungeeignet ericheinen lafjen !). 

Bei der Zulaffung von Privatdozenten findet eine Befragung 
firchliher Behörden meijtentheils nicht ftatt. WBezüglich der Pro» 
fejloren an den katholiſchen Fakultäten bat in Bayern, Württem- 
berg und Baden der Biſchof der betreffenden Diözefe feine größeren 
echte als die evangeliihen Konjijtorialbehörden, während in 
Preußen den betreffenden Bilchöfen (nicht dem Papft) eine Art 
von „Ablehnungsrecht” zugeftanden ift?). Wenn freilich der Staat 
ven Kirchenoberen freie Hand gibt, Kirchenmitgliever aus ber 
Kirche auszujchliegen, ohne dem Staat die ehemals überall zu- 
ſtehende Kontrole vorzubehalten, jo gibt er ihnen damit auch die 
Möglichkeit, die Anjtellung von Lehrern an den theologiichen Fa⸗ 
fultäten vollkommen zu beberrichen. 

4. Keinem akademiſchen Lehrer ftebt das Recht zu und kann 
dajfelbe zugeftanden werben, Lehrſätze vorzutragen, dahin lautend, 
daß die Staatögejege unverbindlich feien und die Gehorjamspflicht 
gegen einen anderen Oberen der Pflicht des Gehorſams gegen bie 


N Für die evangelifchen theologifchen Fakultäten der acht alten Pro- 
vinzen, alfo für die zu Berlin, Halle, Breslau, Königsberg, Greifswald und 
Bonn, verfügte bie Königl. Kabinetdordre vom 5. Yebruar 1855, daß bei 
der Anftellung von ordentlichen und außerordentlichen Profefloren, foweit es 
fih um Lehre und Belenntniß derſelben handelt, der Evangelifche Oberlicchen- 
rath mit gutachtlicher Aeußerung zu bören fei. Die Königl. Orbre ift nicht 
publizirt, ihr Inhalt aber in der „Zufammenftellung” von 1857 in ben 
Alt. d. E.O. K. 2, 138 mitgetbeilt. Auch Allg. Kirchenblatt 6, 381. II. An= 
bang zur II. Beilage der Bayerifhen BVerfafjungsurtunde vom 26. Mai 
1815, 8. 13. Sächſiſches Kirchliches ( Geſetz vom 15. April 1873, betr. bie 
Errichtung eines Landestonfiftoriums, 8. 5, Nr. 8. 

2) Diefe Zugeftändniffe find in Zeiten gemacht, als die Biſchöfe vom 
König noch fo gut wie frei ernannt wurden (I). 
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deutiche Staatsobrigkfeit vorgehe !). Den Lehr- oder Glaubensjag 
von der päpftlichen Unfehlbarkeit darf daher ein akademiſcher Lehrer 
fo wenig wie ein fonftiger öffentlicher Lehrer als geltendes Recht 
binftellen oder gar zur Grundlage feiner Kehren machen, obwohl 
freilich die meiften deutichen Staatsregierungen, au in Ländern, 
wo dem Unfehlbarkeitsdogma ausdrücklich das nothwendige Plazet 
verfagt wurde, bisher ruhig zugelehen haben, daß die ftaatlichen 
Lehrämter an den tbeologifchen Fakultäten zur Verbreitung diejes 
ftaatsgefährlihen Dogmas mißbraucht worden find. Auf ver 
anderen Seite erfreuen ſich in Bezug auf die Aeußerung wiljen- 
fchaftlicher Ueberzeugungen in Schrift und Vortrag die theologiſchen 
Profefforen verjelben Freiheit, wie die übrigen alademijchen Lehrer; 
namentlich in Preußen gilt auch für fie die wichtige Zuſicherung 
der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850, Art. 20: „Die 
Wiſſenſchaft und ihre Lehre ift frei”. Hierin liegt ausgeſprochen: 
a) Daß dieſe Freiheit nicht purch Abforderung von Verſprechungen, 
oder durch Befehle, gewiſſe wiſſenſchaftliche Säte zu lehren oder 
nicht zu lehren, eingeengt werben darf, weder durch die Regierung 
ſelbſt, noch unter ihrer Beihülfe durch Firchliche There; und 
b) daß feine Staatsbehörde und noch weniger eine firchliche Be⸗ 
börde einen akademiſchen Lehrer wegen wiflenfchaftlicher Lehren 
zur Verantwortung zu ziehen befugt fein kann. Die Statuten 
Preußiſcher theologifcher Fakultäten der alten und neuen Bro- 
vinzen, welche entgegengeſetzte Vorſchriften enthalten, find durch 
die Verkündigung der Verfaſſungsurkunde außer Kraft getreten. 
In den meijten übrigen Staaten gelten dieſelben Grundfäge. “Der 
1. Anhang zur U. Beilage der Bayeriſchen Verfaſſungsurkunde 
vom 26. Mai 1818, $. 13 überträgt „dem Oberlonfiftorium vie 
Aufjicht über das proteftantifch- theologiiche Studium auf ber 
Univerfität Erlangen in Anſehung der Lehren‘, womit böchftens 
ein Recht der Kenntnißnahme, Begutachtung und Beſchwerde ge- 
währt ift; und für Sachlen beftimmt das Kirchliche (!) Geſetz vom 
15. April 1873, betr. die Errichtung eines Landeskonſiſtoriums, 
8.5, Nr. 8: Der Kultusminijter ſoll „über alle, den Stubien- 


— 





1) Diefen Grundſatz ſprechen aud das Franzöſiſche Dekret vom 25. Fe⸗ 
bruar 1810 (Hermens 2, 488) und das Dekret Über bie Univerſität Paris 
vom 17. Mär; 1808, Art. 38 Germens 2, 393) und die Organiſchen Ar⸗ 
titel vom 8. April 1802, I, Art. 24 aus (Hermens 2, 491). 
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plan der evangeliichen Theologen auf der Landesuniverfität bes 
treffenden Anordnungen und über den halbjährlich auszugebenven 
Katalog der theologiſchen Vorlefungen das Landeskonſiſtorium mit 
jeinem Gutachten hören”. Im Württemberg, Baden und Hefjen 
leiften die Profefioren und Privatvozenten der evangeliſch⸗ theolos 
giichen Fakultäten ebenfalls Teinerlei Gelöbniß, wodurch ihre wiſſen⸗ 
ichaftliche Lehrfreibeit eingefchränkt würde. 

5. Die Profefforen der theologiichen Yalultäten Haben bie 
rechtliche Stellung von Staatsbeamten, wie bie übrigen Profeljoren 
auch. Kine bisziplinäre Beſtrafung kann daher nur durch den 
ftaatlihen Disziplinarhof verhängt werven !). Eine Verſetzung 
derjelben auf andere Lehrämter oder auf geiftliche Aemter durch 
den Landesherrn oder das Minifterium ift in den meilten Staaten 
nicht zuläſſig. Ebenſo folgt die Entziehbung der venia legendi 
für einen Privatdozenten den gewöhnlichen Regeln bierüber. Er- 
Härt ein Profefjor oder Privatdozent der Theologie feinen Aus» 
tritt aus der Kirche, als deren Mitglied er in die Fakultät bes 
rufen oder bei berjelben zugelaffen wurde, fo verliert er damit 
die Fähigkeit zur Fortbekleidung jeines Lehramts. Macht er von 
feinem Austritt der vorgeſetzten Behörde jelbft Anzeige, fo gilt Dies 
als Niederlegung des Amts; unterläßt er e8, jo Tann beim Dis⸗ 
ziplinarhof das Verfahren auf Amtsentlaffung oder unfreiwillige 
Penfionirung eingeleitet werden. ine durch die betreffenden kirch⸗ 
lichen Behörden ausgejprochene Ausſchließung (Exkommunikation) 
aus der Kirche, welcher er bis dahin angehörte, begründet an ſich 
ſelbſtverſtändlich nicht den Verluſt des akademiſchen Staatsamts 
oder der ſtaatlichen venia docendi; fie kann aber Anlaß geben 
zur Einleitung des Disziplinarverfahrens beim Disziplinarbofe 
und zur ftantlichen Prüfung der Gründe ber erfolgten Ausichließung. 
Dagegen kann in den Staaten, wo die Freiheit der Wiſſenſchaft 
und ihrer Lehre garantirt ift, Fein theologifcher akademiſcher Lehrer 
wegen der von ihm veröffentlichten ober vorgetragenen wiſſenſchaft⸗ 
Iihen Lehren vor dem Disziplinarhof verfolgt werben; und es 
gibt auch kein Recht des Disziplinarbofs, ihm das Halten einzelner 


1) In Württemberg konnten bis zum Gefe vom 28. Juni 1876 Pro- 
fefioxen nur auf Antrag des akademiſchen Senats ihres Amtes entlaffen 
werden 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 4 
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Borlefungen zu unterfagen. Belleidet ein alademiſcher Lehrer 
neben feinem alabemifchen Amt noch firchliche Aemter als Neben⸗ 
ämter, jo Lönnen ihm biefe auf dem Tirchlichen Disziplinarwege 
entzogen werben, unb gerabe wegen biejer Moͤglichkeit erſcheint bie 
Uebertragung folder Nebenämter an Univerfitätsiehrer vom Uebel. 

II. An mebreven ſowohl evangeliichen als katholiſchen theo⸗ 
logiſchen Fakultäten beftehen ſtaatliche Konvilte zur unentgeltfichen 
Aufnahme von Theologie-Stubirenden. 


8. 107. 
3. Staatsprüfung nad beendigtem Uniseriitätsitubium. 


Während in Bezug auf Univerſitätsbeſuch die Geſetzgebung 
der Deutihen Staaten ziemlich übereinlommt, zeigt fie Dagegen 
erhebliche Verſchiedenheit in Bezug auf den zu forvernden Nach⸗ 
weis über bie auf der Univerfität erlangte willenfchaftliche Vor⸗ 
bildung. In Preußen und Baben ift der Verſuch gemacht, in 
dieſer Beziehung die Gebiete des Staats und der Kirchen getrennt 
zu balten und von Staatöwegen nur den Nachweis einer all= 
gemeinen wiſſenſchaftlichen Bildung zu begebren und es bem 
Belieben der einzelnen Kirchen zu überlaffen, welche „theologifche“ 
Vorbildung fie von ihren künftigen Geiftlichen forbern wollen °). 
In Württemberg wird die erfte theologifche Prüfung der evan- 
gelifchen wie der katholiſchen Theologen von ber betreffenden Fa⸗ 
kultät der Univerjität Tübingen, aljo einer Staatsbehörbe, nach 
ftantlichen Vorſchriften abgehalten, aber allerdings unter einer ge- 
willen Kontrole der Kirchenbehörde. Eine Prüfung über allgemeine 
wifjenjchaftliche Univerfitätsvorbildung wie in’ Preußen fehlt im 
Grunde ganz). Im Heſſen ift es bezüglich ber evangeliſchen 
Theologen ähnlich wie in Württemberg, bezüglich der fatholifchen 
wie in Preußen, eigenthümlich anders wiederum in Sachien. 

1. Die Staatsprüfung wird in Preußen darauf gerichtet, ob 
der Kandidat fi die für feinen Beruf erforderliche allgemeine 

2) Während freilich in Preußen ausdrüdlich dreijähriges theologiſchet 
Stubium auf einer Univerfität gefordert wird. 

2) Nur die Zöglinge des evangeliſchen Stifte und bes katholiſchen Kon⸗ 
vikts werden in biefen Anftalten einer Prüfung in Philofophie, Pädagogif, 
und Geſchichte unterworfen 
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wiſſenſchaftliche Bildung, „insbeſondere“ auf dem Gebiete der Phi⸗ 
loſophie, der Geſchichte und der Deutſchen Literatur, erworben 
habe). Die näheren Anordnungen hierüber werden von dem 
Kultusminiſter getroffen, welcher in ſeiner Inſtruktion vom 26. Juli 
1873 vorgeſchrieben bat, daß zur Philoſophie auch Pädagogik und 
zur Geſchichte auch „Kirchengeichichte” zu rechnen feien. Im Heſſen 
gilt für die Staatsprüfung der katholiſchen Theologen ziemlich 
das Gleiche. Auf die alten klaſſiſchen Sprachen, Griechiſch und 
Lateiniſch, erftredt fi die Prüfung nicht, weil das Beitehen ver 
Entlafjungsprüfung des Gymnaſiums ſchon die erforberlihen Kennt- 
niffe hierin vorausfegt. In Baden dagegen bat jeder Kandidat 
auch Stellen aus Lateiniichen und Griechiſchen Schriftftellern zu 
überfegen und zu erläutern ®). Senntniß der Deutichen Reiche und 
Landesverfaſſung, insbejondere des |. g. Staatskirchenrechts, wird 
micht verlangt; und doch würde dies namentlich bei bem Tatho- 
liſchen Klerus gerechtfertigt und zweckmäßig fein, weil derſelbe im 
Kanoniſchen Recht Grundjäge einfaugt und als göttliche Befehle 
zu verehren angehalten wirb, welche mit ben Grundprinzipien des 
heutigen Staats in direktem Widerfpruch ftehen und Belanntichaft 
mit den Staatsgeſetzen die erfte Vorbebingung einer getreuen Be⸗ 
folgung verfelben if. In Bayern und Württemberg erftreden 
ſich die Prüfungen der evangelifchen wie ver Tatholifchen Theologen 
noch jest auf das öffentliche Recht?), und überall in Deutfchland 
können für bie bifchöflichen Stühle und Domberrnitellen nur Ber- 
ſonen vorgeichlagen werben, welche mit der Staatsgeſetzgebung ver- 
traut find. | 

2. Die Prüfungstommilfion befteht in Preußen aus einem 
Vorfigenden und je einem Eraminator für das Fach ber Philo- 
fophie, der Gefchichte und der Deutichen Literatur, welche vom 
Kultusminifter auf die Dauer eines Jahres ernannt werben. Sie 
entfcheivet über den Ausfall der Prüfung mit Stimmenmehrheit 


2) Geſetz vom 11. Mai 1873, 8. 8. 

2) Geſetz vom 19. Februar 1874, 8.1. Berorbuung vom 3. Mai 1874, 
8. 3. Bis 1872 fand auch eine fehriftlihe Prüfung in Latein und Grie- 
chiſch ſtatt. 

%) In Baden war Kenntniß des öffentlichen und Staatskirchenrechts 
nad der Berorbnung vom 6. September 1867, $. 4, Prüfungsgegenftand, 
nicht mehr aber nad der Verorbnung nom 2. November 1872. 

4* 
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endgiltig und theilt bie Entſcheidung dem Kandidaten alsbald mit !). 
Für evangeliihe Theologen Tann die Prüfung verbunden werben 
mit der theologiſchen Prüfung, welche biefelben vor ven theolo⸗ 
giſchen Fakultäten, oder Königl. Konfiftorien, oder den vom Kon⸗ 
fiftorium und Synode bejtellten Brüfungstommiffionen zu befteben 
haben). Gegenftände und Gang der Brüfung find aber bie 
gleichen, wie jonft ?), und die Prüfung bleibt auch eine felbftänbige, 
d. 5. fie wird von folden Mitgliedern der tbeologiichen Prüfunge- 
tommiffion gehalten, welche der Kultusminifter zu ftantlichen Exa⸗ 
minatoren beſonders beftellt bat, oder von Kommiffären, welche ledig⸗ 
lich zu diefem Zwed fi zur Prüfung einfinden, und dieſe ftaatlich 
Ernannten entfcheiden auch allein über das Nefultat und ftellen 
ein befonveres Zeugniß aust). Jeder evangeliihe Theologe bat 
auch das Recht, fich vor der allgemeinen ftaatlichen Kommiſſion 
prüfen zu laffen®). In Sachſen ift die Prüfung der katholiſchen 
Theologen mit ber tbeologifchen Amtsprüfung verbunden 9. In 
Baden wird die Kommilfion vom Mintfterium des Innern er» 
nannt und zwar aus Profeſſoren der Univerfitäten, der polytech⸗ 
niſchen Schule oder der Deittelfchulen (Gymnafien zc.), jowie aus 
technifchen Mitgliedern des Oberſchulraths. Ein Mitglied des 
Minifteriums führt den Vorſitz. Eine Verbindung der Prüfung 
mit der theologischen Prüfung findet nicht ftatt”). In Hefien 
bat das Mintjterium, wie in Preußen, freie Hand ®). 
3. Die Prüfung it öffentlich und lediglih mündlich. 


1) Inſtruktion vom 26. Juli 1873, $. 4. 

3) Geſetz vom 11. Mai 1873, 8. 27: Die Staatsprüfung kann mit ber 
tbeologifhen Prüfung verbunden werden, infofern die Einrichtung biefer 
letzteren Prüfung und bie Bildung der Prüfungslommiffionen Behörden zu- 
lebt, deren Mitglieder fämmtlih oder theilweife vom Köhige ernannt 
werben. 

2) Inſtruktion des Kultusminiflers vom 28. Juli 1873, &. 15. 

+) Hinſchius, Kommentar 154. Konfequenterweife muß die Prüfung 
aub öffentlich bleiben. 

5) Reſkript des Kultusminifter vom 6. November 1875. 

°) Geſetz vom 23. Auguft 1876, 8. 22. 

) Großh. Verordnung vom 3. Mai 1974, 8. 1. Bol. auch Prüfung 
orbnung für bie Kandidaten der evangelifhen Theologie vom 1. November 
1872, 8. 12. (Spohn 2, 151.) 

s, Berorbrung vom 9. November 1875. 
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Viertes Kapitel. 
Die firhliden oder ſtaatlich-kirchlichen Prüfungen 
über die Borbildung der Geiftlidhen und die 
kirchlichen Seminare. 


g. 108, 


1. Die erfte theologiſch⸗ wiflenihaftlihe Prüfung nad beendigtem 
Univerfitätsftudium. 


I. Evangeliſche Kirche. 

Nach vollendetem theologiſchen Univerjitätsjtubium haben vie 
Kandidaten der enangelifchen Theologie in allen Deutfchen Staaten 
eine Prüfung zu erſtehen, welche ihre theologiſch- wiſſenſchaftliche 
Ausbildung darzuthun beftimmt ift, und deren Beſtehen die Vor⸗ 
bedingung bildet zum Eintritt in die praftiiche Vorbereitung zum 
geiftlichen Amt und zum Erfteben ber zweiten praktiſch⸗theologiſchen 
Hauptprüfung '). 

1. Die Prüfungsgegenftände find in allen evangelifchen Kirchen 
in der Hauptjache die gleichen, in den Prüfungsinftruftionen genau 
angegebenen. 

2. Die Zufammenjegung und Zuſtändigkeit der Prüfungs» 
fommijfionen ift ſehr verfchieden geregelt. Meiſtens Liegt bie 
Prüfung in der Hand der Konfiftorialbehörbden oder der von ihnen 
gebildeten und beauftragten Eraminatoren, jedoch in ber ganzen 
Preußifchen Landeskirche, im Konfiftorialbezirt Wiesbaden und in 
Baden unter Theilnahme von Vertretern der Synode; ben theo⸗ 
logiſchen Yatultäten gebührt das Prüfungsrecht in der Provinz 
Dft- und Weftpreußen, Konfiftorialbezirt Kaffel, Württemberg, 
Heflen; in andern Preußiſchen Landestheilen und Sachfen finvet 
wenigftens eine Mitwirkung von Fakultätsmitgliedern ftatt ?). 


1) Die erſte Prüfung heißt in der Preußifchen Landeskirche, Hannover 
u. f. w. „examen pro licentia concionandi“, in Bayern „Aufnahme⸗ 
prüfung“, in Baden „theologiſch⸗wiſſenſchaftliche Vorprüfunz“, in Württem- 
kerg „KRandibatenpräfung, erfte Dienftpräfung”. Die fpätere mehr praltifche 
Prüfung heißt „examen pro ministerio“, „Anftelungs- oder Wahlfähigfeits- 
vräfung”, in Baden „theologifche Hanptpräfung". 

3) In allen acht Provinzen der Preußifchen Landeskirche beſteht eine 
befondere Prüfungstommiffion, fo jedoch, daß die Prüfung für die ganze 
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3. Die Prüfung ift fait überall nicht öffentlich, ausgenommen 
namentlich die Sakultätsprüfung zu Gießen. 
H. Katholiſche Kirche. 
In allen Deutſchen Staaten mit Ausnahme von Württem- 
berg ift es ganz dem Belieben ver Biſchöfe überlaifen, welche 
Prüfung fie mit den Theologie-Stubtrenden vornehmen wollen, 


Landestirche Giltigkeit hat (8. Berordnung vom 2. Dezember 1874, 8. 3). — 
Jede Provinzialfynode ift berechtigt (nicht verpflichtet), zwei bis brei Ab- 
georbnete aus ihrer Mitte als Mitglieder ber Brüfungstommiffion mit vollem 
Stimmrecht zu entfenden (8.&. u. S. O. vom 10. September 1873, 8. 65, 
Nr. 9). Im Rheinland und Weſtfalen ſendet die Provimzialfynobe ihren 
Bräfed und einen Abgeorbnieten (8.O. vom 5. März 1835, $. 49 u. 50 und 
Ergänzung vom 27. Auguft 1853. Müller 93. Jacobſon 2, 353). — Die 
Kommiſſion beſteht im Uebrigen in Oft- und Weftpreußen aus ber tbeolo- 
giſchen Fakultät zu Königöberg, in der Provinz Sachſen aus Mitgliedern ber 
Fakbkultät zu Halle, in Bommern, Poſen und Schlefien ans Mitgliebern bes 
Konfifloriums und Profefioren der tbeologifhen Fakultät zu Greifswald, 
bezw. Breslau, in Rheinland und Weſtfalen aus einem Vorſitzenden und 
zwei Räthen des Konfiftoriums. — In ber evangelifch-Iutherifchen Kirche 
von Hannover ernennt der Präfident des Landeskonſiſtoriums jährlich den 
Borfigenden und zwei ober mehr Eraminatoren auß einer Lifte von Ber- 
fonen, welche das Landestonfiftorium mit Genehmigung bes Kultusminiſters 
feſtſtellt; der Rultusminifter felbft gibt der Kommiffion ein Mitglied ber 
theologiſchen Fakultät zu Göttingen bei (8. Berordnung vom 4. Mai 1868). 
Im Konfiftorialbezirt Kafiel (Kurhefien) ift die exfte Prüfung vor ber theo- 
Logifchen Fakultät zu Marburg zu erfleben (Staatsgeſetz vom 29. Oftober 
1833, 8.3. Büff 1861, S. 245); im Konflflorialbezirt Wiesbaden vor einer 
tonfiftorialen Kommiffion und brei geiftlichen Abgeordneten der Bezirksſynode 
(8.8. u. &.D. vom 4. Juli 1877, 8. 72, Nr. 2). Im rechtörheinifchen Bayern 
befteht die Brüfungslommiffion aus einem geiſtlichen Rath bes Konfiftoriums 
zu Ansbach als Vorſitzendem, zwei Geiftliden (PBfarrern) und einem Gym- 
nafialprofefjor, deren Bezeichnung bem Konfiflorium "zu Ansbach völlig felb- 
fändig zulommt. Die Prüfung findet in Ansbach flatt; die Kommilfion Kat 
‚aber nur begutachtende Zuſtändigkeit; bie Entſcheidung über ihr Ergebniß 
gebührt dem Oberlonfiftorium zu München, welches fi aus dem Brüfunge- 
protololl und fernen Beilagen fein Urtheil bildet. In der Bayerifhen Rhein- 
pfalz veranftaltet, das Konfiftorium zu Speyer bie Prüfungen und entideibet 
über ihre Refultate. In Sachen wirb die Bräfungslommilfion vom Kultue- 
mimifler „nach VBorfchlägen des Landeskonſiſtorinms“ zufammengefegt. in 
vom Landeslonfiftorium aus feiner Mitte abzuorbnender Kommiſſär bat darin 
mit Stimmrecht den Borfig zu führen und bei Stimmengleichheit die Ent- 
ſcheidung. Die Kommiffion bat ihren Sit in Leipzig und ihre Mitglieber 
find, abgefehen vom Borfigenden, aus den Profefioren ber theologiichen Fa⸗ 
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ebe fie die Aufnahme in das Priefterfeminar verorpnen ’). Im 
Württemberg dagegen beftebt vermöge ftantlicher Vorfchriften jeit 
einem halben Jahrhundert für Tatbolifche Theologen eine ganz 
ähnliche Einrihtung wie für die evangelifchen. ‘Die Prüfung 
nimmt nämlich die geſammte katholiſch-theologiſche Falulät in 
Tübingen in Beiſein eines oder mehrerer Abgeoroneten des bi- 
Ichöflichen Ordinariats und des katholiſchen Kirchenraths zu Stutt- 
gart vor”), ohne daß denjelben übrigens ein Stimmrecht bei der 
Prüfung zuläme In das Priefterfeminar zu Rottenburg barf 
Niemand aufgenommen werben, der nicht die Fakultätsprüfung be 
ftanden hat?). Uebrigens veranftaltet der Biſchof vor Ertbeilung 
der Subdiakonatsweihe wieder eine eigne Prüfung und ebenfo zwei 
Jahre nach Ertheilung der Priefterweihe wieder eine Prüfung für 
die „Admiſſion zur Seeljorge” 4). 





fultät genommen. Sie entfcheidet endgiltig (Kirchengefeh vom 15. April 1873 
&. 5, Nr. 8. Regulativ vom 3. Januar 1833. Berorbuung bed Kultus 
minifters vom 2. November 1839. Codex 1864, ©. 359—365. v. Weber 
1, 126. 1843). In Württemberg balten bie ſämmtlichen Mitglieder der 
tbeologifchen Fakultät und der Ephorus bes tbeologiihen Seminars (welcher 
faſt immer Fakultätsmitglied zu fein pflegt) kraft ſtaatlichen Auftrags bie 
Prüfungen ab; das Konfiftorium ordnet dazu einen oder zwei feiner geiftlichen 
oder weltlichen Räthe ab, welche jedoch weber Fragen fiellen noch bei ber 
Entſcheidung über das Refultat mitfimmen. In Baben befteht bie Kom- 
miffion aus dem Bräfidenten bes Oberkirchenraths als Vorſitzendem, aus ben 
theologifhen Mitgliedern bes Oberlirchenrath® und bem ganzen General- 
ſynodalausſchuß oder einigen von ihm aus feiner Mitte beauftragten Aus: 
ſchußmitgliedern. Erforderlichenfalls kann der Oberlirchenrath noch weitere 
Kommifjäre ernennen, z. B. auch Mitglieder der theologiſchen Fakultät zu 
Heidelberg zugiehen. Ueber das Ergebnig der Prüfung entſcheidet nicht bie 
Kommiffion (I), fondern der Oberlicchenrath auf Vortrag der Prüfungslom: 
miffion (8.8. vom 5. September 1861, 8.90. Prüfungsordnung vom 1. No⸗ 
vernber 1872, 8. 2 u. 15). In Heflen ift die ewangelifchtbeologiiche Fakultät 
zu Gießen mit der Prüfung beauftragt, ftellt bie fchriftlichen Fragen feit und 
befchließt endgiltig iiber das Ergebniß. 

1) Ueber Bayern vgl. Silbernagel 1870, ©. 81. Die Prüfung heißt 
bier „Synodaleramen”. 

2) Statut für das bifchöfliche Priefterfeminar in Rottenburg vom 14. Mat, 
1828 (Beilage zum Königl. Fundationsinſtrument). Reyſchers Samml. 10, 
1077—1078. Bgl. auch Golther, S. 284—287. 

2) Kundationsinftrument vom 14. Mai 1828, Nr. 13, und Statut für 
das Brieferfeminar, $. 5. 

4) Erlaß des Orbinariats vom 6. Nov. 1874. Bogt, S. 1—2, 1876. 
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II Sirseliten. 

In Württemberg und Bayern gibt es ftantlich angeorbnete 
Rabbinatsprüfungen. Die Württembergifche Kommilfion hierfür 
bat ihren Sit an ber Landesuniverfität Tübingen und es gehören 
dazu je ein Profeffor der enangelifch- tbeologiichen und ver katho⸗ 
liſch-theologiſchen Fakultät, vier Brofefforen ver philoſophiſchen 
Fakultät und ein theologifches Mitglied der Sfraelitiichen Ober- 
kirchenbehörde 2). In Bayern wird die Prüfungskommiſſion von- 


der Rreisregierung beftimmt; für die Prüfung in der Jüdiſchen 


Dogmatik ift ein Rabbiner und zwei bis drei Sfraelitiiche Fami⸗ 
lienväter beizuziehen ?). 


8. 109. 
2. Die Prediger- Seminarien und Priefter- Seminarien. 


I. Den Kirchen iſt es faft in allen Deutfchen Staaten ge- 
ſetzlich freigeftellt, Prediger» oder Briefter- Seminarien und Kon- 
vikte einzurichten, in anderen wenigften® nicht gejeßlich verboten, 
jo daß die Regierung berechtigt ijt, die Erlaubniß zu ertbeilen. 
Wie bei allen Unterrichtsanftalten, jo muß fich auch die innere 
Einrichtung folder Seminare nach den allgemeinen ſtaatsgeſetzlichen 
und verordnungsmäßigen VBorjchriften über das Unterrichtäwejen 
richten, und unterliegen fie nothwendig der Aufficht des Staats. 
Die Preußiſche Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 Art. 22 
ſtellt Jedermann frei, „Unterricht zu erteilen und Unterrichtss 
anftalten zu gründen und zu leiten, wenn er feine fittliche, wiffen- 
ſchaftliche und techniiche Befähigung den betreffenden Staatsbehör- 
den nachgewielen bat.” Daß auch die Kirchen Unterrichtsanitalten 
haben könnten, war in dem Art. 15, der feit 1875 aufgehoben ift, 
ausdrücklich vorgefeben. Das Gele vom 11. Mat 1873 8. 9—13 
bält dieſe Befugniß aufrecht, ftellt aber die genaueren Erforderniſſe 
dazu feit, und macht zugleich durch die VBorfchriften über Gymna⸗ 
ſialbildung und Univerfitätsbefuh das Beſtehen von Firchlichen 
Lehranſtalten für Solche, die noch nicht ausftubirt haben, that⸗ 
jächlih unausführbar. In Baden und Heffen find die Kirchen 


1) Minifterialverfügung vom 31. Sanuar 1834 8. 2. (NReg.Bl. 113.) 
2) Silbernagel 184. 
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überhaupt nur berechtigt, „Anftalten zur theologiſch⸗prakti— 
hen Vorbildung der künftigen @eiftlichen zu errichten,” und 
Konvilte für Solche, welche noch die Univerfität bejuchen, find ver- 
boten). Die erftere Borfchrift ift auch für Heffen erlafien und 
beigefügt, daß zum Beſuch folcher kirchlicher Anftalten nur Solche 
aufgenommen werben bürfen, „welche ben Borjchriften wegen des 
Univerfitätsbefuch® genügt haben“ 2). Daß Jeſuiten vermöge Reichs⸗ 
geſetzes und faft überall Mitglieder religidjer Orden und Kongre⸗ 
gationen vermöge ver Landesgeſetze von ber Lehrthätigkeit aus⸗ 
gefchloffen find, wurve ſchon oben Bd. 1, 174. 299. 373 erwähnt. 

II. Der Zwed aller diefer Seminarien ift die Anleitung der 
bereits theoretijch vorgebildeten Theologen zu ihrem künftigen praf- 
tifchen Beruf, aljo zu Predigt, Unterricht und Kirchenverwaltungs- 
gefchäften. Die katholiſchen Seminare follen aber auch eine Art 
Gegengewicht bilden gegen die Freiheit, in welder die Fünftigen 
Klerifer vorher auf Gymnaſium und Univerfität aufwuchlen, und 
fie find daher allefammt Konvilte mit mehr oder weniger Hofter« 
artiger Einrichtung. Bei den evangelifchen Seminarien iſt bies 
größtentheild nicht der Ball. Sodann follen die fatholiichen dem 
Bifchof Gelegenheit geben, fich über bie einzelnen Zöglinge per- 
jönlicy oder durch die von ihm ernannten Aufjeher genauere Kennt⸗ 
niß zu verichaffen, und ihr Sitz daher am Sitze des Bifchofs fich 
befinden. Das Leben in dieſem Seminar begründet ein feites Ab⸗ 
hängigfeitsgefühl des Tünftigen Klerikers vom Bilchof, und jegt 
legteren in den Stand, genauer diejenigen jungen Leute auszu⸗ 
wählen, welche fich als vorzugsiweife fähig und willfährig erweiſen. 
Auch dies fällt bei den evangeliſchen weg. 

III. In den evangeliſchen Landeskirchen von Württemberg, 
Baden und anderen Heineren proteftantifchen Ländern gibt es 
firchliche Seminare nicht, und daher auch feinen Zwang zum Be⸗ 
juch folder. Die evangelifhen Seminare zu Tübingen und Het 
delberg find Zubehör der theologifchen Fakultät und rein ftaatliche 


2) Badifches Gefeg vom 19. Februar 1874 Art. 2 (Gef.- u. V.Bl. 93 
und Spohn 2, 517). Es wird bierburh 8. 12 Abf. 2 des Geſetzes vom 
9. Dftober 1860, wonad den Kirchen allgemein geftattet war, „Bildungs: 
anflalten für diejenigen, welche fi dem geiftlihen Stande wibmen, zu 
errichten,“ abgeändert. 

7) Geſetz vom 23. April 1875 8. 3. (Reg.Bl. 257.) 
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Einrichtungen. Ein Zwang zum Seminar» Bejuch befteht über- 
haupt nur in wenigen Deutfchen Kirchen, 3. B. feit 1838 im 
Großherzogthum Hefien, wo übrigens das Seminar zu Friedberg 
als reine Etaatsanftalt eingerichtet wurde. Meiftentheild würde 
der Zwang auch unausführbar jein, weil die Anzahl und Ausdeh⸗ 
nung der vorhandenen Tirchlichen Anftalten nicht zur Aufnahme 
aller Theologen ausreicht, und viele berjelben ftiftungsgemäß nur 
zur Aufnahme Solcher beftimmt find, welche bereitö Die zweite 
Prüfung (Anftellungsprüfung) beftanden haben. Bei den katholi⸗ 
ſchen Seminarien ift thatjächlic da Durchlaufen des Seminars 
notbwendige Vorbedingung zur Erlangung der höheren Weiben 
und firchlicher Aemter. Die meiften biichöflichen Seminarien find 
übrigen® in den letzten Jahren wegen Nichtbefolgung ver ftaat- 
lihen Borichriften über bie Qualififation der Lehrer und ver 
ftaatlihen Beauffichtigung gefchloffen worven. 


8. 110. 
3. Die Anftellungs- oder Wabltähigfeits- Prüfungen. 


J. Evangelifche Kirche. 

1. Die zweite Prüfung bezwedt den Nachweis ausreichender 
ſowohl wiſſenſchaftlicher als theologifch » praftifcher Tüchtigleit zum 
Eintritt in das geiftliche Amt. Diele Prüfungsgegenjtände find 
baber biefelben wie bei der erften Prüfung, aber fie find es theil: 
weije in einer andern Weife, und es treten andere neue hinzu. 

2. Zur zweiten Prüfung werben die Predigtamtskandidaten 
überall erft nach einem feit ber eriten Prüfung abgelaufenen 
längeren Zwiſchenraum zugelafjen. Während dieſer Zeit haben fie 
fih im Predigen und Unterrichtertheilen zu üben und wiflenfchaft- 
ih fortzubilvden, theils bei von ihnen ſelbſtgewählten ober ihnen 
bezeichneten Geiftlichen, theil8 auf Seminarien auf oder außer ber 
Univerfität. Baden allein fordert die Theilnahme an einem auf 
einer Deutfchen Univerfität beftehenden Sentinar oder an tbeolo- 
gifch » praltiichen Vorleſungen und Uebungen auf einer ſolchen ?). 
Der Zwiſchenraum beträgt in ver Preußiichen Landeskirche, Baden 


1) Babifhe Prüfungsordnung vom 1. November 1872 $. 16 und 19. 








\ 
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und Hefien ein Jahr, in Württemberg anderthalb, in Hannover 
und Sachfen zwei, in Bayern jet zwei Jahre (früher vier, ja fünf) !). 

35. Die Prüfung ift in der Preußiſchen Lanvestirche, im Kon- 
fiftorialbeziet Wiesbaden und in Baden vor dem Konfiftorium und 
Synodalausſchuß zu bejtehen; einzelne Theile der Prüfung werben 
jevoch auch bier durch bejonvere Kommiſſionen abgehalten und 
darüber an das enticheivende Plenum berichtet ). In Hannover 
entfcheivet eine Kommilfion, welche jährlich in ähnlicher Weife ger 
bildet wird, wie die Kommilfion für die erfte Prüfung, nur daß 
in diefer fein Mitglied der theologiſchen Fakultät zu figen braucht, 
dagegen ein Mitglied desjenigen Provinzial» Konfitoriums, deſſen 
Bezirk ver Kandidat angehört. In Sachlen prüft das Landeskon⸗ 
ſiſtorium nebft zwei tbeologifchen Beifigern, welche die in Evan- 
gelicis beauftragten Staatsminifter ernennen ?). Tür das rechts⸗ 
rheiniſche Bahern wird die Prüfung zn Ansbach abgehalten, unter 
Borjig eines vom Münchener Oberlonfiftorium abgeorpneten Ober- 
tonfiftorialrath8, und Theilnahme ber Mitglieder des Ansbacher 
Konfiftoriums und eines weiteren Geiftlihen‘). In Schleswig. 
Holftein, Konfiftorialbezirt Kaffel, Bayern, Württemberg, Heflen 
enticheidet das Konfiftorium allein, meiftens auf Anträge einer be- 
jonderen Kommiffion, die e8 aus feiner Mitte ernennt. 

4. Die Prüfungen find überall nicht öffentlich 5). 

5. In einigen Theilen der Preußifchen Lanbesfirche und in 
Hannover kann das Konfiftorium, wenn fich die Anftellung länger 
verzögert, noch einmal ein Kolloquium anftellen, ja in einigen 
Provinzen fogar Wiederholung der Prüfung fordern 9). 


3) Ueber Bayern Silbernagel 14. 

%), Zn Königsberg ift wie bei ber erften Prüfung bie theologiſche Fa⸗ 
kultät die Prüfungstommilfioen des Konfiftoriume (Jacobſon 2, 355, Anm. 
66. 1866). , 

2) Sächſiſches Kirchengefet vom 15. April 1873, betr. die Errichtung 
eines evangeliſch⸗ Tutherifchen Landestonfiftoriumd 8. 2 und 8. 5 Nr. 8. 

*) v. Dobened 182. Silbernagel 145. 

5) In Preußen galt bumbert Jahre lang Deffentlichleit, vermöge ber 
Brifungsorbnungen vom 30. September 1718 und 12. Yebruar 1799, wurbe 
aber durch Verfügung vom 29. Auguft 1610 befeitigt. (Bgl. Jacobſon 2, 349, 
Anm. 14; ©. 355 Anm. 67.) 

*) Zacobfon 2, 356; Verordnung für Hannover vom 4. Mai 1868 8.10. 
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II. Katholiſche Kirche. 

Dis zum Jahre 1848 gab es in vielen Deutichen Diözefen 
Anftellungeprüfungen, welche vom Staat vorgefchrieben waren und 
von Stantebehörben (die mit Katholiken bejegt waren) abgehalten 
wurven!). Dieſe älteren Einrichtungen find fett der Konkordats⸗ 
periode meiltens befeitigt, und das Meiſte den Bilchöfen in bie 
Hand gegeben, weldhe den Pfarrkonkurs theils ganz bejeitigt haben 
und nur die Beitimmungen des Triventiner Konzil anwenden, 
theild ihn mit Zulaſſung des Papftes in gewijler Weije beibebiel- 
ten. In Bayern wurde im Jahr 1854 folgende Einrichtung ges 
troffen 2). Alle zwei Jahre läßt der Biſchof an feinem Site eine 
Kontursprüfung durch eine von ihm zufammengelegte Prüfungs- 
fommiffion abhalten, welde aus einem Vorſtand, zwei bis drei 
Domlapitularen, zwei bis drei Profefloren der Theologie, aus 
einem wirklichen Pfarrer und dem Regens des Klerikal » Seminars 
beftebt. Zu dieſer Kommiſfion orbnet die Kreisregierung eines 
ihrer Mitglieder katholiſcher Konfeffion ab, um die Prüfung im 
öffentlichen Recht vorzunehmen, obwohl auch hierüber ver Bifchof 
einen Korreferenten beitellt. Das Kanoniſche Recht weiß richte 
von folden Kontursprüfungen, ſondern die Dekrete des Tridentiner 
Konzil jchreiben vor, daß in jedem einzelnen Fall, wo es 
jih um freie Befegung einer Pfründe durch den Biſchof handelt, 
der Biſchof mit drei Synobal- Eraminatoren den tüchtigjten aus 
alten Klerifern auswählen jolle?). Die Beitellung der Erami- 
natoren bat in folgender Weile zu geicheben: Der Biſchof 
ihlägt der Diözeſanſynode ſechs Perjonen zur Genehmigung 
vor, und wenn die Synode die Borgefchlagenen gutheißt — was 
wohl nie fehlen wird — jo find dieſe ſechs die „Examinatores 
synodales‘, von denen im einzelnen all drei einberufen werben. 
Da num aber unter Gutheißung des Papſtes die Diözefanfynoben 
längft außer Gebrauch gelommen find, jo pflegt der Papft bie 


2) In Bayern hielten die Kreißregierungen biefen „Pfarrfonturs“ ab 
'Silbernagel 84, Anm.), in Württemberg der katholifche Kirchenrath zu Stutt« 
gart feit 1829 unter Theilnahme eines bifchöfliden Kommiſſärs. (VBogt 
417, Amm.; Berorbnung vom 30. Januar 1830 $. 29.) 

) Dur Königl. Verordnung vom 28. September 1854. Silbernagel 
83 — 56 1870. 

2) Conc. Trid. Sessio 24, c. 18. 
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Biſchöfe durch Indult zu ermächtigen, die Eraminatoren ohne Be- 
fragen der Didzeſanſynode zu ernennen, und bieje vom Bifchof 
frei ernannten beißen „Examinatores prosynodales‘, weil fie bie 
Examinatores synodales erjegen !). Wenn die Eraminatoren in 
ihren Vorſchlägen einftimmig find, tft der Biſchof an ihr Votum 
gebunden. 


II. Sfraeliten. 


In Württemberg wird zur Anftellung als Rabbine die Er- 
jtehung einer zweiten Dienftprüfung erfordert, welche nach zwei⸗ 
jähriger praktiſcher Uebung in den Geſchäften des Rabbinats ftatt- 
findet. Als Examinatoren fungiren das iſraelitiſch⸗ theologifche 
Mitglied der Iſraelitiſchen Oberkirchenbehörde und ein zweiter von 
dem Kultminiſterium zu beſtimmender Rabbiner. Die mündliche 
Prüfung erfolgt vor der gefammten Iſraelitiſchen Oberkirchenbe⸗ 
börbe, welche über das Nefultat überhaupt enticheivet ?). 


8. 111. 
4. Die ehemaligen und noch Deitehenden Betörderungs - Prüfungen. 


In vielen evangelifchen wie auch Tatholiichen Landeskirchen 
war ebemald vom Staat vorgeichrieben, daß bereit angeftellte 
Beiftliche, welche auf beilere Stellen befördert werben wollten, fich 
. regelmäßig einer neuen Prüfung zu unterwerfen hätten (fog. Be⸗ 
förderungs- Prüfung oder Konkurs - Prüfung). Für die Erlangung 
bes Amtes eined Superintendenten oder Dekans, welches ohnehin 
ehemals überall die Bedeutung eines mittelbaren Staatsanttes 
batte, war eine befonvere Prüfung zu beftehen. Diefe Prüfungen 
find in ihrer ehemaligen Geftalt faft überall weggefallen; in ver 
evangelifchen Kirche kommt ftatt deſſen noch etwa ein Kolloquium 
por, oder man begnügt fich mit den Ermittelungen, welche Viſita⸗ 
tionen, Berichte der Kreisſynodal-Ausſchüſſe u. ſ. w. an Die Hand 


V Schulte, Lehrb. 300. In der Didzefe Rottenburg find gegenwärtig 
ber Dombelan ımb bie Domlapitulare die Profpnobaleraminatoren. (Bol. 
Bogt, 1876, ©. 304, Note 1.) 


2) Minifterial- Verfügung vom 31. Januar 1834 $. 18-20. 
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geben. In den katholiſchen Didzeſen müflen die Priefter alle 
ſechs oder fieben Iahre von Neuem die vom Tribentinum vor⸗ 
gefchriebene Prüfung wiederholen. 


IH. Unterabjchnitt. 
Strafgerihtlide Berfolgung der Geiftliden; Ab- 
ertennung geiftliher Aemter und der Befähigung 
zu folden durd Urt heil ftaatlider Berichte. Straf: 

gejege gegen unbefugte Ausübung von Kirden- 
ämtern. 
8. 112. 

I. 1. Die Befimmungen des Strafgeſetzbuchs über Ver⸗ 
brechen und Vergeben im Amte (8. 331 — 359) finden im All⸗ 
gemeinen auf &eiftliche an fich Leine Anwendung, weil Geiftliche 
vom Strafgefegbuch nicht zu ben öffentlichen Beamten gerechnet 
werden (8. 359 und 8. 31). Unerlaubte Handlungen der Geift- 
liden, deren fie fih in Bezug auf ihr Tirchliches Amt ſchuldig 
machen und deren Aburtbeilung vor die ordentlihen Straf- 
gerichte gehört, find daher nur nach ven für jeven Bürger be 
ſtehenden Strafbeftimmungen zu beurtbeilen. — Auch vie Straf⸗ 
verfolgung gegen biefelben, alſo öffentliche Anklage und Privat- 
Hage, Unterfuchung, Sauptverfabren und Strafvollftredung richten 
fi nach den gewöhnlichen Regeln ver Strafprozeßorbnung vom | 
1. Febr. 1877. 

2. Belleiven fie neben dem geiftlihen Amt zugleih ein 
Staats⸗ oder Gemeindeamt als Nebenamt, jo werben fie m Bezug 
auf ftrafrechtliche Verantwortlichkeit und Strafverfolgung nach den⸗ 
jelben Regeln beurtbeilt, wie andere entiprechende Beamte auch. 
An die Genehmigung der vorgefetten Behörde darf die Verfolgung 
nicht gebunden fein und eine Vorentſcheidung Darüber, ob fich ber 
Beamte einer Vieberfchreitung feiner Amtsbefugniffe oder der Unter- 
laffung einer ihm obliegenden Amtsbanblung jchuldig gemacht habe, 
darf nur einem Verwaltungsgerichtshof oder dem Reichsgericht 
zukommen!). Ebenſo finden die Disziplinargefege für Staats⸗ 


y Einführungsgeſetz zum Gerichtsverfafjungsgeies vom 27. Januar 
1877 8. 11. ° 
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oder Gemeindebeamte auf fie Anwendung. WMeiftens bevarf es 
übrigens keines Disziplinarverfahrens zur Entziehung ſolcher ſtaat⸗ 
lichen Aemter, fondern e8 find dies meift nur Aufträge, welche im 
Berwaltungsivege widerrufen werben können. 

U. Das Reichsſtrafgeſetzbuch enthält feine Beſtimmung über 
Aberkennung geiftlicher Aemter, va es diejelben nicht unter die 
„öffentlichen“ mitbegreift, und auch nicht über die Wirkung ber 
Berurtheilung zu fehwereren Strafen auf vie Belleivung geift: 
licher Aemter. Nach den meiften Landesitrafgefegen war dies 
früher anders geweſen, und es machte fich alsbald fühlbar, daß in 
das öffentliche Hecht eine Rüde gelommen ſei, die bie Landesgeſetz⸗ 
gebung ausfüllen müfje?). Dies ift denn audy faft überall ge- 
ſchehen ). Die Geſetze verordnen übereinſtimmend: 

1. Dauernd unfähig, geiſtliche (kirchliche) Aemter ®) zu er⸗ 
langen, iſt jeder rechtskräftig zu Zuchthausſtrafe Verurtheilte. 

2. Unfähig auf beſtimmte Zeit iſt Jeder, der neben Ge⸗ 
fängnißftrafe zum Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte (auf ein 
bis fünf Iahre) oder zum Verluſt der Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Aemter (auf ein bis fünf Jahre) verurtheilt ift. 

3. Ergebt ein Urtheil ber unter 1 und.2 bezeichneten Art 
gegen eine Perſon, welche bereits ein geiftliches Amt (Kirchenamt) 
beffeivet, fo bewirkt ba® Urtheil außerdem noch dauernden Verluſt 
dieſes Amtes, Erledigung der Stelle und des damit verbundenen 
Amtseintommens. ine nur auf Geiftliche der katholiſchen Kirche 
bezügliche Beſtimmung enthält das König. Sächſiſche Geſetz vom 
23. Auguft 1876 8. 13. — In Waurttemberg fehlen bis jetzt ähn- 
liche Beſtimmungen. 

III. Die Landesſtrafgeſetze enthalten mannichfaltige Straf⸗ 
beſtimmungen gegen Geiſtliche, welche den Vorſchriften der Staats⸗ 
geſetze über kirchliche Verhältniſſe den Gehorſam verweigern. Die 
Aburtheilung ſolcher Vergehen ſteht den ordentlichen Gerichten zu. 


3) Darüber, daß die Landesgeſetzgebung dazu kompetent war, vgl. Hin⸗ 
fhins, Kommentar 148. 

3) Badiſches Gefe vom 23. Dezember 1871 Art. 14. VII. (in ber 
Faffung muftergiltig); Bayeriſches vom 26. Dezember 1871; Preußiſches vom 
11. Mai 1873 8. 21; Heſſiſches vom 23. April 1875 Art. 8. 

2) Das Preußiſche und Heſſiſche Geſetz ſprechen von „geiftlihen” Aem⸗ 
tern, das Badiſche allgemein von „Kirchenämtern“. 
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IV. Im größten Theil von Deutichland und für die meiften 
Neligionsvereine ift die Ausübung der Disziplinargewalt über bie 
Geiftlichen, namentlih das Erkenntniß der Amtsentlaffung, ven 
Kirchen over Religionsvereinen felbjt überlaffen, freilich nach ſtaats⸗ 
gefeßlichen Grundregeln und unter Kontrole von Staatsbehörben. 
Der Staat kann aber ohne Gefahr nicht auf das Necht verzichten, 
auch durch feine eigenen Behörden eine Disziplinargewalt zu üben, 
und namentlich Geiftliche dann aus dem Amt entfernen zu Lafjen, 
wenn die Sicherheit des Staats, die Aufrechterhaltung der Ord⸗ 
nung und guter Sitte dies als nothwendig erjcheinen laffen. 
Namentlich Liegt ein Bedürfniß dazu bei denjenigen Kirchen und 
Neligionsvereinen vor, deren Vorgeſetzte oder obere Behörden 
nicht von ber Regierung ernannt find. Cine in den Hauptgrund 
zügen übereinftimmenve Gejekgebung hierüber befteht jetzt für ganz 
Preußen, Baden und Heflen, welche im Folgenden dargeſtellt wer- 
den fol !). In Bayern und Württemberg gibt es gar feine ſtaat⸗ 
Jiche Disziplinargewalt über katholiſche Geiftliche, und über evan⸗ 
gelifche Geiftliche wenigftens injofern feine rein ftaatliche, als An- 
träge des Konfiftoriums (die ftaatlich « Kirchliche Behörden find) 
bie Vorausfegung ver Beftrafung bilden, weshalb die desfallfigen 
Deftimmungen in dem Abſchnitt über die kirchliche Disziplinar- 
gewalt darzuſtellen find. Ebenſo verhält e8 fich bezüglich der pro- 
teftantifden Geiftlichen in Sachſen; dagegen kann jet bort ber 
Kultusminifter die Entlaffung eines katholiſchen Geiſtlichen forbern, 
und wenn bem nicht entiprochen wird, für alle „ftaatlichen Be⸗ 
ziehungen“ die Stelle für erledigt erflären. Kin Gerichtshof ent- 
ſcheidet nicht *). 

1. Das ftantlihe Disziplinarverfahren kann in Preußen 
nur gegen Kirchenviener (Geiftliche u. |. w.) der evangelifchen und 
Tatholifchen (auch altkatholiſchen) Kirche eingeleitet werben ?), in 
Baden und Heflen dagegen gegen Geiftliche aller Religionsvereine. 

2. In Preußen und Baden find befondere Gerichtshöfe für 
Tirchliche Angelegenheiten zur Ausübung dieſer ftaatlichen Diszipli- 


3) Preußiſches Gele vom 12. Mai 1873 8. 24— 31; Babifches Gefeh 
vom 19. Yebruar 1874 Art. 3. 8. 16d und 160; Heffifhe® Geſetz vom 
23. April 1873 $. 13 fi. — Bgl. auch Oeſterreichiſches Gele vom 7. Mai 
1874 8. 8 und 29 und vom 20. Mai 1874 8. 12. 

N Geſetz vom 23. Auguft 1876 $. 14. 

2) Hinſchius, Kommentar S. 41. 
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nargemwalt eingeſetzt; in Heilen tft der oberfte Gerichtshof damit 
beauftragt (vgl. Bd. 1, 206. 414. 433). Im Baden hat aufer- 
dem ein Erfenntniß der orbentlichen Gerichte, welches einen öffent» 
lichen Beamten zum Verluft der von ihm befleiveten öffentlichen 
Aemter verurtheilt, auch ven Verluſt der Kirchenämter zur Folge, 
welche er etwa daneben befleivet; auch fönnen die Gerichte gegen 
einen Angellagten, der nur ein Kirchenamt befleivet, auf Verluſt 
desielben erkennen *). 

3. Die Gründe, aus welchen ein ftaatliches Einfchreiten ſtatt⸗ 
finden Tann und foll, find lediglich vom Intereſſe der Aufrecht- 
erbaltung der öffentlichen Ordnung und ver Staatsautorität her⸗ 
genommen. Das Preußifhe Geſetz vom 12. Mai 1873 8. 24 
beftimmt: „Kirchenbiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geift- 
fihen Amtsverrichtungen bezüglichen Vorichriften ver Staats- 
gefege oder die in dieſer Hinficht von der Obrigkeit innerhalb ihrer 
gefeglichen Zuftändigfeit getroffenen Anoronungen fo jchwer ver- 
legen, daß ihr Verbleiben im Amt mit der öffentlihen Ord— 
nung unverträglih erjcheint, können auf Antrag der 
Staatsbehörde durch gerichtliches Urtbeil aus ihrem Amt entlaffen 
werben.” Das Gefeß vom 22. April 18762) 8.12 — 14 verfügt 
ergämenb: Ein katholiſcher Biſchof oder fonftiger Geiftlicher oder 
Kirchenbedienſtete ſoll durch Urtheil des Königl. Gerichtshofs für 
kirchliche Angelegenheiten aus dem Amt entlaffen werden: wenn 
er fih durch jchriftlihe Erklärung vorichriftsmäßig verpflichtet 
‘hatte, die Geſetze des Staats zu befolgen, biefe Verpflichtung aber 
dann widerruft, oder wenn er dem fchriftlichen Verſprechen da⸗ 
durch entgegenhandelt, daß er die auf fein Amt ober feine Amts- 
verrichtumgen bezüglichen Vorjchriften der Staatögefege oder bie 
in diefer Hinficht von der Obrigkeit innerhalb ihrer gefeklichen 
Zuſtändigkeit getroffenen Anoronungen verlegt. Aehnlich allgemein 
lautet das Heffiiche Geſetz vom 23. April 1875 Art. 13, währen 
das Babifche vom 19. Februar 1874 Art. 3 die Verſchuldung 
genauer zu beftimmen jucht. Ein Bebürfniß für die Ausübung 


3) Geſetz vom 23. Dezember 1871 Art. 14. VII. Zu ben Gefetver- 
fetzungen, welche zu einem folden Strafurtheil der ordentlichen Gerichte 
führen können, gehören außer ben in $. 38 und 95 des Reichsſtrafgeſetzbuchs 
erwähnten auch andere im Badiſchen Lanbesfirafrecht verpönte. 

2) betr. die Einftellung der Leiftungen aus Staatsmitteln (G.S. 196). 

Thudichum, Kirchenrecht. I. 5 


N 
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einer ftaatlihen Disziplin Liegt aber auch noch in anderen Fällen 
vor, welche in den Vefterreichiichen Gefeten vom 7. Mat 1874 
$. 8 und vom 20. Mai 1874 8. 12 zwedmäßige Berüdfichtigung 
gefunden haben. 

4. Zunächſt Haben von den Staatsbehörden Schritte zu ge 
ſchehen, um die kirchlichen Disziplinarbehörben zu veranlaffen, von 
ihrem Disziplinarrecht den erforderlichen Gebrauch zu machen; 
erft wenn dieſem Verlangen nicht Yolge geleiftet wird, kommt es 
zur Ginleitung des ftaatlihen Verfahrens. In Preußen bat der 
Oberpräjident ber Provinz, wenn er bie Entfermung eines Kir 
hendiener® aus dem Amt für geboten bält, an die diefem vor- 
gejegte Firchliche Behörde unter Angabe des Grundes die fchrift- 
liche Aufforderung zu richten, gegen den Angeſchuldigten die kirch⸗ 
liche Unterfuhung auf Entlaffung aus dem Amte einzuleiten. Hat 
der Angeſchuldigte innerhalb des Deutichen Reichs keine kirchliche 
Behörde über fi (wie die Erzbiſchöfe von Köln und Bofen und 
bie eremten Bifchöfe von Breslau und Ermelanb), jo iſt derſelbe 
zur Nieberlegung feines Amtes aufzuforbern. Berfügt die vor 
geſetzte Lirchliche Behörde innerhalb gefetter Friſt die Entlaffung 
nicht und legt der Kirchendiener fein Amt nicht nieder, jo bean- 
tragt nunmehr der Oberpräfident bei dem Gerichtshof für kirch⸗ 
liche Angelegenheiten Einleitung des Verfahrens auf Entlaffung. 
In Baden ftellt das Minifterium des Innern, in Heſſen pas Ge⸗ 
fammtminifterium ven Antrag auf Entlaffung. 

5. Hierauf orbnet der Serichtshof die Führung einer Vor⸗ 
unterfuchung an, und erjucht das Landgericht, in deſſen Bezirk ver 
Angeichuldigte feinen amtlichen Wohnfig bat, durch einen etats⸗ 
mäßigen Richter die Vorunterfuhung führen zu laffen. ‘Der 
Rultusminifter aber ertheilt einem Juſtiz⸗ oder Verwaltungs 
beamten ben Auftrag, in dem Prozeſſe die Verrichtungen der 
Staatsanwaltichaft wahrzunehmen!) Nach Beendigung der Vor⸗ 
unterfuchung faßt der Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten 
darüber Beſchluß, ob das Verfahren einzuftellen oder fortzufegen 
ſei. Beichließt er Fortfegung, jo beraumt er, nachdem ber zum 
Staatsanwalt beitellte Beamte die Anjchuldigungsichrift angefertigt 


1) Ueber die wenig bemtlihe Beſtimmung des 8. 27 Abſ. 2 vgl. Hin⸗ 
ſchius, Kommentar ©. 78, Note 6 zu $. 19. 
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bat, mündliche Verhandlung (zu Berlin, Karlsruhe, Darmftabt) 
an, wozu der Angeſchuldigte erfcheinen fann, wenn er will, auch 
einen Vertheidiger zuziehen barf. 

6. Der Gerichtshof Ipricht den Angejchuldigten entweder frei 
oder erkennt Entlaffung aus den von ihm befleiveten kirchlichen 
Aemtern. Die Entlajjung aus dem Amte bat die rechtliche Un⸗ 
fähigkeit zur Ausübung ded Amts, den Verluſt des Amtseinkom⸗ 
mens und die Erledigung der Stelle zur Folge. 

V. Ueber die unbefugte Ausübung oder rechtwidrige An⸗ 
maßung von Kirchenämtern enthält das Neichsitrafgefegbuch feine 
Borjchriften, weil es diefelben nicht zu den „öffentlichen” Aemtern 
rechnet‘). In Preußen, Baden und Heſſen ift dieje Lücke durch 
Landesgeſetze ausgefüllt worden, und das Reich hat dann wenig» 
ften8 durch das Gefe vom 4. Mat 1874, betr. die Verhinderung 
der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern, nachgeholfen. Das⸗ 
jelbe gibt den höheren Verwaltungsbehörden die Ermächtigung, 
Perfonen, welche unbefugter Weije Firchliche Amtsverrichtungen 
ausüben, in gewiſſen Bällen Aufentbaltsbeijhränfungen zu 
unterwerfen, oder fie gar der Staatsangebörigfeit zu ent- 
fleiden?). 


IV. Unterabſchnitt. 


Die Temporalien-Sperre als Mittel der Gegen: 
webr gegen unbotmäßige Religionsvereine. 


8. 118. 


Gegenüber der proteltantijchen Kirche, den Iiraeliten und an⸗ 
dern NReligionsvereinen hat fich die Staatsgewalt kaum je ber 
Zemporalien- Sperre bebient, theil® weil bieje Neligionsvereine 
unter der unmittelbaren Yeitung des Staats ftanden, fich auch 
nicht zu einer allgemeinen ungejeglichen Auflehnung gegen die 
Staatsgeſetze fortreigen ließen, theils weil die Stantögewalt gegen 
über biefen Vereinen nirgends jo viele Rüdfichten zu nehmen ge- 
neigt, jeden Ungehoriam vielmehr mit aller Strenge an ven 
2) Meyer, H., Lehrb. des Deutfchen Strafrechts 1877 S. 674. 

2) 8.8.81. 43. 44; Hinſchius, Kommentar 1875 ©. 1— 17. 
5*r 
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Schuldigen zu ftrafen bereit war. Die Temporalien »Sperre war 
alfzett wefentlich ein Mittel der Gegenwehr gegen die katholiſchen 
Biſchöfe und doppelt praftifch in früheren Zeiten, wo die Deut- 
chen Biſchöfe größtentheils ale Reichsfürſten der Gerichtsbarkeit 
des Landesherrn nicht unterlagen. Im 19. Jahrh. kam fie all- 
mählich faft in Vergeſſenheit, bi die mehr und mehr an Kühnheit 
zunehmende Auflehnung bes Tatholifchen Klerus wieder daran er- 
innerte und es als ratbfam, ja als Ebrenfache der Staatögewalt 
erſcheinen ließ, dem Klerus die Macht des Staats auch nach dieſer 
Richtung Fühlbar zu machen. 

I. Preußen ift Hierin vorangegangen und Bat burch Hare 
gefegliche Beftimmungen folden Maßregeln ben gebührenven 
Nachdruck verbürgt. Der wichtigfte Inhalt diefer Beſtimmungen 
ift folgender: 

1. Wird ein erledigtes Pfarramt länger als ein Iahr ım- 
bejett gelafien, fo ift der Miniſter ber geiftlichen Angelegenheiten 
ermächtigt, die Staatsmittel, welche zur Unterhaltung der Stelle 
dienen, folange einzubebalten, bis die Wiederbefekung ordnungs⸗ 
‚mäßig erfolgt. — Desgleichen ift er ermächtigt, die Staatsmittel 
einzubebalten, welche zur Unterhaltung desjenigen geiftlihen Oberen 
dienen, der das Pfarramt zu bejegen oder die Beiegung zu ge- 
nehmigen bat). 

2. Der Kultusminifter ift ferner ermädtigt, im all ber 
Nichterfüllung der gefetlichen Vorfchriften über geiftlihe Erziehungs⸗ 
anftalten, die der Anftalt gewibmeten Staatsmittel einzubehalten, 
oder die Anftalt zu fchließen ®). 

3. Der Oberpräfident ift befugt, das ganze Vermögen einer 
erledigten geiftlihen Stelle in Bejchlag nehmen und kommiſſariſch 
verwalten zu laſſen, a) wenn das erledigte Amt den Vorſchriften 
ber 88. 1— 3 des Geſetzes vom 11. Mai 1873 zuwider übertragen 
ift, oder b) wenn Thatſachen vorliegen, welche die Annahme be 
gründen, daß die Uebertragung des Amtes nicht unter Beobach⸗ 
tung diefer Vorfchriften erfolgen werde?) „Der Beichlagnahme 
unterliegt das gefammte Vermögen der Stelle, einjchliegli aller 





1) Geſetz vom 11. Mai 1878 8. 18. 

2) Befen vom 11. Mai 1873 8. 13. 

3) Sefe vom 21. Mai 1974 wegen Deklaration und Ergänzung des 
Geſetzes vom 11. Mai 1873 8. 3 (G. S. 140). 
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Nutzungen, Hebungen und Leiftungen. ‘Der Oberpräfident ernennt 
einen Kommiſſarius, welcher die Beichlagnahme ausführt und bis 
zur gejegmäßigen Wieberbejegung der Stelle, beziehentlich bis zur 
gefegmäßigen Einrichtung einer einftweiligen Vertretung das Ver⸗ 
mögen für Rechnung der Stelle verwaltet. Zwangsmaßregeln, 
welche zur Ausführung der Beihlagnahme erforderlich find, wer- 
den im VBerwaltungswege getroffen. Der Kommiljarius übt alle 
vermögensrechtlichen Befugniſſe des berechtigten Stelleninhabers 
mit voller rechtlicher Wirkung aus. — Die Koften der Verwaltung 
werden aus den Einkünften der Stelle entnommen.“ 

4, Wenn das Amt des Biſchofs oder Bisthumsverweiers 
geſetzwidrig bejegt oder die Beſetzung unterlaffen wird, jo fommen 
die beſonderen Beitimmungen des Geſetzes vom 20. Mai 1874 
über die Verwaltung erlevigter Tatholifher Bisthümer zur An⸗ 
wendung. 

5. Einbehaltung der Staatsmittel und Anorbnung einer 
tommiſſariſchen Verwaltung ijt ferner zuläjfig in den Fällen des 
8. 9 des Geſetzes vom 7. Juni 1876 über die Auffichtsrechte des 
Staats bei der Vermögensverwaltung in den katholiſchen Diäzejen ?). 

6. Das Geſetz vom 22, April 1875, betr. die Einftellung 
der Leiftungen aus Staatsmitteln für die römifch- katholiichen Bis⸗ 
tbümer und Geiſtlichen, hat allgemein die Cinitellung ber 
Staatsleiftungen an die ganze Fatholifche Kirche angeorbnet und 
die Berwaltungs- Erehution zu ihren Gunſten fiftirt, bis zur Rück⸗ 
tebr der Bezugsberechtigten zum geſetzmäßigen Gehorſam ?). 

OD. In Bayern fteht der Regierung das Necht zur Ver⸗ 
bängung der Temporaliens Sperre nach Maßgabe der älteren Ge⸗ 
neralmandate zu, auf welche die Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 
1818 Bezug nimmt >). 

II. In Württemberg, Baden und Hefjen ift eine Tempo⸗ 
ralien» Sperre gegen Biihof und Domtapitel zuläffig. In dem 
Bd. 1,397 genannten Zundations-Injtrument, wodurch in dieſen zur 


6885. 151. 

2) 8.5. 194 — 1%. Hinfhius, Kommentar 67 — 81. 

2) Sine fehr gründliche und lehrreiche Unterfuchung hierüber gibt Kahl, 
Wilh., Ueber die Temporalien- Sperre, befonders nach bayerifchem Kirchen- 
recht. (Sabilitationsicrift.) Erlangen 1876, ©. 227. 
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Oberrheiniſchen Kirchenprovinz gehörigen Staaten der Landesherr 
bie Errichtung des Landesbisthums und die ‘Dotation des bilchöf- 
Iihen Stuhles verfügte und welche in allen Staaten übereinſtim⸗ 
menden Wortlaut bat, find dreizehn Punkte aufgezählt, deren Ein- 
haltung „als Bedingung der Stiftung” gelten follen. Es find 
bies alle wichtigeren Grundfäte über den ftaatlichen Einfluß auf 
die Befekung der höheren geiftlichen Aemter und die Ausbilbung 
des Klerus!)., Sobald aljo Biihof oder Domkapitel viefelben 
nicht einhalten, verlieren fie die Anfprüche auf die Dotation, ja 
fogar den Anſpruch auf Anerkennung ihrer Amtswürde. Das 
Heſſiſche Geſetz vom 23. April 1875, betr. die Vorbildung und 
Anftellung ber Geiftlichen, enthält in Art. 7 ferner folgende Vor⸗ 
ichrift: „Die Uebertragung der Funktionen eines firchlichen Amts, 
welche unter Verlegung der gejeglichen Beitunmungen erfolgt, gilt 
als nicht geichehen, und es ift baber die Interlalarverwal- 
tung ber betreffenden Pfründe anzuordnen, ober, wenn jolche be- 
reits angeordnet ift, fortzufegen.” Ueberhaupt können burch bie 
Landtage ſolche Dotationen der Kirchen, welche nicht auf dauern 
den Geſetzen beruben, bei Feſtſtellung jebe® neuen Staatshaushalts⸗ 
geſetzes geitrichen werben. 


1) Das in Württemberg unterm 11. Mai 1928 außgefertigte Königl. 
Fundations - Infirument ift abgebrudt in Revſchers Sammlung 10, 1067 
bie 1074. 





vn. Abſchnitt. 


Die kirchliche Lehr- und Gottesdienftordnung. 


8. 114. 
Allgemeine Gefidispuntte und itantsgejeßlihe Vorſchriften. 


1. Jeder Religionsverein, mag er blos aus einer Drtäge- 
meinde befteben oder ein Verband vieler Ortsgemeinden fein, be» 
darf einer beftimmten Lehr- und Gottesdienſtordnung, d. h. fefter 
Regeln darüber, welche religiöſen Glaubensjäge und Sittenlehren 
von den aufgeftellten Prebigern (Geijtlichen) und Religionslehrern 
in den Verfammlungen ber Gemeinde und beim Religionsunterricht 
ber Jugend gelehrt werden follen und bürfen, und in welcher Weife 
und äußeren Form die gemeinjchaftliche Erbauung in Gebet, Ge⸗ 
jang, religiöfen Gebräuchen u. f. w. jtattfinden joll. Denn was 
bie Menſchen zu Religionsvereinen zufammenführt und fie in jol- 
hen zufammenbält, ift eben die Uebereinftimmung in beftimmten 
teligiöfen Weberzeugungen.' 

2. Die Feftfegung der Lehrordnung (de Glaubensbekennt⸗ 
nifjes) und der Gottesdienſtordnung ift der wichtigfte, entfcheivenbfte 
Alt eines Vereins, und fein eigenftes, werthvollſtes, zugleich fein 
unveräußerliches Recht, wie nicht blos die neuern Verfaſſungs⸗ 
urkunden anerkennen !), fondern ſchon zur Zeit des ehemaligen 
Neiches feftftand; denn dem Staate und beziehungsweiſe dem Lan- 
besheren geftand man damals nur ein „jus circa sacra“, aber 


1) Bd. 1, 134 und 137. Ueber Preußen vgl. weiter Bd. 1, 200; Han⸗ 
nover 253 und 254; Bayern 322— 324; Sachſen 359; Württemberg 376; 
Baden 413; Helen 432. 
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fein „jus in sacra“ zu. So wie jedoch bei der Anerkennung eines 
neuen NReligionsvereins und namentlih bei der Ertbeilung bes 
Korporationsrechts eine ftaatliche Prüfung eintreten muß, ob bie 
Religions» und Sittenlehren und die Religionsgebräuche beijelben 
mit den Gejegen und der Wohlfahrt des Staates nicht in Wider- 
ipruch ftehen, fo muß auch bei jever Veränderung in Lehre und 
Gebräucen wiederum dieſes jtaatliche Prüfungsrecht zur Geltung 
fommen, und es muß der Regierung ein Veto gegen ftaatswibrige 
Neuerungen zuftehn, ober, bei Mißachtung dieſes Vetos das Hecht 
zur Auflöjung des Vereins, bei lorporativen Vereinen das Recht 
des Zwangs zur Befolgung. 

3. Mit dem ftaatlich gewährten und unveräußerlichen Recht der 
Gewiffensfreiheit iſt e8 nicht vereinbar, wenn Religionsvereine fich 
von ihren Mitgliedern oder Geiftlichen eibliche oder eidesähnliche 
Gelübde leiften lajjen, dahin gehend, daß dieſe gewiſſe &laubens- 
füge für wahr halten und daß fie biefelben auch in Zukunft be 
kennen wollen. Nur Lehrgelübde, und zwar nichteivliche, entiprechen 
dent heutigen öffentlichen Recht Deutichlands !). 

4. Daß die ftaatlich garantirte Gewiffensfreiheit Kirchliche Be- 
itrafungen und Ausichließungen von Kirchenmitgliedern und Geift- 
lichen wegen bloßer Nichtübereinitimmung mit gewiſſen Lehrſätzen 
als unzuläffig erfcheinen läßt, wurde fchon Bd. 1, S. 29, 31—34 
ausgeführt. 

5. Auch zur Entſcheidung der ftaatlichen Gerichte kann bie 
Frage erwachien, ob Aenderungen der Gottesdienſt⸗ und Lehrord⸗ 
nung von einem NWeligionsverein gültig beichloffen worden find, 
d. h. auf dem in der ftaatlich anerkannten Kirchenverfaſſung vor- 
gejchriebenen Weg, ob zur Gültigkeit die vorausgehende Einholung 
des ftaatlichen Plazet nothwendig war, oder der kirchliche Beſchluß 
durch Ausipruch der Staatsregierung nachträglih ganz oder nad 
gewiſſen Richtungen für unwirkſam erklärt werben dürfe und für 
unwirkſam ertlärt worden ift, welche Folgen Dies äußere auf 
die vermögensrechtlichen Berbältnifie einzelner Gemeinden oder 
einzelner ®emeindeglieder, auf ihre kirchlichen Pflichten und Rechte 
(3. B. Steuerpflicht, Wahlrecht, Ausichliefung aus der Kirche, 
Verluſt Firchlicher Uemter). Eine ſolche Kompetenz ber Gerichte 





2) Bel ſchon Bd. 1, 76 u. 32. 
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fegt freilich Hare gejegliche Beitimmungen über alle diefe Fragen 
voraus. In Fällen, wie der Spaltung der katholiſchen Kirche feit 
1870, oder wie fie jegt in der Branzöfiichen veformirten Kirche, 
oder in ber deutſchen israelitiichen Kirche vorliegt, ift eine richtige 
Abbülfe gar nicht auf dem Boden des alten Rechts, ſondern nur 
buch Alt der Geſetzgebung zu ſchaffen. 


8. 115. 
1. Lehr⸗ und Gottesdienftordnung in den Evangeliſchen Landeskirchen. 


Die Deutichen evangeliichen Landeskirchen, wie fie jegt be- 
fteben, find ein Erzeugniß des 19. Jahrhunderts, und zwar haben 
fie ihre Geftalt, ihre Verfaffung, ja wichtige Theile ihrer Gottes» 
dienſt⸗ und Lehrordnung dur die Etaatögewalt erhalten. In 
vielen Beziehungen ift diefe Ordnung eine für die ganze Landes⸗ 
firche einheitliche, in anderen fehlt vie Einheitlichleit und es gelten 
neben neuen Beftimmungen noch alte aus den drei vorausgegangenen 
Jahrhunderten, aljo aus Zeiten, wo die jegigen Landeskirchen noch 
in einige Hundert Landes⸗ und Stabtlirchen zerfielen. — Es kommen 
biernach in Betracht: die Biblifchen Schriften, die Unions⸗Urkunden, 
Agenden, Kirchenbücher, Bejangbücher, Katechismen, Bibliſchen Ge⸗ 
ſchichten, die neueren und älteren Kirchenordnungen oder Kirchen⸗ 
verfaffungen, die Iutherifchen und reformirten Belenntnißfchriften 
des 16. und 17. und die f. g. allgemeinen Belenntnifje des 5. und 
6. Jahrhunderts. 

I. Hinfichtli der Geſetzgebung über die Lehr⸗ und Gottes- 
dienftordnnung gelten gegenwärtig folgende Grundſätze: 

1. In allen neueren Kirchenverfaffungen tft ganz beftimmt 
ausgefprochen, daß Aenderungen und bindende Auslegungen ber 
beitehenden Drbnung nur durch Kirchengefeg, alfo durch Be— 
ihluß der Synode und Zujtimmung des Kirchenregiments, gültig 
zu Stande kommen können. Einjeitige Aenderung durch das Kirchen- 
regiment ift ausgeſchloſſen )). In Preußen und Baden ift mit Necht 
auch die Feſtſtellung des Irdinations- Formulars ausprüdlich für 
einen Gegenſtand der firchlichen Geſetzgebung erklärt. 


i Vgl. Bd. 1, ©. 243— 248: Preußiſche Evang. Landeskirche — ©. 253. 
256 — 257: Evang.-Iuth. Kirche von Hannover; — ©. 342: Unirte Kirche 
ber Rheinpfalz; — ©. 367: Evang.sluth. Kirche von Sachſen; — S. 394: 
Württemberg; — S. 421—422: Baden; — ©. 437: Großherzogthum Hefien. 


74 Lehr- und Gotteßdienftorbnung der Evang. Kirche. 


Einige neuere Kirchenverfaffungen erichweren bie Aenverung 
ber Gottesbienft- und Lehrordnung dadurch, daß fie für besfallfige 
- Beichlüffe der Synode gefteigerte Mehrheiten verlangen. (Bgl. 
unten: Geichäftsordnung der Synoben.) Die Durchführung dieſer 
Orundfäge, welche früher nur in den unirten Slirchen der Rhein⸗ 
pfalz und Badens (feit 1818 und 1821) und in der untrten Kirche 
ber Provinzen Rheinland und Weftfalen (feit 1835) anerkannt 
waren, bildet einen benfwürbigen Wenbepunft in der Geſchichte 
des Proteftantismus. Es iſt nunmehr die Zeit des Tirchlichen 
Abfolutismus, der Kabinets-, Minifter- und Konfiftorial-Religionen 
vorüber und eines der wichtigften Prinzipien der großen Refor⸗ 
mation des 16. Jahrhunderts verwirklicht worden. Das ab- 
folute Beto, welches die Landesherrn gegen alle Beſchlüſſe der 
Synoden, auch die von den Konfiftorien gebilligten, behalten haben, 
mag zuweilen eine Neform verzögern; den Willen der Kirche, der 
ſich nachhaltig in einer Richtung äußert, wird es nicht nieverhalten 
fönnen. 

2. Den kirchlichen Ortsgemeinven, auch ben Kreis⸗ unb Pro⸗ 
vinzialgemeinden ift nur ein ſehr beſchränktes Recht zur Aufrid- 
tung eigener Ordnungen zugeitanden. Die erfteren über daſſelbe 
durch den Kirchengemeinderath (Kirchenvorftand) oder auch 
durch diefen und Die Gemeindeverfammlung oder ⸗⸗Ver— 
tretung aus!), im Zweifel jedoch unter Vorbehalt der Genehmigung 
Seitens der Konfiftorialbehörden, joweit diefe auch nach früherem 
Recht hergebracht war, und fobann unter entjcheidender Kontrole 
ber Generaliynode. Hiermit ift, nachbrüdlicher als in früherer 
Zeit, der Grundſatz gewahrt, daß nicht jede einzelne Ortsgemeinde 
eine Art jelbitändiger Kirche für fich bildet, jondern einen Theil 
des großen Kirchenverbandes. Es entfpricht dies auch dem anderen 
Grundſatz des ftaatlihen Kirchenrechts, daß feine Einzelgemeinbe 
das Recht bat, fi von der Sejammtlirche loszuſagen und das 
Kichenvermögen zu behalten. 

Auf der andern Seite ift in einer Reihe Deutſcher Kirchen 
den Cinzelgemeinden das Recht eingeräumt, neue Sirchengejeke 
über Lehr» und Gottespienftoronung abzulehnen?) (ein Recht, 

3) Preußen 10. September 1873, 8. 15. 


2) Bol. Bd. 1, 135. Ferner Schle8wig-Holftein 4. Nov. 1876. 8.92. Wieb- 
baden 4. Zuli 1877. 8.1. Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach 29. März 1373. $. 19. 


Lehr» und Gottesdienftorbnung ber Evang. Kirche. 75 


welches durch Nichtausübung während beftimmter Friſt erlifcht), 
oder es ift die Einführung der neuen Ordnung durch einen aus—⸗ 
drüdlichen zuftimmenden Gemeinvebefhluß bedingt. Der Prediger 
oder der Patron hat Tein Üblehnungsrecht, noch weniger ein Recht, 
etwas Neues vorzufchreiben, felbjt nicht mit Ermächtigung des 
Konfiftortums !). 

3. Auf dem Wege der Hirchlichen Gejeßgebung kann jeder 
Theil der Lehr: und Gottesdienſtordnung geändert und jeder be- 
ftrittene Punkt authentiſch ausgelegt werden, vorbehaltlich natür⸗ 
lich etwaiger ftaatlicher Plazetrechte. 

Einige der neueren Kirchenverfaſſungen ftellen jedoch einen 
anderen Grundſatz auf und fchließen gewiffe Beftanbtheile ber 
Lehr - und Gottesdienftordnung, nämlich „das Bekenntniß“, aus» 
drücklich von der Firchlichen Geſetzgebung aus ?), die Hannoverſche 
8.3. und S. O. vom 9. Dftober 1864, 8. 65, jogar allgemein 
„die Lehre” 2). Diefe Beitimmungen entfpringen aus ber Auf- 
faffung, daß die Belenntniffe des 4.—6. und bes 16. Jahrhunderts 
in ähnlicher Weiſe Ausflug göttlicher Offenbarung oder Eingebungen 
des heiligen Geiſtes feien, wie dies die Römiſche Kirche für ihre 
Konzilsbefchlüffe und päpftlichen Konftitutionen lehrt, was freilich 
vorausſetzt, daß die Urheber jener Belenntniffe ebenjo im Beſitz 
eines unfeblbaren Bibelterted und einer unfehlbaren Einficht ge- 
weien find, wie ſich deren die Päpfte und Biſchöfe rühmen ). 
Sole Theorieen haben aber gegenwärtig in feiner Iutherifchen, 
geſchweige in einer reformirten oder unirten Kirche Geltung, und 


1) In Süddeutſchland bat man den Patronen ein Widerſpruchsrecht nie 
zugeftandben, wohl aber ehemals in Norbdeutihland, namentlih in Preußen, 
ja fogar noch mehr, eine pofitive Einwirkung auf den Belenntnifftand ber 
Gemeinde bei Ausübung des Vokationsrechts. 

2) Oldenburg 11. April 1853, 5. 80. Deſterreich 6. Januar 1866, $. 119. 
Württemberg 20. Dezember 1867, 8. 15. Braunſchweig 31. Mai 1971, 8. 20. 
Sadfen-Weimar-Eifenah 29. März 1873, $. 1 und 19. Heſſen 6. Januar 
1874, 8. 106. 

”) Bol. hierüber Bierling, Gejeßgebungsreht evang. Landeskirchen im 
Gebiete ber Kirchenlehre. 1869. ©. 122—125. 

ı) Im Zuſammenhang hiermit fießt eine andere Theorie mancher 
firengften Lutheraner, daß das „lutheriſche“ Belenntniß zu feiner gefeglichen 
Geltung gar keiner Menfhen bebürfe, die es glauben, und bie lutberifche 
Kirche zu Recht beftehe, wenn es feinen einzigen Lutheraner mehr gibt. So 
3 3. v. Scheurl, Ueber die luther. Kirche in Bayern. 1353. ©. 27. 
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jte find fchon dadurch verworfen, daß alle Kirchen eine Gejeßgebung 
über Katechismen, Sefangbücher, Agenden geftatten, da eine ſolche 
nicht ftattfinden kann, ohne über den Sinn von Stellen der Deiligen 
Schrift oder auch der Belenntniffe Deutungen zu geben, aljo in 
Wirklichleit die Kirchenlebre weniger oder mehr zu beftimmen; 
werden ja doch die Katechismen des 16. Jahrhunderts geradezu 
zu den DBelenntniffen gerechnet (1). Konſequent bleiben fich ofjen- 
bar nur Diejenigen, welche auch die lutheriſche Bibelüberjegung 
und die Katechismen Luthers mit den übrigen lutheriichen Be⸗ 
tenntniffen als völlig unveränverlide Glaubens- und Lehr⸗ 
norm feithalten, und auch das beichräntte kirchliche Gejeßgebung®- 
recht leugnen, welches die angeführten neueren Kirhenverfaflungen 
zugefteben. Auch Aenderungen der Orbinations-Formularien durch 
Kirchengejeg müſſen dann, da hiermit eine Gefckgebung über die 
Geltung der Belenntniffe, d. h. ihre Verbindlichkeit für die Pre: 
diger, eingejchloifen liegt, als unzuläſſig ericheinen ?). 

Uebrigens läßt ſich das Hinderniß der firchlichen GOeſetzgebung 
über das Belenntniß dadurch bejeitigen, daß die betreffenden Para⸗ 
grapben der Kirchenverfaffung auf ben Wege der Verfaſſungs⸗ 
geſetzgebung geftrichen werben. ‘Denn unabänderlich find dieſelben 
nicht, und können fie nicht fein, wie ih in Br. 1, S. 137 be 
tont babe. 

Daß die proteſtantiſchen Kirchen durch eine mit ftaatlichem 
Plazet erfolgenve Abänderung ihrer Lebrorpnung (ihres DBelennt- 
nijjes) Gefahr laufen follen, ihr Korporationsrecht einzubüßen, tft 
eine Zabel, welche ebedem gefliifentlich verbreitet wurde, um von 
Reformen abzuſchrecken?). Sie konnte nur bei des Deutichen 
Staatsrecht8 Unkundigen Eingang finden, wird aber heutzutage 
faum noch gehört 2). 


2) Bierling, Gefetsgebungsrecht evangelifcher Landeskirchen im Gebiete der 
Kirchenlehre. 1869. &. 108—126. Derfelbe in Dove's Zeitfchrift 11, 43H 
und 216—277, 1673: „Die moderne Doltrin von dem unabänderlichen Rechte 
der lutheriſchen Kirchenlehre“. 

2) Sie wurde im Jahre 1837 vom Münchener Oberkonſiſtorium im 
Bunde mit den ultramontanen Minifterium benugt, um bie rheinpfälzifce 
unirte Kirche zur Anerkennung ber Belenntniffe als Lehrnorm zu vermögen, 
übrigens ohne Erfolg. Bgl. Wand, Handb. S. 49, Thefe 5. 

2) Richter, Kirchenrecht. 1874. S. 794 ($. 250), Dagegen: Bierling, 
Geſetzgebungsrecht. 1869. ©. 159 — 162. 
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4. Eine zeitgemäße, d. b. den Fortichritten der Bibelkenntniß 
und des menfchlihen Dentens überhaupt entiprechende Fortent- 
widlung der Lehr» und Gottesdienſtordnung durch Die Kirche er» 
fcheint um fo mehr als Aufgabe ver letzteren, je ftrenger fie von 
den Prebigern die Einhaltıma jener Ordnungen forbert. Zu ihrer 
geeigneten Loͤſung gehört freilich, daß die Synoden der wahre Aus- 
drud der in den Gemeinden und unter den Geiftlichen berrichenven 
Anfichten feten, daß alfo die volkreichen und gebilbeteren Gemeinden 
eine entipredhende Vertretung haben, und bie Auswahl der Ab- 
georoneten nicht durch Beſchränkungen ber Wählbarkeit oder be- 
engende Gelübbe erfchwert werde. Natürlich muß allen Synobal- 
mitgliedern, den geiftlichen nicht minder als den weltlichen, Rede⸗ 
freiheit in den Synoden eingeräumt fein, namentlich Freiheit, 
Anträge zur ftellen und zu begründen, und biefe Freiheit ift überall 
als gewährt zu betrachten, wo e8 an ausbrüdlich feftgejetten Be⸗ 
Tchräntungen fehlt '). 

I. Im Folgenden joll nunmehr ein Ueberblid über Die gegen- 
wärtig in Geltung: ſtehenden Vorfchriften und über das Maß 
ihrer Verbinblichfeit für Gemeinden, Prediger und Kirchenregiment 
gegeben werben. Eine volljtändige ‘Darlegung derfelben kann Nie- 
mand erwarten, der die Mannichfaltigkeit und Die leider außer- 
orbentliche Unbeſtimmtheit diefer Orbmmgen auch nur einiger- 
maßen Tennt. 

1. Bon den Borfchriften über die Gottesdienſtordnung be- 
treffen manche mehr nur Außerlide Dinge, wie namentlich: Tage 
und Stunden des Gottesdienſtes, Slodengeläute, bauliche Einrich- 
tung und Austattung der gottesbienftlichen Gebäube, ob baffelbe 
für die Predigt geeignet jet, ob ein Altar von Stein oder ftatt 
deſſen nur ein hölzerner Tiſch aufgeftellt fein fol, ob auf diefem 
Altar oder Tifh oder an andern Stellen des Gebäudes Kreuze 
oder auch Kruzifixe, Bilder angebracht werben, bei einzelnen feiern, 
namentlich der Abentmahlsfeier, Lichter angezündet werben follen. 

) Bol. Proteftant. Kirchenzeitung vom 18, Auguft 1877, Nr. 38. Die 
Berfaffung der beiden enangelifchen Kirchen in Oeſterreich (Eißleithanien) vom 
6. Jannar 1866, $. 8, beftiimmt: „Wer in irgendeiner firchenregimentlichen 
Verſammlung ſtimmberechtigt if, ift innerhalb derfelben ar feine Inftruction 
zu binden; er bat bei allen Neußerungen und Abflimmungen nur feiner 
Ueberzeugung nad beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu folgen.“ 
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Ferner gehört Hierher: die Amtstracht, in welder der Geiſtliche 
und der Küfter bei Amtshandlungen zu ericheinen haben: die Bor: 
fohriften darüber, ob bie Gemeindeglieder bei gewiſſen religiöfen 
Gebräuchen ſtehen oder knieen müflen, ob der Gemeindegefang mit 
oder ohne Orgel» oder Inftrumentalbegleitung ftattfinden fol. — 
Alle dergleichen Vorjchriften, mögen fie auf allgemeinen Kirden- 
gefegen oder Lokalſtatuten oder Herlommen beruhen, find für den 
Prediger unbedingt verbindlich und gibt es auch kein felbjtänbiges 
Dispenfationsrecht des Konfiftoriums von denfelben, zum Nachtheil 
der Gemeinden. Viele diefer äußeren Formen haben eine größere 
Tragweite, ald es Manchem, der auf pas Wefen des Gottesdienſtes 
zu ſehen pflegt, auf ben erſten Blick vielleicht jcheinen möchte; denn 
es prüden fi darin gewöhnlich jehr weientliche religidje Auf: 
faffungen aus und es machen diejenigen, welche andere zu ver- 
breiten juchen, gern zunächſt bei folchen mehr äußeren Dingen den 
Anfang, in der Hoffnung, unter weniger Widerftand bier den erjten 
Samen ausitreuen zu können. 

2. Die kirchengeſetzlich ober ftatutarifch eingeführten Geſang⸗ 
bücher find für den Gemeinvegefang uud den Weligionsunterricht 
die allein zugelaffenen. Bei den in neuerer Zeit entiworfenen 
Sammlungen dieſer Art bat man den in den Gemeinden vor 
handenen verichtedenen Tonfejfionellen Auffafjungen Rechnung ge 
tragen und Lieder jeder Auffaffung aufgenommen; die Wahl daraus 
für ven Gottesvienft fteht bei Dem Geiftlihen. Auch die Die- 
lodieen find theilweiſe durch allgemeine kirchliche Vorichrift ge 
nebmigt. 

3. Ein wichtiger Beitandtheil der Gottesbienft- und Lehr- 
ordnung find ferner die Sammlungen von Formularien für bie 
gemeinjamen öffentlichen Gebete beim Gottesbienft und für andere 
wichtigere religiöfe Handlungen, bei welchen beftimmte Verkün⸗ 
bigungen, ©ebete, Segenserflehungen vortommen, wie bei Taufe, 
Konfirmation, Beichte, Abendmahl, Orbination, Ehe-Einfegnung, 
Begräbniß. Soweit folche Formularien für bindend erflärt find, 
können Abweichungen durch die Ortsgemeinde nicht beſchloſſen, noch 
weniger von dem Prediger felbftändig geübt werden; auch die Zus 
ftimmung der Kirchenregierung kann folche Abweichungen jett, feit- 
dem bie Agende für einen Gegenftand ber Stirchengejeßgebung er- 
klärt iſt, nicht mehr gültig machen. Freilich, ob die Agenben, 
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welche aus älteren Zeiten jtammen und ohne Zuftimmung von 
wirfliden Synoden entitanden find, urjprünglich zu ftrenger An- 
wendung beitimmt waren ober nicht, ober dieſe Eigenichaft im 
Laufe der Zeit unter Julaffung der Rirchengewalt eingebüßt haben, 
ift eine tbatjächliche, für jede Kirche beſonders und daher oft ganz 
verichteden zu beantiortende Frage. — In den meiften beutichen 
Kirchen iſt den verfchievenen konfeſſionellen Weberzeugungen auch 
bei der Feſtſtellung ſolcher Formularien Rechnung getragen und 
theils den Predigern, theils den Gemeinden oder einzelnen Ge⸗ 
meindegliedern (letzteres namentlich bei Taufen) die Wahl zwiſchen 
mehreren ſ. g. Parallelformularien gelaſſen worden; und zwar ge⸗ 
ſchah dies ebenſo oft zu dem Zweck, die ben religiöſen Vor⸗ 
itellungen der Gemeinden fremd geworbenen Lehrſätze und Formen 
wegzuräumen, als umgekehrt mit ver Tendenz einer Neftauration 
jolder im Gemeindebewußtjein erftorbener Dinge. Das Necht 
ber Auswahl aus Formularien, welche weſentliche DVerichieben- 
beiten baben, kann konfequenterweife nur der Gemeinde ein- 
geräumt werden, die bierüber in ben gewöhnlichen Formen Be⸗ 
ſchluß zu faſſen hat. 

4. Die Lehrbücher, nach welchen der Neligionsunterricht für 
die noch fchulpflichtige und die aus der Volksſchule entlafjene 
Jugend ertheilt werben foll, wie Katechismen, Bibliiche Gefchichten, 
Kirhengefchichten, Geſangbücher, können nach allen Synodal⸗ 
ordnungen nur durch Kirchengefeg, alſo mit Zuftimmung der Sy⸗ 
node geändert werben, in einem großen Theil der deutſchen Kirchen 
unter Borbebalt von Genehmigungs- oder Ablehnungsrechten ver 
Gemeinden. Es liegt auf der Hand, daß die Eltern nur zur An- 
ihaffung folcher gültig eingeführter Lehrbücher angehalten werben 
fönnen; ferner, daß die Geiftlichen und die nichtgeiftlichen Lehrer, 
welche den Religionsunterricht ertbeilen, ihn an der Hand biejer 
Dücer ertheilen, auch die zum Auswendiglernen beftimmten Theile 
auswendig lernen laffen müſſen, und daß ihnen fein Recht zur 
kommt, Sätze ober Lehren der Bücher, betreffen dieſelben nun 
religiöſe Vorftellungen ober Sittenlehren, als unrichtig Hinzuftellen 
und den Schulfindern andere Lehren als richtiger vorzutragen !); 
denn das Gejeßgebungsrecht der Gefammtlirche, die Zuftimmungs- 


2) Bgl. auch Bierling in Dove's Zeitfchrift 11, 59 (1873). 
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ober Ablehnungsrechte der Gemeinden in Beziehung auf folde 
Lehrbücher haben nur einen Sinn, wenn bie gültig eingeführten 
Dücher auch wirklich zur Anwendung gebracht werden; und es 
bürfen auch die Eltern, welche ihre Kinder am Neligionsimterriht 
theilnehmen Iafien, von ver Borausfegung ausgehen, daß derſelbe 
nach den kirchlichen Vorſchriften ertheilt werde. 

5. Das wichtigfte aller Kirchlichen Lehr: und Erbanungsbücer 
bleibt in allen evangelifchen Kirchen die Bibel (Heilige Schrift). 
Dei jedem Gottesdienſt wird der Gemeinde ein Abfchnitt daraus 
vorgelefen umd in der Predigt zum Gegenftand ber Auslegung, 
Betrachtung und Erbauung gemacht; im Ronfirmandemunterrict, 
ja an vielen Orten felbft beim &Elementarunterricht dient fie in 
ähnlicher Weife als Leitfaven. Alle deutichen evangelifchen Kirchen 
betrachten fie noch jeßt, wie zur Zeit ber großen Kirchenreforma⸗ 
tion, al8 dasjenige Buch, aus welchem alle wejentlichen religidien 
Wahrheiten und Sittenlehren geichöpft werden können, beſſer als 
aus allen fonftigen fchriftlichen oder mündlichen Ueberlieferungen. 
Sie beftreiten den Biſchofs⸗Konzilien und dem Papft der Romiſchen 
Kirche, wie überhaupt jeder menjchlichen Autorität die Legitimation, 
den Wortlaut der Bibel endgültig zu beftimmen und deren Inhalt 
in unfehlbarer Weile auszulegen, geben vielmehr von folgenden 
Brundfägen aus: 

a. Als zum Unterricht und zur Predigt bienlich find nicht 
blos die Schriften des Neuen, jondern auch des Alten Teſta⸗ 
ments beftimmt, ohne daß jedoch kirchengeſetzlich überall feftftünde, 
welche dieſer Schriften als rechtmäßiger, vollgültiger Beftandtheil 
jener beiden Sammlungen (als „kanoniſch“) anzufehen ſeien !). 

b. Bon den zahlreichen bandbfchriftlih und im Drud über 
Tteferten Geftaltungen des griechifchen und hebräiſchen Urtertes ilt 
niemal® eine einzige für die allein richtige erflärt worden, viel: 
mehr bleibt die 'Ermittelung ber beften Lesart ber wiſſenſchaft⸗ 
lichen Kritik überlaffen, und jeder neu aufgefundene Text, welder 
fih nach den Regeln der Schriftkunde und Philologie als ein 
älterer und reinerer berausftellt, behauptet den unbedingten Vorzug 
vor allen übrigen. 


N) Vgl. 3. B. Kirhenorbnung für Rheinland und Weflfalen vom 5. Mir; 
1835, $. 79. 
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c. Zum Gebrauche auf der Kanzel und im Religionsunter⸗ 
richt iſt in wohl allen proteftantifchen Kirchen Deutſchlands, auch 
in den reformirten, die deutiche Ucberjegung Dr. Martin Luthers, 
freilih in etwas modernerem Sprachgewand, die herkömmliche 
und auch allein zuläfjige. Keiner einzelnen Gemeinde, auch feinem 
Kreisverband kommt das Recht zu, eine andere Ueberfegung ein: 
zuführen, noch weniger dem Prediger aus eigener Machtvollkommen⸗ 
beit. Dagegen kann durch Kirchengefeg eine andere neue Bibel⸗ 
überjegung gutgebeißen und den einzelnen Gemeinden die Einfüh- 
rung geitattet, in anderen Kirchen auch befohlen werben. Denn 
da es feinen kirchlich für unabänderlich erklärten Urtext gibt, 
Yuther nur verhältnigmäßig junge und ungenügende Texte be- 
nugen fonnte, jeit jener Zeit ber Cover Vaticanus, Sinaiticus, 
Alerandrinus, die alten Handſchriften ver lateinijchen Ueberſetzung 
und Ulfila®’ gothiiche Ueberſetzung aufgefunden und verglichen 
worden jind, endlich auch die Sprachwifienichaft außerorbentliche 
Fortſchritte gemacht bat, jo Haben auch die „lutheriſchen“ Kirchen 
es jeit zwei Jahrhunderten aufgegeben, die Bibelüberſetzung und 
Auslegung als eine unfehlbare anzufeben. 

d. Die verjchiedenen biblifchen Schriften find ferner nach 
allgemeiner Auffafjung aller Kirchen gar nicht von gleichem Werth; 
weber ſteht das Alte Teftament in feiner Geltung für ben Chriften 
dem Neuen gleich, noch ift dies jemals für das Verhältniß der 
neuteftamentlichen Schriften untereinander behauptet worden. 

Wenn die Kirchen daher von dem Prediger Auslegung und 
Würdigumg eines jo großen, inhaltreichen, ſchwierigen, vielfach fich 
widerſprechenden, durch die Wiſſenſchaft fortwährend umgeltalteten 
Buches, wie die Bibel ift, verlangen, fo ftellen fie ihm eine Auf- 
gabe, welche eine unmögliche wird, wenn fie ihm nicht geftatten, 
innerhalb gewifjer Schranken feine Weberzeugungen zu äußern 
und zu vertreten, und namentlich auch gegenüber der bergebrachten 
Ueberſetzung auf den griechiihen und hebräiſchen Urtert zurück⸗ 
zugreifen. 

6. Die Lehrfreiheit der Geiftlichen ijt theils ausprüdlich in 
weitem Umfang anerkannt, theil8 mehr oder weniger eingeſchränkt, 
fowohl durch Ordnungen des 19. Jahrhunderts, außerdem auch 
durch folche früherer Zeiten, namentlih die ſ. g. Bekenntniſſe 
(Symbole). 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 6 
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Drei der letzteren hat die Reformation aus der Römiſchen 
Kirche mit berübergenommen, nämlich: 1) das f. g. Apoftolifche 
Glaubensbekenntniß, welches jeine jetige Geftalt im 5. Jahrhundert 
erhielt, in anderer fürzerer Form ſchon um bie Mitte des 2. Jahr⸗ 
hunderts vorhanden war, aber auch in diefer nicht von den Apofteln 
berrührt. 2) Das Nicänifche Glaubensbelenntniß, eine von ver 
allgemeinen Synode zu Nicia im Jahre 325 beftätigte Form bes 
ſ. g. Apoftolifchen Bekenntniſſes, und endlich 3) das ſ. g. Athana⸗ 
fiantiche Bekenntniß, welches zwar nach dem Biſchof Athanaflus, 
dem Vorkämpfer des orthodoxen Glaubens gegen die Arianer 
(7 um 377) genannt, von dieſem felbjt aber nicht aufgeftellt ift, 
fondern erit im 5. Jahrhundert auftauchte. Diefe drei Belennt- 
nifje pflegen als allgemein chriftliche bezeichnet zu werben; es find 
jedoch das ſ. g. Apoftolifche und Athanafianifche in der Griechiichen 
Kirche niemals angenommen geweien. 

Die durch die Reformation aufgeftellten Belenntniffe find ver- 
ſchieden für die Iutberifchen und für die reformirten Kirchen. 

Zu den lutheriſchen Belenntnißfchriften gehören: 1) Der 
große und der Heine Katechismus Luther's, beide vom Jahre 1529; 
2) die Augsburgiſche Konfeſſion (Confessio Augustana) vom 
25. Juni 1580, tim Gegenfag zu einer im Jahre 1540 im 
Punkte des Abendmahls abgeänverten Yaflung die „ungeänberte” 
(invariata) genannt. 3) Die Apologie der Augsburgiſchen Kon⸗ 
feifion von 1531. 4) Die Schmallalvifchen Artifel vom 15. Fe 
bruar 1537. 5) Für einen Theil der Iutherifchen Kirchen auch 
dic Konlorbienformel vom 28. Mat 1577. 

Bon den Deutfh-NReformirten Kirchen ift ein eigent- 
liches Bekenntniß nie aufgeftellt worben, obwohl man den Heidel⸗ 
berger Katechismus von 1562 gewöhnlich al8 gemeinfames Be⸗ 
fenntnig aller diefer Kirchen anfieht. Dagegen Bat die Angs⸗ 
burgiiche Konfeffion von 1530, weldye bie reformirte Abendmahls⸗ 
lehre verwirft, und die Tateinifche Ueberjegung derſelben von 1540, 
welche dies in minder beftimmter Weife thut, früberbin niemals 
die Bedeutung eines Belenntniffes der reformirten Kirchen gehabt, 
fo daß etwa reformirte Prediger fie als Lehrnorm hätten befolgen 
und Mitglieder der reformirten SKonfiftorialbehörven oder bie 
Staatsbeamten in reformirten Ländern fich zu ihr befennen over 
fte unterfchreiben müſſen; fondern die reformirten Staaten er- 
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Härten fi nur gegenüber dem Reiche ald der Augsburgi- 
jhen Konfeifion „zugewandt“, „verwandt“ (addicti), d. h. als 
jolde, welche den in der Konfelfion ausgeſprochenen Standpunkt 
gegenüber der Römiſchen Kirche namentlich die Anficht von ber 
oberften Autorität der Heiligen Schrift, im Allgemeinen ebenfalls 
teilten und alle den Augsburgifchen Konfeſſions⸗Verwandten reichs⸗ 
geſetzlich zukommenden Rechte anzufprechen bätten. 

Die gemeinfamen lutheriichen oder reformirten Belenntniffe 
erfuhren im Lauf der Jahrhunderte in den einzelnen Ländern Zu⸗ 
jäge oder Abänderungen, ja es wurben in manchen Ländern, wie im 
Herzogthum Württemberg und in Preußen ausführliche Partikular⸗ 
Belenntniffe ausgearbeitet und mit verbindlicher Kraft ausgeftattet. 
3m 183. und 19. Jahrhundert entitanden abermal® neue Drb- 
nungen, und umgelehbrt wurden bie älteren durch ausprüdliche 
Vorſchrift oder durch die Praris vielfach außer Kraft gefekt. 

Die Darftellung des gegenwärtigen Nechtszuftandes kann nicht 
als Aufgabe dieſes Werkes erfcheinen, ba fie ein Eingehen in un⸗ 
abfehbares Detail erfordern würde, ohne doch einen rechten Ge⸗ 
winn zu bieten. Nur folgende Umſtände verdienen noch befonbere 
Hervorhebung: Zu denjenigen Kirchen, welche eine völlig oder doch 
im Weſentlichen einheitliche Lehrordnung haben, gehören bie 
unirten Sirchen ver bayeriichen Rheinpfalz, Badens, des ehe⸗ 
maligen Herzogthums Naffau und im Ganzen auch Rheinlands 
und Weftfalens, ferner eine Reihe Iutberiicher Kirchen mit ein- 
beitlicher hiſtoriſcher Entwidelung. In einigen Kirchen, die aus 
der Berfehmelzung zahlreicher proteftantifher Zerritorien im 
19, Sahrhundert hervorgegangen find, wie 3. B. in Bayern rechts 
des Rheins und Württemberg, berricht tbatjächlich eine Art Ein» 
beit, obwohl eine unbelannte Zahl von Belenntnifjen ale in Gel- 
tung ſtehend bezeichnet werben. In den ſechs Bitlichen Provinzen 
der preußifchen Landeskirche endlich gibt ed neben allgemeinen 
Borichriften eine unbelannte Menge von Provinzial» und Orts⸗ 
bekenntniſſen, die tbeilweife erjt wieder in den legten Jahrzehnten 
aus der Vergeſſenheit hervorgezogen und häufig gegen den Willen 
der Gemeinden für fortgeltend erklärt worden find, was nur bei 
dem früheren Mangel jeder ſynodalen Vertretung möglich blieb. 

a. Die Frage, was als geltendes Bekenntniß anzujeben fei 
und in welchem Sinne, ift in erjter Linie nach den neueren Kirchen- 

6* 
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gefegen und, wo bieje fohmweigen, nach dem feiten Herkommen zu 
entfcheiden und nicht nach abgeftorbenen Stirchenorbnungen ver- 
gangener Sahrhunderte 1). Diejenigen Kirchen, welche ber klaren 
Borfchriften über die Oränzen der Lebrfreibeit ermangeln, werben 
wohl nad Einführung der Synobalverfaffung bald zur Aufftellung 
jolcher fchreiten, da Klarheit hierüber die friedliche Entwickelung 
ber Kirchen befördern wird. 

b. Wo ausprüdlich die Heilige Schrift ale einzige Lehrnorm 
erflärt ift, wie in der Rheinpfalz, Baden, Naffau und Rheinland- 
Weftfalen, find veffenungeadtet gewiffe bindende Beftimmungen 
für die Prediger aufgeftellt, und das Erfenntniß darüber, ob eine 
Lehre wirklich noch eine bibltiche jei, ift auch bier nothmwenbig den 
zuftändigen kirchlichen Behörden und Vertretungen vorbehalten, 
da nicht jever Prediger hierüber die letzte Inſtanz jein kann. 

c. Die Belenntniffe des 5. und des 16. und 17. Jahr⸗ 
hunderts haben in ber erjten Hälfte des 19. Jahrhunderts faft 
allerwärts nicht mebr die Bedeutung einer Wort für Wort ver- 
bindlichen Vorichrift gehabt, To daß der Prebigervetwa in feinem 
Punkt gegen ihren Inhalt lehren und auch Nichts davon hätte 
verjchiweigen dürfen; und fie haben eine ſolche Bedeutung aud 
feitvem nur in den wenigſten Kirchen wieder erlangt. In den 
unirten Kirchen, in welchen Iutberifche und reformirte Bekenntniſſe 
zufammen in Geltung ſtehen, ift vergleichen undenkbar, aber 
auch in anderen Kirchen unausführbar, fo lange die Kirche vom 
Prediger Auslegung der biblifchen Schriften verlangt, obne ihm 
zugleich eine unfehlbare Ueberfegung vorzufchreiben. Eine wört- 
liche Verbindlichkeit der Belenntniffe würde ferner vorausjeten, 
daß fie ein einheitliche Flares Ganze ausmachen, was keineswegs 
der Fall iſt; die Augsburgifche Konfeffion von 1530 z. B. ent 
hält noch Süße über die Gewalt ver Bifchöfe, welche zu den wid- 
tigften Angelpunkten des Syitems der römiſchen Hierarchie ge 
hören, und welche erft fieben Sabre nachher in den Schmallaldifchen 
Artileln von 1537 fallen gelaffen und verneint worden find. 

- Daß in der preußijchen unirten Landeskirche eine buchfräbliche 


) Wer freilich in jenen Kirchenordnungen und Belenniniffen der älteren 
Zeit göttlihe Offenbarungen erblidt, kann Tonfequenterweife Leine ihnen ent- 
gegenlaufende Gewohnheit al8 gültig anerfennen. 
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Berbindlichleit der Belenntniffe nicht zu Recht befteht, ift in ver 
General⸗Synodalordnung vom 20. Januar 1876, 8. 7, ausdrück⸗ 
ih anerkannt, indem „bie Regelung der kirchlichen Lehrfreiheit“ 
für einen ®egenftand ver kirchlichen Gejekgebung, und zwar ver 
Sejammtlirhe, erklärt wird‘). Die proteftantifche Kirche kann 
ihren Predigern das Necht zu irren auch darum ohne alle Gefahr 
einräumen, weil fie jevem Mitglied ver Kirche freiläßt, felbft in 
ver Heiligen Schrift, in den Belenntniffen und in allem, was 
darüber gejchrieben wird, ſich zu unterrichten, und Irrthümer des 
Predigers daher feinen großen Schaden anrichten können; denn es 
it Thatſache, daß die Gemeindeglieder ohnehin überall in zabl- 
lofen Punkten anderen Ueberzeugungen buldigen, als fie der Pre⸗ 
diger vorträgt. u 

Gerade dieje Nüdficht auf die in der Gemeinde vorhandenen 
verjchievdenen Weberzeugungen läßt e8 umgekehrt unzuläffig er- 
jcheinen, daß der Prediger dic geltende Lehrordnung ſyſtematiſch 
mißachte, ihren Inhalt befümpfe, gar die Anhänger berfelben 
herausforbere ?). 

Im Geltungsbereiche des Preußifchen Landrechts von 1794, 
alfo im größten Theile der fieben öftlichen alten Provinzen Preußens, 
ftehen folgende wichtige Beftimmungen des Landrechts, Thl. 2, 
Tit. 11 in Kraft; $. 73: „In ihren Amtsvorträgen und bei dem 
öffentlichen Unterricht müffen (dürfen) fie (die Getitlichen) zum 
Anftoße der Gemeine nichts einmiſchen, was den Grundbegriffen 
ihrer Religionspartei widerjpricht.“ 8. 74: „Inwiefern fie, bei 
innerer Weberzeugung von der Unrichtigfeit diefer Begriffe, ihr 
Amt dennoch fortjegen fönnen, bleibt ihrem Gewiſſen überlaffen.” 
(Vgl. auch . 67)°). 

Unter „Srundbegriffen” eines NReligionsvereins find ſolche 
Lehren zu verftehen, welche in den Ordnungen ver Kirche in ber 
Art als wejentliche bezeichnet werden, daß Abweichungen davon 
verboten find, oder welche von den zuftändigen Organen des Reli- 
gionsvereins als wejentlich erachtet werden. Bedingung der Ver⸗ 


1) Außerordentliche Generalfynode vom 4. Dezember 1875. ©. 189— 211. 

2) Bierling in Dove's Zeitichrift 11, 60 (1873). 

3) Ueber die Entfiehungsgefchichte und Auslegung diefer Beftimmungen 
vgl. Jacobſon, Ev. K. R. d. Preuß. Staats 2, 388 und 389 Anm. 10. 1866 
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folgbarleit des Geiftlichen ift ed außerdem, daß der wider bie 
Grundbegriffe des Bereind Inufende amtliche Vortrag den Mit⸗ 
gliedern der Tirchlichen Ortsgemeinde, wo er gehalten wurde, Anſtoß 
gegeben bat, und dies durch eine Beſchwerde berjelben tonjtatirt 
worden iſt. Es genügt in dieſer Hinficht jevenfalld eine Erklä⸗ 
zung der Majorität der Gemeindeorgane, und ebenjo dürfte auch 
eine fchriftliche Erklärung der Mebrheit ver wahlberechtigten Ge⸗ 
meinvegliever ohne Weiteres als ausreichend anzujeben jein, wäh- 
rend dies von Erklärungen von Minderheiten nicht gilt. Denn es 
Heißt im Geſetze „zum Anftoß der Gemeine”, nicht aber „zum 
Anftoß von Gemeindegliedern“, und e8 würbe bei der Beachtung 
der Gefühle von Minoritäten ‚auch eine Gränze gar nicht zu finden 
fein, da eine Berückſichtigung bloß „erheblicher“ Minoritäten eine 
willtürliche Unterjcheidung entbielte. Uebrigens genießen die Ueber- 
zeugungen aller Gemeindeglieder unbedingten Schuß gegen gering- 
ichägige und herausfordernde, alſo in ihrer Form anjtöhige 
Aeußerungen des Predigers. 

II. Die Beobachtung der geltenden Lehr⸗ und Gottesdienſt⸗ 
ordnung haben ſowohl die firchlichen Behörden als auch die Sy 
noden zu überwachen. Erklärungen der legteren über das geltende 
Necht werben ſtets eine hervorragende Bedeutung behaupten, .find 
aber regelmäßig nicht maßgebende Entſcheidungen !), und noch weniger 
fommt ber einzelnen Gemeinde das legte Entſcheidungsrecht zu. 

Den häufigjten Anlaß zu Entjcheivungen über bie geltende 
Lehr» und Gottesdienftorbnung geben Anklagen wegen Berlegungen 
berjelben oder Einwenbungen von Gemeinden gegen einen vom 
Patron Prüjentirten wegen Nichtübereinjtimmung veifelben mit 
der Lehrordnung der Kirche. Dieſe Fälle werden nach ven Regeln 
über das Disziplinarverfahren behandelt, und es entjcheiden aljo 
theil8 die Konfiftorien in Gemeinjchaft mit den Synodalvorſtänden, 
oder die Landesherrn auf Antrag der SKonfiftorien, in Oldenburg 
das Firchliche Dienitgericht. 

Die Generalfynoden können zwar auf Grund von Befchwerben 
oder auch aus eigenem Antrieb ſolche Entſcheidungen für nicht zus 
treffend erflären, aber nicht aufheben. 


— — — — 


1) Bgl. z. B. Preußiſche General⸗Synodalordnung vom 20. Januar 
1876, 8. 5. 17. 18. 
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2. Lehr⸗ und Gottesdienftordnuung in Den fatholiihen Deutichen 
Landeskirchen. 


J. In den deutſchen Didzeſen des rechten und linken Rhein⸗ 
ufers haben im 19. Jahrhundert die Vorſchriften der allgemeinen 
Konzilien und der Päpſte über die Lehr⸗ und Gottesdienſtordnung 
mr mit großen Einſchränkungen in Geltung gejtanden, indem 
theils die Biſchöfe dieſer Diözefen unter dem Schuß des Staates 
eine andere Praris befolgten, theils die Staatsgewalt eine große 
Reihe von Glaubensjäsen und Gebräuchen der Römiſchen Kirche 
als Itantsgefährlich oder fonjt mit der Staatswohlfahrt unvereinbar 
ausprüdlich verbot. Es rührt dies daher, daß die Römijche Kirche 
fich eine Geſetzgebungs⸗ und Richtergemalt über zabllofe Angelegen- 
beiten beilegt, welche der deutſche Staat als lediglich ftaatliche 
Angelegenheiten betrachtet und betrachten muß, wenn er feine Sou⸗ 
verainetät nicht den Päpften unterwerfen will. Das Verhalten 
der Stantögewalt im 19. Jahrhundert war aber allezeit ein wenig 
fares und fonjequentes, und die Regierungen handelten faft in 
feinem Punkt nach gemeinfamem Plan, während ihnen eine ein- 
heitliche päpftliche Bolitit gegenüber ftand. So bat fich denn vie 
frühere Braris der Biſchöfe allmählich ebenfalls geändert. 

1. Die jchwerwiegendite Inkonſequenz der deutſchen Regie⸗ 
rungen lag darin, daß fie es zuließen, ja jogar theilweiſe jelber 
vorichrieben, daB alle Kleriker und die Dozenten an den katholiſch⸗ 
theologiſchen Fakultäten ein eidliches Gelübde dahin ablegen, 
„Alles“ durch die heiligen Canones und die ökumeniſchen Konzilien, 
namentlich das Tridentiner Konzil, Ueberlieferte, Feſtgeſtellte und 
Erklärte anzunehmen, zu bekennen, zu lehren und zu befolgen und 
alles Entgegengeſetzte zu verdammen ). Da in Deutſchland die 


1) Dieſes Gelübde war für alle Kleriker vorgeſchrieben durch die Kon⸗ 
ſtitution Pius IV. vom 13. November. 1564 „Injunctum Nobis“. In 
einer zweiten Bulle vom nämlichen Tag „In sacrosancta‘“ fchrieb Pius IV. 
weiter vor, „daß Niemand Theologie, Kirchen- oder Civilrecht, Mebicin oder 
Grammatik lehren, noch auch Jemand zu einem akademiſchen Grade pro- 
movirt oder als Rektor, Prolanzler u. dergl gewählt werben folle, ber nicht 
den Eid auf das Tridentinum geleiftet hätte“. Dieſes Gelübbe enthält nicht 
bloß eine Berwerfung und Verbammung bes Proteftantismus, fondern auch 
der Defrete der Konzilien von Konftanz und Bafel. 
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Canones und die Beſchlüſſe des Tridenter Konzild und früberer 
Konzilien im 19. Jahrhundert ganz und gar nicht „alle“ anerkannt, 
fondern zu einem guten Theil vom Staat zurüdgeiviefen find, ſo 
war die Zulaſſung eines ſolchen Eides ein Widerjpruch. 

2. Etwas folgerichtiger handelten die Regierungen bis zum 
Jahr 1848 in Bezug auf den Gehorſamseid, welchen die Päpite 
jeit Jahrhunderten von allen Biſchöfen fordern, und worin dieſe 
ftrikteften Gehorſam, Hülfe zur Aufrechterbaltung der weltlichen 
Rechte des Papftes und Verfolgung der Ketzer geloben. Dieſer 
Kid durfte vor 1848 in den meilten Staaten nur mit Auslafjung 
gewiſſer Stellen geleiftet werden, auch erjt nach vorausgegangener 
Leiftung des ftaatlichen VBerfaffungseides'). Seit 1848 Hat man die 
Anwendung des ganzen Formulars freigegeben, wie e8 im Pontificale 
Romanum fteht. Auch in Preußen ijt es nicht verboten, aber 
bie Konfelration eines Biſchofs (dei welcher ver Papſteid geleijtet 
zu werden pflegt) kann erit ftattfinden, nachdem ver Biſchof 
vorber den Kid des Gehorfams gegen die Staatsgeſetze geleiftet 
hat 9). 

Auch die Biſchöfe laſſen fich, wiederum mit Zulaffung ver 
Regierungen, von allen Klerikern einen Gehoriamseid leiften, welcher 
im kanoniſchen Recht nicht vorgejchrieben ift, jondern nur auf all- 
gemeiner Gewohnheit und partilulären Vorjchriften berubt >). 

3. Die auf dem Vatikaniſchen Konzil des Jahres 1870 ver- 
fündigten päpftlichen Konftitutionen, namentlich diejenige über das 
unfeblbare Lehramt, nehmen für den Papft das Recht in Anipruch, 
auch ohne ein allgemeines Konzil Beſtimmungen über Glauben 
und Sitten zu treffen (Bd. 1, 275). Unterm 20. Januar 1877 
bat Bapft Pius IX. durch die S. Congregatio Concilit die Formel 
bes Tridentinijchen Belenntnißeides diefen neuen Dogmen anpajien 
laſſen, und ſollen nunmehr alle Kleriter und alle fonjtigen bisher 
zur Leiftung des Eides verbunden gewejenen Perſonen beichwören, 
daß fie die Defchlüffe des Vatilaniichen Konzils, namentlich den⸗ 
jenigen über den Primat und vie Unfehlbarfeit des Papftes, an- 


1) Die Franzöfifbe Nationalverfammlung verbot ihn am 12. Juli 1790 
und die beutfchen Erzbifchöfe erflärten ihn in den Emfer Bunktationen von 
1786 für verwerflic. 

*) Königl. Verorbnung vom 6. Dezember 1973. 

3, Richter- Dove. 1374. S 397. Anm 14. 
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nehmen, bekennen und alle entgegengefegten Anfichten verpammen, 
bei den Strafen, welde vom Triventiner Konzil und den Kon. 
jtitutionen des Papftes Pius IV. beftimmt find!) Damit werben 
nicht bloß die Lehrfäge der Konzilien von Konftanz und Bafel 
und bie auf benfelben berubenten (I) Erflärungen des franzöfifchen 
Klerus über die Freiheiten der Gallifanifchen Kirche (welche in 
Elfaß- Lothringen in Geltung fteben), fondern auch wichtige 
Glaubenslehren des Trienter Konzils und bie Verbindlichkeit zahl⸗ 
reicher Staatsgeſetze abgeſchworen. In welchem Umfange dies der 
Fall ſei, läßt ſich in der Hauptſache ſchon aus dem Syllabus vom 
8. Dezember 1864 entnehmen, welcher zu ben päpſtlichen Ent⸗ 
ſcheidungen über Lehre und Sitten gebört. 

Daß die Vatikaniſchen Konftitutionen in den meiften beutfchen 
Staaten entweder unbedingt oder für den Neligionsunterricht in 
allen öffentlichen Lehranſtalten verboten find, wurde im erften Band 
bereit® gezeigt. Es wird fi” nunmehr fragen, ob das ‘Deutfche 
Neich ruhig zuſehen wird, daß ber deutſche fatholiiche Klerus und 
bie öffentlichen Lehrer der Theologie und Religion mit der Leiſtung 
dieſes Eides fich offen von ihrer Gehorjamspflicht gegen ven 
Staat losſagen. 

4. Das Tridentiner Konzil verordnete im Jahre 1563, 
daß der Papft die Formen für die heiligen Handlungen und kirch⸗ 
lichen Alte neu feitftellen und im Drud herausgeben folle, und daß 
dieſe dann in der ganzen katholiſchen Kirche gebraucht werben 
foliten 2). Die Kirchenſprache dafür follte fortan ausjchließlich bie 
Yateinifche fein). In Vollziehung diefer Vorſchrift erfchienen nach 
und nad folgende Sammlungen: a) Das Pontificale Roma: 
num, zuerjt im Jahre 1596 von Clemens VIII. erlaflen, dann 
1644 von Urban VII. verbefiert, welches die Formularien für 
die bifchöflihen Verrichtungen, wie Weihungen, Exkommunikationen 
u. ſ. w., enthält. b) Das Caeremoniale Episcoporum 
von 1600, verbeffert 1650 und 1727; c) das Rituale Ro, 
manum von 1614, weldes für die Amtshandlungen der Seel- 
forger maßgebend it; d) das Miffale Romanum von 1570, 
verbeffert 1604, weldes die Form der Meſſe regelt. 


1) Bering’8 Archiv für katholifche® Kirchenrecht 1877. ©. 466467. 
2) Sess. 25. De indice libr. 
2) Sess. 22. c. 8. und can. 9. De sacrif. missae. 
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5. Auch die päpftlichen Kanzleiregeln von 1484 enthalten 
bierber gehörige Beitimmungen. 

6. Die Bibel darf nur in der lateiniſchen Ueberjegung (Vul⸗ 
data) und zwar in der päpftlichen Redaktion vom Jahre 1593 ge- 
braucht und aud bei alabemifchen Vorträgen zu Grunde gelegt 
werden ?). 

I. Alle Sagungen der Konzilien und Päpſte über Lehre 
(Glauben), Disziplin und Gottesdienſtordnung find — joweit nicht 
ftaatliche Verbote entgegentreten — für jeden Biſchof und ſonſtigen 
Kleriker abjolut buchftäblich verbindlich; es gibt für feinen Punkt 
irgendwelche Lehrfreiheit, und fein Recht, außeramtlich abweichende 
Anfichten zu äußern. Nur Dogmen, die noch nicht befinitio feit- 
geftelit find, fönnen zum Gegenitand von Unterfuchungen gemacht 
werben. 

, JU. Ueber die Ahnung von Verlegungen dieſer Orbnungen 
iſt im Abſchnitt von den Kirchenftrafen und der Disziplin zu 
handeln. 


1) Conc. Trid. Sessio 4. 


VI. Abſchnitt. 


Die Bentral- Behörden und Vertretungen der Landes- 
und Provinzial - Kirchen. 


I. Evangeliſche Kirchen. 
1) Zufammenjegung der "Konfiftorial=- Behörden, 
Synodalvorjtände und General- und Provinzials 
Synoden. 


8. 117. 


Ueber die Beſchaffenheit der Behörden, durch welde das 
Iandesberrliche Kirchenregiment auszuüben ift, ſowie über die 
Synodalvorſtände und die Synoden find ſchon im erjten Bande 
bei den einzelnen Kirchen genauere Angaben gemacht worden. Bier 
jollen diefe Einrichtungen noch einmal nach gewifjen allgemeineren 
Gefichtspuntten gewürdigt werben. 


I. Die Konfiftorialbehörden. 


1. In allen evangelifchen Kirchen bejteben jeit längerer over 
fürzerer Zeit oberite Konfiftorialbehörden,, deren Zuſtändigkeit ſich 
über die ganze Kirche erſtreckt, nämlich: in ber preußilchen Landes⸗ 
firche der alten Provinzen feit 1848, Hannover 1866, Schleswig» 
Holftein 1867, Konfiftorialbezirt Wiesbaden 1867, Konfiftorial« 
bezirk Kaſſel 1873, Bayern 1818, Sachſen 1873, Württemberg 
1806, Baden 1807, Heflen 1832. — Suborbinirte Provinzial- 
fonfiftorien find danchen vorbanden: in der preußiichen Landes⸗ 
firche der alten Provinzen, in ber evangelisch: Iutheriichen Kirche 
von Hannover, im rechtörbeinifchen Bayern und in Sachen für 
bie Oberlaufig. 
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Generalfuperintendenten, als Auffichtsbeamte größerer kirch⸗ 
(iher Bezirke und zugleich als ordentliche oder außerorventliche 
Mitglieder des Konfiftoriums finden fich in den metjten Kirchen, 
fehlen dagegen in Bayern und Eachfen. 

In den acht alten Provinzen Preußens waren ferner bisher 
bei jeder der 26 Bezirköregierungen ein oder mehrere „geiftliche 
Räthe“ angeftellt, deren Stellen nunmehr mit dem 1. Oktober 
1877 eingegangen jind. 

„Mediat⸗“ oder „Unterkonfiftorien“, deren Beſetzung von 
Standesherrn oder Stadträthen abhängt, gibt e8 nur noch ſehr 
wenige. 

2. Die Zahl der weltlichen und der geijtlichen Dlitgliever ver 
Konfiftorialbehörden ſteht fich bei manchen verjelben gleich, in den 
meiften aber überwiegt das geijtliche Element. Nach gefetlicher 
Beitimmung muß der Vorjtand (Präfident, Direktor) ein weltlicher 
fein bei den Konfiftorien zu: Kiel, Wiesbaden, Kafjel, Ansbach, 
Bayreuth, Speyer, Dresven, Stuttgart, Darmſtadt. 

3. Die Mitglieder und Vorftände der Konfiftorien jowie die 
Generaljuperintendenten werben überall durch den Landesherrn 
unter Kontrafignatur des Kultusminifters ernannt, nur in Sachſen 
durch die in evangelicis beauftragten Staatsminifter. Im der 
Rheinpfalz kann die Synode (wenn jie verfammelt if) Wünjche 
Außern, in Baden muß der Oberlirchenrath zufanımen mit dem 
Synodalausſchuß mit gutächtlichen Anträgen gehört werben; im 
Konfiftorialbezirt Wiesbaden befchließt der Synodalvorſtand mit 
dem Konfiftorium, wenn es fi) um die Beſetzung der Stelle des 
Generaljuperintendenten handelt !). 


II. Die Synodalvorftände oder Ausjchülfe 
1. In der Mehrzahl der deutſchen Kirchen beftehen ſolche 
Vorftände oder Ausfchüffe mit dem Recht, nicht bloß die Konfiftorial- 
bebörben zu beratben, fondern auch zujammen mit ihnen oder obne 
fie zu befchließen 2). 


) K. G. und &.D. vom 4. Juli 1877, $. 15 

2) Beim Evangeliſchen Oberlircdenrath und ben Brovinziallonfiftorien 
der acht alten Provinzen follte nah dem Königl. Erlaß vom 6. März 1852 
in gewiffen Fällen eine itio in partes ftattfinden. Bgl. hierüber Richter, 
Beiträge zum Preußifchen Kirchenrecht 1565, S 36. — Dies if nunmehr feit 
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In der Preußiſchen Landeskirche zählt der Vorſtand 
der Generalſynode ſieben Perſonen, nämlich einen Vorſitzenden, 
einen Stellvertreter und fünf Beiſitzer; dieſelben werden am 
Schluß jeder ordentlichen Verſammlung von der Synode auf ſechs 
Jahre gewählt, die Synode iſt hierbei an keinerlei Klaſſen ge- 
bunden, würde ſogar außerhalb ihrer Mitte wählen können. Für 
die fünf Beiſitzer werden auch Erſatzmänner gewählt. Ferner der 
Synodalrath 25 Mitglieder, nämlich außer den ſieben Mitgliedern 
des. Vorſtandes der Generalſynode noch weitere achtzehn, welche 
die Generalſynode in der Weiſe zu wählen hat, daß aus jeder 
der acht Provinzen eine beſtimmte Anzahl genommen ſind, 
während im Uebrigen feine Beſchränkungen in Bezug auf Mähl- 
barkeit gelten. In den ichs öſtlichen Provinzen der 
Landeskirche bejteht der Vorftand der Provinzialfynode aus höch⸗ 
jtens fieben Perſonen (die Zahl wird durch einen vom evange⸗ 
liſchen Oberkirchenrath beftätigten Beſchluß der Provinzialfynode 
beftimmt), nämlich einem Borfigenden oder Präfes, der geiftlich oder 
weltlich jein fann, aber ver Beftätigung durch den evangelijchen 
Dberlirchenrath bedarf, und einer gleichen Zahl geiftliher und 
weltlicher Beifiger oder Affefforen. In Rheinland ſowie in 
VW eitfalen wählt die Brovinzialfynode einen geiftlichen Präſes und 
al8 jeinen Stellvertreter einen geiftlichen Affeffor, welche „Dode- 
ratoren der Provinzialfynode” Heißen und deren Wahl der Be- 
jtätigung durch den evangelifchen Oberkirchenrath bevarf !). 

Der Synodalvorſtand oder Ausſchuß zählt in Hannover 
ſechs Mitglieder, nämlich drei geiftliche und drei weltliche, welche 
ihren Vorfigenden wählen. Schleswig-Holftein: drei Mit- 
glieder, nämlich der Präfident der Geſammtſynode und ein geijt« 
liches und ein weltliches Mitglied. Konfiftorialbezirf Wiesbaden: 
fünf Mitglieder, nämlich der Vorfigende der Synode und zwei 
andere bei Beginn fowie zwei am Schluß derfelben gewählte Mit⸗ 
glieder. Baden: vier Mitglieder, welche die Synode aus ihrer 
Mitte ohne alle Beichränktung wählt. Heſſen: ſechs Mitglieder, 





Theilnahme der Synodalvorflände um fo filherer weggefallen, als eine folche 
Anorbnung von Anfang an unlogifh, unburdführbar und vielleicht fogar 
rechtswidrig war. | 

1) 8.D. vom 5. Mär, 1835, 8. 46. 48. 49 Schlußſatz und Geſchäfts⸗ 
ordnung, 8. 21. Jacobſon 1, 321. 
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Generaljuperintendenten, als Auffichtöbe F° awei welt. 
licher Bezirke und zugleich als orbentlid ” / 
Mitglieder des Konfiftoriums finden fi’: ⸗ igenſchaft be⸗ 


fehlen dagegen in Bayern und Sachſ⸗ d Württemberg. 
In den acht alten Provinzen -, weder, 3 geiftliche 

bei jeder der 26 Bezirköregierur -. ‚n denen bie Hälfte 

Räthe“ angeftellt, deren Ste- . - ettemberg fünf Mit⸗ 

1877 eingegangen find.  +.'t - (ben der König aus 
„Mebiat-“ oder „I. ‚‚nennt) umd zwei geiftliche 

Standesherrn oder Ste’. - 

wenige. „ern fehlt der Synodalausſchuß gan. 


2. Die Zahl ’ 

Konfiftorialbehärr onoden. A. Zujammenjegung. 
meiften aber | pe Landeskirche Hat eine Generalſhnode und acht 
Beftimmun zunen!). Die Generalfynode zählt 197 Mit 
fein bei —* ich 150 von den Provinzialfpnoven gewählte Ab 
Bayrer A,fechs Abgeordnete der evangeliſch⸗ theologiſchen Falul⸗ 
inhoberg. Berlin, Greifswald, Breslau, Halle und Bom; 
© A Seneral-Superintendenten, welche von Amtswegen Sit umd 
me in der Synode haben, und 30 weitere Mitglieber, welche 
 gönig ohne Kontrafignatur des Kultusminifters und ohne daß 
vine Beſchränkung auf Klaſſen oder Provinzen ftattfände, ernennt. 
gie einzelnen Provinzen find in ber Generalſynode annähernd 
nah Maßgabe der Zahl ihrer evangelifchen Bevölkerung vertreten, 
indem zu wählen haben: die Provinzialfynode ver Provinz Preußen 
(Oft- und Weftpreußen) 24 Abgeorbnete, die von Brandenburg 27, 
Bommern 18, Bofen 9, Schlefien 21, Sachſen 24, Weftfalen 12, 
Aheinproving 15. Für das Verhältniß bes geiftlichen und welt 
lichen Elements ift die Vorfchrift entſcheidend, daß die vom ber 
Provinzialſhynode Gewählten zu einem Drittel Geiftliche fein müflen, 
welche in geiftlichen Aemtern innerhalb der Provinz angeftellt find, 
zu einem Drittel Weltliche, welche innerhalb der Provinz in einem 
Kirchengemeinderath over einer Kirchengemeinvevertretung oder in 
Kreisfynoden oder der Provinzialſynode dienen oder gedient haben, 
während das lette ‘Drittel aus der ganzen Landeskirche und ohne 


ı) General⸗Synodalordnung vom 20. Januar 1876, 8. 4446. Staats⸗ 
geſetz vom 1. Juli 1876, Art. 3. 
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ER und weltlichen Elements wird alfo davon abhängen, 
* 4 die Provinzialſynoden von letzterer Wahlfreiheit 
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uzialſynode höchſtens 123, in Branden⸗ 
. göchftens 141 Mitglieder. Hiervon werben in 
„nen Provinzen 105 in 35 Wahlkreifen, in Branben- 
“nd Sachen 120 in 40 Wahlkreifen gewählt und zwar 
„uch die Kreisſynode oder bie zu dieſem Zweck verbundenen Kreis- 
fonoden. Je einen Abgeorpneten ſendet die evangeliſch⸗theologiſche 
Fakultät der Provinz aus ihrer Mitte, biejenige zu Breslau fo- 
wohl für die Provinzialfynode Schlefien als für bie Provinzial- 
ſynode Pojen. Endlich kann der König zu jeder Provinzialſynode 
Mitglieder ernennen, deren Zahl den fechöten Theil ver von ven 
Wahlkreiſen gewählten Abgeorbneten nicht überfteigen darf. Jeder 
Wahlkreis wählt zwei Abgeoronete, einen geiftlien und einen 
weltlichen, und zwar den erfteren aus der Zahl der innerhalb bes 
Wahlkreiſes in geiftlichen Yemtern ber Landeskirche angefteliten 
Geiftlichen, den weltlichen Abgeordneten aus ſolchen Angehörigen 
des Wahlkreifes, welche in einem Slirchengemeinderatb ober einer 
Gemeinbevertretung oder in einer Kreisſhnode des Wahlkreifes zur 
Zeit dienen oder früher gevient Haben. Außerdem wird ein Drittel 
aller Abgeordneten (alfo 35 reſp. 40) noch von ben an evange- 
liſcher Seelenzahl ſtärkeren Wahlkreiſen hinzugewählt, und zwar 
Einen dieſe aus dem ganzen Provinzialbezirk genommen ſein, 
und bürfen ebenfowohl Laien als Geiftliche fein. Bon der Art 
und Weife, wie dieſe voltreicheren Wahltreife fich ihres Wahlrechts 
bebienen, wird mithin das Verbältnig des weltlichen und des geift- 
lichen Elements auf der Provinzialſynode weientlich abhängen. 
Die Rheiniſche Provinzialipnode zählt 79 Mitglieder, näm- 
li) 26 Superintenventen, 26 geiftliche und 26 weltliche Abgeord- 
nete der ebenfopielen Kreisiynoden und einen Abgeordneten der 
evangelifch= theologischen Bakıltät zu Bonn. Die Geiitlichen ge⸗ 
bieten alfo über zwei Drittel der Stimmen und außerdem können 
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nämlich der Präfident der Synode, drei geiftliche und zwei welt 
liche Mitglieder. 

2. Synodalausſchüſſe mit bloß berathender Eigenfchaft be⸗ 
ftehen in der bayerifchen Rheinpfalz. in Sachen und Württemberg. 
In der Rheinpfalz zählt der Ausſchuß 6 Mitglieder, 3 geiftliche 
und 3 weltliche, in Sachſen fech® Mitglieder, von denen bie Hälfte 
geijtlich, die Hälfte weltlich fein muß; in Württemberg fünf Mit- 
glieder, nämlich den Präfident der Synode (den der König aus 
drei von der Synode Vorgeſchlagenen ernennt) umd zwei geiftliche 
und zwei weltliche Mitglieder. 

Im rechtörheinifchen Bayern fehlt der Synodalausſchuß ganz. 


IH. Die Synoden. A. Zujammenjegung. 


Die preußifche Landeskirche bat eine Generalſynode und acht 
Provinzialſynoden?). Die Generaljynode zählt 197 Mit- 
glieder, nämlih 150 von ben Provinzialiynoden gewählte Ab⸗ 
geordnete; ſechs Abgeorbnete der evangelifch »theologifchen Fakul⸗ 
täten zu Königsberg, Berlin, Greifswald, Breslau, Halle und Bonn; 
die elf eneral-Superintenventen, welche von Amtswegen Sig und 
Stimme in der Synode haben, und 30 weitere Mitglieder, welche 
der König ohne Kontrafignatur des Kultusmintfterd und ohne daß 
eine Beichräntung auf Slaffen oder Provinzen ftattfänbe, ernennt. 
Die einzelnen Provinzen find in der Generalſynode annähernd 
nad Maßgabe der Zahl ihrer evangelifchen Bevölkerung vertreten, 
indem zu wählen haben: die Provinzialfynode der Provinz Preußen 
(Oſt⸗ und Weftpreußen) 24 Abgeorpnete, die von Brandenburg 27, 
Pommern 18, Bofen 9, Schlefien 21, Sachſen 24, Weftfalen 12, 
Rheinprovinz 15. Tür das Verbältniß des geiftlichen unb welt- 
fihen Elements ift die Vorſchrift entſcheidend, daß die von ber 
Provinzialiynode Gemwählten zu einem Drittel Geiftliche fein nrüffen, 
welche in geiftlichen Aemtern innerhalb der Provinz angeftellt find, 
zu einem Drittel Weltliche, welche innerhalb ber Provinz in einem 
Kirchengemeinderath oder einer Kirchengemeinvevertretung oder in 
Kreisiynoden oder der Provinzialſynode dienen oder gebient haben, 
während das lette Drittel aus der ganzen Landeskirche und ohne 


1) General-Synobalorbnumg vom 20. Januar 1876, 8.4446. GtaatE: 
gefe vom 1. Juli 1876, Art. 3. 
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alle Beichränkung auf Klaſſen gewählt werben darf. Die Stärke 
des geiftlichen und weltlichen Elements wird aljo davon abhängen, 
welchen Gebrauch die Provinzialſynoden von letzterer Wahlfreiheit 
machen werben, und von.der Art der Ausübung des Töniglichen 
Ernennungsrechts. 

Die Provinzialſynoden haben in den ſechs öſtlichen 
Provinzen eine weſentlich andere Geſtalt als in Rheinland und in 
Weſtfalen. In den Provinzen Preußen, Pommern, Poſen und 
Schleſien zählt die Provinzialſynode höchſtens 123, in Branden⸗ 
burg und Sachſen höchſtens 141 Mitglieder. Hiervon werden in 
ben erfigenannten Provinzen 105 in 35 Wahlkreiſen, in Branden⸗ 
burg und Sachſen 120 in 40 Waplfreifen gewählt und zwar 
durch die Kreisſynode oder die zu dieſem Zweck verbundenen Kreis» 
fonoden. Je einen Abgeordneten fenbet die evangelifch-theologifche 
Fakultät der Provinz aus ihrer Mitte, biejenige zu Breslau fo- 
wohl für die Provinzialſynode Schlefien als für die Provinzial⸗ 
ſhnode Poſen. Endlich kann der König zu jeder Provinzialſynode 
Mitglieder ernennen, deren Zahl ben fechöten Theil der von ven 
Wahlkreiſen gewählten Abgeorbneten nicht überfteigen darf. Jeder 
Wahlkreis wählt zwei Abgeoronete, einen geiftlihen und einen 
weltlichen, und zwar ben erfteren aus ber Zahl ber innerhalb bes 
Wahlkreiſes in geiftlichen Aemtern der Landeskirche angefteliten 
@eiftlichen, den weltlichen Abgeorbneten aus ſolchen Angehörigen 
des Wabhllreiſes, welche in einem Kirchengemeinderath oder einer 

etung ober in einer Kreisſhnode des Wahlkreiſes zur 
Zeit dienen oder früher gevient haben. Außerdem wird ein Drittel 
aller Abgeordneten (alfo 35 reſp. 40) noch von den an evange⸗ 
liſcher Seelenzahl ſtärkeren Wahltreifen Hinzugewählt, und zwar 
Unnen diefe aus dem ganzen Brovinzialbezirt genommen fein, 
und bürfen ebenfowohl Laien als Geiftliche fein. Von der Art 
und Wetfe, wie dieſe voltreicheren Wahlkreiſe fich ihres Wahlrechts 
bebienen, wird mithin das Verbältnig des weltlichen und des geift- 
lichen Elements auf der Provinzialfgnode weientlih abhängen. 

Die Rheinifche Provinzialſynode zählt 79 Mitglieder, näm- 
lih 26 Superintendenten, 26 geiftliche und 26 weltliche Abgeord⸗ 
nete der ebenfovielen Kreisfynoden und einen Abgeordneten ber 
evangelifch- theologischen Yakultät zu Bonn. Die Geiftlichen ge- 
bieten alfo über zwei ‘Drittel der Stimmen und außerdem können 
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die weltlichen Abgeordneten nur aus den gegenwärtig als Xelteite 
oder Diatonen dienenden Kirchenmitglievern des Kreifes genom- 
men werben. Cine Berüdfichtigung der Seelenzahl fehlt völlig, 
und es gilt auch fein Tönigliches Ernennungsredht. — Aehnlich ift 
es auch in Weftfalen?‘). 

Die Landesſynode der evangeliich-Iutherifchen Kirche der Pro⸗ 
vinz Hannover beiteht aus 74 Mitgliedern, nämlid 58 Ab⸗ 
georpnneten der 29 Wahlkreiſe, dem Präfiventen des Landeekon⸗ 
fiftoriums, dem Abt zu Lolfum (welcher Mitglied des bortigen 
evangelijchen Prebigerfeminars ift), einem von ber theologiſchen 
Fakultät zu Göttingen aus ihrer Mitte gejendeten Abgeorpneten, 
einem vom König aus der juriftiichen Fakultät Dafelbft Ernannten, 
und weiteren zwölf vom König unter Kontrafignatur des Kultus- 
miniſters zu Ernennenden, welche zur Hälfte geiftlih, zur Hälfte 
weltlich jein müffen. In jedem der 29 Wahlkreiſe bilden die ver- 
einigten Kreisſynoden die Wahlkörperichaft, wählen je einen @eijt- 
lien und einen Weltlichen, und dürfen bierfür aus der ganzen 
Kirche wählen, wobei auch diejenigen Yutberaner als Angehörige 
der Kirche gelten, welche in der Provinz Hannover ihren Wohnſitz 
haben, ohne Mitglied einer Gemeinde zu jein ®). 

Die Schleswig-Holjteinifche Geſammtſynode hat feine 
fefte Mitgliederzahl, jondern dieje richtet fich nach der jeweiligen 
Bevölkerung. Jeder der 26 Wahltreije wählt einen geijtlichen und 
einen weltlichen Abgeorpneten, Wahlkreiſe von 30 — 50,000 Ge» 
meindeangebörigen noch einen britten, ſolche von 50,000 und mehr 
noch einen vierten, welche leßteren geiftlich oder weltlich fein 
dürfen. Für alle weltlichen Abgeorbneten genügt „Fähigkeit“ zum 
Aelteftenamt. Einen Abgeoroneten ſendet noch die tbeologiiche 
Fakultät zu Kiel und acht ernennt der König; endlich fiken vie 
beiden @®eneraljuperintendenten von Amtswegen in ber Shnode, 
ſodaß fi eine Geſammtheit von über 7O ergibt. 

Die Bezirksſynode des Konfiftorialbejirts Wiesbaden 
(Naſſau) zählt gegen 40 Mitglieder, nämlich einen weltlichen und 
einen geiftlichen Abgeorbnieten jeder der 13 Kreisſynoden, etliche 


— — = — 


K.O. vom 5. März 1835, 8. 44, und Zuſätze vom 25. März 1853. 
Müller, ©. 89. (1873) 
2) 8.8. und S. O. vom 9. Oltober 1864, $. 70. Lohmann, S. 73 oben. 
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Abgeordneten der volkreicheren Synodalkreiſe, ferner den General⸗ 
fuperintendenten und vier vom Landesherrn Berufene i. 

Die vereinigte Generalſhnode der proteftantifchen Kirche 
Bayerns rechts des Rheins zählt 129 Mitglieder, nämlich 
einen geiftlichen und einen weltlichen Abgeoroneten jeder der 64 
Didzeſanſynoden und einen Abgefandten der theologifchen Fakultät 
zu Erlangen. Dem Könige kommt ein Ernennungsrecht nicht zu, 
aber alle Wahlen bebürfen der Beſtätigung des Königs auf Vor⸗ 
trag des Kultusminiſters. Zum weltlichen Abgeorbnieten iſt jever 
Angehörige der Diözefen wählbar, welcher die Fähigkeit zum Kirchen- 
vorſtandsmitglied befitt. 

Die Generalfynode der bayeriihen Rheinpfalz befteht aus 
64 Mitgliedern. Davon wählt jede der 16 Diözeſanſynoden zwei 
weltliche und zwei geiftliche, und zwar fann fie zu geiftlichen Ab- 
georbnieten jeden Pfarrer der ganzen pfälziichen Kirche, zu melt- 
lihen jedes weltliche Mitglied diefer Kirche wählen. 

Die Landesſynode des Königreichs Sachſen zählt 73 Mit- 
glieder, nämlich 33 geiftliche und 40 weltliche. Hiervon werben 
61 von den kirchlichen Wahlkreiſen für zwei Landesſynoden (alſo 
ordentlicherweiſe auf zweimal fünf Jahre) gewählt, fo jedoch, daß 
nah jeder Synode die Hälfte austritt und durch Neuwahlen er: 
jet wird. Einen Abgeorbneten jendet die tbeologifhe Fakultät 
zu Leipzig aus ihrer Mitte, einen die juriftiihe aus ver Zahl 
ihrer Kirchenrechtslehrer, zehn (und zwar fünf Geiſtliche und fünf 
Laien) ernennen die in evangelicis beauftragten Staatsmintjter, 
Alles nur für Eine Synode. 

Die württembergifche Landesiynode zählt 57 Mitglieder, 
nämlich 50 Abgeordnete der Dekanatsſynoden, einen Abgeorpneten 
der theologiſchen Fakultät zu Tübingen und drei geiftliche und 
rei weltliche vom König nach Vernehmung des Konfiftoriums Er⸗ 
nannte. — Nur bie einzige Dekanatsſynode Stuttgart endet jedes⸗ 
mal einen geiftlichen und einen weltlichen Abgeorpneten, die übrigen 
48 nur Einen, nämlich in einem Wechjel von fünf Jahren das 
eine Deal einen Geiftlichen, das nächte Mal einen Weltlichen (1). 


86. vom 4. Juli 1877, S. 65. 67. Ueber Liturgie, Katechismus, 
Geſangbücher und Agenden für die unirten Gemeinden haben nur bie Ber- 
treter biefer abzuftimmen, über folde für die übrigen Gemeinden nur bie 
Bertreter dieſer. ($. 71. 2 Nr. 13.) 

Thudichum, Kirchenrecht. 11. 7 
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Die Generaliynode in Baden beiteht aus 56 Mitgliedern, 
nämlich 48 Abgeoroneten, dem evangelifchen Prälaten und jieben 
vom Großherzog Ernannten, unter welchen fich ein Mitglied ver 
tbeologiichen Fakultät zu Heidelberg befinden muß. Cine wichtige 
Eigenthümlichkeit beiteht darin, daß die 24 geijtlichen Abgeorpneten 
von den Geiftlihen allein und die 24 weltlichen Abgeorpneten 
von weltlihen Wahlmännern allein gewählt werben. 

Die heſſiſche Landesſynode zählt 54 Mitglieder, nämlich 
23 geiltliche und 23 weltliche Abgeoronete der Dekanatsſynoden, ben 
evangelijchen Prälaten und jieben vom Großherzog Ernannte (drei 
geijtliche und vier weltliche). 


B. Berufung und Schließung der Synoden. 
Geſchäftsordnung derjelben. 


1. Alle Synoven treten nur auf Berufung zujammen. Die 
preußiiche Generalſynode wird alle jech® Jahre zu orbentlicher 
Berfammlung vom König berufen; eine außerorventliche Verſamm⸗ 
lung erfordert vorausgebende Anhörung ded Synodalvorſtandes. 
Die Berufung der Provinzialiynoden und der Synoden für Schles- 
wig.- Holjtein und Wiesbaden erfolgt alle drei Jahre, und zwar 
durch das Konfijtorium nach Vereinbarung mit dem Synodalvor⸗ 
itand, in Rheinland und Weftfalen durch den Präſes. Nur in 
Hannover ijt zu der alle ſechs Jahre jtattfindenden Berufung der 
Landesſynode Genehmigung des Kultusminifterd erforderlihd. — 
Die Generaliynode des rechtsrheinifchen Bayern und der bayeri- 
ſchen Rheinpfalz treten alle vier Jahre nad) Anordnung des Ober- 
fonfiltoriums zu München, beziehungsweife des Konfiftorums zu 
Speyer, zufammen. Außerorventliche Berufungen erfordern überall 
Genehmigung der höheren Behörden oder des Landesherrn. Die 
ſächſiſche Landesſynode wird mindeſtens alle fünf Jahre durch vie 
in evangelicis beauftragten Staatsminijter, die württembergiiche 
je im vierten Jahr, die badische und beififche je im fünften durch 
den Landesherrn berufen. 

2. Die Generals oder Gejammtiynoden können vom Landes⸗ 
herren oder den zur Berufung zujtändigen Behörden jederzeit ger 
ichlojfen werden. Auch Vertagungen find meijtens zuläſſig. Da- 
gegen fehlt faft überall ver Kirchenregierung das Recht, eine Synode 
aufzuldjen und Neuwahlen anzuoronen; nur in Baden und Heilen 
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bat der evangeliſche Landesherr das Recht, die Landesſynode auf- 
zulöjen, mit der Wirkung, daß Neuwahlen fowie neue Ernennungen 
itattfinden und die neue Synode innerhalb Iahresfrijt einberufen 
(verjammelt) werden muß). 

3. Borfig und Leitung der Geſchäfte kommt ven gewählten 
jtändigen Synodalvorjtänden zc. zu (vgl. oben ©. 92). Im rechts⸗ 
theiniihen Bayern werden die Verhandlungen der Generaliunoden 
von einem bierzu abgeoronieten Mitglied des Oberkonſiſtoriums 
zu München geleitet ?). 

4. Den Situngen der Synoden können faſt überall Vertreter 
der Staatsregierung zur Wahrung der Staatsintereffen, und ebenjo 
Vertreter der Kirchenregierung beiwohnen und jederzeit das Wort 
ergreifen. 

5. Haft alle Synoden bejchließen endgiltig über Die Legiti⸗ 
mation ihrer Mitglieder. 

6. Die preußiiche Generaliynobe iſt beichlußfähig bei. Anwejen- 
beit der Mehrheit der gejeglichen Zahl der Mitglieder. Die Bes 
ſchlußfaſſung erfolgt mit abjoluter Mehrheit der abgegebenen Stim- 
men. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. — 
Aenderungen der Kirchenverfaffung in Bezug auf die Zujammen- 
jegung, oder die Befugniffe der Gemeindeorgane oder der Synoden 
fönnen nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen in der Generalſynode bejchlojfen werden. Die Synoden 
für Hannover, Schleswig - Holjtein und die bayerijche Rheinpfalz 
find in allen Fällen ohne Ausnahme bei Anweſenheit ver Hälfte 
ihrer Mitglieder beihlußfähig, und zu einem Beſchluß genügt ab» 
ſolute Mehrheit der Anwejenden. Durch die Anmwelenbeit von 
zwei Dritteln der Mitgliever iſt die Bejchlußfähigfeit bedingt: in 
den acht preußiichen Provinzialfynoden, in ber Bezirlsſynode Wies⸗ 
baden, in der Generalſynode des rechtsrheiniſchen Bayern, in Sach⸗ 
ſen, Württemberg, Baden und Heſſen. Regelmäßig entſcheidet ab⸗ 
ſolute Mehrheit der Abſtimmenden oder der Anweſenden. In Baden 
bedürfen Aenderungen der Verfaſſungsgeſetze einer Mehrheit von 


1) Badiſche K. V. vom 5. September 1861, 8. 83. Heffiihe K. V. vom 
6. Januar 1874, 8. 110. 
2) Edikt vom 26. Mai 1818 über die innern kirchlichen Angelegenheiten 
der proteſt. G. G. 8. 7. 
7 
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zwei Dritteln der Stimmen der Anweſenden; in der naflauifchen 
Bezirksſynode ift Died in Bezug auf zwei Berfaffungsbeftimmungen 
vorgejchrieben ). In Württemberg und Heflen fünnen Aenderungen 
der kirchlichen Verfaſſungsgeſetze fowie der Gottesdienftorbimmg 
und der firchlichen Bücher fogar nur bei Anweſenheit von drei 
Bierteln der Mitgliever und mit Stimmenmehrheit von zwei 
Dritteln der Anweſenden beichloffen werben (l), was Reformen in 
ungebührlicher Weije erjchwert ?), Für Wahlen gelten meiftens noch 
befondere Regeln und genügen namentlich relative Mehrheiten. 

7. Eine zweimalige Berathung und Beichlußfaffung muß in 
der preußiichen Generaliynobe ftattfinden, wenn es ſich um Kirchen⸗ 
gejege oder um Bewilligung neuer Ausgaben ®) handelt; und all- 
gemein ijt fie vorgejchrieben für alle Beichlüffe der Geſammtſynode 
für Schleöwig - Holjtein *). 

8 Bolle Oeffentlichkeit der Verhandlungen, vorbehaltlich der 
naturgemäßen Ausnahmen, ift für die meiften Synoden kirchen⸗ 
gejeglich vorgeichrieben, für andere durch die Geſchäftsordnung be- 
ftimmt. 


8. 118. 
2. Zuftändigfeiten der Konfiftorialbehörden und der Spnodalorgane. 


Es ift bier nicht der geeignete Ort, um über bie Zuſtändig—⸗ 
feit der Tirchlichen Behörden und Vertretungen genauere Angaben 
zu machen, da dies vielmehr in bie einzelnen Lehren gehört, wo 
die Trage zu beantworten tft, in welchen Fällen die Konfiltorial- 
behörden allein zu verfügen und zu entfcheiden haben, und in welchen 
dagegen Vorſtände oder Ausichüffe der Synoden mitwirken, warn 
ferner ihr Verfügungsrecht ein ſelbſtändiges ift, oder die Zuſtim⸗ 
mung des Landesherrn oder des Kultusminifters hinzukommen muß, 
oder ihre Anträge nur die Bedeutung von Gutachten haben. Um 

1) Bad. 8.8. vom 5. Sept. 1861, 8. 76. — Wiesbaden 8.G. unt 
&.D. vom 4. Juli 1877, $. 72 vorletter Abſatz. 

2) Württemberg 20. Dez 1867, 8. 23 und 24 Helen 6. Yan. 1874, 
8. 102. Weit zwedmäßiger die Beftimmungen ber revidirten Geſchäftsordnung 
für die pfälzifche Generalfunode von 1377, 8. 38 — 41. 

2) Preußiſche G. S. O. vom 20. Jan. 1876, $ 34, Abf 4. Staatögeieg 
com 3. Juni 1876, Art. 14. 

8.6. und S. O. vom 4. Juli 1876, 8. 103. 
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jevoch eine Ueberficht über das gegenwärtige Verhältniß der ver- 
ihiedenen Behörden und Vertretungen zu gewinnen, dürfte eine 
kurze Zufammenitellung der in den einzelnen Abſchnitten betrach- 
teten Zuftänbigfeiten geeignet jein, wobei vorausgefegt wird, daß 
man das Genauere in jenen Abjchnitten nachjebe. Wir fallen im 
Folgenden zunächſt die geſammte preußifche Landeskirche der acht 
alten Provinzen ind Auge, dann die preußtfchen Provinzialkirchen 
nebjt den übrigen deutſchen Landeskirchen. 


I. Preußiſche Landeskirche in ihrer Geſammt— 
heit. 


1. Dem Präſidenten des Oberkirchenraths kommen folgende 
beſondere Befugniſſe zu: a) Durch feine Unterſchrift (Kontra⸗ 
ſignatur) den von der Generalſynode angenommenen und vom 
König genehmigten landeskirchlichen Geſetzen die nöthige Beglau⸗ 
bigung zu geben"), b) durch feine Unterſchrift mit Siegel ſchrift⸗ 
lichen Willenserklärungen, welche die Landeskirche Dritten gegen- 
über vermögensrechtlich verpflichten, die nöthige Beglaubigung zu 
geben 2). c) Ueber Anträge des Kultusminijtere auf Ernennung 
von Mitgliedern des Oberkirchenraths fich gutachtlich zu äußern ?). 
d) Bei den Berfammlungen der Generalfynode als Königlicher 
Kommiffar die Zuftändigkeiten des oberften Kirchenregiments 
wahrzunehmen). e) Er kann in unmittelbaren und mündlichen 
Verkehr mit dem König treten und mit allen Staatsbebörben 
direlt ohne Vermittelung des Kultusminijters korreſpondiren 5). 

2. Zu den wichtigeren Amtebefugniffen, welche dem Ober» 
kirchenrathskollegiuum ohme Zuziehung des General » Shnodalvor- 
itandes zufommen, gehören: a) Die Herausgabe des Firchlichen 
Geſetz⸗ und Verordnungsblattes, worin jowohl die landeskirchlichen 
als die provinzialkirchlichen Gejege zur Verkündigung kommen ®). 
b) Eritattung von Gutachten bei Bejegung erlevigter Stellen in 

) G. S.O. vom 20. Ian. 1876. 8. 6, Abi. 1. 

2) Staatsgefe vom 3. Juni 1876, Art. 19. 

5) Bb. 1, 286. 

9) G. S. O. vom 20. Ian. 1876, $. 26. 

5) Bol. Bd. 1, 238. 

8.5.08. vom 20. Jan. 1876, 3. 6, Abf. 4. Staatsgeſetz vom 
3. Juni 1876, Art. 13, Abf. 3. u. 4. 
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den Provinziallonfiftorien (welche unter Kontrafignatur des Kultus: 
minijters erfolgt). c) Ernennung der Superintenvdenten mit Ge⸗ 
nebmigung des Königs. d) Verwaltung mehrerer kirchlichen Stif- 
tungen (fonds). e) Entſcheidung über Befchwerven gegen Firchliche 
Berwaltungsmaßregeln, foweit die Enticheivung nicht anderen 
ftaatlihen Behörden vorbehalten ift. f) Gutächtliche Aeufe- 
rung bei Anftellung von orbentlichen und außerorventlichen Pro- 
fejjoren der Theologie und der Direktoren der Schullehrerjeminarien 
in den acht alten Provinzen, joweit e8 ſich um Lehre und Be- 
fenntniß derjelben handelt. 


3. In Berftärkung durch den General-Synodalausſchuß hat 
das Oberkirchenrathskollegium folgende Befugnijfe: a) Es jtellt 
die Namens der Kirchenregierung der Generalfunode vorzulegenden 
Gejegentwürfe feſt ?), b) bejchließt die zur Ausführung der landes⸗ 
firchlihen Gefege erforderlichen Inftruktionen, c) macht zur Bes 
jegung erledigter General» Superintendenturen dem Könige Bor- 
ſchläge, d) entjcheivet in ver Rekursinſtanz über Einwendungen ber 
Gemeinde gegen die Lehre eines zum Pfarramt Defignirten, und 
über Beichwerven eines Geiftlichen wegen eine® gegen ihn gefällten 
Disziplinarertenntniffes, e) vertritt die evangeliſche Landeskirche 
in ihren vermögensrechtlichen Angelegenheiten), Es beräth und 
befchließt enblich in anderen Angelegenheiten ver kirchlichen 
Gentralverwaltung von vorzüglicher Wichtigkeit, wenn ber Über: 
firchenratb die Zuziehung des Synodalvorſtandes für angemeijen 
erachtet bat. 

4. Selbftändig beichließt der Vorſtand der Generalſynode über 
folgende Angelegenheiten ®): a) Weber von ihm in der General: 
ſynode einzubringende Gejegentwürfe; b) über Anträge des Cber- 
firchenraths an den König auf Erlaffung proviforifher Kirchen⸗ 
gefeße, fo daß ohne jeine Zuſtimmung ein joldhes Kirchengeſetz nicht 
erlaffen werben kann; ec) über beim Oberfirchenrath anzubringende 
Anträge auf Befeitigung von Mängeln, welche bet der Firchlichen 
Verwaltung hervortreten; d) er prüft die Yahresrechnungen über 


1) G. S. O. vom 20. Jan. 1876, $. 36, Abf. 2. 

N G. S,O. vom 20. Ian. 1876, 8. 36, Nr. 4. Geſetz vom 3. Ami 
1876, Art. 19. 

9) G. S.O. vom 20. Ian. 1876, $. 34. 
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die vom Oberkirchenrath verwalteten Stiftungen und ertheilt die 
Entlaftung ). e) Er verwaltet die General» Synobalfajje 2). 

5. Der Synodalrath wird jährlich einberufen, um mit dem 
Oberkirchenrath über ſolche Aufgaben und Angelegenheiten ber 
Landeskirche zu berathen, in welchen bie Kirchenregierung zur Feſt⸗ 
jtellung leitender Grundfäge den Beirath deſſelben für notbwenbig 
erachtet 3). 

6. Die Generaliynode nimmt entjcheidenden Antheil an ver 
firhlichen Geſetzgebung und der Feititellung kirchlicher Ausgaben, 
Umlagen u. f.w. Sie überwacht auch die provinzialfirchliche Ge⸗ 
feßgebung und kann Wünſche und Bejchwerden an bie Kirchen 
regierung bringen *). Sie wählt den Vorftand der Generaliynode 
und den Synodalrath, beichließt über die Yegitimation ihrer Mit⸗ 
gliever und regelt ihren Geſchäftsgang. 


II. Preußifhe Provinzialkirchen und übrige 
deutſche Landeskirchen. 


1. In welchen Fällen die Konſiſtorien allein und in welcben 
fie zufammen mit dem Synodalausſchuß zu bejchließen haben, läßt 
fih bei einer Weberficht über fo viele Kirchen nit in Kürze an« 
geben; es mag gemügen, die Angelegenheiten zu bezeichnen, auf 
welche ſich die Zuftändigfeit der Konſiſtorien oder der verjtärkten 
Konfijtorien überhaupt bezieht, und dieſe find: a) Prüfung ber 
Kandidaten für das Predigtamt, b) Strich aus der Kandidatenliſte 
und Entfernung aus dem Amt wegen Lehrabweichungen, c) Bes 
ftellung von Pfarrgebilfen, Pfarrverwefern und Dekanatsverweſern, 
d) Beitätigung der von Privatpatronen oder politiichen Korpo- 
tationen präfentirten Pfarrer, e) Betätigung der von Stirchen- 
gemeinven gewählten Geiftlichen, f) Bejegung der Pfarrämter, 
welche vom Kirchenregiment frei verliehen werden, g) Entjcheidung 
über die freiwillige und unfreiwillige Verfegung von Geiſtlichen in 
den Ruheſtand (Emeritirung) und Beitimmung des Ruhegehalts 

1) G. S. O. vom 20. San. 1876, $. 11 u. 34, Nr. 6. — Gefeh vom 
3. Juni 1876, Art. 18. 

G S. O. vom 20. Ian. 1876, $. 34, Nr. 6. Geſetz vom 3. Juni 
1876, Art. 18. | 


) 9.9.0. vom 20. Ian. 1876, $. 37 
ı) G. S. O. vom 20. Ian. 1876, 8. 17; 8. 34, Nr. 2. 
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des Emeritirten, h) Ausübung der Disziplinargewalt über bie 
fänmtlichen Pfarrer, Hilfsgeiftlihen und Kandidaten, i) Ausübung 
der Disziplinargewalt über Mitgliever der Kirchenvorftände und 
Kreisſynodalausſchüſſe, k) Verhängung von Sirchenftrafen über 
Gemeindeglieder, 1) Auflöfung von @emeindevertretungen, m) Be 
rufung der Provinzialfynoden und außerorpentliche Berufung der 
Kreisſynoden, n) Ueberwachung des evangelifchen Religionsunter- 
richt8 in den Öffentlichen Lebranftalten, 0) Verwaltung des aliges 
meinen bezw. provinziellen Kirchenvermögens und Ueberwachung ber 
Bermögensverwaltung der Kirchenkreife und Kirchengemeinden. In 
vielen dieſer Angelegenheiten entſcheiden Die preußiichen Provinzial» 
tonfiftorien nur in erfter Inftanz, während bie übrigen Ronfiftorien 
nur das Recht zu Anträgen haben. Einzelne Konfiftorien, wie 
biejenigen in der Provinz Dannover, in Württemberg, haben bie 
Leitung des gefammten evangelifchen Volksſchulweſens. Ferner 
werben in einigen Staaten bei der Bejegung von Profeſſuren an 
den theologischen Fakultäten und über den Studienplan an den 
jelben die Konfiftorien mit Gutachten gehört. Die Ehegerichts⸗ 
barkeit der Konfiftorien oder die Theilnahme von Mitgliedern des 
Konfiftorium® an derfelben iſt weggefallen; in einigen Kirchen 
haben neue Kirchengejeße venjelben aber die Enticheidung über die 
„kirchliche“ Zuläffigleit der Ehe beigelegt. 

2. Selbjtändig zu beichließen und zu verfügen haben die Bor- 
jtände ober ftändigen Ausjchüffe der Synoden nur in minder wich⸗ 
tigen Angelegenheiten. Bon befonderem Gewicht ift das Amt bes 
Präfes in allen acht Provinzen der preußijchen Landeskirche. 

3. Die General - Superintendenten !) (welche in Bayern und 
Baden ganz fehlen) find meijtentheil® von Amtswegen Mitglieder 
des Konfiftoriums, in Preußen zugleich Stellvertreter des Bor» 
figenden, oder jogar mit dem Vorfig beauftragt. Ferner haben 
fie vielfach von Amtswegen Sig und Stimme in der Synobe?). 
Sie können in den Kreisſynoden erjcheinen, das Wort ergreifen 
und Anträge ftellen?). Ihre Hauptaufgabe ift die Aufficht über 


!) Zacobfon 1, 193. Boche⸗Altmann 1875, S. 332— 334. Bogt 1,191. 
Heſſiſche K.B. vom 4. Ian. 1874, $. 132. 

2) Rheinland⸗Weſtfalen 5. März 1835, 8. 148 und Zufag von 1859. 

2) Vreußen 10. Eept. 1873, 8. 56. 
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die gefammten firchlihen Verhältniffe ihres Sprengel, zu welchem 
Zwede fie von Zeit zu Zeit |. g. „Viſitationen“ vornehmen, na⸗ 
mentlich auch Prüfungen der Amtsführung der Superintenventen 
(Defane). In Rheinland und Weftfalen nimmt der (geiftliche) 
Synodalaſſeſſor an den PBifitationen Theil. In Preußen tft ihnen 
ferner die Beaufſichtigung des evangeliihen Neligionsunterrichts 
ver höheren Lebranftalten übertragen !). 

4. Der Wirkungsfreid der acht preußiichen Provinzialſynoden 
gleiht demjenigen der übrigen Synoden, nur daß ihr Antbeil an 
ver kirchlichen Gefeßgebung ein eingejchränkterer ift, wofür fie aber 
auch Die Abgeorpneten zur Generalfynode wählen. a) Außer ber 
Theilnahme an der kirchlichen Gefeggebung, wovon bereits im 
eriten Band gehandelt worden ift, fommt den Synoden eine Mit- 
wirfung bei der Bewilligung gewiſſer Tirchliher Ausgaben und 
Umlagen zu. b) Sie haben das Recht, Kirchliche, Gefete vorzu- 
ihlagen, Wünfche und Beſchwerden zu äußern und über firchliche 
Berbältniffe Auskunft zu fordern. c) Sie bejchließen über ihre 
Geſchäftsordnung und enticheiden über die Legitimation ihrer Mit⸗ 
glieder. d) Sie wählen den Borjtand oder Ausihuß der Sys 
node, welcher an wichtigeren Maßregeln ver Kirchenverwaltung 
tbeilnimmt. e). Die preußijchen Provinzialipnoden und einige andere 
jind berechtigt, aus ihrer Mitte zwei bis drei Abgeordnete in Die 
ficchlichen Prüfungstommijfionen zur Prüfung künftiger Geiftlichen 
zu ſenden. 


1) Inſtruktion vom 14. Mai 1829, 8. 6, Lit. g. In Preußen und Naffau 
baden im 19. Jahrhundert manche Generaljuperintendenten für ihre Perſon 
den Titel „Bifchof”, einer fogar einmal den Titel „Erzbiſchof“ erhalten; 
auch fehlte e8 nicht am VBeftrebungen, ihre Amtsgewalt derjenigen der fatho- 
liſchen Bilchöfe zu nähern, was feinen erfennbarften Ausdruck darin fand, 
daß die Vornahme der Ordination entgegen bem früheren Herlommen ben 
Generalfuperintenbenten vorbehalten wurde In Württenberg führen bie 
Generalfuperintendenten nad altem Herlommen den Titel „Prälat” und 
haben noch Sig und Stimme in ber Abgeordnetenfammer; in Baben unb 
Heflen führt diefen Zitel der vom Landesherrn zum Mitglieb ber erften 
Kammer ernannte Geiftliche. 


—— — — — 


108 Biſchfe, Domkapitel x. | 


tulare !). Der Stadtpfarrer zu Frankfurt a. M. foll jtets Ehren⸗ 
bomberr zu Yimburg jein ?). Bet jedem Domlapitel bejteben ferner 
6—8 „Vieariae‘ oder „Praebendatus‘, deren Inhaber (Dome 
vifare) als Gehilfen oder Lehrer thätig find. Alle acht Kapitel 
im Königreich Bayern bejtehen aus zwei Dignitarien, nämlich dem 
Propit und dem Dechanten, und aus mindeftens 8—10 Kanonikern 
(zehn jollen e8 bei den Metropolitantichen Deünchen und Bam⸗ 
berg fein). Daneben jollen wenigſtens ſechs Praebendirte oder 
Bilare angeftellt werden ?). Die Domkapitel zu Rottenburg, Frei⸗ 
burg und Mainz haben einen Dekan und ſechs Kapitulare. An 
den Biichofsjigen Straßburg und Mek wirb die Zahl der Kano⸗ 
nifer vom Biſchof mit Ermächtigung des Kaiſers feitgejeßt *),. 

3. Alle Bijchöfe bejtellen fi einen Generalvilar zu ihrer 
Bertretung in PVerbinderungsfällen und zu ſtändiger Verſehung 
gewifjer Geſchäfte. Die Biichöfe von Straßburg und Met können 
beren zwei beitellen. ‘Daneben fommen Offiztale mit jpezielleren 
Aufträgen vor. — Die Archivialonen, welche nicht vom Biſchof 
abhingen, wurden zur Stärkung der bijchöflichen Gewalt durch 
das Trienter Konzil bejeitigt >). 

4. In den Diözejen der acht alten Provinzen Preußens iſt 
zur Beforgung der Weihen ein befonderer Weihbiſchof angeftellt 
und ſtaatlich beſoldet. Derfelbe wird vom Biſchof vorgeichlagen 
und dann vom Papft zum Biſchof in partibus infidelium er- 
nannt 9). 


5. In den deutſchen Bisthümern, Erzbisthümern und apofto- 
liichen Bilariaten beftehen noch verſchieden geftaltete bijchöfliche 
Kollegialbehörden, theil8 zur Mitwirkung an der Diözefanverwal- 


— 


1) Päpſtliche Bulle vom 16. Auguft 1821 Provida solersque. 

2) Statut des Biſchofs von Limburg vom 31. Oft. 1868, mit Geneh⸗ 
migung bes Königd und bes Papſtes erlaffen. (Friedberg, Staat und Bi- 
ſchofswahlen, 1874, ©. 425.) 

8) Konlorbat vom 24. OH. 1817, Art. 3. 4. Zirkumffriptionsbulle vom 
1. April 1818. Silbernagel, ©. 40. 

%) Organ. Artitel vom 8. April 1802, I, At. 35. 

s) Sessio 24 c. 3 u. 20 de reform. 

6) Die Bulle „de salute animarum‘ vom 16. Juli 1621 nennt biefen 
Weihbiſchof ungewöhnlicher Weile „episcopus suffraganeus“, Eichhorn, 
Kirchenrecht 1, 643. 
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tung, tbeil® zur Ausübung der bijchöflichen Gerichtsbarkeit. Die- 
felben führen den Titel „Seneralvilariat”, „Offizialat“, „Ordi⸗ 
nariat”, „geiftlicher Rath". In Württemberg werben die ſämmt⸗ 
lihen Funktionen dieſer verichtevenen Behörden durch das Dom- 
fapitel unter dem Vorfig des Delans ausgeübt. Die Metropoliten 
baben weiter Kollegien zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter 
Inſtanz über die Diözefen der Provinz. 

6. Gericht dritter und legter Inftanz ift das f. g. Proſynodal⸗ 
©ericht, beſtehend aus höheren deutſchen @eiftlichen, welche ver 
Bapft mit diefer Vollmacht ausſtattet ). Diefes delegirte Gericht 
vertritt die fehlende Provinzialiynode. 

T. Bei erledigtem Bilchofsftuhl werden gewiffe Nechte des 
Biſchofs durch einen Bisthumsverwejer (Kapitularvilar) verwaltet. 

8. Dibdzeſanſynoden, d. h. vom Biſchof berufene Verſamm⸗ 
lungen der Pfarrgeiftlichleit ver Diözeſe mit bloß berathenber 
Stimme, beftehen in keinem deutſchen Staat; ebenjo wenig 

9. Provinzialſynoden oder Ronzilien, nämlich Verſammlungen 
der Bifchöfe einer Kirchenprovinz unter Vorſitz des Metropoliten. 

10. Konfeffionelle, d. h. mit Katholiken befegte Staats- 
behörden find : die Königlichen katholiſchen Konfiftorien zu Hildes- 
beim und Osnabrück für die Provinz Hannover, in Württemberg: 
ter katholiſche Kirchenrath zu Stuttgart, in Baden der „Katho⸗ 
liſche Oberſtiftungsrath“ 2). 


8. 120. 
a) Beſetzung des Biſchofsamtes. 


1. In allen deutſchen Staaten richtet ſich ſeit neuerer Zeit 
bie Beſetzung der Erzbisthümer und Bisthümer in den wichtigeren 
Beziehungen nah Staatsgejegen, nicht mehr nach bloßen 
Verordnungen oder kirchlichen Vorjchriften. 

2. Die Trage, warn ein bifchöflicher Stuhl als erledigt an- 
zufeben und zu feiner Wiederbeſetzung zu jchreiten jet, iſt wiederum 

1) Z. B. ift als Richter britter Inftanz für die Diözeſe Rottenburg durch 
päpfl. Breve vom 6. Dez. 1870 auf zehn Sabre ber Biſchof von Augs⸗ 
burg delegirt. (Vogt, 1876, S. 256, Anm. 4.) 

2) Bol. Bd. 1, 403— 404 und 429. Der katholiſche Oberlirchenrath zu 
Karlsruhe ift 1862, der zu Darmftabt ſchon 1832 aufgehoben. - 
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in erſter Linie nach den Staatsgeſetzen zu beantworten. 
Dieſe kennen folgende Gründe der Erledigung: a) Tod des Bi- 
ihofs. b) Entjagung und Abdanfung (resignatio et abdicatio), 
welche der Biſchof auch ohne Erlaubniß des Papjtes, ungeachtet 
der entgegengejegten Beſtimmung des Kanoniichen Rechts, giltig 
erklären fann!). c) Wenn der Biſchof durch Urtheil der ordent- 
lichen Gerichte des Staates oder durch den Gerichtshof für kirch⸗ 
fihe Angelegenheiten feines Amtes entjegt worden ift, da ſolche 
Berurtbeilungen die „Erledigung der Stelle” zur Folge haben 
jollen9. Das Kanoniiche Recht, welches der weltlichen Gewalt 
überhaupt jede Gerichtöbarkeit über Biſchöfe beitreitet, betrachtet 
in einem ſolchen Fall den Biichof nur als „thatjächlih” an der 
Ausübung jeiner Nechte gehindert, den Bilhofgjig nur als „im- 
pedita‘‘, nicht als „vacans‘‘ 3). Bloße Verhinderung ber Aus- 
übung bijchöflicher Funktionen durch Krankheit, Altersichwäche over 
Adwejenheit bat einen Zwang zur Nieverlegung des Amtes, eine 
unfreiwillige Emeritirung, nicht zur Folge, unter Umftänden aber 
Beſtellung eines Koadjutors. 

3. Die erzbiſchöflichen und biſchöflichen Stühle der deutſchen 
Diözeſen, mit Ausnahme derjenigen in Bayern und Elſaß⸗Loth⸗ 
ringen, werben durch Wahl der Domkapitel bejegt. Eine Devo⸗ 
lution des Beſetzungsrechts an den Papjt findet nicht jtatt. Im 
Bayern ernennt der König, jofern er fich zur katholiſchen Religion 
befennt, die Erzbiichöfe und Biſchöfe. Das Recht zur Beſetzung 
der biichöflihen Stühle zu Straßburg und Metz kam bis 1870 
dem Oberhaupt des franzöfiihen Staates zu, iſt aber auf den 
deutjchen Kaifer nicht übergegangen, weil verjelbe nicht Katholik 
it. Bis jetzt fehlen neue Beſtimmungen. 

4. Die allgemeinen jtaatsgefeglichen Vorſchriften über die 


ı) Preußiſches Landrecht von 1794, 2, 11, 8.102. Nach unferm beu- 
tigen Öffentlichen Recht bat jeder Deutfche Freiheit der Selbfibeflimmung 
über feine PBerfon und über die Wahl feines Berufs. 

2) Ausgeſprochen im Gefeg vom 11. Mai 1873 über bie Borbildung 
und Anftellung der Geiftlihen, $. 21; im Gefeg vom 12. Mai 1873 über 
bie kirchliche Disziplinargewalt, $. 24, und im Geſetz vom 22. April 1875, 
betreffend die Einftellung ber Leiftungen aus Staatsmitteln, 5. 12—14. 
(8.5. 196.) 

3) Schulte, Lehrbuch des katholiſchen Kirchenrechts, 1873, ©, 274. 
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Bedingungen zur Erlangung geiſtlicher Aemter finden auch auf 
die Biſchöfe Anwendung. Nach den kanoniſchen Vorſchriften iſt 
zur Erlangung des Biſchofsamtes das vollendete 30. Lebensjahr 
erforderlich !). 

5. Die Wahl darf nur auf eine Perjon fallen, bezüglich 
welcher fich das Domkapitel vor der Wahl auf beftimmt vor» 
geihriebenem Wege verjichert Hat, daß jie dem Landesherrn ges 
nehm ſei. a) Ueberall it es berechtigt, eine Lifte mit mehreren 
Namen einzureichen; in den Diözefen der acht alten preußiichen 
Provinzen kann es aber ebenjo gut einen einzigen Kandidaten bes 
nennen und bie fönigliche Entjchliegung über deſſen Annehmbarkeit 
erbitten; die preußifche Regierung bat fein Necht auf Vorlegung 
einer Lite mit mehreren Namen ?). In ven Diözejen Hildesheim 
und Osnabrück, jowie in denen der oberrheiniſchen Kirchenprovinz 
muß eine Lifte mit mehreren Namen eingereicht werden, wenn 
ſich die Negierung nicht mit der Nennung nur Eines Kandidaten 
zufrieden gibt und diejen al® persona grata bezeichnet. ‘Die viſte 
muß innerhalb eines Monats eingereicht werben, bet Vermeidung 
von Disziplinarjtrafen oder QTemporalienfperre. b) Der Bejcheid 
de8 Landesherrn wird durch den Kultusminijter und unter deſſen 
Kontrafignatur ertheilt, eine Frift dafür bejteht nicht, ſondern es 
muß das Domkapitel unter allen Umjtänden den Beſcheid ab⸗ 
warten). Ueber die Gründe, die den Landesherrn veranlaſſen, 
die Wahl eines Kandidaten al8 minder genehm zu bezeichnen, kann 
Niemand Auskunft begehren, und Berufung dagegen finvet nicht 
ſtatt“). c) Der Landesherr kann die ſämmtlichen Kandidaten 
als minder angenehm zurückweiſen, alfo die ganze Liſte verwerfen. 
In diejem Falle ift das Domkapitel verpflichtet, eine neue viſte 
einzureichen, welche abermals gänzlich verworfen werden kann 5). 
In den Diözefen Hildesheim und Osnabrüd jowie denjenigen der 


1) Hinſchius, Kirchenrecht 1, 19. 

2) Friedberg, Staat und Bifchofswahlen, 1874, ©. 368. 

2) Hinfchins, Die preußifchen Kirchengeſetze des Jahres 1873, S. 159. 

*) Hierin befonber® unterfcheidet fi) da8 Veto bei Bifchofswahlen von 
dem allgemeinen Einfpruchsrecht, wie es der Regierung bei Beſetzung aller 
geiftlichen Aemter zulommt. 

) Friedberg, Staat und Bifchofswahlen, 369379. Schulte, Die Rechts⸗ 
frage, 56 u. 72. 
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oberrheiniſchen Kirchenprovinz joll auf der Lifte eine genügende 
Zahl von Kandidaten übrig bleiben müflen, um unter ihnen eine 
Wahl vornehmen zu können!) Es darf aljo nit bloß Ein 
Name übrig fein, wogegen zwei volllommen genügen, wie aud 
die Berbandlungen über die Bullen dies beftätigen 2). 

6. Die Biihofswahl foll innerhalb drei Monaten erfolgen S), 
ohne daß jedoch Verfäumniß der Frift den Verluft des Wahlrechts 
nach fich zöge. In Preußen wird, wenn ein erledigter bijchöflicher 
Stuhl nicht innerhalb eines Jahres nach der Erledigung mit einem 
ftaatlih anerkannten Bifchofe wieder beſetzt ift, das dem bijchöf- 
lihen Stuhle gehörige und das der Berwaltung deſſelben oder des 
jeweiligen Bijchof8 unterliegende bewegliche und unbewegliche Ver- 
mögen einem ftaatlihen Kommiſſär in Verwahrung und Verwal⸗ 
tung gegeben *). 

7. Bei der Wahl entfcheibet ftets einfache Mehrheit. Wählt 
das Kapitel mit Zuftimmung der Regierung eine Perjon, Die wegen 
eines Mangels Hinfichtlich ver kanoniſchen Eigenjchaften noch päpit: 
liher Dispenfation zu ihrer Wählbarkeit bedarf, jo ift auch dazu 
nicht Zweidrittelmajorität erforderlich, wie dies jonjt bei der Bo 
ftulation der Fall war). 

8. Das Wahlrefultat ift in Preußen zunächit dem zur Wahl 
gefenveten landesherrlichen Kommifjar durch Aushändigung Des 
Wahlprotokolls mitzutbeilen, und es darf die Berfündigung deifelben 
nur Durch diefen ober mit feiner Genehmigung ftattfinden. Der 
Kommiffär hätte die Verkündigung natürlich zu fiftiren und bie 
Sache der Regierung vorzulegen, falls das Domkapitel mit Ber- 
legung feiner Pflicht eine vom Landesherrn nicht als genehm ar: 
erfannte Perfon gewählt haben jollte. — In Württemberg beiteht 
dieſes Hecht der Regierung nicht mehr ®). 


1) religquo tamen manente sufficienti candidatorum numero, ex 
quo novus episcopus elegi valeat. 

% Friedberg, Staat und Bilchofswahlen, 395. 

3) C. 35. D. 43 (conc. Lat. U. 1139); c. 41 X de elect. 1,6. 
(Innoc. III in conc. Lat. IV. 1215.) 

4) Geſetz vom 20. Mai 1874, 8. 8. 

8) Bulle für Breußen vom 16. Juli 1821: — „mit Aufhebung — jedes 
Unterfchiedes von Wahl und Poftulation‘‘ (alia quacumque consuetudine, 
nec non electionis et postulationis discrimine — — sublatis\. 

°) Hauber in Dove's Zeitjchrift für Kirchenrecht 2, 382. Golther, De 
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9. Durch die erfolgte und publizirte Wahl erlangt der Ge⸗ 
waͤhlte ein ausſchließliches Recht auf Erwerb des Biſchofsamtes 
inſofern, als das Kapitel die Wahl nicht rückgängig machen, nicht 
einen Andern wählen kann. Binnen Monatsfriſt muß er er⸗ 
Hören, ob er die Wahl annehme, wibrigenfall® er als ver. 
zichtend gilt. 


10. Zur Ausübung biichöflicher Funktionen berechtigt erft bie 
Ableiftung des Verfaffungs» oder Gehorſamseides an den Staat 
und der Empfang einer lanbesherrlichen oder anderen ftaatlichen 
Anerfennungsurfunde. Erſt nach diefen Alten darf auch die Kon⸗ 
ſekration ftattfinden ?). 

Der Konſekration gebt der ſ. g. Informationsprozeß voraus, 
welchen ver Papſt durch einen deutſchen Biichof führen laſſen 
muß, und fodann die Konfirmation oder Injtitution ſeitens des 
Papftes 2). Ein willfürliches Verwerfungsrecht fommt dem Papſt 
ſelbſt nach Kanoniſchem Recht nicht zu, obwohl freilich deſſen Be⸗ 
jtimmungen über die Gründe der Verweigerung vag und dehnbar 
find. — Binnen drei Monaten nach erfolgter Konfirmation wird 
dann die Konjelration an einem Eonntag in der Kathedrale des 
betreffenden Bisthums durch einen mit päpftlicher Vollmacht ver⸗ 
jehenen Biſchof unter Affiftenz von zwei anderen Bilchöfen ober 
Prälaten vollzogen, wobei der Bifchof dem Papft einen Gebor- 
ſamseid leiftet. 

Die Konfelration verleiht das Necht zur vollitändigen Aus» 
übung der bijchöflichen Nechte, auch das Necht zur Dienftentlaffung 
und Entjegung von Klerikern. 


Staat und die katholiſche Kirche in Württemberg, 1874, S. 299, wonach 
Friedberg, Staat und Bifchofswahlen, 1874, ©. 422, zu berichtigen ifl. 

1) Landesherrliche Verorbnung in den Staaten ber oberrhein. Kirchen- 
Provinz vom 30. Januar 1830, $. 16. 

2) Fir Bayern beftimmt ber I. Anhang zur IL Berfafiungsbeilage vom 
26. Mai 1818 (da8 Konlorbat), Art. 9 ausdrücklich, daß ein vom König 
emannter Bifchof ober Erzbiſchof vor der erlangten kanonifchen Einſetzung 
durch den Papſt nicht befugt fein fol, fih auf irgend eine Weife in die Lei- 
tung oder Verwaltung ber betreffenden Kirche einzumifchen. — Aehnlich für 
Elfag-Lothringen die Organ. Artilel vom 8. April 1802, I, Art. 18. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 8 
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8. 121. 
b) Ernennung eines Generalbitars, Aufftellung eines Koadjutors un, 
im Falle der Erledigung des Stuhls, eines Bisthumsverweſers. 

1. Der Biſchof kann zu jeiner Unterftügung einen General- 
pilar oder auch einen Offizial ernennen und Kat in der Wahl 
der Perjon ganz freie Hand, obwohl thatjächlich die Generalvikare 
aus der Zahl der Domlkapitulare genommen zu werben pflegen. 
Die dem Generalvifar oder Dffizial aufgetragenen Rechte find 
jeden Augenblid beliebig beſchränkbar ober ganz entziehbar. Ipso 
jure erlöfchen bdiefelben mit dem Tod des Bilchofs, ferner wenn 
berjelbe jein Amt niederlegt oder deſſelben vom Staat oder mit 
Einwilligung des Staats durch Urtheil einer veutichen kirchlichen 
Behörde entjett wird. 

2. Koadjutor ift ein Stellvertreter des Bifchofs, welder 
die ganze biſchöfliche Jurispiktion, und zwar fraft eignen Nechts, 
nicht als bloßer Beauftragter des Bilchofe, ausübt. Er muß, ſo— 
bald er die Weihefunktionen ebenfall® ausüben will, die Biſchofs⸗ 
weihe befiken. Seine Beftellung fann in der Weife erfolgen, daß 
er im Falle der Erledigung des Stuhls von Rechtswegen volle 
berechtigter Bilchof wird, weshalb er auch von Anfang an auf 
diefes Bisthum konſekrirt wird (Coadjutor perpetuus cum jure 
succedendi), oder jo, daß die Stellvertretung nur während des 
Bedürfniſſes dauert (Coadjutor temporarius). — Ein Bedürfniß 
zur Aufftelung eines Koadjutors kann infofern allerdings eintreten, 
als weder das ftaatliche noch das Firchliche Necht die zwangsweiſe 
Penfionirung eines Biſchofs wegen Dienftuntauglichleit kennt (vgl. 
oben ©. 110), obwohl Beitimmungen bHierüber ſehr zweckmäßig 
fein würden. Ein ©eneraloifar reicht nicht Bin, weil er nur Des 
auftragter des Biſchofs ift, und ein Bisthumsverweſer kann bei 
befegtem Stuhl nicht gewählt werden. ®enauere ftaatsgejegliche 
Vorſchriften über Beſtellung von Koadjutoren bejtehen nur im 
Geltungsgebiete des Preußifchen Allgemeinen Landrechts von 1794, 
nämlich die Beitimmungen in Thl. 2, Tit. 11, 8.1015—1021 des 
Landrechts. Diejelben haben durch die DVerfaffungsurkunde vom 
31. Sanuar 1850, Art. 15, ihre Geltung feineswegs verloren !). 

) So aud Th. Meier, Das preußifche gemeine und provinzielle Kirchen⸗ 
reiht, 1868, ©. 421. Anderer Meinung ift Hinfchius 2, 257 und Richter 
(Dove), 1874, ©. 385. 
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Für die übrigen preußiſchen Provinzen und die übrigen deutſchen 
Staaten iſt die Frage aus allgemeinen ſtaatskirchenrechtlichen Ge⸗ 
fichtspunkten zu beantworten, und regelmäßig aus dem Schweigen 
der Geſetze die Unzuläſſigkeit der Beitellung von Koadjutoren zu 
vermuthen. 

3. Sobald ein biſchöflicher Stuhl erledigt iſt (vgl. S. 109), 
iſt zur Verwaltung der geiſtlichen Rechte des Biſchofs vorläufig 
ein Bisſsthumsverweſer oder Kapitelsvikar (Vicarius 
eapitularis), für die Verwaltung des Vermögens ein Dekonomus 
zu beitellen. ‘Diefelben werden vom Domtapitel innerhalb acht 
Zagen gewählt‘). In Preußen Tann in dem Galle, wenn die 
Stelle eines Biſchofs in Folge Urtheils eines ftaatlichen Gerichts 
erledigt worden iſt, das Domtlapitel eine Aufforderung bes Ober 
präfidenten abwarten, muß aber dann innerhalb zehn Tagen nach 
Empfang verfelben wählen). Es kann den vom früheren Bifchof 
beitellt gewefenen Generalvifar zum Kapitelsvifar wählen, braucht 
e8 aber nicht ?). Läßt das Domlapitel die Frift verjtreichen, jo 
devolvirt das Beftellungsreht an den Metropoliten der Kirchen- 
provinz, bei eremten Bisthümern an den nächſtgeſeſſenen Biſchof, 
bet unbefegtem Stuhl ftatt deſſen an die Kapitel. Devolution 
an den Bapft tritt niemals ein. 

In Breußen muß, wer bifchöfliche Nechte während Erledigung 
des bifchöflichen Stuhls ausüben will, dem Oberpräfidenten jchrift- 
lihe Mittheilung machen, den Umfang der auszuübenden Rechte 
angeben, den ihm ertheilten kirchlichen Auftrag darthun und nach⸗ 
weiſen, daß er bie perfünlichen Eigenſchaften befite, welche das 
Sefeg vom 11. Mai 1873 fordert. Auch muß er zugleich aus- 
brüdlich erklären, daß er bereit fei, ven Verfaffungseid zu leiften. 
Nah Leiſtung dieſes Eides bringt der Oberpräfident durch den 
Staatsanzeiger und durch ſämmtliche im bifchöflichen Sprengel 
eriheinende Amts- und Kreisblätter zur öffentlichen Kenntniß, 
mit welchem Tage die Amtsthätigkeit des giltig beftellten Bis⸗ 
thumsverweſers begonnen bat, und ebenjo jpäter, mit welchem fie 
enbigt. 


— — — 


2, Concil. Trid. Sessio 24. c. 16. de ref. 
2) Geſetz vom 20. Mai 1874. 
2) Eichhorn, Kirchenrecht 1, 639, Anm. 
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Das Amt des Kapitularvilars endigt, fobald ein ſtaatlich an- 
erkannter Biſchof das bifchöfliche Amt antritt. Das Kapitel bat 
nicht das Recht, den Bisthumsverweſer feines Amtes zu ent 
ſetzen. Es kann ihn auch nicht bloß auf beitimmte Zeit ober mit 
Vorbehalt des Widerrufs wählen. 

In Preußen endigen, wenn der Biſchofsſtuhl nicht innerhalb 
Sahresfriit mit einem ftaatlich anerkannten Biſchof wiederbeſetzt 
ift, die Nechte des Kapitelsvilars zur Vermögensverwaltung (oben 
©. 112), nicht aber feine geiftlichen Amtsrechte. 


8. 122. . 
e) Beſetzung eriedigter Wemter im Domtlapitel. 


Die Befegung erledigter Stellen in den Domkapiteln erfolgt 
in Deutfchland anf verfchiedene Weiſe: 

1. In den älteren Provinzen Preußens ift die Befegung bes 
Domkapitels getheilt zwijchen dem proteftantiichen König und dem 
Biſchof der Diözefe. Lebterer ernennt den Dekan und befett die 
Kanonilate, welche in den Monaten Februar, April, Juni, Auguft, 
Dftober und ‘Dezember erledigt werben, hat jedoch, wie bei allen 
geiftlichen Stellen, ven Namen des zu Exrnennenden dem Ober: 
präfidenten mitzutheilen und 30 Tage lang abzuwarten, ob Eein 
Einſpruch erhoben wird, was nur aus den bejtimmten gejeßlichen 
Gründen gejcheben fann!). Der König ernennt, nad dem Vor⸗ 
bild der ſchon ehemals zu Breslau beftandenen Einrichtung, den 
Propit und vergibt die Kanonikate, welche in den fech8 ungeraben 
Monaten Januar, März, Mai, Juli, September und November 
zur Erledigung fommen. Wenn der Ernannte die fanonifchen und 
ftaatsgefeglichen Eigenfchaften hat, fo muß der Bapit die Bros 
pijion vollziehen. 

2. In den Diözejen Hildesheim, Dsnabrüd, Fulda und Lime 
burg, Mainz, Freiburg, Rottenburg werben bie erlebigten Stellen 
bes Dekans, der Kanoniler und der Domvikare abwechjelungs- 
weile von Ball zu Fall einmal vom Biſchof, das nächite mal vom 


I) Kriedberg, Staat und Bifhofswahlen, 1874, ©. 430, lehrt ebenfalls, 
daß bie Regierung ein freied Ablehnungsrecht gegen minder genehme Per- 
fonen bier nicht befite, leugnet aber bie Anwendbarkeit bed Geſetzes vom 
11. Mai 1873. Richtiger dagegen Hinfchius, Kommentar, ©. 102 u. 159. 
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Domtapitel bejegt, .niemal8 von der Krone ernannt. Allein Bis 
ſchof ſowohl ) al8 Domkapitel haben die Pflicht, vor der Ernen- 
nung oder Wahl fich zu verläffigen, daß die in Ausficht genom⸗ 
mene Berfon eine der Krone genehme fei?) und zu biefem Zwed 
innerhalb ſechs Wochen vom Tage der Erledigung an eine Lifte 
einzureichen, worauf vier Kandidaten genannt find, von welchen 
ber König die minder angenehmen ftreichen kann. Sollten weniger 
als zwei genehme Kandidaten auf der Lifte ftehen bleiben, jo kann 
die Krone Ergänzung ber Lifte fordern; denn dem Biſchof und bezw. 
Kapitel müſſen zwei Kandidaten zur Auswahl übrig bleiben ?). 

In Bayern theilen ſich Biſchof, Kapitel, König und Papit 
in die Bejegung. Die im Februar, Juni und Oktober zur Er- 
ledigung kommenden Ranonilate verleiht der Bifchof frei; für bie 
im April, Auguſt und Dezember erledigten wählt das Kapitel, 
vorbehaltlich päpftlicher Beſtätigung, welche jedoch den jeweiligen 
Bilchöfen übertragen if. Den Dechanten ernennt der König; 
ebenfo beſetzt er die Kanonikate, welche in den ſechs apoſtoliſchen 
oder päpftliichen Monaten (Ianuar, März, Mai, Juli, September, 
November) zu Erledigung kommen). Alles vorbehaltlich der Ber 
ftätigung durch den PBapft, welche diefer jevoch durch Breve vom 
19. Dezember 1824 den jeweiligen Bilhöfen für ihre Perſon auf 
getragen bat). — Den Propft ernennt auf Vorjchlag des Königs 
ber Bapit 9). 

8. 123. 


2. Zuftändigfeiten der Biſchöfe, Domkapitel und jtaatlichen katholiſchen 
Konſiſtorialbehörden. 


Bon den Rechten, welche den Didzeſan⸗ und Provinztaliynoden 
nah kanoniſchem Recht zufommen follen ober dürfen, ebenfo von 


I) Unrichtig Mohl, Staatsrecht db. Königr. Württemberg, 2,496 u. 500. 

2) Breve vom 21. Mai 1827 Diem quem votis etc. Herrmann, ©. 71. 
Moy, Archiv 2, 278. 

2) Darauf deuten bie Worte „zur Emennung eines ber übrigen 
Kandidaten”. 

*) Konlorbat, Art. 70. Circumfcriptionsbulle vom 1. April 1818. 

5) Bermaneber 1865, ©. 418, Note ?. 

°), Konkordat, Art. 10. Nicht veröffentlichte Vereinbarung vom Jahre 
1841. Schulte, Lehrbuch des fatholifchen Kicchenrechts, 1873, S. 298, Anm. 11 
(8. 67). Silbernagel, S. 41, lehrt anders. 
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den Rechten der Metropoliten, welde fie unter Mitwirkung ber 
Provinzialfynoden zu üben haben, braucht bier nicht gehandelt zu 
werben, weil e8 in Deutfchland Feine ſolchen Synoden gibt. Die 
. fonftigen Rechte ver Metropoliten find wenig bebeutend, ſodaß nur 
die Zuſtändigkeiten der Biſchöfe, Domkapitel und Tonfejfionclen 
Staatsbehörden für die Betrachtung übrig bleiben. 

1. Die Rechte des Biſchofs find theils folche, die ihm kraft 
ber Staatsgefege und des Kanoniſchen Nechts zukommen, theils 
folche, welche er nur vermöge beſonderen päpftlichen Auftrags aus 
übt, welcher Auftrag jedoch herkömmlicherweiſe immer ertheilt wird. 
o A. Eigene Rechte des Biſchofs. 1. Das wichtigfte Vorrecht 
ver Biſchöfe, welches die ftaatliche Gejeßgebung bisher noch un: 
angefochten ließ, ift: daß nur fie fähig find, die Prieſterweihe und 
bie Bifchofsweihe (Konfelration) zu ertheilen. Hierdurch haben 
fie e8 in der Hand, die ftaatlihen Vorjchriften über die Bor- 
bildung der ©eiftlichen und die an den Univerfitäten geltende Hör- 
freiheit zum größten Theil illuforiih zu machen. Auch die Alt 
Tatbolifen haben jene Theorie noch nicht aufgegeben. 2. Der 
Biſchof tft allein befugt, das Sakrament der Firmung zu ſpenden, 
kann jedoch diefe Befugnig ausnahmsweife einem Priefter über: 
tragen. Er allein kann ferner Kirchen und Altäre weiben (lonſe⸗ 
triren) und Kirchhöfe und gottesdienitliche Gefäße einſegnen (bene 
diciren). 3. Er darf am Biſchofsſitz ein Priefterfeminar haben. 
4. Er ernennt in allen deutihen Diözefen einen Theil der Mit- 
gliever des Domkapitels, ernennt und entläßt den Generalvikar 
und die Landdekane, befegt einen großen Theil ber Pfarritellen 
auf Vorſchlag der Proſynodal⸗Examinatoren und ertbeilt den vom 
Landesherrn oder Privatpatronen präjentirten ober nominirten 
Pfarrern die Einfeßung in ihr Amt (Injtitution); auch ernennt 
er alle Pfarrvermwefer frei. 5. Er übt unter Mitwirkung des 
Domlapitel® oder anderer von ihm zufammengefegter kirchlicher 
Behörden die Disziplinargewalt erfter Inſtanz über die Geiftlichen, 
und 6. die Strafgewalt gegen Laien. 7. Für den j. g. Gewiſſens⸗ 
bereich thut er Ausiprüche über katholiſches Eherecht. 8. Er ver 
fünbigt die päpftlichen Bullen nach eingeholtem landesherrlichen 
Plazet, wo dieſes noch in Geltung fteht, fonft unter Mitteilung 
derfelben an die Regierung. 9. In Gemeinjchaft mit dem Dom⸗ 
Tapitel hat er erheblichen Einfluß auf die Verwaltung ſowohl der 
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allgemeinen kirchlichen Fonds der Diözefe, als der Lolalkirchen⸗ 
güter; er bezieht auch mancherlei Gebühren und hat eine palaſt⸗ 
artige Wohnung in Benutzung. 10. Er übt entſcheidenden Einfluß 
auf die Ertheilung des Religionsunterrichts in den öffentlichen 
Lehranſtalten und wird 11. bei der Beſetzung von Lehrſtellen in 
den katholiſch⸗theologiſchen Fakultäten mit Gutachten gehört. 

B. Alle deutſchen Biſchöfe erhalten gewöhnlich von fünf zu 
fünf Jahren päpſtliche Vollmachten (facultates) zur Ertheilung 
von Dispenſationen von kirchlichen Vorſchriften, hinſichtlich deren 
ih der Papſt das alleinige Dispenſationsrecht vorbehalten bat. 
Die Notbwendigkeit, alle fünf Jahre fich diefe facultates quin- 
quernales erneuern zu laffen, tft eines der vielen Mittel, um 
bie Biſchöfe in Abhängigkeit vom römischen Stuhl zu erhalten. 

U. Das Domtapitel bat 1. im Allgemeinen den Biſchof zu 
berathen und mit ihm zu beichließen. Ohne Mitwirkung des Di- 
ichof8 befegt es in gewillen Fällen erledigte Kanonilate im Dom- 
fapitel (außer in den Diözeſen der acht alten preußifchen Pro- 
vinzen). 2. Bei erledigtem Biſchofsſtuhl Hat es zunächſt den 
Bisthumsverwejer (Kapitelsvikar), dann ben Bifchof felbit zu 
wählen (außer in Bahern und Eljaß- Lothringen). 

II. Der königliche Tatbolifche Kirchenrath in Württemberg 
(Bd. 1, 403— 404). Zu dem jeit 1862 ſehr verringerten Ge⸗ 
ſchäftskreis deſſelben gehören: 1. Die Vorfchläge zur VBejegung 
derjenigen katholiſchen geijtlichen Wemter, für welche dent König 
nach dem Gefeg vom 30. Januar 1862 das Patronatrecht ver- 
blieben ift, oder welche vom König frei befeßt werben. 2. Kenntniß⸗ 
nahme von den Prüfungen bei der tbeologiichen Fakultät zu Tü⸗ 
bingen (S.56). 3. Verwaltung des Interkalarfonds in Gemeinjchaft 
mit der bifchöflichen Behörde und Mitaufficht über die Verwaltung 
bes örtlichen Kirchenvermögens. 4. Wichtiger aber als alles Dies tft 
die ihm zukommende Leitung des gefammten katholiſchen Volksſchul⸗ 
weſens einichließlich der katholiſchen Schullehrerfeminarien. 





IX. Abſchnitt. 


Die Mitglieder der Kirchen oder Neligionsvereine, die 
Geiſtlichen und die Patrone. | 


Erſtes Kapitel. 
Kirhenmitgliedihaft oder Angehörigfeit und 
Erwerb und Berluft verfelben. 


8. 124. 

I. Wie die Mitgliebfchaft in einem Neligionsvereine erworben 
und verloren werde und welde Rechte und Pflichten aus der⸗ 
felben entipringen, richtet fich bei den Vereinen mit Korporationd- 
recht, namentlich den privilegirten Kirchen, theils nach Staat 
geſetzen, theils ftaatlich genehmigten Kirchenfagungen. Staate- 
geſetzliche VBorjchriften find über dieſe allerwichtigfte Verfaffungsfrage 
gar nicht zu entbehren, wie ſchon Bo. 1, S. 39—53. 134. 138 
gezeigt wurde und fich noch in den Abfchnitten von ber Organi⸗ 
fation der Kirchengemeinden, ver Verhängung von Kirchenftrafen und 
vom kirchlichen Vermögensrecht ergeben wird. Nur bei Religions 
vereinen ohne Korporationsrecht kann die Regelung der Frage dem 
Geſellſchaftsvertrag mehr überlaflen bleiben und ver Staat ſich 
mit bloß ergänzenden Vorfchriften begnügen. Bei Streitigleiten 
über die Mitgliedſchaft und ihre Folgen entſcheiden in einem Theile 
der Fälle die ftaatlichen Gerichte, Verwaltungsgerichte ober Ver⸗ 
waltungsbehörden, in anberen bagegen unter ftaatlicher Kontrole 
bie firchlichen Behörden oder VBerfammlungen. Allgemeine Grund- 
ſätze hierüber laſſen fih nicht aufitellen, find auch Hein Be 
bürfniß. 
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ILI. Die Mitglieder find theils ſ. g. weltliche oder Laien, theils 
Geiſtliche (Prediger, Religionsviener, Kleriker, Briefter u. f. w.). 

In der evangelifchen Kirche gibt e8 keinen durch Weihen er- 
zeugten Priefterjtand, ber fich eine mehr als einfach menfchliche 
Degabung mit Einfiht, Heiligkeit und Kraft zufchriebe, ſondern 
nur Beamte oder Diener der Kirche oder Gemeinde, welchen aus 
Zwedmäßigfeitögründen die Predigt und die Verwaltung der kirch⸗ 
Iihen Gnabenmittel übertragen wird. Anders in der römiſch⸗ 
katholiſchen Kirche. 

Die weltlichen Mitgliever zerfallen in zwei Hauptklaſſen: 
jolche, welche Wahlrecht und bezw. Wählbarteit bei kirchlichen Wahlen 
beſitzen, und jolche ohne dieſe Vorzüge. Die Rechte der letzteren 
Klafje beitehen in Theilnahme an ven gottesdienftlichen VBerfamme - 
lungen, Feiern, Spenden (Gnadenmitteln, Sakramenten u. }. w.) 
und am NReligionsunterricht, ſowie im Anfpruch auf Beerdigung 
auf dem Firchlichen Friedhof, wo folche befteben, und Theilnahme 
an Tirchlichen Stiftungen. In Bezug auf kirchliche Pflichten gibt 
es feine fo burchgreifenden Unterjchieve, namentlich iſt die Pflicht 
zur Zahlung von Kirchenfteuern nicht auf die Wahlberechtigten be⸗ 
Ichräntt, fondern eine allgemeine. “Der Inbalt der Tirchlichen 
Pflichten kommt in der Hauptjahe in den Beltimmungen über 
Berbängung von Kirchenftrafen zum Ausprud. 

Jedes Familienhaupt befigt Mitglievfchaftsrechte nicht bloß 
für feine eigene Perfon, ſondern auch für die Ehefrau und die feinem 
Erziehungsrecht unterworfenen leiblichen oder angenommenen Kin⸗ 
ber, wogegen auch das Vermögen biefer Familienangehörigen für 
den betreffenden Neligionsverein ftenerbar bleibt. (Vgl. unten 
Nr. V.) 

HI. Die Mitgliebichaft ift ebenſowohl Zugehörigkeit zum Ge⸗ 
jammtverein, zur Gejammtlirche, als zu einem Ortsverein, einer 
Ortskirchengemeinde. Bei den Geiftlichen, auch wenn fie von der 
Gemeinde gewählt werden, fteht fogar ihre Eigenfchaft als Be: 
amte und Diener der Gejammtlirche im Vordergrund. 

Jeder deutſche Katholik gilt in allen deutichen Diözejen als 
Angehöriger ver Gefammtlirche, und ebenfo erkennen die evange- 
liſchen Kirchen die Angehörigen einer deutſchen Kirche gleichen Bes 
fenntnifjes als Kirchenangebörige an, bie unirten evangeliichen 
Kirchen auch jeden Anhänger des reformirten oder lutheriſchen 
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BDelenntniffes. Die badifche Kirchenverfaffung vom 5. September 
1861, 8.1, die preußifche Generalſynodalordnung vom 20. Sanıar 
1876, $. 19, mittelbar auch die großberzoglich heifiiche K. V. vom 
6. Januar 1876, $.9 u. 10, bezeichnen die betreffenden Landeskirchen 
ausprüdlich als Theile der enangelifchen Kirche Deutichlande (ngl. 
Bd. 1, ©. 154 u. 155) und es wäre zu wünfchen, daß bieler 
ven heutigen ftaatsrechtlichen VBerhältnifien entiprechende Grundſah 
überall ausdrücklich Anerkennung fände 2). 

Ueber das Erforderniß der Reichs⸗ oder Landesangehörigkeit 
zur Erlangung geiftlicher Aemter ift ſchon oben ©. 27 — 30 ge 
handelt worben; inwieweit vdiefelben Bedingung bes kirchlichen 
Wahlrecht feien, ift noch unten zu erörtern. 

IV. Ueber Erwerb und Berluft ver Mitgliedſchaft gelten fol- 
gende, vorzugsweife Durch die Staatögejege feitgeftellten Grundſaͤtze: 

1. Erworben wird die eigentliche Mitglievfchaft in der Ge 
fammtlirche lediglich Durch freiwillige Beitrittserflärung eines nad) 
den Staatögefeßen bierzu Dispofitionsfähigen und dazukommende 
Aufnahme feitens der Kirchengemeinfchaft, nicht durch bloße Geburt, 
noch durch Kindertaufe, noch Konfirmation vor erlangtem Unter⸗ 
ſcheidungsalter 2). Das Necht, zu Mitgliedern ver Geſammtklirche 
aufzunehmen, kommt in den evangelifchen Kirchen meiften® ven 
Vorſtänden der Ortslirchengemeinde zu, ohne baß es höherer 
Genehmigung bedürfte, während in der katholiſchen Kirche zur 
Aufnahme von Nichtlatholiten Zuftimmung des Biſchofs erforver- 
lich ift. 

Wer bereits Mitglied ver Geſammtkirche und einer fir» 
Iihen Ortsgemeinde ift, erwirbt bie Zugehörigkeit zu einer anderen 
kirchlichen Ortsgemeinde durch Nieberlaffung in derſelben (feiten 
Wohnſitz, dauernden Aufenthalt). Diefe Wirkung tritt von 
Nechtswegen, und zwar nicht bloß kraft Kirchengefetes, fonbern 


1) Bgl. auch Revidirte Verfaſſung ber ewangelifch-Intherifchen Kirche von 
Didenburg vom 11. April 1853, $. 12. 

2) Bel. ſchon Bb. 1, 51 u. 68. 

3) Preuß. Allg. Landrecht von 1794, 2, 11, $. 260-276. Sacobfon 
1, 234— 237. Rheinland: Weftfalen 5. März 1835, 8. 2. Konftftorialbeirt 
Wiesbaden 4. Juli 1877, 8. 2. Baden 5. September 1861, $. 8. Spohn 
1, 180. Großhergogthum Heflen 6. Jannar 1874, 8. 9. — Ueber das fe- 
nonifche Recht vgl. Schulte, Lehrb. 1873. ©. 221. 284. 
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auch kraft Staatsgeſetzes ein. Die kirchliche Ortsgemeinde 
des Niederlaſſungsortes erlangt vermöge Staatsgeſetzes ein Recht 
der Beſteuerung gegen das ſich in ihr niederlaſſende Mitglied, 
und ungelehrt hat jeder ſich Niederlaſſende ein ſtaatsgeſetz⸗— 
liche s Recht zur Ausübung aller Mitgliedſchaftsrechte, insbeſondere 
der kirchlichen Wahl⸗ und Wählbarkeitsrechte. Man nannte dieſen 
Grundſatz bisher nach dem kanoniſchen Sprachgebrauch Parochial⸗ 
zwang, Pfarrzwang, Einpfarrung, und es hatte derſelbe 
früher eine noch weitere bürgerliche Bedeutung, ſo lange die Ehe⸗ 
ſchließung gültig nur auf kirchliche Weile erfolgen konnte ). 
Uebrigen® dauert die Verpflichtung der Ortögeiftlichen fort, kirch⸗ 
fihe Amtshandlungen nur innerhalb ihres Pfarrbezirts und nur 
an Deitglievern der Pfarrgemeinde zu vollziehen ?). Die früher 
zu Gunſten mancher Perfonenklaffen beftandenen ftaatsgejeglichen ° 
Ausnahmen von diefer Regel, die j. g. Parochialeremtionen , find 
ziemlich überall aufgehoben ?). 

2. Das Recht der Mitgliepfchaft erliicht durch freiwillig förm⸗ 
fh erklärten Austritt und durch völlige Ausſchließung. Auge 
ſchließung bloß von einzelnen Mitgliedichaftsrechten gilt nicht ale 
Beendigung der Mitgliedichaft, befreit aljo nicht von den firchlichen 
Laften. (Vgl. unten 8. 141. Kirchenftrafen.) 

V. Berfonen, welche no nicht zu ihren Unterſcheidungsjahren 
gelommen find (vgl. Bd. 1, 40 u. 53), werben Mitglieder eines 
Religionsvereind nur vermöge des Willens verjenigen, welchen 


1) Streitigfeiten über die Frage, zu welcher von mehreren Ortsgemeinden 
Garochien) ein Mitglied der Kirche zu rechnen fei, werben meiftentheil® durch 
die kirchlichen Behörden entfchteden, vorbehaltlich allenfalls einer Beſchwerde 
an die ſtaatliche VBerwaltungsbehörbe oder an Berwaltungsgerichte. Cine 
Anfehtung der Entſcheidung im Weg der Klage bei den orbentlichen Ger 
richten ift meiſtens ausgeſchloſſen. So 3. B. im Geltungsgebiet des Preuß. 
Allg. Landrechts. Bgl. Allg. Landrecht 2, 11, 8. 111. Entſcheidung des Ge- 
richtshofs für Kompetenztonflilte vom 30. Januar 1858 (I.M. BI. v. 1858, 
&. 267, und vom 8. Februar 1868, Altenftüde aus d. V. d. evangelifchen 
Oberkirchenraths 6, 114— 121). Bol. au Baben 5. September 1861, 8. 8. 
Großherzogthum Heſſen 6. Januar 1874, 8. 9. 

2 Diefe Berpflihtung if vielfach noch jetzt auch eine ſtaatsgeſetzliche, 
ſodaß Zuwiderhandlungen durch Geiftliche von den Staatsbehörden geahndet 
werden können. 

8) Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, $. 277---292. Preuß. Geſetz vom 
3. Juni 1876 (G. S. 154). 
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das Beftimmungsredht über ihre Erziehungsreligion zukommt, und 
fie bleiben es nur fo lange, als dieſer Erziehungsberechtigte nicht 
eine andere Beftimmung trifft, alfo den Austritt für fie erflärt. 

1. Jedes Kirchenmitglied bat ein ſtaats⸗ und kirchengeſetzliches 
Necht, für die feinem Erziehungsrecht unterworfenen Kinder und 
fonftigen Angehörigen die Theilnabme an den kirchlichen Gemein 
Ichaftsrechten anzuſprechen, aljo namentlich Theilnahme an dem 
Religionsunterricht, an Tirchlicden Stiftungen, Begräbniß auf dem 
firchlichen Friedhof u. |. w., und auch nach dem Tode bes Er⸗ 
ziebungsberechtigten genießen Die Kinder u. ſ. w. dieſes gefetliche 
Recht fort bis zur Erreichung des Selbftbeftimmungsalters. Um⸗ 
gelehrt bleibt das Vermögen diejer unjelbftändigen Kirchenmitglieder 
auch für diefe Kirche fteuerbar. — Austritt des Erziebungsbered- 
tigten aus dem Neligionsvereine endigt im Zweifel auch die Rechte 
und Pflichten der zu Erziehenden. 

2. Im größten Theil von Deutſchland beiteht kein ſtaats⸗ 
gefeßliches Hinderniß, daß ein Erziehungsberechtigter obne jeine 
Kinder aus jeiner Kirche austritt und umgekehrt jeine Kinder 
in einen andern Religionsverein aufnehmen läßt ohne jelbft über- 
zutreten. Kein Religionsverein ift aber ſtaatsgeſetzlich verpflichtet, 
jolche Kinder zu behalten, bezw. aufzunehmen. Hat ber Berein 
aber die Fortdauer ihrer Mitglievfchaft anerkannt, bezw. die Auf 
nahme bewilligt, fo fann er auch das Vermögen biefer Kinder zu 
den Kirchenfteuern beranzieben. 

3. Die Frage nach den näheren VBorausjegungen und Formen 
folder Aufnahme» und bezw. Austrittserflärungen Erzichungs 
berechtigter läßt fich weber für alle deutſchen Staaten überein. 
jtimmend noch überhaupt ganz ficher beantworten. Die Beitim- 
mung, daß ein Kind in der Religion eines beftimmten Neligione- 
vereind erzogen werden folle, wird in vielen Fällen als Geſuch 
um Aufnahme und nach der anderen Seite als Erklärung de 
Austritts für dieſes Kind angefehen werben können, aber in allen 
Fällen läßt fich dies wohl nicht behaupten. Klare und zwar ſtaats⸗ 
gefegliche Borichriften find hierüber ſeit Einführung der Kirchen 
fteuern noch nothwendiger geworben. 

VI. Seitdem die Kirchen die Führung der Civilftandsregifter 
verloren haben, laſſen biejelben befondere Regiſter über ihre An 
gehörigen (j. g. Tamilienregifter u. |. w.) führen. 
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Zweites Kapitel, 
Die Beiftlihen (Seelforger, Religionsdiener, 
Kleriker). 


8. 125. | 


1. Die Berufung in das edangeliiche Seelforgeramt und die Ertheilung 
der Weihen in der katholiſchen Kirche (Ordination). 


I. In der evangelifchen Kirche begründet die Ablegung 
der wiſſenſchaftlichen und praftiichen Prüfungen für das evange⸗ 
liſche Predigtamt zwar die Erlaubniß, in Vertretung eines ange- 
jtellten Geiftlichen zu prebigen und Neligionsunterricht zu ertbeilen; 
Dagegen gibt erft die förmliche Berufung oder Einführung in das 
Brebigeramt das Recht zur Ausübung aller darin gelegenen Amts- 
befugniffe 1), wie 3. B. Vorfig im Presbpterium, Theilnahme an 
Spnoden, Bollziehung von Taufen, Trauungen, Austheilung des 
Abendmahls. Dieje fürmliche Berufung ift daher auch erforderlich 
zur jelbftänbigen proviforiichen Verwaltung eines ſolchen Amts 
(für Pfarrverwejer oder Pfarrverwalter, Pfarrgehülfen.. Tür 
dieſe Berufung haben die meiften evangeliichen Kirchen zwar ben 
in ber rvömifchen Kirche geltenden Namen „Ordination bei- 
behalten 2); aber die dabei üblichen äußeren Handlungen, wie 
Dandauflegung, find unwefentlih; ihr Unterbleiben berührt nicht 
die Gültigfeit der Einführung und nicht die Gültigkeit und Kraft 
der von dem Prediger vorgenommenen Amtshandlungen. Den 
Theorien mancher über » orthoboren Geiftlichen und Yuriften, wo⸗ 
nad die Berufung in manchen Beziehungen der römiſchen Ordi⸗ 
nation nabe fommen und ein f. g. „Amt der Schlüffel” begründen 


1) Breuß. Alg. Landrecht von 1794, 2, 11, $. 63. Babifche Tirchliche 
Berorbnung vom 20. Juni 1865 für bie Pfarrlanbibaten, 8. 1. (Spohn 
2, 157.) 

2) In Württemberg wurde die Einführung in das geiftliche Amt bis 
zum Jahre 1854 nicht Orbination, fondern „Inveftitur” genannt (vgl. Gaupp 
1,215); erſt die vom erweiterten Konfiftorium vertündigte neue „Orbinations- 
und Imveftiturorbnung‘ vom 15. November 1854 bezw. 9. Sanuar 1855 bat 
den Namen eingeführt. Vgl. v. Hauber 1, 55—55 und Nachträge zu 
TH. 1, ©. 3. 
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ſoll i)y, geht überall in Deutſchland bie firchliche Anerkennung ab. 
Die Orbination findet nur bei dem eriten Eintritt in das Pre 
bigeramt jtatt, wirb nicht beim Uebertritt in ein anderes Amt 
wiederholt. Alle deutſchen evangelifchen Kirchen erfennen gegen 
feitig ihre Orbinationen als gültig an?). 

1. Vorausfegungen der Berufung zum geiftlichen Amt (ver 
Ordination) find: a) Ablegung der Tirchlichen Prüfungen und aljo 
auch der Nachweis der vom Staat vorgeichriebenen wiflenichaft- 
lichen Vorbildung (vgl. oben ©. 35) 9). b) Ein beftimmtes Lebens- 
alter). ce) Die nöthige Lörperliche Befähigung. d) In den 
meiften evangelifchen Kirchen wird außerdem gefordert, daß ber zu 
Drdinirende bereitd von einer Gemeinde zum Prediger gewählt, 
oder von einem Patron präjentirt oder vom Kirchenregiment zur 
Verwaltung eines geiftliden Amtes bezeichnet oder auserfehen fei?). 
Es ift dies nicht bloße Anlehnung an die fanonifchen Grundſäatze 
vom Orbinationstitel, fondern joll dem Mißverſtändniſſe vor- 
beugen, al8 wenn die proteftantifche Ordination einen vom Laien: 
itand verjchiedenen Klerikalſtand begründe. 


2. Die Vollziehung der Ordination erfolgt in vielen deutſchen 
Kirchen in der Gemeinde, in welcher ver zu Ordinirende zuerit 
ein geiftliches Amt übernimmt, fällt alfo mit der Einführung zu- 
jammen 9); anderwärts gebt fie ihr wenigſtens unmittelbar vorher. 


2) Heppe in Dove's Zeitſchrift 18, 242 — 255. 1876. Jacobſon 2, 351 
Anm. Bol. aud unten: Beendigung des Seelforgeamteß. 

2) Manche Staatögefee verboten früher die Annahme der Orbination 
bei auswärtigen firchlihen Behörden. Bgl. Jacobſon 2, 382. 

5, In Bayern kann die Ordination ausnahmeweife der Anftellungs- 
prüfung voraußgeben. (Erla des Oberfonfiftoriuns vom 18. Ian. 1833. 
N.A.H. 1, 285 — 289.) 

9 Im Königreih Sachſen und in ben ehemals ſächfiſchen Landestheilen 
Preußens vollenbete® 21. Lebensjahr, Württemberg halb zurüdgelegte® 24., 
in ben meiften preußifchen Provinzen vollendetes 24. oder auch 25., in Baden 
vollenbete® 25. 

>) Preuß. Allg. Landrecht von 1794, 2, 11, 8.65. Rheinland⸗Weſtfalen 
5. März 1835, 8. 112. 

°) Rheinland -Weftfalen vom 5. März 1835. $. 113: „Die Orbination 
zum Prebigtamte gefchieht in einer Sffentlihen gottesdienftlichen Verſammlung, 
unter Mitwirtung der Moderatoren ber Kreisiynobe, von dem Superinten- 
denten (Delan) an einem von bdiefem beftimmten Tage vor der Gemeinde 





Orbination. 127 


Ste geſchieht vermöge befonderer Ermächtigung des Konfiftoriums 
durch den Dekan (Superintendenten)!) oder durch den General- 
juperintendenten 3), oder auch durch bie geiftlichen Räthe des Kon- 
fiftoriums >), 

1. In ver römiſch-katholiſchen Kirche gelten folgende 
Grundſätze: 

1. Sie hat gegenwärtig der Theorie nach ſieben verſchiedene 
Weihen (ordines, ordinationes), durch welche in ſiebenfacher 
Stufenleiter eine beſondere Heiligkeit und kirchliche Befugniß, ſo⸗ 
wie kirchliche Verpflichtungen begründet werden. Die vier niederen 
Weihen (ordines minores sive non sacri), welche längſt keine 
erhebliche praktiſche Bedeutung haben, find die 1) des Oſtiarius 
(Pförtnere, Thorwarts), 2) des Lectors, der aus den heiligen 
Schriften vorzulefen und die Bücher aufzubewahren hat, 3) des 
Eroreifta (Teufelöbeihwörers oder ZXeufeldaustreibers), 4) des 
Akolutha oder Akoluthus, d. h. des Begleiter, Meßgehilfen. Bor 
der Ertheilung der niederſten Weihe erhält der zu Weihende die 
Tonjur, d. h. es wird ihm das Haupthaar auf dem Wirbel in 
beftimmtem Umkreis abgefchoren, was dann täglich zu erneuen ift. 
Diefes Zeichen bringt die Aufnahme in den „Klerus, vie Bei—⸗ 
legung der äußeren Vorrechte des Klerus im Verhältniß zu Laien, 
und die Unterwerfung unter die Gerichtsbarkeit des Biſchofs 
äußerlich zur Anfchauung %); fie ift gleichfam Zubehör des Priefter- 
Heides. Die drei Höheren Weihen (ordines majores s. sacri) 
find diejenigen des Subpialonus (6), des Diakonus (6), des 
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des Ordinanden.“ Bgl. auch $. 62— 64. Verordnung des badiſchen evan⸗ 
geliſchen Oberkirchenraths vom 2. Juli 1867, 8. 2 (Spohn 2, 164). Auch 
in Württemberg iſt dies Regel. 

1) Rheinland» Weftfalen 5. März 1835, 8. 113. Württemberg (Kapff, 
Handb. 1869. ©. 6). Baden (Spobn 2, 157). Großherzogthum Heſſen 
6. San. 1874, 8. 127, Nr. 2, aber auch $. 132. 

2) In den öſtlichen Provinzen Preußens feit 1829. Inftruftion für bie 
Generalfuperintendenten vom 14. Mai 1929, $. 22. In ber Provinz Branden- 
burg ordinirt jeboch der Propſt von Berlin (Richter, Beiträge 68. Jacobſon, 
2, 382). 

2) In Bayern. SInftrultion vom 8. September 1809, 8. 27. Silber- 
nagel 145. 

ı Schulte, Lehrbuch bes katholiſchen Kirchenrechts. 1873. S. 193. 
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Prieſters, Presbyters (7). Empfang der Subdiakonatsweihe ver- 
pflichtet zum GCöltbat?). 

Die Weihe zum Priefter (Presbyter) unterjcheivet fich von 
allen geringeren dadurch, daß fie die Fähigkeit ertheilt, im Meß—⸗ 
opfer Brod und Wein in Leib und Blut Chriſti zu verwandeln. 
Site macht zum sacerdos, begründet die Vollmacht, welche „sacer- 
dotium“ genannt wird, im Gegenſatz zum bloßen „ministerium‘“ ?), 
und ift eines der fieben Saframente ?). 

Zwei Weihen befonverer höchſter Art, die gewöhnlich umter 
den Weiben gar nicht mitgezählt werben, find die Biſchofsweihe 
und die Papitweihe. ‘Die erftere begründet allein die Kraft, das 
Prieftertfum durch Mittheilung des heiligen Geijtes fortzu- 
pflanzen; nur der Biſchof kann die Priefterweihe fpenden. Ob 
ein bloßer Priefter vom Papft ermächtigt werben könne, die Dia 
konatsweihe zu ertbeilen, ift beſtritten). — Die Altkatboliten 
balten zwar an der Fatholiichen Lehre über den Klerus in einer 
gewifjen, nicht ganz Haren Ausdehnung feit, die von ihnen an- 
genommene Verfaſſung iſt aber ver ewangelifchen Preöbgterial- 
und Synodalverfaſſung nachgebilbet. 

2. Alle Weihen pflegt der Biſchof (auch die Bifchöfe in par- 
tibus infidelium, Weihbiſchöfe) zu ertheilen, und er allein ift, wie 
angeführt, fähig zur Ertheilung der Prieſter⸗ und Diafonats- 
weibe®). 

3. Abfolute Vorausjegungen der Ordination find männliches 
Geſchlecht und Empfang der Taufe, fowie für Ertheilung jedes 
höheren Weihegrades Befig aller vorausgebenvden 6) Weihen. 
Ungetaufte find weibeunfähig (incapaces). Den Bijchöfen if 
ferner die Ertheilung der Weihe an Solche unterfagt, die an ge 
wiffen Mängeln (irregularitates) leiden, fo zwar, daß die trotr 

1) Schulte, Lehrb. 216. 469. 470. 

2) Hinfchius, K. d. Kath. 1, 1. 1869. 

2) Ob auch die Dialonatsweihe Satramentseigenfchaft habe, ift beftritten. 

*) Hinſchius 1, 82. 

s) Früher war e8 in manden Staaten verboten, bei auswärtigen Bi- 
[Höfen die Priefterweihe zu empfangen. Preuß. Landrecht von 1794, 2, 11, 
64. Preuß. Kabinetorbre vom 23. Dezember 1845. Hinfchins, Kirchenrecht 


der Katbolifen 1, 101, Note 5, 1869. 
6) Trid. Conc. Sessio 23, c. 2. 
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dem ertheilte Weihe als gültig angefehen wird, ihre Wirkungen 
aber ganz oder theilweife ſuspendirt bleiben !). 

Im größten Theil von Deutichland darf nach Staatsgeſetzen 
bie Subbiafonatöweihe nur Solchen ertheilt werben, welche bie 
vom Staat vorgejchriebene wiljenfchaftlihe Vorbildung nachgemiejen 
baben (vgl. oben S. 35). 

Das kanoniſche Recht zählt eine fehr große Anzahl von Ir» 
regularitäten auf und drückt fich fehr unbeftimmt über viefelben 
aus, To daß außerorventlich Viel darauf ankommt, mie der Bi- 
ihof die Sache auffaffen will. Der Papft Tann hinwieder von 
dieſen Mängeln dispenfiren, hat fich aber auch allein das Dis⸗ 
penjationsrecht vorbehalten, aljo in ſehr vielen Fällen Alles von 
jeiner Gnade abhängig gemacht ). Dieje kanoniſchen Borjchriften 
gelten in Deutichland nur infoweit, als fie nachweislich recipirt 
worden find und nicht mit unjerem öffentlichen Recht in Wiber- 
ipruch ftehen. Dieſer Widerſpruch beftebt in mehreren Beziehungen 
und kommt namentlich zum Vorſchein bei Anwendung ver ftaat- 
lichen Vorſchriften über Ausübung des Patronatrechts und über 
die disziplinäre Beſtrafung ver Geiftlichen. 

Die Irregularitäten des Tanonifchen Rechts pflegt man in 
zwei Klaſſen einzutbeilen: irregularitas ex defectu und irregu- 
laritas ex delicto. Ueber die legteren fann auf bie Lehrbücher 
des kanoniſchen Rechts verwiejen werben; dagegen find einige 
Hauptfälle der erjteren Art bier zu würdigen: 

a. Die Subbialonatsweihe fol Niemandem vor vollendetem 
einumbzwanzigften, die Diakonatsweihe vor vollendetem zweiund⸗ 
jwanzigften, die Briejterweihe vor vollendetem vierundzwanzigiten 
Lebensjahre ertbeilt werden). Die deutichen Bilchöfe erhalten 
von fünf zu fünf Jahren vom Papft das Recht, diefe Friften um 
ein Jahr abzulürzen. — Der Empfang der Biſchofsweihe er- 
fordert vollenvetes dreißigſtes Lebensjahr %). Nach älterem fa- 
noniichen Recht Haben vielfach ſowohl höhere als niedere Ter- 
mine gegolten 5). 





1) Hinſchius 1, S. 9 u. 10. 

%) Hinſchius 1, 55. 

®) Conc. Trid. Sessio 23, c. 12 de reform. 

% Conc. Trid. Sessio 7, c. 1 de reform. 

s) Hinſchius 1, 17—19. 
Thudichum, Kirchenrecht. II. 9 


130 Orbination. 


b. Die Weihe jolfen nur erhalten Perfonen, gegen welde 
nicht Thatfachen vorliegen, die nach der Anſchauung der Kirche 
einen Mangel an volllommener Herzensmilde anzeigen. Ein folder 
defectus perfectae lenitatis wird aber angenommen bei Allen, 
welche den Tod oder die Verwundung eines Menſchen verurjact 
oder dazu auch nur mitgewirkt haben, wenn ihre Handlung aud 
eine durchaus erlaubte war. Irregulär find hiernach: die Theil 
nehmer an einem Krieg, Duellanten und Selundanten, Strafrichter 
und alle Gebülfen veifelben, wie die Gerichtsichreiber, Scharfe 
richter, auch der Ankläger und die Zeugen. Kleriler, die nad Em⸗ 
pfang der Weihe dergleichen verüben, jollen ihres Amtes entiegt 
werden. Dieſe Beftimmungen haben ganz wejentlich die Tendenz, 
bie kanoniſchen Vorſchriften über Befreiung der Klerifer von der 
Kriegspienft- und Zeugnißpflicht und über Kirchliche Aſyle (!) gegen- 
über dem Staate zur Durchführung zu bringen; fie lönnen darum 
aber auch vom Staate unmöglich anerlannt werden; eine Firchliche 
Beitrafung von Kleritern wegen Erfüllung obiger ftaatlichen Pflichten 
würde in Preußen und Helfen ſogar fchwere Strafen gegen bie 
erfennenden Kirchenoberen nad fich ziehen !). 

c. Nach kanoniſchem Recht dürfen die Weihen nur Perjonen 
ertbeilt werden, welche in einer nach kanoniſchem Recht gültigen 
Ehe over in einer Putativehe erzeugt oder wenigftens durch nach⸗ 
folgende Ehe legitimirt find (welche alfo nicht an einem „defectus 
natalium“ leiden). Es enthält dies nicht bloß eine Anlehnung 
an jüdifche und altveutiche Anfchauungen (nach welchen legteren 
Uneheliche rechtlo8 waren), ſondern bezwedt auch, dem Gölibat- 
gebot Nachdruck zu verichaffen, die Weihe eines Pfaffenkindes un- 
möglih zu machen. Diejem ganzen Irregularitätsgrund kann in 
Deutichland feine Geltung zuerfannt werden ?). 


— — — — 


1) Oeſterreichiſche Geſetze (Maria Thereſia's) vom 29. Mai 1749, 20. Mai 
1756 und 22. März 1765 machten es den Geiftlihen zur Pflicht, Deferteure 
aus den firchlichen Aſylen auszuliefern und zur Beſtrafung berfelben mit- 
zuwirten, namentlih auch Zeugniß abzulegen. Die Geſetze fprecdhen aus: 
brüdlich aus, daß fein Kleriker zu fürchten babe, wegen folcher pflichtmäßigen 
Handlungen der Irregularität zu verfallen. 

2) Bor Allem kann der Staat feinem Religionsverein, auch der katho⸗ 
liſchen Kirche nicht, geftatten, biejenigen als „Unehelihe” von den Weiben 
und kirchlichen Aemtern auszufchließen, welche nicht in einer „Kirchlich” gültigen 
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4. Der Biſchof darf eine der höheren Weihen nur einer 
Berjon ertheilen, deren Unterhalt genügend gefichert ericheint (bei 
welcher ein titulus ordinationis vorhanden iſt). Dies ijt ver 
Tall, wenn dem Weihefandidaten eine genügende Pfründe feſt er- 
tbeilt iſt (titulus beneficii), oder wenn er eigenes Vermögen be 
figt oder eine jichere Rente bezieht (titulus patrimonii vel pen- 
sionis), oder ein Dritter fi wenigftend in ſubſidiärer Weife 
für den Nothfall zu feinem Unterhalt verbindlih gemacht hat 
(titulus mensae)!). In Preußen weiben die Bifchöfe bei Er: 
mangelung der angeführten Titel auf den „titulus missionis“, 
alio unter Verweiſung auf Miffionsfonde, oder den „titulus se- 
minarii“, oder den „titulus mensae privatae‘. Der Staat 
verleiht keine Zijchtitel. In Bayern und in den Diözefen ber 
oberrbeiniihen NKirchenprovinz fann die Weihe auf Grund des 


Ehe erzeugt find, denn für den Begriff der Ehelichkeit entfcheiden allein bie 
Staatsgeſetze. Unſer öffentliche® Recht geht ferner von dem Grundſatz au, 
daß unebelihe Geburt die Ehre und die dffentliche Rechtsſtellung feiner 
Berfon beeinträchtigt; die Unebelichgeborenen bürfen nicht von der Borberei- 
tung für öffentlihe Aemter ausgeſchloſſen werden, und wenn fie von Ge— 
meinden oder anderen Korporationen zu Aemtern gewählt werden, für melde 
der Regierung ein Recht der Beflätigung zulommt, kann letztere nicht wegen 
ber unehelichen Geburt verweigert werben. Auch bie übrigen Religions- 
vereine fchließen Lineheliche nicht mehr, wie ehemals, von kirchlichen Aemtern 
aus, und halten fih dazu überhaupt nicht mehr berechtigt, ſeitdem die 
Staatsgeſetze die Unebelihen für das bürgerliche Leben und die bürgerliche 
Ehre gleichgeftellt Haben (Vgl. 3. B. über Sachſen: Weber 2, 1, 249. 1843.) 
Ausdrücklich befagt die bayerifhe Verfaſſung vom 26. Mat 1818, Tit. 4, 
8. 5: „Jeder Bayer ohne Unterfchied kann zu alen Civil-, Militär- und 
Kirhenämtern oder Pfründen gelangen.” Es kommt hinzu, daß die 
Bifhöfe bisher in zahlreihen Fällen die Weihen auch Unehelichen ertbeilt 
baben und die Dispenfation ohne Anftand vom Papft ertheilt worden ift. 
Der ganze Irregularitätsgrund bildet alfo, wenn ihn der Staat anerkennen 
würde, nur eine Hanbhabe, um die Ausübung feiner Patronatsrechte ſowie 
des Patronatd- und Wahlrechts von Privaten und Gemeinden von ber 
Willkür des Biſchofs und Papftes abhängig zu machen. Der Dispens wird 
immer den ‘Berfonen ertbeilt werben, die fich gegen Rom unterwlirfig zeigen, 
und verweigert denjenigen, die am Staate halten. Die fchlagendfte Illu⸗ 
firation hierzu Liefert der Kal des Pfarrers Glattfelder zu Balg in Baden, 
in welchem leiber, wie fo oft, die ftaatliche Konfeguenz ſich weniger nach⸗ 
baltig gezeigt bat, als bie kirchliche. 
1) Schulte, Lehrbud. 1973. ©. 201 — 203, 
9* 
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j. g. „landesherrlichen Tiſchtitels“ erfolgen. Es ift darunter ver- 
itanden die vom Staat übernommene Verpflichtung zur Verab- 
reihung des unentbebrlichiten Lebensunterhalts für geweihte Sub: 
diakone, Diakone oder Priefter, welche ohne ihr Verſchulden dienſt⸗ 
unfähig werben und nicht eigenes Vermögen zu ihrem Unterhalt 
befiten, auch feine Benfion beziehen. In Bayern hat jeder ein- 
zelne Weihkandidat, der auf Grund diejes Titels die Weihe er- 
wartet, fih an den König zu wendent),. In der oberrbeiniichen 
Kirchenproving wird der Anfpruch ipso jure durch Aufnahme in 
das bifchöfliche Prieflerfeminar erworben; die Daraus entfpringen- 
den Ausgaben werben in Württemberg jeit 1816 nicht mebr aus 
der Staatskaſſe, jondern dem theilmeife aus Staatsmitteln botirten 
Interkalarfonds beftritten. Wenn der Unterftügte in befjere Ber- 
mögensumftände fommt oder eine Pfründe erhält, die mehr ale 
den jtandesmäßigen Unterhalt (die Congrua) abwirft, jo muß er 
das Empfangene zurüderftatten 2). 

5. Die Eigenſchaft als Briefter, welche durch das Sakrament 
der Briefterweihe begründet wird, ift nach fanoniihem Recht eine 
unverlierbare und unaustilgbare (j. g. character indelebilis?), 
in folgendem Sinne: Auch die von einem in Härefie verfallenen, 
ihismatifchen oder abgeſetzten Bilchof ertheilte Weihe ift gültig, 
ebenio die Weihe, welche ein nach den Firchlichen Kegeln Ungeeig⸗ 
neter erhalten bat, wenn er nur nicht incapax (Frau oder Un 
getaufter) ift. Dieje Mängel, ſowie Entjegung over Exkommuni— 
fation des gültig Geweihten machen zwar die Ausübung ver 
priejterlichen Rechte unerlaubt und jtrafbar, aber die priejterlichen 
Handlungen bleiben kirchlich kräftig. Umgekehrt kann fich ver 
Priefter nie von feinen kirchlichen Pflichten losſagen, fich nicht der 
Gerichtsbarkeit des Biſchofs entziehen, fein Amt nicht ohne Er- 
laubniß niederlegen, aus der Kirche austreten, heirathen. Er be 
hält alle Eremtionen von jtaatlichen Pflichten und jtaatlicher Ge- 


1) Minifterialerlaß vom 20. November 1873. 

2) Verfügung des königl. württemb. kathol. geiftl. Rathes vom 14. März 
1816 und des kathol. Kirchenrathe8 vom 10. November 1821. (Reyſcher, 
Sammlung 10, 482 u. 684.) Königl. Statut für das bifchöfliche Prieſter⸗ 
feminar vom 14. Mai 1828, 8. 5. (Reyſcher 10, 1078.) Landesherrliche 
Perordnung vom 30. Januar 1830, 88. 27. 28. 

®) Conc. Trid. Sessio 23. can. 4. Schulte, Lehrbud. 1873. ©. 191. 
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richtsbarkeit, wie fie das kanoniſche Necht für Prieiter ausipricht. 
Das jtaatliche deutſche Recht verfagt diefem Grundſatz die An- 
erlennung in allen Beziehungen, in welchen es über das geiftliche 
Amt und Amtshandlungen überhaupt Vorfchriften gibt!), wie 
namentlich das im folgenden Paragraph Gefagte darthut. 


| 8. 126. 
2. Die Beendigung des Seelforgenmtes. 


Die Nechte und Pflichten, welche durch die Webertragung 
des geiftlichen Amtes begründet werden, erlöfchen durch Tod, Ab» 
dankung (Entlaffung auf Antrag), Aberlennung der Fähigkeit zur 
Belleivung des Amtes und Entlaffung zur Strafe. Nur das Recht 
zur Zeugnißverweigerung über in der Seelforge Anvertrautes und 
die Pflicht zur Bewahrung des Seeljorgegeheimniffes, foweit fie 
bejtebt, dauern bis zum Tode fort. 

Verſetzung bewirkt nur tbeilweiien Wechſel der Nechte und 
Pflichten gegenüber der Gemeinde, berührt aber nicht diejenigen 
gegenüber der Geſammtkirche. 

1. Nah allgemeinen Grundſätzen des deutſchen öffentlichen 
Rechts ift jeder evangeliſche, katholiſche und jonftige Geiftliche be- 
fugt, fein kirchliches Amt nieverzulegen und ſich dadurch von allen 
befonderen Pflichten, die ihm das Amt auflegt, zu befreien. Die 
Nieverlegung des Amtes muß ber Geiftliche der vorgeſetzten Be⸗ 
hörde zeitig genug im Voraus anzeigen, damit für einen Erſatz 
geforgt werden fann?). In den meilten preußifchen Provinzen 
muß ein Geiftlicher der Kirchenkaſſe oder der Gemeinde die Koften 
des Anzugs erjegen, wenn er vor Ablauf gewifler Sabre das Amt 
wieder freiwillig verläßt). Amtsverrichtungen kann er von da 
an nur infoweit noch vornehmen, als er von einer Tirchlichen Be⸗ 
börde over einem Pfarrer nach kirchlichem Recht dazu beauftragt 


1) Das Preuß. Landrecht von 1794 that ſchon ebenfo; denn die Stelle 
2, 11, $. 107 bezieht fi nur auf innere kirchliche Dinge, die dem Staat 
gleichgültig find. Vgl. Jacobfon, Geſch. der Quellen des kathol. Kirchenrechts 
der Provinzen Preußen und Bofen. 1837. ©. 37 u. 38. 

2) Jacobſon 2, 418— 419. 

3) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 8. 525. Rheiniſch⸗Weſtfäliſche K. O. 
von 1835, 8. 53 u. 105. 
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wird und nach den Etaatögefegen eine ſolche Beauftragung zus 
läffig ericheint. Die ältere Staatsgefeßgebung erklärte das meilt 
für unzuläffig), weil die Geiftlichen auch mit jtaatlichen Ges 
ihäften, namentlich der Führung der Eivilftandsregiiter und ber 
Beurkundung von Eheſchließungen beauftragt waren. 

2. Entlajjung ohne Rubegebalt, mag diefelbe von der kirch⸗ 
lihen Behörde oder von einer Staatsbehörde, einerlei aus welchem 
Grunde, verhängt jein, endigt alle Pflichten und Rechte des evan- 
gelifchen wie des fatholifchen @eiftlichen aus feinem Amte ?). 

3. Ein mit Penfion in Ruheſtand verfegter Geiftlicher kann 
Amtsbandlungen nur noch unter venfelben Vorausfegungen aus 
üben wie derjenige, der jein Amt niedergelegt hat. Inwiefern eine 
firchliche Tisziplinargewalt über ihn fortoauere, iſt in den evan⸗ 
gelifchen Kirchen nicht Har beantwortet ®). 


8. 127. 
5. Tie kirchengeſetzlichen Amtspflichten Der Geiftlihen. 


Nachdem von den ftaatögefeplichen bejonderen Pflichten ver 
Geiftliden ſchon früher (S. 14— 26) gehandelt worben ift, jo 
bleiben bier nur noch ihre auf kirchlichen Vorjchriften berubenten 
Pflichten ins Auge zu faflen, wenn auch freilich eine ftrenge Tren- 
nung nad diefem Gefichtspunkte nicht durchgeführt werden klann. 
Die evangeliſchen Kirchenverfaffungen und älteren Kirchenordnungen 
ſowie da® allgemeime kanoniſche Recht und die Diözejanjtatuten 
enthalten hierüber maſſenhafte Beftimmungen, teren Aufzählung 
dem Zwecke dieſes Werles umjomebhr fremd ift, als ſich juriftilche 
Fragen hierbei wenige aufwerfen. 

l. Alle Geiſtlichen ohne Ausnahme jind verpflichtet, ihr Amt 
jelbjt zu verjeben, und können es nicht duch Bilare verieben 
laffen (Refivenzpflicht). Auch zu bloßen Reifen bebürfen ſie tes 
Urlaubs der Borgefegten. Ob fie zum Eintritt in den Reichstag 





2) Preuß. Landrecht 2, 11, 8. 104. 

2) Bol. ſchon oben S. 63. Preuß. Landrecht zon 1794 2, 11, 8. 104. 
Erkenntniß des preußiſchen Obertribunale vom 23. Iumi 1875 in Hart⸗ 
mann's Zeitfhrift 2, <6. Heppe im Dove's Zeitichrift 13, 242 —255. 1816. 
Zimmermann, ebendaſelbſt 14, 35-58. 1677. " 

N Bol. unten S. 139: Berſetzung in Ruheſtand. 
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e 
oder den Landtag kraft Staatsgeſetzes von ber Pflicht der Urs 
laubseinholung entbunden jeien oder nicht, Tann bier nicht unter- 
fucht werben. 

2. Die eigentliche Aufgabe des Geiftlichen ift die Verwaltung 
ber Seelforge in feiner Gemeinde, beftehend in Predigt, Religions- 
unterricht, Reihung von Heilsmitteln, Beſuch von Kranken u. }. w. 
Während der evangelifche Pfarrer zu allen kirchlichen Handlungen 
ohne Ausnahme befähigt und, mit Ausnahme der Ordination, 
ohne Weiteres auch berechtigt ift, kommen dem fatholijchen Priefter 
nur biejenigen Befugniſſe zu, welde nicht dem Bilchof vor- 
behalten find. 

3. Eine Verpflichtung zur Ertheilung von Religionsunterricht 
in der Volksſchule befteht nicht allgemein. ‘Dagegen find die evan⸗ 
gelifchen Geiftlihen überali verbunden, ven f. g. Konfirmanden- 
unterricht zu geben. 

Staatliche Aufträge zur Ausübung ver Schulauffiht haben fie 
nach den oben S. 21—24 ängegebenen Regeln zu übernehmen. 

4. Der evangeliihe Pfarrer ift allerwärts der Vorſitzende 
und Leiter des Gemeindekirchenrathes (Presbyteriums). Dem fa- 
tbolifchen Pfarrer kommt zwar in ganz Preußen Sitz und Stimme 
im katholiſchen Kirchenvoritanvde, in Elſaß-Lothringen und der 
Rheinpfalz im Fabrikrath zu, aber vom Vorſitz iſt er gejeglich 
ausgejchloffen. Anderwärts bat er ven Vorſitz oder Doch Antheil 
daran. 

5. Der evangeliiche Pfarrer dat Sig und Stimme auf der 
Kreisſynode, der katholiſche im Rurallapitel. 

6. Die Geiſtlichen ſind in vielen Kirchen und Diözeſen ver⸗ 
pflichtet, ſich an Konferenzen der Dekanatsgeiſtlichkeit zur Verhand⸗ 
lung wiſſenſchaftlicher oder praktiſcher kirchlicher Fragen zu bes 
theiligen. 

7. Das Betreiben eines bürgerlichen Gewerbes und größerer 
Landwirthſchaft iſt mit dem geiſtlichen Amte unvereinbar und 


daher unterjagt '). 


1) Preuß. Allg. Landrecht von 1794 2, 11, 88. 93 — 95. Rheiniſch⸗ 
Werfäl. 8.O. vom 5. März 1835, $. 71: „Der Prediger darf zwar bie 
Brundftüde, deren Benugung ibm zu feiner Ealarirung angewiefen ift, 
elbſt bewirtäfchaften, mit fchriftfiellerifgen Arbeiten und ber Erziehung 
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8. Nebenämter dürfen GSeiftliche nicht ohne Genehmigung der 
Borgejetten übernehmen. Inwieweit fie ſtaatsgeſetzlich von Kom⸗ 
munalämtern ausgeichlojfen, oder umgekehrt zur Uebernahme jol- 
her verpflichtet feien, wurde ſchon S. 20 angedeutet). _ 

9. Zur Eingehung einer Ehe bevürfen evangeliiche Pfarrer 
und Kandidaten in vielen beutichen Kirchen feiner Einwilligung 
ber vorgejegten Tirchlichen Behörde ?), während anderwärts ein 
folder Konjens eingeholt werden muß). Das Reichsgeſetz vom 
4. Mai 1868 hat ſolche Beichränkungen nicht bejeitigt, der Mangel 
der Erlaubniß macht aber die Ehe nicht ungültig). In der fa 
tbolifhen Kirche begründet die Subbialonatsweihe die Kirchliche 
Verpflichtung zur Ehelofigfeit, ein Grundſatz, von welchem fich die 
Altkatholiken wohl in der nächiten Zeit losſagen werben. 

10. Die Kleidung der Geiftlichen muß ftet8 dem Stande an- 
gemefjen fein, auch wenn fie nicht in Amtstracht ericheinen. Meiſtens 
befteben hierüber genaue Vorſchriften. 


8. 128. 
4. Die Beſoldungsrechte der Geiſtlichen. 


1. Die Befolvung der evangelifchen und Fatholifchen Geiſt⸗ 
lichen erfolgt in fehr verfchievener Weife, je nach den Schidfalen 
des Kirchengutes oder der Entwidelung ver neueren flaatlichen und 
firchlichen Gefeßgebung. Au’ dem ganzen linken Rheinufer erhalten 
bie Geiftlichen die Benutzung von Pfarrhaus und Garten und 
eine feite Gelpbefoldung aus der Stantslaffe. Rechts des Aheines 
dagegen find in ben meiften Kirchengemeinden örtliche Vermögen 
(Pfründe, Pfarrvermögen, Kirchenlehen, Beneficien) vorhanden, 


fremder Kinder, auch gegen Penfion, fi befchäftigen, aber fein bürgerliches 
Gewerbe treiben.‘ — Ueber das Kanonifche Recht vgl. Richter-Dove, S. 299. 
1874 In Bayern, bauptfählih in dem Kreife Schwaben-Reuburg, befaffen 
fih etwa hundert katholiſche Geiftliche mit ber Ausübung ber Heilkunde, 
ohne natürlich approbirt zu fein. (Amtliche Statifiit vom Jahre 1877.). 

') Ueber Württemberg vgl. noch Gaupp 1, 166. 168. 1830. 

2) Sp nicht in Preußen (Jacobſon 1, 249. v. Rönme, Preuß. Staate- 
recht 2, a, 426, Anm. d). 

2) So in Bayern: Erlaß des Oberlonfiftoriums zu Münden vom 
20. März 1831 und 27. Februar 1856. (N.A.H. 1,374 u. 300.) 

*) Reichsgeſetz vom 6. Febrnar 1875, 8. 38. 
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deren Nießbrauch ober Ertrag für den Geiftlichen beſtimmt ift, 
und welche von Kirchengemeinberatb oder vom Pfarrer allein 
unter Aufficht der Höheren Tirchlichen Behörde verwaltet werben. 
Daneben gibt es allgemeine kirchliche Vermögen, welche ebenfalls 
bebeutende Beiträge zu den Beſoldungen leiften. Außerdem machen 
die Kirchengemeinden oder auch der Staat Zuſchüſſe. 

Die Gebühren für geijtliche Amtsverrichtungen (Stolgebühren) 
find in vielen evangelifchen Kirchen neuerdings abgeichafft worden. 

2. Durch neuere Gefege des Staates ſowohl als auch der 
Kirchen iſt der Minimalgebalt, welcher mit jedem ſtändigen geift- 
lihen Amt verbunden fein muß (die Congrua des Tanonijchen 
Rechts), den gegenwärtigen Zeitverbältnifien entiprechend regulirt, 
und entweber ben Kirchengemeinden oder der Geſammtkirche bie 
nöthige Aufbeilerung aufgelegt oder vom Staat übernommen 
worden. Zugleich wurden die fämmtlichen Pfarrgehälter in Klaſſen 
getheilt und das Dienftalter feftgeftellt, welche8 zum Vorrücken in 
eine höhere Gehaltsflaffe erforderlich fein joll. 

3. Das Recht auf Bezug der Befoldung oder den Genuß 
ber Bfründe beginnt im Zweifel durch Behändigung der Berufungs⸗ 
oder der Beltätigungsurfunde nach ſpäter noch anzugebenden Regeln, 
und kann nur auf dem Wege unfreiwilliger Penfionirung (Emeri- 
tirung) oder des Tirchlichen oder ftaatlichen Disziplinaritrafver- 
fahrens entzogen werben. Eine Ausnahme gilt nur bei denjenigen 
Aeıntern, welche auf Widerruf verliehen werden dürfen. 


8. 129. 


5. Beigebung don Pfarrgehülfen; Venfionirung oder Emeritirung 
der Geiftlihen und Rechte der Hinterbliebenen derfelben. 


L Ein Pfarrer, welder durch Krankheit, Schwachheit oder 
Alter verhindert wird, jein Amt allein zu verwalten, ober über- 
haupt zu verwalten, ohne daß jevoch feine Penfionirung bereit ge⸗ 
rechtfertigt erichtene, erhält zu feiner Unterftügung einen Bfarr- 
gehülfen, Vikar, Hülfsprediger, Hülfspriefter ober zu 
feiner Stellvertretung einen Subftituten!). In beiden Fällen 


1) Sacobfon 2. 420— 522. Badiſche kirchliche VBerorbnung vom 20. Juni 
1865. Spohn 2, 157 — 162. 
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un der Pfarrer die Koften der Ausbülfe tragen, erhält aber, 
wenn jeine Stelle eine gering botirte ift, Zuſchüſſe aus allgemeinen 
Kirchenmitteln !). 

Die Beauftragung des BP farrgebülfen erfolgt durch das Kon⸗ 
filtorium, bezw. den Biſchof, meiftentheils ohne jede Mitwirkung 
ber Gemeinde oder des Patrons. Ir. der evangelifchen Kirche 
der Provinzen Rheinland und Weitfalen ift jedoch die Zuftimmung 
des Presbyteriums und des. Superintendenten erforderlich?). 

D. Ein Geiftlicher, der auch mit einem Gehülfen nicht mehr 
feinem Amt vorjtehen kann, und bei dem feine Ausficht auf 
Beijerung jeiner Geſundheit beiteht, wird auf fein Anfuchen oder 
auch ohne jolches in Ruheſtand gefegt und ihm ein Ruhegehalt 
angewieien. Es find dafür auch die Benennungen „&merittrung“ 
oder „Benjionirung” üblich. 

1. In vielen Staaten legen Die Staatsgeſetze ven evan⸗ 
geliſchen, katholiſchen und israelitiſchen Geiſtlichen ein Recht auf 
Zuweiſung eines Ruhegehalts aus Kirchenmitteln bei?), und überall 
geſchieht dies auch wohl durch die Kirchengeſetze. 

2. Ueber die Emeritirung evangeliſcher Geiſtlichen entſcheiden 
ziemlich überall die Konſiſtorien, und zwar meiſt ohne Mitwirkung 
der Synodalvorſtände, aber vielfach unter Vorbehalt der Zuſtim⸗ 
mung des Landesherrn oder unter Vorbehalt eined Rekurſes an 
den evangeliſchen Oberfirchenratb oder an den Kultusminifter. 
Die Emeritirung katholiſcher Geiftlichen verfügt der Bifchof. 

Derufungen an den jtaatlichen Gerichtshof für Kirchliche An- 
gelegenheiten können ftattfinden, wenn die Emeritirung die Natur 
einer Disziplinarbeftrafung bat. 

3. Ueber die Art und Höhe ver PBenfion und die Bezugs⸗ 
quelle für diejelbe gelten folgende Grundſätze: 





ı) So z. B. in der Didzeſe Rottenburg aus dem Imterlalarfond®. 

2) K. O. vom 5. März 1835, 8. 648, Nr. 2. Minifterialreftript vom 
25. Auguft 1853, Nr. 28. Jacobſon 2, 422. 

2) Preuß. Allg. Landrecht von 1794 2, 11, $. 528. Jacobſon 2, 422. 
Wiüyttembergifche Berfafiungsurftunde vom 25. September 1819, $. 74a 
Württeinbergifches Gefeh vom 23. Juni 1874, betreffend bie Penfionsverhält- 
niffe der ißraelitifhen Volloſchullehrer und Borfänger, Art. 3, und Geſetz 
vom 25. April 1828, Art. 57. 
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a. Der Emeritirte erhält regelmäßig eine jährliche feite Geld⸗ 
rente. Katholiſche Priefter können auch in ein f. g. Emeritenhaus 
aufgenommen werden '). 


b. Die Höhe des Ruhegehalts ift bemeſſen theil® nach dem 
Dienitalter, theil8 dem Einkommen, welches ver Geiftliche zur 
Zeit der eingetretenen Emeritirung bezog. 

c. Der NRubegebalt ift im Zweifel aus dem Einkommen der 
Pfarrei zu entnehmen, welche ver Emeritirte zulegt befleivet hat. 
Um aber die Wiederbejegung der Pfarrei zu ermöglichen, wenn 
deren Einkommen ein obnebin geringes ift, tragen allgemeine 
Kirchenfonds zum Ruhegehalt bei, oder e8 wird ber Kirchengemeinde 
bie Ergänzung der Pfarrbefoldung aufgelegt. 

4. Inwieweit der Emeritirte noch der Kirchlichen Disziplinar- 
gewalt unterliegt, ift vielfach unklar gelafien. 

II. Die Rechte der Hinterbliebenen eines bis zulegt dienenden 
und eines fchon emeritirten Geiftlichen beiteben in Folgendem: 


1. Wird eine evangelifche Pfarrei durch Tod des Pfarrers 
erledigt, To bleibt fie eine gewiſſe Zeit hindurch unbejegt und es 
verjehen die übrigen Geiftlichen des Ortes, oder in einem Wechſel 
die Geiftlichen des Bezirks die Amtsgeſchäfte. Während dieſer 
ſ. 8. Gnadenzeit behalten Wittwe und Kinder die Amtswoh⸗ 
nung und den ganzen Gehalt und haben nur die an der Beſorgung 
der Amtsgeſchäfte theilnehmenven auswärtigen Prediger zu be» 
wirthen. 

Namen und Dauer biefer Gnadenzeit jomwie der Kreis ver 
Berechtigten find in den einzelnen Kirchen jehr verichieben ?). 

Wittwe und Kinder eines von der Pfarre abgezogenen eme⸗ 
ritirten Prediger behalten vielfach nach deſſen Tod eine gemifie 
Zeit lang den vollen Emeritengebalt. 

2. Nach Ablauf der Gnadenzeit treten Wittwe und minder» 
jährige Kinder in den Genuß der Wittwen- oder Waijenpenfionen, 


N) Bgl. Schulte, Lehrbuch, S. 573. 574. 1873. 

3) Weber die preußifche Tandestirche vgl. Jacobſon 2, 4u5—412. Han⸗ 
nover: K. G. vom 16. Inli 1873 (G. S. 393). Ueber den ‚Nachſitz“ in 
Bayern: v. Dobened 212. Württemberg: Gaupp 1, 174—176 und 2, 411 
bis 419. Baden: Epohn 2. 613. Oldenburg: 8.G. vom 2. Januar 1865. 
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welche aus den überali beftehenden Pfarrwittwenlaffen verabreicht 
werben. 

Im rechtörheinifchen Bayern verliert die Wittiwe ihren Pen- 
ſionsanſpruch nicht durch Entfegung ihres Mannes !). 


8. 130. 
6. Die Verwaltung erledigter Seeltorgeämter. 


1. In ganz Preußen und Heffen müſſen erledigte Pfarreien 
vermöge ftaatsgefetliher Vorfchrift innerhalb eines Jahres vom 
Tag der Erledigung oder vom Ablauf der Gnadenzeit an wieder 
dauernd bejeßt werben, wie in dem Kapitel von der Beſetzung ber 
Pfarrämter des Näheren anzugeben ift. 

2. Die Geſchäfte der erledigten Stelle müſſen meiftens von 
den übrigen Ortögeiftlichen oder abwechſelnd von den Geiſtlichen 
des Bezirks theils unentgeltlich, namentli während der Gnaben: 
zeit (S. 139), theil® gegen Belohnung aus dem Einkommen der 
Stelle verjehen werben®). Iſt dies nicht ausführbar, oder jteht 
die Wieberbefegung wegen bejonderer Binberniffe länger an, jo 
ernennt das Konfiftorium, bezw. der Biſchof einen Pfarrverweſer, 
Pfarrverwalter, Bilar. Den evangelifchen Gemeinden kommt bier 
bei meiftentheils fein Wahlrecht oder Ablehnungsrecht (votum nega- 
tivum) zu, ebenjowenig den Patronen. 

3. Während einer bejtimmten Zeit fließt das Einkommen ber 
erlebigten Stelle, nach Ablauf der Gnadenzeit und Dedung ver 
Stellvertretungstoften, in allgemeine Kirchenlaffen (geiftliche Witt- 
wentaffen, Interfalarfonds u. ſ. w.). 


Drittes Kapitel. 
Die Batrone und das Patronatre dt. 


8. 131. 


I. Unter Sirchenpatronatredht verjteht man Heutzutage im 
Allgemeinen das Recht einer Privatperfon, Korporation ober des 

1) Odnung vom 18. Nov. 1826, &. 14. (Neue Amtshandb. 1, 712.) 

2) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 88. 395-397. Rheinland⸗Weſtfalen 
5. Mär; 1835, 88. 55—58. Jacobſon 2, 426— 431. 
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Landesherrn, bei Wiederbeſetzung eines beſtimmten geiſtlichen 
Amtes einen privilegirten Einfluß auszuühen und in der betreffen⸗ 
ben Kirchengemeinde andere Ehren⸗ und Aufſichtsrechte anzu⸗ 
ſprechen gegen die Verpflichtung andererſeits, für dieſe Stelle 
oder Gemeinde unter gewiſſen Vorausſetzungen beſondere höhere 
Bermögensleiftungen zu machen. 

In den verfchiedenen Ländern und Kirchen bat das Patvonat- 
recht eine jehr verichievene Natur und fehr abweichenden Inhalt, 
und der Name wird in neuerer Zeit auch für Nechte gebraucht, 
welche früberhin nicht zum Patronatrecht gerechnet wurben. 

Die eigentlichen Patronatrechte haben im frühen Mittelalter 
ihre Entftehung genommen und find von der evangelifchen Kirche 
faſt allerwärts beibehalten worden. Verſchwunden find fie jedoch 
in Folge der franzöfiihen Gejeßgebung auf dem ganzen beutfchen 
linten Aheinufer für alle Kirchen; in ven rechtsrheiniſchen evans 
geliichen Kirchen haben fie neuerdings theild durch die Staats» 
gefeßgebung , theil8 durch kirchliche Geſetze oder Nachgaben ber 
Patrone feldft tiefgreifende Veränderungen erfahren und find ihrer 
gänzliden Aufhebung näher gebracht. 

Das preußische Landrecht von 1794 faßt das Patronatrecht 
nicht als eine Kirchliche Vollmacht auf, ſondern als eine Art Hoheits- 
recht, ein nieberes Regal, welches vom Staate abgeleitet iſt). 

DO. Die fämmtlichen Fragen in Bezug auf Beftehen des Pa- 
tronatrechts, Inhalt veffelben, Pflichten des Patrons find in erjter 
Linie nach den neueren Staatsgeſetzen zu beurtbeilen, welche den 
Gegenſtand zum Theil der kirchlichen Geſetzgebung gänzlich ent- 
ziehen. Mit der Kraft von Landesgeſetzen dauern auch in manchen 
Staaten Beltimmungen des Weftfälifchen Friedens von 1648 und 
der deutſchen Bundesakte vom 8. Juni 1815 fort. In zweiter 
Yinte entjcheidet das ftändige örtliche oder provinzielle Herkommen, 
und erft in dritter die Kirchlichen Satzungen. 

Zu den bier einjchlagenven Sagungen der römijch-fatholijchen 
Kirche gehören hauptſächlich die Beſchlüſſe des Triventiner Konzils 
von 1551 und 1563, Sessio 14, cap. 12. 13 und Sessio 25, 
cap. 9, wozu noch manche im Corpus jur. canon. zeritreute ein« 


— 





1) Jacobfon 1, 284 (1864). Ueber Beſitzſchutz beim Batronatrecht vgl. 
Förfter, Preuß. Privatrecht 3, 88, Anm. 71 (1873). 
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zeine Beſtimmungen hinzukommen. Alle diefe Saßungen können 
aber nur an den Urten und in dem Umfang zur Anwenbung ge 
bracht werden, als ihre Reception nachweisbar ift. 

Für proteftantifche Kirchen ift ihre Geltung im Zweifel zu 
verneinen. 

III. Nechtsftreitigkeiten über Patronatrecht gehören im Zweifel 
vor die ordentlichen bürgerlichen Gerichte. 

IV. Die Rechte des Patrons bejtehen: 1) In der Mitwir- 
fung bei der Beſetzung der Patronatspfarrei. Nach den neueren 
Ordnungen für verfchievene proteftantifche Kirchen verbleibt ven 
Kirchengemeinden auch bei folden Stellen ein gewifles Recht der 
Auswahl oder Ablehnung (vgl. hierüber unten: Befegung ber 
Pfarrämter). 2) Häufig in der Mitwirkung bei Bejegung von 
Organijten - und Küfterämtern; 3) einer Aufficht über vie Ber- 
waltung des Pfründvermögend und der Kirchenbaufonds, der Kirchen» 
fabrif. 4) In einem großen Theile Preußens und unter gewiſſen 
Vorausjegungen in Sadien kann der Patron in den Kirchen- 
gemeinderath eintreten oder einen Stellvertreter ernennen. 5) Der 
Patron bat ferner das Ehrenrecht auf einen bejonderen Kirchen: 
ſtuhl, 6; auf bejondere Erwähnung im Kircherigebet, 7) auf Trauer: 
geläute bei jeinem Ableben, während das Begräbnik innerhalb des 
Kircbengebäudes durch die neuere Stantögefeßgebung verboten ilt. 
8) Ein Anjpruh auf Reihung von Alimenten aus dem Pfründ- 
vermögen oder der Kirchenfabrik im Fall der Verarmung fommt 
dem Patron nur unter bejonderen Borausjeßungen zu). 

V. Der Patron Hat meiltens eine nur höchſt ſubſidiäre 
und thatſächlich nominelle Pflicht, für die Beſtreitung Firchlicer 
Bedürfniſſe befondere Leiftungen zu machen; und biefe Pflicht vers 
liert durch die neue Organiſation des Tirchlichen Finanzweſens 
vollends ihre Bedeutung. Anders verhält es fich in benjenigen 
Provinzen, wo partifularrechtlich eine direkte Verbindlichkeit be- 
gründet ijt. 

VI. Ueber die Inhaber (Subjelte) des PBatronatrechts, ihren 
Erwerb und Verluſt gelten folgende Regeln: 1) Inhaber Fönnen 
jowohl einzelne Perfonen als Korporationen oder der Landesherr 
(Staat) fein, und es kann das Recht auch in der Weife mit einem 





— — 


) Vgl. z. B. Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, $. 595. 
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Gut verknüpft ſein, daß es auf jeden Erwerber des Gutes über⸗ 
geht oder ſo, daß nur die einer beſtimmten Familie angehörigen 
Beſitzer des Gutes es ausüben dürfen. 

Das preußiſche Landrecht von 1794 2, 11, 88. 579 und 580, 
welches hierin übrigens nur ſubſidiäre Geltung bat, ftellt eine 
Vermuthung dafür auf, daß das Kirchenpatronat auf einem Gute 
oder Grunditüde bafte und von biefem ohne ausbrüdliche Ein- 
willigung der geiftlichen Oberen nicht abgejonvdert werden fünne. 

Ein Verlauf des Patronatrechts oder der Ueberlaffung ver 
Ausübung deijelben gegen Vermögensvortbeile ift verboten und 
bewirkt jeinen DVerluft. 

Eine im kanoniſchen Recht gemachte und auch im preußiichen 
Landrecht feitgehaltene Untericheidung ijt die des jus patronatus 
laicale vel seculare und andererjeitS des jus patronatus cleri- 
cale vel ecclesiasticum. : Raienpatronat ift dasjenige, welches 
ein Laie oder eine weltliche Korporation zu eigenem Necht befikt, 
oder auch ein Klerifer in feiner Eigenichaft als Privatperfon, 
z. B. in feiner Eigenichaft als Privatgrunpbefiger, ala Erbe 
eines Patronatsinhabers; Kleriktalpatronat, welches einem getit- 
lichen Amt oder einer geiftlichen Genofjenjchaft zufommt und 
durch den jedesmaligen Inhaber des Amtes oder den Vertreter 
der Senofjenichaft ausgeübt wird. Auf die Qualität des urjprüng- 
lihen Stifter kommt es in beiden Fällen nicht an. 

Zu welchem der verfchiedenen chrijtlichen Religionsbekenntniſſe 
fih der Patron befenne, iſt nach Der Geſetzgebung faft alter 
deutſchen Staaten einerlei. Sowohl das mit einem Gut ver- 
nüpfte Patronat gebt auf jeden chriftlichen Erwerber über, wie 
das perjönliche Patronat: auf jeden chriftlichen Erben vererbt. 
Religionswechjel des Inhabers ändert aljo ebenfalls nichts, jo 
wenig wie Ausichliegung aus der Kirche. Steht das Patronat 
einer Norporation zu, jo können alle chriftlichen Mitglieder ver- 
jelben bei der Vokation mitjtimmen ?). Hingegen find Juden fait 
überall ausgefchloffen ; fie können ein perjönliches Patronat nicht 
erwerben und Das mit einem Gut verknüpfte rubt, To lange fich 
das Gut in dem Beſitze eines Juden befindet, während dagegen 


ı) Dsnabrüder Friede von 1648, Art. 5, 88. 26 und 28. Preußiſches 
Landrecht von 1794 2, 11, 88. 581 — 583. 





144 Batronatredt. 


der Befiger zu allen aus dem Patronatrecht fließenden Bei- 
trägen und Leiftungen verbunden bleibt 1); ebenfo können israe⸗ 
litiſche Mitglieder einer Korporation nicht bei Ausübung des 
Patronats mitftimmen. 


ı) Kür Preußen: Preuß. Landredt von 1794 2, 11, 88. 581 — 583. 
Berorbuung vom 30. Aug. 1816. Geſetz vom 23. Zuli 1847, 8. 3. Hol 
fleinifches Geſetz vom 14. Juli 1863, 88. 2 u. 4. Württembergifiies Geſetz 
vom 25. April 1828, 8. 27. 


X. Abſchnitt. 


Organifation der kirchlichen Orts- und Kreisgemeinde. 


Erſtes Kapitel. 


Die Ortslirhengemeinde, ihre Vorftände, 
Bertretungen und Bedieniteten. 


8. 132, 
1. Begriff und Arten der Kirchengemeinden. 


Eine Kirchengemeinde !) ift die Verbindung der innerhalb 
eines beftimmten Bezirks fich aufhaltenden Mitglieder eines Re- 
ligionsvereins zu religidjen Zwecken. Befigt der Geſammtverein 
Korporationsrechte, jo fommen dieſe auch jeder ftantlich anerkannten 
Ortsgemeinde zu. 

Mehrere Kirchengemeinden, von welchen jede ihre eigene Kirche 
und ihre eigene Bertretung bat, können zufammen einen Pfarrer 
haben, eine Pfarrei ausmachen. Wenn diejes Verhältniß ein- 
jeitig nicht lösbar tft, fondern nur auf dem Wege der PBarochial- 
veränderung vor fich gehen Fann?), jo nennt man die fo verbun- 
denen Gemeinden Muttergemeinde und Tochtergemeinde 
(Filiale); den erfteren Namen führt die Gemeinde, wo urjprüng- 
lich allein eine Kirche ftand und wo der Pfarrer wohnt. 


1) Bei den Israeliten: Synagogengemeinde oder Judenſchaft. 
2) Weber PBarochialveränderungen find die erforderlichen Angaben bereits 
im Bd. 1 gemacht, und zwar bezüglich der evangelifchen Kirche in Preußen 
auf ©. 240, Bayern 337 — 338, Württemberg 394, Baden 421, Heſſen 
436 — 437. Bezüglihd der katholiſchen Kirdbe in Preußen 279, Bavern 
343, Sachſen 3873, Württemberg 405, Hefien 439. Bezüglich ver Altfatbo- 
liken in Preußen 281 — 285, Baden 427 — 428. 
Thudichum, Kirchenrecht. II. 10 
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Iſt das Verhältniß ein beiderſeits kündbares, jo jpricht man 
von unter einem Pfarramt vereinigten Mutter: 
gemeinden oder von Schweitergemeinden!). 

Bajtgemeinden (vagirende Gemeinden, ecclesiae 
vagantes) jind jolche, welche jich in bloß proviforiicher Weile 
unter den Pfarrer einer benachbarten Gemeinde geftellt Haben, 
dieſes Verhältniß aber wieder löſen fünnen. 

Ueber fatboliihe Mifjionsgemeinden vgl. preußiiches 
Geſetz vom 20. Juni 1875, 8. 2. 

Ueber Militärfirhengemeinden wurde ſchon in Bd. 1, 
164, über AnjtaltSgemeinden Bd. 1, 171 gehanbelt. 


8. 133. 
3. Borftand, Vertretung und VBedienitete Der Gemeinde. 


I. Die kirchlichen Ortsgemeinden aller Religionsvereine mit 
Korporationsrecht befigen gewählte Vorftände oder Vertretungen 
zur Wahrnehmung der Vermögensangelegenheiten der Gemeinde, 
die evangeliihen Gemeinden auch zur Ausübung weiterer Being: 
nijfe. Im nicht wenigen Fällen wird übrigend auch die ganze 
Gemeinde thätig. 

Zochtergemeinden baben ihren eigenen Gemeindelirchenrath 
und ihre eigene &emeindevertretung, welche jedoch in ben mit 
der Muttergemeinde gemeinjchaftlichen Angelegenheiten zuſammen 
mit den Organen der Muttergemeinde bejchließen. 

1. Die evangelifchen Gemeinden in der preußifchen Landes⸗ 
fiche der acht alten Provinzen, in Schleswig - Holjtein, im Kon- 
fiftorialbezirt Kaffel, in ven Großberzogthümern Baden und Heſſen, 
bemnächft auch vorausfichtlich in Württemberg, bejigen zwei Or⸗ 
gane: einen „&emeinvefirchenrath”, „Kirchengemeinderath”, „Kir 
chenvorſtand“, „Presbyterium“, ſodann eine zahlreichere Vertretung, 
beitebend aus dem Kirchengemeinderath und einer Anzahl weiterer 
gewählter Gemeinvevertreter. Die weitere Vertretung heißt: „Ge 
meindevertretung”, „größere NRepräjentation‘‘, „Kirchenkollegium" 


1) Jacobſon 1, 231. 

2) Prenß. Landrecht von 1794 2, 11, 88. 297—300. 370. 371. 723. 743. 
Jacobſon 1, 232. Alt. des preuß. evang. Oberkirchenraths 5, 176 (18. De. 
1873) und 7, 248 (25. Iuni 1874). 
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„Kirchengemeindeverfammlung”. In Schleswig-Holjtein und Heſſen 
fungirt auch in den kleinſten Gemeinden eine Gemeindevertretung, 
während in den übrigen genannten Kirchen in Gemeinven unter 
einer gewiljen Seelenzahl die Rechte ver Gemeindevertretung durch 
alle jtimmfähigen Gemeindegliever ausgeübt werden. In Baden 
iit e8 der weiteren &emeindevertretung, wenn fie einen Antrag 
bes Kirchengemeinderaths abgelehnt bat, gejtattet, zu beichließen, 
daß die Enticheivung der Gejammtbeit der ftimmberechtigten Ge— 
meindeglieder einzuholen fett). Im Großberzogthbum Heſſen kann 
das Oberfonfiftorium eine „Meinungsäußerung” der ganzen Kirchen⸗ 
gemeinde herbeiführen, wenn es dies für angemeljen finbet ?). 

Eine weitere Gemeindevertretung fehlt im rechtörheinifchen 
Bayern, in der Rheinpfalz ımd in Sacjen. In der Iutherifchen 
Kirhe von Hannover kann durch Ortsftatut eine folche gebildet 
werden ), und e8 übt die ganze Gemeinde bort auch wichtige Rechte 
aus *). Im Königreich Sachſen find das Landeskonſiſtorium jo» 
wie auch die in evangelicis beauftragten Staatsminister nach 
ihrem Ermefjen befugt, eine jonft zum Wirkungsfreis des Kirchen- 
vorſtandes gehörige Sache der ganzen Kirchengemeinde zur Bes 
ſchlußfaſſung zu überweijen, wird aber in ber anzuberaumenden 
Verſammlung für einen Bejchluß nicht eine Mehrheit von zwei 
Dritteln der erjchienenen ftimmberechtigten Gemeindeglieder erzielt, 
io ift die Entſchließung in diejer Angelegenheit dem Kirchenvor⸗ 
itande zu überlaffen 5). 

2. Alle katholiſchen Kirchengemeinden in ganz Preußen baben 
einen Kirchenvorjtand und eine ohne Theilnahme des Kirchenvor- 
itandes befchließende &emeindevertretung. ‘Die ganze Gemeinde 
wird niemals berufen. Dieje Vorjchrift gilt auch für anerkannte 
alttatholiiche Gemeinden. Im rechtörheiniichen Bayern ift in allen 
fatbolifchen Gemeinden eine |. g. katholiſche Kirchenverwaltung 
eingerichtet, während in der bayerijchen Rheinpfalz und in Elſaß⸗ 
Lothringen der durch Napoleon I. goſchaffene Fabrikrath fortdauert. 
Ueber Württemberg vgl. Bd. 1, 401. 


1) 5. Sept. 1861, 8. 26. 
2) Berfafiung vom 6. Jan. 1874, 8. 55. 
a), 9, Oft. 1864, $. 32. Bol. Lohmann, ©. 39. 
9 S. unten: Pfarrwahl. 
5) Kirchenvorſtandsordnung vom 30. März 1868, 8. 30. 
10* 
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3. Die israelitifchen Synagogengemeinden (Judenſchaften) ver 
acht alten Provinzen Preußens haben einen „Vorftand“ und eine 
„Repräfentantenverjammlung‘ !); ebenjo regelmäßig in Babern °), 
während in anderen Ländern, wie 3. B. in Württemberg, die Re⸗ 
präjentantenverfammlung fehlt. 


II. Die Zujammenjegung ber Gemeinveorgane ift im Weſent⸗ 
lien folgende: 

1. Der Gemeinbelirchenratb (Vorftand) beſteht aus Geiſt⸗ 
lihen, gewählten Gemeindegliedern (Aelteſten), und in manchen 
Theilen Deutichlands aus dem Patron. 

a. Der Pfarrer (Prediger, Helfer) führt im evangeliſchen 
Gemeinbehirchenratb überall den Vorjig und leitet die Geichäfte. 
Sind mehrere Prediger in der Gemeinde angeftelit, jo haben die 
jelben ſämmtlich Sik und Stimme im Vorftand, und es führt 
ber erite derjelben den Vorſitz. Pfarrverwalter (Pfarrverweſer, 
felbitändige Vikare) ftimmen zwar mit, e8 fommt ihnen aber bas 
Recht des Borfiges nicht überall von Nechtöwegen zu 8). Im 
Vällen vorübergebender Verhinderung geht der Vorjig auf einen 
hierzu gewählten Xelteften über. Hülfsprediger auf nicht fundirten 
Stellen nehmen, auch wenn fie orbinirt find, nur als Mitglieder 
mit berathbender Stimme an den Sigungen des Gemeinde: 
tirchenrathes Theil. 

Im katholiſchen Kirchenvoritand bat in ganz Preußen 
nur Gin Geiſtlicher (der Pfarrer, Kapellan), Sig und Stimme, 
und e8 kommt ihm das Recht des Vorfiges nicht zu, ja er Tann 
gar nicht zum Vorfigenden gewählt werben 4). Ebenſo verhält es 
fih mit dem Fabrikrath in der bayeriſchen Rheinpfalz und Elſaß⸗ 
Lothringen, deſſen gejeglicher Vorſitzender der katholiiche Bürger⸗ 


1) Staatsgeſetz vom 23. Juli 1847, ©. 38 (G. S. 270). 

3, Silbernagel 182 — 183. ' 

* In den ſechs öſtlichen Provinzen der preußifchen Landeskirche gebt 
der Borfib auf den Zuperintendenten über, welcher ihn felbft ausüben oder 
einem Mitglied des Gemeindekirchenraths oder einem benadbarten Geif: 
lien übertragen fanı. (10. Zept. 1873.) Anderwärts wählt ber G. K. R. 
einen Aelteften zum Vorſitzenden. 

*) Sefet vom 20. Juni 1975, 83. 5 u. 12. Andere Geiftliche können 
auch durch Gemeindewahl nit in den Kirchenvorſtand kommen, 8. 28. 
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meijter (Matre) oder Adjunkt ij. Der Grund der Ausichließung 
des Pfarrers vom Borfig ift jeine Abhängigkeit vom Bifchof. 

Auch die israelitiſchen Kirchenvoritände wählen vielfach ihren 
Borfigenden jelbit. 

b. Die Zahl der gewählten Aelteſten (Senioren, Presbyter, 
Kirchenvorfteher) beträgt 4— 12, in einigen Kirchen bis zu 16, 
und wird für jede einzelne Gemeinde mit Rüdjicht auf die Seelen» 
zahl und fonjtige Örtliche Verhältnijfe beſtimmt y. Bei zufammen- 
gejegten Gemeinden bat jede Theilgemeinde eine entiprechende Au⸗ 
zahl von Aelteſten zu wählen. Die Wahl erfolgt meijtens durch) 
die Gemeindeglieder, in Rheinland-Weitfalen und Baden durch die 
aus Presbyterium und Gemeindevertreter gebildete Gemeindever⸗ 
tretung ?). " 

Die Aelteſten bleiben jech8 Jahre im Amt; alle drei Jahre 
tritt die Hälfte aus und wird durch Neuwahl erjegt 3). 

ec. In allen evangeliichen Gemeinden der Provinzen Preußen, 
Brandenburg, Pommern, Poſen, Schlejien und Sacdfen, welche 
einen Patron haben (Patronatsgemeinden), kann der Batron in 
den Gemeindelirchenrath eintreten, falls er die zum Xelteftenamt 
erforderlihen Eigenschaften beſitzt, aljo namentlih ver evan- 
gelifchen Kirche angehört. Will er davon feinen Gebrauch machen, 
oder fehlt ihm die Wählbarkeit, fo kann er ein mwählbares Ge⸗ 
meindeglied auf Widerruf zum Melteiten ernennen‘), Wo ber 
Staat oder Korporationen das Patronatrecht befiten, können Dies 
felben einen jtändigen Patronatsvertreter aufitellen, welcher bei 
vorhandener Wählbarfeit in den Kirchengemeinderath eintreten 
oder einen Xeltejten ernennen darf. ‘Den jtändigen Patronats- 
vertreter ernennt bei den Kirchen fiskaliſchen (königlichen) Patro- 


1) Theils durch bie Kreisfonode, theils durch Beſchluß der Gemeinde: 
vertretung, vielfach vorbehaltlih ber Genehmigung von Kirchen oder Staats: 
bebörben. 

2) Rheinland » Weftfalen 5. März 1635, 8. 8. Baden 5. Sept. 1861, 
8. 29. 

8) In Rheinland» Weftfalen ift die Amtsdauer vier Jahre mit Hälftiger 
Erneuerung alle zwei Jahre. (Minifterialreftript vom 25. Aug. 1853 zu 
8. 8 der Orbnung vom 5. März 1835.) 

*) 10. Sept. 18973, 8. 6. 
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nats die königliche Bezirföregierung ). Aehnliche Grundfähe gelten 
in Hannover ?). 

Im Königreih Sachſen kann der Patron an den Sitzungen 
und Verhandlungen bes Kirchenvorſtandes tbeilnehmen, tft auch 
dazu einzuladen, hat aber fein Stimmredt. Dagegen bat ber 
Beſitzer einer eremten Gemarkung als folder Sik und Stimme 
im Kirchenvorſtand, mehrere ſolche üben das Recht zujammen 3). 

Sn den Tatholifchen Kirchengemeinden ver preufiichen Mon⸗ 
archie, welche einen Patron haben, gibt es fein allgemeines Recht 
des Patrons zum Eintritt in den Kirchenvorftand oder Ernennung 
eines Kirchenvoritehers, ſondern es kommt daſſelbe nur Denjenigen 
Patronen oder auch jonftigen Dritten zu, welche es ſchon vor 
1875 beſeſſen haben‘). 

Unbelannt find foldhe Rechte des Patrons in Schleswig: 
Holftein, im Konfiftorialbezirt Wiesbaden, im rechtörheinijchen 
Bayern, Württemberg, Baden, Großberzogthum Helfen, Olben- 
burg und natürlich auf dem ganzen linken Nheinufer, va es hier 
Patronatrechte überhaupt nicht mehr gibt. 

2. Die Zahl der Gemteindevertreter richtet ſich nach ber Zahl 
der Nelteften und beträgt meiſtens das Dreifache verjelben, alic 
12— 36, in manden evangeliihen Kirchen bi8 zu 60 um 
mebr 5). Ä 

Sie werben ebenfall® meiftens auf jech8 Jahre mit brei- 
jährigem Wechſel gewählt. 

Eine Gemeinvevertretung, welche bebarrlih die Erfüllung 
ihrer Pflichten vernachläffigt ober verweigert, kann aufgelöft und 
eine Neuwahl angeoronet werben. Cine ſolche Verfügung wird 
vom Konfijtorium entweder auf Antrag des Kreisſynodalvorſtandes 


1) Anftruftion des evangelifhen Oberkirchenraths vom 31. Oft. 1873, 
Nr. 17. 

2, 9. Ott. 1964, 8. 14. 

9 30. März 1865, SS. 5 u. 6. 

4) Gefeg vom 20. Juni 1875, 8. 5 u. 39. Die Ernennung des Ael- 
teften ift auch hier eine jederzeit widerrufliche. 

s) In Rheinland-Weftfalen bis zu 60 (5. März 1935, $. 19), in Baden 
bi8 zu SO (5. Sept. 1861, 8. 15, und Kirchengefeg vom 29. Sept. 1871, 
8. 2), in Heſſen bis zu 70 (6. Jan. 1874, $. 15). 


y 
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oder auch ohne ſolchen getroffen; in den katholiſchen Kirchen. 
gemeinden des Königreichs Preußen kann fie durch Die Hifchöfliche 
Behörde im Einvernehmen mit dem Uberpräfidenten, ober um- 
gekehrt, erfolgen. 

III. Wahlrecht, Wählbarkeit und Wahlverfahren bei der Wahl 
der Kirchenvorftände und Vertretungen find in dem neueren Ord—⸗ 
nungen nicht bloß für Die evangelifchen, ſondern aud die fatho- 
lifchen Gemeinden in ziemlich übereinftimmender Weife geregelt 
worden. 

A. Vorausſetzungen des Wahlrechts ſind: 1) Beſitz der Reichs⸗ 
angehörigkeit, theilweiſe auch der beſonderen Landesangehörigkeit; 
2) Kirchenmitgliepfhaft (vgl. Bd. 1, 51 und Bd. 2, 8. 124); 
3) Wohnfig in der Gemeinde, und zwar Häufig einjähriger Wohn⸗ 
fig, 4) männliches Geſchlecht; 5) Zurüdlegung des einundzwan⸗ 
zigiten Lebensjahres (Erreichung der Volljährigkeit), in anderen 
Kirchen Zurüdlegung des vierunbzwanzigiten oder fünfundziwan- 
sigften Lebensjahres; 6) eine verſchieden definirte Selbſtändigkeit; 
7) in der enangelifchen Kirche ber ſechs öftlichen Provinzen Preußens 
it eine befondere Anmeldung zum Eintritt in die wahl: 
berechtigte Gemeinde erforberlih!). Die Anmeldung kann per- 
fönlih oder durch Einfendung einer eigenhändig unterjchriebenen 
Erklärung erfolgen, wozu in größeren Gemeinden gebrudte For- 
mulare vorräthig zu halten find. Wer einmal in der Lifte fteht, 
braucht die Anmeldung nicht zu wiederholen; Diejenigen, welche 
noch nicht darin aufgenommen find, Können die Anmeldung jederzeit 
vornehmen, und vor jeder Wahl ift Hierzu wiederholt öffentlich 
aufzuforbern ?). 

Bon der Ausübung des Wahlrechts find ausgefhlofjen 
diejenigen: welche fich nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
befinden, oder wegen Verbrechen oder jchwerer Vergeben in Unter- 
ſuchung jtehen, oder fih im Konkurs befinden, ober über ein Jahr 
mit der Bezahlung Firchlicher Umlagen im Rüdjtand find, endlich 
diejenigen, welche durch Erfenntniß der zuftändigen kirchlichen Ver⸗ 
tretungen oder Behörden des Wahlrehts für verluftig erklärt 


1) 8.6. und S.D. vom 10. Sept. 1873, 8. 34. 
2) Inſtruktion des evangelifchen Oberkirchenraths vom 31. Oft. 1973, 
Nr. su. 13. 
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worden ſind, oder gegen welche ein ſolches Erkenntniß jetzt bei 
Gelegenheit ver Aufſtellung der Wählerliſte erfolgt !). 

B. Die Wählbarkeit ijt im Allgemeinen an diefelben Voraus» 
jegungen gefnüpft wie das Wahlrecht, nur daß meiſtens ein Alter 
von dreißig Jahren erfordert wird und nach der Wahl noch eine 
Zurückweiſung ftattfinden fan, wenn ver Gewählte durch bebarı- 
lie, d. 5. andauernde und gefliffentlihe Yernhaltung vom öffent» 
lihen Gottesvienjt und von der Theilnahme an dem Abendmahl 
jeine kirchliche Gemeinfchaft zu bethätigen aufgehört hat. Für die 
Wäplbarkeit in die Borjtände und Vertretungen der katholiſchen 
Kirchengemeinden enthält das preußtiche Geje vom 20. Juni 1875 
feinen folchen Vorbehalt, weil diejelben nur über VBermögensjacen 
zu beichließen haben. 

Aktive Militärperfonen bebürfen zur Annahme von Aemtern 
in der Vertretung kirchlicher Gemeinden der Genehmigung ihrer 
Dienſtvorgeſetzten 2). 

GC. Die Wählerlijten werden vom Gemeindefirchenrath aufs 
geitellt und von diefem auch in erſter Inſtanz über Reklamationen 
gegen biejelben entſchieden; in zweiter Injtanz enticheidet der Vor⸗ 
jtand der Sreisiynode®), in den katholiſchen Kirchengemeinden 
Preußens die Gemeindevertretung *). 

Bejondere Lijten über die wählbaren Perjonen werden nicht 
aufgeſtellt. 

Das Wahllokal iſt meiſtens die Kirche: die Abſtimmung 
meiſtens eine geheime, an anderen Orten eine öffentliche. 

Wenn die Wahl geſchloſſen iſt, ſo prüft der durch dieſe Wahl 
neuergänzte Gemeindekirchenrath von Amtswegen die Gültigkeit 
der Wahl, namentlich ob die Formvorſchriften beobachtet worden 
find und alle Gewählten bie für die MWählbarkeit erforderlichen 
Eigenichaften befigen, und unterjucht auch die Einfprachen Dritter’). 
Gegen jeine Entſcheidung jteht Berufung an den Kreisſynodal⸗ 


ı) Das Nähere hierüber im Abjchnitt von den Kirchenſtrafen. 

2) Reichsmilitärgeſetz vom 2. Mai 1874, 8.47. (R. G. Bl. 55). Reichs⸗ 
tag 17. April 1874. S. 889— 890. 

3) Preußen. Sechs öftlihe Provinzen. 10. Sept. 1873, 88. 36 n. MU. 

*) Geſetz vom 20. Juni 1873. Wahlorbnung, Art. I u. 2. 

°) Ein vorgängiges Gehör eines Beanſtandeten ift nicht nothmenbig 
(Erlaß des evang. Cherfirhenrath8 vom 7. Sept. 1874, Alt. 7, 275— 276). 
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voritand offen, in den Fatholijchen Kirchengemeinden Preußens an 
die biichöfliche Behörde, welche im Einvernehmen mit dem Regie 
rungspräfidenten entjcheidet ?). In Baden enticheidet über Ein⸗ 
jprachen gegen die Wahl der Kirchenälteften in erfter Injtanz der 
Diözeſanausſchuß, vorbehaltlich der Beſchwerde an den Oberkirchen⸗ 
rath ?). 

IV. Der Wirkungskreis des Gemeindekirchenraths und ber 
©emeindevertretung kann an diejer Stelle nur überfichtlich geichildert 
werden, und zwar unter völliger Scheidung der verſchiedenen Kon⸗ 
fefjionen, da ſich die Zuftändigfeit der Gemeindeorgane der fatho- 
liſchen Kirche lediglich auf Vermögensangelegenheiten beziebt. 

A. Evangeliſche Kirche. — Der Kirchengemeinderath oder 
Kirchenvoritand ift dasjenige Organ der Gemeinde, welches bie- 
jelbe in allen Angelegenheiten zu vertreten und in ihrem Namen 
zu beichließen Bat, in welchen nicht ausprüdlich der Gemeinde- 
vertretung oder ganzen Gemeinde Genehmigungs- oder Beſchluß— 
rechte vorbehalten find 3). 1) &emeindeitatuten werden von den 
beiden Gemeindeorganen in Antrag gebracht *). Die übliche Zeit 
der öffentlichen Gottesdienfte können Pfarrer und Kirchengemeinde» 
rath vielfach allein ändernd). 2) Injoweit als allgemeine Kirchen: 
gejege für die einzelnen Gemeinden nur mit deren Zujtimmung 
in Kraft treten fünnen, ift diefe Zuftimmung durch die beiden Ge— 
meinbeorgane zu erflären. Ebenſo üben diejelben zufammen die 
den Einzelgemeinden eingeräumten Ablehnungsrechte gegen Kirchen» 
gejege. 3) Ueber Veränderungen der Pfarriprengel (der Barodhial- 
grenzen) wird regelmäßig der Kirchengemeinderath nur gutächtlich 
gehört; in anderen Fällen ift dagegen Zuftimmung der Gemeinde» 
vertretung erforderlih. (Vgl. oben ©. 145 X.) 4) Inwiefern bie 
Gründung neuer Seeljorgeämter in der Gemeinde der Zuftimmung 
der Gemeindeorgane bebürfe, tit vielfach unklar gelaffen. Jeden⸗ 
falls iſt diefe Zuſtimmung erforverlich, fobald der Gemeinde 


3) PBreußifches Gefet vom 20. Juni 1875. Wahlordnung, Art. 13. 

2) Wahlordnung vom 5. Sept. 1861, 8. 30. 

3) Preußiſche evangeliſche Landeskirche, ſechs öftliche Provinzen, 10. Sept. 
1873, 8. 25: „Der Gemeinbelirchenrath ift da8 Organ ber Gemeinde gegen- 
über den Kircbenbehörden und den Synoben. Werner 88. 13 u. 22. 

N Vgl. über Preußen Bd. 1, 245. Sadfen 367. Baden 422. 

5) Preußen, ſechs öftlihe Provinzen, 10. Sept. 1873, $. 15. 


eo 
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worden jind, oder gegen welche ein ſolches Erfenntniß jekt bei 
Gelegenheit ver Aufſtellung der Wäplerlifte erfolgt‘). 

B. Tie Wählbarkeit ift im Allgemeinen an biefelben Boraus- 
jegungen gelnüpft wie das Wahlrecht, nur daß meiftens ein Alter 
von dreißig Jahren erfordert wird und nach der Wahl noch eine 
Zurüdweifung ftattfinden kann, wenn der Gewählte durch beharr⸗ 
lihe, d. 5. andauernde und gefliffentliche Fernhaltung vom öffent» 
lihen Gottespienit und von ver Theilnahme an dem Abendmahl 
feine kirchliche Gemeinfchaft zu betbätigen aufgehört hat. Tür die 
Wäplbarkeit in die Borftände und Vertretungen ver Tatholifchen 
Kirchengemeinden enthält das preußiiche Geſetz vom 20. Juni 1875 
feinen jolchen Vorbehalt, weil diejelben nur über Bermögensjacen 
zu beichliegen haben. 

Aktive Militärperjonen bedürfen zur Annahme von ‚Aemtern 
in der Bertretung firchlicher Gemeinden der Genehmigung ihrer 
Dienjtoorgejegten 2). 

C. Die Wählerlijten werden vom Gemeinvefirchenrath auf- 
geitellt und von dieſem auch in erfler Inftanz über Reklamationen 
gegen biejelben entſchieden; in zweiter Injtanz enticheidet der Vor⸗ 
itand der Kreisiynode), in den Fatholifchen Kirchengemeinden 
Preußens die Gemeindevertretung *). 

Bejondere Lijten über die wählbaren Perfonen werden nidt 
aufgeitellt. 

Das Wahllokal iſt meiltend die Kirche: die Abjtimmung 
meiſtens eine geheime, an anderen Orten eine öffentliche. 

Wenn die Wahl geichloffen ift, fo prüft ver Durch dieſe Wahl 
neuergänzte Gemeindekirchenrath von Amtöwegen die Gültigkeit 
der Wahl, namentlih ob die Formvorſchriften beobachtet worben 
find und alle Gewählten bie für die Wählbarfeit erforderlichen 
Eigenichaften befigen, und unterfucht auch die Einfprachen Dritter’). 
Segen jeine Entſcheidung jteht Berufung an den Kreisſynodal⸗ 


1) Das Nähere hierüber im Abſchnitt von den Kirchenſtrafen. 

2) Reichsmilitärgeſetz vom 2. Mai 1874, 8.47. (R. G. Bl. 55). Neid 
tag 17. April 1874. S. 889— 890. 

3) Preußen. Sechs öſtliche Provinzen. 10. Sept. 1873, 88. 36 u. 40. 

*) Gele vom 20. Juni 187%. Wahlordnung, Art. 1 u. 2. 

>) Ein vorgängige® Gehör eines Beanſtandeten ift nicht nothmenbig 
(Erlaß des evang. Oberkirchenraths vom 7. Sept. 1874, Alt. 7, 275-276). 
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porjtand offen, in den Fatholiichen Kirchengemeinden Preußens an 
die biichöfliche Behörde, welche im Einvernehmen mit dem Regie- 
rungspräfidenten entſcheidet ). In Baden enticheivet über Ein- 
ſprachen gegen die Wahl der Kirchenältejten in erſter Initanz der 
Didzefanausichuß, vorbehaltlich der Beichwerde an den Cherficchen- 
rath). 
IV. Der Wirkungskreis des Gemeindekirchenraths und der 
Gemeindevertretung kann an dieſer Stelle nur überſichtlich geſchildert 
werden, und zwar unter völliger Scheidung der verſchiedenen Kon⸗ 
feffionen, da fich die Zuftändigfeit der Gemeindeorgane ber fatho- 
liſchen Kirche lediglich auf Vermögensangelegenbeiten bezieht. 

A. Evangeliſche Kirche. — Der Kirchengemeinderath oder 
Kirchenvoritand it dasjenige Organ der Gemeinde, welches die- 
jelbe in allen Angelegenheiten zu vertreten und in ihrem Namen 
zu bejchließen bat, in welchen nicht ausprücdlich der Gemeinde- 
vertretung oder ganzen Gemeinde Genehmigungs- oder Befchluß- 
rechte vorbehalten find 3). 1) Gemeindeitatuten werden von ben 
beiden Gemeindeorganen in Antrag gebradt *). Die übliche Zeit 
der öffentlichen Gottesdienſte können Pfarrer und Kirchengemeinde⸗ 
rath vielfach allein ändernd). 2) Inſoweit als allgemeine Kirchen 
gejege für die einzelnen Gemeinden nur mit deren Zujtimmung 


iu Kraft treten können, ift dieſe Zuftimmung durch Die beiden Ge» 


meindeorgane zu erflären. Ebenjo üben viejelben zufammen bie 
den Einzelgemeinvden eingeräumten Ablehnungsrechte gegen Kirchen» 
gejege. 3) Ueber Veränderungen der Pfarriprengel (der Parochial- 
grenzen) wird regelmäßig der Kirchengemeinderath nur gutächtlich 
gehört; in anderen Fällen ift dagegen Zujtimmung ber Gemeinbes 
vertretung erforderlich. (Vgl. oben S. 145 4.) 4) Inwiefern die 
Gründung neuer Seeljorgeämter in der Gemeinde der Zuftimmung 
der Gemeindeorgane bedürfe, tft vielfach unklar gelajfen. Jeden⸗ 
falls iſt dieſe Zuftimmung erforverlih, fobald der Gemeinde 


1) Preußiſches Gefe vom 20. Juni 1875. Wahlorbnung, Art. 13. 

2) Wahlordnung vom 5. Sept. 1861, 8. 30. 

3) Preußiſche evangelifche Landeskirche, ſechs öftliche Provinzen, 10. Sept. 
1873, $. 25: „Der Gemeindeficchenrath ift da8 Organ der Gemeinde gegen«- 
über den Kirchenbehörden und ben Synoden. Ferner 88. 18 u. 22. 

N Bol. über Preußen Bd. 1, 245. Sadfen 367. Baden 422. 

5) Preußen, ſechs öftliche Provinzen, 10. Sept. 1873, 8. 15. 


eo 
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daraus nee Laften erwachien. 5) Ueber Zulaffung oder Zurüd- 
meifung von der Konfirmation und Aufnahme fremder Konfeifions- 
verwandten in bie Gemeinde enticheiven Pfarrer und Kirchen⸗ 
gemeinberath zufammen, vorbehaltlich des Rekurſes. (Val. Br. 1, 
51 und Bd. 2, 8. 124.) 6) Der Kirchengemeinvderatb verwaltet 
das örtliche Kirchenvermögen und vertritt daſſelbe nach Außen. 
Zu wichtigeren Beichlüfjfen hierüber jowie zur Bejchließung von 
Kirchenjteuern iſt Die Zuſtimmung der Gemeinbevertretung er: 
forderlihd. In vielen Kirchen kommt ihm jedoch bezüglich des 
Pfründvermögens nur ein Auffichtsreht zu. 7) Ueber die Ein- 
räumung des Kirchengebäudes zu einzelnen nicht gottespienitlichen 
Handlungen, welche der Beitimmung des Kirchengebäudes nicht 
wiberjprechen, entjcheidet meiltens der Gemeindelirhenrath allein. 
8) Der Kirchengemeinderath ernennt im Zweifel die niederen Ge- 
meindebiener und den Kirchenrechner. (Vgl. unten VI.) 9) Die 
der Gemeinde in Bezug auf die Beſetzung der Pfarrämter zu: 
fommenden Wahl» oder Ablebnungsrechte werben meiſtentheils 
durch die beiden Gemeindeorgane zujammen oder durch Die ganze 
Gemeinde ausgeübt. 10) Ebenfo die Wahl der Abgeorbneten zur 
Kreisiynode. 11) Die Intereſſen der Kirchengemeinde in Bezug 
auf die Schule, namentlich den Religiondunterricht in vderjelben, 
bat der Kirchengemeinderatb wahrzunehmen, und es kommt ihm 
zuweilen das Recht der Kenntnißnahme vom Religionsunterrict 
zu, während dies gewöhnlich nur fein Vorjigender, der Pfarrer, 
ausübt. (Dal. oben ©. 22.) Der Gemeindelirchenrath kann auch 
über Verlegung der Geſetze über die Erziehungsreligion Beſchwerde 
führen. (Val. Bd. 1, 71.) 12) Der Gemeindelirhenrath bat 
ben Pfarrer in der Ausübung feiner pfarramtlichen Gejchäfte zu 
unterftügen; dagegen bleibt der Pfarrer in feinen geijtlichen Amts⸗ 
thätigfeiten der Lehre, Seeljorge, Verwaltung der Saframente 
und in feinen übrigen Miniſterialhandlungen von dem Gemeinde: 
firchenrath unabhängig. Gibt die Amtsführung oder der Yebend- 
wandel des Geiftlichen oder eines Aelteften zu Ausjtellungen Anlaß, 
fo kann die der Gemeindekirchenrath in jeiner Mitte zur Sprache 
bringen und bei ben vorgefegten Behörden deshalb Anträge jtellen. 
13) Rügen und Bußen gegen Gemeindeglieder verhängt der Ge- 
meindekirchenrath in erjter Initanz. 14) Er jtellt die Liſte ber 
wabhlberechtigten Gemeindegliever auf, bereitet die Wahlen zum 
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Aelteftenamt und zur ®emeindevertretung vor, Hält dieſe Wahlen 
ab, prüft deren Gültigkeit in erfter Inftanz, beruft die Gemeinde» 
vertretung ein und bringt die Beſchlüſſe derjelben in Ausführung. 
15) Er leitet die kirchlichen Einrichtungen für Pflege der Armen, 
Kranken und Berwahrloften, und kann ſich zu dieſem Zweck Helfer 
aus der Gemeinde beiordnen. 16) Er darf Wünſche und Be- 
ſchwerden bei den vorgejetten Behörden anbringen, auch Beſchlüſſe 
der Gemeindevertretung darüber veranlaffen, und ift verpflichtet, 
Rünfhe und Anliegen einzelner Gemeindegliever willig entgegen- 
zunehmen und in Erwägung zu ziehen. Die Gemeindevertretung 
kann regelmäßig nur über ſolche Angelegenheiten beratben und 
beichließen, welche der Kirchengemeinderath zur Berathung vers 
ftellt bat). 

B. In der katboliſchen Kirche haben die Gemeinbeorgane 
lediglih mit Vermögensangelegenheiten zu thun. Der Kirchen 
vorftand führt Die Verwaltung und vertritt das örtliche Vermögen 
und die Gemeinde, während der Gemeindevertretung Geneh⸗ 
migungs» und Auffichtsrechte zulommen. In Bezug auf Wahlen 
übt der Kirchenvorftand ähnliche echte wie der evwangelifche 
Kirchengemeinderath. 

C. Die Vorftände und Repräjentanten der israelitiſchen 
Synagogengemeinden bejchließen nicht nur in Vermögensangelegen- 
beiten, fondern auch über Lehre und Gottesbienftordnnung, und wählen 
meistens ihre Kultusbeamten (Rabbiner, Vorjänger) 2). In Würt- 
temberg kommen bie letteren Rechte theilweife der ißraelitiichen 
Therlirchenbehörde oder dem Miintfterium zu. 

V. Die Situngen des Gemeindelirchenratbs find nicht öffent» 
lich, wohl aber vielfach diejenigen der Gemeindevertretung. 

VL 1. Der Verwalter der Kirchenfafje (Kirchenrechner, Kirch» 
meilter, Rendant) wird vom &emeinbefirchenrath regelmäßig aus 
jeiner Mitte beftellt und erhält feine Bejoldung. Die Beſtellung 
des Pfarrers zum Rechner ift unzuläſſig. Größerer Umfang ber 
Kaffe rechtfertigt Die Anftellung eines befoldeten Rechners; Toll 
jedvoh Hierzu ein Mitglied des Gemeindekirchenraths ernannt 


1, Preußen 10. Sept. 1873, $. 29. Genauere und zwedmäßigere Be- 
ſtimmungen trifft die 8&.®. und S.D. für Wiesbaden v. 4. Juli 1377, $. 34. 
2) Preuß. Geſetz vom 23. Juli 1847, 88. 44. 51. 52 (G. S. 271. 273.). 
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werben, jo iſt die Genehmigung des PVorjtandes der Kreisſynode 
erforderlich. — In den katholiſchen Gemeinden Preußens haben 
Kirchenvorjtand und Gemeindevertretung in biejer Hinficht freie 
Hand). 

2. Die Kirchenämter der Organijten und Vorſänger (Kan⸗ 
toren) jind in vielen &emeinden noch von früheren Zeiten ber 
mit Lehrämtern an öffentlichen Volksichulen verbunden. In diejem 
Fall richtet fich Ernennung und Entlaffung der genannten Kirchen» 
beamten entweder nach den für Schullebrer geltenden oder anderen 
bejonderen Regeln. — Vielfach kommt politifchen Gemeinden over 
Privatpatronen das Recht der Ernennung oder Präfentation zu. 
— Aehnliches gilt häufig bezüglich der Meßner, Küjter u. ſ. w. 
Diejenigen diejer Kirchendiener, welche mehr nur mechanijche over 
weltliche Verrichtungen zu beforgen haben, werben, wo nicht be 
fondere Berbältniffe der eben beiprochenen Art und Weije bes 
jtehen, vom Gemeindekirchenrath ernannt und entlajjen 2). 


Zweites Kapitel. 


Dejesung der Pfarrämter. 


8. 134. 
1. Lebenstänglichleit des Pfarramtes. Verbot der Pinralität. Klaffen⸗ 
eintheilung der Pfarreien. 


1. In fajt allen deutichen Staaten beiteht für die proteftan- 
tiiche, fatholiiche und israelitiiche Kirche die ſtaatsgeſetzliche 


— — 


1) Geſetz vom 20. Juni 1875, 53. 7 u. 10. 

3) In den ſechs öſtlichen Provinzen der preußiichen evangelifchen Landes⸗ 
tirhe find durd die 8.G. und S. O. vom 10. Sept. 1873, $. 21, nicht 
bloß die ehemals den Konfiftorien, fondern aud die dem Staat (Fibcus) 
zufiehenden Ernennungsrechte auf bie Gemeinden übertragen worben. Die 
für die ftaatliden Behörden bisher beflandene Verpflichtung, bei ber An: 
flellung vorzugsmeife civilverforgungsberedtigte Militärinvaliden oder fonftige 
Anwärter zu berlidfichtigen, dauert übrigens für bie Kirchengemeinberäthe 
fort. (Reftript vom 19. Juni 1839 in v. Kamptz's Ann. 23, 373.) Regle⸗ 
ment vom 16. Juni 1867, 8. 8. (J. M. Bl. 250.) Verfügung bes Kultut- 
minifter8 Kalt vom 9. Nov. 1874. (Mt. des evangeliſchen Oberkirchenrathe 
7, 264— 265.) Die Organiften und Kantoren zu Berlin gehören nicht zu 
den niederen Dienern. (Berf. d. evang. Oberlitchenrath® vom 6. Mai 1876.) 
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Borihrift, daß die Pfarrer auf Lebenszeit angeftellt jein 
müjfen, und ihnen das Amt und die damit verfnüpften Vermö⸗ 
gensrechte (Pfründeinkommen) nur im Wege der Emeritirung ge- 
ihmälert und nur durch Disziplinarerfenntniß entzogen werben 
fönnen. Auch die unfreiwillige VBerjegung ift neuerdings allgemein 
beichränft worden. Es entipricht dies auch dem älteren fano- 
niſchen Necht, nach welchem die Pfründe al8 beneficium (Lehen) 
betrachtet und dem Pfarrer als Benefiziaten ein unmiderrufliches 
Genußrecht zugefchrieben wurde, wie e8 jeit dem zwölften Jahr⸗ 
hundert auch die weltlichen Lebensmannen hatten. Die Refor⸗ 
mation bebielt nach kurzem Schwanfen den Grundſatz bei, während 
in der katholiſchen Kirche die Stellung der Pfarrer mehr und 
mehr an Sicherheit verlor, bis im neunzehnten Jahrhundert bie 
Stantsregierungen eingriffen und jede Ernennung, VBerjegung und 
Entlafjung eines Pfarrers von ihrer Genehmigung abhängig 
machten. Nur in ber preußifchen Rheinprovinz und in Eljaß- 
Lothringen blieben die unter Napoleon I. getroffenen Einrichtungen 
in Geltung, wonach die große Maſſe der Seeljorgegeiftlichen ihr 
Amt nur auf Widerruf befleiveten. In den Diözefen Zrier und 
Köln waren bis zum Jahre 1873 von den 2200 Seeljorgegeift- 
lihen kaum 200 feft angeftellt, die anderen 2000 konnte der Bi- 
ihof jeven Tag ohne alles Urtheil und Recht entlajjen und damit 
an ber Betteljtab bringen. Auch auf dem rechten Rheinufer - 
fingen die Biſchöfe jeit 1848 an, joweit beftehende Patronatrechte 
dies nicht Hinderten, die Pfarrer nur auf Widerruf zu ernennen, 
und es wurbe dies in Preußen, Baden, Hejjen und anderwärts, 
theils wegen der Erichütterung der Staatsgejeßgebung, tbeild wegen 
Nachſicht der Regierung, immer gewöhnlicher und bierburch der 
Pfarrklerus in die jchlimmite Abhängigkeit von den Biſchöfen ge- 
bracht. Endlich gab Preußen das Signal zur Rüdfchr zum älteren 
deutichen ftaatlichen Recht, welche nur injofern eine unvollkommene 
iit, als das Recht der Disziplinären Dienftentlajfung den Bilchöfen 
verblieben und nur in beichränfter Weile unter Staatsfontrole 
geitellt if. Dagegen bezeichnet e8 gegen früher einen Yortichritt, 
daß der Grundſatz der Iebenslänglichen Berleihung der Pfarr- 
ämter nun durch Geſetz, nicht durch bloße Veroronung feitgeitelit 
üt und jeine Handhabung feineswegs bloß von dem Miniſterium 
abhängt. 
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Der gegenwärtige Nechtszujtand ijt nun folgender: 

a) In Preußen und Heſſen darf fein Pfarramt länger ale Ein 
Jahr durch bloße Verweſer oder widerruflich angejtellte Pfarrer 
verwaltet werden, fondern ift innerhalb Jahresfriſt dauernd zu 
bejegen. Der Oberpräfident, in Heilen das Miniſterium, können 
die Friſt im Falle des Bedürfniſſes angemefjen (nicht beliebig) 
verlängern '). Mittel, um die Befolgung der Vorſchrift zu fichern, 
jind Geldſtrafen gegen die ſäumigen Kirchenbehörden und die von 
ihnen aufgeftellten Pfarrverweſer, Einhaltung von Staatsmitteln 
und Einleitung der Interfalarverwaltung ?). — In Staaten, in 
welchen ausdrückliche Vorfchriften dieſer Art fehlen, kann jeven- 
falls eine proviforiiche Verwaltung von Patronatspfarreien nicht 
ohne Einwilligung des Patrons fortvauern, außer wenn die Pfarrei 
etwa nicht mehr den vorgejchriebenen Minimalgehalt (die Eongrun) 
erträgt 3). 

b) Die in der preußiichen Rheinprovinz vorhanden geweſenen 
j. g. Succurjalpfarreien (paroisses succursales) jind vom 15. Mai 
1874 in dauernd zu befegende verwandelt und die an dieſem Tage 
im Amte befindlichen Succurfalpfarrer zu unwiderruflich ange 
itellten Pfarrern erklärt worden‘). Eine ähnliche Maßregel iſt 
auf Wunſch des deutſchen Neichstags für Elſaß⸗Lothringen in 
Ausfiht genommen). 

e) Die Errichtung neuer Seeljorgeämter, deren Inhaber 
unbedingt abberufen werden dürfen, ift überall nur mit Geneh— 
migung der Staatsregierung (in Preußen des Kultusminifters) 


ö— — 
2) Preußiſches Geſetz vom 11. Mai 1873, 88. 18 u. 23. Heſſiſches Geſetz 
vom 23. April 1875, 8. 10. — Die Friſt iſt vom Tage der Erledigung des 
Amtes oder, wo geſetzlich oder obſervanzmäßig ein Gnadenjahr beſteht, vom 
Tage der Erledigung der Pfründe (der Beſoldung) an zu berechnen. 

2) Heſſiſches Geſetz vom 23. April 1875, 8. 7, Abſ. 1. Badiſches Geſetz 
vom 25. Aug. 1876, 8. 14 (G. u. V. Bl. 229). Bgl. unten: Kirchliches Ver⸗ 
mögensrecht 

2) Bgl. z. B. für die evang. Kirche Württembergs Gaupp 2, 1, 297. 

2) Geſetz vom 11. Mai 1873, 8. 19, Abſ. 2. Hinſchius, Kommentar 
145. 146. 

5) Reichſtag 18. Dez. 1874. 

6) Für Preußen ſpricht dies das Staatsgefeg vom 11. Mai 1873, 8. 19, 
ausdrücklich aus, 





Befegung der Pfarräntter. 159 


d) Jede Ernennung zu einem dauernd zu bejegenden Pfarr- 
amt ift im Zweifel als eine definitiv erfolgte anzufeben; ein 
Borbehalt des Widerrufs muß aljo ausprüdlich gemacht jein. 

e) Das preußiiche Gefe vom 11. Mai 1873, 8. 20, bes 
jtimmt noch: „Anoronungen oder Vereinbarungen, welche die durch 
das Geſetz begründete Klagbarkeit der aus dem geiftlichen Amts⸗ 
verbältnijfe entjpringenden vermögensrechtlichen Anſprüche aus- 
ichließen oder beichränfen, find nur mit Genehmigung der Staats- 
behörde zuläffig )).“ 

2. Keinem Geiſtlichen können zwei oder mehr geiſtliche Aemter 
übertragen werden, ſobald deren vollſtändige Verwaltung durch 
Eine Perſon unthunlich erſcheint. (Verbot der Pluralität.) 

3. Auch die Ertheilung von Anwartſchaften (Exipectanzen) 
auf geijtliche Aemter ift unzuläjfig. 

4. Zu einem geiftlichen Amt können regelmäßig nur Perjonen 
gewählt, präfentirt oder ernannt werden, welche bereits die nach 


1) Bol. Hinfchius, Kommentar I, S. 146— 147. Diefe Vorſchrift hat den 
Zweck, Umgebungen des Gefege® zu verbüten, wie fie im neuerer Zeit im 
Frankreich und auch in Deutſchland vorgelommen find. Es verbot z. B. in 
ben 1850er Jahren der franzöfifhe Bilchof von Moulins feinem gefammten 
Didzefanklerus jede Berufung an bie weltlichen Gerichte und ließ fich ferner 
von jedem Pfarrer, den er anftellte (und Pfarrer find nah franzöfifhem 
Recht auf Lebenszeit angeftellt), eine. noch undatirte Urkunde aushändigen, 
worin diefer auf fein Amt zu verzichten erflärte. Wenn der Bifchof den 
Pfarrer dann nachher abſetzen wollte, brauchte er nur das Datum beizu- 
fügen. Durch Dekret des franzöfiihen Staatsraths vom 6. April 1857 
wurbe dies aber für einen Mißbrauch ber geiftlihen Amtsgewalt erklärt. 
(Friedberg, Gränzen, ©. 523, Anm. 3 und S. 526.) — Die Faflung des 
obigen $. 20 dürfte übrigens im mehrfacher Hinficht mißratben fein. Nach 
8. 18 kann die einjährige Friſt für dauernde Beſetzung bed Amtes zwar 
verlängert, aber keineswegs ganz befeitigt werben; nad 8. 23 aber bat e8 
den Anfchein, als wenn dem Oberpräfidenten ein unbegrenztes Dispenfationg- 
recht eingeräumt werden follte, was einen Widerſpruch enthielte. Die Re- 
gierungsvorlage wollte viel richtiger Anordnungen oder Vereinbarungen 
gegen die Klagbarkeit fir „unverbindlich“ erklären; der jetzige Wortlaut ift 
erft von der Kommiffion des Abgeorbnetenhaufes auf eime wenig zutreffende 
Erinnerung des evangelifchen Oberlicchenrath8 Hin, gewählt worden. Uebrigens 
eriheint auch der Ausdrud „die duch das Geſetz begründete Klagbarleit” 
nicht als beſonders beutlich, da dabei nur an gerichtliche Klagerechte gedacht 
fein kann, der Umfang dieſer aber „durch das Geſetz“ nicht gerade fehr 
Hargeftellt ift. — Vgl. auch badifches Gefer vom 25. Aug. 1876, 8. 14. 


u — — — — — — — —— ——— — —— — — — — — — — 
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ſiaatlichem und kirchlichem Recht erforderliche Befähigung nach⸗ 
gewieſen haben. Ausnahmsweiſe kann ver Nachweis noch nach⸗ 
träglich geliefert werden. 

5. In den meiſten evangeliſchen Kirchen, namentlich allen 
denjenigen, in welchen ven Gemeinden das Recht der Pfarrwahl 
eingeräumt worden ijt, find bie Pfarreien mit der Wirkung in 
Klaffen eingetbeilt, daß zu einer Pfarrei der höheren Klaffen nur 
ein Getjtlicher gewählt oder ernannt werden kann, der bereits ein 
bejtimmtes ‘Dienftalter bat, oder ber bereit tft, biß zur Erlangung 
dieſes Dienſtalters auf einen Theil des Gehalts zu Gunften ber 
allgemeinen Kirchenkaſſe zu verzichten. In einigen Kirchen können 
bie beiten Pfründen auch einer Beſteuerung durch die Geſammt⸗ 
firhe unterworfen werden. Die Beitimmungen über bie Stlaifis 
fifation erftreden fich vielfach noch nicht auf Patronatjtellen, weil 
bei diefen der Zwang nur durch Staatsgefek feitgejtellt werben 
kann. Doch haben in Baden und Hefien viele Patrone freiwillig 
die kirchlichen Klajfifilationsgejege auch für ihre Patronate als 
verbindlich anerkannt ?). . 

In den katholiſchen Landeskirchen beftehen nur noch theil⸗ 
wetle, namentlich in Bayern, ftaatlich vorgeichriebene Beförderungs— 
ordnungen, welche dem Dienjtalter die gebührende Berüdfichtigung 
ſichern. 


8. 135. 
2. Die Beſetzungsweiſen. 


1. Zu Anfang des neunzehnten Jahrhunderts befanden fic 
nur etwa etliche Hundert evangelijcher Kirchengemeinden im Beſitze 
des Rechts, ihre Pfarrer felbft zu wählen; bei der Mehrzahl der 


1) Schon früher pflegte bei ter Beſetzung von Pfarreien, melde von 
Staatsbehörden abhängt, überall auf Dienftalter und Leiftungen in äbn- 
licher Weile Rüdficht genommen zu werden, wie e8 audh im Staatsdienſt 
gefchieht; dagegen kehrten fih die Privatpatrone baran vielfach nicht und 
prüfentirten junge Kandidaten, die eben erft anftellungsfähig geworten waren, 
auf die beften Pfründen. Entbielt das fhon an fich eine unbillige Ungleich⸗ 
beit, fo wurde es noch dadurch zur klaren Ungerechtigkeit, daß man ten 
Patronatspfarrern geitattete, fi nachher um landesherrliche Pfarreien mit- 
zubewerben, und fie dann berüdjichtigte ganz ohne Anrechnung des ihnen 
früher zu Theil gemorbenen Vortheils. (v. Hauber, Recht und Brauch ter 
evang. Kirche in Württemberg 1, 59 (1654! und Gaupp 2, 1, 293 u. 302.) 
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übrigen beſchränkte fi ihr Einfluß auf ein Ablehnungsrecht, welches 
praftiich meijt von geringer Bedeutung war. Mit der Einführung 
der Presbpterial- und Synodalverfaſſung ift in neuerer Zeit den 
Gemeinden eine viel ausgedehntere Betheiligung, theils Wahlrecht, 
tbeil8 ein wirkſameres Ablehnungsrecht, eingeräumt worden, zu⸗ 
meift freilich bei folchen Stellen, welche früher vom Kirchenregi- 
ment frei befegt wurden, nicht aber bei Stellen des Privatpatronats. 
Doch fteht die Annahme des Gemeindewahlrecht8 in mehreren 
größeren Kirchen für die nächite Zukunft in ficherer Ausficht und 
e8 kann auch die Zeit der weiteren Einfchränkung oder völligen 
Aufhebung der Brivatpatronatrechte nicht mehr fehr entfernt jein. 

In ver Tatholifchen Kirche fehlt ein Einfluß der Gemeinden 
fait völlig, und die neuejte Staatsgeſetzgebung bat das Gemeinde- 
wahlrecht bis jeßt nur als Notbbehelf gewährt. Die Entwidelung 
jeit 1848 war vielmehr die, daß bie Bifchöfe zu Taujenden von 
Pfarreien das freie Bejetungsrecht erlangten, welche bis babin 
von den Landesherrn vergeben worden waren. Hervorzuheben ift 
dagegen, Daß bei den Altlatholifen Wahl der Pfarrer durch bie 
Gemeinden Verfaſſungsgrundſatz iſt. 

Ein Beſetzungsrecht des Papſtes in den päpſtlichen Monaten 
iſt nirgends in Deutſchland anerkannt. 

2. Das preußiſche Landrecht von 1794 2, 11, 8. 353 ſtellt 
die Präſumtion auf, daß „bei Kirchen, welche keinen eigenen 
Patron haben, der Regel nach die Wahl des Pfarrers der Ge— 
meine gebühre“. Dieſe Präſumtion bat aber nur in den Pro- 
vinzen Poſen, Pommern und Sadjen, jowie in Rheinland und 
Weitfalen (bier fraft 8. 4 der Kirchenordnung vom 5. März; 1835) 
unmittelbare Geltung, und ift ſtets dahin verjtanden worden, daß 
fie die „landesherrlichen” Ernennungsrechte nicht befeitigen jolltet). 
Ihr Werth befteht nur darin, daß bei neugegründeten Pfarreien 
im Zweifel der Gemeinde das Wahlrecht zufällt. In den übrigen 
Staaten ift fie unbefannt, und find daher die unter Mithülfe des 
Öuftao » Adolf» Vereins gegrünteten und durch Beiträge der Ge- 
meindegliever mitunterbaltenen Pfarreien meiltens unter das lan- 
deöherrliche Ernennungsrecht gefallen. 

Das kanoniſche Necht präjumirt für den Bilchof. 


1) Yacobfon 2, 365. 374— 377. 1966. 
Thudichum, Kirchenrecht. II. 11 
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8. 136. 
a) Wahl des Pfarrers durch Die Gemeinde. 


I. In den evangelijhen Kirchen iſt der Grundiag der 
Wahl des Pfarrers durch die Gemeinde, welchen die Reformation 
aufgeftellt, aber nur theilweiſe durchgeführt Hatte, im 19. Jahr⸗ 
hundert in weiter Ausdehnung zur Anerkennung gebracht worben. 
Unter das Gemeindewahlrecht jtellen wir im Folgenden auch die 
Tälle, in welchen die Gemeinde aus mehreren vom Patron vor- 
zufchlagenden Perjonen Eine auszuwählen bat, und erinnern nur 
daran, daß das Vorichlagsrecht des Patrone, ſoweit nicht befonbere 
Vorſchriften darüber vorliegen, nach den im folgenden $. 137 dar⸗ 
geftellten Regeln zu beurtbeilen ift. 

1. In der preußifhen Landeskirche werben von den 
überhaupt vorhandenen 6204 Pfarreien 

a) 720 in allen Erlevigungsfällen durch freie Wahl ber 
Gemeinde bejegt. Es gehören dazu zunäcit 487 Pfarreien in den 
Provinzen Rheinland und Wejtfalen, für welche biejes Wahlrecht 
bereit vor dem 19. Jahrhundert hergebracht war und durch die 
Kirchenordnung vom 5. März 1835 anerkannt worden ift!). Die 
Wahl erfolgt dur Preöbpterium und Gemeinberepräjentanten, in 
Gemeinden unter 200 Seelen durch alle Gemeinbegliever, und be> 
darf der Beftätigung durch das SKonfiftorium *). Gegen Verwei⸗ 
gerung der Beitätigung geht der Rekurs an ben evangeliichen 
Oberkirchenrath, welcher regelmäßig allein, dagegen bei Einwen- 
dungen gegen die „Lehre“ des Gewählten mit dem Generaliynobal- 
vorstand enticheibet °). 

Sodann gehören hierher 222 Pfarreien in den ſechs öftlichen 
alten Provinzen, welche bis 1873 von ver ganzen Kirchengemeinde 
oder aber einem Kirchenvorftand, jei es mit oder ohne Betbeiligung 
politiicher Korporationen, bejegt worben find. Die Rechte ber 
Kirchengemeinde und der ehemaligen Vorftände werben jet durch 
Rirchengemeinderäthe und Gemeindevertretung ausgeübt; bie Theil⸗ 


1) Für andere Pfarreien verneinte die königl. Rabinetsorbre vom 25. Sept. 
1836 das Wahlrecht. 

2) R.O. vom 5. März 1835, SS. 18 u. 59, Nr. 14 u. 15. K. Ber: 
ordnung vom 27. Juni 1845. 

2) 9.5.0. vom 20. Ian. 1876, 8. 36. 
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nahme politiſcher Korporationen iſt aufgehoben, ſoweit ſie nicht 
„nachweisbar“ auf dem Patronat oder einem beſonderen Rechts⸗ 
titel beruhen ). Die Wahl richtet ſich im Uebrigen innerhalb 
des Geltungsgebiets des preußiichen Landrechts nach den Beſtim⸗ 
mungen vefjelben in 2, 11, 88. 354— 3733), 

b) Bei 215 Pfarritellen bat das betreffende Konfiftorium 
oder ein Patron drei Bewerber vorzufchlagen und Gemeinde» 
firchenratb und Gemeindevertretung zujammen Einen daraus zu 
wählen. ‘Die ehemals der ganzen Gemeinde oder bloß dem Kirchen- 
vorftand zulommenden Auswahlrechte find auf die neuen Ver⸗ 
tretungsförper übertragen 9). Kin ſolches Recht der Auswahl aus 
drei Bewerbern kommt in den ſechs alten öſtlichen Provinzen 
Preußens jeder Gemeinde zu, deren Patron römiſch-katholiſcher 
Konfeſſion iſt 9. 

c) Bon 2203 Stellen, welche bis zum Jahre 1874 over 
1876 ver freien firchenregimentlichen Verleihung unterlagen, werben 
die meiften abwechfelnd das eine Mal durch Wahl der vereinigten 
Gemeindeorgane, das andere Mal durch das Konfiftortum bejegt. 
Ausgenommen find Pfarritellen, mit deren Verleihung die gleich- 
zeitige Uebertragung eines firchenregimentlichen Amtes, aljo einer 
Superintendentur oder Konfiftorialrathsitelle, verbunden ift oder 
verbunden werden „joll”. Dieje alternativen Wabhlrechte find ben 
©emeinden der ſechs öftlichen alten Provinzen durch die K. G. 
und S. O. vom 10. Sept. 1873, 88. 27 u. 32, Nr. 2, ſowie 
dur die lönigl. Verordnung vom 2. Dez. 1874, den Gemeinden 
in Rheinland und Wejtfalen durch königl. Verordnung vom 28. Yuli 
1876 beigelegt worben. Nach der erfigenannten Verordnung kann 
„jedes Gemeindeglied“ innerhalb zwei Wochen nah Bekannt» 
mahung des Wahlergebnijfes nicht bloß gegen die Gejeglichkeit 
ber Wahl, jondern auch „gegen Lehre, Gaben und Wandel” bes 


1) K. G. und S. O. vom 10. Sept. 1873, $. 32, Nr. 1. 

2) Ob überhaupt irgend eine Beſtimmung bed Landrechts durch Lönigl. 
Verordnung gültig geändert werben lonnte, muß ernfllich bezweifelt werben. 
Das Gefer vom 25. Mai 1874 beftätigt Tebiglich die vermögensrechtlichen 
Berugnifje der nenen Gemeinbeorgane. 

8) K. G. und S. O. vom 10. Sept. 1873, $. 32. Abf. 2. 

*) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, $. 340 und 341. Jacobſon 2, 
367 — 368. 

11* 
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Gewählten bei dem Superintendenten Einſpruch erheben, und es 
findet dann daſſelbe Verfahren ſtatt, wie es das Allgemeine Land⸗ 
recht von 1794 für die Fälle vorſchreibt, wenn ein Privatpatron 
oder das Konſiſtorium die Stelle zu beſetzen haben, und welches 
unten (8. 137, Nr. 9) darzuſtellen iſt. Dieſe Beſtimmungen des 
Landrechts (welche durch bloße königl. Verordnung gar nicht auf⸗ 
gehoben werden konnten) ſind nicht bloß da beibehalten, wo ſie 
bisher galten, ſondern fie find auch auf diejenigen öſtlichen Pro⸗ 
vinzen, in welchen fie feine Geltung hatten, durch Die Verordnung 
vom 2. Dez. 1874 erſtreckt worden. Für Rheinland und Welt- 
falen richtet fi Das Einfpruchsverfahren nah 8. 59, Nr. 14 der 
K. O. von 1835. 

Eine Gemeindewahl gilt erjt als perfekt, wenn feine Einiprade 
erhoben over biejelbe endgültig verworfen ift, und es bat nunmehr 
noch das Konfiftortum von wegen des Kirchenregiments zu prüfen, 
ob „dem Gemwählten“ die Berufung zu ertbeilen fei. Berjagt 
darf diefelbe nur werden: 1) Wegen Geſetzwidrigkeit des Wahl⸗ 
verfahrens; 2) wegen Mangels ver gejeglihen Wählbarfeit des 
Gewählten,; 3) wegen Dlangel® des für die Stelle erforberlichen 
Dienftalter8; 4) wegen geiftiger oder körperlicher Unfähigkeit des 
Gewählten, das Amt zu verwalten (alfo nicht auch deswegen, weil 
der Gewählte fich nicht für die betreffende Stelle eigne) }). 

2. In der evangelifch-Iutherifchen Kirche der Provinz Han: 
nover beiteben von Alters ber viele Wahlrechte der Gemeinden, 
welche in allen Erledigungsfällen Pla greifen. Diejenigen Pfar- 
reien, welche bis zum Jahre 1870 der freien firchenregimentlichen 
Berleihung unterlagen, werden jetzt das eine Mal vom Kirchen 
regiment, das andere Mal durch Wahl der geſammten Gemeinde, 
nah Maßgabe von Vorfchlägen des Kirchenvorſtandes bejekt?). 


1) Bol. Beſchluß des evang. Oberlirchenrathes vom 31. Ian. 1878 ber 
züglih der Wahl des Prediger Hoßbach. Wir halten die hierin gegebene 
Auslegung ter VBerorbnung vom 2. Dez. 1874 fir richtig, obwohl wir ge 
fieben, daß die Verordnung für Laien wenig deutlich redet und bei der An- 
wendung leicht den Schein willfürliher Deutung erweden kann. Klarheit des 
Rechts anzuftreben, und dadurch Trübungen des Rechtsbewußtſeins zuvor⸗ 
zutommen, bürfte noch in mehr als einem Punkte eine wichtige Aufgabe ber 
preußifchen Kirchengemalt bleiben. 

2) Kirchengeſetz vom 22. Dez. 1870 (Preuß. Geſetzſamml., Jabrg. 1871, 
S. 1—6). 
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Zunächſt vollzieht der Kirchenvorſtand mit Ausſchluß von Geiſt⸗ 
lichen, jedoch unter Vorſitz eines Kommiſſärs des Konſiſtoriums, 
in ſchriftlicher Abſtimmung eine Wahl. Iſt dieſelbe einhellig, ſo 
macht er den Namen des Gewählten der Gemeinde bekannt und 
ſetzt eine Friſt feſt, während welcher Widerſpruch gegen den Ge⸗ 
wählten erhoben werden darf. Wird nicht wenigſtens von drei 
wahlberechtigten Kirchenmitgliedern Widerſpruch erhoben, ſo iſt die 
Wahl ohne Weiteres gültig. Erhebt ſich Widerſpruch oder ge⸗ 
langte der Kirchenvorſtand ſelbſt nicht zu einer einhelligen Ents 
ſcheidung, jo benennt er nunmehr drei Berjonen, unter welchen 
bie Kirchengemeinde auswählt. ‘Darüber, ob die Wahl ordnungs⸗ 
gemäß geicheben tjt, entjcheivet allein das Konfiftortum. Hält es 
den Gemählten, obwohl derſelbe zu den an fi) Wählbaren gehört, 
für unfähig zur oronungsmäßigen VBerfehung gerade des zu be» 
fegenden Amtes, und der Kirchenvorftand beruhigt fich dabei 
nicht, jo entjcheiden Konfijtorium und Ausichuß der Landesſynode 
in Gemeinschaft. 

3. Im Konfiftorialbezirt Wiesbaden werben die bisher der 
freien firchenregimentlihen Beſetzung unterliegenden Pfarritellen 
vom 1. Januar 1878 ab abwechjelnd das eine Mal durh Wahl 
ber vereinigten Gemeindeorgane, das andere Dial durch das Kirchen 
regiment bejett !), nach ähnlichen Regeln wie in der preußtichen 
Landeskirche und unter Zulaffung eines Einjpruch® auch „gegen 
Xehre, Gaben und Wandel” des Gewählten. 

4. In der unirten Kirde der bayeriihen Rheinpfalz 
iit den Presbyterien aller Gemeinden feit 1878 ein Einfluß auf bie 
Beſetzung der Pfarreien (mit welchen nicht ein firchenregimentliches 
Amt, namentlich die Dekanatsfunktion, verbunden ift) eingeräumt 
worden, welches einem Wahlrecht ſehr nabe kommt. Das Kon- 
fitorium zu Speyer bat nämlih dem Presbyterium das DVer- 
zeichniß aller aufgetretenen Bewerber mitzutheilen, worauf die 
weltlichen Mitglieder des Presbyteriums unter Beiziehung ſämmt⸗ 
liher Erfagmänner eine Erklärung darüber befchließen, welcher 
von den Bewerbern für die Gemeinde bejonders geeignet und er» 
wünjcht ſei. Will fi) das verftärkte Presbpterium mit Ueber⸗ 
gehung älterer Bewerber zu Gunjten jüngerer erklären, jo ijt dazu 


1) K. G. u S. O. nom 4. Juli 1877, 88. 48. 50. 52. 53. 75, Nr. 4b. 
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eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erforderlich. Das 
Konſiſtorium iſt namens des Königs angewieſen, ſich bei den an 
den König zu bringenden Vorſchlägen zu Gunſten des von der 
Gemeinde gewünſchten Bewerbers auszuſprechen, ſoweit nicht be⸗ 
ſondere Gründe dagegen vorliegen, die in ſeinem Bericht näher 
auszuführen find !). 

5. Im Königreich Sachſen kommt feit dem Kirchengeſetz 
vom 15. April 1873 dem Kirchenvorftand bei faft allen Pfarreien 
ein Wahl» oder Adlehnungsrecht zu. Iſt das Landeskonſiſtorium 
„Sollator”, jo benennt e8 dem Kirchenvorftand drei Kandidaten, 
aus welchen dieſer dann Einen wählt; lehnt er alle ab und es 
gelingt nicht eine gütliche Verftändigung, fo gebt das Ernennungs- 
recht auf die in evangelicis beauftragten Staatsminijter über. 
In ähnlicher Weile haben auch die Patrone drei Kandidaten zu 
benennen, worauf der Kirchenvorftand einen wählt und für diefen 
dann die Beſtätigung des Landeskonſiſtoriums eingebolt wird, 
während bei Ablehnung aller durch den Kirchenvorſtand das Be⸗ 
ſetzungsrecht auf das Landesfonfiftorium übergeht. Stellen, mit 
welchen eine Superintendentur verbunden ift, werden nach wie vor 
von den in evangelicis beauftragten Miniſtern bejegt ?). 

6. In Württemberg wählen nur die Brübergemeinden 
Kornthal und Wilhelmsdorf und die reformirte Gemeinde zu Stutt- 
gart ihre Prediger 9). 

1. In Baden hat die Gemeinde bei allen Stellen, welde 
nicht Privatpatronatsitellen find, ein Wahlrecht von folgender Bes 
ichaffenheit *). Der Oberkirchenrath, verſtärkt durch die Mitglieder 


1) Die Anftellung erfolgt wie immer burdy ein vom König unterzeich- 
nete® und vom Kultusminifter lontrafignirtes Dekret, welches dem Kon⸗ 
fiftorium zugeht, und wovon dieſes bem Pfarrer beglaubigte Abfchrift zuftellt. 

2) Kirchengeſetz vom 15. April 1873, betr. die Errichtung eines Landes⸗ 
fonfiftoriums, $. 5, Ziff. 10. 

9) Bd. 1, 392. 

4) Berfaffung vom 5. Sept. 1861, 8. 89, Abf. 1; 8. 95—99. Berorb- 
nung vom 20. Febr. 1862 (Spohn 1, 307—309); kirchliche Gefey vom 
29. Sept. 1871; Verordnung vom 13. OH. 1871 (Spohn 2, 167. 563. 564). 
Bor dem Jahr 1871 wurden der Gemeinde nur brei Bewerber genannt; 
durch das Kirchengefeb vom 29. Sept. 1871 ift die Zabl auf ſechs erhöht 
worden, was eine Erweiterung bed Auswahlrechtes der Gemeinde bebeutet. 
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des Synodalausſchuſſes, wählt aus den aufgetretenen Bewerbern 
ſechs aus, holt die Genehmigung des Großherzogs für dieſelben 
ein und benennt ſie der Gemeinde, worauf Kirchengemeinderath 
und Gemeindevertreter vereinigt einen der Vorgeſchlagenen zum 
Pfarrer wählen. Der Gewählte wird dem Großherzog präſentirt 
und von ihm’ ernannt. Sind nicht mehr als ſechs Bewerber auf⸗ 
getreten, jo werben biefelben fänmmtlich der Gemeinde zur Wahl 
genannt; verjagt in diefem alle der Großherzog dem Gewählten 
die DBeftätigung, fo wird die Stelle auf's Neue zur Bewerbung 
ausgejchrieben und eine neue Wahl vorgenommen. Bleibt auch 
dieje erfolglos, jo kann die Stelle ohne Wahl vom Großherzog 
bejeßt werben. 

8. Freie Pfarrwahl gilt auch in allen Gemeinden Olden- 
burgs, während in Medlenburg die Gemeinden aus drei 
vom Landesheren oder Privatpatron Vorgefchlagenen zu wühlen 
baben. 

I. Dem Recht ver römiſch-katholiſchen Kirche, wie 
e8 die Päpfte feit den legten Jahrhunderten ausgebildet haben, 
ift eine Pfarrwahl durch die Gemeinde unbekannt; wo fie vor- 
fommt, wird fie unter den Begriff des Patronatrecht& gebracht. 

In den ſechs öftlichen alten Provinzen Preußens müſſen 
überall da, mo das Parronatrecht zu einer fatholiihen Pfarrei 
einem Brotejtanten zufteht, ver Gemeinde drei Priefter vorgejchlagen 
werben, aus welchen viefelbe Einen wählt !). Die neuefte für die 
geſammte Monarchie gültige Staatsgejekgebung hat den katho⸗ 
liſchen Gemeinden das Recht gewährt, in gewiljen Nothfällen er- 
ledigte geiftliche Stellen durch Wahl ohne Weiteres gültig zu bes 
jegen ?2), eine Vorjchrift, welche praftiiche Bedeutung unter ven 
obwaltenden Verhältnifjen vorläufig allerdings nicht bat, aber Doch 
den Altfatholifen zu Gut kommt, da nach deren provijorijcher 
Kirchenverfafjung die Gemeinden ihre Pfarrer wählen. 





1) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 88. 340 und 341. (Vgl. oben 
©. 163.) 

2) Geſetz vom 20. Mai 1874, betr. die Verwaltung erledigter Tatho- 
liſcher Bistbümer. Geſetz vom 21. Mai 1874 wegen Deflaration und Er- 
gänzung des Geſetzes vom 11. Mai 1873. — Weniger entſchiedene Beftim- 
mungen enthält das heſſiſche Gejeg vom 23. April 1875, Art. 12. 
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8. 137. 


h) Prüfentation des Pfarrers Dur einen Privatpatron oder eine 
politiihe Korporation. 


Tus Recht des Patrons, zur Wiederbejegung der erledigten 
Pfarrei eine geeignete Perjon präfentiren zu bürfen,- bat zwar in 
mehreren Rüdjichten eine übereinftimmenve Beichaffenheit in ber 
evangeliihen und katholiſchen Kirche, ift aber durch ältere und 
neuere Provinzial» und Landesgeſetze doch auch wieder bejonders 
geftaltet worden. Diejenigen Formen des Präjentationsrechts, wo⸗ 
bei ein Wahlrecht der Gemeinde Pla greift, Haben bereits im 
vorigen Paragraphen ihre Beiprechung gefunden. 

1. Steht das Patronatrecht politifhen Gemeinden zu, jo 
wird e8 je nach Yandesgejet oder Herfommen durch den Genteinde- 
vorftand oder durch Wahl der ganzen Gemeinde ausgeübt ?). Uni- 
verfitäten üben e8 regelmäßig durch den akademiſchen Senat aus. 
Auf das Neligionsbelenntnig des Patrond oder der Mitglieder 
der berechtigten Korporation fommt es nicht an, nur daß Juden 
meiſtentheils nicht mitftimmen bürfen. (Vgl. oben ©. 143.) 

2. Die Präfentation erfolgt mitteljt fchriftlicher, nach be 
jtimmten Formularien abgefaßter Urkunde, welche bei dem Kon- 
jiftorium (oder Biſchof oder auch beim Dekanat) einzureiden iſt. 
Die Einreihung muß meiftentbeil® durch den Patron ſelbſt ge 
ihehen; in manchen Kirchen übergibt dagegen ber Patron bem 
von ihm befignirten oder vocirten Geiftlichen bie Urkunde und 
überläßt biejem bie Einreichung, und es war biefer Mobus früher 
ein ſehr allgemein verbreiteter. Uebrigens muß in manchen 
Staaten der Patron fih vorher in beftimmter Weife vergewiſſern, 
ob ſeitens des Staates Fein Einwand gegen die Perſon des Prä- 
jentirten erhoben wird. (Vgl. unten Nr. 10). 

3. Die Ueberreichung der Präſentationsurkunde bei der kirch⸗ 
lihen Behörde ift an eine beftimmte Friſt gebunden, deren ſchuld⸗ 
volle Verſäumniß Berluft des Präfentationsrechts für dieſen Fall 


1) In Bayern beichließt bei ftäbtifchen Patronaten ber Stabtmagiftrat 
nad vorgängiger Vernehmung der Gemeinbebevollmächtigten und vorbehalt- 
lich der Entfcheidung ber Kreißregierung, wenn beibe Kollegien fich wicht 
einigen können. v. Dobened 233 (1844). Silbernagel 57, Anm. 8 u. 125 
(1870). 
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und Uebergang deifelben auf die Kirchliche Behörde (Devolution) 
sur Folge bat. Die Friſt begimmt von dem Tage an zu laufen, 
an welchem der Patron von der eingetretenen Erledigung der Stelle 
Kenntniß erlangt hat, und bauert im Zweifel vier Monate, ven 
Monat zu 30 Tagen gerechnet, für den geiftlichen Patron fechs 
Monate), nah partilularrechtlichen Beftimmungen aber tbeils 
länger, theils kürzer 2). Bet evangelijchen Pfarreien wird übrigens 
vielfach die Gnadenzeit, während welcher die Familie des veritor- 
benen Pfarrers den Nachjig genießt, nicht mitgerechnet. 

4. Damit der Patron zuverläffige Nachricht von der ein- 
getretenen Erledigung der Stelle erhalte, find die Delanatämter 
meiftentheild beauftragt, ihm alsbald Hierüber Weittheilung zu 
maden und fi eine Empfangsbejcheinigung ausjtellen zu laffen. 
Hier und da foll auch eine öffentliche Ausjchreibung der Stelle 
itattfinden, damit ſich alle etwaigen Bewerber rechtzeitig melden 
können; namentlich ift dies bei ſtädtiſchen Patronaten vielfach vor- 
gejchrieben 3). 

5. Der Patron braucht nur eine, nicht mehrere Perfonen, 
zur Auswahl vorzujchlagen *) ; fich jelbjt kann er nicht präfentiren, 
auch wenn er die Fähigkeiten zur Bekleidung des geiftlichen Amtes 
befäße, wohl aber nächte Verwandte, 3. B. den eigenen Sohn. 


6. Präfentirt dürfen nur ſolche Perjonen werben, welche bie 
Borbildung zum geiftlichen Amt bereits nachgewiefen haben und 
alle fonjtigen dazu erforderlichen Eigenfchaften befigen. In ven 
evangeliſchen Kirchen geben die Kandidatenliften, in manchen ka⸗ 
tholifhen Kirchen die Bekanntmachungen über die Ergebniffe des 


1) Diefe Termine des kanoniſchen Rechts find nicht bloß in den katho— 
Yifhen, fondern aud den evangelifchen Kirchen beibehalten und überall als 
geltend anzufehen, wo nicht entgegengefettte Beftimmungen ober feſtes Her- 
fommen anders verfügen. 

2) Lieber die ſechs öftlichen alten Provinzen Preußens val. Jacobſon 
2, 431—433. Das Preuß. Landrecht von 1794 2,11, $. 401 verfügt aufßer- 
bem, daß, folange die geiftlichen Oberen von ihrem Anfallsrecht noch feinen 
Gebrauch gemacht Haben, der Patron das Berfäumte nachholen kann. — 
Weitere Nachweile bei Richter- Dove 1874, ©. 601, $. 201, Note 15. 

3) 9. Dobened 233. 

4) In Bayern bat da, wo bie politiſche Gemeinde Patron ift, das Ge- 
meinbelollegium drei Bewerber zu präfentiren (Silbernagel 125). 
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Pfarrlonturfes amtliche Auskunft, und ebenfo darf jeder Patron 
mit Fug einen im Amt ftehenden Prebiger oder Priefter als eine 
„fähige“ Perſon betrachten. 

In Bezug auf die Präſentation von nichtlandesangehörigen 
Deutichen und von Ausländern kommen die oben S. 27 — 30 
bargelegten Negeln zur Anwenbung. 

Nach kanoniſchem Recht Tarın der Laienpatron, wenn der von ihm 
Präjentirte vom Biſchof als „unfähig” (micht als bloß ungeeignet) 
zurüdgewiejen wird, eine neue Präjentation vornehmen, jofern 
bie viermonatliche Frijt noch nicht abgelaufen ift!), während ver 
geijtliche Patron, welcher einen Unfähigen präfentirt hatte, zur 
Strafe für feine mangelhafte Kenntniß oder feine Nichtbeachtung 
ber kanoniſchen Sakungen regelmäßig jein Präfentationsrecht für 
diesmal verliert ?). 

T. So lange die Einſetzung noch nicht erfolgt ift, kann ber 
Zaienpatron neben ber zuerft präfentirten eine zweite, dritte, 
vierte 2c. Perjon präjentiren, mit der Wirkung, daß der Kirchen⸗ 
obere dann unter den mehreren die Wahl hat?). Eine gänzliche 
Zurüdnabme der Präjentation ijt dagegen unjtatthaft, jobald ber 
Präjentirte davon in Kenntniß gefegt war und bie Präjentation 
angenommen hatte. Der geiltlihe Patron bejigt ein jus vari- 
andi nicht. 

8. Der Patron ift in feiner Weile berechtigt, fich von dem 
Präjentirten bejondere Verjprechungen in Bezug auf feine Amts- 
führung oder jeine Bejoldungsrechte geben zu lajjen, ober in die 
Präſentations⸗ oder Bolationsurkunde joldhe bejondere Auflagen 
aufzunehmen, 3. B. eine PVerpflichtung, daß der Präjentirte kein 
Schulaufſichtsamt übernehmen werde *). 


1) Das Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 8. 399 gewährt ibm fogar 
eine ſechswöchentliche Nachfrift. 

2) Bol. auch Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, $. 392 und dazu Ja⸗ 
cobfon 2, 350, Anm. 15. 

2) Diefes Recht zur nachträglichen Erweiterung ber Präfentation pflegt 
als (kumulatives) „jus variandi‘ bezeichnet zu werben. 

+ Preuß. KabinetSorbre vom 14. Ian. 1833. BZirkularreffript des 
Kultusminifters vom 31. Oft. 1841 (Min. Bl. für 1842, ©. 10. SHedert, 
Sandb. 2, 252— 255), Bgl. auch oben ©. 75, "Anm. 1 umd Zacobfon 
2, 379. 
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9. In einem Theile Norddeutſchlands find den Gemeinden 
Ablehnungsrechte eingeräumt. 

Für einige der öftlichen alten Provinzen Preußens find in 
dieſer Hinficht die Beitimmungen des Allgemeinen Landrechts von 
1794 2,11, 88. 324—339 maßgebend !), welche ſich ihrem Wort- 
laute nach offenbar auch auf katholiſche Gemeinden beziehen, bei 
biefen aber außer Gebrauch gelommen find 2. Das Landrecht 
ftellt zumächft den allgemeinen Grundſatz an die Spite: „Niemals 
ſoll ein Subjelt, welches mit der Gemeine in Streit und Feinde 
ſchaft lebt, oder gegen deſſen Grundſätze oder moraliſches Ver- 
balten die Gemeine erhebliche Einwendungen bat, derjelben zum 
Pfarrer aufgebrängt werben,“ und verfügt dann weiter: das vom 
Patron ausgewählte Subjelt muß der Gemeinde vorgejtellt und 
zur Haltung einer Probepredigt und Katechilation angehalten 
werden, worauf die Gemeinde nah Ablauf einer gewiſſen Frift 
mit ihrer Erklärung zu vernehmen if. „Auf den bloßen, mit 
feinen erheblichen Gründen unterjtügten Widerſpruch einzelner 
Mitglieder der Gemeine foll feine Rüdficht genommen werden.“ 
„Wenn aber ein Subjelt wenigftens zwei Drittel der Stimmen 
fämmtlicher Gemeineglieder gegen fich hat, foll er zu ver Pfarr» 
ftelle nicht anders gelafjen werben, als wenn fich bei ber Unter⸗ 
ſuchung findet, daß der Widerſpruch burch bloße Verbegungen und 
Aufwiegelungen veranlaßt worden.“ 

An diefen ftaatsgefeglichen Beitimmungen konnte durch die 
K.G. und S.D. vom 10. Sept. 1873, 8. 32, Nichts geändert 
werden und ift Nicht8 geändert worden. Freilich können Kirchen- 
gemeinderatb und &emeindenertretung ven Widerſpruch erheben, 
aber auch die ganze Gemeinde kann Beſchluß faljen, und die eben 
gedachte Zweibrittelmajorität ift nur nach der Zahl ſämmtlicher 
Gemeinbeglieder zu berechnen). Weber ſolche Einwendungen der 
Gemeinde, welche „Wandel oder Gaben” eines ‘Dejignirten ber 
treffen, fowie auch barüber, ob einem mit Zweibrittelmajorität 





1) Jacobſon 2, 363— 367, 1866. Im Oftpreußen find biefelben durch 
das Oftpreufifche Provinzialrecht außer Geltung geſetzt. Jacobſon 2, 365. 

2) Th. Meier, Das preufifche gemeine und provinzielle Kirchenrecht, 1868, 
©. 179. 

2) Sp auch Inſtruktion des evang. Oberkirchenrath8 vom 31. Oft. 1973, 
I, Nr. 37. 
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gefaßten Gemeindebeſchluß ausnahmeweife wegen Verhetzungen 
feine Folge zu geben ſei, entjcheidet in erjter Inſtanz der Kreis- 
innodalvorjtand bei Anweſenheit feiner jämmtlichen Deitglieber '), 
in zweiter Inftanz das Konfijtorium ?) nach bloßer „Anhörung“ 
bes Vorſtandes der Provinzialipnode ®), vorbehaltlich des Rekurſes 
an ben Oberfirchenrath; dagegen wird über Einwendungen „wegen 
der Lehre des Defignirten” in erfter Inftanz vom Konfiltorium 
zufammen mit dem Vorftand der Provinzialfpnode, in zweiter In⸗ 
itanz vom evangelijchen Oberkirchenrath zujammen mit vem Vor 
itand ber Generalſynode entſchieden ). 

Den Gemeinden in Rheinland und Weſtfalen hat die königl. 
Kabinetsordre vom 25. Sept. 1836 nur ein Recht auf Anhörung 
nach Maßgabe der 88. 329 und 334 des Allgemeinen Landrechts 
von 1794 2, 11, aber fein Ablehnungsrecht gewährt 5). 

In der lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover bat 
jede Kirchengemeinde das Recht, gegen Perjon, Lehre, Gaben, 
Wandel eines vom Patron BPräfentirten näher zu begründende 
Einwendungen zu erheben und biermit die Zujtimmung zur Be» 
rufung deijelben zu verfagen. Dieſes theilweiſe feit vem 16. Jahr⸗ 
hundert hergebrachte Recht 6) heißt hier „Vofationsrecht” oder auch 
„votum negativum“, und jeine Ausübung richtet jich jetzt nad) 
der Belanntmachung des hannöverſchen Kultusminijteriums vom 
7. Juni 18657). Der anzujtellende Geijtliche bat hiernach eine 
Probeprebigt oder „Aufitellungspredigt” in der Gemeinde zu halten, 


— m — — 


1) 10. Sept. 1873, 8. 55, Nr. 10. Die Inftruftion de8 evang. Ober- 
firchenraths vom 31. Okt. 1873, II, Nr. 8, bemerkt hierzu: „Da der Sy 
nodalvorftand den Srtlihen Berhältnifien hinreichend nahe fteht, um felb- 
fändig über diefelben zu urtbeilen, und doch nicht unmittelbar bei ben Au- 
gelegenheiten felbft betbeiligt ift, fo ftebt zu hoffen, daß hierdurch für die im 
Rede ſtehenden, oft fo tief nachwirkenden Differenzen eine größere Bürgfchaft 
befriedigender Löfung gewonnen werden wird.‘ 

2) 10. Sept. 1873, 8. 55, Nr. 10. Es heißt nur: „vorbehaltlich des 
Rekurſes an das Konfiftorium”. 

3) 8. Verordnung vom 2. Dez. 1874, $. 8, Schlußſatz. 

*) 10. Sept. 1873, 8. 55, Nr. 10 u. 68, Nr.6. Generalfynobalorbnung 
vom 20. Yan. 1876, 8. 36, Ar. 1. 

s, Bluhme, Codex, S. 179. NReinwald, Acta histor. eccles. 2, 495. 

° Schlegel, Churhannsðverſches Kirchenreht 2, 320 — 323 (1802). 

1) Hannöv. G. S. I, 265. Ebhardt, Geſetze, 2te Folge, S. 170 — 175. 
Allg. K. Bl. 14, 233. 
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worauf während beftimmter Friſt „jedes konfirmirte Gemeinde⸗ 
glied, auch wenn dafjelbe jonft zu den kirchlich Stimmberectigten 
nicht gehört" (alfo auch Frauen und Mädchen!) Einwendungen 
beim Kirhenvorftand anbringen kann. Eine förmliche Abjtimmung 
der verſammelten Kirchengemeinde ift unzuläſſig. Sind Einwen- 
dungen nicht erhoben, fo jtellt der Kirchenvorſtand dies zu Pro- 
tofoll feft und erklärt, daß bie Kirchengemeinde „die Vokation er⸗ 
tbeile” ; im andern Ball bejchliegt er über die vorgebrachten Ein- 
wendungen!) und jendet alle darüber erwachienen Alten durch den 
Superintendenten an das Konjiftortum. Dieſes enticheidet ohne 
Diitwirfung des Synodalausſchuſſes?) unter Vorbehalt eines 
übrigens nicht klargeſtellten Rekurſes. 


10. Bei katholiſchen Pfarrftellen und anderen Beneficien 
hat die bijchöfliche Behörde vor Ausfertigung der Beſtätigungs— 
urkunde (unten Nr. 11) dem Oberpräfiventen (Kultusminijter) 
von der beabjichtigten Webertragung des Amtes Mittbeilung zu 
machen und abzuwarten, ob innerhalb der beitimmten Friſt Eins 
ſpruch erhoben wird. (Dal. oben S. 31—33.) Cine Mittheilung 
des Patrons an die Staatsbehörde reicht nicht aus, vertritt nicht 
die Anzeige durch die kirchliche Behörve?). In Württemberg bat 
umgekehrt der Patron die Obliegenheit, dem katholiſchen Kirchens 
rath zu Stuttgart non der beabfichtigten Präfentation Mittheilung 
zu machen und durch dieſen den Beſcheid des Kultusminifters zu 
erwarten). Auch in Bahern muß der Patron felbft bei ber 
Kreisregierung die „Lönigliche Beſtätigung“ für die Präfentation 
nachjuchen, deren Verweigerung übrigens nur durch den König er- 
folgen fan 5); bei evangelifchen Pfarreien wird die Tönigliche Be- 
ftätigung ftet8 durch die Konſiſtorien und das Oberkonfiftorium an 
höchſter Stelle beantragt ©). 


1) Bgl. K. V. und S. O. vom 9. Okt. 1864, 8. 38. 

2) Die Vorſchrift der 8.B. und S. O. vom 9. Oft. 1864, 8. 66, Nr. 1, 
findet nämlih auf Patronatpfarreien nur mit Einwilligung des Patrone 
Anwendung. Bgl. Lohmann, ©. 68. 

2) Hinſchius, Kommentar zum preuß. Gefeg vom 11. Mai 1873, $. 15, 
&. 129, Anm. 2. 

) Verfügung des Kultusminifteriumd vom 27. Ian. 1858 (Meg. DL. 3). 

3) Silbernagel 57. 

6) 9. Dobened 227. 
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11. Zur vollen Wirkfamleit ver Präjentation gehört noch die 
formelle Beftätigung berfelben burch bie Tirchliche Behörde (das 
Konfiftorium, den Bifchof, das bifchöflige Orbinariat). In Bayern 
und Württemberg können bie Konfiftorien die Beſtätigung nicht 
jelbjtändig verjagen, fondern müjlen vie Genehmigung des Landes» 
herrn oder Kultusminifters einholen !). 

Daß die Beftätigung veriagt werben kann, wenn dem Prä- 
fentirten eine der Eigenſchaften fehlt, welche die Fähigkeit zur Be⸗ 
fleidung des Amtes bebingen ?), verftebt fich von jelbit; ob bie 
Verſagung aber auch aus anderen Gründen, namentlich mit Rüd- 
ficht auf die Verhältniffe der Gemeinde, zuläffig fet, ift weber in 
der proteitantiichen Kirche, noch im neueren fanonijchen Recht und 
in der kirchlichen Praxis Hargejtellt, vielmehr eine weitgehende 
Willkür, namentlich gegenüber den von politiichen Gemeinden aus⸗ 
gehenden Präfentationen, üblich 3). 

Wird die Beſtätigung verjagt, jo find jowohl dem Präſen⸗ 
tirten als dem Patron die Gründe mitzutheilen, und es jtebt 
jevem von beiden nun das Recht des Rekurſes zu *). 

In Preußen und Hejfen dürfen für den Ball, daß der bi- 
ſchöfliche Stuhl nicht in gejetlicher Weife bejegt wird, Die Patrone 
auch ohne bifchöfliche Konfirmation Pfarrer einfegen 6). 


ı) MWirttemb. Minifterialerlaß vom 24. Eept. (5. Oft.) 1817 bei Reyſcher, 
Samml. 9, 411. 

2) Bol. oben ©. 26 — 62. 

2) Ausführungen Über die Frage enthält ein Gutachten von. Aeın. Richter 
in Dove's Zeitfchr. 11, 13—15. Nefkript des preuß. evang. Oberkirchenraths 
vom 8. Juli 1854, Alt. Heft 7, ©. 18. Bogt 1, 297 — 298. 

% In der preuß. evang. Landeskirche gebt berfelbe an den evang. Ober: 
firhenrath, in den Übrigen evang. Provinzialkirchen Preußens an den Kultus- 
minifter. Gegen Entſcheidungen des Biſchofs ift zunähft Appellation an bie 
höheren kirchlichen Inſtanzen, zulegt recursus ab abusu an bie Staate- 
regierung gewährt. Für Hannover fcheint noch das Landbesverfafiungsgefek 
von 1840, 8. 72, Abf. 2, im einigen Beziehungen maßgebend zu fein. Bgl. 
Lohmann, Kirchengefete, S. 69. 

2) Preuß. Geſetz vom 20. Mai 1874 über die Verwaltung erlebigter katho⸗ 
liſcher Bistbümer, 88. 13—19. Hinſchius, Kommentar II, S. 62—64. De 
Harationsgefet vom 21. Mai 1874, Art. 4—11. Hinfchins, Kommentar LU, 
S. 29 — 34. — Heffifhes Geſetz vom 23. April 1875. 
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12. Als definitiv an den Präſentirten verliehen gilt die Stelle 
erſt durch Ausbändigung der Beſtätigungsurkunde an den Präfen- 
tirten; damit erlangt berjelbe ein unentziehbares Recht auf ben 
mit der Stelle verbundenen Gehalt !). 


$. 138. 


c) Ernennung durch Das evangeliiche Kirchenregiment, bezw. Den Tatho- 
liſchen Biichof, und Ausübung des Iandesherrlichen Patronatrechts 
zu katholiſchen Pfarritellen. 


L In den evangeliſchen Kirchen gelten über die Aus- 
übungsweiſe des Firchenregimentlichen Ernennungsrechts (landes⸗ 
berrlichen Patronatrechts) folgende Regeln: In ganz Preußen find 
regelmäßig die Konfijtorien mit der Ernennung beauftragt; nur 
im Konfiftorialbezirt Wiesbaden und nur bei Pfarreien mit mehr 
ale 2400 Mark jährlichen Eintommens bejchließt der Vorftand 
der Bezirksſynode zujammen mit dem Konfiftorium ?). Eine Ges 
nehmigung des Königs oder des Kultusminifters ift nicht einzu- 
holen; Iegterem kommen aber Aufjichtsrechte über bie desfallſige 
Thätigleit der Konfiftorien zu 3). 

Sn einem Theile der preußiichen Landeskirche der alten Pros 
vinzen fommen den Gemeinden auch bei der Firchenregimentlichen 
Beſetzung der Pfarreien diefelben Ablehnungsrechte zu, wie 
bei Stellen des Privatpatronatst). Alles bereit8 oben S. 171 
Geſagte findet daher auch bier. Anwendung 5). 

Auch in der evangelifch-lutberifchen Kirche der Provinz Han⸗ 
nover haben die Gemeinden bei Tirchenregimentliher Beſetzung 
dafjelbe Ablehnungsrecht (Volationsrecht) wie bei Patronatsftellen; 
die vom Kirchenvorftand eingejenveten Einſprachen find aber hier 


1) 2. Aem. Richter in Dove's Zeitfchr. 11, 15 — 17, 1873. 

2) 4 Yuli 1877, 8. 75, Nr. 4, Lit. b. 

8) Weber die acht alten Provinzen vgl. Staatsgefe vom 3. Juni 1876, 
Art. 22. Königl. Verordnung vom 5. Sept 1877, Art. IV. 

*) Zacobfon 2, 362. 363 (1866). 

) Nah dem Reflortregiement vom 29. Juni 1850, 8. 1, Ar. 4 und 
$. 5 Nr. 5, 8.6 (G. S. 344 u. 346) entſchied in folden Fällen der Mi⸗ 
nifter der geiftlichen Angelegenheiten nach vorgängig erllärtem Einverftänd- 
niffe des evang. Oberlirchenrath8 und unter ausbrüdlicher Erwähnung 
dieſes Einverſtändniſſes. 
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zunächit dem Ausſchuß der Landesſynode zur Beſchlußfaſſung zu 
übergeben, und in dem Fall, wenn jchon der Kirchenvorftand mit 
Mehrheit die Verfagung der Vokation beichloffen bat und der 
Synodalausſchuß dem beitritt, tft dieſes übereinftimmenbe Urtheil 
für das Konfiftorium bindend. In anderen Fällen kommt letterem 
die Endentſcheidung zu‘). 

In Bayern und Württemberg erfolgt die Ernennung durch 
den König auf Grund von Anträgen bes Konfiftoriums und des 
Kultusminifters, welcher hierüber Vortrag erftattet 2). Ueber bie 
Rheinpfalz vgl. oben ©. 165. 


In Baden werben die wenigen Stellen, bei welchen nicht Ge⸗ 
meindewahl ftattfindet, vom Oberlirchenrath unter Mitwirkung bes 
Ausichuffes der Landesſynode, nach vorgängiger Einholumg der 
Genehmigung des Großherzogs, bejegt?). Die Ernennung der 
meisten Pfarrer im Großberzogthum Heilen erfolgt durch den 
epangeliichen Landesherrn auf Vorſchlag des Oberkonſiſtoriums, 
ohne Mitwirkung des Minifters des Innern t). 


II. In den katholiſchen Landeskirchen find zwei Bälle zu 
unterſcheiden: 


1. Pfarreien und ſonſtige Beneficien, bei welchen nicht Privat⸗ 
oder landesherrliches Patronatrecht Platz greift (welche alſo der 
biſchöflichen „freien Kollation“ unterliegen), werben durch den Bi⸗ 
ſchof unter Mitwirkung von drei Synodal⸗- oder Proſynodal⸗ 
Examinatoren beſetzt. (Vgl. oben S. 60.) 


In Bayern, Elſaß⸗Lothringen und einigen andern Staaten 
ift vor der Ernennung die landesherrliche Genehmigung nachzu⸗ 
ſuchen, in ben übrigen deutſchen Staaten von der beabjichtigten 
Ernennung Anzeige zu machen und abzumarten, ob in ber geieß- 
lichen Frift fein Einfpruch erfolgt. (Vgl. oben ©. 31 — 34.) 


1) 8.8. und S.D. vom 9. Oft. 1864, $. 66, Nr. 1. Lohmann, ©. 
68 u. 69. 

2) Bol Bd. 1, 334. 338. 392. Anhang II zu Beil. II ber bayerifhen 
B.U. vom 26. Mai 1818, 8. 11 und 8. 19, Lit. e. Konfiftorialorbnung 
vom 8. Sept. 1809. 

s) 5. Sept. 1861, $. 89, Abf. 1. Berorbnung vom 20. ehr. 1862 
8. 7 (Spobn 1, 307. 349). 

*%) 6. Jan. 1874, $. 128. 
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2. Die Beſetzung Tatholiicher Pfarritellen, über welche dem 
Landesherrn (Fiskus) das Patronatrecht zufteht, erfolgt nach fol« 
genden Regeln: 

a) Mit der Ausübung des Ianvesherrlichen Patronatrechts 
find in Preußen die Oberpräfidenten der einzelnen Provinzen bes 
auftragt !) und in neuerer Zeit noch befonders angewwiejen, nur 
ſolche Bewerber zu präfentiren, weldye eine unzweideutige Aner- 
tennung der Maigeſetze abgeben. In Bayern ernennt der König 
felbjt unter Kontrafignatur des Kultusminiſters. Die Bewerber 
haben ſich bei ver betreffenden Kreißregierung zu melden, welche 
dann ihre Anträge beim Kultusminifter ftellt. Durch königliche 
Entichließung vom 8. April 1852, 8. 11, find die Kreisregierungen 
angewiejen worben, vor Stellung ihrer Anträge den Diözefan- 
bijchof mit feinem Gutachten zu hören; doch foll hieraus Teinerlei 
Schmälerung des freien königlichen Beſetzungsrechts gefolgert und 
auch die berichtenden Verwaltungsftellen (die Kreisregierungen) in 
ber jelbjtändigen Würbigung ver einzelnen Bewerbungen nicht ein» 
gefehräntt werden 2). — In Württemberg erfolgen die königlichen 
Nominationen auf Anträge des Fatholifchen Kirchenrathes in Stutt- 
gart und des Kultusminifterd. In Baden geichteht die Präfen- 
tation zu 304 Pfründen durch den Großherzog auf Vorichlag und 
unter Rontrafignatur des Minifters des Innern, auf welchen bie 
Befugniffe des ehemaligen katholiſchen Oberkirchenrathes über- 
gegangen find). Bei 132 Pfründen gilt ein beſonderes Ver⸗ 
fahren. ‘Die Anmeldungen ver Bewerber erfolgen bei der Staats« 
tegierung, welche biejelben dem erzbifchöflichen Orbinariate mittheilt 
und die ihr etwa in bürgerlicher oder politiiher Beziehung miß- 
fälligen Bewerber unter Angabe des Grumdes bezeichnet. Das 
erzbiichöfliche Ordinariat fchlägt hierauf aus der Zahl der Be- 


1) 8. Verordnung vom 27. Juni 1845 (G. S. 443 — 441). 

2) 8. Entſchließung (Minifterialerlaß) vom 20. Nov. 1873, Ziffer 4. 
Bis dahin waren die Kreisregierungen durch mehrere Inftrultionen enger 
gebunden. Bgl. Silbernagel 53 u. 54, 1870. 

2 Großherzogl. Verorbnung vom 1. Dez. 1862, betr. die Aufhebung 
bes tathol. Oberlirchenraths, 8. 2. Leber bie Notbiwenbigfeit der Ausübung 
dieſes Iandesherrlichen Rechts durch das verantwortliche Staat8minifterium 
vgl. die Erklärung des Etaatöminifters Iolly an die Abgeorbnetenfammer 
vom 24. Febr. 1876. 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 12 
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werber der Staatsregierung drei vor, von welchen ber Großherzog 
Einen deſignirt). 

b) Die Sriften für die Ausübung des landesherrlichen Pa- 
teonatrechts find im Zweifel diefelben wie beim Privatpatronat; 
Berfäumniß der Friſten bewirkt aber vielfach nicht ohne Weiteres 
Devolution an den Bilchof, fondern es muß noch eine beſondere 
Grinnerung ebenfalls unbeachtet geblieben fein ?). 

c) Eine Zurückweiſung des Ernannten durch den Biſchof 
fann nur auf eine nachgewiefene Unfähigkeit, nicht auf beliebige 
andere Gründe geftügt werben; venn früherhin fam den Biſchöfen 
überhaupt fein Beftätigungsrecht landesherrlich Ernannter zu, und 
wenn ihnen jet ein folches auch zugejtanden tft, fo folgt daraus 
noch Teine abjolute Sleichftellung des Iandesherrlichen Batronats 
mit dem Privatpatronat. 


Drittes Kapitel. 
Der firhlihe Kreisverband (Delanat), feine Bor- 
ftände, Vertretungen und Beamten. 


8. 139. 


1. Organifation des lirchlichen Kreisperbaubes in den 
evangeliſchen Kirchen. 


In der eriten Bälfte des 19. Jahrhunderts hatte im den 
evangeliſchen Kirchen der Kirchenkreis (Dekanat, Superintenbentur, 
Infpeltion, Bropftei, Klaſſe, Didzefe) ziemlich dieſelbe Bedeutung, 
wie in den fatholiichen Landeskirchen; er beſaß feine gewählte 
Vertretung, kein eigenes Vermögen, kein Beſteuerungsrecht, und 
bildete daher auch meiſtens feine Korporation. Der Dekan ober 
Superintendent war ein vom Landesherrn unter Mitwirkung ber 
evangeliichen Konfiftorialbehörde ernannter Beamter, welcher außer 
den kirchlichen auch ftaatliche Funktionen zu üben hatte, indem er 
zufammen mit den Bezirkspolizeibeamten die Aufficht über Schul 
weſen und Stiftungsverwaltung führte und bei Eheprozeſſen und 
Disziplinarunterfuchungen gegen Geiftlihe und andere Kirchen 


1) Berorbuung vom 20. Rov. 1561. 
2) So in Bayern. Silbernagel 54. 
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biener mitzuwirken hatte. Dieſe ältere Verfaſſung ift neuerdings 
völlig umgeftaltet und das Amt des Dekans zu einem ausjchlieh- 
lich kirchlichen geworben. 

I. Jeder firchliche Kreisverband bat regelmäßig eine aus 
Geiſtlichen und Laien zujammengefegte Synode (Kreiß-, Dekanate:, 
Didzefan-, Propfteiignode); Heinere Verbände, ſowie auch bie 
Synoden großer Städte find jedoch vielfach zu Einem Synodal⸗ 
verband vereinigt!) An feiner Spite ſteht der kollegialiſche 
Kreisſynodalvorſtand (Synodalausſchuß, Direktorium), deſſen Vor- 
ſitzender der Superintendent (Spezialſuperintendent, Präſes, Dekan, 
Inſpektor, Propſt, Metropolitan) iſt. Kollegialiſche Synodalvor⸗ 
ſtände fehlen in Bayern rechts des Rheins und Sachſen und find 
bebeutungslos in Württemberg; in letterem Lande bildet ver 
Delan mit dem Bezirkspolizeibeamten (DOberamtmann) noch das 
ſ. g. „gemeinjchaftlihe Oberamt“, welches namentlich für Schul« 
und Stiftungswelen Bebeutung bat. 

A. Das Amt des Superintendenten ijt ein Nebenamt eines 
Pfarrers des Bezirks, welches theils bloß auf Widerruf oder auf 
eine Anzahl von Jahren oder auf Lebenszeit übertragen wird. Im 
manchen Kreifen ift e8 dauernd mit einer bejtimmten Stadtpfarrei 
verfnüpft. Der Dekan erhält eine Feine Beſoldung und außerdem 
Taggelder und Reifegebühren, welche vielfach aus den Staatelaffen 
geleitet werben ?). 

In den Provinzen Oftpreußen, Weftpreußen, Pojen, Schlefien, 
Pommern, Brandenburg, Sachſen ijt es ein lebenslängliches und 
gebört zu den „Lirchenregimentlichen" Aemtern, und bei Pfarr⸗ 
itellen, mit deren Verleihung bie gleichzeitige Uebertragung der 
Euperintendentur verbunden werben foll, findet das alternative 
Gemeindewahlrecht nicht ftatt?); vielmehr wird der Superintendent 


1) Eigentliche Kreisſynoden fehlen in Sachen, wo es nur jährlide Did- 
zeſanverſammlungen ber Geiftlihen und Abgefandten der Kirchenvorſtände 
zum Zweck des Meinungsaustaufcyes und Aeuferung von Wünſchen ꝛc. gibt 
30. März 1568, 8. 31). 

2) Zacobfon 1, 189 u. 2, 601. Silbernagel 115 u. 163. Im Baben 
erfolgt die Befoldung aus kirchlichen Mitteln. Spohn 2, 198, Anm. 

5) 10. Sept. 1873, 8. 32, Schlußſatz. — Wohl aber kommen an einigen 
Orten politifhen Gemeinden oder anderen Korporationen und Privatpatronen 
Nominations⸗ oder Bräfentationsrehte zu. (Sacobfon 1, 187, Anm. 8) 

12 
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vom evangelifchen Oberkirchenrath im Cinverftänpnig mit dem 
Kultusminister unter Einholung der Genehmigung des Königs frei 
ernannt !). Diefe Mitwirkung des Kultusminifterd kann mır 
durch Staatögejek aufgehoben werden?). Das Konfiftorium der 
betreffenden Provinz pflegt mit Vorſchlägen gehört zu werden und 
beichließt dann zujammen mit dem Borftand der Provinzial- 
fynode 3); beide haben aber Fein gefetzliche® Recht hierauf*). Im 
Rheinland und Weitfalen wird der Superintendent von ber ganzen 
Kreisſynode aus den geiftlichen Mitgliedern verfelben auf ſechs 
Zahre gewählt und vom Sherlirchenrath im Einverftändnik mit 
dem Kultusminifter nach eingebolter königl. Genehmigung er- 
nanntd). In Schleswig-Holftein und im Konfiftorialbezirt Wies- 
baden erfolgt die Ernennung durch den König auf Vorſchläge des 
Konfiftoriums und des Ausfchuffes ver Geſammtſynode (Bezirks- 
ſynode) 6). Im einem Theile des Konfiftorialbezirts Kaſſel, näm- 
lich in „Oberbefjen“, ſchlagen die Geijtlichen ber Spezialdidzefen 
(Klafientonvente) dem Yandesherrn zwei Kandidaten für das Amt 
des Dietropolitans vor”). In Bayern wird der Dekan vom König 
unter Kontrafignatur des Kultusminifter6 ernannt; Das betreffende 
Konfiftorium bat drei Bewerber gutachtlich vorzufchlagen, und es 
ift auch das Gutachten der betreffenden Kreißregierung in Bes 
ziehung auf die Diftriftsichulinipektion zu erholen). Das Amt ift 
bier eine bloße „Funktion“, welche durch den, König unter Kontra 
fignatur des Kultusminifterd nach Anhörung des Konfiftoriums 
jederzeit widerrufen werben kann. Dagegen wird ber Sapitel& 
fenior von den Pfarrern auf Lebenszeit gewählt. In Sachſen 
gebt die Ernennung von den in evangelicis beauftragten Staats 
miniftern, auf Grund von Vorfchlägen des Landeskonſiſtoriums, 





1) Bol. Bd. 1, 232. Richter, Beiträge, 1865, S. 64 — 65. Jacobſon 
1, 186. 

2) Gefe vom 3. Juni 1876, Art. 23, Nr. 7. 

8) 10. Sept. 1873, $. 68, Nr. 6. 

9) At. des evang. Oberlirchenratbe8 7, 306. 

;) K.D. vom 5. März 1835, 8. 36. 

%8®. und S. O. für Schleswig -Holflein vom 4. Nov. 1876, $. 95, 
Abſ. 2, Nr. 1. Für Wiesbaden 4. Juli 1877, 8. 5, Nr. 4 a. 

7) Büff 1861, S. 312 u. 397. 
. °) Silbernagel, &. 113, 1570. Die Delane erhalten von bem fönigl. 
Dekret nur eine durch das Konfiftorinm beglaubigte Abfchrift. 
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aus). In Württemberg ernennt ber König auf Vorſchlag des 
Konfiftoriums und des Kultusminifters (vgl. Bd. 1, 392) auf 
Lebenszeit. In Baden und Hejjen wählt die Diözeſanſynode ven 
Dekan aus ihren geijtlichen Mitgliedern auf ſechs Jahre; die Er- 
nennung gebt in Baden vom Oberkirchenrath nach eingeholter 
Iandesherrlicher Genehmigung aus, in Heflen vom Großherzog 
felbit 2). 

Im Falle eintretender Erledigung des Delanats- oder Super- 
intendentur - Amte8 wird überall da, wo das Amt vom Kirchen⸗ 
regiment frei bejegt wird, auch der Delanatsverwefer von 
diejem "ernannt, in den ſechs öſtlichen Provinzen Preußens unter 
gejeglich feftitehender Dlitwirkung ver Staatsbehörben?). In allen 
Synodalgeſchäften iſt jevoch regelmäßig der erſte von ber Kreis- 
ſynode gewählte geiftliche Beiſitzer Stellvertreter des Superinten- 
benten, jofern nicht das Konfiftorium auch dieſe Gejchäfte dem 
Superintendenturverwejer überträgt). In Rheinland - Weitfalen 
und Heſſen wählt die Kreisſynode außer dem Superintendenten 
(Dekan) auch einen ftändigen Stellvertreter (Aſſeſſor) auf ſechs 
oder drei Jahre, der ebenfalls der Beitätigung bevarf’). Im 
Bayern verfieht der von den Pfarrern gewählte Kapitelsjenior die 
Dekanatsgeſchäfte °). 

B. Der Synodalvorftand befteht außer dem Superintendenten 
aus mehreren Beifigern, welche von der Kreisſynode aus ihrer 
Mitte auf beftimmte Zeit gewählt werden. In den fech8 öftlichen 
alten Provinzen Preußens wählt die Synode auf drei Jahre vier 
Beiſitzer (Aſſeſſoren), wovon minbeftens Einer ein Geiſtlicher jein 
muß”); in Rheinland und Weitfalen auf ſechs Jahre einen geilt- 
lichen Aſſeſſor und einen geijtlichen Skriba; jede Kreisſynode kann 
aber weiter zwei Aelteſte (Laien) auf die Dauer eine Yahres 


ı) Kirchengefeg vom 15. April 1873, betr. die Errichtung eines Landes⸗ 
fonfiftoriums, 8. 5, Nr. 10. 

3) Baden 5. Sept. 1861, 8. 52. Heflen 6. Ian. 1874, 8. 77—19. 

s) Belek vom 3. Juni 1876, Art. 23, Nr. 7. Jacobſon 1, 189, An- 
mertung 40. 

*) 10. Sept. 1873, $. 54. 

s) Rheinland» Weftfalen 5. März 1835, 8. 36. Heſſen 6. Ian. 1874, 
8. 80. 

5) Silbernagel 117 u. 164. 

N) 8.6. und S. O. vom 10. Sept. 1873, 8. 54. 
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hinzuwählen, welche jedoch der Beſtätigung des Konſiſtoriums be⸗ 
dürfen). In Schleswig⸗Holſtein) und im Konfſiſtorialbezirk 
Wiesbaden ®) werden, wie im größten Theile ber preußiichen 
Landeskirche, auf drei Jahre vier DBeifiger gewählt, wovon min- 
beitens Einer ein Geiftlicher fein muß; in Hannover auf ein bis 
zwei Jahre zwei geiftliche und zwei weltlihe*). In der Rhein⸗ 
pfalz wählt die Synode auf vier Jahre einen geiftlichen und brei 
weltliche, wozu noch der von den Geiftlichen allein auf die Dauer 
feines Pfarramts gewählte Senior kommt; in Württemberg auf 
brei Sabre einen geijtlihen und einen weltlichen Beifiter (ver 
außerdem zu wählende Schriftführer Bat fein Stimmrecht) 5); im 
Baden nur auf zwei Jahre zwei geiftliche und zwei weltliche ©), 
in Heilen auf drei Jahre einem Stellvertreter des Dekans (welcher 
auch weltlich fein kann), einen geiftlichen und zwei weltliche Bei- 
figer).. Ob ein Beifiger nachträglich bie Wählbarfeit wieder 
verloren und folglich aus dem Vorſtand auszufcheiven babe, ent: 
fcheibet die Kreisſynode, in vorläufiger Weife aber der Vorſtand 
felbjt oder das Konfiftorium®). 

C. Die Kreisſynode bejteht: 1) aus dem Superintenventen 
(Dekan) als Vorfitenden, 2) aus allen Geiftlichen, welche in dem 
Kirchenfreis ein Pfarramt bekleiden oder felbftändig verwalten, 
und 3) aus einer Anzahl gewählter Gemeindeabgeorpneten. Bloße 
Hülfsgeiſtliche, Milttärgeiftliche, Geiftlihe an öffentlichen Anftalten 
(wie Waifenhäufern, Hofpitälern, Strafanftalten), jomeit letztere 
nicht etwa zugleich Parochialrechte haben, d. 5. wirkliche Pfarr- 
gemeinden bilden, fünnen an der Synode nur mit beratbenter 
Stimme theilnehbmen. Im rechtörbeiniihen Bahern und Würt: 
temberg bejchließen fie dagegen mit ®). 


1) Nachtrag zur K. O., $. 36, vom 25. Aug. 1853. 

2) 8.8. und S. O. vom 4. Nov. 1876, $. 76 vgl. mit $. 74. 

2) K. G. und S. O. vom 4. Juli 1877, $. 63. 

) K. V. und S.O. vom 9. Oft. 1864, 8. 50 vgl. mit 88. 47 u. 73. 

5) 18. Nov. 1854, $. 4. 

° 5. Sept. 1861, $. 55. 

7, 6. Jan. 1874, 88. 80 u. 81. 

8) Sannover 9. Oft. 1864, $. 71, letter Abſatz. Schleßwig-Holflein 
4. Nov. 1876, 8. 99. 

9, Dadurch kommen bier die weltlichen Abgeorbneten gegenüber ben 
geiſtlichen Mitgliedern in bie Minorität. 


Kreisſynode. 183 


a) In den ſechs öſtlichen Provinzen Preußens beträgt die 
Anzahl der gewählten Abgeordneten das Doppelte der von 
Amtswegen ſtimmberechtigten Geiſtlichen, und es geſchieht ihre 
Wahl nach folgenden Regeln): Die eine Hälfte muß gegenwärtig 
ein Xelteftenamt befleiven ober früher befleivet haben, und 
wird in der Weije gewählt, daß jede Gemeinde, ohne Rückſicht 
auf ihre Seelenzahl, aus ihren jegigen oder früheren Welteften 
jo viel Abgeordnete fendet, als fie ftimmberechtigte Geiftliche in 
der Synode bat. Bei der zweiten Hälfte ift die Wählbarkeit nicht 
auf Xeltejte und Gemeindeangebörige beſchränkt, fondern es können 
alle Angehörigen des ganzen Synodalkreiſes, auch Geiftliche, welche 
nicht ſchon Stimmrecht in der Synode haben ?), gewählt werben. 
Die Wahl diefer kommt den an Seelenzahl ftärkeren Gemeinden 
zu. In Schledwig » Holjtein und im Konfiftorialbezirt Wiesbaden 
gelten ähnliche Grundregeln, nur daß die eine Hälfte der Ab- 
geordnieten nicht bloß aus Aelteſten, ſondern auch aus berzeitigen 
oder früheren Gemeindevertretern genommen jein Tann, und 
dag alle Abgeordneten nothwendig weltlich fein müjfen. In 
den Kreisſynoden der übrigen Kirchen fteht die Zahl der Abs» 
geordneten meiſtentheils vberjenigen der Geiftlichen gleih, und es 
find in Rheinland und Weftfalen, Hannover und in Bahern rechts 
des Rheins nur derzeitige Aeltefte, in Württemberg, Baden und 
Heffen derzeitige oder frühere Weltefte wählbar. In der Rhein⸗ 
pfalz ift dagegen jedes Kirchenglied weltlichen Standes aus dem 
ganzen Dekanatsbezirk wählbar und diejenigen Pfarramtskandi⸗ 
daten, welche Aemter befleiven, deren Beſetzung durch Geiftliche 
nicht vorgeichrieben tft). Die größeren Gemeinden find nur 
injofern ftärker vertreten, als fie mehr Geiftliche in der Synode 
baben ®). 

b) Wahlkollegium zur Wahl der Abgeorbneten find in ben 


1) Bol. Bd. 1, 231 — 232. 

2) Alfo 3. B. ordinirte Hülfsgeiftliche, Anftaltsgeiftliche, Militärgeiſtliche. 

3) DB. 1, 341. 

%) In Hannover wählen noch die im Bezirk angeftellten ewangelifch- 
Intherifhen Vollsſchullehrer zwei Abgeorbnete aus ihrer Mitte, und bie 
Kirchenregierung ernennt ein oder zwei Mitglieber aus der Zahl der Orts- 
beamten, welche zur Berfehung des weltlichen Kirchenlommiſſariats berufen 
find oder in einer ähnlichen Stellung fteben. 
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ſechs öftlichen Provinzen ber preußiſchen Landeskirche, in Schleswig⸗ 
Holſtein, Konſiſtorialbezirk Wiesbaden und Heſſen der Gemeinde⸗ 
kirchenrath und die Gemeindevertreter in vereinigter Verfammlmg; 
dagegen in Rheinland und Weftfalen‘), Hannover), Württem- 
berg °) und Baden‘) das Presbpterium allein, wobei jeboch zu 
beachten ift, daß in Hannover und Baden bie geiftlichen Mitglieder 
des Presbyteriums nicht mitftimmen bürfen. Im ten ſechs alten 
öftlichen Provinzen Preußens kommt in Heinen Gemeinden unter 
500 Seelen, welde eine Gemeinbevertretung nicht Haben, das 
Wahlrecht ebenfalls dem Gemeindelirchenrath allein zu °). 

ce) Die Wahl erfolgt theils in geheimer, theile in öffentlicher 
Stimmgebung. 

d) Zweifel über ven Umfang der Theilnahmeberechtigung ein- 
zelner Geiftlichen entſcheidet in den ſechs öftlichen Provinzen 
Preußens das Konfiftorium ©), in anderen Kirchen die Kreisſhnode 
jeldft. Die Legitimation der gewählten Mitglieder wird faft überall 
durch die Kreisſynode feftgeitellt ”); in manchen Kirchen Hat aber 
der Kreisſynodalausſchuß das Necht der vorläufigen Entfcheidung 9). 

e) Das Diandat der gewählten Mitglieder der Kreisſhnode 
dauert in den öſtlichen Provinzen der preußiichen Landeskirche brei 
Jahre, in Rheinland und Weftfalen ein Jahr, in Hannover ein 
bis zwei, in Schleswig-Holftein und Konfiftorialbezirt Wiesbaden, 
in Bayern rechts des Rheins brei, in der NRheinpfalz vier, in 
Württemberg drei, in Baden zwei mit jährlichem Austritt ber 
einen Hälfte, in Heſſen ſechs mit Austritt der Hälfte alle brei 
Jahre. 


1) 8.D. vom 5. März 1875, $. 14. 

2) 8.8. und SO. vom 9. Oft. 1864, 8. 45. 

3) 18. Nov. 1854, 8. 2. 

9) 5. Sept. 1861, 8. 47. 

5) G. S. O. vom 20. Ian. 1876, $. 43. 

6) G.S. O. vom 20. Jan. 1876, 8. 43. 

?) Hannover 9. Oftober 1864, 8. 71. Lohmann, ©. 73. Schletwig- 
Holflein 4. Nov. 1876, $. 99. Wiesbaden 4. Juli 1877, 8. 62, Mr. 11. 

°) Hannover 9. Oft. 1864, $. 71. Babdiſches proviforifches Kirchen- 
gefes vom 24. Febr. 1863, beflätigt dur die Generalfunode von 1867. 
8.0.81. 1867, ©. 55. Spohn 2, 285. 286. — Heſſen 6. Jan. 1874, 
&. 67. 68. 
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f) Die Kreisſhnode tritt regelmäßig jährlich einmal zufammen, 
wofür Ort und Zeit vom Superintendenten, anberwärtd vom 
Kreisſynodalausſchuß oder von der Kreisſynode felbit beftimmt 
werben. Auferorbentlihe Verfammlungen fann nur das Kon 
fiftorium anordnen. Für die Berathungen ift vielfach eine kurze 
Beitfrift von zwei bis drei Tagen vorgeichrieben. 

D. Der Rechner der Kreisſynodalkaſſe wird von ber Kreis⸗ 
ſynode gewählt). 

HJ. Die Zuftändigleiten der Organe bes Kirchenkreiſes jind 
folgendermaßen vertheilt: 

A. Der Superintenvent ift von Amtswegen Präjes ſowohl 
der Kreisſynode als des Kreisſynodalvorſtandes und hat in dieſer 
Eigenfchaft verichievene Verfügungsrechte. Im Webrigen führt er 
die Aufjicht, forget für die Vollziehung der Beichlüffe ver Synode 
und des Vorſtandes und hält das Konfiftorium von dem Stande 
der Dinge in dem Bezirk in Kenntniß. — In manden Kirchen 
leitet er die Pfarrwahl und vollzieht im Auftrag des Konſiſtoriums 
die Ordination und Einführung ins Amt *). 

B. Der Synodalvoritand bat 1) den Vorfigenden bei ben 
Vorbereitungen für die Kreisipnode fowie während der Verfamm- 
lung derjelben zu unterftügen und bie Beſchlüſſe ver Synode zur 
Ausführung zu brangen; 2) wenn die Synode nicht verfammelt 
ift, die Verwaltung des Iofalen Kirchenvermögend zu überwachen 
und über die Ausjchließung von ©emeinveglievern von der An⸗ 
theilnahme an gottesbienftlichen Handlungen in zweiter‘ Inſtanz 
zu erkennen. 3) In zweiter Inſtanz entfcheivet er über Einfprüche 
gegen die Wahl von Aelteſten oder Gemeinvevertretern und über 
den Ausſchluß vom Wahlreht (vgl. oben S. 152). 4) In erfter 
Inſtanz übt er die Disziplin über Aelteſte und Gemeindevertreter. 


1) Breufen 10. Sept. 1873, $. 54, Nr. 7. Staatsgeſetz vom 3. Juni 
1876, Art. 2, Nr. 3. Schleswig -Holftein 4. Nov. 1576, 8. 81, Nr. 5. 
Konfiftorialbezirt Wiesbaden 4. Juli 1877, 8. 62, Nr. 8. 

2) lieber Preußen vgl. Iacobjon 1, 187—189 und 2, 593—601, 1864 
bis 1866. Woche, 1875, S. 320— 332, woſelbſt auf S. 325 neue Inſtruk⸗ 
tionen für bie verfchiebenen Provinzen citirt find. Rheinland : Weftfalen 
5. März 1835, 8. 38. Bayern: Silbernagel, 1870, ©. 114 u. 163. Baden 
5. Sept. 1561, 88. 106— 107. Spohn 1, 128—130 und 2, 198 — 214. 
HSeflen 6. Ian. 1874, 88. 127 — 128. 
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5) Vielfach führt er Deitaufficht über die Geiftlihen und Kan⸗ 
didaten. 

C. Die Kreisſynode entſcheidet 1) über die Legitimation ihrer 
Mitgliever (oben ©. 184), 2) wählt die unftändigen Mitglieder 
des Kreisiynodalvoritandes, in Rheinland » Weftfalen, Baben und 
Heſſen auch den Superintendenten (Dekan) und deſſen Stellver- 
treter (oben S. 181); 3) fie wählt den Rechner der Kreisſynodal⸗ 
fajje, ftellt den tat berjelben feft und prüft die Verwaltung; 
ebenfo überwacht fie das Kaffen- und Rechnungsweſen der einzelnen 
Gemeinden; 4) fie wählt die Abgeordneten zur Provinzialſynode 
(in den acht alten Provinzen Preußens) oder zur Landesſynode 
(in den übrigen Kirchen, außer Sachſen, vgl. oben S. 95 — 98); 
5) fie bejchließt über Errichtung von Kreisftatuten !); 6) fie kann 
gegen Geiſtliche, Gemeindebeamte und niedere Kirchendiener wegen 
anitößiger Vorgänge in Leber und Wandel Ermahnungen und 
Warnungen erfennen. 7) In mehreren Landeskirchen entfcheibet 
fie in zweiter Inftanz in Fragen der Kirchenzucht gegen Gemeinde- 
glieder und Mitglieder der Gemeindeorgane. 8) Sodann haben 
die Kreisſynoden aber auch die Aufgabe, fih auf Aufforverung 
der Konfiftorialbehörden oder höheren Synoden gutächtlich über 
tirchliche Fragen zu äußern, jo daß auf dieſe Weile die Anſchauungen 
des ganzen Predigerjtandes und der Bertrauensmänner aller Ge⸗ 
meinden ermittelt und in Betracht gezogen werben fönnen, ebe 
wichtigere Kirchliche Geſetzentwürfe, namentlich) die auf Lehre und 
Gottesbienftoronung bezüglichen, an die Generalſynode gelangen. 
In manden Fällen ift bie Cinbolung des Gutachtens ter 
Kreisſynoden Tirchengefeglich vorgeichrieben. 9) Endlich können die 
Synoden Wünſche und Beichwerden bezüglich der kirchlichen An- 
gelegenheiten des Bezirks berathen und dieſelben an das Konjifto- 
rium oder die Generalſynode bringen ?). 


8. 140. 
2. Organifation des Landdelanats In den Latholiihen Lanbestirchen. 
Jeder Landdekanatsbezirk hat als kirchlichen Vorgeſetzten einen 
Landdekan (decanus ruralis), fobann einen Landkapitelskämmerer, 


1) Bel. Bd. 1, 248. 
2) Die Beitimmung des 8. 57, Abf. 2 der preußiſchen 8.6. und S. O. 
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der die Kaſſe verwaltet, und eine Verſammlung der Pfarrer und 
definitiv angeſtellten Kapläne, welche Landkapitel ober Dekanats⸗ 
ſynode heißt und ſich ordentlicher Weiſe jährlich einmal verſammelt. 
Die Hauptbedeutung dieſer letzteren beruht in dem Recht, bie ges 
nannten Beamten aus der Zahl der Pfarrer zu wählen, vor⸗ 
bebaltlich bifchöflicher Beftätigung. In einigen Diözefen Preußens 
fehlt das Wahlrecht "). 

Der Dekan führt die Aufficht über die Geiftlichen und über 
die Verwaltung des Kirchenvermögens, namentlich bei erlebigter 
Pfründe, und präfidirt dem Ruralfapitel. 

Bis zum Jahre 1848 wurden die Delane, welche auch die 
Bezirksichulaufficht Hatten, in den meilten deutſchen Staaten vom 
Landesherrn im Einverſtändniß mit dem bifchöflichen Orbinariat, 
oder umgekehrt von Ichterem nach eingeholter Zuftimmung des 
Landesherrn ernannt 2); feit 1848 verzichtete der Staat allmäb- 
Ih auf diefe Rechte, in Preußen in Folge der Verfaſſungsurkunde, 
in den übrigen Staaten in Folge der Konkordate, und es kamen 
dann auch ihre ftaatlihen Nechte in Wegfall. 


vorn 10. Sept. 1873 Über Erweiterung des Wirkungskreiſes der Kreisfynoden 
bat die ftantögefehlihe Genehmigung nicht erhalten. Vgl. Staatsgefe vom 
3. Juni 1976, Art. 6 u. 7. 

1) Ueber Bayern dgl. Silbernagel, S. 47 — 50, 1870. 

2) Bol. 3. B. Landesherrlihe Verordnung für die Staaten ber ober- 
rheiniſchen Kirchenprovinz vom 30. Jan. 1830, 85. 23. u. 24. 


XI. Abſchnitt. 


Verhängung von Kirchenfirafen gegen Gemeindeglieder, 
Aelteſte und Patrone. Kirchliche Disziplinarbefrafung 
der Geifllichen. 


8. 141. 


1. Berhängung von Kirchenitrafen gegen Gemeindeglieder, Welteite und 
Patrone (Kirhenzudit). 


Dis zum Jahre 1843 war fowohl in den evangeliichen als 
den katholiſchen Kirchen die Verhängung von Sirchenftrafen gegen 
Gemeindeglieder fait gänzlich außer Gebrauch, weil die Staats⸗ 
gefetgebung folche Strafen nur in wenigen Fällen zuließ, und bie 
Verbängung ftaatlich = Firchlichen Behörden vorbehalten blieb oder 
doch der vorherigen Beftätigung durch die Vermaltungsbehörven 
bedurfte. Inſoweit die kirchlichen Behörden felbftändig ftrafen 
fonnten, blieb jevenfall$ der recursus ab abusu an den Staat 
offen. Die Selbſtändigkeit, welche die Kirchen durch die Geſetz⸗ 
gebung von 1848 erlangten, und bie Förderung der klerikalen Ge— 
walt durch die Regierungen der Konlorbatszeit führten zumächit 
in der katholiſchen Kirche zur Wieberanwenbung mittelalterlicher 
Kirchenftrafen, und zwar gerade der großen Erfommunifation, und 
auch in verſchiedenen evangelifchen Kirchen machten bie Konfiftorien 
Anftalten, auf Beitimmungen der Kirchenorbnungen des 17. und 
18. Jahrhunderts zurüdzugreifen. Durch bie neueite Staatsgeſetz⸗ 
gebung find dieſe DBeitrebungen wieder jo ziemlich in engere 
Schranken zurüdgewiejen und in ben evangelifchen Kirchen ben 
Nichtgeiftlihen eine entfprechende Mitwirkung gefichert worben. 
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Nah der Stellung, welche die Neligionsvereine im Staate 
haben, veriteht es fich übrigens von jelbit, daß feine Kirchliche Be⸗ 
hörde Kirchenftrafen gegen Perfonen verhängen kann, welche nicht 
dem Verein angehören, was in erjter Linie nach den Staatsgeſetzen 
zu beurtbeilen ift. 

In den evangeliſchen Kirchen können Beitimmungen über 
Kirchenzucht nur auf dem Wege der firchlichen Gejeßgebung, alſo 
mit Zuftimmung der Synode, erlaffen werben !). 

I. Der Kreis von Strafen oder Zuchtmitteln (Beſſerungs⸗ 
mitteln), welche gegen Mitglieder eines Neligionsvereind verhängt 
werden bürfen, ift: 

1) in Preußen und Heſſen durch Staatägefege, welche 
auf alle Kirchen und NReligionsvereine Anwendung finden, an 
näbernd genau beftimmt 2). Hiernach find: . 

a) gänzlich unzuläjfig alle Straf- oder Zuchtmittel gegen Leib 
(törperliche Züchtigung u. vergl.), Vermögen (Gelbitrafen, Vor⸗ 
entbaltung von Vermögensgenuß), Freiheit (Einfperrung, zwange- 
weife Vorführung), bürgerliche Ehre (unehrliches Begräbniß, große 
Ertommunilation u. dergl.). Dieſe verbotenen Strafen dürfen 
auch gegen G@eiltliche nicht verhängt werben, mit ven beiden Mo⸗ 
dififationen, daß gegen Geiftliche und Kirchenbeamte Gelvftrafen bis 
zu bejtimmter Höhe und Verweifung in ein Beſſerungshaus aus- 
drüdlich zugelaffen find. (Vgl. unten $. 142.) — Außerdem find 
überhaupt verboten alle Straf- oder Juchtmittel, welche nicht „dem 
rein religiöfen Gebiete angehören oder die Entziehung eines inner- 
halb ver Kirche oder Neligionsgejellichaft wirkenden Rechts oder 
die Ausſchließung aus der Kirchen- oder Weligionsgejellichaft be- 
treffen.” Diefe Beftimmung erfcheint namentlich mit Rückſicht 


— — 





V Preußiſche G. S. O. vom 20. Ian. 1876, 8. 7, Nr. 6, welche Pro⸗ 
vinzial⸗ und Lokalgeſetze darüber ausſchließt. Hannover 9. Oft. 1864, 8. 65, 
worüber Lohmann, ©. 63—66, zu vergleichen if. Schleswig-Holftein 4. Nov. 
1876, $. 92. Wiesbaden 4. Yuli 1877, 88. 14 u. 15. Rbeinpfalg, Ber 
einigungsurtunde vom 10. Oft. 1818, 8. 18. Württemberg 20. Dez. 1867, 
88. 14— 16. Heſſen 6. Ian. 1874, $. 47. 

7) Preuß. Gefe vom 13. Diai 1873 über die Grenzen des Rechts zum 
Gebrauche kirchlicher Straf- und Zuchtmittel, 8. 1. Heſſiſches Geſetz vom 
23. April 1875, betreffenb den Mißbrauch der geiſtlichen Amtsgewalt, $. 3. 
(Reg. Bl. 249.) 
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darauf, daß ihre Verlegung mit öffentlicher Strafe bedroht iſt, 
zu wenig deutlich, es läßt fich bezweifeln, ob man von irgend einem 
Straf: oder Zuchtmittel mit Fug fagen könne, daß es „dem reli- 
giöſen Gebiete” angehöre?), und jedenfalls können die Meinungen 
darüber verjchieden fein; ſodann find die Neligionsvereine feines- 
wegs befugt, jedes Mitgliedſchaftsrecht beliebig zu entzieben, wie 
unten binfichtlich des Wahlrecht zu zeigen ift. Wichtiger wäre 
wohl geweien, die überhaupt zuläffigen Strafen poſitiv aufzu- 
zäblen und alle anderen zu verbieten. 
| Zuläffig ericheinen folgende Nachtheile: Ausichließung von der 
ZTheilnahme am gewöhnlichen Gottesdienft, von einzelnen Gnaden⸗ 
mitteln oder Saframenten (im ver römiſch⸗katholiſchen Kirche 
„Heiner Kirchenbann“, „excommunicatio minor“ genannt) ), von 
der Uebernahme der Taufpatbenichaft; Verfagung der kirchlichen 
Trauung, des bräutlichen Ehrenfranges bei der kirchlichen Trauung, 
ver kirchlichen Begleitung beim Begräbnig (während die Beerbigung 
auf dem Hirchlichen Friedhof nicht verweigert werben darf, vgl. 
Bd. 1, 9%); ferner Aberfennung des Wahlrechts und der Wähl- 
barkeit zu Tirchlichen Gemeindeorganen nach den unten anzugebenven 
Regeln; envlich die völlige Ausichließung aus dem Religionsverein, 
ſodaß das Mitglied aufhört, dem Verein anzugebören®),. Die 

1) Es laſſen fih etwa dazu rechnen: Ermahnungen, Berweife, Ber: 
pflihtung zum Faſten, zu Verrichtung von Gebeten, von Wallfahrten. 

2) Der Meine Kirchenbann bewirkt nach kanonifhem Recht auch Unfähig- 
feit zur Erlangung eine® Kirchenamtes. 

. 2) Das preußiſche Landrecht von 1794 befolgte ein anderes Prinzip und 
beftimmte in 2,11, 8. 56: „Wenn über die Rechtmäßigleit der Ausſchließung 
Streit entfteht, fo gebührt die Entſcheidung dem Staate“ $. 57: 
So weit mit einer ſolchen Ausſchließung nachtbeilige Folgen für die bürger- 
liche Ehre des Ausgefchlofienen verbunden find, muß vor deren Beranlaffung 
die Genehmigung des Staates eingeholt werben. Im preußiſchen Abgeorb- 
netenbaus hatte am 18. März 1373 der Abg. v. Sauden-Tarputichen be- 
antragt, im $. I bed Geſetzes die Einſchaltung zu machen: „Im Beziehung 
auf das Recht der Ausſchließung au® einer Kirchen- oder Religionsgeſellſchaft 
bleiben bie bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen in Kraft.” Allein dieſes 
Amendement wurde gegen die Stimmen der Yortichritt6partei verworfen, 
nachdem der Referent der Kommilfton, Gneift, erflärt Batte, daß es „dem 
Zwei und Sinn des Artilel® 15 der Verfaſſung wiberfpreche”, indem hier⸗ 
nah den Kirchen das Recht der Ausſchließung verbleiben mäffe Wie das 
Abgeordnetenhaus fich entichieden haben würde, wenn jener Art. 15 der Ber- 
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Ausjchliegung bewirkt im Zweifel auch Ausichliekung ber noch 
nicht zu den Unterfcheivungsjahren gefommenen Kinder des Aus- 
gefchloffenen nach Analogie ver auf S. 122— 124 aufgeitellten 
Regeln. 

In den verjchievenen evangelifchen Kirchen Preußens ift bie 
Zuläffigfeit der völligen Ausjchließung, in Ermangelung neuerer 
Beitimmungen, nad dem feften Herkommen zu beurtbeilen; im 
Großherzogthum Heſſen verbietet die Kirchenverfaffung vom 6. San. 
1874, 8. 47, die gänzliche Ausjchließung ausdrücklich. 

Den katholiſchen Biſchöfen und den israelitifhen Gemeinden 
ſteht fein ftaatliches Hinderniß im Wege, Mitglieder völlig aus der 
Kirche oder der Gemeinde auszufchließen; aber die Ausſchließung 
eined Katholifen, welche unter dem Namen „großer Kirchenbann‘ 
(excommunicatio major) verkündet wird, ift unftatthaft, denn die⸗ 
jelbe enthält nicht bloß eine Ausichliefung von allen Sakramenten, 
von der Theilnahme am Meßopfer und am öffentlichen Gottes⸗ 
dienft, von dem Begräbniß in geweihter Erde und anderen Graben, 
bewirkt nicht bloß Unfähigkeit zur Erlangung von Kirchenämtern 
und zur Aueübung früher bejefjener Aemter und Rechte, fondern 
enthält zugleich eine Verrufserklärung; allen Chriften ijt 
jeder Verkehr mit ihm unterjagt, Niemand darf ihn fpeifen, 
tränten, beherbergen, ja nicht einmal grüßen, bei Strafe bes Heinen 
Kirchenbannes, jelbft wenn es das eigene Weib und die eigenen 
Kinder wären!) Es kann die Erfommunilation auch durchaus 


faffungsurtunde damals ſchon aufgehoben gemefen wäre, läßt fi ſchwer be⸗ 
urtheilen. Unſeres Ermeſſens liegt fein Bedürfniß vor, den mit Korporations- 
rechten begabten Vereinen neben dem Recht der Ausſchließung von ber Theil⸗ 
nahme an gottesdienftlichen Rechten und vom Wahlrecht auch noch das Recht 
der Ausfloßung aus der Kirche einzuräumen, weil dies keinerlei Nuten für 
die Kirche bringen kann und nur auf Brandmarkung des Ausgefchlofienen 
berechnet ifl. Im den evangelifhen Kirhen wirb aud kein Gebraud davon 
gemadt und ift fogar die völlige Ausfchließung vielfach unftatthaft. Necht- 
fertigen läßt fi eine Ausſchließung allenfalls nur als Konftatirung bes 
freiwilligen Austritt8 ans der Kirche (Puchta, Einleitung in das Recht ber 
Kirche, 1840, S. 103 — 114) und daher nur unter Voransfegungen und 
Formen, welde ber Staat feftuftellen bat, und nur unter ftaatlicher 
Kontrole 

1) Die Berhängung ber großen Ertommimifation bezeichnet man auch 
als Berbängung des „Anathema”, d. h. bes öffentlichen Verrufs, wenn fie 
nämlich unter Berfluchungen feierlich verkündet mwirb. 
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nicht dadurch zu einer erlaubten Kirchenitrafe werben, daß ber 
Biſchof etwa dieje Verrufserflärung nicht ausdrücklich ausjpricht ; 
benn bie Bedeutung der Erfommunilation ergibt ſich mit voller 
Sicherheit aus dem kanoniſchen Recht, und es ift Die Vermuthung 
dafür, daß die Biichöfe unter dem Namen Erfommunilation bie 
Strafe verftehen, welche das kanoniſche Recht darunter verjteht 
und wie fie auch im eligionsunterricht den Katholifen gelehrt 
wird. So bat es auch die beutfche Staatsgefekgebung bisher 
immer und überall angeſehen und die Verhängung dieler Strafe 
verboten oder an die vorgängige Genehmigung des Staate® ge⸗ 
knüpft. Auf abichwächende Aeußerungen von Kirchenrechtsſchrift⸗ 
jtelern und ſelbſt von Biſchöfen kann e8 nicht anlommen, da die⸗ 
jelben keinerlei Autorität zur Crläuterung päpftlider Dekrete 
bejigen, auch gar nicht anjprechen, und jolde Yeußerungen allezeit 
allgemein genug gehalten zu werben pflegen, um, wenn die äußeren 
Zuftände darnach angethan find, auch das Gegentbeil daraus folgern 
zu fönnen }). 

Eine andere, übrigens weniger bierber gehörige Frage ift die, 
ob die Erfommunilation den Katholifen mit der Wirkung aus- 
ichliegt, daß er aufhöre, Mitglied der katholiſchen Kirche zu jein. 
Nach kanoniihem Recht ift dies unzweifelhaft nicht der Fall; er 
bleibt hiernach der Hierarchie unterworfen, behält alle Pflichten, 
muß namentlich alle firchlichen Vermögenslaften tragen. Ob aber 
bie jtaatlichen Gerichte und Verwaltungsbehörden biernach zu ver- 
fahren, 3. B. Kirchenfteuern gegen einen Exkommunizirten bei» 
treiben dürfen und müfjen, richtet fich in erfter Linie nach den 
Staatögefegen ?), und dieſe Batter ehemals zur Entſcheidung ber 





1) Im Gegenfag zu der oben entwidelten Meinung hält Hinfchiu®, 
Kommentar I, S. 15 und U, ©. 198, Nadıtrag zu ©. 15, die Erkommu⸗ 
nilation dann für zuläffig, wenn die biſchöfliche Sentenz oder Deklaration 
über das Verbot bes Verkehr mit dem Erlommuniziten Schweigen be- 
obachtet. Die preußilchen Gerichtshöfe haben in widerfprechendem Sinne 
entſchieden, woran freilich Die Unbeftimmtheit des Geſetzes mit Schuld trägt. 
Der Gerichtshof für Firchlidde Angelegenheiten bat unterm 15. April 1874 
die Erfommunilation für fchlechtbin verboten erflärt. (Hartmann's Zeitfchr. 
1, 17—41, 1874). Dieſer Meinung fcheint aud Done in der 7. Auflage 
von Richter's Kirchenreht, ©. 1198. 

2) Dies überſieht Hinſchius, Kommentar II, S. 196 — 198. 
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Frage keinen Anlaß, weil fie die Erfommunifation überhaupt nicht 
zuließen. Wir find der Meinung, daß der Staat jede Ausjchliegung 
aus einem NReligionsverein, welche dem Ausgeſchloſſenen alle 
Vereinsrechte entzieht, als Beendigung der Mitgliepichaft beban- 
bein, und ihn von allen Verpflichtungen gegen den Verein freie 
fprechen muß; denn er darf, wenn er eine folche Ausichließung 
zuläßt, nicht außerdem ben Ausgeſchloſſenen nöthigen, feinen Aus» 
tritt aus dem PVerein zu erklären und die Ausſchließung bamit 
mittelbar anzuerkennen, alfo auf feine Rechte zu verzichten. (Bol. 
ichon oben ©. 191, Anm.) 

Die vorhin entwidelten Gründe lafjen ebenfo auch den Bann 
der Judengemeinden als verboten erfcheinen !). 


Das Interdikt, d. h. die Einftellung des öffentlichen Gottes» 
dienftes, der Spenbung der Saframente und aller gottesbienftlichen 
Handlungen in einer Kirche, oder einem Orte, oder im ganzen 
Land, ericheint in Preußen wie in Heſſen fo unzuläffig, wie im 
übrigen Deutihland, da die desfallfigen Beitimmungen bes kano⸗ 
nifchen Rechts in Deutfchland entweder überhaupt nie rezipirt ge« 
weſen, oder doch durch die ftaatlicherjeitd vorgenommene Orga⸗ 
nifation der Landeskirchen wieder in Wegfall gebracht worden find 2). 
Der Staat botirt nicht Bisthümer und Pfarreien und legt den 
Gemeinden erhebliche Laften für kirchliche Zwecke auf, damit alfer 
Gottesdienſt eingeftellt bleibe und die Geiftlichen die Hände in 
den Schooß legen; und er befiehlt nicht bei fchweren Strafen, daß 
jede Pfarrei innerhalb eines Jahres mit einem Geiftlichen dauernd 
bejegt werben muß, bamit biefer Geiftliche fih um bie Gemeinde 
nicht befümmern dürfe. Das preußifche Geſetz vom 13. Mat 1873, 
8.1, bat das Interbikt keineswegs für zuläffig erklärt), pa es 
überhaupt Nicht8 außer der Ausichliegung aus der Kirche pofitiv 
erlaubt, aljo Alles, was fchon vorher verboten war, verboten 
bleibt. Weberbaupt kann das Interbikt gar nicht unter die kirch⸗ 
Iihen Strafs und Zuchtmittel gerechnet werben, erjcheint vielmehr 


1) In Holflein erflärte das Gefeh vom 14. Juli 1863, betr. die Ver⸗ 
hältniffe der Juden, „ven Gebraud des Bannes“ für „gänzlich aufgehoben”. 
(Dove’8 Zeitfchr. 2, 472.) 

2) Bgl. Bo. 1. 210. 399. 402 — 408. 

2) Anders Hinſchius I, ©. 8. 9. 13. 

Thubichum, Kirchenrecht. II. 13 
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als ein Gewaltftreich gegen bie Ordnung der Lanbesfirche und 
als grober Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt ?). 

b) Die Vollziehung oder Verkündigung der an fich zuläffigen 
Straf» oder Zuchtmittel darf nicht in einer beichimpfenden Weile 
erfolgen. 

ce) Sie darf ferner nicht „öffentlich bekannt gemacht” werben, 
obwohl „eine auf die Gemeindeglieder beſchränkte Mittheilung nicht 
ausgeichloffen ift‘. Durch ven leßteren, in der Regierungsvorlage 
nicht enthalten gewefenen Beifag ift das Verbot thatjächlich wir: 
kungslos gemacht. Auch wenn man unter Gemeinveglievern nur 
Angehörige des Vereins verſteht, welche das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
alter erreicht haben), erhalten unter Umftänden Hunderte und 
Zaujende von Perfonen von dem Vorgang Kennmiß, und durch 
biefe bringt die Kunde überall Hin, da diefelben ja nicht zum 
Stillſchweigen verbunden find. 

d) Geiftliche, Diener, Beamte oder Beauftragte einer Kirche 
oder Neligionsgefellichaft, welche, den Vorſchriften dieſer Geſetze 
zuwider, Straf= oder BZuchtmittel androben, verhängen oder ver- 
fünden, werden mit Gelvitrafen bis zu 200 Thalern oder mit 
Haft oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre, und im ſchwereren 
Fällen mit Gelditrafen bis zu 500 Thalern oder mit Gefängniß 
bi8 zu zwei Jahren beitraft. Die Aburtheilung gehört vor die 
orbentlihen Gerichte. Außerdem kann (in Preußen) auch vom 
Königl. Gerichtshof für Kirchenangelegenheiten gegen Kirchendiener 
Entlaffung vom Amte ıc. verhängt werben. 

e) Eine ftaatlide Beftätigung von kirchlichen Erfenntniffen, 
welche zuläffige Straf» oder Zuctmittel gegen Gemeindeglieder 
verhängen, ober ein recursus ab abusu dagegen findet in Preußen 
nicht mehr ftatt, wohl aber legterer in Helfen (vgl. Bd. 1, 433). 
“2. In Bayern richtet fi die Ausübung der Kirchenzucht 
nah den Vorjchriften der II. Verfaffungsbeilage vom 26. Mat 
1818, 88. 41 — 43 und 8. 71, welche mit denen des preußiichen 
Landrechts von 1794 in wichtigen Beziehungen übereinftimmen. 
Der 8. 71 insbefonvere verfügt: „Keinem kirchlichen Zwangsmittel 
wird irgend ein Einfluß auf das gefellichaftliche Leben und bie 





4 


1) So auch ber Katholik Brendel in feinem Kirchenrecht, 1823, ©. 576. 
) Ein Strafgefeg follte diefen Punkt freilich nicht ungewiß laflen- 
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bürgerlichen Berbältniffe, ohne Einwilligung der Staatögewalt, im 
Staate gejtattet.” Außerdem ſchützen bie Töniglichen Plazetrechte 
und ber recursus ab abusu vor Mißbräuchen). Die Ber: 
einigungsurkunde der pfälziichen evangelifchen Kirche vom 10. Oft. 
1818, 8. 19, befagt: „Die Strafen ver Kirche gegen ihre Gläu— 
bigen — — beftehen nur in rein» geiftlichen Anwendungen, als 
3. B.: in brüberlihen Ermahnungen, Entfernung vom heiligen 
Abendmahle, interimiftifcher Ausſchließung aus der Kirchengemeinde 
und in der Exkommunikation.“ 


3. In der evangelifch=-Tutherifchen Kirche des Königreichs 
Sachſen werden kirchliche Vergehungen oder Verſäumniſſe oder 
die Verweigerung zweifellofer kirchlicher Obliegenbeiten feit dem 
1. Januar 1876 nicht mehr mit Geld» ober Haftftrafen geahndet *). 
Für die katholiſche Kirhe Hat das Staatsgeſetz vom 23. Auguft 
1876, 88. 7—10, ähnliche Vorſchriften gegeben, wie fie in Preußen 
und Heffen gelten °). | 

4. Die württembergifche Staatögejetgebung hatte bisher 
keinen Anlaß zu Bejtimmungen bezüglich ber evangelifchen Kirche; 
dagegen verfügt das Geſetz vom 30. San. 1862, Art. 7, bezüglich 
ber katholiſchen Kirche: „Verfügungen und Erkenntniffe der Kirchen: 
gewalt können gegen die Perſon oder das Vermögen eines 
Angehörigen der katholiſchen Kirche wider dejjen Willen nur 
von der Stantsgewalt vollzogen werden. Die Staatsbehörde ift 
jedoch nur dann befugt, ihre Mitwirkung hiezu eintreten zu lafien, 
wenn der Biſchof ihr zuvor über den Fall die erforderlichen Auf- 
Härungen gegeben und fie bienach die Verfügung oder das Er⸗ 
fenntniß weder in formeller Hinficht, noch auch vom ftaatlichen 
Geſichtspunkte aus in materieller Beziehung zu beanftanden ge- 
funden bat. — Auch für die Führung einer Tirchlichen Unter- 
juhung darf die Staatsbehörde auf Erfuchen der Kirchenbehörde 


·— 


2) Die Beſtimmung des Anhangs I zur II. Berfaſſungsbeilage (des 
Kontordats), Art. 12, Lit. d iſt nur im Einklang mit obigen Berfaflungs- 
grundfägen auszulegen. 

2) Berorbnung des evangelifch lutheriſchen Landeslonfſiſtoriums vom 
30. Nov. 1875 (mit Zuſtimmung der in evangelicis beauftragten Staats⸗ 
minifter erlaſſen), $. 22 (G. u. V. Bl. 404). 


5 Dove's Zeitichr. 14, 116. 
13 * 
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nur unter derfelben Vorausfegung mitwirken !).“ Für vie Is⸗ 
raeliten gilt das Geſetz vom 25. April 1828, Art. 56: „Das 
Torfteberamt (wozu drei von der Gemeinde gewählte Beifiger ge- 
hören) ift befugt, gegen die einzelnen SKirchengenofjen Verweiſe 
und Gelbbußen bis zum Betrage von drei Gulden, welch letztere 
der Kaffe der Kirchengemeinde zufließen, zu erkennen.“ — „Der 
Kirchenbann jowie die Geltendmachung irgend einer Folge deſſelben 
tft bet fchwerer Strafe verboten.‘ 

5. Für alle Neligionsvereine beftimmt das badische Gefek 
vom 9. Okt. 1860, 8. 16: „Verfügungen und Erkenntniſſe der 
Kirchengewalt Tönnen gegen die Freiheit oder das Vermögen einer 
Berjon wider deren Willen nur von der Staatsgewalt und nur 
unter der Vorausjegung vollzogen werden, dab fie von der zu- 
ftändigen Staatsbehörde für vollzugsreif erklärt worden find 2. 
Die evangelifche Kirche Badens kennt feine Kirchenftrafen gegen 
Gemeindeglieder, als Ausichliegung vom Wahlrecht?) und — fo 
fern die älteren Beitimmungen noch als gültig anzujehen find — 
Ausichließung aus der Kirche t). 

6. Ueber die in Elſaß-Lothringen geltenden Grundſfätze 
des franzöfiichen Rechts kann auf Bd. 1, 216 und Durſh 1, 364 
und 377 verwieien werben. 

DO. Die Beftimmung darüber, welche Handlungen ober Unter: 
lafjungen der Kirchenglieder die Verhängung einer FKirchenftrafe 
oder eines Firchlichen Zuchtmittels begründen jollen, ift ven Kirchen 
in weiter Auspehnung freigeftellt. Der Staat begnügt fich mit 
einigen negativen Beftimmungen, um zu verhindern, daß folde 
firchlichen Beſtrafungen nicht als Mittel mißbraucht werden, um 
den Gehorfam gegen die Staatögejege zu untergraben und ven 
Dürgern die Ausübung ftaatsbürgerlicher Rechte zu verfünnmern. 
Staatsgeſetzlich verboten ift: 

1. Die Kirchliche Beſtrafung eines Mitgliedes des Reichstags 
ober eines Landtags wegen feiner Abitimmungen ober in Aus 
übung feines Berufs getbanen Meußerungen, oder bie Bedrohung 


2) Bgl. Dove's Zeitſchr. 2, 113 u. 387. Golther 301 — 338. 

2) Bgl. hierüber Spohn, Bad. St. K. R. 32 und Brot. K. R. 2, 558. 
2) 5. Sept. 1861, $. 14, Nr. 5. 

*) Epobn 1, 135. 138. 199 und 2, 284. 
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deſſelben mit Kirchenſtrafen ). Solche Maßregelungen würven ſich 
als Verſuche darftellen, Reichs: oder Landtagsmitglieder von einer 
ihnen gejetslich obliegenden Pflicht, nämlich der Pflicht, nach eigener 
befter Weberzeugung das Wohl des Reiches oder Landes zu be 
rathen, abwendig zu machen, und unter Umftänden unter die Bes 
ftimmung des Reichsſtrafgeſetzbuchs, $. 1308, fallen. (Vgl. oben 
©. 11 u. 12.) 

2. Verboten ift ferner die Verhängung oder Anbroßung von 
Kirhenftrafen, um dadurch ein Kirchenmitglied wegen feiner Ab» 
itimmungen bei öffentlichen Wahlen zur Nechenjchaft zu zieben, 
oder es zu einem gewillen Verhalten bei folden Wahlen zu bes 
itimmen. Zu den „öffentlichen” Wahl- oder Stimmredten ger 
bören auch die Wahlrechte innerhalb der Kirche jelbit 2). 

3. Kein Kirchenangehöriger, insbeſondere auch fein Geiftlicher, 
darf mit Kirchenjtrafen belegt oder bedroht werden, weil er beim 
Staat (Regierung, Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten) Be⸗ 
ſchwerde über Mißbrauch der geiftlichen Amtsgewalt geführt "hat, 
oder um ihn von folcher Beſchwerdeführung abzujchreden; 

4. In Preußen katholiſche Beiftlihe vesgleichen nicht aus 
dem Grunde, weil fie ſich der Staatsregierung gegenüber ver- 
pflichtet Haben, die Gelege des Staates befolgen zu wollen ?). 

5. Aus dem überall verfafjungsmäßig anerkannten Grundjag 
ber Gewiſſensfreiheit folgt, daß Fein Kirchenmitglied bloß wegen 
abweichender Meinungen in Bezug auf die Hirchliche Lehrordnung 
beitraft oder ausgeſchloſſen werden darf, einerlei, ob dieſe Mei⸗ 
nungen öffentlich geäußert worden find oder nicht?). Deffentliche 
Strafe ift übrigens für Verlegung diefer Regel nicht angebroht. 


1) Reichsverfaſſungsurkunde vom 16. April 1871, Art. 30. Strafgefeg- 
buch vom 26. Febr. 1876, 8.11. Württemb. Verfafſungsgeſetz vom 23. Juni 
1874, Art. 9. Badiſches Geſetz vom :1. Oft. 1867, Art. 2. 

2) Vgl. auch die allgemeinen Verbote oben auf ©. 12. 

®) Preuß. Gefe vom 22. April 1875, betr. die Einftellung der Lei⸗ 
ftungen aus Staatsmitteln für die römiſch⸗katholiſchen Bisthümer und Geift- 
liden, 8. 7 (G. S. 195). ine ftantögefetlihe Pflicht zur Leitung eines 
Berfaffungseides befteht in Preußen für katholiſche Geiftliche im Allgemeinen 
mt. (Vgl. Bb. 1, 18— 20.) 

*) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, 8. 45 u. 55. Bgl. oben ©. 72 
und Bd. 1, 29. 33. 138. 209. Richter- Dove, 7. Aufl., S. 680, und Hin- 
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6. Allgemein verboten ift ferner die Verbängung oder An⸗ 
drobung von Kirchenftrafen, um Sirchengliever wegen Erfüllung 
einer ftantsgefeglichen Pflicht zur Rechenſchaft zu ziehen, oder 
um fie zur Nichterfüllung einer ſolchen Pflicht zu bewegen. Hier⸗ 
unter fallen auch alle Kirchenbußen, welche gegen öffentlihe Be⸗ 
amte mit Rückſicht auf die Erfüllung ihrer Amtspflichten verhängt 
ober gedroht werden Y. 

Dagegen enthalten die Stantsgefepe kein allgemeines Ber- 
bot der kirchlichen Beitrafung wegen Banblungen ober Unter- 
laffungen, welche die Staatögefege zwar erlauben, zu welchen 
fie aber nicht verpflichten ; fondern Verbote find nur für einzelne 
Fälle (oben Nr. 3 — 5) erlaffen. Den Kirchen verbleibt biernach 
ein Spielraum für Verbängung von Kirchenftrafen, ver viel zu 
weit ausgedehnt iſt und es ihnen ermöglicht, den Gebrauch wich 
tiger ftantsbürgerlicher Nechte zu beeinträchtigen. Entweder müßte 
fi) das Verbot noch auf eine Reihe weiterer Fälle erftreden oder 
ver Staat müßte pofitiv alle einzelnen Gründe genau bezeichnen, 
wegen welcher überhaupt kirchliche Büßungen ftattfinden bürfen, 
und alle von ihm nicht ausprüdlich jo zugelaffenen verbieten %;. 

Zweckmäßig allgemein lautet das fächfifche Gefet vom 23. Aug. 
1376 bezüglich der katholiſchen Kirche, 8. 8: „Bon den kirch⸗ 
lichen Straf- oder Zuchtmitteln darf niemals zu dem Zwecke Ge- 
brauch gemacht werben, die Befolgung der Staatsgeſetze oder ver 
auf Grund derfelben von den zuftändigen Behörden erlaffenen An⸗ 
orbnungen, oder die freie Ausübung ftaatSbürgerlicher 
Nechte zu hindern.” Bon „bürgerlichen Rechten ift aber auch 
bierin nicht die Rebe. 

IH. Die Verbängung von Kirchenſtrafen gegen Laien bat in 
der evangelifchen Kirche fo wenig wie in der Tatholifchen jemals 
bei dem Ortspfarrer geftanden, kam vielmehr dem Konfiftoruum, 


fhin®, Kommentar II, 198 halten die Beftimmung des Landrechts mit Un⸗ 
recht für befeitigt. — Ueber die kirchliche Beſtrafung von Profefioren ber 
tatbolifch -theologifchen Yalıltäten vgl. oben ©. 49. 

1) Inter Umfländen wird barauf ber $. 1308 bed Strafgeſetzbuches an- 
wenbbar fein. (Bgl. oben S. 11 u. 12.) 

2) Dies war das Prinzip bes preußifchen Landrechte von 1794 2, 11, 
88. 51 u. 54. 
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bezw. dem Biſchof, in der reformirten Kirche dem Presbyterium 
und den Shnoden zu. 


Die neueren evangelifchen Kirchenoronungen legen großentheils 
die Entjcheidung dem Gemeindekirchenrath (Presbyterium) bei, ges 
ftatten aber dem Geftraften (in gewiffen Fällen auch dem Pfarrer) 
die Berufung an den Kreisfpnodalausfhuß, oder an die Kreis⸗ 
ſynode, wenn biefe verjammelt if. So in der ganzen preußifchen 
Landesfirche!), in der Iutberiichen Kirche von Hannover ?), im 
Konfiftorialbezirt Wiesbaden, wo jedoch gegen Erlenntniffe auf 
Verluſt des Wahlrechts Berufung an Konfiftorium und Ausschuß 
der Geſammtſynode offen ſteht?). In Schleswig - Holftein gebt 
die Berufung nie an die Propfteifpnode, fondern nur an deren 
Vorſtand, und e8 gilt in allen Fällen noch eine dritte Berufung 
an Konfiftorium und Borjtand der Gejammtiynode 4). Die Ver⸗ 
eintgungsurfunde der rheinpfälzifchen Kirche vom 10. Oft. 1818, 
8.19, verfügt: „Der Pfarrer darf einem jeden Kirchſpielsgenoſſen 
angemefjene Ermahnungen und Berweije geben. Im Valle, daß 
biefe fruchtlos wären, ift der Fehlende vor das Presbyterium zu 
ftellen. Nah Beichaffenheit der Umstände kann das Presbyterium 
temporäre Ausichließung aus der Kirchengemeinſchaft verhängen. 
Die Erfommunilation aber fteht nur dem Konfiftorium zu.” Im 
Baden erkennt über Ausfchluß vom kirchlichen Wahlrecht der Kir- 
chengemeinderath und auf erhobene Beſchwerde die Kirchengemeinbe- 
verfammlung ohne weitere Berufung 5); andere Strafen lönnen 
diejelben nicht verhängen. Völlige Ausſchließung aus der Kirche 
— Sofern diefelbe überhaupt als zuläffig gelten darf — wird nur 
vom Oberlirchenrath ausgeſprochen ®). 


1) Prenß. 8.G. und S. O. vom 10. Sept. 1873, 88. 14. 53, Nr. 4; 
55 Nr. 7. Rheinland-Weftfalen 5. März 1835, 88. 14 u 120. Disciplinar- 
orbnung vom 21. Juni 1844 und 20. Aug. 1847. 

2) 9, Oft. 1864, 88. 10. 12. 51, Nr. 3 u. 5; 8. 53, Mr. 4. 

2) 4. Juli 1877, 88. 14. 15, 62, Nr. 4; 75, Nr. 4, e. 

*) 4. Nov. 1376, 88. 42. 95, Nr. 5. 

s) 25. Sept. 1861, 8. 14, Ziffer 5, wo ausbrüdlich auf 8. 37, Ziffer 9 
verwiefen wird. Spohn 1, 185 ımb 181 — 182 Hält eine Berufung an ben 
Oberkirchenrath für zufäffig, was ſchwerlich richtig iſt; jebenfalld wäre ein 
folches Berufungsrecht nur dem Ausgeſchloſſenen ſelbſt zu verftatten. 

e) Spohn 1, 138, Anm. 
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Ein geordnetes prozeſſualiſches Verfahren ijt nirgends durch 
Staatsgeſetze vorgejchrieben und auch durch Kirchengefeg nur jelten 
angeordnet. 

Eine Borladung von Gemeinbegliedern vor das Presbyterium 
unter Androhung von Gelpftrafen findet nicht ftatt, noch weniger 
eine folche unter Anbrobung von Zwangsporführung Die ftaat- 
lichen Bolizeibehörden find nicht berechtigt, ſolchen Requiſitionen 
zu entiprechen. (Vgl. oben ©. 189.) 1). 

IV. Die neuen Oronungen der evangeliſchen Kirchen er- 
Hären es ausdrücklich für zuläjfig, einem Gemeindeglied das Wahl- 
recht und die Wählbarleit bei kirchlichen Wahlen abzuerkennen. 

1. Des aktiven Wahlrechts können verluftig erklärt werben: 
Kirchenmitgliever, a) welche durch Verachtung des göttlichen Wortes 
ein Öffentliches noch nicht durch nachhaltige Beſſerung gejühntes 
YAergerniß gegeben haben ?). Bloßes Fernhalten vom Gottesbienit 
und von kirchlichen Gnadenmitteln berechtigt nirgends zur Strei- 
hung aus der Wählerlifte?). h) Welde durch unehrbaren Lebens⸗ 
wandel ein öffentliches, noch nicht durch nachhaltige Beſſerung ge: 
fühntes Aergerniß gegeben baben. — Ganz allgemein „wegen 
gegebenen öffentlichen Aergerniſſes“ ift die Aberlennung bes 
Wahlrechts zuläffig in Rheinland⸗Weſtfalen“) und in Heilen’). 
c) Welche fich weigern, das Amt eines Kirchenälteften ober Ge 
meinbevertreter8 zu übernehmen, obwohl fie durch Beſchluß der 
firchlichen Behörden für dazu verpflichtet erklärt worden find. 





1) Die Unzwedmäßigleit ſolchen Zwangs erlannte ſchon ein Ausſchreiben 
des königl. Konſiſtoriums zu Hannover vom 8. Mai 1866, betr. ben obrig- 
feitligen Zwang zum Geflellen von Pfarrlindern vor ibren Biarrern, an. 
(Ebhardt, 2te Folge, ©. 191 — 192.) 

2) Sechs äfllihe Provinzen Preußens 10. Sept. 1873, Abf. 5, Ar. 3. 
Wörtlich Übereinftimmendb: Hannover 9. Dit. 1864, 8.10. Schleswig-Holfein 
4. Nov. 1876, 8. 9, Nr. 1. Sachſen 30. März 1868, 8.8. Baben 5. Sept. 
1861, 8. 14, Nr. 5. 

8) Bol. 3.8. Erlaß des preußifchen enangelifchen Oberfirchenraths vom 
18. Dez. 1873 (Alt. 7, 271 — 272). 

%) Zuſatz zur 8.O. vom 5. März 1835, $. 21, vom 25. Augufl 1858. 
Uebrigens dürfte dieſe Vorſchrift nach Analogie der Disziplinarorbnung vom 
21. Juni 1844, bezw. 20. Aug. 1847 (vgl Dove, Samml. 41 u. 42. Müller 
205) auszulegen fein. 

5) 6. Jan. 1874, 8. 18. 
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Die Aberlennung des Wahlrechts wegen folcher Weigerung wirft 
in Baben nur auf drei Jahre, in den anberen Kirchen fo lange, 
als das Wahlrecht nicht auf Anfuchen des Ausgefchloffenen durch 
Beſchluß des Kirchengemeinderathes wieder hergeftellt ijt!). d) Im 
ber Iutherijchen Kirche der Provinz Hannover fann die Aberfen- 
nung auch erfolgen wegen Nichtnachfuchen der kirchlichen Eheein⸗ 
ſegnung und Eingebung einer bürgerlich gültigen, aber nach Kirchen 
gejeß unzuläffigen Ehe (1) 2). 

2. Berluft der Wählbarkeit iſt immer ſchon eine Folge der 
Aberkennung des Wahlrechts. Solchen aber, welche das Wahl- 
recht noch befiken, kann vie Wählbarkeit nur nach ihrer Ermwäh: 
lung aberfannt werben, wenn ihnen bie befonderen firchlichen Eigen» 
ihaften fehlen, welche für die Wählbarkeit aufgeftellt find.. Nach 
der 8.6. und S. O. für die ſechs öftlichen preußiſchen Provinzen 
vom 10. Sept. 1873, 8. 35, find wählbar: alle Wahlberechtigten, 
jofern fie nicht durch beharrliche Fernhaltung vom öffentlichen 
Gottesdienſte und von der Theilnahme an den Sakramenten ihre 
firchliche Gemeinfchaft zu bethätigen aufgehört haben®). Das Er- 
forverniß der kirchlichen Dualifilation ift in anderen Ordnungen 
nod etwas ftärker ausgeprägt, 3. DB. in der K.OD. für NRheinland- 
Weitfalen vom 5. März 1835, $. 10: „Es dürfen nur jolche 
ſelbſtändige Mitglieder der Gemeinde zu Mitglievern des Pres- 
byteriums gewählt werden, welche einen ehrbaren Lebenswanbel 
führen und an dem öffentlichen Gottesvienfte und heiligen Abend⸗ 
mahle fleißig theilnehmen.“ Aehnlich 8. 22 bezüglich der Wähl⸗ 
barkeit zum Nepräfentanten +). 


ı) Breußen, ſechs öſtliche Provinzen, 10. Sept. 1878, $. 41. Hannover 
9. Oft. 1864, 8. 20. Schleswig-Holftein 4. Nov. 1976, 8. 17. Baden 5. Sept. 
1861, 88. 33 u. 35. Heſſen 6. Ian. 1874, 8. 13. 

2) Hannoverifche® kirchliches Geſetz vom 6. Juli 1876, betr. bie kirch⸗ 
liche Trauung (G. S. 278 — 281). 

2) Ganz beſonders gilt dies von Solchen, welche an weſentlichen Re⸗ 
ligionshandlungen eines Religionsvereins von entgegengeſetztem Glaubens⸗ 
belenutniß theilzunehmen fortfahren, nachdem fie auf bie Folgen hiervon 
aufmerkſam gemacht worden ſind. 

9 Mit ber einen oder andern Fafſſung ſtimmen überein: Hannover 
9. Oft. 1864, 88. 13 u. 51, Ar. 3 (vgl. aud Lohmann, ©. 23, Erläuterung 
zu $. 13). Schleswig-Holftein 4. Nov. 1876, 8. 10. Konfifloriald. Wiesbaden 
4. Juli 1877, 8. 36. Baden 5. Sept. 1861, 8. 30. Heflen 6. San. 1874, 8. 18. 
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Anden katholiſchen Landeskirchen findet eine Ausſchließung 
vom Wahlrecht oder der Wählbarfeit wegen Mangels Tirchlicher 
Eigenfchaften nirgends in Deutichland ftatt (vgl. oben S. 152), 
wohl aber bier und da wegen unberechtigter Ablehnung des Amtes 
eines Kirchenvorjtehers oder Gemeindevertreters, und im Falle der 
Entlafjung eines folden „wegen Pflichtwidrigkeit“). 

V. Gegen Xeltefte und Gemeinvevertreter kann wegen grober 
Pflichtwidrigleit oder beharrlicher Vernadhläjfigung der Amtspflicht 
Entlafjung ausgefprocheniwerben. Hierüber eriennt der Vorſtand 
(Ausſchuß) der Kreisſynode nach vorausgegangener Anhörung des 
Gemeindelirchenraths und des Beſchuldigten, in zweiter Inſtanz 
das Konfiftorium mit dem Vorſtand der Provinzialſynode ?). 

Die Entlaffung katholifcher Kirchenvorjteher und Vertreter in 
Preußen kann fowohl von der bifchöflichen Behörde, als aud vom 
Negierungspräfidenten nad Anhörung des Beſchuldigten und des 
Kirchenvorftandes verfügt werben. Die Berufung gebt an ven 
Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten 9. 

Zweckmäßige und nachahmungswerthe Vorfchriften über das 
Verfahren find für den Konfiftorialbezirt Wiesbaden burch bie 
K. G. und S.O. vom 4. Yuli 1877, 8. 64, Nr. 13, gegeben. 

VL Entziehung des Patronatrechts ift als Kirchenftrafe nicht 
ftatthaft, weil das Patronatrecht Fein rein firchliches Recht ift *). 


8. 142. 
2. Kirchliche Diszipfinarbeitraftung der Getftlihen und Kirchendiener. 
Wenn die ftaatlihen Vorſchriften über die Vorbildung ber 
Geiftlihen und vie regelmäßige Lebenslänglichteit des geiftfichen 





1) Preußen 20. Iuni 1875, 88. 32 u. 37. 

3) Preußen 10. Sept. 1873, 88. 44. 55, Nr. 9, 68, Nr. 6. Schleswig⸗ 
Holſtein 4. Nov. 1876, 85. 20 u. 95, Nr. 3. Wiesbaden 4. Zuli 1877, 
88. 44. 64, Nr. 18 u. 75, Nr. 4, e. Baden 5. Sept. 1861, 88. 34, Ar. 3, 
und 89, Nr. 3. — In Hannover entſcheidet der Kreißfynobaloorfland nur, 
wenn die Kreisfynobe nicht verfammelt ifl; 9. Dit. 1864, 8. 51, Nr. 5, 8. 59, 
Nr. 4. 

8) Geſetz vom 20. Juni 1875, 8. 37. Hinſchius, Kommentar, I, ©. 152. 

4) lieber flaatlihe Berbote der Ausübung des Patronatrechts megen 
Unwürdigkeit in den ſechs öflichen Provinzen Preußens vgl. Gefe vom 8. Mei 
1837 (G. S. 99 — 101). 
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Amtes zur Wahrheit werben follen, jo muß der Staat den Geift- 
fihen auch Bürgichaft bieten, daß fie des Amtes, das fie zu ihren 
Lebensberuf gewählt haben, und der Bejoldungsrechte, auf welchen 
ihre und ihrer Familie wirthichaftliche Erijtenz beruft, nur aus 
folhen Gründen verluftig geben dürfen, welche der Staat als ge- 
techtfertigte Gründe anerkennt. (Bgl. Bd. 1, ©. 144) Das 
Zweckmäßigſte wäre ohne Zweifel, wenn dieſe Gründe durch Staats» 
geje erichöpfend und genau fejtgeftellt würden, weil fich dann eine 
Entſcheidung nach Rechtsgrundſätzen am Leichtejten erreichen ließe, 
und wenn ferner die Entſcheidung über Klagen der Kirchen gegen 
ihre Geiſtlichen auf Berluftigerflärung ihrer Bejoldungsrechte, und 
über lagen der Geiftlihen auf Fortbezug der Beſoldung ven 
ordentlichen oder bejonveren ftaatlichen Gerichten übertragen bliebe. 
Dies ift noch jekt der Fall bei Streitigfeiten der nicht korpora⸗ 
tiven Neligionsvereine mit ihren Geiſtlichen und galt ehemals in 
vielen deutſchen Staaten auch für die alten Kirchen. Gegenwärtig 
berricht ein anveres Shftem vor; der Staat überträgt jeinen Ge— 
richten zwar die Handhabung feiner „ſtaatlichen“ Disziplinars 
gewalt über die Geijtlichen (vgl. oben S. 64— 67), überläßt da⸗ 
gegen den Kirchen die Handhabung der „Eirchlichen”, aber unter 
vielgeftaltiger ftaatlicher Kontrole, welche fich auf die Gründe zur 
Verhängung von Disziplinarftrafen, die Strafmittel, die Zufammen= 
jegung der Disziplinarbehörden und das Verfahren beziehen. 
Einen Berjuch, diefe Form der Kontrole genauer zu beftimmen 
und den Kirchen eine möglichjte Freiheit zu belaffen, enthält Die 
neuefte Gejeßgebung Preußens, welche, als für eine Bevölkerung 
von 25 Millionen geltend, eine beſondere Beachtung verdient ?). 


— — 





2) Kür die evangeliſchen Kirchen und die katholiſche Kirche bes ganzen 
preußifchen Staate8 (und nur für diefe beiden) ift maßgebend: das Geſetz 
vom 12. Mai 1873 über bie kirchliche Disziplinargewalt und die Errichtung 
bes tönigl. Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten (Hinſchius I, 41), fos 
dann das um einen Tag jüngere Geje vom 13. Mai 1573 über die Orenzen 
bed Rechts zum Gebraude kirchlicher Straf- und Zuchtmittel. Dafielbe 
ändert zwar das vorausgegangene Geſetz nicht ab, behält ihm vielmehr feine 
verbindende Kraft ausdrücklich in allen Beziehungen vor, indem e8 in $. 6 
verfügt: „Die befonderen Dieziplinarbefugniffe der Kirchen und Religions⸗ 
gefellfchaften über ihre Diener und Beamten und die darauf bezüglichen 
Nechte des Staates werben durch diefes Gefe nicht berührt”; allein die Ver⸗ 
bote dieſes jüngeren Geſetzes vom 13. Mai finden im Uebrigen allerdinge 
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Bon den kirchlichen Tisziplinarorbnungen, welche dem Die 
ziplinarverfahren eine zweckmäßigere Geſtalt geben, find diejenigen 
für die preußifche evangeliihe Landeskirche der acht alten Pro 
vinzen!) und für das Großherzogtum Dlvenburg ?) bervorzu- 
heben. 

Bezüglich der Disziplinargewalt über Militär- und Anſtalts⸗ 
geiftliche ift an das bereit Bd. 1, ©. 158. 164. 169. 170 Ge⸗ 
fagte zu erinnern. 

I. Die in Deutfchland zuläffigen Strafmittel gegen Geift- 
liche find: 

1. Der einfache mündliche oder fchriftliche Verweis und der 
verichärfte Verweis, zu deſſen perjönlicher Anhörung ber Straf- 
fällige vor das Konfiftorium oder den Generaljuperintendenten 
oder Superintendenten geladen werben kann. 

2. Mäßige Gelvitrafen. In Preußen und Helfen find folde 


aud auf die Verhängung von Disziplinarftrafen gegen evangelifche und ka⸗ 
tholiſche Geiftlide Anwendung (Hinſchius I, 4, 35, 39 — 41). — Für die 
übrigen Religionsvereine mit ober ohne Korporationsrecht find in erfter Linie 
maßgebend bie Staatsgeſetze oder ftaatlich genehmigten Statuten, welde bie 
Ausübung der Disziplinargewalt über ihre Diener und Beamten regeln, im 
Uebrigen die Beſtimmungen bes Gefete® vom 13. Mai 1873 über bie Grenzen 
des Rechte u. f. w. Ob die Meimung von Hinſchius I, 41, daß die Worte 
„und Religionsvereine” nur aus Verfehen in ben $. 6 des Geſetzes vom 
13. Mai 1873 gelommen feien, Grund babe, mag babingeftellt bleiben; ſehr 
Har läßt fi der 8. 6 allerdings nicht nennen; allein bie Worte fliehen ein- 
mal darin und bewirken bie Aufrechterhaltung der älteren Gefee und ber 
Rechte des Staates namentlich tiber feparirte Lutheraner, Mennoniten , I8- 
raeliten. Demnach fieben 3. B. bie in Bb. 1, S. 214— 218 dargeſtellten 
Rechtsgrundſätze bezüglich bes recursus ab abusu, welche für die evangeliſche 
nnd katholiſche Kirche aufgehoben find, bezliglich der Übrigen Religionsvereime 
noch in voller Geltung. 

1) Dur die Generalfynobalorbnung vom 20. Ian. 1876, $. 7, Nr. 6, 
ft nämlich ein Theil der Beſtimmungen des Staatögefepes vom 21. Juli 
1852 über die Dienfivergeben ber nichtrichterlihen Beamten zum Kirchen⸗ 
gefet erhoben worben. Eine Zufammenflellung des hiernach geltenden Rechts 
findet fih in dem Erlaß des evangelifdhen Oberkirchenraths vom 24. Mai 


1876. 

2), Kirchliches Geſetz vom 30. San. 1865, betr. bie Zufammenfegung und 
das Verfahren des Dienfigerichts für Kirchenbeamte. Dove's Zeitfchrift 5, 
492 — 4197. Dadurch find bie Älteren Kirchengefeke vom 6. Ian. 1851 umb 
T. Ang. 1855 aufgehoben. 
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bis zu 90 Mark oder bis zur Höhe des einmonatlichen Amtsein- 
fommens ftaatlich zugelaffen, nach den Tirchlichen Gefeen aber 
theilweiſe nieberer; in Württemberg bürfen gegen katholiſche Geijt- 
liche Geldftrafen nur bis zum Belauf von 68 Marl (40 fl.) ver- 
bängt werben !); in ber badiſchen proteitantifchen Kirche finden 
fie gar nicht ftatt ?). 

3. Suspenfion vom Amt ohne Gehaltöverluft ift in vielen 
evangelijchen Kirchen, wie namentlich in der preußiichen Landes⸗ 
firche 3) und in Baben*), unzuläjfig, dagegen ftatthaft in Bahern >). 

4. Suspenfion vom Amt unter Entziehung des Gehalts oder 
eines Theils deſſelben. Die ftantlichen Befchränkungen in Bezug 
auf Höhe der Geldſtrafen hindern die Anwendung der Suspenfion 
des Gehalts nicht, weil die Staatsgeſetze die letztere nicht als Ver- 
mögengjtrafe, jondern als Entfernung aus dem Amt auffaffen 9. 
In der preußiichen evangeliichen Landeskirche findet fie jedoch Teine 
Anwendung als Strafe”), wohl aber in Kurbeffen ®), in Bahern 9) 
und im Großberzogthum Heſſen 19). 

5. Unfreiwillige Berfegung in den Ruheſtand mit einem nach 
dem Grade der Verſchuldung abzumefjenden geringeren Nuhegehalt 
(unfreiwillige Emeritirung) ift als gelindere Art der Entlafjung 
in vielen Kirchen ftatthaft 11), verträgt fich aber mit den neueren 

1) Gefe vom 30. Yan. 1662, Art. 6. 

2) Spohn 1, 233. 

*, Zacobfon 2, 624. Berf. d. ewang. Oberkirchenraths vom 30. Juni 
1873. (Akt. 7, 102.) 

4) Spohn 1, 233. 

6) Konfiftorialorbnung vom 8. Sept. 1809, $. 36. (N. A. H. 1, 55.) 

* Hinſchius, Kommentar I, 49 — 53. 

?) Zacobfon 2, 624. Berf. d. evang. Oberkirchenraths vom 30. Jumi 
1878. At. 7, 102. 

* Büff 330 

) Konfiftorialorbnung vom 8. Sept. 1809, 8. 36. (N. A. H. 1,55.) 

10) 6. Jan. 1874, $. 131, Ar. 15. 

11) Preuß. Kabinetsorbre vom .27. April 1830 (G. S. 87). Jacobſon 
2, 426. cher bie ewangelifche Kirche Württembergs vgl. Sauber 1,79 Anm., 
und über die katholiſche die Staatsverfaffungsurfunde vom 25. Sept. 1819, 
8.81: „Auch wird darauf Nüdficht genommen werben, daß Tatholifche Beift- 
Tide, welche ſich durch irgend ein Vergehen bie Entfegung vom Amte zu- 
gezogen haben, ohne zugleich ihrer geiftlihen Würde verluftig geworben zu 
fein, ihren hinreichenden Unterhalt finden.” 
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Grundjägen der enangelifchen Kirchenverfaffung nur infofern, al® 
der Nubegehalt aus allgemeinen Kirchenmitteln gewährt wird und 
nicht zu einer Schmälerung bes Pfründeinlommend des Nady 
folger8 führt. 

6. Entlaffung aus dem Amt. Die bayeriiche Konfiftorial- 
ordnung vom 8. Sept. 1809, 8. 36°) kennt in Uebereinſtimmung 
mit dem fanonifchen Necht ?) noch die Strafe „der völligen Ent- 
fegung vom Pfarramte‘ (depositio), womit Unfähigkeit zur Wieder- 
anftellung verbunden ift, und der „gänzlichen Ausichließung vom 
geiftlihen Stande” (degradatio), welche letztere freilih in ber 
evangelijchen Kirche keinen Sinn bat, da dieſe einen befonderen 
Klerikalſtand nicht Iennt. 

T. Unfreiwillige Verjekung auf eine andere Stelle, fei e8 mit 
geringerem ober gleihem Gehalt. Die Staatsgejege rechnen dieſe 
Strafe unter die Entfernung vom Amt. In den evangelifchen 
Kirchen ift diefelbe im 19. Jahrhundert theils ausdrücklich gefeß- 
lich zugelaffen oder tbatjächlich geübt worden, und zwar auch gegen 
ſolche Pfarrer, welche eine Batronatftelle inne Batten; jo im Gel⸗ 
tungzgebiet des preußiichen Lanbredts ?), in Bayern *), Württem- 
berg°), Baden $). Es entſprach dies der damaligen NRechtsftellung 
der Geiftlichen als öffentlicher Beamten oder mittelbarer Staats⸗ 
beamten, und ber abfoluten ftaatlichen Leitung der Kirche. Seit 
der neuen Umgeftaltung der evangeliichen Kirchenverfallung Tann 
die Strafverfegung nur noch in geringem Umfang Anwendung 
finden, und macht fi) auch mehr und mehr die Ueberzeugung 





) N. A. H. 1, 55. 

2) Permaneder⸗Silbernagel 462 (1865). 

°) Preuß. Landrecht von 1794 2, 11, $. 531. Jacobſon 2, 425. 

4) Die bayerifche Konfiftorialorbnung vom 8. Sept. 1809, 8. 36, zählt 
zwar Berfegung nicht unter den Disziplinarftrafen auf, geftattet fie aber in 
8. 34 „aus abminiftrativen und politifhen Erwägungen” (M. A. H. 1, 55. 
v. Dobened 162, 1844). In ber Rheinpfalz fol fie nur dann wicht mehr 
ftattfinden, „wo die Sittlichleit und Neligiofität der Gemeinden dadurch ge 
fährbet werben bürfte” Wereinigungsurlunde vom 10. DE. 1818, 8. 18, 
und 8. Entſchließung vom 16. Mai 1828, Ar. ZI, auf bie Beſchlüſſe der 
Generalfunobe von 1825, Nr. 8 e. Wand 66, Anm., und 78 m. 81. 

3) Hanber 1, 79, Nr. 4. 

e) Spohn 1, 233. 
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geltend, daß fie für die Kirche überhaupt nicht paßt!). Die Ver⸗ 
jegung auf eine Stelle, welde durch Wahl der Gemeinde bejett 
wird, ift nur möglich, wenn bie Gemeinde den zu Verſetzenden 
wählt, Verjegung auf eine Patronatjtelle nur, wenn der Patron 
bereit it, den zu Verſetzenden zu präjentiren, ſodaß das Kirchen- 
regiment nur bei Stellen freier Verleihung freie Hand Bat. 
Ueberall aber, wo ven Gemeinden Ablehnungsrechte zufommen, wie 
im größten Theile Norddeutſchlands (vgl. oben ©. 171. 175), wird 
durch dieſes Gemeinderecht vie Verſetzung unausführbar, da die Ein» 
wendungen der Gemeinde gegen einen Geiftlichen, der fich in feiner 
früheren Stellung unbaltbar gemacht Hat, nicht leicht als unerheb- 
liche verworfen werben können. 

In der Tatholifhen Kirche ift die Verjegung zuläffig, wenn 
eine „causa necessaria“, d. h. ein wichtiger Grund, dafür vor- 
liegt). Auf eine Stelle Ianbesherrlichen oder Privatpatronats 
fann eine VBerjegung nur auf die Weile bewirkt werben, baß ber 
Patron ven Wünfchen des Bifchofs entipricht und präfentirt ®). 

8. Freibeitsitrafen durften gegen evangeliche Geiftliche ſchon 
jeit Deenfchenaltern nicht mehr durch die Konfiftorien verhängt 
werden, obwohl letztere Staatsbehörden find oder waren. Da⸗ 
gegen gejtatten bie neuejten Staatsgejege von Preußen und Heflen, 
jowie die älteren von Bayern und Württemberg den Fatholijchen 
Biſchöfen, Geiftlihe zum Zwed ihrer Beitrafung oder „Zähmung" 
in geiftliche Strafhäufer (Demeritenanftalten, domus demeritorum, 
Korrektionshäufer, Beſſerungshäuſer, Prieſterhäuſer) einzuberufen 
und fie dort in einer jogenannten freiwilligen Haft zu behalten 
und ſ. g. freiwillige Büßungen bejtehen zu laſſen; in Preußen und 
Heſſen könnten bergleihen Etrafhäufer auf dem Wege der firch 
lichen Gefeßgebung auch für die evangelifche Kirche neu eingeführt 
werden. Obwohl die erwähnten Stantsgefege das Bedenkliche 


— 


1) Mehrere neuere Kirchenverfaſſungen erwähnen bie Strafverſetzung 
nit mehr, z. B. Heffen 6. San. 1873, $. 131, Nr. 15. 

2) Schulte, Lehrbuch, ©. 329, 1873. Für das Geltungsgebiet bes 
preußifchen Landrechts von 1794 erfennt dies ber $ 531, Thl 2, Tit. 11, an. 

2) Berfegung eines Bifchof8 durch den Papft ift in Deutſchland ſowohl 
durch die ſtaatsgeſetzlichen Regeln Über Beſetzung bes Biſchofsamtes ale 
u das Verbot ber Gerichtsbarkeit auswärtiger Kirchenoberen ausge- 
chloſſen. 
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folder Strafmittel durch mancherlei Vorkehrungen und genaue 
ſtaatliche Ueberwachung abzufchwächen fuchen, fo erjcheint die Zu- 
lafjung berjelben dennoch als ein Mißgriff!). Glücklicherweiſe 
bat die Nichtbefolgung der ftaatlichen Vorichriften durch die Bi⸗ 
ſchöfe die Schließung der geiltlichen Korrektions- oder Demeriten- 
häuſer zur Folge gehabt ?), ſodaß dieſelben bauptfächlich nur noch 
in Bayern blühen ?). 

9. Die Tatholifchen Bifchöfe Haben in den letzten Jahrzehnten 
auch wohl Geiftliche zu geiftlichen Exercitien vorgeladen, die nicht 
in einem Strafhaufe ftattfanden. Diefer mit ber Würde bes 
Bfarrflerus umvereinbare Zwang ift vom Staate bis jetzt meiften- 
theils nicht verboten worden; in Preußen, Baden und Heſſen dürfen 
aber wenigftens nicht mehr Kapıziner oder andere Ordensgeiſtliche 
zu Leitern folcher Uebungen beftellt werben. 

II. Ueber dag Maß der Strafen, welche für Verfehlungen 
ber Geijtlihen verhängt werben bürfen oder follen, mangeln in 
vielen evangeliichen Kirchen genauere und neuere VBorfchriften; 
Vieles beruht noch auf älteren Kirchenordnungen ober auf bloßer 
Praris. Die latholifche Kirche befigt hingegen ihren vollftänbigen 
Strafeoder, freilich mit ebenfo harten al8 dehnbaren Satzungen. 
Die neuere Staatsgeſetzgebung bat fich bis jet meiftens begmügt, 
einige negative, verbietende DVorfchriften zu geben, bagegen nur 
wenige pofitive Regeln aufgeftellt *), dafür aber wiever Dem Staate 
felbft ein Disziplinarrecht vorbehalten. 

II. Hinfichtlich ver Zufammenfegung ver Disziplinarbebörben, 
ihres Verfahrens und ber ftaatlichen Ueberwadung ihrer Thätig- 
keit befteben in allen beutichen Staaten zahlreiche ſtaatsgeſetzliche 
Vorfchriften, welche theils für alle Religionsvereine, oder bloß für 


1) Bol. F. Thudichum in ben Preuß. Jahrbüchern, April 1875, ©. 372. 
2) Die preußiſchen und beffiichen Geſetze verbieten bie Berweifung in 
eine „außerbeutfche” geiftliche Strafanftalt, fie geftatten damit die Verweiſung 
in bie geiftlihen Strafanftalten anderer beutfhen Staaten. Es ift dabei 
offenbar von ber Vorausfegung ansgegangen, daß die in Bayern, Wärttem- 
berg, Baden beftehenden Anftalten einer ähnlich firengen ſtaatlichen Ueber⸗ 
wachung unterliegen, wie die preußifchen und Heifiihen, eine Boransiegung, 
die keineswegs zutreffen bürfte. 

2) Silbernagel 1870, S. 92, Anm. 

*) Bol. 3 B. die Verbote wegen Abnahme von Berfprechungen in Bezug 
auf religiöfe Erziehung der Kinder, Bd. 1, 73, Nr. 4. 
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die proteftantiiche und Tatbolifche Kirche maßgebend jind, und für 
letztere beiden entweder übereinitimmend lauten, wie in Preußen, 
over für jede berjelben etwas Beſonderes feitjegen. 

A. Was zunähft die Beſchaffenheit ver Disziplinarbehörben 
anbetrifft, fo gilt 

1. in Uebereinftimmung mit einem vielhundertjährigen Der- 
fommen allgemein der Grundjag, daß die Firchliche Disziplinar⸗ 
gewalt nur von deutſchen kirchlichen Behörden ausgeübt werben 
darf), d. h. von folchen, welche innerhalb des Neichögebiet8 ihren 
Sig Haben, als Kirchliche Behörden ftaatlih anerkannt und mit 
Reichsangehörigen bejegt find). Dieſe Vorſchriſt Hat eine praf« 
tiiche Bedeutung nur für fatholifche Geiftliche und Kirchenbeamte, 
und fchließt das Verbot in fich, einen Bifchof, Domkapitular oder 
jonftigen Kleriker nach Rom zu laden oder die Disziplinarunter- 
juhungsalten nah Rom zu fenden und dort die Entſcheidung zu 
fällen, oder von Rom aus in die Unterfuchung oder Entſcheidung 
einzugreifen. Dagegen ift e8 dem Bapfte unbenommen, foweit 
nicht andere ftantögefetliche Hinberniffe entgegenftehen, eine deutſche 
kirchliche Behörde, aljo einen Erzbiichof oder Bifchof, oder ein 
Domtlapitel oder Ordinariat mit der Unterfuchung und Entfchei- 
dung von Disziplinarfirafiachen in der Weife zu beauftragen, daß 
dieſelben diefe Gerichtsbarkeit jelbftändig, als delegirte Richter, 
ausüben und eine weitere päpftliche Einmiſchung ausgejchloifen 
bleibt. (gl. oben ©. 109.) 

Ueber bayerijche Kleriker können noch jegt nur „baberifche‘ 
geiftliche Gerichte Die Disziplinargewalt üben, und ehemals durften 
auch Disziplinarfachen aus den zur oberrbeiniichen Kirchenprovinz 
gehörigen Diözefen nur „innerhalb der Provinz‘ entjchieden wer: 
den 3), was fich feit 1860 anders verhält. 





') Preußen 12. Mai 1873, 8.1. Heilen 23. April 1875, Art.5. Sachen 
23. Ang. 1876, 88. 4. 16. 17. Württemberg 30. San. 1862, $. 10: „Diß- 
ziplinarftraf- und Eheſachen dürfen auch im Inftanzenzuge nicht vor ein 
außerdeutſches kirchliches Gericht gezogen werben.‘ 

”) Hinſchius, Kommentar I, S. 42, Note 1 u. 4; ©. 46, Note 5 u. 6. 
Der päpftlihe Nuntius zu München, felbft wenn er Deutſcher wäre, würbe 
feine deutſche kirchliche „WBehörbe” fein. 

3) Landesherrliche Verordnung vom 30. Ian. 1830, $. 10. v. Hauber 
in Dove's Zeitfehr. 2, 386. 387. 

Thudichum, Kirchenrecht. H. 14 
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2. Die Disziplinarbehörden für evangelifche Geiſtliche find 
überall entweder durch Staatsgeſetz oder doch unter Kontrole der 
Staatsregierung organifirt, da ja alle Kirchengeſetze der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung unterliegen und die Kirchen unter Staats- 
leitung ſtehen. — In Bezug auf die katholiſche Kirche verhält ſich 
dies theilweife anders. In Preußen fehlen neuere und für bie 
ganze Monarchie gültige ftaatliche Vorfchriften über vie bijchöf- 
lihen Gerichte und die Inftanzen über denſelben faft völlig). 
Dagegen verfügt die II. Beilage der bayeriſchen Verfaſſungs⸗ 
urfunde vom 26. Mai 1818 (das f. g. Religionsebilt) 8. 60 für 
alle Kirchen: „Die Ausübung der geiftlichen Gerichtöbarkeit kommt 
zwar nad 8. 38, Lit. h der Kirchengewalt zu; die Dafür ange 
orbnneten Gerichte fowie ihre Verfaſſung müflen aber vor ihrer 
Einführung von dem Könige beftätiget werden. Hier—⸗ 
nad bevürfen außer den Bejtimmungen über die Verfaffung der 
Gerichte auch die Ernennungen der Richter der föniglichen Be 
jtättgung 2). 

Aehnlich wie in Bayern fteht e8 auch in Sadfen®). In 
Württemberg muß zur Ausübung der geiftlichen Gerichtsbarkeit 
in ber katholiſchen Kirche am Sit bes bijchöflichen Ordinariats 
ein förmliches geiftliches Gericht organifirt und von demfelben ein 
in jeder Beziehung georbnetes Verfahren eingehalten werben, und 
e8 muß nach der Erkenntnißfällung des bifchöflichen Gerichts noch 
ein zweifacher Inftanzenzug an geiftliche Gerichte ftattfinden ). 





2) Wieviel von den bier einfchlagenden Borfchriften bed preußiſchen 
Landrechts von 1794, der franzöfifhen, hannoveriſchen, kurbeffifchen, naffani- 
fen ꝛc. Geſetzgebung noch Geltung babe, ift fehr im Unklaren. 

* Die Lönigliche Entfchliegung vom 8. April 1852, 8. 4, hatte freilich 
ber Berfaflungsurfunde eine neue Auslegung gegeben und beftimmt: „Nur 
bie Einführnug der geiftlihen Gerichte, nicht die Ernennung der Berfonen, 
welche von den Biſchöfen als Gerichtsmitglieder, Vikare ober Gehülfen be 
rufen werben, bebürfen fortan der Löniglihen Beftätigung.” — — „Die Bi- 
ſchöfe haben jedoch den weltlichen Behörden von der Anftellung folder Per- 
fonen Nachricht zu ertheilen. Die Entfchliegung vom 20. Nov. 1873 (in 
Dove's Zeitfchr. 12, 259) hat diefe Auslegung wieder befeitigt. 

3) Geſetz vom 23. Aug. 1876, $. 17. 

4) Das Gefet vom 30. Ian. 1862 beftimmt dies zwar nicht mit auß- 
drücklichen Worten, aber indireft, und die Motive zu dem von der Regierung 
im Jahre 1861 vorgelegten Gefetentwurf betonten, daß die Beftimmungen 
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In Baden und Heſſen fehlen neuere Vorſchriften. 

B. Ueber das in Disziplinarfachen zu beobachtende Verfahren 
gelten in ganz Preußen!) ſowie in Helfen ?) folgende ſtaatsgeſetz⸗ 
lihe Borjchriften: 

1. Alle Disziplinarjtrafverfügimgen kirchlicher Behörden gegen 
Geiftlihe 2c., welche auf Geldſtrafe oder höhere Strafen, aljo 
nit auf bloßen Vermeis und vergleichen lauten, müfjen dem Be- 
itraften in ſchriftlicher Abfaffung mitgetheilt werben, und es 
muß die Verfügung die Gründe der Beitrafung angeben. Diejes 
ihriftliche Urtheil bietet eine wichtige Grundlage für etwaige DBe- 
rufungen an die höhere firchliche Inftanz oder an den fönigl. Ge⸗ 
richtshof für Kirchliche Angelegenheiten. 

2. Eine Geloftrafe oder Die Einberufung in das Befjerungs: 
baus darf nur nah Anhörung des Beichuldigten ver: 
bängt werben. \ 

3. Jeder Verfügung der Kirchenbehörde, welde auf „Ent- 
fernung aus dem Amt” lautet, muß ein geordnetes pro- 
zeſſualiſches Berfahren vorausgehen. Als Fälle der Ent: 
fernung aus dem Amt zählt das Geſetz ausprüdlih auf: Ent⸗ 
loffung, Verſetzung, Suspenfion, unfreiwillige Emeritirung (Ber- 
fegung in Ruheſtand ohne Nachfuchen); e8 will aber durch die 
weiter beigefügte Klauſel „und fo weiter” überhaupt alle Fälle 
mitbegreifen, welche auch nur mittelbar eine Entlaffung bewirken, 
namentlich die Ausſchließung aus ber Kirche und das Berbot 
des Betretens der Kirche (interdietio ingressus ecelesiae), weldye 
ebenjo wirken wie die Suspenfion ?). Das württembergiiche Geſetz 
vom 30. San. 1862, $. 6, beichränft fi auf die allgemeine Vor- 
ihrift, vaß „Disziplinarftrafen gegen katholiſche Kirchendiener — 
von den Firchlichen Behörden nur auf den Grund eines georbneten 
progefjualifchen Verfahrens verhängt werden bürfen“, wobei Alles 


des Geſetzes auf der „Vorausſetzung“ berubten, es werbe der Bifchof dieſen 
Forderungen nachkommen, wozu er ſich in den voraußgehenden Verhand⸗ 
lungen mit der Regierung bereit erflärt hatte. (Sauber in Dove’8 Zeitfchr. 
2, 386. Goltber 311.) 

1) Preußiſches Geſetz vom 12. Mai 1878, 8. 2. 

2) Heffifches Geſetz vom 23. April 1875, 8. 5. 

3) Hinſchius 51. 

14* 
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in das Ermeſſen der Regierung geftellt bleibt. Aehnlich in Sachien 
laut Gejet vom 23. Aug. 1876, 8. 11. 


4. Die Vorunterjuchung gegen Geiftliche und andere Kirchen- 
piener konnte ehedem nur unter Mitwirkung von Staatsbehörden 
geführt werben; jet iſt diefe Mitwirkung meiftens nicht mehr er- 
forberlid. Allein da den kirchlichen Behörden das Recht fehlt, 
Zeugen eiblich zu vernehmen, fo find fie in biefer Hinficht auf die 
Hülfe der Gerichte angewiejen. Ob diefe lesteren freilich be- 
rechtigt feien, auf foldhe kirchliche Aequifitionen Hin Zeugen ſich 
zwangsweiſe vorführen zu laffen und wegen Verweigerung des 
Zeugnifjes zu beftrafen, tft in vielen Staaten nicht ſtaatsgeſetzlich 
Hargeftellt 4). In Württemberg und Sachen ift e8 den „Staate- 
behörden“ geftattet ?), worunter übrigens, ſoviel die eidliche Ver: 
nehmung von Zeugen betrifft, nur die Gerichte verftanben werben 
dürfen. Cine ftaatliche Vorführung von Geiftlichen oder Kirchen⸗ 
dienen vor bie Firchlichen Unterfuchungs» oder Strafbehärben er: 
icheint allgemein als unzuläffig. 

Unjerer Anficht nach verdient das ältere Syſtem ber ftaat- 
lichen Betheiligung bei der Vorunterjuhung den Borzug, da es 
von vornberein eine unparteiiiche Ermittelung des Sachverhalts 
verbürgte, während jegt erft nach gefälltem Urtheil der kirchlichen 
Disziplinarbehörbe, wenn Die Beweisgrundlage deijelben angefochten 
wird, die ftaatliche Feftftellung nachgeholt werden muß. 


C. Bon jeder kirchlichen Disziplinarenticheidung, welde auf 
eine Gelpftrafe von mehr als 60 Mark, auf Verweijung in eine 
geiftliche Strafanftalt für mehr als 14 Tage, oder auf Entfernung 
aus dem Amte lauter, ift in Preußen dem Oberpräfidenten, in 
Helfen dem Minifterium, gleichzeitig mit der Zuftellung an ben 
Betroffenen, Mittheilung zu machen. Die Diittheilung muß 
die Entfcheidungsgrünte enthalten ?). Dieſe Vorſchrift bezieht ſich 


— nu 


Die von Hinfhius, Kommentar I, 62 aufgeftellten Gefichtspuntte 
reichen nicht aus. 

2) Württemb. Gefet vom 80. Ian. 1862, 8. 7, Abf. 2. Sächſ. Geſet 
vom 23. Aug. 1876, $. 12. 

3) Preußifches Geſetz vom 12. Mai 1573, 8. 7. Heffiſches Geſetz vom 
23. April 1875, 8. 8. 
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auch auf die in erfter Inftanz ergebenden, mithin noch nicht rechts⸗ 
kräftigen Disziplinarentfcheivungen !). 

Für die katholiſche Kirche beftimmt das ſächſiſche Geſetz vom 
23. Aug. 1876, 8. 11: „Jede, auf zeitweilige oder gänzliche Ent⸗ 
fernung aus dem Amte lautende Disziplinarentſcheidung iſt der 
Staatsregierung ſofort anzuzeigen; der Anzeige iſt Abſchrift des 
Erkenntniſſes und der Entſcheidungsgründe beizufügen”, — und 
das württembergiiche Gele vom 30. Ian. 18602, 8. 6: „Von 
jedem auf eine Gelobuße von mehr als 25 Markt 71 Pfennige, 
auf Einberufung in das Beſſerungshaus für mehr als 14 Tage, 
ferner auf Suspenſion, Berjegung, Zurüdiegung oder Euntlaſſung 
lautenden Straferlenntniffe ift der Staatsbehörde alsbald Mir: 
theilung zu machen.‘ 

D. Hinſichtlich der weiteren ftaatlihen Ueberwachung ber 
ficchlichen Disziplinargewalt befolgen die neueren Gefeßgebungen 
ſehr verfchiedene Shiteme. 

AA. In Breußen gelten folgende Grundfäge: 

1. Disziplinarenticheivungen der evangelifchen und fatbolifchen 
Kirchenbehörden gegen Geiftliche und SKirchendiener bebürfen zu 
ihrer Gültigkeit keiner Beftätigung durch den König ober durch 
Staatsbehörden ?). Hinfichtlich der übrigen Religionsdereine fehlen 
neuere Vorſchriften. 


2. Gegen ſolche Entſcheidungen der evangeliſchen und katho⸗ 
liſchen Kirchenbehörden iſt die Berufung an den Gerichtshof für 
kirchliche Angelegenheiten zuläſſig, dagegen nicht eine Klage des 
Geſtraften vor den ordentlichen Civilgerichten®), und auch nicht 
mehr ver recursus ab abusu an den König und das Minifterium, 


— — — — — 


ı) Erklärung des preuß. Kultusminiſteriums an den evangel. Ober- 
firhenrath, Alt. 7, 102. 

2) Preuß. Gefeh vom 12. Mai 1873, 8. 38: „Das Erforberniß ſtaat⸗ 
licher Betätigung kirchlicher Disziplinarentfcheidungen und ber Rekurs wegen 
Mißbrauchs ber kirchlichen Disziplinarfirafgewalt an den Staat treten, fo- 
weit ſolche im bisherigen Rechte begründet find, außer Kraft. (Bgl. bier- 
über: Hinſchius I, 93, wo die auf ©. 60 geäußerten Anfichten rektifizirt 
werden.) — Die kirchliche Behörde kann das Straferlenntniß daher fofort 
der Gemeinde des Beftraften zu wiffen thun und deſſen Stellung 
dadurch trot aller Berufungen an den Staat unbaltbar maden (1). 

®) Bgl. jedoch unten Nr. 4. 
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wie ihn das ältere Recht kannte. Dagegen dauern die älteren 
Regeln über ven recursus ab abusu für die übrigen Religions- 
vereine fort, und ift eine Berufung an den Gerichtshof für kirch⸗ 
liche Angelegenheiten nicht gewährt. 

3. Die Berufung an den Gerichtshof für kirchliche Angelegen- 
beiten bat folgende Beſchaffenheit: 

a) Die Gründe, auf welche die Berufung geftügt und aus 
welchen das Kirchliche Urtheil vernichtet werden kaun, find folgende: 
aa) wenn bie Entfcheivung von einer durch bie Staatsgeſetze aus- 
gefchloffenen Behörde gefällt ift; bb) wenn fie nicht im fchriftlicher 
Form unter Angabe ver Enticheivungsgründe ergangen iſt, ober 
dem PVerurtbeilten nicht vechtliches Gehör gegeben war, ober das 
für jchwerere Strafen vorgefchriebene geordnete prozeſſualiſche Ver⸗ 
fahren nicht ftattgefunden Hat; ce) wenn bie erlannte Strafe ge 
ſetzlich unzuläffig oder dd) aus einem ungeſetzlichen Grunde (vgl. 
oben S. 196) verhängt ift; ee) wenn die Kirchliche Bebörde ben 
Geiltlichen vorläufig vom Amt juspendirt bat und nun Das weitere 
Verfahren ungebührlich verzögert. fi) In dem Kalle, daß das 
Disziplinarertenntnig auf Entfernung vom Amte lautet, 
oder die Entfernung vom Amt in anderer Form wider den Willen 
bes davon Betroffenen ausgeiprochen worden ift, 3. B. in ber 
Form der Berjegung auf eine andere Stelle „im Intereſſe des 
Dienſtes“ oder der Kündigung des Anftellungsverhältnijies eines 
nur auf Widerruf Angeftellten kann die Berufung an den Gerichtd- 
bof für kirchliche Angelegenheiten darauf geftügt werben, daß „die 
Entſcheidung der Haren tbatjählihen Lage wider- 
ipriht oder die Geſetze des Staates oder allgemeine 
Rechtsgrundſätze verlegt!)” Das Erftere ift der Fall, 
wenn die firchliche Behörde bei ihrer Entſcheidung entweder rele- 
vante Thatfachen nicht gekannt, oder ihre Ermittelung unterlaffen, 
oder ihre Bedeutung ungenügend gewürdigt bat, und zur Ver: 
legung „allgemeiner Nechtsgrundfäge” find zu rechnen Verſtöße 
gegen die NechtSanfchauungen und Regeln, auf welchen fich unfer 
gefammtes Recht, Staatsrecht, Kirchenrecht, Strafrecht, Gerichts⸗ 
verfahren, Privatrecht aufbaut; z. B. die verfaffungsmäßigen Grund⸗ 


— — 





1) Wenn eine geringere Strafe erfaunt iſt, kann die Berufung nicht 
auf biefe Gründe geftütt werben. 
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jäge der Gewiſſensfreiheit, der Freiheit ver Wiffenjchaft, ver Oleich⸗ 
berechtigung der Konfeſſionen, der Freizügigkeit, der freien Wahl 
des Derufs u. |. f. Das Gefek räumt Hiermit dem königl. Ge⸗ 
rihtshof eine Vollmacht von nicht ganz beftimmten &renzen ein, 
und dies mit guter Abficht, da die Fälle ſich nicht alle voraus, 
ſehen oder im Voraus beftimmt bezeichnen laſſen, namentlich gegen- 
über dem kanoniſchen Recht, welches in zabllofen Punkten mit 
unjerem geltenden Recht in ſchneidendem Widerſpruch ftebt. Dennoch 
ift die Vollmacht kaum jo weit, als diejenige ber Verwaltungs⸗ 
behörden bei Beurtheilung von Fällen des recursus ab abusu 
nach früherem Recht. 

b) Die Berufung kann erhoben werden von dem Geiſtlichen 
oder Kirchendiener, gegen welchen die Entſcheidung ergangen ift, 
wenn er zuvor die nach firchlichem Recht zuläffigen Nechtsmittel 
bet der höheren kirchlichen Inſtanz ohne Erfolg geltend gemacht 
bat, und außerdem im öffentlichen Intereffe vom Oberpräfidenten. 
Hat der Geiltlihe oder Diener ſich an die höhere Kirchliche Inftanz 
gewendet, jo muß ver Iberpräfident den Erfolg dieſes Rechts⸗ 
mittel® abwarten, kann dagegen fofort die Berufung an den Ge⸗ 
richtshof für Firchliche Angelegenheiten einlegen, wenn ber Geift- 
liche die Friſt zur Einlegung kirchlicher Rechtsmittel unbenugt 
verftreichen ließ, aljo auf weitere Vertbeidigung verzichtete. Denn 
diefer Verzicht kann im Mangel an Mitteln over Vertrauen auf 
einen günftigen Erfolg, over in Bedrohungen feine Urfache haben 
und ftaatliche Hülfe doppelt nöthig fein. — In Einem alle hat 
übrigens bie neuere Gejeßgebung die unmittelbare Berufung mit 
Umgebung der höheren firchlichen Inftanzen geftattet '). 

) Dur die Einlegung der Berufung wird die Bollftredung 
ber angefochtenen Entſcheidung aufgehalten. 

d) Der Gerichtshof fordert von der Hirchlichen Behörde bie 
Alten ein (!) und kann bei Weigerung der Einfendung Geldſtrafen 
bis zu 3000 Mark verhängen, fowie auch die Wegnahme der 
Alten verfügen. Er trifft überhaupt die zur Aufklärung der Sache 
erforberlihen Verfügungen, läßt alfo nöthigenfall® die geführte 


2) Geſetz vom 22. April 1875, betr. die Einftellung der Leiftungen aus 
Staatsmitteln für die römiſch⸗-katboliſchen Bisthümer und Geiftlichen, 8. 7. 
Hinſchius UI, 75, Anm. 22. 
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Borunterfuhung auf dem Wege ber Nequifition der orventlichen 
Gerichte u. |. w. ergänzen. 

e) Auf Grund mündlicher, tontrabiktorifcher, öffentlicher Ber- 
bandlung fällt der Gerichtähof Urtheil, entweder daß die Berufung 
zu verwerfen oder die angefochtene kirchliche Enticheibung zu ver- 
nichten jei. 

f) Das Urtheil ift fofort entgültig und fann im Verwaltungs: 
wege vollitredt!), ſeine Befolgung auch durch hohe Gelpftrafen 
vom Oberpräfidenten erzwungen werben. 

4. Leiſtet ein Geiſtlicher oder Kirchendiener ber Disziplinar- 
entſcheidung nicht freiwillig Folge, fo kann die betreffende kirchliche 
Behörde fi an den Oberpräfidenten wenden und die zwangsweiſe 
Vollſtreckung der Enticheidvung im Verwaltungswege beantragen. 
Der Oberpräfident joll den Fall zunächſt einer Prüfung unter: 
ziehen und Tann, wenn er feinen Anftand findet, dem Antrag ent- 
iprechen und die Verwaltungsbehörden zur Hülfeleiftung anweiſen; 
eine Berpflichtung, die Gründe der AZurüdweilung des Antrags 
mitzutheilen und ein Beſchwerderecht gegen die abweiſende Ver⸗ 
fügung des Oberpräſidenten fcheint jedoch nicht zu beitehen, jo 
daß von einer „Verpflichtung der Verwaltungsbehörven zur Boll- 
itredung nicht geredet werden kann ?). 

Lehnt der Oberpräfident die Vollfiredung ab, ſo fteht es der 
kirchlichen Behörde frei, bei den ordentlichen Civilgerichten gegen 
den Geiftlichen oder Kirchendiener gerichtliche Klage auf Zahlung 
der Geldbuße, auf Räumung des Pfarrhauſes, Herausgabe der 
Alten u. |. w. zu erheben. 

Die kirchliche Behörde kann auch von vornherein auf Herbei⸗ 
führung der abminiftrativen Zwangvoliftredung verzichten und den 
Weg der Klage vor den orventlichen Gerichten beichreiten ®). 

Es ift aber nicht Har, wie ein folches Recht der Klage bei 


1) 8. 36. 

2) Das Geſetz vom 12. Mai 1873, 8. 9, lautet wörtlih: „Cine Boll: 
firedung kirchlicher Disziplinarentfceidungen im Wege der Staattverwaltung 
findet nur dann ftatt, wenn diefelben von dem Oberpräfidenten nach erfolgter 
Prüfung der Sache filr vollfiredbar erflärt worden find.” Bal. hierzu Hin- 
fine I, 59 — 62. 

2) So Hinſchius I, 60 un. 62. Bgl. Dentichrift des evang. Oberlichen- 
raths vom Januar 187%. 
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ben ordentlichen Gerichten, von welchen das Geſetz übrigens feine 
Sylbe fagt, in Einklang gebracht werben joll mit der Berufung 
an den Gerichtshof für Firchliche Angelegenheiten, und wie es 
möglich fein foll, dieſes Klagerecht der kirchlichen Behörde gegen 
den Geiftlichen und nicht auch diefem gegen bie kirchliche Behörde 
zu gewähren. (Vgl. oben ©. 213, Nr. 2.) 

BB. In allen übrigen deutichen Staaten bedarf die Entlafjung 
von Geiftlichen entweder jtaatliche Beſtätigung, ober es iſt der 
Rekurs wegen Mißbrauchs der geiftlichen Amtsgewalt an Verwal- 
tungsbebörden oder an den Landesherrn in der herkömmlichen 
Geſtalt beibehalten. Die näheren Angaben hierüber find am beiten 
unten bei Nr. IV einzufügen, va die Sachlage bei den verſchie⸗ 
denen Kirchen und Neligionsvereinen eine verſchiedene ift. 

Ein Klagerecht der Kirchen gegen Geiftliche vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten, und umgefebrt ein ſolches Slagerecht der Geiſt⸗ 
lichen ift wohl allen Staaten außer Preußen unbelannt. 

IV. Nach den foeben bargeitellten ftaatsgejeglichen Grund⸗ 
regeln wird die Disziplinargewalt in der evangeliihen und katho⸗ 
lichen Kirche gegenwärtig in folgender Weiſe geübt: 

A. In der evangelifhen Kirche können 

1. Bloße Ordnungsſtrafen, beftehend in Warnungen, Zurecht⸗ 
weifungen, Heinen Gelpftrafen, nicht bloß von den höheren kirch⸗ 
lichen Behörden, fonvdern auch von der Kreisſynode und vom 
Kreisſynodalvorſtand, oder auch vom Superintenventen (Dekan) 
allein verhängt werben. 

2. In Bezug auf fohwere Disziplinarftrafen befteht ein jehr 
verſchiedenes Recht. 

In der preußiichen Landeskirche der acht alten Provinzen ent- 
icheivet regelmäßig in erfter Inftanz das Konfiftorium der Pro- 
vinz, und in der Rekursinſtanz der evangelifche Oberfirchenrath !). 
In zwei Fällen hat der evangelifche Oberlirchenrath zufammen 
mit dem Generaliynopalvorftande zu beichließen, nämlich: „wenn 
bie Berufung eines jonft Anftellungsfähigen zu einem geifilichen 
Amt wegen Mangels an Uebereinftimmung mit dem Belenntniffe 
der Kirche für unzuläffig erflärt, fodann, wenn gegen einen Geift- 
lichen wegen Irrlehre die Unterfuchung eingeleitet oder eine Ent- 


— — 





) G. S. O. vom 20. Jan. 1876, 8. 7, Nr. 6. Ueber das frühere Recht 
vgl. Jacobſon 2, 632 — 633. 


218 Kirchliche Disziplinargewalt über Geiſtliche. 


icheivung gefällt werben joll!). Im den jechs äftlichen Provinzen 
enticheivet in diejen Fällen auch ſchon in erfter Inftanz das Kon⸗ 
fiftorium zujammen mit dem Vorſtand der Provinzialſynode?), 
nur daß die Anordnung einer „Unterfuchung” wegen Irrlehre 
überhaupt nicht mehr den Provinzialbehörden zukommt, ſondern 
ben Centralbehörden vorbehalten bleibt ?). 

Schon die Generalſhnode von 1846 hatte die jeht eingeführten 
Grundfäge in Vorſchlag gebracht, aber noch manche weitere Ga- 
rantie verlangt t). 

Eine landesherrliche over ſonſtige ftantliche Betätigung der 
Disziplinarerlenntniffe findet, wie oben angeführt, nicht mehr ftatt, 
wohl aber Klage beim Gerichtshof für Kirchliche Angelegenheiten. 

In der evangelijch - Iutheriichen Kirche der Provinz Hannover 
enticheivet regelmäßig das Landeskonſiſtorium in erfter und legter 
Inftanz. „Enticheidungen, durch welche die kanoniſche Eigenichaft 
der Nechtgläubigkeit einem im geiftlichen Amte Anzuftellenven ab- 
geſprochen, oder wider einen im geiftlichen Amte Angejtellten wegen 
Mangels der NRechtgläubigfeit oder wegen falfcher Lehre auf Ent- 
lafjung oder Disziplinaritrafe erkannt wird, Lönnen in oberfter 
Inftanz nur unter Mitwirkung des Ausichufles der Landesſhnode 
getroffen werden 5). — Daß eine Beitrafung „wegen Mangels 
der Rechtgläubigleit” mit dem ftaatlichen Grundſatz der Gewifſens 
freiheit in Widerfpruch ftehe, alfo rechtlich unzuläffig und vor dem 
Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten anfechtbar fei, ift jchon 
Bd. 1, ©. 29, 31—-34 und Bd. 2, ©. 72 u. 197 ausgeführt. 

In Schleswig - Holftein erfennt über Dienftentlaffung und 
Strich aus der Kandidatenlifte das Konfiftorium mit dem Synodal⸗ 
ausſchuß, in geringeren Fällen das Konfiftorium allein‘. Im 
Konfiftorialbezirt Wiesbaden ftimmt der Ausſchuß der Gefammt- 
iynode bei allen Disziplinarertenntniffen mit ?.. 

Im rechtsrheinifchen Bayern verhängen die Konfiftorien zu 
1) G. S. O. vom 2u. Jan. 1876, $. 36 
2) 10. Sept. 1873, 8. 68, Nr. 6. 

N Laut G. S. O. vom 20. Ian. 1876. 8. 36. Bgl. Verfügung des evan- 
gelifchen Oberkirchenrathes vom 24. Mai 1876. 

*), Jacobſon, E.R.R. 1, 317 — 319. 

») 9. Oft. 1864, 8. 66. Nr. 2. Bol Lohmann, ©. 69. 

6) 4. Nov. 1876, 8. 95. 

7) 4. Juli 1877, 8. 75, Nr. 4, d. 
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Ansbach und Bayreuth Verweis und Geloftrafen jelbftändig, Sus⸗ 
penfion von Amtsverrichtungen ohne Schmälerung des Gehalts 
nach vorher eingeholter Genehmigung des Oberkonſiſtoriums ?). 
Ein Rekurs an das Kultusminijterium oder an den König findet 
in folchen Fällen nicht ftatt ?). 

Suspenfion von Amt und Gehalt, unfreiwillige Verlegung 
auf eine andere Stelle, Verſetzung auf eine geringere Stelle, un- 
freiwillige Verfegung in den Ruheſtand mit Penfion erfordern 
einen Antrag des Oberlonfiftoriums und eine unter Kontrafignatur 
bes Kultusminifters erfolgte Genehmigung des Antrags jeitend des 
Königs). Der Antragftellung bat eine Disziplinarunterjuchung 
durch das Konfiftorium vorauszugeben, wobei der weltliche Kon- 
jiftorialrath Referent iſt y. Das Disziplinarerlenntniß erhält jeine 
Vaffung durch die vom Nultusminifter unterzeichnete königliche Ver- 
fügung, und namentlich ftellt diefe auch die Gründe feit, aus 
welden der König den Strafantrag genehmigt. Das Oberfon- 
fiftorium darf fett 1829 auch gar nicht mehr Entwürfe für Die: 
ziplinarerfenntniffe beifügen 5). „Die Entlafjung eines Geijtlichen 
ohne Penſion oder die Degradation ſoll nie anders, als nad 
borbergegangener rihterliher Unterjuhung und Ver—⸗ 
urtheilung des Straffälligen ftattfinden 6)"; fie erfolgt aber 
auch in diefem Falle auf dem vorhin befchriebenen Wege”). 


1) Anbang IL zur DI. Berfaffungsbeilage, 8. 19, Lit. e. Minifterial- 
erlaß vom 15. Nov. 1823 und Oberlonfiftorialerlaß vom 23. März 1854. 
(N. Amtshandb. 1, 56, Anm.) 

2) Nach der (freilich zweifelhaiten) Auslegung, welche das Oberlonfifto- 
rium in einer Verfügung vom 3. März 1858 und das Kultusminifterium 
in einer Entfchließung vom 26. Juni 1858 ber II. Berfafiungsbeilage, 88. 52 
u. 53 gegeben haben. (N. Amtshandb. 1, 418 u. 56, Anm.) 

®, IL Anhang zur II. Berfafjungsbeilage, 8. 19, Lit. e. 

) Konfiftorialordnung vom 8. Sept. 1809, 8. 37. SOberlonfiftorial: 
entfchliegung vom 24. Nov. 1840. (N. Amtshandb. 1, 398, Anm.) 

2) Königl. Erlaß vom 4. Febr. 1829. (N. Amtshandb. 1, 398.) 

% Konfiftorialordnung vom 8. Sept. 1809, 8 38, Abf. 2 (R. A. H. 
1,57). Königl. Entſchließung vom 4. Fehr. 1829 (M. A. H. 1, 398 — 399). 
Erlaß bes Juſtizminiſteriums an das königl. Apellationsgericht von Mittel- 
franken vom 5. April 1845 (M. A. H. 1,410). v. Dobened (1844) ©. 163. 
Silbernagel 130 (1870), der Übrigens die Negel zu eng zu faſſen ſcheint. 
Bei Richter -Dove, 7. Aufl., S. 728, ift fie ganz überſehen. 

”) D. Anhang zur II. Berfafjungsbeilage vom 26. Mai 1818, 8. 19, 
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In der unirten Kirche der Rheinpfalz werben die Rechte des 
Oberkonfiftoriums vom Konfiftorium zu Speyer wahrgenommen, 
zur Entlaffung ohne Penfion bedarf es hier einer vorgängigen 
gerichtliche Verurtheilung nicht ?). 

In Sachſen übt das Landestonfiltorium die volle Disziplinar- 
ftrafgewalt in erfter Inſtanz; der Verurtheilte kann aber Rekurs 
an die in evangelieis beauftragten Etaatsminifter ergreifen ?). 

In Württemberg erkennt das Konfiftorium jelbjtändig nur 
geringere Disziplinarftrafen, wie Verweis, Geloftrafe und Sus- 
penfion ohne Gehaltsentziehung, jedoch unter Beigebung eines 
Amtsverwejers af Koften des Suspendirten. Suspenfion vom 
Amt mit Gehaltsentziehung, Zurüdjegung auf eine geringere Stelle 
oder gänzliche Entlaffung jegen voraus: einen darauf gerichteten 
Antrag des Konfiftoriums, die Billigung defjelben durch den Ge- 
heimerath (ein verftärktes Staatsminifterium) und gutächtliche An- 
börung des Obertribunals, ob „in rechtlicher Hinſicht“ Nichts gegen 
den Antrag zu erinnern fei, endlich eine dem Antrag zuftimmenbe 
Entichließung des Könige unter Kontrafignatur des Kultusminiftere. 
Eine weitere Berufung ift ausgeſchloſſen 3). 

In Baden bejchließt der Oberlirchenrath unter Theilnahme 
des Synodalausſchuſſes über Dienjtentlaffung eines Geiftlichen 
oder Kirchenbeamten, über Strich aus der Lifte der Pfarrlandi- 
baten und über Einleitung einer Unterjuchung gegen Geiſtliche 
wegen der Lehre; geringere Disziplinaritrafen fällt der ber: 
Lit. e. Das Geſetz vom 26. Dez. 1871, Art. 158. 160. 162 findet auf Geif: 
liche feine Anwendung. 

2) Vereinigungsurtunde vom 10. Oft. 1815, $. 18. Wand, ©. 66. 
Silbernagel 170. v. Dobened, ©. 164, 1844. 

) Kirchengefet vom 15. April 1873, betr. die Errichtung eines Lanbed- 
fonfiftoriums, 8. 5 Nr. 16, 88. 6 u. 7. Bezüglich der Oberlaufig vgl. 8. 8. 

) Staatsverfaffungsurfunbe vom 25. Sept. 1819, Art. 46 — 48, und 
den mit töniglicher Genehmigung ergangenen Erlaß bes Kultusminifteriums 
vom 30. Oft. 1819. (Reyſcher, Samml. 9, 496—499.) Der $. 1 des Ge⸗ 
feged vom 28. Juni 1521 (Reg. Bl. 442) hat an der Auslegung, welche der 
genannte Grlaß ber Berfafiungsurtunde gab, Nicht® geändert, biefelbe viel- 
mebr gerade geſetzlich beſtätigt. Es kann mithin bie Nechtöftellung der pro- 
teftantifchen Geiftlihen nur durch Berfaflungsgefeh geändert werben, wie 
aud das Geſetz von 30. Ian. 1862 anerlannte. 
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firchenrath allein). Die ftaatliche Einwirkung beichräntt fich auf 
bie oben ©. 196 angegebene Prüfung. 

In Heflen erlennt das Oberkonfiftorium felbititändig Geld⸗ 
itrafen bis zu 180 Mark und Suspenfion von Dienft und Ge⸗ 
Kult bis zu drei Monaten; alle jchwereren Strafen-mit Zuziehung 
des Synodalausfchuffes. Eine Unterfuchung gegen einen Geiftlichen 
wegen ber Lehre kann nur unter Zuziehung tes Synodalausſchuſſes 
angeorbniet werden. „In allen Sällen, wo es ſich um die Ent: 
lofjung eines angeftellten Geiftlichen oder eines SKirchenbeamten 
banbelt, welder vom Großherzog ernannt worben ift (mas 
beit allen vefinitiv angeftellten ber Fall ift), muß die Geneh- 
migung bes Großherzogs erwirkt werben, ebe fie in Vollzug 
gejegt werben kann.” Dieje Vorjchrift der Kirchenverfaffung vom 
6. Yan. 1874, 8. 131 Nr. 15 und 8. 134 Nr. 4, ift durch das 
Staatögefeg vom 23. April 1875, Art. 10, dahin ergänzt worden, 
daß dem Minijterium des Innern eine wichtige Mitwirkung vor: 
behalten bleibt. Diefer Artikel 10, welcher auch für die fatho- 
liſche Kirche gilt, lautet wörtlih: „Eine von der oberen kirchlichen 
Behörde im Disziplinarwege oder ſonſt wider ven Willen bes 
Betheiligten verfügte Entfernung aus dem kirchlichen Amte (Ent- 
lafjung, Verjegung, Suspenfion , unfreiwillige Emeritirung u. ſ. w.) 
bewirkt den Berluft des mit der Stelle verbundenen Dienft- 
einfommens nur unter der Bedingung, daß das Minifterium 
bed Innern nach Prüfung der von der oberen firchlihen Behörde 
vorzulegenden Alten anerkennt, daß 1) das nad Art. 5 er⸗ 
forderliche prozefjualifche Verfahren ftattgefunden bat und 2) die 
getroffene Maßregel weder Gefeke des Staates noch allgemeine 
Recht 8grundſätze verlegt.” Dieſe Beitimmung ift dem $. 11 
des preußiichen Gejeges vom 12. Mat 1873 nachgebildet, und bie 
bereit3 oben S. 214 dazu gegebene Auslegung alſo auch hier zu- 
treffend. Außerdem ift jowohl bei folchen Entfernungen aus dem 
Amte al® überhaupt bei allen Disziplinarerfenntnijfen Beſchwerde 
bei dem Gejammtminifterium ftatthaft 2). 

Im Großherzogthum Oldenburg verhängt der Cherfirchenrath 
jelbftändig geringere Disziplinarftrafen, während Dienjtentlaffung 


1) 5 Sept. 1861, 8. 89 Nr. 3 und 8. 110 Nr. 13. Spohn 1, 233. 
2) Bol. 3b. 1, 433. 
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oder Streihung aus der Kandibatenlifte auf Anklage des Ober- 
kirchenraths durch das kirchliche Dienftgericht, eine Art Tirchlicher 
Jury, erkannt werden‘). Das immer für ſechs Jahre gebilvete 
Dienftgericht befteht aus ſieben Perfonen, welche Angehörige ber 
evangelifch » lutherifchen Kirche des Herzogthums Oldenburg fein 
müffen (nicht der Kirchen der Fürſtenthümer Lübeck und Birken: 
feld), nämlih: 1) dem BPräfidenten des höchſten Yandesgerichte 
oder deſſen zeitigem Vertreter; 2) zwei Pfarrern, von welden 
einen ver Großherzog ernennt, einen bie Landesſynode wählt; 
3) einem andern Firchenbeamten (Organiften, Küfter, Religions⸗ 
lehrer), ven der Großherzog ernennt; 4) drei Rirchenälteften ober 
Ehrenältefter, von welchen einen der Großherzog ernennt, zwei 
die Landesſynode wählt. — Für alle Beifiger werden Erfagmänner 
ernannt ober gewählt, was ermöglicht, dem Angeklagten das Recht 
zur Ablehnung von vier Mitgliedern einzuräumen. Die Ber- 
handlung ift mündlih und öffentlich, wenn nicht der Angeflagte 
ſelbſt ihre Ausſchließung verlangt. Eine Verurtbeilung zur Dienft- 
entlaffung oder Streihung aus der Kandidatenlifte erforbert eine 
Stimmenmehrheit von fünf gegen zwei Stimmen. 

B. In ver katholiſchen Kirche wird die Disziplinargewalt 
über Pfarrgeiftliche und Mitgliever der Domkapitel durch die oben 
©. 108—109 u. 209 bezeichneten geijtlichen Gerichte ausgeübt. 

In Eljaß- Lothringen bedürfen Erfenntniffe gegen Kanoniker 
oder Pfarrer, welche auf Entfernung vom Amte lauten, der kaiſer⸗ 
lichen Beftätigung ?), im Webrigen ijt recursus ab abusu möglid ?). 

Im Großherzogthum Heffen ift der Verluft des Dienftein- 
fommens an die oben S. 221 erwähnte Anerkennung ſeitens bes 
Miniſteriums des Innern gefnüpft und es fteht recursus ab 
abusu an das Staatsminifterium offen*). In Preußen, Bapern, 
Württemberg und Baden gehört ftaatliche Betätigung nicht zur 
Sültigfeit einer Disziplinarentfcheidung, ſondern die ftaatliche Kon- 
trole wird ausgeübt bei Prüfung der Vollftredbarfeit (oben ©. 216. 
196) und außerben: in Preußen durch Berufung an ben Gerichtöhof 


1) Kirchl. Gefeh vom 30. Ian. 1865. Doves Zeitfchr. 5, 492. 
2) Durfy, Staatskirchenrecht 1, 79 u. 9%. 

3) Bd. 1, 216. 

*) Bd. 1, 433. 
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für kirchliche Angelegenheiten, in den übrigen Staaten durch 
recursus ab abusu an bie Regierung !). 

C. Die israelitifhen Rabbinen werden in Bayern von der 
Gemeinde unter Beftätigung durch die Kreisregierung entlaffen ?). 
In Württemberg kann bie israelitiiche Oberkirchenbehörde gegen 
Rabbinen und Vorſänger Ordnungsſtrafen und Amtsfuspenfion 
verhängen; die Dienftentlaffung eines Rabbinen wird vom Kultus- 
minifter nach gutächtliher Vernehmung der ißraelitiichen Ober⸗ 
firchenbebörbe verfügt ?), die Entlaffung eines befinitiv angejtellten 
Vorſängers durch die israelitifche Kirchenbehörve mit Genehmigung 
des Minifteriums 4), Die Borunterfuhung wird ſtets Durch das 
ftaatlihe Bezirkspolizeiamt geführt. 


1) Meber Bayern vgl. Bd. 1, 326 — 327; Wiürtteınberg 1, 381 u. 408. 

2) Silbernagel 187, 1870. 

3) Gefeß vom 25. April 1828, 8. 52, Abf. 1u. 3. (gl. über die Kor- 
reltur des Gefeesterted Bd. 1, 410.) K. Berorbnung vom 27. Okt 1831, 
8. 18 gu.h. (Reg. Bl. 559.) 

) Geſetz vom 23. Juni 1874, 8. 6. (Reg. Bl. 189.) 


XI. Abſqcnitt. 


Das kirchliche Vermögensrecht. 


8. 143. 
ueberſicht. 


So wie die äußere und innere Verfaſſung der proteſtantiſchen 
und katholiſchen Kirche Deutſchlands ſeit dem Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts eine Umgeſtaltung von Grund aus erfahren hat, jo iſt 
dies auch mit den vermögensrechtlichen Berbältniffen verjelben 
der Tall. 

1. Auf dem ganzen linfen Rheinufer wurden durch die fran- 
zöſiſche Sejeggebung von 1789 und 1790 die SZehntrechte und 
jonftigen Grundgerechtigkeiten aller Kirchen ohne Entſchädigung 
aufgehoben und Das unbewegliche und bewegliche Eigenthum ber 
Klöfter, Kongregationen, der Bistümer und katholiſchen Bar: 
reien, tbeilweife auch dasjenige der proteftantifchen Kirche, vom 
Staat eingezogen oder ven politifhen Gemeinden überantwortet, 
dafür aber die Befoldung der Getitlihen und die Beſtreitung ber 
Koften des Gottespienftes auf Staat und Gemeinden übernommen. 
Napoleon I. hielt an diefen, im Verlauf der Revolution verlaffenen 
Grundſätzen feit, nur daß er den Kirchen feite Nießbrauchsrechte 
an Kirchen⸗ und Pfarrgebäuden einräumte. 

Auf dem rechten Rheinufer fam es zwar zu einer allgemeinen 
Einziehung der Güter der Klöfter und geiftlichen Ritterorden, jo- 
wie der Domänen der geiftlichen Fürften und Domkapitel, welche 
wejentlicy ein reich8lehnbares Zubehör der weltlichen Fürftenberr- 
haft waren und nicht kirchlichen Zwecken dienten; hier und ba 
auch, wie namentlich in Württemberg, zu einer Vereinigung von 
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Geſammtgütern proteſtantiſcher Kirchen mit dem Staatsfiskus; 
dagegen behielten katholiſche und proteſtantiſche Pfarreien aller⸗ 
wärts ihr Lokalvermögen ohne irgend welche Schmälerung. Auch 
nachdem die Staatsgewalt ſich endlich zur Befreiung des Grund 
und Bodens von den mittelalterlichen Reallaſten genöthigt ſah, 
nahm fie noch Dezennien länger die Zehnt⸗ und Grundrechte ber 
Pfarreien und kirchlichen Stiftungen von der Abldfung aus und 
bewirkte fchließlich diefe Ablöfung unter für die Kirchen günftigeren 
Bedingungen, als bei anderen Berechtigten. Dieje Ablöfungen 
vperwanbelten aber allerdings einen fehr bedeutenden Theil des 
unbeweglichen Sirchenvermögens in bloßes Geldkapital, welches 
großentbeils in Staatsichulpfcheinen oder anderen Werthpapieren 
angelegt wurde, da die Erwerbung von Grundeigenthum (wodurch 
fih der Adel gegen die Folgen der Ablöfung zu fichern wußte) 
theil® nicht geitattet, theils faktifch unausführbar war. So mußte 
bie im legten Menſchenalter unerwartet eintretende Entwerthung 
des Goldes und Silbers die Beiftlichen in berjelben Weife wie 
die Staatsbeamten vorzugsweiie empfindlich berühren. 

2. Troß aller diefer Veränderungen ift die finanzielle Rage 
der Pfarrgeiftlihen zu allen Zeiten bes 19. Jahrhunderts eine 
unendlich befjere gewefen als jemals vorher; biejelben wohnen in 
beffer gebauten Häuſern, prebigen in fjchöneren und gejünberen, 
theilweiſe jchon Heizbaren Kirchen, und können jich, was Einkommen 
und gefellichaftliche Stellung anbelangt, weit mehr als früher mit 
den Staatsbeamten vergleichen. 

Es ift dies zunächſt eine Folge der äußeren und inneren 
Sicherheit, deren ſich Deutichland unter dem Schuge feiner neuen 
StaatBeinrichtungen erfreut. Dank der Wieberaufrichtung der 
deutichen Wehrkraft, welche gerade durch die geiftlichen Staaten 
in Zerfall gerathen war, find jet Kirchen und Pfarrhäufer vor 
Verwüftung und Brandſchatzung geichügt, bank der eingerichteten 
Feuerverfiherung gegen Brandfchaden gefichert, und überhaupt 
durch Herftellung einer guten und jchnellen Rechtepflege aller 
Befig der Kirhen in Schug genommen. Der Staat bat aber 
auch von Anfang des Jahrhunderts an den äußeren Berbältnifien 
der Kirchen eine jehr verjtändige und wirkſame Sorgfalt an- 
gedeihen laffen: die Aufftellung von Inventarien angeordnet, die 
Derwaltung zwedmäßig geregelt und überwacht, und Baba Uns 

Thudichum, Sirdenredt. II. 
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ordnungen, Vergeudungen und Verumtreuungen einen felten Riegel 
vorgeichoben. Sodann gewährte er ven Kirchen fortwährend werth- 
volle Vorrechte in Bezug auf Privatrecht und Prozeß, ſowie in 
Bezug auf die Heranziehung zu Staats- und Gemeindeſteuern 
und Yaften. 

Aber auch noch in unmittelbarerer Weile förderte er die Ber 
mögenslage der Kirchen, indem er theild ben politiichen &emeinven 
wichtige Laften für die Kirche aufbürbete, theils felbft für bie Her- 
ftellung neuer Gotteshäuſer, die Aufbeilerung der Gehälter und 
Penfionen der Geiftlichen fowie für bie Heranbildung Tünftiger 
Geiftlichen in freigebigfter Weife eintrat, ſodaß den Kirchen reich⸗ 
lich erfegt erfcheint, was ber Staat ihnen in Zeiten ber Noth, 
als e8 fih um feine Eriftenz handelte, zu entziehen genöthigt ge 
weien war. 

3. Die Entmwidelung ijt inzwifchen an einem neuen Stadium 
angelommen. Die Anertennung der NReligionsfreiheit und ber 
Unabhängigkeit der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte vom 
Neligionsbefenntnig nöthigt zu einer genaueren Auseinanberjegung 
der Gebiete des Staates und der Kirche in Beziehung auf Schul⸗ 
weien, Armenpflege und Begräbnißwefen (Ausjfonderung des Schul- 
vermögen®, der Lehrerbefoldung, der Armen- und Hospitalfonds 
aus dem Kirchenvermögen, Berwandlung der konfeſ ſionellen Lirch⸗ 
höfe in Gemeindekirchhöfe). 

Die in der evangeliſchen Kirche bereits angebahnte und in 
nächſter Zukunft zu verwirklichende Beſeitigung des Einfluſſes der 
Patrone auf die Beſetzung von Pfarr⸗ und Küſterämtern iſt von 
einer neuen Ordnung der dem Patron als ſolchem partikularrecht⸗ 
lich zu Gunſten der Pfarrei obliegenden Laſten nicht zu tremen 

Endlich beanſpruchen die Kirchen eine größere Selbſtändigkeit 
gegenüber dem Staate, und dieſer ſelbſt hält eine freiere Bewegung 
der Kirchen nach vorgängigem entſprechendem Ausbau ihrer Ber 
faffung für heilfam und von der Natur des konfeſſionsloſen Staatee 
gefordert. Die den Kirchen bisher gewährten Vorrechte und Bei⸗ 
bülfen aus Mitteln der politifchen Gemeinden und des Staates 
müſſen daher, foweit fie nicht auf biftorifch begründeten rechtlichen 
Verpflichtungen beruben, theils in Zukunft ganz wegfallen, theild 
ein- für allemal firirt werben, und jedem Neligionsverein über: 
laffen bleiben, für feine Bedürfniſſe felbft zu jorgen, wozu ihm 
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denn vom Staat ein eigenes Beſteuerungsrecht einzuräumen ift. 
Hiermit ift die deutjche Staatsgewalt gegenwärtig überall beichäf- 
tigt, und werben dieſe neuen Gejtaltungen ſchon in naber Zukunft 
zu einem gewiſſen Abſchluß gediehen fein. 


8. 144. 


1. Die kirchlichen Korporationen oder Stiftungen mit juriftiicher 
Perfönlichteit. 


Nachdem jchon in früheren Abjchnitten dargelegt worden it, 
welche Neligionsvereine Korporationsrechte genießen, worin dieſe 
Rechte beſtehen und welche befonberen Vorzüge mande oder alle 
Iorporativen Neligionsvereine baben!), ſteht bier nunmehr vie 
Frage zu beantworten, welchen Verbänden oder Stiftungen, bie 
zu diefen Vereinen gehören, das Recht der Korporation oder juri- 
ſtiſchen Perjon vom Staate 2) zugejtanden wird. 

1. Die evangeliihen Gefammtlirchen find in den meiften 
deutihen Staaten mit Einführung der Synobalverfafjung, einige 
auch jchon früher als juriftifche Perjonen anerkannt, ebenfo vie 
Provinzial» und Kreislirchenverbände (ausgenommen, wie e8 fcheint, 
diejenigen Bayerns, Sachſens, Württembergs). Die Konfiftorial- 
bebörden freilich haben bloß die Eigenfchaft von Staatsbehörben, 
Kollegien. 


Allgemein kommt ver evangeliichen kirchlichen Ortsgemeinde . 


Korporationsrecht oder juriftiiche Perfönlichkeit zu), im über- 
wiegenden Theile Deutfchlands ferner dem Pfarreivermögen (Pfarr- 
itiftung, Pfarrpfründe) 9. Anders ift Died dagegen im Geltungs- 
gebiet des preußifchen Landrechts von 1794, indem bort das 
örtlibe Kirchenvermögen al8 Theil des Eigenthums der Orts- 


1) ®b. 1, 190. 128— 129. 

2) Die Frage ift für alle Kirchen lediglich vom Boden unſeres geltenden 
deutſchen Staats: und Privatrechts aus zu beantworten, und hat daher ber 
Streit Über die Auffafiung des Tanonifchen Rechts eine praftifche Bedeutung 
nicht. 

— 3) Ueber Bayern vgl. Roth, Bayeriſches Civilrecht 1, 229 und nament- 
ih Anm. 12. 

*) In Bayern werden die zur Pfarrei gehörigen Grunbftüde im Grund- 
buch auf den Namen der „Pfarrftiftung" eingefchrieben (Roth 1, 230, 
Anm. 14). 

15* 
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kirchengemeinde gilt, welches freilich unter beſonderen Rechtsregeln 
jteßt!), ebenſo in der evangeliſchen Kirche von Rheinland und 
Weſtfalen ?). 

Anderwärts ift weder das Kirchenfabrilvermögen Eigenthum 
der Kirchengemeinde, noch die Pfründe eine bejondere Stiftung für 
jih, fondern beide, fammt anderen Stiftungsgütern, namentlich 
Echulftiftungen, bilden eine verbundene Stiftung, welde von einer 
weltlich » kirchlichen Stiftungsbehörde verwaltet wird. Vielfach 
baben auch Kirchthürme, Kirchengloden und Uhren die Eigenfchaft 
eigener Stiftungen. 

2. Die katholiſche Kirche innerhalb des preußifchen Staates 
als ſolche Hat nit Korporationsrecdht ?), Dagegen wird Dies für bie 
katholiſche Landeskirche Bayerns angenommen *). 

Der Kirchenprovinz oder dem Metropolitenftuhl fehlt dieſe 
Eigenſchaft in Preußen wie in Bayern. 

Dagegen befiten bie für allgemeine Zwecke ver Diözeſe (bes 
Bisthums, Erzbisthums), aljo für Bilchof, Domkapitel, Seminarien 
u. f. w. beftimmten Vermoͤgen juriftifhe Perjönlichkeit 5), daher 
auch Erwerbsfähigkeit für dieſe bejtimmten ftaatlich genehmigten 
Zwede. Der Biſchof, das biſchöfliche Orbinariat, Offizialat u. ſ. w. 
find To wenig juriftiiche Perfonen wie bie evangeliichen General: 
juperintendenten und Konfiftorien, die katholiſchen Diözefen fo 
wenig wie die proteftantiichen General-Superintenbenturbezirke 9). 


ı) 2, 11, 88. 160. 170 — 172. 191. 193. 226. 235. 236. 618. Sörfter, 
Preuß. Privatrecht 4, 399 (1874). Dernburg, Lehrb. 1, 86. 117. Richter⸗ 
Dove 1084 und 1055, 1873. 

?) 8.D. vom 5. März 1835, 8. 16, Nr. 3, 8. 18d und befondbers 
8. 147. 

5) Förfter 4, 400, Anm. 124. Folgerungen aus dem (jet aufgehobenen) 
Art. 15 der preußifchen Berfaflungsurkunde find unberechtigt (Richter⸗Dove, 
1085), werben aber noch son Dernburg 1, 57 gezogen. 

*) Roth. Bayerifches Civilrecht 1, 229. 

2) Preußifches Geſetz vom 7. Juni 1876 über die Vermögensverwaltung 
in den tatbolifhen Didzefen. Roth, Bayerifches Civilrecht 1, 230. 

6) Roth 1,231. Für Elfaß-Lothringen: Entfheidungen bes franzoͤſiſchen 
Staatsratbed vom 8. Juli 1840 und vom 5. und 26. März fowie vom 
21. Dez. 1841, umgeftoßen durch die neue Entſcheidung des anders geftalteten 
Staaterathe® vom 13. Mai 1874 (mitgetheilt in Vering's Archiv 1875, 
S. 267 — 271). Durfy 1, 258. 264. 
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Im Geltungsgebiet des preußifchen Allgemeinen Landrechts von 
1794 (Thl. 2, 11, $. 1022) ſowie in Babern befigen die Dom⸗ 
tapitel Korporationsrecht ?). 

Die katholiſche Ortölicchengemeinve, welche nach kanoniſchem 
Recht Feine Korporation bildet ?), ift nach den beutichen Staate- 
gefegen allerwärts als folche anerkannt, die Pfarrpfründe in einem 
großen Theile Deutichlande. Im Geltungsgebiet des preußiſchen 
Allgemeinen Landrechts von 1794 ift das ärtliche katholiſche Kir⸗ 
chenvermögen Eigenthum der katholiſchen Kirchengemeinde. Auf 
dem linken Rheinufer find Kirchengebäude und Pfarrhäufer theils 
Eigenthum des Staates, theild der bürgerlichen (nicht der kirch⸗ 
lichen) Gemeinde. Doch herrſcht darüber, fowie über die Frage, 
ob das übrige vom Fabrikrath verwaltete Fabrikvermögen ebenfalls 
Eigenthum der politiichen Gemeinde oder eine felbjtändige Stiftung 
fei, in Deutſchland, Frankreich und Belgien ein alter Streit ꝰ). 

3. Die ißraelitiihen Gejammtverbände haben in einigen 
deutfcher Staaten, die ißraelitifchen Ortsgemeinden überall Kor: 
porationsrecht. 


8. 145. 
2. Zweckbeſtimmung, Eigenthum und Verwaltung des Kirchengutes. 


Wenn auch jede juriftiiche Perfon ein ihren rechtlichen Willen 
beftimmtenves und äußerndes Organ haben muß, jo unterjcheiden 
fich Doch öffentliche Korporationen und Stiftungen von natürlichen 
Perfonen darin, daß ihr Wille in Bezug auf Benutzung und Ver: 
äußerung ihres Vermögens fein freier, jondern ein durch Die Ge- 
fege des Staates oder die ftaatlih beftätigten Vorſchriften bes 
Stiftere in engfter Weile gebunvener tft. Der Staatsgewalt fällt 
bie Aufgabe zu, dem Korporationd- oder Stiftungszwed eine mit 
der Staatswohlfahrt verträgliche Geftaltung zu geben, Nachtbeilen 
durch vorbeugende Beitimmungen zuvorzulommen und, wenn fich 
Mißbräuche nachträglich einfchleichen follten, forrigirend einzugreifen. 

1. Der Staat fordert aus dieſem Grunde für die Entjtehung 


— — — — 


ı) Roth 1, 230. 

3) Schulte, Lehrbuch, 1873, ©. 222. 

3) Literatur hierüber bei Ridhter-Dove, 1873, S. 1093—1095. Bol. 
auch Durfy 1, 290 — 314. 
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einer neuen Korporation ober Stiftung vorgängige Stantögeneh- 
migung und ebenjo in bejtimmter Weiſe für Vermehrungen des 
Korporations⸗ oder Stiftungsvermögens (vgl. unten 8. 146). 

2. Er läßt durch Verwaltungsbehörden und Gerichte barüber 
wachen, daß das Korporationd- und Stiftungsvermögen feiner 
ſtaatsgeſetzlichen und ftiftungsmäßigen Beitimmung gemäß ver- 
wendet werde, und 

3. ertbeilt Verwendungen zu anderen Sweden, joweit die 
Staatsgeſetze biejelbe überhaupt ausnahmsweiſe geftatten, bie er- 
forderlihe Zuftimmung. 

4. Die Trage, wer Eigenthümer eines Korporations⸗ ober 
Stiftuimgsvermögens fei, ift von praftifcher Bedeutung hauptſäch⸗ 
ih, wenn eine Stiftung aufgehoben wird und es ſich um das 
Schickſal ihres Vermögens handelt, ſodann, wenn e8 an ausreichend 
genauer Beitimmung des Stiftungszwedes gebricht, ſodaß die Or- 
gane der SKorporation oder Stiftung und die zur Ueberwachung 
berufenen Staatsbehörven einen größeren Spielraum in ihren Be 
ihlüffen haben. Je genauer die Zwecke des Vermögens geregelt 
find, um jo mehr verliert die Eigenthumsfrage an Bedeutung. 
Die neuere Staatögefeßgebung war daher ſehr wohl in ver Lage, 
umfaſſende neue Vorfchriften über die Verwaltung des Kirchen⸗ 
und Stiftungsvermögens und die mit der Verwaltung betrauten 
Organe zu geben, ohne die Frage zu beantworten, wer als Eigen- 
-tbümer der verjchiedenen Vermögen zu betrachten jei. Verwal⸗ 
tungsrecht und Eigentum beden fich nicht, ſondern find durchaus 
verſchieden. Es kann einer Sorporation das Bermögen einer 
anderen Sorporation ober Stiftung für ewig zur Verwaltung 
übertragen jein, ohne daß fie dadurch Eigenthümer wird 1); denn 

” Bapifches Stiftungsgefeg vom 5. Mai 1870, 8. 42: „Die Rechtk⸗ 
verbältnifie und bie Berwaltung der firhlidhen Stiftungen werden durch 
die befonderen Geſetze Über die Verwaltung bes Kicchenvermögen® geregelt, 
neben welchen jeboch bie Beſtimmungen im erften Abſchnitt des gegenwärtigen 
Geſetzes auch für diefe Stiftungen Anwendung finden. In&befonbere lommen 
auch diefen Stiftungen alle Rechte ſelbſtändiger juriftifher PBer- 
fonen zu und können weder der Staat, nod die Kirche, mod bie 
Gemeinden aus den Rechten, bie ihnen binfichtlich der Berwaltung der 
Stiftungen zuſtehen, privatrechtliche Anfprüde an base Bermögen 
derfelben ableiten.” (Epobn 2, 481.) Auch bei der Beratbung des 
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fie muß die Verwaltung für die beftimmten vorgeichriebenen 
Zwede zu fremden Gunſten und nach vorgefchriebenen Regeln 
führen. 

Der Papſt und die Bilchöfe müſſen natürlich in biefen DBe- 
jiehungen anberer Meinung jein. Sie reden mit Nachdruck vom 
Eigenthum ver ‚Kirche, folgern daraus ein velllommen freies 
Verfügungsrecht der Kirche über ihr Vermögen, indem fie alle 
ftaatlichen Vorſchriften über den Stiftungszwed für unverbindlich 
erflären, und gelangen fo, indem fie fich felbft für die Kirche, da» 
mit aljo für die Eigenthümer des Kirchenvermögens, jedenfalls für 
ihre ımumfchränften Geſetzgeber und Regierer ausgeben, zu einem 
freien Schaltungsrecht über alles kirchlichen Sweden gewidmete 
Vermögen. 

5. In den Staatöverfaffungsurfunden wurde meiftens eine 
Zujicherung aufgenommen, daß das Kirchenvermögen weber durch 
Akte der Regierung, noch auch jelbit durch Staatsgefek dem Staats» 
vermögen einverleibt, und auch ſonſt jeine Beitimmung nur mit 
Zuftimmung des Landtags verändert werden bürfe!): 


8. 146. 


3. Staatögejegliche Vorfchriften über Die Vermehrung Des Kirchen⸗ 
oder Stiftungspermögens und die Gründung neuer Stiftungen. 


In allen deutichen Staaten beftehen geſetzliche Beſchränkungen 
des Vermögenserwerbs durch Firchliche Korporationen und Stife 
tungen (durch die |. g. todte Hand, main-morte), häufig auch als 
Amortifationsgefete bezeichnet. 

I. Unter läftigem Titel, durh Kauf, Tauſch oder Annahme 
an Zahlungsitatt, können Kirchen und Stiftungen Grundeigenthum 
und Grundgerechtigkeiten nur mit ftaatliher Genehmigung an ſich 


preußifchen Gejees vom 20. Iumi 1875 über die Vermögensverwaltung in 
den katholiſchen Kirchengemeinden wurde von Seiten ber Staatsregierung 
und im Lanbtag anerkannt, daß das Geſetz hinfichtlich des Eigentums am 
Kirchenvermögen nichts Neues beftimme. (Hinſchius II, 124.) 

2) Bayeriſche Berfafjungsurtunde vom 26. Mai 1818, IV, 8.9. II. Bei- 
lage 88. 46 u. 47. Württemberg 25. Sept. 1819, 8. 70. Heflen 17. Des. 
1820, 88. 43. 44. Aehuliches beſtimmte ber nunmehr aufgehobene 6. 15 der 
preußiſchen Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 1850. 
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bringen). Dieſelbe ift in Preußen, wenn der Werth vie 
Summe von 10,000 Dark überfteigt, vom Kultusminifter, fonft 
von den PVerwaltungsbehörden zu ertheilen, in Württemberg in 
alten Fällen durch die Kreisregierungen; anderwärts ift landes- 
herrliche Entichliefung nothwendig, 3. D. in eijab- Lothringen bei 
Wertben über 12,000 Mark. 


Hd. In Bezug auf Schenkungen und lettwilige Zuwendungen 
an beſtehende Korporationen oder Stiftungen zu bereits geneh⸗ 
migten Zwecken, iſt zu unterſcheiden: 

1. Liegenſchaften (Grundeigenthum) können die Kirchen und 
Stiftungen nur mit Staatsgenehmigung erwerben, und gelten hier⸗ 
für dieſelben Geſetze wie für den oneroſen Erwerb. — In Würt⸗ 
temberg ſind Schenkungen und letztwillige Zuwendungen von Liegen⸗ 
ſchaften an Kirchen und Stiftungen x. an und für ſich gültig; 
aber die Kirchen oder Stiftungen können die Liegenfchaften nur 
mit landesherrlicher Erlaubniß behalten und müſſen fie im Yalle 
der Berfagung wieder verfilbern. 

2. In Fahrniß oder Forderungen beſtehende Schenkungen 
oder Zuwendungen bedürfen in Preußen zu ihrer Gültigkeit der 
Staatsgenehmigung, wenn ihr Werth mehr als 3000 Mark be⸗ 
trägt 2), in Babe bei Werthen von 3428 M. 58 Pf. (2000 fi.), 


1) Breußen: Geſetz vom 3. Juni 1876 für die evangeliſche Randes- 
firche, 8. 24, Nr. 1. Königl. Berorbnung dazu vom 9. Sept. 1876, 8. 1, 
Nr. 2. Sefes vom 20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung ber la⸗ 
tbolifhen Kirchengemeinden, 8. 50 (vgl. Hinſchins, Kommentar IL, 164). 
Geſetz vom 7. Juni 1876 über die Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Diözefen, 8. 2, Nr. 1. Königl. Berorbnung dazu vom 29. Sept. 1876, 5.1. 
(Die für. die katboliſche Kirche gegebenen VBorfchriften gelten für die ganze 
Monardie. Kür die übrigen firchliden Korporationen und Stiftungen bauern 
zahlreiche befondere partituläre Geſetze fort (!), 3 B für bie Juben der acht 
alten Provinzen das Geſetz vom 23. Yuli 1847, 8.48. Bgl. au Geſet 
vom 23. Febr. 1870.) — Bayern: v. Roth, Bayer. Civilrecht 1, 231. 
233 — 235. — Württemberg: Verfügungen der Miniflerien der Juſtiz 
und des Innern vom 28. Inni 1859, worin die geltenden Geſetze angerührt 
find (Reg. Bl. 114 — 116). — Elfah-Lothringen: Geſetz vom 2. Ian. 
1817, $. 2 und Berorbuung vom 5. Mai 1873 (Durſy 1, 243 und 272. 
Zacharia⸗ Puchelt 4, 212, 1575). 

2) Preuß. Geſetz von 23. Febr. 1970. Vgl. Körfler, Preuß. Privat: 
techt 3, 48, 1973. 
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dagegen in Baden?) und Elſaß⸗Lothringen ohne Rückſicht auf den 
Werth, während umgekehrt in Württemberg feinerlei beſchränkende 
Beftimmungen darüber bejtehen (I). 

3. Die Beichränktungen, welche das ältere deutſche Recht in 
Bezug auf Vergabungen auf dem Siechbette zum Schutz der rechten 
Erben aufftellte, hat die neuere Gefeßgebung aus ungenügenden 
Gründen fallen gelaſſen. 

II. Zu Gunſten von auslänbiichen Korporationen over Stif- 
tungen können im Zweifel Schentungen und Zuwendungen über- 
haupt in allen Fällen nur mit landesherrlicher Genehmigung ge- 
macht werden. Denn der Umftand, daß der fremde Staat eine 
juriftifche Perfon anerkannt hat, bewirkt an fich nicht dieje An- 
erfennung für Deutjchland ?), nicht einmal für juriftifche Perſonen 
derſelben Gattung, wie fie auch die beutichen Geſetze zulaſſen. 
Denn die deutſchen Staatsgeſetze erkennen juriftifche Perjonen 
nur unter vielen Kautelen an, geben für die Verfaffung und Ver⸗ 
waltung berjelben genaue Vorfchriften und jtellen fie unter Staats: 
aufjicht; und nur wegen diefer Vorkehrungen verzichten fie dann 
auf fpezielle Genehmigung geringerer Schenkungen und Vermächt⸗ 
niſſe. Weber Korporationen und Stiftungen außerhalb des Reiche 
fehlt diefe Möglichkeit der Ueberwachung durch die deutiche Staats» 
gewalt und folglich auch der Grund zur Freigebung von Schen- 
fungen; im Gegentheil würde die Zulaffung leicht zur Umgebung 
der deutſchen Gelee Über den Vermögenserwerb inlänbifcher juri: 
ftiiher Berfonen mißbraucht werben können. Das ältere Recht 
nahm in dieſer Frage eine ganz klare und entfchiedene Stellung 
ein. So beitimmte das preußifche Landrecht von 1794 2, 11, 
8. 195: „Ohne Vorwiſſen und bejondere Erlaubniß des Ober⸗ 
hauptes im Staate darf, bei Strafe doppelten Erjates, Teiner 
ausländifchen Kirche etwas verabfolgt werden.” Erft das Geſetz 
vom 23. Febr. 1870, $. 2, Hat Zuwendungen an ausländtjche 
juriftifche BPerfonen bis zum Werth von 3000 Diarf freigegeben. 
Nach bayeriſchen Verordnungen vom 9. Febr. 1787 und 10. Nov. 
1811 bevürfen Zuwendungen an auswärtige (jet außerdeutſche) 








1) Badiſches Befeh vom 5. Mai 1870, $. 1. Spobn 2,465. Auch fchon 
das badifche Landrecht von 1809, 88. 910 u. 937. 

2, So ſcheint au v. Roth, Bayer. Givilrecht 1, 229, die Sache auf- 
zufafien. 


234 Kirchliches Bermögensredt. 


fromme Stiftungen (aljo aud Kirchen) der ausprüdlichen könig⸗ 
lihen Genehmigung, und die Unterlafjung der Einholung derfelben 
hat Konfisfation zur Folge‘)... In Eljaß- Lothringen und Baden 
verjteht fi die Nothwendigkeit ftantliher Genehmigung von 
jelbit ?). 

IV. Neue jurijtiiche Perjonen (Korporationen, Stiftungen) 
fönnen nur mit bejonderer (ausdrüdlicher) Genehmigung des 
Staates, und zwar bed Landesherrn jelbit, entitehen ?). 

Schenkungen und Zuwendungen, welche bezweden, außerhalb 
bes Deutjchen Reiches eine juriftiiche Perjon ind Leben zu rufen, 
bebürfen außer der Genehmigung der deutſchen Stantögewalten 
noch der Erfüllung der Vorſchriften, welche nach den Geſetzen bes 
betreffenden fremden Staates für die Entftehung juriftifcher Per- 
jonen gelten. 

V. Schenkungen oder lettwillige Zuwendungen, welche einer 
inländiſchen rechtlich beſtehenden Korporation ober Stiftung zu 
einem Zwecke gemacht werden, welcher nicht zu den ſtaatlich ge- 
nehmigten Sweden dieſer Korporation oder Stiftung gehört, er⸗ 
langen erjt Gültigkeit durch die ftaatliche Anerkennung diejes neuen 
Zwedes *). 


7) Roth, Bayer. Civilrecht 1, 229. 

2) Bol. Entiheibung des franz. Staatöratb vom 12. Ian. 1854 bei 
Durſy 1, 252 — 253. 

2) Breuß. Geſetz vom 23. Febr. 1870: „Schenkungen und letztwillige Zu- 
wendungen bebürfen zum ihrer Gültigkeit der Genehmigung des Königs, in- 
foweit dadurch im Inlande eine neue juriftifche Perfon ins Leben gerufen 
werben fol.” Die Anficht Körfters, Treuß. Privatrecht 4, 405 (1874), deren 
Tragweite ſich übrigens nicht fiher beurtbeilen läßt, dürfte mit biefer gefet- 
lichen Beſtimmung in Widerfprud ftehen — Ueber Bayern: P. Roth, Bayer. 
Civilrecht 1, 231, Anm. 19 u. 271. — Babifches Stiftungsgefet vom 5. Mai 
1870, $. 1: „Zur Erridtung neuer Stiftungen als felbfländiger Nechts⸗ 
ſubjekte ift Staatögenebmigung erforderlih. Dieſelbe ift nur ſolchen Stif- 
tungen zu ertheilen, welche einem öffentlidhen, fei es kirchlichen ober 
weltlichen Zwecken gewidmet, fowie den Gefeßen, ben guten Sitten und dem 
Staatswohle nicht zuwider find.“ — 8.2: „Durch die aatliche Genehmigung 
erbalten die Stiftungen juriſtiſche Perſönlichkeit.“ (Spohn 2, 465.) — Elfaß- 
Yothringen: Verordnung vom 5. Mai 1873, 8.3. Durfy 1, 273. Zachariä⸗ 
Puchelt 4, 212, Note 11a. 

9) Preuß. Gefeg vom 23. Kebr. 1870: „Schenkungen und letztwillige 
Zuwendungen bebürfen zu ihrer Gültigkeit ber Genehmigung bes Königs, 

& 
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Die ſichere Handhabung dieſer Vorſchrift erfordert freilich 
genaue und klare ſtaatliche Vorſchriften darüber, was Alles zu 
den genehmigten Zwecken gehöre. 


8. 147. 


4. Sammlung freiwilliger Veiträge, Erhebung von Kirchenſteuern und 
Gebühren. 


Der unſerem neuen deutſchen Staatsrecht zu Grunde liegende 
Gedanke der Religionsfreiheit führt mit Nothwendigkeit zur Ver⸗ 
wirklichung des Grundſatzes, daß jedem Religionsverein überlaſſen 
bleiben müſſe, für die Beſtreitung ſeiner Bedürfniſſe ſelbſt zu 
ſorgen und zu dieſem Zweck ſeine eigenen Mitglieder zu beſteuern, 
eine Unterſtützung aus Mitteln des Staates oder der politiſchen 
Gemeinden, ſofern ſie ausnahmsweiſe im Intereſſe des Staates 
ſelbſt ſtattfinden ſoll, allen Bekenntniſſen in gleichem Verhältniß 
zu Theil werde. 


Der neueſte Stand der Geſetzgebung über Kirchenſteuern, 
Gebühren und Kollekten iſt nun folgender: 


I. Ein ſtaatlicher Zwang gegen Bürger, zu Zwecken eines 
Religionsvereind Beiträge zu leiften, dem fie nicht als Mitglieder 
angehören, findet in Deutichland nur noch in einzelnen Richtungen, 
namentlich in Folge der bier und dort fortdauernden jubfiviären 
Haftbarkeit der politifhen Gemeinde für Kirchen» und Pfarrhaus- 
bauten der beiden großen Kirchen, ftatt. Im Allgemeinen fprechen 
bie Geſetze die Negel aus: daß Gebühren für Firchliche Handlungen 
(Stolgebühren und Zaren) nur von Denjenigen erhoben werben 


infoweit fie einer im Inlande bereit beſtehenden Korporation ober anderen 
juriſtiſchen Perſon zu anderen als ihren bisher genehmigten Zwecken ge= 
widmet werben follen.” Badiſches Stiftungsgefeg vom 5. Mai 1870, $. 6: 
„Verfügungen, wodurch befiehenden Stiftungen Vermögenstheile mit ber 
gänzlichen oder tbeilweifen Widmung für Zwecke zugewendet werben, welche 
zu den Zwecken diefer Etiftungen felbit außer Beziehung fiehen, find, foweit 
die der Kal, als neue Stiftungen zu behandeln.” (Vgl. liber die Aus⸗ 
legung Spohn 2, 467.) Elſaß⸗Lothringen: Verordnung vom 5. Mai 1873, 
8%. 3, Durfy 1, 273. 
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bürfen, welche folche Kirchliche Handlungen für fich begehren !), und 
Kirchenfteuern nur von Mitgliedern des Religionsvereins?). 

Die Beitragspfliht austretender Gemeindeglieder erliſcht 
übrigens in Preußen ‚nicht mit dem Tag der Austrittserflärung, 
jondern erft mit dem Schluffe des auf die Austrittserflärung fol- 
genden Kalenderjahres; ausnahmsweife muß der Austretende auch 
noch ein zweites Kalenderjahr hindurch Beiträge zu den Koften 
eines außerordentlihen Baues fortleiften, nämlich: wenn die Noth- 
wendigkeit dieſes Baues fchon vor Ablauf des Kalenderjahres, in 
welchem der Austritt aus der Kirche erklärt wird, feitgeftellt war. 
Für die aus einer Shnagogengemeinde Austretenden kann bie 
Verbindlichkeit jogar noch länger dauern. — In dieſer Ausdehnung 
ericheinnen jolche Ausnahmen von der Regel jchwerlich gerecht- 
fertigt, namentlich angefichts des Umjtandes, daß die neue preußifche 
Geſetzgebung die Gemeindeglieder ziemlich jchutlos läßt gegen Ent- 
ziebung von ®emeinderechten (vgl. oben S. 189 u. 200). 

I. Nach bisherigem Rechte jchon konnten in den evangelijchen 
und katholiſchen Kirchen fowie in den israelitifchen Gemeinſchaften 
Rirchenfteuern und Gebühren nur nach Maßgabe der Staats 
gefeße, jedenfalls nur mit jtantlicher Genehmigung eingeforbert, 
auch freiwillige Beiträge nur mit folder Genehmigung eingefammelt 
werben. Hieran hat die Staatdgewalt auch in neuerer Zeit mit 
Beitimmtbeit feftgebalten und bei Einräumung des Befteuerungs- 


ı) Preuß. Gele vom 14. Mai 1873 über den Austritt aus der Kirche, 
8. 5. Bayer. Verfaffungsurtunde vom 26. Mai 1813, II. Beilage, $. 86. 
Württemberg: Königl. Verordnung vom 22. Sept. 1818, 8. 3 (Reg. Bl. 498.) 
— Bol. auch Öfterreichifches Gefeh vom 25. Mai 1868, 8. 9. 

2) Preuß. Geſetz vom 14. Mai 1873 über den Austritt aus Neligions- 
vereinen mit Korporationsrecht, S. 3. Geſetz vom 12. Juni 1874, betr. die 
VBerhältnifie der Diennoniten, 8. 3. Geſetz vom 28. Juli 1876 über den 
Austritt aus den Spnagogengemeinden, 8. 6. Bayer. Umlagengefeg vom 
22. Yuli 1819, Art. 5 (beftätigt durch die Gemeindeordnung vom 29. April 
1869, $. 206, und die G. O. für die Rheinpfalz, $. 44): „Kein Staats 
büürger if verbunden, zur Befriedigung der Bebürfniffe von Kirchen und 
Schulen einer Religionspartei, zu welcher er nicht gehört, mittelft Umlagen 
beizutragen, wenn nicht ein gemeinfchaftlicher Genuß oder ein beſonderes 
Rechtoverhältniß beſteht.“ Freilich dauern bergebrachte Ausnahmen nod fort. 
Bgl. Mebicns, Kommentar ©. 131 — 136. — Oeſterreichiſches Geſez vom 
25. Mat 1868, $. 9. Schweizerifhe Bunbesverfafiung von 1874, 8. 49, 
Schlußſatz. 
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rechts genauere geſetzliche Regeln über feine Ausübung und die 
Art und Weiſe der ftaatlichen Ueberwachung gegeben, biefe Ein» 
räumung mit Recht aber von einer vorgängigen entiprechenden 
Umgeftaltung ber Kirchenverfaffung abhängig gemacht, oder un⸗ 
mittelbar dieſe Umgeftaltung bewirkt. 

II. Die Einfammlung freiwilliger Beiträge (Beranftaltung 
von Kollekten) bedarf in Preußen feiner Genehmigung, wenn fie 
innerbalb ver Kirchengebäude ftattfinndet. Dagegen ift ſowohl 
für die. Abhaltung als auch ſchon für die Ausſchreibung und Ver⸗ 
anftaltung von Sammlungen außerhalb der Kirchengebäude Staats⸗ 
genebhmigung nothwendig, foweit nicht das Staatsgeſetz felbit für 
gewiffe ftändige Kolleften die Einholung der Genehmigung aus⸗ 
drücklich erlaffen hat und eine bloße vorgängige Anzeige genügen 
läßt ?). 

Aehnliche Regeln gelten auch in ven übrigen beutichen 
Staaten. 

Zuwiderhandlungen werden nach den Polizeiftrafgefegen ge- 
ahndet 3). 

IV. Das Befteuerungsrecht 3) ift theilg ein ſolches der kirch⸗ 
lichen Ortsgemeinde gegenüber den einzelnen &emeinbegliebern, 
theils ein folche® der größeren Verbände gegenüber den kleineren 
unb den Ortsgemeinden, neben welchem dann noch ein Beſteuerungs⸗ 
recht der Ueberſchüſſe des örtlichen Kirchenvermögend und der 
befjeren Pfründen jtebt. 

A. Ueber das Beſteuerungsrecht der kirchlichen Orts— 
gemeinde) gelten in großer Uebereinftimmung folgende Regeln: 


1) Preuß. Geſetz vom 3. Juni 1876, betr. die evang. K. V., Art. 24, 
Nr. 8. Für die kathol. Kirche der ganzen Monardie: Geſetz vom 20. Juni 
1875, $. 50, Nr. 7. Gefek vom 7. Juni 1876, 8. 2, Nr. 8. 

2) 3. 3. württemb. Geſetz vom 27. Dez. 1871, 8. 13. 

3) Dove, Ueber die kirchliche Beſteuerung (Referat für die Eiſenacher 
Konferenz 1870), abgebrudt im Allgemeinen Kirchenblatt 19, 539. Loh⸗ 
mann, Th., Kirchengeſetze der evangelifch- Intherifchen Kirche ber Provinz 
Hannover, 1871, 1, 250-276: Ueber das kirchliche Beitragsweſen. Kiefer, 
Bericht ber Kommiffion der badiſchen Generalſynode, Oft. 1876. 

) Maßgebend find Hierfür folgende Geſetze Preußen. Evange- 
liſche Kirche der ſechs öftlichen Provinzen: 8.6. und S. O. vom 10. Sept. 
1873, 8. 31, Nr. 6. Staatsgeſetz vom 25. Mai 1874, 8.3. Rheinland u. 
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1. Umlagen auf die Gemeindeglieder dürfen in allen Fällen 
nur beſchloſſen werben, inſoweit freiwillige Beiträge nnd der Er⸗ 
trag des kirchlichen Ortsvermögens nicht ausreichen und auch Fein 
britter Verpflichteter vorhanden ift. 

2. Bleiben unter diefer Vorausfegung kirchliche Ausgaben 
ungebedt, welche zu den ftaats- und firchengefetlich „nothwendigen“ 
gehören, fo iſt die Auflegung von Kirchenfteuern zugleich Pflicht 
der Kirchlichen Organe, welche mit Hülfe des Staates erzwungen 
werben kann (vgl. unten 8. 148). Für welche anderen als noth⸗ 
wendige Zwede Steuern aufgelegt werben dürfen, kann durch 
Staatsgeſetz genauer beitimmt fein, oder es wirb im einzelnen 
Falle von der genehmigenden Stantsbehörbe nad deren Ermeflen 
entichieden. 


3. Befreiungen von Kirchenfteuern finden jeit Aufhebung der 
Parocialeremtionen nicht mehr ftatt!) und dürfen auch von ven 
kirchlichen Organen nicht gewährt werben. 

4. Die Gemeindebejchlüffe werden von Gemeinvefirchenrath 
und ©emeindevertretung gefaßt nad den ©. 146 angegebenen 
Regeln. 


5. Die Vertheilung der Umlagen auf die einzelnen ®emeinde- 
glieder darf nur nad einem ſtaatsgeſetzlich geregelten Maßſtab 
(Steuerfuß) erfolgen. Den Gemeinden ift in Preußen freigejftellt, 


Beffalen: 8.D. vom 5. März 1835, $$. 3. 18d. 131 und Zufag vom 
25. Aug. 1853. Hannover: Geſetz vom 14. Dit. 1548, $ 18. K. B. und 
&.D. vom 9. Oft. 1864, 85 35. 79. 81. Kirchengefeh vom 4. Zuli 1876. 
Schleswig⸗Holſtein 4. Nov. 1876, 8. 52, Nr. 7. 8, 88. 60—67. Konfiftorial- 
bezirt Wiesbaden Juli 1877, 8. 33, Nr. 6. Katholiſche Kirche: Geſetz 
vom 20. Juni 1875, 8. 21, Nr. 8, 8. 50, Nr 9. Juden ber adt alten 
Provinzen: Gefe vom 23. Juli 1847, 88. 48 u. 58. — Sachſen: Evang. 
8.8. und S.O. vom 30. Mär; 1868, $. 21. Staatsgeſetz vom 30. Mär 
1868, betr. die Publikation der Kirchenvorftiands- und Spnobalorbnung, 
88. 2—7.— Württemberg. Betreffd ber israelitiſchen Gemeinden: Gele 
vom 25. April 1828, 88. 55-61. Geſetz vom 23. Dez. 1873. — Baden: 
Evangeliſche Kirchenverfafiung vom 5. Sept. 1861, 88. 115 — 117 u. & 14, 
wofür jedoch noch das ſtaatliche Zwangsrecht fehlt (Spohn 1, 233). Bezüg- 
li der Israeliten |. Bd. 1,430. — Heffen: Geſetz vom 23. April 1875 
für alle Religionsvereine unter gewiſſen Bebingungen gültig. 

3) Brenß. Belek vom 3. Juni 1876. Württemberg: Gefe vom 18. Juni 
1849, $. 7 (Reg. Bl. 210). 


Kirchliches Vermögensrecht. 239 


die direkten Staatsſteuern oder die Kommunalſteuern als Maßſtab 
zu wählen, jedoch vorbehaltlich der ſtaatlichen Genehmigung. 

6. Marima find ftantsgefeglich ſelten beſtimmt, ſondern nur 
die jtaatlichen AuffichtSbehörvden in den Stand gefett, zu jtarfe 
Umlagen zu verhindern. 

7. Die Gemeindebeſchlüſſe bevürfen zu ihrer Gültigkeit und 
Bollitredlbarleit der Genehmigung der Staatsauffichtsbehörde ). 

8. Die Vollſtreckung erfolgt auf dem Verwaltungswege und 
nur auf dieſem. 

B. Bezüglich des Beſteuerungsrechts der größeren Verbände 
und der Sefammtlirche find bis jegt noch zu wenig genaue und 
übereinftimmende Regeln in Geltung, um eine überfichtliche Dar- 
ftellung zu ermöglicen. Unbeftimmt ift namentlich bis jetzt vielfach 
die enticheidenve Frage gelaffen, für welche Zwecke das Befteuerungs- 
recht in Bewegung gejett werden dürfe, ob namentlih die Auf- 
befferung der Gehälter der Geiftlichen überhaupt und bis zu 
welchem Verhältniß Aufgabe ver Gefammtlirche fein dürfe, und 


ob nicht mit einer folhen Verallgemeinerung biefer Laft auch eine . 


verhältnigmäßige Verallgemeinerung der kirchlichen Baulaft u. ſ. w. 
Hand in Hand geben müſſe. Dieje Trage bedarf der Regelung 
durch Staatsgeſetz und kann nicht dem Ermeſſen ver ftaatlichen 
Auffichtsbehörden überlafjjen bleiben. Yür die preußiiche Yandes- 
kirche Spricht denn auch das Gefeg vom 3. Juni 1876, 8. 16, 
Abf. 3, den wichtigen allgemeinen Vorbehalt aus, daß Kirchen» 
gefege, welche eine Belajtung der Kirchengemeinden zu Gunften 
anderer Kirchengemeinden anordnen oder eine folche auch nur zur 
Tolge haben, der Beitätigung durch ein Staatsgejet be- 
bürfen. 

1. Dem Befteuerungsrechte der evangeliichen Geſammtkirche 
oder der größeren Verbände find unterworfen fowohl die Orts⸗ 
firchengemeinden, entweder unmittelbar oder mittelbar, als auch 
diejenigen örtlichen Kirchenvermögen (Pfründe und Fabrikvermögen), 
welche erhebliche Ueberfchüffe haben. Dazu gehören auch bie über- 
ihüjfigen Einkünfte erledigter Stellen (Vakanzeinkünfte, Interkalar: 


1) „Die Genehmigung iſt in&befondere zu verfagen, foiern Bedenken 
binfihtlihd der Orbnungsmäßigfeit der Auferlegung, der Angemefienbeit des 
Beitragsfußes oder der Leiftungsfäbigfeit der Pflichtigen beſtehen ().“ (Breuß. 
Geſetz vom 25. Mai 1874, 8. 3, und vom 20. Iuni 1875, 9. 50, Nr. 9.) 
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gefälle, fructus intercalares), welche jedoch in ber evangeliſchen 
Kirche wegen des Gnadenjahres der Wittwe und Waifen geringere 
Bedeutung baben. 

Die Auflegung von Steuern erforbert ı ein Kirchengefeg und 
jtaatlihe Genehmigung, für welche ganz bejondere ftaatliche Kau⸗ 
telen vorgefchrieben find. Im einigen Synoden dürfen über Ber- 
willigung von Steuern nur bie weltlichen Abgeorbneten mit- 
beichließen. 

2. In der katholiſchen Kirche bei chrankt ſich das Beſteuerungs⸗ 
recht des Bisthums meiſtens auf die Einziehung der überſchüſſigen 
Intertalargefälle; die Belaftung der Inhaber von Pfarrpfründen, 
jei es durch Abzüge oder Auflagen, oder Verpflichtung zum Unter: 
halt des Biſchofs bei amtlichen Reifen, ift in neuerer Zeit wieder 
in den meiften Staaten verboten worden, wie fie e8 früher jchon 
gewefen war. 

V. Die Einführung neuer und die Veränderung beſtehender 
Gebührentaxen für Amtshandlungen der Geiſtlichen oder ſonſtigen 
Kirchendiener (Organiſten, Küſter) iſt allgemein an ſtaatliche Ge⸗ 
nehmigung gelnüpft 1), die Anforderung von Gebühren für nicht 
vollzogene Amtshandlungen gejetlich verboten. 

Der Gedanfe, daß die Verwaltung der geiftlihen Aemter 
ebenio wie die aller öffentlichen Aemter eine unentgeltliche fein 
und die Geiftlichen und Kirchendiener feite Gehalte beziehen müßten, 
wurde zuerft in Frankreich durch das Staatögefeg vom 12. Zult 
17% (die f. g. Civilkonftitution des Klerus) vorübergehend ver- 
wirflicht, bi8 Napoleon die Gebühren wieder berftellte. Auf dem 
rechten Rheinufer wurde er dann im Jahre 1830 in den fünf 
Diözefen der oberrheiniſchen Kirchenprovinz wenigſtens für vie 
bifchöflichen Amtshandlungen (nicht für die Pfarrer) zur Geltung 
gebracht In einigen kleineren Staaten, wie z. B. im Herzog⸗ 


iy Preußen: Geſetz vom 3. Juni 1876 über die evangeliſche Kirchen⸗ 
verfafiung in den acht alten Provinzen, 8. 24, Nr. 4. Geſetz vom 7. Inni 
1876 über die Bermögensverwaltung in den katholiſchen Diözefen, 8. 2, Nr. 7. 
Geſetz vom 20. Juni 1875, 8. 50, Nr. 6. Bayern: Berfafiungsurtunde 
vom 26. Mai 1818, II. Beilage, 8. 64b. Gebeimeratbsorbnung von 1779, 
88. 18 u. 19. Silbernagel 357. 377. 378. Elfaß-Lotbringen: Orga«- 
nifche Artilel vom 8. April 1802, I, 8. 69. 

2) Landesherrliche Verorbuung vom 30. Jan. 1830, 8.22: „Die ganze 
Diözefanverwaltung wird für die Didzefanen geiftlichen und weltlichen Standes 
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thum Braunſchweig, it die Staatsgeſetzgebung bierauf zurüde 
gelommen und bat, was zur Erreichung des Zweckes unentbehrlich 
it, zugleich ein Verbot für Kirchenviener beigefügt, in Bezug auf 
Amtshbandlungen „Geſchenke“ anzunehmen !). 

Die Uebertragumg der Führung der Stanvesregifter an die 
bürgerlichen Standesbeamten bat die Gebühren der Geiftlichen für 
Aufgebote und Einträge oder Auszüge aus den Standesregiftern 
in Wegfall gebracht und die Gebühren für Eheſchließungen ver- 
mindert, da die firchliche Ehefchließung eine freiwillige geworden 
iſt und tbeilweije unterbleibt. Der Staat bat aus diefen Gründen 
es für billig erachtet, die Geiftlihen für biefen Ausfall zu ent- 
ihädigen 2), was vielfach durch eine allgemeine Aufbeljerung des 
Gehaltes aus Staatsmitteln bewerkftelligt worden ift. 

Mehrere evangelifche Kirchen haben die Erhebung von Ge⸗ 
bübren für Trauungen und Aufgebote, einige auch diejenigen für 
Zaufen überhaupt aufgehoben ®). 

Ueber die kirchlichen Vorausfegungen zur Einführung neuer 
Gebühren oder zur Veränderung beftehender enthalten die neueren 
Spnobalverfafjungen feine übereinftimmenden und feine erſchöpfen⸗ 
den Beitimmungen, nur daß fie alle von dem Grundſatz ausgehen, 
daß jolche Verfügungen nicht mehr von der Kirchenregierung allein 


unentgeltlich geführt. Zaren oder Abgaben, von welder Art fie auch fein 
und wie fie auch Namen haben mögen, bürfen weder von inlänbdifchen noch 
ausländifchen geiftlihen Behörden erhoben werden.‘ 

1) Braunfchweigifches Staatsgejeg vom 31. Mai 1871, $. 7 (Dove's 
Zeitfchr. 10, 466 — 471). In Bayern können die Militärfeelforger für ſeel⸗ 
forgerifche Funktionen bei Unteroffizieren, Soldaten und deren Frauen und 
Kindern keine Stolgebühren beanfpruchen, mit Ausnahme ber Gebühren 
für Tranungen und Zaufen. (Minifterialerlaß vom 11. Juli 1846. Silber- 
nagel 76.) . 

2) Preuß. Geſetz vom 9. März 1871, $. 54. Sächſiſches Gefeh vom 
22. Mai 1876. 

3) Kirchengefets für die ewangelifch- Iutherifche Kirche der Provinz Hans 
nover vom 16. Juni 1875, betr. die Aufhebung der Gebühren für kirchliche 
Aufgebote und Trauungen. (G. S. 303. Dove's Zeitichr. 13, 465.) Königl. 
jächfifche8 Kirchengefe vom 2. Dez. 1876, betr. die Firation ber Accidenzien 
und Stolgebühren der evangelifch -Tutherifchen Geiftlichen und Kirchendiener. 
Kirchliche Berorbnung vom 15. Dez. 1876 zur Ausführung bed Kirchen⸗ 
gefeße8 vom 2. Dez. 1876 über bie Firation der Accidenzien und Stol- 
gebühren ꝛe. 

Thubichum, Kirchenrecht. 11. 16 
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getroffen werben dürfen, fondern entweder ein Kirchengeſetz oder 
einen Gemeindebeſchluß erfordern). Außer Frage ftebt, daß Durch 
Kirchengefeß neue allgemeine Regeln darüber aufgeftellt werben 
tönnen, welche für alle Gemeinden in jeber Hinficht bindend find ®); 
fo lange aber folcde neue mit den Synoden vereinbarte Kirchen⸗ 
gefege nicht vorliegen, dürfen die Gemeinden die bisher üblichen 
Gebühren verändern und neue einführen, vorbehaltlich jedoch Der 
Genehmigung des Konfiftoriums ?). 


8. 148. 
5. Staatliche Ueberwachung Der firdhlichen Bermägensperwaltung. 


Die neueren Staatögefeke, welche den Kirchen und Kirchen⸗ 
gemeinden eine größere Selbjtändigfeit in Bezug auf Kirchliche 
VBermögensverbältniffe eingeräumt haben, behalten zugleich bem 
Staate genau umſchriebene Auffichts-, Genehmigungs-, Entſchei⸗ 
bungs» und Zwangsrechte bevor, welche wejentlich bezweden, bie 
Erhaltung des Grundftods, die beftimmusgsmäßige Verwendung 
des Kirchenvermögensd und die Erfüllung der Obliegenbeiten ver 
Kirchen; welche auf Stantsgejegen beruben, zu fichern. In ver 
folgenden Darftellung ift hauptſächlich auf das neuefte preußifche 
Recht Rückſicht genommen, welches für evangelifche und katholiſche 
Kirche ziemlich gleichlautende Verfügungen hatt), In den übrigen 


1) Daß dieß die Bedeutung der Vorſchrift in der preußifhen 2 &. und 
&.D. vom 10. Sept. 1873, 8. 31, Nr. 7 fei, bat der preußiſche Kultus⸗ 
minifter durch Erlaß vom 19. Sept. 1874 anerlannt (Alt. d. ev. O. K. R. 
1, 267 — 269). — Anders if e8 noch in Bayern (Stlbernagel 377. 378). 

2) Preuß. G.S. O. vom 20. Ian. 1876, 8. 8. Schleöwig-Holftein 4. Nov. 
1876, 8. 92. Abf. 5. 

8) Breufen, ſechs öſtliche Provinzen, 10. Eept. 1873, $. 31, Nr. 7. 
Sefe vom 3. Juni 1876, $. 8 Daß bie Nothwendigkeit der Beſtätigung 
durch das Konfiftorium in Gemäßheit des preuß. Allgem. Landrechts 2, 11, 
8. 425 fortbauere, bat der Erlaß des Kultusminifterd vom 19. Sept. 1874 
anerlannt. — Schleswig. Holflein 4. Nov. 1876, 8. 52. Nr. 9. Wietbaben 
4. Zuli 1877, 8. 33, Nr. 7. 

4) Geſetz vom 3. Juni 1876, betr. die evangeliſche Kirchenverfaflung im 
ben acht älteren Provinzen, 88. 27 u. 28. Königl. Berorbnung dazu vom 
9. Sept. 1876. Geſetz vom 20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung 
in den latbol. Kirchengemeinben, 88. 52—55. Verordnung dazu vom 27. Sept. 
1875. Gefe vom 7. Juni 1876 über bie AuffichtSrechte des Staates bei 
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Ländern find die echte des Staates vielfach ausgevehnter und 
unbeftimmter. | 

I. Bor allen Dingen kommt den ftaatlihen Aufſichtsbehörden 
ein ausgedehntes Recht ver Kenntnißnahme zu, vermöge deſſen 
fie Vorlage von Inventarien, der jährlichen Etats und der Jahres⸗ 
rechnungen fordern, jowte auch außerorbentliche Reviſionen (der 
Kaffen, Rechnungen, Verwaltungsprototolle u. |. w.) vornehmen 
können °). 

Die Rechnungen der Tatholiihen Berwaltungen in Preußen 
find alljährlih den Staatsauffichtsbehörden zur Prüfung einzu- 
reichen 2), und in anderen Staaten ift dies allgemeine Regel. 

I. Befchlüffe und Verfügungen der kirchlichen Organe ober 
Debörden bepürfen zu ihrer Gültigkeit ver Genehmigung ber 
ftaatlichen Auffichtsbehörde in folgenden Fällen®): 1) zu bem 
läftigen oder unentgeltlichen Erwerb, der Veräußerung ober ber 
binglichen Belaftung von Grundeigenthum (über ven Erwerb vol 
fhon oben ©. 231); 2) zu der Veräußerung von Gegenſtänden, 
welche einen geichichtlichen, wifjenfchaftlichen oder Kunſtwerth haben; 
3) zu Anleihen, ſoweit fie nicht bloß zu vorübergehender Aushülfe 
dienen und aus der laufenden Einnahme verfelben Voranſchlags⸗ 
periode zurüderftattet werden können; 4) zu der Einführung und 
Veränderung von Gebührentaxen; 5) zu der Errichtung neuer, 
für den Gottespienft, die Geiftlichen oder andere Kirchendiener 
beftimmter Gebäude; 6) zu der Anlegung oder veränderten Be⸗ 
nugung von DBegräbnißplägen, 7) zu der Ausjchreibung, Veran⸗ 
ftaltung oder Abhaltung von Sammlungen (Kollekten) außerhalb 


der Bermögensverwaltung in den katholifchen Didzefen. Königl. Berorbnung 
dazu vom 29. Sept. 1876. — Gefeh vom 23. Juli 1847 über die Verhält⸗ 
niffe ber Suben, 88. 48. 49. 

1) Geſetz vom 3. Juni 1876, 8. 27. Geſetz vom 20. Juni 1875, 88. 52. 
54. Gefeh vom 7. Juni 1876, 88. 4. 7. 8. Den Grundſatz ſpricht auch 
das wärttembergifche Gefeb vom 30. Ianuar 1862, 8. 19, bezüglich ber 
katholiſchen Kirche an. 

2) Geſetz vom 20. Juni 1875, $. 54. Geſetz vom 7. Juni 1876, $. 7, 
Abſ. 2. 

2) Bgl. die in Anm. 1 angeführten preußifchen Gefege, welche für bie 
evangeliſche und katholiſche Kirche wörtlich übereinſtimmende Verfügungen 
treffen, und zwar: Geſetz vom 3. Juni 1876, $. 24. Geſetz vom 20. Juni 


1875, $. 50. Geſetz vom 7. Juni 1876, $. 2. 
16* 
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der Kirchengebäude (ſ. oben S. 237); 8) zu Umlagen auf die 
Kirchenglieder (f. oben ©. 237—240); 9) zu einer Verwendung des 
Vermögens zu nicht beftimmungs= oder ftiftungsmäßigen Zweden 
(j. oben ©. 230). — In ver Tatholiichen Kirche ferner: 10) zu 
der Verwendung der Einkünfte erledigter Stellen (Vakanzeinkünfte, 
Interlalarfrüchte)!); 11) in Preußen bei katholiſchem Kirchenver⸗ 
mögen, welches nicht unter ven Gemeindeorganen jteht: zu aufßer- 
orbentlicher Benutung des Vermögens, welche bie Subftanz felbft 
angreift, fowie zu der Kündigung und Einziehung von Kapitalien, 
fofern fie nicht zur zinsbaren Wieberbelegung erfolgt ?). 

IH. Hinfichtlich derjenigen Vermögen, welche für die fatho- 
liſchen Biſchöfe, Bisthümer und Kapitel beſtimmt find, fowie an⸗ 
derer beſonderer Fonds ſind den Staatsbehörden noch weitere 
Rechte, namentlich das Recht der Genehmigung und Korrektur 
des ganzen Jahresetats vorbehalten?). In den evangeliſchen 
Kirchen liegt dafür weniger Bedürfniß vor, inſofern die Synodal⸗ 
ausſchüſſe die nöthige Kontrole üben. 

IV. Ausgaben und Einnahmen, welche von der Staatsauf⸗ 
ſichtsbehörde beanſtandet ſind, dürfen nicht in Vollzug geſetzt 
werden 4). Iſt der Grund der Beanſtandung eine behauptete Ge⸗ 
jegwibrigfeit, jo können die Gemeindeorgane oder fonftigen ver» 
waltenden kirchlichen Behörden biergegen beim Dberverwaltungs- 
gericht Klage erheben, in anderen Fällen beim Oberpräfidenten 
Beſchwerde führen. 

V. Weigern fich die Kirchengemeindeorgane, Ausgaben, welche 
auf Staatögejegen oder ftaatlich genehmigten Kirchengejegen be- 
ruben, over Einnahmen, auf welche bie Kirchenkaſſe ein joldhes 


3) Preuß. Geſetz vom 7. Juni 1876, 8. 2, Nr. 9. Württemb. Geſetz 
vom 30. Jan. 1862, $. 19 (Reg. Bl. 64). Badiſches Gele vom 25. Ang. 
1876, 8. 14 (8. 1.8.81. 229). 

2) Preuß. Geſetz vom 7. Yuni 1876, 8. 2, Nr. 3. 

2) Preuß. Sefe vom ;. Juni 1876, 8. 4, Abſ. 2, 8. 7, Abſ. 2: „Die 
Etats folder Verwaltungen, welde Zufhüfie aus Staatsmitteln erhalten, 
find der ſtaatlichen Auffichtebehörbe zur Genehmigung einzureichen. Diefe 
Behörde beftimmt ben Zeitpunlt der Einreichung, fie regelt bie formelle Ein- 
richtung der Etats und fegt die Friften zur Erledigung der Erinnerungen 
fe.” — In Württemberg wird der Jahreßetat der VBisthumsbotation vom 
königl. kathol. Kirchenrath genehmigt. 

*) Geſetz vom 20. Juni 1875, $. 52. Geſetz vom 7. Iuni 1876, $. 4. 
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gejetliches Recht bat, auf den Etat zu bringen, fo kann ſowohl 
die kirchliche Behörde als auch die ftaatlihe Auffichtsbehörbe 
„unter gegenfeitigem Einvernehmen” die Eintragung in ven Etat 
bewirfen und bie weiter erforderlichen Anorbnungen treffen. 

.. Beitreiten die evangelifchen &emeindeorgane, daß eine ſolche 
gejetliche Verpflichtung überhaupt oder in dem von Konfiftorium 
und Staatsbehörde angeordneten Umfang begründet fei, jo können 
fie Klage beim Sberverwaltungsgericht erheben !), in anderen 
Fällen Bejchwerde an ben Oberpräfinenten ergreifen, welcher end⸗ 
gültig befchließt 2). Auch katholiſche Kirchenverwaltungen, nicht 
aber katholiſche Gemeindeorgane, können beim Oberverwaltungs- 
gericht Hagen). 

VI. In ähnlicher Weife kann auch ein Zwang ausgeübt werden 
zur gerichtlichen Einkflagung von Anſprüchen ber Kirchenkaſſen, 
namentlich gegen pflichtiwidrig handelnde Geiftliche, SKirchenrechner 
oder Rirchenvorftände *). 

VI. Den Staatöbehörben find fowohl die erforderlichen 
Rechte der eigenen Anoronung als auch eine entiprechende Zwange- 
gewalt beigelegt. 

VII. Ihnen allein gebührt die Regelung ber ftreitigen Kir- 
henbaufachen, fowie Pfarr- und Küjtereibaujachen, fowie die Voll» 
ftredung der einstweiligen Entſcheidungen in dieſen Sachen 5). 


8. 149. 


6. Auffichts⸗ und Zuftimmungsrechte der Patrone und von politiichen 
Gemeinden. 


I. In Gemeinden, welche einen Patron haben, kommen biefem 
verichiedenartig geftaltete Auffiht3= oder Zuftimmungsrechte in 
Bezug auf das örtlihe Kirchenvermögen zu. 

1. Nach kanoniſchem Recht ift zur Theilung einer Pfründe 
(divisio, dismembratio) oder zur Bereinigung derſelben oder 





1) Geſetz vom 3. Juni 1876, 8. 27, Abſ. 2 u. 3. 
2) Königl. Verordnung vom 9. Sept. 1876, 8. 3 (G. S. 396). 
9 Geſetz vom 7. Juni 1876, 8. 6. Königl. Verordnung vom 27. Sept. 
1875, 8 1, Ar. 3. 
*) Befe vom 20. Iuni 1875, 8.53, Abf. 2 Geſetz vom 7. Zuni 1876 
8.5, Abf. 2. 
s) Gefeß vom 3. Juni 1876, $. 23, Rr. 2. 
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eines Theile mit einer anberen (unio) die „Zuftimmung“ bes 
Patrons erforderlich !), nicht aber zu bloßen Veränderungen ber 
Subitanz, wie 3. B. Verlauf von Grunpftüden, over zu anderen 
Verwaltungsaften. Bezüglich des Kirchenfabrikvermögens kommen 
dem Batron überhaupt keine Rechte zu. 

2. In vielen proteftantiichen und Tatboliichen Landeskirchen 
tft das kanoniſche Zuftimmungsrecht zu Pfrünpveränderungen zu 
einem bloßen Recht auf „vorgängiges Gehör“ abgefchwächt *). 

3. In einem großen Theile Norbveutfchlands ift der Patron 
berechtigt, in den Kirchengemeindevorſtand einzutreten oder einen 
Stellvertreter in denjelben zu fenden und auf dieſe Weife von 
allen Handlungen der Kirchenverwaltung Kenntniß zu nehmen, 
meiſt auch mitzubejchließen (vgl. oben S. 149—150). 

4. In Preußen ift in Bezug auf die Ausübung jelbftändiger 
Auffichts- und Zuftimmungsrechte, ſei es zur Veränderung ber 
Pfründe oder des Fabrikvermögens und zu Alten ver Verwaltung 
berjelben, jeit 1874 ein ganz neuer Rechtszuftand gefchaffen ®). 

a) Sole Rechte fommen dem Patron nur noch da zu, „Wo 
derſelbe Patronatslaften für die firchlicden Bedürfniſſe trägt”. 
Ob er dieſe Laften prinzipaliter ober nur fubfiviär zu tragen bat, 
macht hierbei feinen Unterſchied. Als Patronatslaften gelten aber 
nur jolche, welche dem Patron „als ſolchem“ obliegen, nicht auch 
Laſten, die er als Zehntherr oder als Grunbbefiger bat. Wo noch 
der Grundſatz bes kanoniſchen Rechts gilt, daß der Batron jein 


) c.60. e. XVI, qu. 1. — e. 31. e. XVI, qu. 7. — Cone. Trid. 
sessio 24, 3; 25,9. Bgl. Schulte, Lehrbuch des Tatbol. Kirchenrechts, 1873, 
©. 257 — 260. 

2) 3. B. in der ewangelifhen Kirche Württembergd Ganpp 2, 1, 300, 
1831. Königreih Sachen: Beleg vom 11. Aug. 1855, 8. 10, NRr.4. (Codex 
765). Auch in Preußen kann, wie unten anzugeben ift, ber fehlende Koufens 
bes Patrons ftaatlich ergänzt werden. 

s) Bezüglich der Patronate zu Latholifchen Pfarreien 2c. für bie ganze 
Monarchie durch Staatsgeſetz vom 20. Juni 1875 über die Bermögensver- 
waltung in den katholiſchen Kirchengemeinden, $. 40. Bezüglih der Ba- 
tronate zu evangelifchen Pfarreien für bie ſechs öſtlichen alten Provinzen 
durch Staatögefeh vom 25. Mai 1874, betr. die evang. 8.6. und S. O. 
Art 8, und Kirchengemeinde: und Synobalorbnung vom 10. Sept. 18783, 
8. 23. — Für Schleßwig- Holflein dauern nah ber 8.@. und S.D. vom 
4. Nov. 1876, 8. 71, manche befondere Berbältnifie fort. 
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Patronatrecht verliert, wenn er ſich weigert, zum Kirchenbau bei⸗ 
zutragen, ſofern andere Verpflichtete nicht zur Tragung dieſer 
Laſt im Stande ſind, iſt eine Patronatslaſt im Sinne des Ge⸗ 
ſetzes nicht anzunehmen, da in dieſem Fall eine Klage gegen den 
Patron nicht gewährt iſt H. 

b) Eine „Auffiht über die Verwaltung ber Kirchenlafje” 
„verbleibt”" ihm an ben Orten, wo fie ihm nach früherem Recht 
ihon zulam 2). 

c) Welche Arten von Verfügungen der „Zuftimmung” des 
Patrons unterliegen, richtet fich nach den bisher geltenden, faft 
burchweg bloß provinziellen und lokalen Geſetzen 3). 

U. In denjenigen preußiichen Landestheilen, in welchen die 
bürgerliche Gemeinde zur Aufbringung von Koften für die kirch- 
lien Bebürfniffe der katholiſchen Pfarrgemeinden gefetlich ver- 
pflichtet ift, muß fowohl der Etat als auch die Iahresrehnung 
zugleich mit ber öffentlichen Auslegung derſelben dem Bürger: 
meijter abichriftlich mitgetheilt werben *). 


2) Hinſchius Kommentar IL, 155. 

2) Ueber den Inhalt diefes Rechts vgl. Hinfhius, Kommentar II, 155. 

5) 3. 8. preuß. Allgem. Landrecht von 1794 2, 11, 88. 687. 637. 629. 
630. 645. 647. 650. 680. 699. 668. 782. 803. 804. 824. Weſtpreußiſches 
Provinzialreht von 1844, 88. 31. 32 u. f. w. Ueber die Einholung der 
Zufiimmung find folgende neue Borfchriften gegeben: aa) Beichlüffe ber 
Gemeinbeorgane, welche der Zuſtimmung bed Patrons bebürfen, find dem⸗ 
jelben abſchriftlich mitzutheilen; es genügt nicht bie mündliche Mittbeilung 
an den in der Sigung anweſenden Patron oder feinen Stellvertreter, außer 
wenn biefelben ausbrüdlich darauf verzichten follten. Der Patron muß fich 
innerhalb 30 Tagen nah Empfang des Beſchluſſes erklären, widrigenfalls 
er als zuftimmend angefehen wird. bb) Widerfpricht er, fo ſteht dem Ge⸗ 
meinbelirchenrath (tatholifchen Kirchenvorftand) die Berufung an bie Bezirks⸗ 
zegierung, bezw. den Bezirköpräfidenten offen, welche ben Wideripruch bes 
Batrond verwerfen und deſſen Einwilligung ergänzen können. Cine ſolche 
Ergänzung ift unguläffig, wenn es ſich um Ausgaben handelt, für melde 
die Kirchentaffe bisher nicht beftimmt geweſen if. (Gefek vom 25. Mai 1874, 
Art. 8, und Gefe vom 20. Juni 1875, $. 40, Abf. 3.) 

%) Geſetz vom 20. Juni 1875, 8. 41. Für Elfaß: Lothringen gilt die 
weniger ſchützende Beftimmung des franzöftichen Fabrikdekrets vom 30. ‘Dez. 
1809, 8. 89. 


Regiſter. 


Die Zahlen bezeichnen die Seiten, bie romiſche Ziffer II beyeicänet ben zweiten Band. 
u. Anmerkung. 


u. 189. — Berfaffung berfelben 301 
Abendmahlsgemeinſchaft der Futhe- | bis 302. — in Preußen 267. 275 
raner und Neformirten 225. 330. bis 279. — in Bayern 343. 346 
383. II, 121. bis 352. — Baden 279. 424—428. 
Aberglauben IL, 7-9. | — Heflen 438. 
Ablehnungsrecht der Gemeinden gegen Altlutheraner 268. 
Neuerungen in Lehre und Gottes- Aemter, öffentliche, Jedermann ohne 
dienſt 135. — Bedeutung 229. 249. | NRüdfiht auf Religionsbekenntniß 
246. 437. DI, 74, A. — eines vom | zugänglich 86. 


Patron präfentirten Pfarrers IL, Amortifationsgefege IL, 231. 


171 — 173. — eine emannten Amtstracht der Geiſtlichen IQ, 17. — 
Pfarrers IL, 175. 207. Verbot gotteßdienftlicher Amtstrach⸗ 
Mblöfungsgefeße II, 225. | ten an Öffentlichen Orten II, 4. 
Heeidenzien |. Stolgebühren. : Anathema DI, 191, 9. 1. 
Acolutha II, 127. Anerkaunte Konfeffion in Bayern 
Agende f. Gottesdienſtordnung. 353356. — in Sachſen 369. 


Allgemeines Landrecht für die preugi- Anftaltögeiftliche, Pflichten 37. — Er⸗ 
fen Staaten 195. — gilt and in Nennung 170. — Theilnahme an 
Theilen von Bayern 310. Syuoden 171. II, 182. 183, A. 2. 

Alter für die freie Wahl des Reli⸗ Anftaltögemeinde 171. 228. 
gionsvereins 40. 72. 73. — biefeg Anſtellungsfähigkeit ber Geiſtlichen, 
Alter endigt bie flaatliche N’- | Geſetzgebung barüber 246. 
tbigung zur Theilnahme an einem Auftellungsprüfung II, 53, U. 58-61. 
Religionsunterriht 53. — Yür Die | Apoftafie 32. 

Ordination IL, 126, 129. — Für Apoſtoliſches Bekenntniß II, 82. 


das Bifhofsamt II, 111 ı Apoftolifher Delegat 162. 186. 
Aelteſte II, 148. 149. Apoſtoliſcher Bifar 186. 169. 290. 
Atolutha II, 127. ‚369. II, 107. 


Altlatboliten, Rechte an ben Kirch⸗ Appel comme d’abus f. Rekurs. 
böfen 100. — Reichskirche 155. 185. Archibialon IL, 108. 





Regiſter. 


Armeebiſchof 162—164. 
Armenbehörde 123. II, 25. 
Armenbäufer 123. 

Armenpflege, Konfeffionslofigleit 123. 
— Betbeiligung der Geiftlichen IL, 25. 

Aſſeſſor des Synodalvorſtandes Il, 181. 

Atbeiften (Gottesleugner) 54. 85. 117. 
119. 

Aufgebot bei der Eheſchließung 91. 

Aufgenommene Konfeflion, in Bayern 
354— 356. — in Sadjien 359. — 
Baden 413. 

Aufnahme in einen Religionsverein 43 
bis 52.72 73. — Kirchl. Satzungen 
Bierüber 50—52. II, 124. 

Ausländer, Rechte in Bezug auf Re- 
ligion 151. — Berufung in Kirchen⸗ 
ämter II, 27—30. 

Ausfchliegung aus der Kirche II, 189 
bis 193. 195. 199. 236. — wegen 
Slaubensanfichten 33. 138. 209. 
II, 72. 197. 218. 

Ausſchließung. vom geiftliden Stand 
(degradatio) II, 206. 219. 

Austritt aus einer Kirche oder einem 
Religionsvereine 39 — 58, IL, 124. 
— von Minoritäten unter Mit: 
nahme von Antbeilen am Kirchen- 
vermögen 137. — Nötigung zum 
Austritt II, 193. 


B. 


Bann der Juden II, 193, A. 1. 196; 
ſ. Kirchenbann. 

Baptiſten 267. 

Basler Konzilsbeſchlüſſe 210. II, 87, A. 

Bautzen 369. 

Beamte, Theilnahme derſelben an 
gottesdienſtlichen Feiern in Uni⸗ 
form 37. 

Beerdigung 92—115. 

Beerdigungsregiſter 97. 

Beförderungsprüfung II, 61. 

Begräbniß, ehrliches 99. 110. — un⸗ 
ehrliches 103—105. II, 189. 
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Begräbniiweien 92 - 115. — Glocken⸗ 
geläute babei 115—117. I, 228. 
Beichtgeheimniß ſ. Seelforgegeheimniß. 

Beichtfiegel ſ. Seelſorgegeheimniß. 

Beitritt zu einem Religionsverein 39. 
— Form 43—52. 72. 73. U, 124. 
— f. Aufnahme. 

Belenntniß |. Glaubensbelenntuiß. 

Beleidigung von Geiftliden DI, 18. 

Beneficium competentiae II, 21. 

Berufung an den Gerichtshof für 
firchlide Angelegenheiten II, 213 
bis 217. 

Belhimpfung von NReligionsvereinen 
U, 2. 

Beichneibung, kein Zwang zu folder 37. 

Beſchwerde wegen Mißbrauchs der 
geiftlihen Gewalt |. Rekurs. 

Befoldungsrehte der Geiftlihen IL, 
136—140. 21. 

Beilerungsbaus, geiftliche8 II, 207. 

Beftätigung von Anftellungen der Geift- 
lichen IL, 31 —34. — von Pfarr« 
wahlen II, 164—167. — von Prä- 
fentationen des Patrons U, 174. — 
von landesherrlihen Ernennungen 
I, 178. — von Disziplinarentfchei- 
dungen gegen Geiftlihe II, 213. 
217—223. ' 

Befteuerung f. Kirchenftener. 

Bezirksregierung in Preußen 207. 235. 
238. 

Bibel I, 80. 90. 

Biſchof, evangeliſcher II, 105, U. — 
Lanbesherren als Bilhöfe |. Kir: 
chenregierung. 

Biſchof, katholiſcher Treu⸗ und Ver: 
faſſungseid deſſelben 18—27. II, 15. 
— Iſt in der oberrheinifchen Kir⸗ 
chenprovinz vor der Konfelration 
zu leiften 24. II, 113. — Rechte 
öfterreichifcher Bifchöfe in Preußen 
148. 185. 187. 287. — Württems 
berg 377. 399— 409. — Baben 
424—428. — Heſſen 438. — eremte 
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185— 189. IL, 66. 107. — Suffra- 
ganbiſchof II, 107. — Weihbiſchof 
U, 108. 128. — Biſchof in par- 
tibus infidelium 163. 186. I, 17. 
108. 128. — Berkehr der Bifchöfe 
‚mit dem Papft 297—299. — Rechte 
ber Bifchöfe TI, 118--119. — Ab⸗ 
fegung 288. II, 62—67. 209; f. auch 
Bifhofsamt. 

Biſchof der Altkatholiken 148. 185. 
277. 281. 287. 301. — Wahl def- 
ſelben 302. — in Bayern 348 bis 
352. — in Baden 425. 427 428. 
— Selen 438. 

Biſchof (Erzbifchof) von Utrecht 148. 
185. 287. 

Biſchofsamt, Beſetzung II, 109—116. 
— Erledigung IL, 109-110. 

Biſchofsweihe II, 128. 

Bisthümer, Aufzählung 185—189. IL, 
107; |. auch Diözefe. 

Bisthumsdotation, Etat darüber II, 
244. 

Bisthumsverweſer ſ. Kapitelsvilar. 

Bluturtheil IL 19. 

Breslau, Stabtlonfiftorium 233. 

Breve, päpfil., Quod de infidelium 
268. — rechtl. Natur 274. — Re 
sacra 397. 123. 425. 438. 


Brübergemeinben (Herrnhuter) 266. 
— Böhmifche 266. 

Bulle, päpſtliche, De salute anima- 
rum 268. — ibre rechtliche Natur 
270—275. — Impensa Romano- 
rum Pontificum 268, 275. -— Pro- 
vida solersque 269. 275. 397. 399. 
— Ad dominici gregis custodiam 
269. 275. 397. 399. — rechtliche 
Natur berielben 400. — ihre Ver⸗ 
fündigung in Baden 423. 424. — 
Heſſen 438. 


Bürgerliche Pflichten und Rechte un- 
abhängig vom Religionsbelenntniß 


80—86. 


Regifter. 


@. 

(©. den Buchflaben 8.) 
Caeremoniale Romanum II, 89. 
Character indelebilis ber Prieſter⸗ 

weiße II, 132. 
Eircumfcriptionsbulle für Preußen 
268 275. — Bayern 342. 
Civilehe 87— 90. 
Civilverſorgungsberechtigte Militärin- 
validen unb Anwärter find bei Be 
ſetzung niederer SKirchenbienfte zu 
berüdfichtigen II, 156, A. 
Cdlibat 143. — iſt nur freiwillig 176. 
D, 128. 136. 


D. 

Dankfeſte, obrigkeitlich vorgeſchrieben 
I, 10. 

Decanus ruralis II, 186. 

Debant |. Dekan. 

degradatio II, 206. 219. 

Dekan, proteftantifcher, |. Superinten- 
dent. — Ernennung oder Wahl II, 
178— 181. — Auflänbigleiten II, 
181. 185. — Bayern 331. 338. — 
Württemberg 362. 392. — Baden 
417. 419. — Heſſen 435. 

Dekan, tatbholifcher II, 186 — Preußen 
186. 286. — Bayern 343. — Würt- 
temberg 398. 402. 

Delan des Domlapiteld, Dombelan 
344. 369. I, 107. — Ernennung 
D, 116. 

Dekanatsſynode f. Synode. 

Demeritenanftalt II, 207. 

depositio II, 206. 

Deutfche Reichdangebörigleit, erforber- 
lich zur Bekleidung geiftlicher Aemter 
I, 27—30. 

Deutſche Reichslirchen 153. 

Deutſchlatholiken, Begräbniß derſelben 
100. 111. — in Sachſen 374. 

Dialonatsweihe II, 127—128. 

Dialon, Helfer, in ber evangeliſchen 
Kirche II, 148. 96. 


‚Regifter. 


Dienfigehalt der Geiftlihen II, 136 
bi8 140. — Pfändung befielben 
I, 21. 

Dienfleinlommen |. Dienftgehalt. 

Dienftgeriht in Oldenburg II, 204. 
209. 221—222. 

Dienfivergehen der Geiftlichen II, 208. 

Dignität II, 107. 

Dibzeſanſynode, proteftantifche und 
katholiſche, ſ. Synobe. 

Diözeſe, proteſtantiſche (Ephorat, De⸗ 
kanat, Inſpeltion) 362. 

Dibzeſe, katholiſche (Bisthum), in 
Preußen 185—189. 286—289. — 
Abgrenzung kann nur mit Staate- 
genehmigung geändert werben 288. 
289. — Bayern 343— 344. — Rot- 
tenburg (Württemberg) 402. — 
Erzbiögefe Kreiburg 424. — Mainz 
438; f. au Bisthum. 

Didzefe des Biſchofs der Altkatholiken 
287. 

Direktorium ber Kreisſynode II, 179. 

Dispenfation von Kicchengefegen 367. 

Disziplin der römifchen Kirche 313. 
400. 

Disziplinarbehörben II, 208. 

Disziplinargewalt Über Geiftliche und 
Kirchenviener, Gefegebung darüber 
246. 158. — flaatlide II, 64—67. 
— kirchliche II, 202—223. — über 
tatholiſche Geiftliche 2c. II, 222. — 
über Rabbinen II, 223. — über 
Anftaltögeiftlide 170. — über Mi- 
Titärgeiftliche und Küfter 169. 

Disziplinarorbnnung II, 204 

Disziplinarftrafen II, 204. 

Disziplinarverfahren 289. II,204. 211. 

Disziplinarvergeben der Geiftlichen 
145. DI. 10. 14. 203. 208. — un 
geſetzliche Aufnahme in die Kirche 
43. 471. 48. 49. 72—74. — unge 
fetzliche Einwirkung auf bie religiöfe 
Erziehung 73. 
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Discipline des eglises reformees de 
France 227. 

Divifionspfarrer 161. 

Dombechant, Dombelan 343. 869. II, 
107. — Ernennung U, 116. 

Domberren DI, 107. 116. 

Domtlapitel II, 107— 109. — Be⸗ 
fegung II, 116—117. — Zuftändig- 
feit II, 119. — in Breufßen 287. 
— in Bayern 344. — Württem⸗ 
berg 377. 399--409. — feine Mit- 
glieber find die Proiynodalerami« 
natoren II, 61, 4. 

Domlapitular II, 107. 116. 

Dompropft II, 107. 116. 

Domfift zu Bubilfin 369. 

Dotationen der Kirchen, welche ber 
Temporalienfperre unterliegen II,70. 


€. 

Ehe, Form der Schließung 88. 90. — 
Erforderniſſe 91. — Gemiſchte Ehen 
54—11. 

Ehegerichtsbarkeit, dem Staat vorbe- 
halten 90—91. 

Eherecht, ſtaatliches 90. 

Sheregifter 88. 

Eheſcheidung 91. 

Eheſchließung, fein Zwang zu kirch⸗ 
licher 37. — vor dem Standes⸗ 
Beamten 37—90. 

Ehrenbenennungen für Geiſtliche II, 17. 

Ehrenbezengungen filr Geiftlicde II, 17. 

Ehrenkanonikate II, 107. 

Ehrenplag in der Kirche für obrig- 
teitliche Berfonen II, 10. 

Eid, Formel 117. — Pflicht zur Eided- 
feiftung 117. — Betheuerung an 
Eidesftatt 117. — Recht zum Gib 
119. — der Geiftlihen auf die Ber- 
faffung und bie Gelege |. Ver⸗ 
fafjımgseid. — von Atheiften 85. — 
bezüglich der religiöfen Erziehung 
der Kinder 55. 73. — Glaubens 
eide 70. — Lehrgelübbe 76. 
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Eibesbelehrung 119. 

Eigentbum am Kirchengut II, 227 bie 
231. 

Einpfarrung II, 123. 

Einſpruchsrechte, ſtaatliche, gegen Geiſt⸗ 
liche II, 31 —34. — von Gemeinde⸗ 
gliedern gegen Geiſtliche II, 163. 171. 

Eiſenacher Konferenz 154. 

Eltern, Recht zur Beflimmung ber 
religiöfen Erziehung der Kinder 53 
bis 71. 41. — Berbot der Ber- 
fümmerung dieſes Rechts durch geiſt⸗ 
liche Einwirkung 73. 

Emeritirung der Geiſtlichen II, 137 
bis 139. — unfreiwillige zur Strafe 
I, 205. 

Encyklika, päpftlide, an die Bifchäfe 
Preußens 276. 

Entlafjungsprüfung auf dem Gym: 
nafiım II, 36:—38. 

Entſetzung (depositio) Il, 206. 

Ephoralbezirle in Preußen 224; f. 
Superintendent, Delan. 

Epborien in Sachfen 362 

Episcopus f. Biſchof. 

Episkopalrechte, Landesherrliche, |. Kir⸗ 
chenregierung. 

Erbbegrãbniß 95. 107. 113. 

Emennung (Romination) der Pfarrer 
IL, 175—178. — der Biſchöfe 344. 
ID, 110-113. 

Erzbiſchof, proteftantifcher IL, 105, 4. 

Erzbifhof von Prag und Olmütz 185. 
187. — von litredht 148. 185. 287. 

Ergbisthum, Aufzählung 185. 

Erziehungereligion ber Kinder 35, 
Nr. 2. 36, U. 1. 58—71. IL, 124. 

Etat für die Bisthumsbotation II, 
244. 

esamen pro licentia concionandi 
II, 53, A. — pro ministerio II, 
53, 9. 

examinatores prosynodales I, 61. 

excommunicatio minor und major 
H, 199— 193. 195. 199. 


Regifter. 


&remtionen von ber biſchoflichen Ge⸗ 
richtsbarteit 289. 

Erercitien, geiftliche, mit katholiſchen 
Prieftern II, 208. 

Exorciſt IL, 127. 

Eripeltangen IL, 159. 

Extranei I, 37, 4. 


J. 

Fabrik, Kirchenfabrit II, 228. 229. — 
Kirchliche Beſtenerung bes Fabrik⸗ 
vermögens I, 239. — Rechte bes 
Patrons bezüglich der Verwaltung 
I, 246 

Fabritrath II, 147. 229. 

Falultäten, theologiſche, II, 45. 53. 57. 
59. — päpftlide, für die Bifchöfe 
D, 119 (Quingquennalfatuftäten). 

Familienbegräbniß 95. 107. 113. 

Familienregifter II, 124. 

Kamilienftiftungen, Lonfeffionelle 79. 

Feiern, außerorbentliche II, 1. 

Feiertage, bürgerlide 121 — 123. — 
firchliche 123. 246. II, 2. 

Feldpropſt 161-164. 

Feſttage f. Feiertage. 

Fideitommiffe, Abhängigkeit des Ge⸗ 
nufjes folder von der Religion 78. 

Yiliale IL, 145. 

Firmung, Bedeutung 52. 

Fistus, als Patron IL, 177. 

Freiheit der Wiſſenſchaft und ihrer 
Lebre II, 48. 

Freiheitsftrafen gegen Gemeinbeglieber 
DI, 189. 195. 196. — gegen Geift- 
fie II, 207—208. 

Friedhöfe 92—115. 

Fürbitte für die Obrigkeit IL, 9. — 
für den Patron II, 10. 


G. 
Gallitaniſche Kirche, Freiheiten der⸗ 
ſelben 2183, A. 216. IL, 89. 
Garnifonsgemeinde 164. 
®arnifonspfarrer 161. 


. Regifter. 


Gaſtgemeinden IL, 146. 

Gebührentaren, Stolgebühren 241. 
Il, 235. 236. 210242. 243. 

Gebnrteregifter 88. 

Gefängniſſe 124. 

Geheimerath, in Württemberg 380. 
385—386. 392. 393. II, 220. — 
im Herzogthum Württemberg 385. 

Gehorſam gegen die Obrigkeit, miüffen 
die Geiſtlichen lehren 17—27. II, 9. 

Geiftlihe II, 125 - 172. — Kirchen- 
geſetzliche Amtspflichten II 134 bis 
136. — Beſoldungsrechte II, 136. 
— Benfionirung II, 137—140. — 
Zreuepfliht gegen bie Obrigfeit, 
Zreueid und Berfaflungseib ber- 
fefben 16. — Anzeigepflicht II, 15. 
— Wehrpflicht 82. 84. II, 14. 15. 
— Borbildung 139— 143. I, 27. 
34—62. — Cdlibat 143. — Rechts⸗ 
{hut 144 — 145. — Staatögefet«- 
lihe beſondere Pflichten gegenüber 
dem Staat II, 9. — Berbot ihrer 
Einmifhung in die Politik IL, 10 
bis 13. — Verbot der Annahme 
von Titeln ꝛc. auswärtiger Regie 
rungen u. ſ. w. II, 17. — Erfcheinen 
in gottesdienſtlichen Trachten IL, 4. 
— Ehrenbezeugungen, Rang II, 17. 
— Belondere Rechte I, 16—26. — 
Strafgerichtliche Verfolgung II, 62 
bis 63. — Staatlide Disziplinar- 
gemalt über Geiftlihe IL, 64 — 67; 
Kirchliche IL, 202— 223. 

Geiſtliches Amt, Begriff 82. — gehört 
nicht zu den „öffentlichen” Aemtern 
im Sinne des Strafgeſetzbuchs II, 
62. — Nothwendige Einwirkung 
des Staate® auf bie Befeung ber 
geiftlihen Aemter 143— 144. — Ber 
gründung IL, 125— 133. — Been- 
bigung I, 133—134. — Unfähig- 
feit bazu IL, 63. 

Geiftlihe Geſellſchaft im Sinne bes 
preußifchen Rechtes 305 - 306. 
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Geiſtliche Räthe bei ben Bezirköregie- 
zungen in Preußen 235. — eitt- 


gegangen IL, 92. — bifchöfliche II, 
109. 

Geiftliher Stand II, 125—133. 

Geiſtliche Tracht auf öffentl. Straßen 
I, 4. 

Gelsbniß |. Eid, Glaubenseid, Lehr- 
gelũbde. 

Gemeinde ſ. Kirchengemeinde. — Be⸗ 
griff und Arten II, 145 — 146. — 
Israelitiſche Kultusgemeinde 353. 

Gemeindelirhenratb und Gemeinde⸗ 
vertretung (Presbyterium, Kirchen- 
vorftand n. f. w.) II, 146—156. — 
Preußen 231. 279. — Bayern 338. 
340. — Sadfen 364. — Bürttem- 
berg 391. 401. — Baden 418. 426. 
— Helen 435. — Altlatholiſcher 
Kirchenvorſtand 302. 

Generalfuperintendent in Breußen 232. 
— in Hannover 257. 258. — Schless 
wigsHolftein 259. — Naſſau 262. — 
Württemberg 388. II, 92. 104 bis 
105. — fehlt in Bayern 333. 

Generalfynode f. Synode. 

Generaliynodalvorftand ſ. Synobal- 
vorftand. 

Generalvilar, bifchöflicher II, 108. 114. 

Gerichtshof für kirchliche Angelegen- 
beiten in Preußen 206 — 207. — 
Baden 414. — Heflen 433. II, 64 
bis 67. 213 —216. 

Sefammtminifterium in Sadfen 360. 
— Baden 414. — Heſſen 433. — 
vgl. Staatsminifterium. 

Geſammtſynode in Schleswig-Holftern 
259. , 

Gefangbücher, Geſetzgebung darüber 
244. 246. II, 73. 

Geſandtſchaft beim Papſt 177—180. 

Geſandtſchaftsprediger 169. 

Geſchwornenamt II, 19. 

Gewiſſensfreiheit 28— 38. — Unzu⸗ 
zuläſfigleit des Verzichts darauf 74 


254 Negifter. _ 


bis 79. — Schutz berfelben 134. — | Grundreihte, Frankfurter, Berlün- 
bei der Militärfeelforge 158. 160. — | digung in Bayern 353. — Würt⸗ 
in Bayern 311. 322. — Sachſen temberg 591. 392. 

359. — Württemberg 377. — Be» | Symnaflum, Begriff I, 36. — Reife 


bentung IL, 5-7. 9. 72. prüfung DO, 37. 
Gewohnheit 211 —213. 403. 407. — 
bezüglich der Lehr- und Gottes- 9 


dienſtordnung II, 78. 83 — 84. — | Sandgelübbe an Eidesſtatt 30. 
bezüglich des Patronatrechts II,141. Hausandacht 38. 

Glaubensanfihten, Beftrafung oder Hausgottesdieuſt 29. 38. 306. 
Ausſchließung wegen folder 29. 31 | Hänsliche Religionsübung 29. 306. 
bis 34. 133. 209. II, 72, 197. 218. , Seiligenbilber, Wuffellung an Bffent: 

Glaubensbelenntniß im ber evangel. Tichen Orten IE, 4. 
Kirche II, 82. 84. — Tridentinifhe® geirathsregiſter 88. 
I, 46. 87. 89. — Batilanifcje® IL, | Heer II, 148. — in Württemberg 
88. — bei Aufnahme in die wan- | 382, 
gelifche Kirche 50. — in bie katho⸗ Hoheitsrecht f. Majeftätsrecht. 
liſche 52. — bei Uebernahme einer Homagialeid ber Geiſtlichen 20. 
Lehrftelle in ber tatholiich-theologi- | Sülfsgeiftliche IL, 137. 182. 183, U. 2. 
fen Fakultät zu Bonn II, 46. | Hülfsprebiger IL, 197. 

Glaubenseid 76. IL, 46. 48. 49. Hütfspriefter IL 137. 

Glaubensgeſetze 209; f. Lehrordnung. 


Sloden 116. — mit Stiftungseigen- J. 

ſchaft II, 228. : Sefuitenorben, Berbot befielben 174. 
Olodengeläute 115117. Irnmeblatgemeinden 227. 
Onabengeit I, 129. Indult, päpftliches, für Bayern 342. 
©ottesbegriff II, 5. Informativprozeß II, 113. 


Gottesdienftorbnung, Feſtſtellung ber- ttion 257. 178. 
jelben ift Gegenſtand ber kirchlichen —— in —8 257. II, 178. 
Geſetzgebung 209. — mit Sache Juſtitution des Bifchofs IL, 113. 
des Staates 134. 376—378. — Abs Inlerbitt IL 198. ' 
lehnungsrechte der Gemeinden 135. ’ 
209. — Unzuläffigleit der Unver- 


änberlihteit 137. II, 71-90; ſ. Lehr- Intertalarfond II, 140. 


Interdictio ingressus ecclesise II, 


orbnung. | Interfafargefälle (fructus interca- 
Gottesläfterung LI, 5. lares) II, 239. 244. 
Gottesleugner (Atheiften) 54. 85. 117. | Irregnlaritäten II, 128-130. 
119. I, 5. Irrlehre, Unterfuchung deſshalb II, 
Grabreden 110. — von Laien 112. 217—218. 
Grabregiſter 97. Idraeliten |. Juden. 
Griechiſche Kirche in Bayern 352. | Itio in partes bei Konftforien IE, 
357. ı 92,4. — bei Eynoden M, 97, A. 


Grundeigenthum, Crwerbung burdh | Juden, Wehrpflicht 81. — Begräbniß 
die Kirchen II, 231—235. — Ber- | der ans Spuagogengemeinben Aus⸗ 
äußerung II, 243. tretenden 100. — Juden in Breußen 
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303. — in Bayern 353. — Württem: | Keterei 33. 


berg 410. — Baben 430. — Hefien 
439. 

Zudenfhaft, jüdiſche Ortsgemeinde IL, 
185, 9.1. 
Judenthum, Uebertritt zu bemfelden 
32. — Austritt 39. 46. 63, N. 
Juriſtiſche Perfönlichleit |. Korpora- 
tionsrecht. 

Jus circa sacra 1. 294. 295. 359. 
360. II, 71. 

jus in sacra 363. II, 72. 

jus majestaticum circa sacre |. 
Majeſtätsrecht, jus circa sacra. 

jus quaesitum 15. 16. 

jus reformandi 1, A. 1. 

jus variandi II, 170, 9. 3. 


Kalender 120. 

Kandidaten des evangelifchen Predigt» 
amtes, Wehrpflicht 83 — 85. 

Kandidatenprüfung |. Prüfung. 

Kanonilate (canonicatus) II, 107. — 
in Bayern 344. 

Kanoniſches Recht in Preußen 210 bis 
214. — im Gebiet bed frangöfifchen 
Rechts, Elſaß⸗Lothringen 213. 216. 
— in Bayern 313— 322. — Sachſen 
363. — Württemberg 400. 402 bis 
403. 404. 407. — in der altlatho- 
liſchen Kirche 302. 

Kantor I, 156. 

Kanzelparagrapb, |. g. II, 11. 

Kapitel, |. Domtapitel. 

Kapitelsfenior in Bayern IL, 181. 

Kapitelsvilar 344. II, 115—116. — 
Päpſtliche Konftitution über die Ka⸗ 
pitularoifare in Baden für ungältig 
erflärt 426. 

Kapitular f. Domlapitular. 

Rapitularvitar f. Kapitelsvikar. 

Kaplan 399. 

Kaplanei 401. 

Katechismus 244. 246. 


Kirche ſ. Religionsverein. 

Kirchenbann (excommunicatio) Heiner 
D, 190. — großer I, 191—193. 

Kirchenbaufachen, fireitige II, 245. 

Kirhenbüder 87. 89. 

Kirchendiener |. Geiſtliche. — niebere 
DI, 156. 

Kirchenfabrik ſ. Yabrit. 

Kirchengebäude, Begräbniß darin 93. 
— Errichtung neuer II, 243. 

Kirchengebet für bie Obrigkeit II, 9. 
— für ben Patron II, 10. 

Kirchengemeinde |. Gemeinde. 

Kirchengemeinfchaft, alttatholifche, in 
Preußen 281—285. — Baden 427 
bis 428, 

Kirchengeſellſchaft, Begriff 305. 311; 
ſ. Religionsgefellfhaft, Religiond- 
verein. 

Kirchengelebe, Begriff 1. 6. — ſtaats- 


geſetzliche Vorausſetzungen ibrer 
Gültigfeit 132—134. 247. — Ber- 
fündigung 204. 208. — in der 


evangelifhen Kirche, und zwar 
in der preußifchen Landeskirche 242 
bis 248. — in Hannover 256— 257. 
— Brüfung ihrer Rechtsgültigkeit 
204. — in Bayern rechtö bes Rheins 
332. — in ber Rheinpfalz 342. — 
Sadfen 367. — Württemberg 387 
bi 390. 394—397. — Baden 421 
bis 422. — Helen 437 — in ber 
katholiſchen Kirche Preußens 291 
bis 299. — Bayerns 314. — Würt- 
tembergs 402—409. — in der alt= 
katholiſchen Kirche 301—302. 

Kirchengewalt in der preußiſchen Lan⸗ 
destirche 230. 

Kirchenglocken mit Stiftungseigenſchaft 
II, 228; ſ. auch Glocken. 

Kirchenhoheit 1, 325; ſ. Hoheitsrechte, 
Majeſtätsrechte. 

Kirchenkonvent in Württemberg, evan⸗ 
geliſcher 379. 391. — katholiſcher 401. 
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Kirchenmitgliebfchaft II, 120—124. 
Kirchenprovinz 185—189. 428. II, 106. 
117. 
Kirchenrath, Fatholifcher, in Württem⸗ 
berg 377. 403—404. 407. II, 119. 
Kirchenräthe (Aeltefte) der Altkatho⸗ 
liten 302. 
Kirchenrechner II, 155. 
Kirhenregierung, evangelifche, in ber 
preuß. Landestirche 200. 203. 230. 
— Hannover 251—254. — Schles⸗ 
wig⸗Holſtein 258. — Bayern 332 
bie 338. — Rheinpfalz 340. — 
Sachſen 363. — Württemberg 377. 
385—386. — Baden 418422. — 
Heflen 435437. 
Kichenregiment |. Kicchenregierung. 
Kirchenregimentliches Amt II, 179. 
Kicchenfteuern 247. 255 — 256. — Noth- 
wenbigfeit berfelben II, 226— 227. 
235. — Gefekgebung barüber II, 
236. — Fortdauer ber Verpflich⸗ 
tung zur Zahlung folder nad er⸗ 
Härtem Austritt II, 236. - Regeln 
über die kirchliche Beſteuerung II, 
237—240. — vgl. Umlagen. 
Kirchenfirafen gegen Gemeinbeglieber 
246. II, 188—202. 
Kircdenvermögen, Eigentbum baran 
284. — Berwaltung in Baben 414. 
— Ausfährlide Darftelung ber 
Lehre II, 224—247. — Einziehung 
I, 224— 225. — Scheidung von 
Schul- und Armenvermögen ıc. II, 
226. — Eiqgenthum II, 227 — 231. 
— Bermebruug II, 231—236. 
Kirchenverordnungen 6. — evange- 
lifche, Prüfung ihrer Gültigkeit 204. 
— in der preuß. Lanbesfirdke 242 
bie 248. — Sachſen 367. — Würt⸗ 
temberg 394. 396. — Baben 422. 
Kichenverwaltung (Organ der Ort 
gemeinde für Berwaltung des Kir⸗ 
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Kirchenvorſtand ſ. Bemeinbelicchenrath. 

Kirchenzucht 246. II, 188—202. 

Kirchhöfe 92— 115. 

Kirchmeiſter II, 155. 

Kirchſpiel IL, 145. 

Kirchthürme mit Stiftungeeigenſchaft 
II, 228. 

Kafieneintbeilung der Pfarreien, H, 
160. 

Klaffitaffonvente IL, 178. 179. 

Kleriker II, 125—133. 

Klöfer f. Orden. 

Knabenfeminare und Konvilte IL, 35. 
38—39. 

Kniebengung in Bayern 35. 

Koadjutor II, 114. 

Koblbrüggianer 265. 

Kollator II, 166, 176. 

Kolletten II, 237. 243. 

Konfeffionslofigteit des Staates 28. 
85. — der Univerfitäten IL, 44. — 
— ber Oymnaften U, 36. 

Konfirmation, in der evangelifchen 
Kirche, Bebeutung und Entfcheibung 
darüber 50—52 

Konfirmation, päpftlidde, des Biſchofs 
DL, 113. — f. auch Beflätigung. 

Konföberation, niederſächſiſche 265. 

Kongregationen |. Orden. 

Kontorbate, Widerruflichleit derſelben 
6—13. — Badiſches, Widerruf deſ⸗ 
felben 11. — Heffiides mit bem 
Bifhof von Main 7. — Franzö⸗ 
fifches 198. — Bayeriſches 311 bis 
322. 334—346. — Defterreichifches, 
Widerruf defielben 10. 11. — Würt⸗ 
tembergifches 25, Widerruf befielben 
11. — ber deutſchen Nation 210. 
— Die Bulle De salute animarum 
ift kein foldhe® 270 - 275. — Auch 
die Bullen der oberrheinifchen Kir- 
chenprovinz nicht 400. 

Konkordienformel IL, 82. 


&envermögens in Bayern) 338. 344. Konkurspruüfung II, 60. 61. 


347. 


Konfelration des Biſchofs II, 113. 
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Konſiſtorien (Oberkirchenräthe), evan- 
geliſche, Ueberſicht über dieſelben 
Do, 91—92. — Zuſtändigkeit II, 100 
bis 104. — der acht alten Provinzen 
Preußens 205. 230. 232. — Zu: 
fammenjegung 233-239 — Me- 
biatlonfiftorien der Grafſchaft Stol- 
berg 233. — Stabtlonfiftorium zu 
Breslau 233. — Lanbestonfiftorium 
und Brovinzialtonfiftorien in Hans 
nover 251 — 258. — für Schleöwig: 
wig-Holftein zu Kiel 259. — Das 
zu Lauenburg aufgehoben 259. — 
Gefammtlonfiftorium zu Kafiel 261. 
— Konfiftorium zu Wiesbaden 262. 
evangelifch - lutheriſches und refor- 
mirtes zu Frankfurt a M. 263. — 
— in Bayern 324. 325. 328. 331 
bis 339. -- Rheinpfalz 328. 340 
bis 342. — Sachſen 364-367. — 
Württemberg 377. 380. 385 — 397. 
— Oberkirchenrath in Baden 418. 
420 —422. — OÖberlonfiftorium in 
Heflen 435 —436. 

Konfiftorien, nigl. katholiſche im 

Hannover 287. II, 109. — Sachſen 
369. 


Konfiftorien ſ. Mediatkonfiftorien. 
Konftanzer Konzilsbefchlüffe IL, 87,4 
Konventitel IL, 1. 

Konvention f. Konforbat. 

Konvikte, ftaatlihe Gymnaſiallonvikte 
1, 36—37. — Staatliche Konpilte 
auf Univerfitäten II, 50. 42. — 
Knabenkonvikte verboten II, 35. 38 
bis 39. 

Konzil, Provinziallonzil |. Synode. 

Korporationsrechte der Religionsver- 
eine, VBebentung 128. — Vorrechte 
der mit SKorporationsrechten be= 
gabten Religionsvereine 129. — 
Grundſätze über Ertheilung 129 bis 
130. 131. — ift Gegenftand der Ge⸗ 
feßgebung 193. — Geſetzgebungs⸗ 
recht des Reichs darüber 150. — 

Thudichum, Kirchenrecht. II. 
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Aufzählung der Religionsvereine mit 
Korporationsrechten 190. — Erthei⸗ 
lung und Entziehung in Prenßen 
305— 306. — Bayern 353 — 357. 
— Sadfen 359. 374. 375. — Auf- 
zählung der kirchlichen Verbände und 
Stiftungen, welchen Rorporations- 
rechte zufommen IE, 227-229. — 
Berwaltung und Zweckbeſtimmung 
des Korporationggutes II, 229 bi 
231. — Bermehrung beffelben und 
Gründung neuer Korporationen I, 
231 —235. 

Korreftionshäufer, geiſtliche IE, 207 
bis 208. 

Krantenhäufer 37. 123. 

Krantenpflege, Konfeffionslofigleit 123. 

Kreisſynode f. Synode. 

Kreisfynodalverband. Abänderung bef- 
felben in ber preußiſchen Landes⸗ 
fire 239. — in Bayern 337. — 
Baden 421. 

Kreisfunodalvorftand | Synodalvor⸗ 
ftand. 


Kultusgemeinbe |. Gemeinde. 

Kultusminifterium in Preußen 205. 
206. 236—239. — Recht deſſelben 
in der Brovinz Hannover 255— 256. 
265 — in Schleswig-Holflein 259. 
- in Kurbeflen 261. 262 - Naflau 
263. — bezüglich der Mennoniten 
und Baptiften in ganz Preußen 
266. 267. — in Bayern 324. 326. 
332 — 339. 344. — Sadfen 359 
bis 360. 363. — Württemberg 379 
bis 380. 388. 390. 401 — 409. — 
Baden 414. — Heſſen 433. 

Küfter II, 156. — ſ. Militärlüfter. 

Küftereibaufachen, ftreitige II, 245. 

Küftereigebäude, Errichtung neuer II, 
243 


2. 


Landdroſt 207. 
Landesangehörigkeit, Erforderniß für 
17 
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bie Belleivung geiftlidder Aemter II, 271. 272. 311. 314. 377 — 378. 
27— 30. 380. 

Lanbesbifchof ſ. Biſchof. Marinepfarrer 161. 

Landesherr, als praecipuum mem- | Meinungsäußerung, Freiheit derſelben 
brum ecelesiae 201. 231, A. 2351| I, 5-7. 
bis 253. 418, 4. ı Mennoniten, Wehrpfliht 81. — Be 

Landesherrliche Regierungsrechte über ' freiung vom Eid 118. — in Preußen 
die Kirchen 202—204. 266. 

Landesherrlies Kirchenregiment f. | Mebiatlonfiflorien in Preußen 233. 
Kirchenregierung. I — Bayern 333. 

Landesherrliches Batronat f. Batronat. Menfchenrechte 15. 

Landesherrlicher Tifchtitel II, 131 bis Mefigehilfe II, 127. 





132. Mefiner IL, 156. 
Landestonfiftorium f. Konfiorium. | Metropolitan, evangelifcher, in Hefien 
Landesſynode |. Synode. ID, 179- 180. 
Landkapitel II, 186. Metropolit, katholiſcher 185— 189. IL, 
Lanblapitelöfämmerer II, 186. 106. 117—118. 
Landrecht, preufifche® 195. Militärgeiftliche, Lehrverpflichtung 160. 
Legat, päpftlicher ſ. Nuntius. | — Namen 161. — find Reichs⸗ 


Lehre, Religionslehre |. Lehrordnung. | beamte 164. 169. — Ernennung 
Lehrfreiheit 246. — der ewangelifchen 165. — Eubordination 167. — 
Geiflien II, 81. 85. — fehlt in | Disziplin 169. — Theilnahme an 


der katbolifchen Kirche II, 90. | Synoden 168. II, 182. 183. 
Lehrgelübbe 76. II, 72. 87. Militärkirchengemeinden 164. 228. 


Lehrordnung ber Kirchen, darf nicht Militärküſter 165—169. 
oon den Lanbeöberren oder Di: WMilitärfeelforge 149. 156—169. 
niftern vorgefchrieben werben 134. . Militäroberpfarrer in Preußen Mit⸗ 
— auch nicht durch Staatsgeſetz glieder bed Konfiftoriums 235. 
135. 322. 376 — 379. DI, 71. — | Miniftirium ſ. Kultusminifterium, 
Kirchliche Geſetzgebung darüber 244. : Staatsininifterinm. 
246. 257. II, 71. 73. — Ableh⸗ ministerium als Gegenfat von sacer- 
nungsrechte der Ortögemeindben 135. | dotium II, 128. 

Lehrverpflichtung d. Militärpfarrer 160. | Miffale Romanum H, 89. 


Leichenbegängniß 110. Mißbrauch ſ. Rekurs. 
Leichenreden 110. — von Laien 112. Mitglieder der Kirchen II, 120—124. 
Zeihenzüge 110. I, 4. ı Muttergemeinde II, 145. 
Lektor UI, 127. 
Licentia concionandi II, 53, 9. 1. N. 
Liturgie ' Abänderung 209. 210. 246. NRationalfynobe, franzäftfche 294. 

— f. Gotteebienftorbnung. ‚ Naturalifation durch Anftellung im 
Lokalſtatuten f. Statuten. Kirchendienft IL, 28. 

Nazarener, Befreiung vom Eid 118. 
m. Niederſächſiſche Konföberation 2685. 

main-morte I, 231. Romination f. Ernennung. 


Majeſtätsrechte, Staatsfonveränetät Nuntius, päpſtlicher 180. — Zurüd- 
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weifung in Preußen 290. — Be- 
fiinnmungen des franzöfifchen Rechts 
290. — in Bayern 342. 345. II, 
209, A. 2. — Zurüdweifung in ben 
Staaten der oberrheinifchen Kirchen- 
probinz 404 — 405. 


D. 

Oberamt, gemeinfchaftliches, in Würt- 
temberg 380. 

Oberlirchenratb in Preußen, Baden, 
Oldenburg f. Konſiſtorium. 

Oberlirchenrath, Tatholifcher, in Baden 
aufgehoben 429. 

Oberlonfiftorialrath in Preußen 234. 

Oberlonfiftorium in Bayern, Heffen 
f. Konfiftorium. 

Oberpfarrer des Armeelorps 161. 

Oberpräfident in Preußen 207. — 
nicht mehr Präfident des Konfifto- 
riums 235, N. 1. 

Oberftiftungsrath in Baden 429. 

Deffentliche Aemter, Unfähigleit ber 
Geiftlihen zu folhen II, 19—20. 

Offüial II, 108. 

Offizialat II, 109. 

Orden, geiftlihe, Verlangen eines 
Reichsgeſetzes darüber 151. — Ber: 
bot des Jeſuitenordens 175. — 
Verbot der Orden und ordensähn⸗ 
lichen Kongregationen in Preußen 
299 - 300. — in Bayern 343. 345 
bis 346. — Sachſen 373. — Würt- 
temberg 409. — Baden 429-430. 
— Heſſen 439. 

Ordensangehörige find von ber Seel- 
forge in Armen-, Kranken- Waifen- 
bhäufern, Gefängniffen ausgefchloffen 
124. — Können eine Ede eingeben 
und genießen Freizügigleit 176. — 
Berfügungsfreiheit II, 26. — find 
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Ordenstracht, Verbot foldher II, 4. 
Drbinariat, bifchöfliches II, 109, 
Orbination DO, 125—132. 185. 
Orbinationsformular 246. 

Ordines minores, majores II, 127. 
Organifche Artikel 198. 

Dftiarius II, 127. 


p. 

Papſt, Rechte in Deutſchland 148. 
162. 200. — in Preußen feit Er- 
Märung der Unfehlbarfeit 277. 288. 
bis 299. — in Bayern 312 — 322. 
344. — Württemberg 404—408. — 
Beſitzt Teine Rechte Über die theo⸗ 
logiſchen Fakultäten Il, 47—50. — 
Ausübung ber Gerichtöbarkeit durch 
belegirte Richter IL, 109. 209. 

Bäpftlihe Monate II, 117. 

Fäpftliher Nuntius f. Nuntius. 

Parochialbefreiungen aufgehoben 242. 
280. 

Paroialeremtionen aufgehoben 242. 
280. 


Parohialveränderungen in ber evan⸗ 
geliſchen Kirche, Preußen 240. — 
Bayern 337. 338. — Sachſen 366. 
— Württemberg 394. — Baden 421. 
— Helfen 436—437. — in der fa- 
tholiſchen Kirche, Preußen 279. 
— Bayern 343. — Sadfen 373. 
— Württemberg 405. — Hefien 439. 
— ber alttatholifhen Kirche, 
Preußen 281 —285. — Baden 427 
bi8 428. — Bol. au II, 145. 

Parochialzwang, Einpfarrung II, 123. 

Parodie II, 123. — altkatholifche in 
Preußen 281. — f. Pfarrei. 

parochus f. Pfarrer. 

Partikularfynode 301. 


von der Ertheilung von Unterricht | Batron II, 140 — 144. — Präfenta- 


an öffentlichen und Privatlehran- 
ftalten ausgefchloffen 300. — Sachſen 
373. — Baden 429—430. 


tionsrechte defielben IL, 168— 175. 

— Rechte in Bezug auf Berände- 

rung der Pfrlinde und die Berwal- 
17* 
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tung des Kirchenvermögens II, 215 
bie 247. 

Batronate, Anzahl in der preußifchen 
Landeskirche 231. 255. — der Stabt 
Frankfurt a. M. 264. — in ber 
tatholifhen Kirche Preußens 266. 
— in ber protellantifhen Kirche 
Bayerns 338. — in der katholifchen 
314. — Württemberg 392. — Baben 
419. 


Patronatredt, Beftimmungen bieriiber 
find Gegenftand ber Staatsgeſetz- 
gebung 193. 255. — Regelung in 
Preußen 238. — Die Aufhebung 
der landesherrlichen Batronatrechte 
in Baden kann durch landesherr⸗ 
liche Berordnung erfolgen 414. — 
Entziehung des Patronatrehts ale 
Kirchenftrafe II, 202. — wegen Nicht: 
erfüllung der Baupflicht II, 246. 

Patronatrecht, Tandesherrliche® II, 177 
bis 178. 

Benfion, Annahme folder von fremben 
Regierungen verboten II, 17. 

Benfionirung der Geiſtlichen II, 137 
bis 140. — in Württemberg Begen- 
fand der Tandesberrlichen Verord⸗ 
nung 379. 

Berionenftand 87. 

Pfarramt IL, 125. 134. 148. — Be 
ſetzung II, 156—178. — Beſetzung 
in der lathol. Kirche Preußens 286. 

Pfarrei, Parodie, Klafieneiutheilung 
Q, 160. 

Pfarreibaufachen, fireitige II, 245. 

Bfarrer, parochus f. Pfarramt. 

Pfarrgebäude, Errichtung neuer LI, 
243. 

Pfarrgehülfe II, 197. 

Bfarrtonturs II, 60, 4. 1. 61. 

Pfarrpfründe, juriftifche Perfönlichkeit 
DO, 227. 229. — Befleuerung ber 
Pfründe durch die Kirche IL, 239. 
— Teilung unb Bereinigung I, 
245—247. 


* 
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Pfarrſtiftung ſ. Pfarrpfründe. 

Pfarrverwalter, Verweſer II, 140. 

Pfarrvikar I, 137. — ſelbſtändiger 
I, 140. 

Pfarrwahl II, 162—167. 185. — in 
ber Tatbolifhen Kirche IL, 167. — 
in der altlatholifchen Kirche 302. 

Pfarrzwang II, 128. 

Bfründe f. Pfarrpfründe 

Plazet (placetum regium) 132—134. 
— in Preußen 208. — für ewan« 
gelifhe Kirchengeſetze in Preußen 
247— 249. :— für katholiſche 291 
bis 297. — nad franzöfifhen Recht 
292— 294. — in Bayern 314. 323. 
325 — 326. — Sadjfen 370 — 373. 
374. — Württemberg 377. 380. 
404 —408. — Baden 414. 425. — 
— Heflen 433. 

Pluralität IL, 159. 

Bontificale Romanım II, 89. 

Boftulation IL, 112, 4. 5. 

Prälat, evangelifcher, in Württemberg 
DI, 105,9. — Baden 420. — Heſſen 
II, 105, 9. 

Präfentationsrechte bes Batrons II, 
168— 175. 

Präfes der Kreisfynode II, 179. 

Prediger |. Pfarramt. 

Predigerfeminar IL, 56—58. 

Presbyterium II, 146. — f. Gemeinde⸗ 
firchenrath. 

Priefter II, 127—133. — können eine 
gültige Ehe eingeben 176. — über 
ihr Vermögen verfügen II, 26. — 
find regierungsunfähig II, 26. — 
f. Geiſtliche. 

Prieſterhaus, Strafhaus U, 207. 

Priefterfeminarien I, 35 — 36. 55. 
56—58. 

Privatdozenten der Theologie I, 45 
bis 50. 

Brivatgefellichaft, kirchliche, in Bayern 
355. 

Privatgottesdienft |. Haubgottesdienſt. 


megiſer. 


Probſt ſ. Bropft. 

Profeſſoren der Theologie II, 45—50. 

Brofamation 91. 

Propſt, Probſtei |. Superintendent, 
auch Dompropſt. 

Proſelytenmacherei 71—74. 

Proſynodalrichter II, 109. 

Proſynodalexaminatoren II, 61. 

Provinz f. Kirchenprovinz. 

Provinzialfonfiftorium f. Konfiftorium. 

Provimiallonzil f. Synode. 

Provinzialrechte in Preußen 196. 

Provinzialfynode |. Synode. 

Provinzialverband,, Abänderung 239. 

Prozeffionen, Nöthigung von Militär⸗ 
perfonen unb Beamten zur Theil- 
nahme an ſolchen 37—38. — von 
Lehrern und Schuljugend II, 18. — 
Unzuläffigteit aller Brozeffionen II, 
3—4, 

Prüfung, für die Entlaffung vom Gym⸗ 
naftum II, 3I—38. — wifienfchaft- 
liche Staatsprüfung nach beendigtem 
Univerfitätsfiubium IL 50—52. — 
theologiſch⸗ wiſſenſchaftliche IL, 35. 
50—60. — Anftellungs- oder Wahl⸗ 
fähigfeitsprüfung I, 58—61. — 
Beförberungsprüfung IL, 61. 


D. 
Duäler, Wehrpflit 81. 
DOninquennalfalultäten für bie Bi⸗ 
ſchöfe I, 119. 


Rabbinat 190. — in Bayern 353. 

Rabbinatamt gehört zu den geiftlichen 
Aemtern im Sinne bes Militär- 
geſetzes 82. — Belegung II, 155. 

Nabbine, Wehrpfliht 82. — Ber- 
faffungseid 21, A. 3. 22. 26. — 
Borbildung II, 36. — Prüfung U, 
56. 61. 

Rang der Geiftlihen II, 17. 

Rechner II, 155. 185. 
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Rechtgläubigkeit, Mangel berfelben als 
Grund der Disziplinarbeftrafung 
II, 218. 

Rechtsweg 273. — in Disziplinar- 
ſtraffachen II, 213. 216—217. 

Recursus ab abusu f. Relurs. 

Nebefreiheit der Mitglieder der Sy⸗ 
noben U, 77. 

Reformirte, franzöfifch- reformirte, in 
Preußen 224. 227. — deutich:refor- 
mirte in Preußen 227. 

Reichsangehörigkeit der Geiſtlichen II, 
27—30. . 

Reichsgeſetze über Religiond- ober 
Kirchenangelegenheiten 155—156. 

Neichstirchen 153. — altkatholiſche 301. 

Reichsgewalt, Zuſtändigkeit derſelben 
in Bezug auf Religionsſachen 149 
bis 153. 

Reifeprüfung II, 36. 

Rekurs gegen Mißbrauch der geiftlichen 
Amtegewalt (recursus ab abusu, 
appel comme d’abus) 32. 146. — 
in Preußen 214—218. — nad 
franzöfifhem Recht 216. — in 
Bayern 326—327. 356. — Sachſen 
360. 366. 373. — Württemberg 
381. 408—409. — Heſſen 433. U, 
174, 4. 194—196. 213. 217. 222. 

Religionsbelenntniß, ändert nichts an 
den ſtaatsbürgerlichen und bürger- 
lichen Pflichten und Rechten 80 bis 
81. 85. 

Religionsfreibeit 28. 39 —53. 85. 126. 
173. — in Preußen 306. — Bayern 
354. — Württemberg 410. 

Religionsgebräude, geſundheitsſchäd⸗ 
liche I, 9. 

Religionsgefellfehaft, Begriff 305. — 
ſ. Religionsverein. 

Religionslehre ſ. Lehrordnung. 

Religionsreverſalien in Württemberg 
385. 

Religionsübung, häusliche 29. 38. 306. 
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354. — öffentliche 29. 306. 354 bis 
356. 

Religionsunterricht in den öffentlichen 
Eulen 53. 54. 309. — Beauf- 
fihtigung deſſelben II, 21—24. 

Religionsverein (Religiondgefellichaft), 
Freiheit der Wahl deſſelben 39—53. 
Freiheit der Gründung folder 126. 
178. — verbotene 127. 175. — Bei: 
legung von Korporationsrechten 127 
his 130. — Staatsgeſetzliche Re⸗ 
gelung ihrer VBerfafiung 130149. 
— bürfen nicht mit außerbeutichen 
Bereinen in organifcher Verbindung 
fieben 147— 149. — Aufzählung ber 
mit Korporatisnsredht begabten 190 
bi8 191. — Gründung neuer in 
Preußen 306-309. — in Bayern 
353 — 3517. — Sadien 375. — 
Württemberg 410411. — Baben 
430 — Helen 440. — Religions: 
vereine ohne Korporationsrecht 
unterliegen bem Vereinsgeſetz 307 
bi 309. — mülſſen Statuten ein- 
reichen 308. — geben ſich ihre Ber- 
faflung frei 309. — in Bayern 353 
bis 357. — Württemberg 411. — 
Baden 430. 

Religionsverein, „rechtlich beftchenber”, 
Begriff IL, 2 

Religionswechfel , Freiheit dazu 39 
bis 53. 

Religiöfe Erziehung der Kinder 35. 
53—71. U, 124. 

Rendant II, 155. 

Aefjortreglement für die Verwaltung 
der preußifchen evangelifchen Landes⸗ 
firche 220. 

Reverfalien, Religionsreverfalien in 
Württemberg 385. 

Nituale Romanum II, 89. 

Römifches Recht 211. — in Sachen 
363. 


Rubegebalt II, 137—130. 205. 
Ruheſtand, Berfeung in IL, 137 bie 


Regiſter. 


139. — umnfreiwillige zur Strafe 
U, 205. 
Aurallapitel, Ranbfapitel IL, 186. 
ARyswider Frieden 14. 


©. 

Sacerdotium II, 128. 

Schiffsgottesbienft 149. 

Schisma 33. 

eh enamt, Geiftlihe ausgeſchloſſen 

‚19. 

Schulauffiht‘ dur Geiſtliche I, 21 
bis 25. 

Schulpflicht, erftredt fih auf Religion 
63. 


Schulreligion 53. 

Schwefterlirche, Schiweftergemeinbe II, 
146. 

Seelenfifcherei 71— 74. 

Seelforgeamt, feelforgerifches Amt 82, 
4. U, 125. — Grridtung wiber- 
ruflicher 242. 280. IL, 158. 

Seeljorgegebeimniß (Beichtgeheimniß) 
I, 15—17. 

Selbftbeftimmungsalter für bie Wahl 
des Religionsvereind 40. 

Seminar, Prebiger-, Priefterfeminar 
OD, 56—58. — Beſuch kirchlicher 
Seminare während des Univerfitäts- 
ftudiums II, 44. — wenbifches in 
Prag 370. — Knabenſeminare ver- 
boten HI, 35. 38—39. 

Separatiften, Webrpfliht 81. 

Gittenlehren II, 5—9. 

Spezialfuperintenvent II, 179. 

Staatskirche 28. 

Staatskirchengewalt 1. 

Staatsminiftertium (Geſammtminiſte⸗ 
rium in Preußen) 247. 248. — in 
Württemberg 380. 356. — Staats⸗ 
minifterium bes Innern für Kirchen: 
und Schulangelegenbeiten in Bayern 
324. 326. — in evangelicis be- 
auftragte in Sachſen 3683. 

Staatsprüfung |. Prüfung. 











Regifter. 


Staatsrath, franizöfifcher 217. 

Staatöreligion 28. 

Staatsfonveränetät |. Majeftätsrechte. 

Standesamt 89—90. 

Standesbeamte 87— 0. — Aufficht 
über diefelben 88. — Geiſtliche un⸗ 
fähig zu dieſem Amt IL, 20. 

Standesregifter 87— 90. — Einficht- 
nahme burch bie Geiftlichen IL, 25 
bis 26. 

Statuten, kirchliche, des Kreifes, ber 
Gemeinden 246— 248. 367. 122. 
I, 74. 

Sterbejahr |. Gnadenzeit. 

Sterberegifter 88. 

Stiftung II, 227—231. — Stiftungs: 
zwed II, 229 — 231. — Gründung 
und Erweiterung von Stiftungen 
DI, 231—235. — in Württemberg 
391-392. 


Stiftungstommiffion in Baben 426. 

Stiftungspfleger in Württemberg 391. 

Stiftungsrath ber (Ortsgemeinde) in 
Württemberg 379. — ewangelifcher 
391. — katholiſcher 401. 

Stimmredt f. Wahlrecht. 

Stolgebühren (jura stolae) 241. II, 
235. 236. 240 — 242. 243. 


Stolberg, Mebiatlonfiftorium 233. 
Stubirende der Theologie, Wehrpflicht 
83—85. 
Subbdiafonatsweihe II, 127—128. 
Succurfalpfarreien II, 157—158. 
Superintendent (Spezialfuperinten- 
bent, Delan, Propft, Infpeltor, Me 
tropolitan) DI, 178—181 u. 185. 
Superintendenturverwefer II, 181. 
Suspenfion vom Amt II, 206. 
Spnagogengemeinde II, 145, U 1. — 
Austritt aus folcher 46. 
Synodaleraminatoren 302. I, 60. — 
f. Brofynodaleraminatoren. 
Synodaltepräfentanz ber Altkatholiken 
302. 
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| Spmobalvorftand (Ausſchuß), Ge- 


neraliynodalvorftand II, 92—94. 
— Preußen 233. — Hannover 255. 
— Bürttemberg 393. — Baden 420. 
— Helen 435. — Provinzial- 
ſynodalvorſtand in Preußen 232. 
D, 93. — Areis ſynodalvorſtand 
HD, 179 - 182. 185. 

Synodalrath 233. 

Synode, in der evangeliſchen Kirche, 
General⸗, Landes⸗, Gefammt-, 
Provinzialſynode I, 94 — 88. 
— Berufung und Geſchäftsordnung 
I, 98 —100. — Zuftändigfeit II, 
102— 103. 105. — Preußen 230 
bis 233. — Hamover 251. 255. 
256. — Scleswig-Holftein 259. — 
Bayern 328. 332. 338 — 339. — 
Rheinpfalz 328. 3410—342. — Sach⸗ 
fen 364 365. — Württemberg 390. 
393 — 397. Baden 419. 
Helen 435. — Kreisſynode I, 
182 — 185. 186. — Preußen 231. 
Bayern 338. — Rheinpfalz 340. — 
Sachſen 364. — Württemberg 393. 
— Boden 419. — Heſſen 435. 

Synode in der katholiſchen Kirche, 
außer Gebrauch II, 109. 117. — 
zu ihrer Abhaltung ift Staats- 
genehmigung erforderlich 294. 297. 

Synoden der altlatbolifchen Kirche 
302, 

Synodus, evangeliſcher in Württem⸗ 
berg 377. 385 —397. — im Herzog- 
thum Württemberg 385. 


z. 
Taufe, ihre Bedeutung für die Auf- 
nahme in eine Kirche 50—52. 
Zaufgwang 36—37. 
Zaren (Stol- ober Gebilhrentaren) 
241. II, 235. 236. 240 —242. 243, 
Tegernſee'er Erklärung 319-321. 
Zemporalienfperre 317, X. II,67 —70. 
111. 
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Theologiſche Fakultäten II, 45. 53 bis 
56. 59. 

Theologiſche Prüfung |. Prüfung. 

Theologifhes Stubinm II, 39—30. 

Thudichum, Georg, defim Entwurf 
einer Kircbenverfaflung 135. 

Zeftirfreibeit der Geiſtlichen II, 26. 

Tiſchtitel (titulus mensae) II, 131. 

Titel für bie Ordination II, 131. 

Titel der Geiſtlichen IL, 17. — Berbot 
der Annahme folder von auswär- 
tigen Regierungen H, 17. 

Tochtergemeinde II, 145. 

Todte Hand II, 231. 

Zonfur IL, 127. 

Trauung, kirchliche 246. 

Zreneid |. Berfafjungseid, Eid. 

Tridentiner Konzil, Beichläffe defielben 
211—214. 

Tridentiner Glaubensbelenntnig II, 
46. 87. 89. 


u. 


Uebertritt, Freiheit des Uebertritts zu 
einem Religionsverein 39 — 53. — 
geheimer 49. — zum Iubdenthum 
32. — Verleitung oder Nöthigung 
dazu 71—74. 

Umlagen der NReligionsvereine ohne 
Korporationsrecht 309. — vgl. auch 
Kirchenſteuern. 

Uneheliche, relig. Erziehung derſelben 
69. — Ordination derſelben II, 130. 

Unfehfbarteit des Papſtes 275 — 279. 
— Ungültigkleit des Dogmas in 
Bayern 346—352. — Sachſen 370. 
— Bürttemberg 400-401. — Ver⸗ 
bot für alabemifche Lehrer II, 48. — 
für öffentl Lehrer. überhaupt LI, 89. 

Univerfität, Begriff IL, 44 — 50. 

Univerfitätsftubium ber Geiftlichen II, 
39 - 50. 

Union, Bedeutung berfelben in den 
acht alten Provinzen Preußens 228 
bis 230. 245. — in Hannover 251. 


Regifter. 


— in Kurkeflen 261. — in Bayern 
327. 331. — in ber Rbeinpfalz 310. 
— Bürttemberg 383 — 385. — Ein- 
| wirtung auf Die Lebrfreibeit ber 
Geiſtlichen II, 83—85. 
Unitätegemeinven in Preußen 228, 

ı Unterricht ſ. Schulmefen, Schulaufficht. 
Unterricht8freibeit II, 56. 
Unterrichtszwang, erftredt fih auf Re- 

ligion 53. 
Unterfeidungsjahre 40. 48. 
Unterſuchung gegen Weiftliche wegen 
Disziplinarvergehen I, 212. — 
gegen Rabbinen II, 223. 


Balanzeinkünfte IL, 239. 244, 

Balanzgefälle II, 239. 244. 

Vatikaniſches Glaubensbelenntniß LI, 
88. — ſ. Unfehlbarkeit. 

Venia concionandi U, 53, 9. 1. 

Venia legendi II, 15. 49. 

Veräußerung von kirchlichem Grund⸗ 
eigenthum II, 243. 

Bereine, ftaatsgefährliche 175. — vere 
botene 308. — f. Religionsverein. 
Bereinsgefeke, enthalten Beſtimmun⸗ 
gen über Kirchenſachen 151. 191. — 
finden Anwendung anf Religions- 
vereine ohne Korporationsrecht 306 

bis 309. II, 1—2. 

Bergabungen auf d. Siechbette II, 239. 

Verfaſſungseid der Geiftlidden 16—27. 
— in Bayern 317. 320. 321,4. 
369. — IL, 28—30. 113. 

Berlehr der Biſchöfe, Domlapitel ıc. 
mit dem Bapft, Ueberwachung bef- 
felben 297—299. 326. 341— 345. 

Berlündigung der Kirchengeieke und 
Verordnungen 204. 243. 248.396. — 
in der katholiſchen Kirde durch 
ben Bifchof 291. 372—373. 404. 

Verlöbniß, Gerichtöbarleit darüber ge- 
bübrt dem Staat 91. 

VBermögensrecht, kirchl. IL, 224—247. 


Regifter. 


Verordnungen, kirchliche ſ. Kirchen⸗ 
verordnungen. 

Beto, ſtaatliches, gegen Kirchengeſetze 
133. — der Ortsgemeinden gegen 
Neuerungen 135. 

Berfammlungen zu religiöfen Zwecken 
u, 1. 

Verſetzung auf eine andere Pfarrei 
zur Strafe II, 206 — 207. — des 
Bifchofs II, 207, U. 3. 

Berfegung in Rubeftandb IL, 137— 139. 
— unfreiwillige zur Strafe II, 205. 

Berwaltung des Kirchengutes IL, 229 
bis 231. 

Berwaltungsgerichte, Zuſtändigkeit 215. 

Berwaltungsweg, Vollſtredung auf 
bemfelben 207. 219. 

Bilar f. apoftolifcher Bilar, Kapitels: 
vifar, Generalvilar, Pfarroilar. 

Bilariatsgericht in Sachſen 369. 

Volationsrecht (Ablehnungsrecht) der 
Kirchengemeinde in Hannover II, 
172. 175. 

Vorbildung der Geiſtlichen 139 — 143. 
II, 27. 34—62. 

Bormundihaften, Uebernahme durch 
Geiftlihe II, 18. 

Borfänger (Kantoren) II, 156. — is- 
raelitifche, Disziplinarbeftrafung ber- 
felben II, 228. 

Borftand der Synoden |. Synobal- 
vorftand. 

Borunterfuhung gegen Geiftlihe und 
Kirchendiener TI, 212. — gegen 
Nabbinen II, 223. 

Votum negativum II, 164. 171. — 
f. Ablehnnngerecdt. 


W. 
Wählbarkeit der Geiſtlichen zu öffent⸗ 
lichen Aemtern I, 19—26. — zum 
Reichstag und zu Landtagen IL, 26. 
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Wählbarkeit zu Kirchengemeindbeämtern 
U, 151—153. — Aberlennung ber 
Wählbarkeit zu foldhen IL, 201. 

Wahlfähigleiteprüfung I, 53, U. 1. 
I, 58—61. 

Wahlreht zu Kirchengemeindeämtern 
D, 151 — 153. — Entziehung bef- 
felben IL, 200. 

Waifenanftalten 124. 

Baifenpenfionen II, 129. 

Wallfahrten II, 4. 

Wehrpflicht 80—85. 

Weihe IL, 125— 132. 

Weihbiſchof II, 108. 128. 

Wendiſches Seminar zu Prag 370. 

Weſtfäliſcher Frieden 13. 

Wiedertäufer (Baptiften) 267. 

Wiſſenſchaft, Freiheit derfelben II, 48. 

Wiſſenſchaftliche Vorbildung f. Bor- 
bildung. 

Wittwenlaffen II, 140. 

Wittwenverforgung II, 139. 

Wohlerworbene Rechte 15 


B. 

Zebntrechte, Aufhebung II, 224—225. 

Zeugnißpflicht 85. — Freiheit von der⸗ 
felben II, 16. — in Disziplinar- 
lachen gegen Geiftliche II, 212. 

Zivilehe 8T—90. 

Zivilgerichte, Zuftändigkeit in Diszi⸗ 
plinarfadyen gegen Geiftliche II, 213. 
216— 217. 

Zöfibat 143. II, 128. 

Zwangsgewalt fieht nur dem Staat 
zu 145. 

Zwangsvollſtreckung kirchlicher Ver⸗ 
fügungen 219. II, 216. 

‚ Zmwangsvorführung von Gemeinde- 
gliedern II, 200. 

Zweckbeftimmung des Kirchengutes II, 
. 229. 





Bierer’ige Hofbudgbruderei. Stephan Geibel & Go. in Altenburg. 
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